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Von  Enat  SwkMmp* 


Neuerdings  ist  in  der  Schrift  eines  Auslämii  rs  - )  luchL 
mit  Unrecht  darauf  hingewiesen,  dassdie  heutige  sozialpolitische 
Gesetzgebung  in  gewiaaer  Weise  an  das  politische  System 
Fiiedrichs  des  Grossen  anknüpfe,  der  €0  recht  eigentlich  als 
Mine  Aufgabe  betnushfcetef  »der  Anwalt  der  wirtechaftlieh 
Sehwaehenc  sm  sein. 

Diese  Anwaltschaft  der  Armen  schlägt  in  ihrer  Begrün- 
dung eine  Richtung  ein,  welche  stark  au  den  »Poiizeistaat« 
des  vorigen  Jahrhunderts  erinnert,  ohne  jedoch  dessen  absolutisti- 
sche Ungebundenheit  nachzuahmen.  Wir  meinen  die  gewaltige 
I^eiterang  der  staatlichen  Angaben,  insbesondere  jene  Aos- 
debnnng  des  5ffentlieben  Beebts  anf  Gebiete«  die  bisber  priyat- 
rechtlicber  Regelang  Torbehalten  wäre«.  Der  aufgeklärte  Ab- 
solutismus des  vorigen  Jahr iiunderts  kauntt:  überhaupt  keine 

1)  Der  Text  df>s  Gesetzeutwurts  und  der  Inhalt  der  Beschlüsse  der 
Rcichstagskommission  wird  ala  bekannt  voraugf^et^etzt  und  im  folgenden 
nur  «soweit  wiedergegebeOi  als  dies  aum  Verstäuduia  det  üeweisführtuig 
erforderlich  ist. 

2)  William  IlarbuU  JJawson ,  Bismarck  und  der  Staatsozialiamua. 
Deatacbe  Auegabe.    Hannover  1890.  S.  22. 
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Grenze  für  die  Staatsomnipotenz;  wo  der  Souverän  oder  die 
Eegierang  >das  allgemeine  WohU  durch  ihre  Massnahmeu 
fördern  wa  yinuMia  glaabte,  da  wurde  gesetasgeberiach  oder 
reglemeDtierend  elngegriffeD«  und  aach  YOr  dem  PriTateigentam 
wurde  nicht  Halt  gemacht»  eo  daee  von  einer  festen  Abgrenenng 
des  Privat-  und  öffentlichen  Rechtes  nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Nirgends  trat  diese  Auffassung  des  vorigen  Jahrhunderts 
klarer  zu  Tage,  als  in  der  grossen  preossischen  Gesetxeskodi- 
fikation,  dem  Allgemeinen  Landrecht.  So  stellt  der  §  74  der 
Einleitung  den  Satz  auf,  dass  alle  Prifabrechte  dem  öffentlichen 
Wohl  im  Falle  einer  Kollision  weichen  müssen;  so  enthalten 
die  Vorschriften  der  §§  38  ff.  I.  8.  A.  L.R.*8  «her  die  Wieder- 
herstelhing  baufiilliger  Gebäude  eine  vollständige  Verquickung 
des  üÖeutlicheu  Eechts  mit  privatrechtlichen  Normen.  Ein 
ganz  besonders  drastisches  und  lehrreiches  Beispiel  dafür,  wie 
der  Poliaeistaat  des  vorigen  Jahrhunderts  »das  allgemeine  Wohl« 
durch  Eingriffe  in  die  Privatrechtssphäre  au  f5rdem  suchte, 
bilden  die  §§  664  ff.,  818—820  IL  IIA.  L.R.*s.  Friedrich  der 
Grosse  wollte,  um  sein  Land  wirtschaftlich  zu  heben,  die  Seidea- 
kultur  einführen  und  befördern ;  um  nun  die  Seidenraupenzucht 
im  Lande  selbst  zu  ermöglichent  wollte  er  die  Bewohner  zum 
Anpflanzen  von  Maulbeerbaumen  zwingen«  Dies  suchte  man 
n,  a.  dadurch  ssu  erreichen «  dass  in  den  Torgedaehten  §§  der 
Sata  aufgestellt  wurde,  die  Einkünfte  aus  den  Ertragnissen  der 
Kirchhöfe  (Küstrn  der  ßegräbnisstellen  u.  dgl.),  welche  an  und 
fllr  sich  der  Kirchengemeinde  gebührten,  sollten  dem  Pfarrer, 
eventuell  dem  Küster  zufallen,  wenn  einer  von  diesen  den 
Kirchhof  mit  Maulbeerbäumen  bepflanzte.  —  In  den  §§  2  und  3 
IL  19  A.L.R.*s  sind  die  sozialistischen  Satze  aufgestellt,  dass 
einerseits  ein  Jeder  ein  —  gewissermassen  staatliches,  Ment- 
liches  —  Recht  auf  Arbeit  hat,  und  dass  andererseits  mittel- 
lose Mdssi^L^iinger  zu  nützlichen  Arbeiten  durch  Zwang  und 
Strafen  angehalten  werden  können. 

Gegenfiber  dieser  weitgehenden  Eiumischung  des  »Polizei» 
staatesc  in  die  Privatrechts-  und  WiUenssphSre  der  Einzelnen 
galt  die  Sicherung  der  Freiheit  des  Individuums  vor  staatlichem 
Zwang  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  modernen  »Rechts- 
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Staats«.  Zu  Beginn  und  gegen  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
machte  sich  denn  aoeh  die  Aufiassang  geltend,  dass  der  Staat, 
wenn  nicht  ausschliesslich ,  so  doch  hanptsachlich  die  An^S^he 
habe,  »Bechtssehate«  zu  gewähren  ond  die  Freiheit  des  Indivi- 
duums zu  äicliei  ii ;  ja,  nrdu  suchte  sogar  das  Gebiet  der  Gesetz- 
gebung insoweit  einzuengen,  als  man  gewijise  «Grundrechte«  *) 
aufstellte,  in  weiche  einzugreifen  auch  dem  Gesetzgeber  schleohfr« 
hin  oder  doch  anders,  als  im  Wege  der  Verfassangsänderang 
versagt  sein  sollte. 

Dieses  starke  Vorwiegen  des  »Individualismus«  —  von  den 
Nationalökonomeii  wird  die.-e  Erscheinuüg  mit  dem  bekannten 
Schh^gwort  »Mauchestertum«  bezeichnet  —  macht  neuerdings 
wieder  der  umgekehrten  Strömung  Platz:  das  Individuum  wird 
zn  Gunsten  »des  Staatswohlsc  oder,  wie  man  es  jetzt  nennt, 
der  »Gesellschaft«  sehr  in  seiner  Bewegangsfimheit  eingeengt. 
Jnristisch  ansgedrflckt  heisst  das:  das  öffentliche  Recht  greift 
wieder  in  das  bisher  dem  Privutrecht  vorbehaltene  Gebiet  über, 
wie  nunmehr  zu  zeigen  ist. 

Während  man  durch  das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni 
1871  öffentlich-rechtliche,  sog.  gesellschaftliche  Zwecke,  nämlich 
die  Sicherang  der  Arbeiter  gegen  Unfälle  und  insbesondere 
eine  ansreichende  Fflrsorge  fSr  dieselben  nach  eingetretenem 
Unfall  noch  auf  rein  privatrechtlichem  Wege  und  zwar  durch 

1)  Während  da«  A.  L.R.,  wie  im  Text  hervorgehoben,  verlsagt, 
dan  alle  Privatrechte  dem  Off^Mitlichea  Wohl  gegenüber  zu  weichen 
haben ,  atellt  umgekehrt  die  Preots.  VerfaBsong  is  Art  9  den  Satz  an 
die  Spitze:  »Das  Eigentum  ist  unverletzUch.c  Nnr  ananahmtweiM  kann 
es  auf  Grand  des  Geieties  entzogen  oder  beschränkt  werden* 

Die  Preaas.  VeriSuning  nennt  in  ihren  Artt  8  bis  42  eine  ganze  Reihe 
sog.  »Grandrecbtec  ,  welch  letztere  insbesondere  anch  einen  hervor- 
ragenden Bestandteil  der  deutschen  Yerfassungsorknnde  vom  28.  Mai 
1849  (Reicbfgea.Bl.  vom  28.  April  1849)  bilden. 

2)  Bahr  in  seiner  bekannten  Scbrift:  »Der  Rechtastaat«  Kassel 
1864  wollte  Bogar  alle  y-ublizibti^clien  RethStigungen  dea  Individuums 
als  subjektive  Rechte  hinstellen  und  ihnen  gleichsam  privatrechtUchen 
Schutz  dnrcb  die  or  lentlicbdn  Gerichte  gewähren. 

Die  cn^^yto  Hegrenzung  der  staatlichen  Thätigkeit  findet  sich  bei 
W.  vmi  Humboldt:  »Ideen  zu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit eines  Staates  zu  bestimmen.«  (Berlin  1851;  etwa  1195  vertasst). 
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Abandenmg  gewisser  Grundsatze  des  Friiaireohts  %xk  emidMB 
SQolile,  griff  «mächst  das  ErankenTersicherong^gesets  vom 
16.  Jani  1B83  jmä  demnSclui  Boch  weiter  das  Un&llvenlebe» 
rangsgeBetz  Tom  6.  Jali  1884  mit  entschloflsener  Hand  in  die 

bisherige  Theorie  von  den  Grenzen  nnd  der  Wirksamkeit  des 
Rechtsstaates  eiu  und  das  also  begonnene  Werk  wurde  in  der 
eingeschlagenen  Richtnng  durch  das  Beichsgesetz  vom  22,  Jaai 
1889  betreffend  die  luvaliditäts-  und  AltemersMerang 
vollendet 

Wie  tief  diese  Gesetee  in  die  individoelle  Freiheit  des 

Einzelnen  eingreifen,  welchen  Brucli  mit  der  bis  (]ahiu  gel- 
tenden Anschauung   von   den  Grenzen  (ier    Wirksamkeit  dm 

Kechtsstaates  sie  bedeuten,  das  mögen  einige  Beiepiek  venui- 
schanlicben. 

Das  Erankenversieherangsgeseta  aw  i  n  g  t  eine  ganae  Ab- 
aabl  TOB  Arbeitern,  einen  bestimmten  Bmehteil  ihres  Arbeits- 
verdien stes  an  eine  »Krankenkasse«  abzuführen,  ans  deren 
Mitteln  sie  im  Falle  der  Erkrankung  unterstützt  werden  ;  diese 
ZablungsverpEicbtung  ist  ebenso,  wie  diejenige  der  Arbeitgeber, 
auch  ihrerseits  Beiträge  an  die  Krankenkasse  zu  Gunsten  der 
bei  ihnen  beschiftigten  Arbeiter  m  leisten,  eise  öffentlicli- 
reditiiehe,  vrie  nicht  minder  aneh  der  UntorstHtaangsanspradi 
5 ff eatlich -rechtlicher  Natnr  ist. 

Während  es  also  bisher  vuu  dem  freien  Belieben  der  Ar- 
beiter abhing,  ob  bie  sich  gegen  eintretende  Krankheitsfälle 
durch  Beitritt  zu  den  sog.  »eingeschriebenen  Hiliskassenc 
(£t.G.  vom  7.  April  1876,  R.G.B1.  S.  125)  »veniehem«  wollton, 
unterliegen  sie  jetat  einem  sog.  Öffentlich-rechtlichen  »Ver- 
sicherongsawangc.  —  Wahrend  femer  die  Festsetzung 
der  Höhe  des  Arbeitslohnes  der  freien  Ijeliebigen  Vereinbarung 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  unterlag,  wirkt  nun- 
mehr der  Staat  insofern  bestimmend  auf  diese  Vereinbarung 
ein,  als  er  den  Arbeitgeber  zwingt,  ausser  dem  Tcreinbarten 
Lohn  EU  Gunsten  der  bei  ihm  besctöffcigten  Arbeiter  Beitriige 
für  deren  Krankenversicherang  zu  zahlen,  welche  somit  auch 
einen  Teil  des  Aequivaleuts  für  die  Arbeitsleistung  bilden. 

Noch  grössere  öffentlich-rechtliche  Lasten  sind  dem  Arbeit- 
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geber  durch  das  ünfallTeraicherungsgesetz  aufgebOrdat,  indem 
er  durch  dieses  fttr  jeden  dem  Arbeiter  im  Betriebe  zuetoeaendeo 
Unfall  ▼ermSgenerechtlieh  yerantworUicb  gemacht  wird,  ohne 

Rücksicht  darauf,  ob  ihn  oder  seine  Beamten  ein  Verschulden 
an  dem  Unfall  trifft  oder  nicht.  —  Die  bisherij:^e  [)i  ivatrecht- 
liche  Verautwortlichkeit  des  Arbeitgcberä  für  üntaile  seiner 
Arbeiter  nach  den  Grundsätzen  das  ZiTÜrechte  ist  somit  jetzt 
in  eine  dffentUch-reehtliehe  Verpfliehtnng  umgewandelt,  welche 
anasehlieeslich  durch  die  Thateache  des  Eintritte  in  das  Arbeits- 
verhältnis  und  dee  ünftiUs  beim  Betriebe  entsteht 

Das  neueste  sozialpolitische  Gesetz  vom  22.  Juni  1889 
legt  den:  Arbeiter  die  Verptlichtung  auf,  sich  gegen  die  Folgen 
der  Arbeitsunfähigkeit  (Invalidität)  und  des  Alters  zu  ver- 
sichern, zwingt  den  Arbeitgeber,  Beitrage  an  den  Kosten  dieser 
Versicherung  zu  leisten,  wirkt  damit  also  indirekt  wieder  auf 
die  Höhe  des  Arbeitslohns  ein  und  macht  endlich  die  unter 
das  Gesetz  fallenden  Arbeiter  zu  Pensioiiüreu  des  Reiches,  in- 
dem dieses  zu  den  Kosten  der  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherong  Zuschüsse  leistet. 

Dadurch  ist  mit  dem  einen  Axiom  von  den  Grenzen 
und  der  Wirksamkeit  des  bisherigen  »Rechtsstaates«,  seinen 
Angehörigen  »Rechtsschutz«  zu  gewähren,  zweifellos  aufs  Ekla- 
tanteste gebrochen  und  eine  Rfickkehr  zu  dem  früheren  Po- 
lizeistaate angebaliut,  dessen  Aufgabe  es  war,  das  Allgemein- 
wohl in  jeder  Weise  zu  fördern  und  insbesondere,  wie  es  in 
S  1  IL  19  A.  L.Rs.  heisst,  »für  die  Ernährung  und  Ver- 
pflegung dajenigen  Bürger  zu  sorgen,  die  sich  ihren  Unter- 
halt nicht  selbst  yerscfaaffen  —  können.« 

Einen  weiteren  Sehritt  auf  diesem  Wege  bildet  der  gegen- 
"^vilrtig  dem  lieichstag  zur  Beschlussfa^sinii^  vorliegende  »Ge- 
setzeritwurf  betreifend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung« 
oder  das  »Arbeiterschutzgesetz«,  wie  es  kurzweg  genannt  wird. 

Um  Missverständnissen  vorzubeugen,  will  ich  hier  ans- 
drOckUch  betonen,  dass  ich  weit  davon  entfernt  hin,  die  gogen- 

1)  Der  aelteno  Auflnahmefal),  daBs  der  Arbeiter  seinen  Unfall  vor- 
8ätzHch  herbeigeführt,  "was  die  Haftbarkeit  des  Arbeitgebers  atti- 
achiiesat,  kommt  fSx  die  Aoafilhiuogen  des  Textee  nicht  in  Betracht* 
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iH&rtige  Tendenz  unserer  Gesetzgebung  prinzipiell  als 
▼erwerfUcli  um  deswillen  m  bek&mpfen,  weil  sie  mit  der 

bisher  herrscheuden  Auffassung  von  den  Grenzen  der  Wirk- 
samkeit des  Keulitsstaats  gebrochen  und  in  einer  Hinsicht 
zu  den  Auschautingeu  des  Yorigen  Jahrhunderts  zurückgekehrt 
ist    Wer  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Menschheit  und 
insbesondere  diejenige  des  Rechts  anfmerksBinen  Anges  verfolgt 
hat,  wird  mir  zugeben,  dass  die  RQekkehr  m  den  Institn- 
tionen  früherer  Zeiten  nicht  immer   und  unter  allen  Um- 
standen einen   Rückschritt   bedeutet.     Statt  aller  an- 
deren Beispiele  sei  Itier  zum  Beweise  des  Gesagten  nur  daran 
erinnert,  dass  erst  die  Neuzeit  das  bis  vor  wenigen  Dezennien 
im  Zivil-  nnd  Strafprovess  herrschende  schriftliche  Ver- 
fahren durch  den  bereits  im  altdeutschen  nnd  römischen  Recht 
geltenden  Grundsatz  der  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit 
des  Verfahrens  ersetzt  und  damit  einen  unzweifelhaften  und 
im  Wesentlichen  uubesiritteuen  Fortschritt  gemacht  hat. 

Eß  kann  übrigens  hier  ganz  dahin  gestellt  bleiben,  ob  an 
und  fttr  sieh  die  RQekkehr  zn  ien.  oben  skiszierten  Prinzipien 
des  »Polizeistaates«  einen  Fortsdiritt  oder  einen  Rfickschritt 
bedeutet 

Denn  wenn  ich  mir  auch  die  Aufgabe  gestellt,  den  vor- 
liegenden Entwurf  der  Gewerbeorduungsuovelle  einer  Kritik 
zu  unterziehen,  wenn  ich  deshalb  auch  die  Frage  erörtern  und 
zu  lösen  Tersttchen  muss,  ob  derselbe  gegenaber  der  bis  jetzt 
geltenden  Gewerbeordnung  als  ein  Fortschreiten  der  Geseti^ 
gebung,  also  als  eine  Besserung  des  jetzigen  Rechtszustandes 
zu  bezeichnen  sei,  su  kann  ich  diese  Frage  doch  nicht  mit  dem 
Argument  entscheiden ,  der  Gesetzentwurf  greife  über  den 
Rahmen  des  Rechtsstaats  hinaus,  indem  er  bisher  rein  pri- 
Yatrechtliche  Angelegenheiten  nunmehr  dem  Gebiete  des  dffent^ 

1)  Hierbei  will  ioh  nur  nooh  arwUiaen,  dan  das  blosie  Wort  »Po- 
lisei«taat«  fQr  den  Juristen  ein  Argument  pro  oder  contra  selbstredend 
nicht  bildet,  wie  dies  leider  in  der  Prono  und  der  sog.  »öffentlioheii 
MeinnBgc  yielfAch  der  Fall,  bei  welcher  lO  häufig  der  Gebrauch  ge- 
winer  Sohlagworte  die  Begründung  einer  beitimmten  Antioht  er^ 
astien  moti. 
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liehen  Rechts  überweise.  Der  Kritiker  nuiss  sich  vielmehr 
auf  dm  Boden  des  geltenden  Kechts  stellen ;  er  mnss  sich 
sagen,  dass  dorch  den  Erlass  der  obenerwähnten  drei  sozial- 
politlaohen  Gesetae  mit  deijenigea  ADsehammg,  welche  dem 
Staate  andi  fttr  seine  gesetslicfaen  Aufgaben  gewisse  Schran- 
ken auferlegte  und  insbesondere  eine  fast  schrankenlose  Frei- 
heit des  Individuums  ohne  Rücksicht  auf  die  etwa  entgegen- 
stehenden Interessen  der  Gesellschaft  begünstigte,  weiche  m. 
a.  W.  jeden  Eingriff  des  Staates  in  die  Privatrechtsphäre  aa& 
streDgete  Terwebrie,  wenigstens  fttr  die  jetst  lebende  Genera- 
tion endgOlÜg  gebrochen  ist  Ei  haesse  also  einen  durch  die 
neueste  Gesetzgebung  bereits  entschiedenen  Streit  nutzlos  von 
neuem  beginnen,  wollte  nian  hier  die  Frage  aufwerfen,  ob 
überhaupt  der  Staat  in  das  priTatrechtliche  Gebiet  durch  öffent- 
lich-rechtliche Normen  eingreifen  darf.  Diese  Frage  ist  yiel- 
mehr  bereits  bejahend  entBchieden  ond  deshalb  f&r  den  Kritiker 
eines  einseinen  Gesetxes  nur  su  prnfsn,  ob  das  neue  Qeseta 
sich  als  eine  fol  ger  i  cht  i  ge  Weiterbildnng  des  bisher  gel- 
tenden Rechts  charakterisiert. 

Ist  es  mir  durch  diese  einleitenden  Bemerkungen  gelungen, 
darznthun,  dass  einerseits  der  heutige  Staat  es  nicht  bloes  als  seine 
Anfgabe  betraehteti  »Bechtsschnta  m  gew&hrenc,  dass  er  ins- 
besondere anch  die  Interessen  und  das  Beste  der  im  Staate  tsi^ 
einigten  »Gesellschaftc  zn  fördern  hat,  so  ist  damit  för  die  nach- 
folgenden Betrachtungen  der  richtige  Standpunkt  gewonnen. 

Eibe  ich  jedoch  zu  meiner  eigentlichen  Aufgabe  über- 
gehe, bedarf  es  noch  einer  anderen  prinzipiellen  Verständigung. 

Wie  bemerkt  hat  das  heutige  deutsche  Reich  diejenige 
Ansehanung  von  dem  Wesen  ond  den  Aoi|püben  des  Rechts* 
Staats,  wie  sie  m  Beginn  nnd  bis  snr  Mitte  dieses  Jahrhun- 
derts geherrsclib,  teilweise  über  Bord  geworfen  und  ist  inso- 
weit zu  dem  »Polizeistaat«  des  vorigen  Jahrhunderts  zurück- 
gekehrt. Sind  wir  damit  aber  überhaupt  zu  den  Grundsätzen 
und  dem  System  des  Poliaeistaates  des  vorigen  Jahrhunderts 
Obergegangea? 

Diese  Frage  man  m«  EL* unbedingt  und  unbedenldieb 
verneint  werden. 
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Der  Begriff  des  Rechtsstaat«  scbliesst  bw  e  i  Momente  in 
sich:  einmal  die  BegrenzuDg  der  staatlichen  Auf- 
gaben auf  gewisse  Gebiete,  sodann  die  Verwal- 

tnng  des  Staates  —  das  Wort  Verwaltung  im  weitesten 
öiiuie  geiioiuiiien  —  nach  den  Prinzipien  des  Rechts 
oder  wie  Gneist  der  Begruiulei  d  ieser  Auffassung  von  dem 
Wesen  des  Rechtsstaats,  sich  ausdrückt:  >die  Verwaltung 
des  Staates  naeh  den  Gesetaen  des  Landes.« 

Darin  gerade  unterscheidet  sich  der  heu- 
tige Staat  am  aller  wesentlich  sten  Ton  dem  Po- 
lizeistaat des  vorigen  Jahrhunderts,  das«,  während  iii  die- 
sem die  Handhabung  der  Verwaltung  lediglich  dem  schranken- 
losen durch  keine  Gesetze  und  kein  geordnetes  Rechtsverfahren 
eingeengten  Ermessen  der  Behörden  und  des  Staatsoberhaupts 
flberlassen  war«  heutzutage  auch  das  Gebiet  der 
Verwaltung  durch  aablreiche  Gesetze  fest  ge^ 
regelt  ist,  deren  richtige  Anwendung  der  Eon* 
trolle  von  Verwaltungsgerichten,  also  einem  ge- 
ordneten Rechts s c h u tze ,  unterliegt* 

Diese  Seite  des  Rechtsstaats  wird  gerade  in  der  neuesten 
Gesetzgebung  des  Reiches  und  der  grteeren  Bundesstaaten 
nicht  nur  nicht  zurOckgedrangt ,  sondern  vielmehr  ganz  be- 
sonders gepflegt;  es  ist  das  eifrigste  Bestreben  aller  Gesetz- 
gebnn<^sfaktoreü,  überall  an  Stelle  ))oli/(jilicher  Willkür,  wie 
sie  innerhalb  des  Polizeistaats  des  vorigen  Jahrhunderts  uiüg- 
lich  war  und  thatsächlich  geübt  wurde,  feste  gesetsdiche  Nor- 
men und  einen  wohlgesicherten  Rechtsschutz  zu  setzen,  was 
schon  aus  der  EinfQbrttng  der  neuerdings  fiberall  Platz«  grei- 
fenden Verwaltungsgerichtsbarkeit  erhelli 

Bei  der  uns  obliegenden  Kritik  de.s  Entwurfs  der  Novelle 
haben  wir  also  jranz  besonders  scharf  zu  prüfen,  ob  derselbe 
auch  allen  Erfordernissen  des  modernen  Rechtsstaats  insofern 
entspricht,  als  er  jede  polizeiliche  Willkür  ausschliesst  und 
klare  einen  sicheren  Bechtsschutz  gewährleistende  Bestim« 
mungen  aufstient,  so  dass  er  auch  nach  dieser  Richtung  hin 


1)  Qneistx  Der  BechtMtaAt.   Berlin  1872. 
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als  eine  Weiterbildung  der  heutigen  Aofifassnug  von  den  Auf- 
gaben und  der  Wirksamkeit  des  Staates  sieh  charakterisiert. 

Unter  Ztigrandelegung  der  vorstehend  entwickelten  allge- 
meinen Geeicbtspunkte  soll  nun  im  Nachstehenden  zunächst 

der  liilialt  iles  Gesetzrntvvurfs  kurz  skizziert  und  im  Anschiusa 
daran  einer  Kritik  unterworfen  werden. 

Der  Entwurf  zerfallt  in  7  Artikel,  deren  erster  den  seit 
firlass  der  G.G.  schon  so  Tielfach  abgeänderten  VIL  Ab- 
schnitt derselben  einer  gans  neuen  Redaktion  unterwirft,  die 
zwar  in  einzelnen  §§  wörtlich  mit  dem  bisherigen  Recht  über- 
einstimmt, im  übrigen  aber  die  allereinscbneidendsten  Aende- 
rungen  das  gegenwärtigen  Kecbtszustandes  zur  Folge  hat,  wie 
wir  sogleich  sehen  werden. 

Der  Art.  2,  welcher  bestimmt,  dass  an  Stelle  der  Bezug- 
nahme auf  den  durch  den  Entwarf  aufgehobenen  §  120a  der 
jetzigen  G.G.  der  §  8  Abs.  1  des  Ges.  betr.  die  Gewerbege- 
richte tritt,  ist  gei^enwärtig  überHüssig  geworden,  da  das 
letztere,  am  24.  Juli  1890  erlassene  Gesetz  (R.  G.Bl.  S.  141) 
bereits  in  §  78  Abs.  2  eine  entsprechende  Vorschrift  enthält. 
Der  Artikel  d  erweitert  die  Befugnisse  der  Innung,  indem  er 
ihr  auch  die  Regelung  der  Ueberwaehung  der  Vorschriften 
der  §§  105a  bis  105g,  120  bis  120e,  des  Entwurf^  Oberträgt, 
soweit  es  sich  dabei  um  die  der  Innung  augehörigen  Lehr- 
linge handelt. 

Durch  Artikel  4  wird  eiue  ziemlich  umfangreiche  Krwei- 
ternng  und  teilweise  Neuregelung  der  Strafbestimmungeu  der 
Gewerbeordnung  Torgeseben ,  auf  welche  gehörigen  Grtes  sa- 
rllckznkommen  ist. 

Art.  5  Sndert  den  §  154  G.G.  ab ,  welcher  eine  Anzahl 
von  Personeukategorieu  aulkahlt,  betreffs  dereu  einzelne  Vor» 
Schriften  des  VII.  Titels  Anwendung  bezw.  gar  keine  Auwen- 
dung finden.  In  Art.  6  werden  durch  einen  Zusatz  zu  §  155 
Abs.  2  der  G.G.  einselne  Torscbriften  des  VII.  Titeis  f Or  die 
unter  Reichs-  oder  Staatsverwaltung  stehenden  Betriebe  modi- 
fiziert und  Ari  7  endlich  enthalt  die  yorsehriften  über  das 
InkxaiUrcleu  des  Gesetzes  und  dessen  einzelner  Teile. 
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Im  einzelnen  wird  der  Inhalt  des  Ge8eiaeQtwar£i  bei  der 
nao  folgenden  Kritik  desselben  zat  Erdrtemag  gelangen. 

Der  neoe  III,  Titel  zerfSllt  in  sechs  Abschnitte,  Ton  welchen 
der  Abschnitt  Illa,  welcher  die  YerhaltniAse  der  Betriebs- 
beamten, Werkmeister  und  TecbDiker  bebaudelt,  ganz  neu 
eingeschaltet  ist,  während  der  jetzt  den  V.  Abschnitt  bildende 
§  139b  bereits  in  der  jetzigen  G.O.  existiert,  ohne  aber  hier 
als  ein  besonderer  Abschnitt  aufgefllhrt  an  sein 

Dies  Toransgeschickt,  soll  nunmehr,  im  Wesentlichen  im 
Anschlass  an  die  Paragraphenfolge  des  Gesetsentwnrfe,  dessen 
Inhalt  iü  suiuea  wichtigsten  Neuerungen  einer  ßesprechuug 
unterzogen  werden. 

1.  Der  »freie«  Arbeits?e rtrag. 

Wie  die  bisherige  G.O.  stellt  aach  der  Entwurf  in  §  105 
den  Sata  an  die  Spiiase: 

>Die  Festsetzung  der  Verhältnisse  zwischen  den  selbstän- 
digen Gewerbetreibenden  und  den  gewerblichen  Arbeitern  ist, 
vorbehaltlich  der  durch  Eeichsgesetz  begründeten  BeschräD- 
knngen,  Gegenstand  freier  üebereinkunftc  — 

Liest  man  nur  diesen  Sata,  so  sollte  man  glauben,  das 
Prinzip  TöUiger  Vertrags  freiheitbehemche  ror  wie  oach  das  Ver- 
hältnis der  Gewerbetreibenden  und  ihrer  Arbeiter  und  sei  nur 
durch  einzelne  reichsgesetzliclie  Ausuabiuen  durchbrochen.  — 
Dem  ist  aber  keineswegs  so ;  um  dies  darzuthun,  um  zugleich  zu 
erweisen,  dass  die  Formulierung  des  §  105,  wenn  die  übrigen 
Vorschriften  des  Entwarft  zum  Gesets  erhoheo  werden,  ganz 
anders  gestaltet  werden  mnss  und  um  endlieh  die  Bichttgkeit 
des  eingangs  aufgestellten  Satzes  darzuthnn,  dass  die  neueste 
Gesetzgebung  bewubäteruiassuu  bisher  privatrechtliche  Gebiete 
durch  öüentlich-rechtliche  Vorschriften  geregelt  hat  and  weiter 

1)  Nicht  recht  verständlich  ist  es,  waram  der  die  Verhältniage  der 
Betriebsbeaniten  behandelnde  Abschnitt  mit  Illa  und  somit  gewinar- 
raaasen  als  Appendix  des  AbBchnittea  III  »LehrlingsyerhÄltnisse«  nu- 
meriert ist ,  zumal  die  Einteilung  der  bisherigen  G.O.  ohnehin  nicht 
beibehalten  worden  und  die  Paragraphenfolgd  durch  die  EünteUoiig  in 
Ab»olimtte  nicht  aiteriert  wird. 
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regeln  wiü|  mosB  hier  auf  die  Entetehmigeg^hiebte  des 
§  105  G.G.  nurQckgegaugen  werden.  — 

Derselbe  lantete  nrsprQnglioh  in  der  Fassung  der  Gewerbe- 

Ordnung  vom  21.  Juiü  1869  (B.G.Bl.  S.  245)  iu  wörtlicher 
üebereinstimmung  mit  dem  §  134  der  Preu^äischen  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845  S.  41),  soweit  es  hier 
interessierfc:  * 

»Die  FeetsetBong  der  Yerbältnisse  «wischen  den  selhstan- 
digen  Gewerbetreibenden  nnd  ihren  Gesellen,  Geholfen  nnd 

Leiiriiugen  ist  Gegenstand  freier  üebereinkunft.« 

Der  hier  oliiie  jede  Einschränkung  ausgesprochene  Grund- 
satz der  Vertragsfreiheit  für  die  Regelang  des  Arbeitsverhält- 
nisses ist  im  Gesetz  anch  im  einzelnen  in  vollem  Umfange 
anerkannt;  einige  wenige  Ansnahmen,  welche  sich  auf  die 
Sonntagsarbeit  (§  105,  Abs.  2),  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Fabrikarbeiter  (§§  128 — 133)  und  das  Verbot  des  sog.  »Truck- 
systems 4  betreiis  der  Lobnausziihlung  an  die  Fabrikarbeiter 
beziehen  (§§  134 — 1B9),  sind  für  die  ?oUe  Geltung  des  Prinzips 
selbstredend  einflusslos.  — 

Die  anch  in  der  jetzt  Torliegenden  Novelle  enthaltene 
Etnschrftnknng  des  obigen  Grundsatzes,  wonach  zwar  »die  freie 
üebereinkunft«  zulässig  ist,  jedoch  nur  »vorbehaltlich  der 
durch  Reichsgüsetz  b  e  r  tl  n  d  e  t  e  n  Beschrän- 
kungen«, verdankt  dem  am  1.  Januar  1879  in  Kraft  ge- 
tretenen Reichsgeeetz  vom  17.  Jnli  1878  (R.G.Bi.  S.  199) 
betr.  die  Abändemng  der  Gewerbeordnung  ihre  Entstehung. 

Dorch  dieses  Gesetz  erhielt  der  VIT.  Titel  der  G.G.  zum 
ersten  Male  eine  vollständig  neue  und  im  Wesentlichen  bis  jetzt 
nicht  veränderte  Fassung? :  aber  auch  in  dieser  wurde  das  Prinzip 
der  Vertragsfreiheit  als  Hegel  aufrechterhalten.  —  Der  ein- 
schränkende Zusatz,  welcher  sich  schon  der  ganzen  Wortfassung 
nach  als  Ausnahme  charakterisiert,  ist  in  den  Einzelheiten 
des  Gesetzes  vom  17,  Juli  1878  in  der  That  auch  nur  als  solche 
zur  Geltung  gekommen;  soweit  dies  hier  interessiert,  weicht 
das  gedachte  Gesetz  von  der  G.O.  vom  Jahre  1869  auch  nur 
insüfern  ab,  als  es  hinsichtlich  der  Beschaftigimg  von  jugend- 
lichen Arbeitern  die  Yertragsfreiheit  etwas  weiter,  als  bis  dahin 
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der  Fall,  einschränkt,  und  als  es  pjewisse  Besclnünkuii^eii  he- 
ireffä  der  Zeit  und  Art  der  Beächättiguug  von  Arbeiteriauen 
einführt  (§  135)  —  bezw.  die  Zulteigkeit  von  Einscbränkiuigttii 
durch  Bescbluss  des  Bandesrate  gestattel  (§  139  a). 

Für  die  weitaus  fiberwiegende  IKphrsalil  aller  Arbeiter, 
n&niHcli  flBr  die  m&nnlidiftTi  erwachsenen  Arbeiter ,  ist  aber 
das  in  §  105  sanktionierte  Piiuzip  voller  Vertrap^sfreiheit  — 
abgesehen  von  dem  bereits  in  der  G.G.  von  1869  enthaltenen 
und  jetzt  lediglich  auf  alle  gewerblichen  Arbeiter  ausge- 
dehnten Verbot  des  »Trueksystemsc,  sowie  Ton  der  nur  in 
klarerer  Fassang  nun  Ansdraek  gebrachten  aivilreeht- 
liehen  Unwirksamkeit  einer  Verpflichtung  zur  Sonntags- 
aibeit  —  in  ungeschmälerter  Geltung  geblieben.  — 

Konute  also  bishei*  mit  Recht  dem  VII.  Titel  der  ij.O. 
der  Grundsatz  an  die  Spitze  gestellt  werden,  dass  das  Vertrags- 
verhaltnis  zwischen  A r beitgebem  und  Arbeitnehmern  im  All* 
gemeinen  und  abgesehen  von  Yereinzelten  reichsgesetalieheik 
Ausnahmen  der  freien  Uebereinkunft  der  Betheiligten  Oberlassen 
ist,  so  lässt  sich  das  Gleiche  von  dem  jetzigen  Entwurf  nicht 
mehr  sagen.  —  Indem  dersell>e  gleichwohl  die  bisherie^e  Fassung 
beibehält,  entsteht  eine  bedauerliche  Inkongruenz  in  dem  Gesetze: 
der  anch  jetzt  noch  an  der  Spitze  stehende  Grundsatz  der  Ver- 
tragsfreiheit ist  in  den  EinzelTorsehriften  nicht  verwirklicht; 
wahrend  das  Gesets  bisher,  nur  wenige  Ausnahmen  tou  dem 
Prinzip  zuliess ,  die  flberdies  auch  fast  nur  jugendliche  oder 
weiblielie  Personen  betrafen,  ist  nuumehr  auch  die  Beschäftigung 
der  erwachsenen  mänulicheu  Arbeiter  in  einschneidender  Weise 
der  gesetzlichen  Regelung  unterworfen.  — 

So  gestaltet  der  Entwurf  die  bisherige  aivilreeht- 
liche  Unwirksamkeit  der  Verpfliehtung  zur  Sonn- 
tagsarbeit in  ein  öffentlich-rechtliches  Verbot 
der  letzteren  um;  durch  die  neuen  Vorschriften  über  die 
Notwendigkeit  des  EiiiAÄbes  von  Arbeitsordnungen  und  ihren 
Inhalt  wird  in  die  Regelung  des  Arbeitsvertrages  in  der 
weitgehendsten  Weise  eingegriffen;  durch  Beschluss  des  Bun- 
desrato  kann  sogar  für  gewisse  Gewerbe  die  Dauer  der  an* 
ttssigcn  täglichen  Arbeiftsnift  auch  fllr  erwachasne  m&nnliche 
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Personen  fecsti^esefczk  werden ,  wiilirend  die  Dauer  uud  Art  der 
BewbäftigiiDg  jugendlicher  und  weiblicher  Personen  ins  einzelne 
gvnereU  geseisHeh  geregelt  ist  Bn  dieeem  Inhalt  des  £ntirar& 
üt  doch  offlmbmr  die  Beibehaltong  des  in  §  106  ansgesprocheneD 
Onmdsatces,  die  Festsetseng  der  Yerfaftltnisse  «wischen  den 
selbständigen  Gewerbetreibenden  und  den  gewerblichen  Ar- 
beitern sei  Gegenstand  > freier  Uebereinknnftc,  welche  nur  aus- 
nahmsweise gewiiisen  reichsgesetzlich  normierten  Bescbräu- 
knagen  nnterliege,  eine  Umkehrung  des  wahren  Sachverhalts; 
im  allgemeinen  ist  das  Verh&ltnis  der  Arheitgeher  au  den 
Arbeitaeiioiern  reich sgesetsl ich  geregelt;  nar  soweit  das 
Reiehsgesetz  keine  Bestimmungen  trifft  oder  ansdrfleklieh  ver^ 
tragsmässige  Regelung  zulässt,  kommt  die  letztere  in  Betracht. 
—  Diese  Sachlage  mUsste  auch  in  der  Fassung  des  Gesetzes 
ihren  Ansdmck  finden;  der  Gesetzgeber  muss  unumwunden 
aaerimiiien,  da»  er  den  frfiher  von  ihm  eingenommenen  Stand» 
punkt,  wonaeh  die  Belang  des  Arbeitsverhiltnisses  Gegenstand 
privatreehtlieber  Abmachung  der  Beteiligten  war,  ve^- 
lasseii  mid  statt  dessen  jetzt  von  der  üeberzeu^ng  durchdrungen 
ist,  dass  diese  Regehiiior  in  erster  Linie  eine  Aufgabe  der  staat- 
lichen Fürsorge  bildet  und  somit  den  Vorschriften  des  off  eu  t- 
licken  Beehts  unterliegt. 

Denigemiss  mtote  der  g  106,  wenn  er  mit  den  übrigen 
YorsdiTiflen  des  Entwurfs  in  Binkiang  stehen  soll,  etwa  fol- 
gende Fassung  erhalten:  »Die  Festsetzaiif,'  der  Verhältnisse 
zwischen  den  selbstäüdi't^en  Gewcrl)etrpil)enden  und  den  gewerb- 
lichen Arbeitern  unt^liegt  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes; 
soweit  dasselbe  keine  zwingenden  Vorschriften  enthält,  ist  die 
Bsgelnng  durch  Vereinbarung  der  Beteiligten  anÜssig.c 

2.  Die  Sonntagsruhe. 

Das  Verbot  der  Sonntagsarbeit  ist  in  den  §§  106a  bis 

105h  eiugeheiul  geregelt;  es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  pröfeu, 
inwieweit  durch  dieae  Vorschnflen  das  Einkommen  des  Arbeiters 
geschmälert  oder  der  Wettbewerb  der  deutschen  Industrie  auf 
dem  Weltmarkt  beeinträchtigt  wird     da  es  sich  hier  nur  um 

1)  Nebenbei  aei  hier  bemerkt,  dau  die  Vorschriften  des  Entwnrfii 


Digitized  by  Google 


14 


Keukaiup : 


eine  Kritik  des  Entwurfs  vom  juris  tischen  Standpankte  ans 
handelt,  also  um  Prüfung  der  Fragen,  ob  seine  Vorschnfteü 
denjenigen  Prinzipien  entsprechen,  Ton  weichen  der  heutige 
Staat  hei  seiner  Gesetzgehung  geleitet  wird  und  ob  dergesets» 
geberisehe  Gedanke  in  der  Formulierung  des  Gesetzes  einen 
korrekten,  einwandsfreien  Ansdrnck  gefunden. 

Die  erste  Frage  ist  nach  dem  Gange,  wie  ihn  die  neueste 
Gesetzgebung  gemäss  den  eingangs  hervorgehübenen  Gesichts- 
punkten genommen,  teilweise  unbedenklich  zu  bejaheu :  nach- 
dem einmal  das  Reich  die  früher  herrschende  Anschauung, 
wonach  der  Staat  (im  Frieden)  im  Wesentlichen  nur  Bechtsschats 
zn  gewihren  und  insbesondere  in  die  Begelang  der  sog.  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  gesetzgeberisch  nicht  einzagrmfen 
habe,  grundsätzlich  aufgegeben,  stand  auch  an  und  für  sich 
nichts  mehr  im  Wege,  an  Stelle  der  bisher  gtltenden  zivil- 
rechtlichen Unwirksamkeit  der  Verpiiichtuug  zur  Öouutagsarbeit 
ein  generelles  öffentlich-rechtliches  Verbot  derselben  zu  setzen, 
sofern  der  Staat  dies  im  Interesse  »des  allgemeinen  Wohlsc 
und  im  IndiTidnalinteresse  der  beteiligten  Arbeiter  fOr  erfoi^ 
derUch  hielt 

Aber,  wie  bemerkt,  nur  teilweise  bringt  der  Entwurf 
die  Prinzipien  des  modernen  Rechtsstaats  zur  Geltung;  dieser 
basiert,  wie  ehenfftlls  bereits  oben  dargelegt  worden,  gerade 
in  neuester  Zeit  ganz  besonders  auf  den  <?Mewf  sehen  Theorien, 
die  ja  darin  gipfeln,  dass  im  Rechtsstaat  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  an  die  Stelle  polizeilicher  Willkür  eine  Verwaltung 
nach  den  Gesetzen  des  Landes  zu  treten  hat,  welche  schon 
vermöge  ihrer  Ürgaiiisatiun  und  einer  weitgeiiendeu  Uechts- 
kontrolle  (insbesondere  durch  Verwaltungsgerichte)  eine  gleich- 
massige,  gerechte  Handhabung  der  Verwaltuugsgesetze  sichert. 

Diesem  Gesichtspunkt  hat  der  Entwurf  nirgends  genügend 
Rechnung  getragen ,  insbesondere  auch  nicht  in  denjenigen 
Vorschriften,  welche  sich  auf  die  Regelung  des  Verbots  der 

hiniiohtlioh  der  Bomtagiarbeit  im  groMen  nsd  gaaaen  nirgends  Widar- 
ipmeh  Yom  wirtacbaitlieheQ  Btandpoakt  aus  gefondeDj  nur  gegen  die 
Tiel  weitetgebendeii  Betohlllfie  der  Belobitagtkommiarien  haben  die 
Industriellen  lebhaften  Frotest  erhoben. 
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Sojintagsarbeit  be/.ieheii.  Um  Wiederholungen  zn  vermeiden, 
werde  ich  dfii  Nachweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
au  anderer  Stelle  erbringen,  wo  ich  generell  erörtern  werde, 
welche  Rechtskautelen  dem  Gesetse,  am  eine  nnpurteiiscke  Hand- 
habung desselben  zn  gewahrleisten,  noch  einsngliedem  sind. 

Dagegen  ist  hier  der  Ori,  nm  den  zweiten  oben  ber&hrten 
Punkt  zu  besprechen  :  die  j  u  r  i  b  t  i  s  c  h  e   Formalieruug  der 
§§  105a  bis  105  h  lässt  in  einzelnen  Beziehungen  zu  wünschen 
mft,         übrig,  wie  nunmehr  zu  zeigen  ist^). 

a)  Nach  dem  (unverändert  bleibenden)  §  6  der  Gewerbe- 
ovdnnng  finden  deren  Vorschriften  anf  das  Bergwesen  nur 
insoweit  Anwendung,  als  dieselbe  an  s  d  r  ück  1  i  ch  dies  anordnet. 

Der  neue  §  154  des  Entwurfs  erklärt  nun  in  wörtlicher 
Uebereinstinimung  mit  dem  bisherigen  154  der  G.O.  lediglich 
die  Vorschriften  der  §§  115—119,  135—139  6,  152  und  153 
der  Gewerbeordnnng  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  Ton  Berg- 
werken fttr  anwendbar.  —  Es  wfibrde  sich  sonach  schon  ans 
technisch-juristischen  Gründen  und  im  Interesse  emer  besseren 
Uebersicht  empfehlen,  in  dem  neuen  §  154  auch  die  Vorschriften 
der  §§  105a  bis  105h  (über  die  Sonntagsruhe)  auf  die  Besitzer 
und  Arbeiter  von  Bergwerken  lür  anwendbar  zu  erklären,  statt, 
wie  dies  in  dem  Entwürfe  geschehen,  mitten  in  dem  Gesetze 
selbst,  nämlich  in  §  105  b,  dieeer  Personen  Brw&hnnngzn  thnn, 
somal  dieselben  in  sonstigen  Gesetsesstellen  abgesehen  von 
§  154  —  nirgends  besonders  genannt  sind. 

Zu  diesem  rein  formellen  Grunde  kommt  noch  hinzu,  dass 
nach  der  jetzigen  Fassung  des  Entwurfs  der  §  105  a  welcher 
doch  mit  den  übrigen  Bestimmungen  Uber  die  Sonntagsrahe 
wak  fingste  susammenh&ngt,  anf  die  Besitwr  and  Arbeiter  von 


1)  Auf  eiue  präaiie  ju riatische  FaBsung  muas  um  su  luebr  Wert  ge- 
legt werden,  als,  wie  Prof.  Dtgenkolh  nach  einem  Zeitungsreferat  jüngst 
mit  Recht  hervorgehoben,  die  heatzatage  so  hftofig  vorkommende  Ver- 
mischang  reehtUeber  und  wirtaohaftlicber  Poetnlate  sehr  leicht  la  einer 
Yerwimmg  des  Bechtsgefühli  —  und  fügen  wir  hinsa  —  snr  ReehtK 
nBsieherheit  flUueo  kann. 

2)  0er  §  105a  das  fintwurb  lanfeet:  »Zorn  Arb«taii  an  Somi-  and  Fest- 
tagen kOAseadie  Oewertetreibeaden  die  Arbeitsr  nur  ioaoweit  verpflichten, 
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Bergwerken  darum  keine  Anwendung  finden  kauUf  weil  das 
Qeeeto  dies  nicht  ansdrüekUcb  Tonehreibt  Dass  aber  der 
Gewisgeber  absichtlich  die  Anwendang  des  §  106 a  auf 

die  Bergwerksbesitser  und  Bergarbeiter  aosschlieseen  wollte, 

ist  nicht  auzuuehmeu,  da  hierfür  ein  innerer  Grund  nicht  er- 
findlich ist. 

Um  die  wahre  Absicht  des  Gesetzgebers  in  einer  systematisch 
gegliederten  Form  zum  Ausdruck  zu  bringen,  mtteste  deshalb 
den  §§  IQö  b  and  164  Abs.  3  des  Entwarft  nach  meiner  An- 
sicht folgende  Fassung  gegeben  werden: 

§  105b:  »Im  Betriebe  von  Brüchen,  Gruben,  HQtten- 
werken,  Fabriken  u.  s.  w.  dürfen  Arbeiter  au  Sonn-  und  Fest- 
tagen nicht  beschäftigt  werden.«  (Hier  kommen  die  Worte 
des  Entwurfs:  »Bergwerken,  Salinen,  Aofbereitangsanstaltenc 
in  Wegfall). 

§  154  Abs.  3:  »Die Bestimmungen  der  §§  105a  bis  105h, 
115  bis  ll^c  u.  8.  w.  finden  auf  die  Besitzer  und  Arbeiter  von 

Bergwerken  u.  s.  w.  (wie  der  Entwurf  )  ents|»rechende  Anwen- 
dung*-.  (Hier sind  die  VVoiLe:  »§J;  105a  biä  iOob«  eingeschaltet). 

b)  Die  VITI.  Kommission  des  Reichstages  hat  in  der  ersten 
Lesung  des  Entwurfs  besehlossen,  den  ersten  Absats  des  §  lO&a 
(s.  o.  8. 15  A.  2)  zu  streichen.  —  Hierbei  hst  sich  die  Kommission 
▼on  der  Absicht  leiten  lassen,  einem  frfiheren  Reicbstegsbeschlass, 
wonach  eine  \  erpflichtung  zur  üeberuabnie  von  Arbeiten  au 
Sonn-  und  Festtagen  unbedingt  und  a  u  ö  n  a  h  m  s  1  o  8  zivil- 
rechtlich unwirksam  sein  soll,  gesetzliche  Geltung  zu  verscbatfen. 

Ich  halte  diesen  Beschloss  aus  einem  doppelten  Grunde 
f&r  verfehlt :  einmal  wird  er  seinen  Zweck  nicht  erreichen  nnd 
eventaell,  sofern  dies  doch  der  Fall,  eine  grosse  Rechtaonsicher- 
heit  herbeifQhren. 

In  ersterer  Hinsicht  ist  daran  zu  erinuern,  dass  der  Ent- 
wurf nach  seiner  jeteigen  Fassung  das  Prinzip  der  Vertrags- 

aU  es  sich  \im  Arbeiten  hnndelt,  welche  nach  den  Hfi^tiinrnniif^eii  diwes 
Gesetze»  auch    nn  Sonn-  uud  Fe?<ttagen  vorgenoimueü  werden  üiirlen. 

Welche  Tage  als  Festta^ro  gelten,  bcbtiinnien  unter  Herürk»»ich- 
tigung  der  örtlichen  und  koQtewionelieu  VerhiUtniaae  die  Landea- 
gesetze.« 
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freiheit  för  das  Verhiiltnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeii- 
nehmerxi  als  Hegel  aufstellt;  sofern  also  das  Gesetz  gar  nichts 
bestimmt,  ist  es  denselben  nnbenommeOf  rechtlich  bindende 
VertrSge  Aber  die  Beeeb&ftigang  an  Sonn-  und  Festtagen  ab- 
«isdblieesen ,  soweit  das  Gesetz  die  Arbeit  an  diesen  Tagen 
gestattet.  Wenn  also  auch  der  EIntwurf  die  Vorschrift  des 
§  lOöa  Abs.  1  gar  nicht  enthielte,  so  würde  doch  vermöge  der 
generellen  Vorschrift  des  §  105  die  Verpflichtung  zur  Vornahme 
gesetzlich  nicht  verbotener  Arbeiten  zivilrecbtUch  wirksam  und 
bindend  sein. 

Wenn  man  demgegenüber  geltend  machen  wollte,  dass 

durch  die  Streichung  des  Alj.s.  1  des  §  105a  der  Reicb:itag 
seinen  Willen  dahin  kuiidgegeben,  dass  eine  VerpÜiciituug  zur 
Uebernahme  von  Sonn-  und  Festtagsarbeiten  niemals  zi?il- 
recbtlicb  gültig  sein  soll,  so  ist  dagegen  an  bemerken,  dass  bei 
einem  klaren  Wortlaut  des  Oesetaes  in  erster  Linie  nicht  das- 
jenige entscheidend  ist,  was  der  Cresetzgeber  oder  gar  nur  ein 
Gesetzgebungsfaktor  gewollt  hat,  somleru  dasjenige,  was  das 
Gesetz  Wortdeutlich  zum  Ausdruck  bringt. 

Nur  der  in  gesetzlich  vorgeschriebener  Form 
publizierte  Wille  des  Gesetzgebers  ist  Gesetz;  daraus 
folgt,  dass  der  sog.  £ntstehungsgesebichte  (den  >  Materialien  c) 
des  Gesetzes  gegenüber  dem  klaren  Gesetzeswortlaat  niemals 
eine  entscheidende  Bedeutung  zukommen  kann*). 

Aber  selbst  augeuommeu,  es  würde  dem  Gesetze  die  von 
dem  Reichstage  gewünschte  Auslegaog  zu  Teil,  oder  es  würde 
g^  direkt  im  Gesetae  ausgesprochen,  dass  eine  Verpflichtung 
wir  Uebernahme  von  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  auch 
in  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  die  Sonntagsarbeit  ge- 
stattet, schlechthin  zivilrechtlich  unverbindlich  sein  soll,  so 
Ware  ein  solcber  Recbtszustand  aufs  äusserste  zu  beklagen. 
Man  denke  z.  B.,  es  handle  sich  um  Arbeiten  der  in  §  105  c 
N.  1,  2  und  3  geschilderten  Art,  insbesondere  nm  Arbeiten 

1)  Die  hier  vertretene  Ansicht  von  der  untergeordnet rii  Bedeutung 
der  »Ge-cT>:e-materialien«  darf  jetzt  wohl  als  die  in  Theorie  nnd  Praxis 
herrwh.nide  bezciohuut  werden.  Vgl.E.  de« K.Ü.  Bd.  II  S.  404;  Bd.  14 
S.  72,  Bd.  16  S.  194,  298;  Bd.  20  S.  162, 

Z«it«ok«.  L  StMlsw.  1891.  L  M»U.  2 
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znr  Beseitiguug  eines  Nolstanrles  oder  zur  Abweuduug  einer 
Gefahr ;  ein  GewerbeimterDebmer,  welcher  die  Ausführung  dieser 
Arbeiten  übernommen,  gerat  mit  seinem  Betriebsbeamten  oder 
Werkmeister,  (aufweichen  naeh  der  Uebersehrift  des VII.  Titele 
dessen  allgemeiDe  Torschriften  gleichfalls  Anwendung  finden,) 
in  Differenzen ;  infolge  dessen  steht  letzterer,  obwoLl  er  sich 
zur  Ausführung  der  Arbeiten  bereits  verpflichtet  hat,  von  der 
Vornahme  oder  Leitung  derselbeu  ab,  so  dass  dem  Gewerbe- 
unternehmer ein  erheblicher  Schaden  erwachst.  In  diesem 
Falle  wflrde,  wenn  die  Ansicht  des  Iteichstags  gesetaliche 
Geltung  erlangt,  der  Unternehmer  den  Werkmeister  fllr  den 
Schaden  nicht  verantwortlich  machen  können ,  da  dieser  sich 
ja  zur  Vornahme  der  Sonntagsarbeit  rechtsirültig  fiberhaupt 
nicht  Terpflichten  konnte;  selbst  eine  Entlassung  desselben 
ohne  vorgängige  Anfkflndigung  gemäss  §  133  d  No.  3  des 
Entwurfs  wQrde  ans  dem  gleichen  Grunde  nicht  einmal  statt- 
haft sein. 

Abgesehen  von  den  vorstehenden  Bedenken  ist  aber  auch 
ein  legislativ-politischer  Grund,  welcher  den  Gesetzgeber  ver- 
anlassen könnte,  eine  Verpflichtung  zur  üebernahme  der  von 
ihm  ausnahmsweise  gestatteten  dringlichen  Sonutagsarbeit  für 
rechtlich  unwirksam  zu  erkl&ren,  nicht  erfindlich« 

Denn  ist  einmal  gesetzlich  festgestellt  ,  dass  ein  gewisses 
Mass  von  Sonntagsarbeiten  im  wirtschaftlichen  Interesse,  also 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls,  statthaft  sein  muss,  so 
ist  in  der  That  nicht  abzusehen,  warum  sich  gleichwohl  nie- 
mand zur  Yomahme  solcher  als  notwendig  anerkannter 
Arbeiten  soll  Terpflichten  können,  zumal  der  Umfang  derselben 
ein  fiusserst  beschränkter  ist 

c)  Die  Reichstagskommission  hat  zum  zweiten  Absatz  des 
§  105b  folgenden  Zusatz  eingeschaltet: 

»Am  ersten  Weihnachts-,  ersten  Oster-  und  ersten  Pfingst- 
feiertag  dürfen  Gehilfen,  Lehrlinge  und  Arbeiter  im  Handels- 
gewerbe nicht  beschäftigt  werden.« 

Damit  ist  eine  gewisse  Inkongruenz  in  das  Gesetz  hineinge* 
kommen.  Nach  dem  Regierungs-Entwnrf  ist  nSmlich  nnr  flir  g  e- 
wisse  Betriebe  ein  allgemeines  Verbot  aller  Sonntagsarbeit  auf- 
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gestellit  w&lir«nd  im  Handelsgewerbe  eine  ftinfsiODdige  Arbeits- 
leit  an  allen  Sonn-  nnd  Festtagen  zulässig  ist.  Darnm  beziehen 

sich  auch  die  tod  dem  Entwurf  zugelassenen  Ausnahmen  von 
dem  generellen  Ärbeitsverbot  des  §  105b  nicht  auf  das  Han- 
delsgewerbe. Würde  non  der  vorerwähnte  Bescblues  der  Reichs- 
tagskominiesion  mm  Gesetz  erhoben,  so  wäre  zwar  in  allen 
andern  Betrieben  an  den  obengenannten  Feiertagen  in  dring- 
lichen Fällen  nnd  ausnahmsweise  die  Vornahme  yon  Arbeiten 
zulässig,  nicht  aber  im  Handels  gewerb  e.  Ich  möchte 
nun  aber  bezweifeln  ,  ob  die  Reichstagskommission  eine  der- 
artige Ausnahmestellung  fQr  das  Handelsgewerbe  zu  schaffen 
beabsichtigt  hat;  sollte  dies  wirUieh  der  FM  sein,  so  sind 
doch  nach  meiner  Ansicht  sehr  viele  FUlle  denkbar,  in  denen 
ein  derartig  absolutes  Verbot  zu  schwerer  Schädigung  der 
Haudelsgewerbetreibenden  führen  kann. 

Man  denke  z.  B.  an  grosse,  Hamburger  Exportürmen, 
welche  in  ihren  Beziehungen  mit  dem  Auslande  telegraphische 
Mitteilnngen  an  einem  der  Yoxgedachten  Feiertage  zn  expe- 
dieren haben ;  nach  dem  Wortlaut  des  Kommissionsbeschlnsses 
dürften  solche  Handlungshäuser  an  den  gedachten  Tagen  nicht 
einmal  i^inen  Lehrling  oder  Hausknecht  mit  der  Besorgung  von  . 
Telegrammen  zum  Telegraphenamt  beauftragen,  noch  weniger 
mit  der  Abholung  von  Briefen.  Solche  rigorose  Massuahmen 
Hessen  sich  doch  nur  dann  rechtfertigen,  wenn  anch  der  Staat 
im  Post-,  Eisenbahn-  nnd  Telegraphenwesen  den  (Handels-) 
Gewerbebetrieb  an  den  gedachten  drei  Tagen  g&nzlich  sistieren 
würde,  und  wenn  überdies  die  Sonntagsruhe  international  ge- 
r^elt  wäre. 

3.  Der  Besuch  der  Fortbildungsschulen. 

Der  §  120  in  Verbindung  mit  Art  4  Nr.  10  des  Ent- 
wurfs, welcher  den  Besuch  d«r  Fortbildnngeschulen  nnd  der 

ihnen  gleichgestellten  Hand-  und  Bausarbeitsschulen  für  weib- 
liche Personen  regelt,  entscheidet  die  Streitfrage,  ob  dieser 
Besuch  mittelst  Ortsstatuts  durch  Ordnongsstraten  erzwungen 
werden  kann,  in  bejahendem  Sinne. 

Gleichseitig  ist  aber ,  worauf  hier  besonders  hingewiesen 
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werden  mag,  die  Anwendbarkeit  des  §  120  aach  auf  die  Ge- 
hilfen und  Lehrlinge  in  Handelsgeschäften  dadnrch  ansgedehni, 

dass  §  151  des  Entwurfs  unter  denjenigen  g§  des  VII.  Titels, 
welche  auf  diese  Personen  kei  n  e  Anwendung  finden,  den  §  120 
nicht  nennt;  obgleich  das  oöeubar  absichtlich  nicht  <^eschehen, 
80  ist  doch  befremdend,  dass  die  amtliche  Begründang  des 
Entworis  sich  Aber  diese  £rweiterang  des  Anwendungsgebietes 
des  §  120  mit  keiner  Silbe  aasspricht. 

4.  Der  V ertr agsbrnch. 

Bis  zur  Einführung  der  G.O.  vom  21.  Juni  1869  wurde 
der  Vertragsbruch  in  einseinen  Bundesstaaten  in  gewissen 
Fallen  strafrechtlich  geahndet;  so  z.  B.  bestimmte  der 
§  184  der  Prenss.  Gew.Ordnnng  vom  17.  Jan.  1845  und  der 

§  18  des  Ges.  vom  21.  Mai  1860  (6.S.  S.  205),  dass  Gesellen, 
Gehilfen,  Fabrikarbeiter  und  Ber<^leute,  welche  ohne  gesetz- 
liche Gründe  eigenmächtig  die  Arbeit  verlassen,  mit  Geldbusse 
bis  zu  20  Th.  oder  Gefängnis  bis  zu  14  Tagen  zu  bestrafen  seien. 
Diese  Strafvorschriften  kamen  mit  dem  Inkrafttreten  der  G.O. 
vom  21.  Juni  1869  in  Wegfall,  indem  diese  in  Konsequenz  der 
•damals  herrschenden  Auffasc^ung  das  Verhältnis  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnebiiier  als  ein  rein  privatrechtliches  be- 
trachtete, in  dessen  Regelung  der  Staat  weder  durch  Strafan- 
drohungen, noch  durch  sonstige  öffentlich-rechtliche  Normen 
eingreifen  dürfe. 

Nachdem  indessen  in  den  Jahren  1872  und  187S  Arbeits- 
einstellungen (Strikes)  in  so  grossem  Masstabe  stattfanden, 
dass  dieselben  zu  einer  »öffentlichen  KalaiuiLät«  zu  werden 
drohten ,  legte  die  Reichsregieruug  zunächst  im  Jahre  1873 
und  alsdann  wieder  1874  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf 
auf  Abänderung  der  G.O.  vor,  welcher  n.  a.  durch  Einschal- 
tung eines  §  153a  die  Bestraf  ung  des  Vertragsbruchs  auf  Seiten 
der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  durch  eine  Geldstrafe 
bis  zu  150  iM.  oder  durch  Haft  herbeizuiühren  bezweckte. 

Die  hcLreÜeude  bestimuiung  des  Gesetzentwurfs  wurde 
indes  seitens  des  Reichstages  abgelehnt ;  nach  dem  von  dem 
damaliges  Referenten  der  Kommission  erstatteten  Bericht 
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(abgedr.  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reichs  Jahrgang 
1874  S.  1342  S.)  sprach  sich  die  Majorität  der  Beichstags* 
kommissioo  deshalb  gegen  die  Annahme  der  Vorschrift  ans, 
weil  einmal  dieselbe  sich  iDSofem  als  eine  Ausnalimemassregel 
charakterisiere,  als  nicht  abzusehen  sei,  weshalb  nur  der  Vertratrs- 
bruch  von  Arbeitgebern  und  Arbeituehiuern ,  nicht  aber  der- 
jenige von  sonstigen  Personen  strafbar  sein  solle,  und  weil 
überdies  die  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  jedenfalls  dann  nicht 
an  rechtfertigen,  wenn  nicht  einmal  den  Beteiligten  ein  Sch  a* 
den  erwachsen,  also  nicht  einmal  ein  Privatinteresse  ver- 
letzt sei. 

Wohl  zum  Teil  mit  Rücksicht  auf  jenen  vergeblichen 
Versuch  siebt  denn  nun  auch  der  jetzt  vorliegende  Entwurf 
Ton  der  Einführung  einer  Bestrafung  des  Vertragsbruchs 
ab;  einen  Schutz  gegen  denselben  sucht  er  vielmehr  durch 
folgende  Fassung  des  §  125  au  gewähren : 

»Hat  ein  Geselle  oder  Gehilfe  vor  rechtmässiger  Beeudig- 
nng  des  Arbeitsverhältniö?»es  die  Arbeit  verlassen,  so  kann  der 
Arbeitgeber  au  Steile  der  Entschädigung  eine  an  ihn  zu  er- 
legende Busse  fordern,  welche  für  den  Tag  des  Vertragsbruchs 
und  jeden  folgenden  Tag  der  TertragsmSssigen  oder  gesetz- 
lichen Arbeitszeit,  höchstens  aber  für  sechs  Wochen  bis  auf 
die  Höhe  des  ortsüblichen  Tagelohus  (g  8  des  Krankenver- 
sicherungsgesetzes vom  15.  Juni  1883)  sich  belaufen  darf. 
Dasselbe  Recht  steht  dem  Gesellen  oder  Gehilfen  g^en  den 
Arbeitgeber  zu ,  wenn  er  von  diesem  vor  rechtmässiger  Be- 
endigung des  Arbeitsverhältnisses  entlassen  worden  isLc 

Zur  Begründung  dieser  Bestimmung  wird  im  wesentlichen 
nur  geltend  gemacht,  dass  es  selbst  mit  Zuhilfenahme  des 
§  260  der  Zivilprozessordnung  dem  Arbeitgeber  meist  sehr 
schwer,  ja  vielfach  uumöglich  sein  werde,  das  Vorhandensein 
oder  gar  die  Höbe  des  Schadens  nachzuweisen 

Diese  Beweisführung  leidet  an  einem  doppelten  Man- 
gel :  einmal  motiviert  sie  nicht,  weshalb  denn  auch  dem  Ar- 
beitnehmer  ein  Recht  auf  eine  genau  fixierte  Busse  gewährt 

1)  Darüber,  ob  und  wann  eventueU  der  Yertragsbnich  ttraf* 
reohtliohBu  ahnden,  tpreohen  sich  die  Motive  gw  nioht  aus. 
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werden  soll,  da  doch  diesem  der  Nachweis  des  Schadens  meist 
nidlit  schwer  &lleo  wird;  sodann  aber  wird  nicht  dargethan, 
weshalb  n  ar  dem  g  e  wer  b  Ii  ob  en  Arbeiter  nnd  Arbeitgeber 

der  Schadensnachweis  durch  Gewährung  eines  Anspruchs  auf 
Busse  erleichtert  werden  soll,  zumal  doch  auch  für  sonstige 
Vertragsverhältüisse  der  durch  einen  Vertragsbrucli  entstandene 
Schaden  häufig  sehr  schwer  nachweisbar  ist ;  man  denke  z.  B. 
an  das  VerbältniB  zwischen  Dienstherrschaft  nnd  Gesinde. 

Abgesehen  von  diesem  Mangel  in  der  Begrflndnng  wird 
übrigens  die  Vorschrift  des  Entwurfs  ihren  Zweck  anch  gar 
nicht  erreichen. 

In  der  Begründung  ist  die  Veranlassung  zur  Einfülirunor 
des  Anspruchs  anf  Busse  folgendermassen  geschildert  (S.  38 
der  Drucks,  des  Keichstages  Nr.  4;  8.  Legislaturperiode  L  Ses- 
sion 1890); 

»Bei  den  zahlreichen  gewerblichen  Arbeitseinstellungen^ 

die  mit  Vertragsbruch  verbunden  waren,  hat  sich  der  erheb- 
liche Misstaud  gezeigt,  dass  der  Rechtsschatz  ,  welchen  der 
Arbeitgeber  dem  yertragsbrüchigen  Arbeiter  gegenüber  geniesst, 
thatsächlicb  nngenflgend  isic 

Dieser  Recbtsscbnta  soll  nnn  durch  Gewiihrnng  des  Rechts 
auf  eine  Busse  erhöht,  verbessert  werden;  wird  dieser  Zweck 
durch  das  vorgeschlagene  Mittel  erreicht?  Diese  Frage  ist 
ra.  E.  unbedenklich  zu  verneinen.  Ich  bin  weit  davon  ent- 
fernt, die  Schwierigkeiten  zu  Tcrkeunen,  welche  schon  die 
Feststellnngdes  Schadenssrsatsanspmefas dem  Arbeitgeber, 
welcher  den  Arbeiter  wegen  Vertragsbruchs  belangt,  regel- 
mässig Terursachen  wird;  ich  habe  Tielmehr  selbst  schon  im 
Jahre  in  einer  Abhandlung:  tVtrtragsbruch  und  Ueber- 

schichtenc  {Brasserts  Zeitsdmft  für  Bergrecht  1889  S.  500  ff.) 
auf  diese  Schwierigkeiten  ausdrücklich  hingewiesen.  Ich  habe 
aber  anch  bereits  damals  betont»  dass  die  Hauptscbwierigkeit 
nicht  in  der  Feststellnng,  sondern  in  der  Beitreibung  des 
Scbadensersatsanspruchs  liegt ;  der  Arbeitgeber  wird  Yon  dem 
meist  mittellot-eii  Arbeiter  die  B  u  s  s  e  regelmässig  uicht  bei- 
treiben küuiien  ,  öo  dass  ihm  damit,  dass  er  neben  dem 
schwer  festzustellenden  ächadensersatzanspruch  noch  einen  ohne 


Digitized  by  Google 


D«r  Entwurf  der  neimtan  GewerbeordnuDganofelle.  23 

weiteres  sich  ergebenden  Anspraoh  anf  Busse  erhält,  gar  nicht 
geholfen  ist')   Selbetredend  wird  sich  auch  der  Arbeiter  von 

einem  Vertragsbruch  dadurch  nicht  abhalten  lassen,  dass  er 
—  statt  zur  Erstattung  eines  Schadeuseraatzanspruchs  —  zur 
ZahloDg  einer  Busse  Terarteilt  werden  kann,  da  diese  eben- 
sowenig von  ihm  zu  erlangen  ist,  wie  jener.  Wird  somit 
auch  nach  EinfÜhrnng  der  Bosse  alles  beim  alten  bleiben, 
indem  dadurch  der  Arbeitgeber  nicht  wirksamer,  als  bisher, 
gegen  den  Vertragsbruch  geschützt  und  der  Arbeiter  von  dem 
letzteren  nicht  zurückgehalten  wird,  so  ist  schon  am  der  all- 
gemeinen legislativpolitischen  Erwägung ,  dass  es  im  höchsten 
Grade  zu  missbilligen  ist,  Gesetze  einzuführen,  welche  ihren  Zweck 
nicht  erreichen,  (wodurch  lediglich  die  Antorit&t  des  Gesetses 
schwer  geschädigt  wird,)  der  §  125  des  Entwurfs  in  seiner 
jetzigen  Fassung  ganz  entschieden  zu  verwerfen.  —  Dazu  kommt 
noch,  dass  gewisse  Agitatoren,  welchen  es  vorwiegend  um 
eine  Aufreizung  der  Arbeitermassen  zu  thun  ist,  den  §  125 
als  wirksames  Agitationsmittel  benutzen  und  als  eine  ihnen 
Terwerflich  erscheinende  Bestrafung  des  Vertragsbruchs  hin** 
stellen  werden. 

Der  Entwurf  hat  m.  R  die  richtige  Lösung  der  Frage, 
wie  dem  Vertragsbruch  wirksam  zu  begegnen ,  deshalb  nicht 
gefunden  ,  weil  er  sich  auf  den  individualistischen ,  privat- 
rechtlichen  Standpunkt  gestellt  und  den  Vertragsbruch  nur 
im  Verhältnis  des  einseinen  Arbeitgebers  au  seinem  Ar- 
beiter betrschtet  hat. 

V7&hrend  nSmlich  der  Entwurf,  wie  bereits  oben  darge- 
legt, im  übrigen  den  Standpunkt  vertritt,  dass  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  und  insbesondere  die  Beziehungen  zwischen 

1)  Eänen  gass  intefesniiiten  und  lehr  beaehtentwerten  Yonoblag 
rar  Beklnpfiuig  des  Vertfagibroehi,  der  Tiellsieht  eiastrafreoht- 
liehei  £iaae)ireiten  entbeinrUoh  machen  wfirde,  eotbilt  die  51  A. 
erwfthnte  Abhandhuig  von  Brmkm  (a.  a.  0.  &  LXI  IL);  die  Verwirk- 
licbang  dieses  TofsoUagi  eetst  aber  eine  gesetstidie  (bidier  fehlende) 
Begelnsg  von  Arbeitgeber-  und  Arbeiterverbanden  Tonmi,  lo  dsis  hier» 
wo  wir  es  mit  VorBofaligea  ra  thnn  haben,  welche  lich  in  den  Bahmen 
des  bestehenden  Beehts  einfftgen  eoUen,  nieht  naher  dsranf  eingegangen 
werden  kann. 
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Arbeitgeber  and  Arbeiter  nicbt  mebr  dem  »freien  Spiel  der 

Kräfte«  zu  überlaSöCD,  sondern  aus  Gründen  des  Staatswohls 
öffentlich-rechtlich  zu  repjeln  seifn ,  ist  er  hier  seinen  Prin- 
zipien untreu  geworden,  indem  er  den  Vertragsbruch  lediglich 
▼on  privat  rechtlichen  Gesichtspunkten  aus  betrachtet, 
und  darum  auch  nur  za  einer,  wie  wir  sahen ,  wirkangslosen 
YerstörkuDg  des  p rivatreeh tlich  en  Schutzes  gebingt. 

Der  richtige  auch  hier  in  Betracht  kommende  offen  t- 
lich- rechtliche  Standpunkt  wird  nu  £.  in  Kurzem  durch 
folgende  Satze  gewonnen: 

An  inul  für  sich  ist  es  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der 
in  neuester  Zeit  so  häufig  wiederkehrende  Vertragsbruch  grosser 
Massen  eine  schwere  Kalamität  unseres  heutigen  Verkehrs- 
lebens darstellt;  denken  wir  nns,  es  sei  allgemeiner  Brauch, 
die  VertrSge  nicht einzahalfcen,  sondern  zu  brechen,  so  wOrde 
ein  geordneter  GesctöftsTerkehr  gar  nicbt  mehr  möglich  sein ; 
die  ganze  menschliche  Gesellschaft  und  insbesondere  die  im 
Staatsverbande  ^gegliederte  Gesellschaft  würde  durch  einen 
solchen  Zustand,  wie  auf  der  Hand  liegt,  aufii  Schwerste  ge- 
schadigt werden. 

So  wenig  der  vereinzelt  vorkommende  Vertragsbruch  eines 
Einzelnen  für  die  menschlicbe  Ge  ellscbaft  oder  den  Staat  von 
Belang  ist,  so  sehr  können  beide  darunter  leiden,  wenn  ganze 
Gesellschaftsklassen  gleichzeitig  und  gar  auf  Grund  einer 
Organisation  die  von  ihnen  eingegangenen  Vertrage  brechen 
und  sich  durch  eine  längere  Zeit  andauernde  Arbeitseinstellnng 
denjenigen  Verpflichtungen  entziehen,  welche  sie  gegeu  die 
Gesellschaft  haben. 

Ich  meinci  dass  insbesondere  diejenigen  Gesellschaftsklas- 
sen, welchen  der  Staat  dadurch  eine  besondere  Fürsorge 
widmet,  dass  er  zum  Teil  auf  Kosten  sämtlicher  Steuer- 
zahler in  Krankheits-  und  ünglßcksfallen  ,  sowie  im 
Alter  und  bei  emtretender  Invalidität  für  ihren  Unterhalt 
sorgtf  die  ganz  besondere  Verpflichtung  haben,  ihrerseits 
ihre  Thätigkeit  jedenfalls  dann  und  soweit  niemals 
einzustellen,  als  dies  zum  allgemeinen  Besten  erforder- 
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lieh.^)    Wie  acbon  dieser  Geeiebtspankt  es  allein  reehtier- 

tigt ,  gegen  eine  Arbeitseinstellung  einer  Gesamtheit  unter 
Vertragsbruch  mittelst  des  Strafiresetzes  einzuschreiten, 
da  es  fiich  hier  nicht  sowohl  um  privatrechtliohe  Yerpliicbt- 
ODgen,  als  yielmebr  am  einen  Verstoss  gegen  gesell- 
sehaffcUche  Pflichten,  gegen  das  Staatewohl  handelt,  so  kommt 
weiter  in  Betracht,  dass  dem  Massenyertragsbrach  nnr  durch 
Bestrafung  wirksam  begegnet  werden  kann ,  indem ,  wie 
bereiti»  oben  ausgeführt,  die  bloss  zivilrechtliche  Haftbarkeit 
des  Arbeiters  wegen  dessen  Mittellosigkeit  gänzlich  bedeutungs- 
los ist  und  den  Arbeitgeber  dieserhalb  gegen  einen  Vertragshmch 
geradezu  schubelos  macht 

Liegt  also  wirklich  ein  Bedürfnis  Tor,  einen  Schutz  gegen 
den  sich  häufenden  Vertragsbruch  zu  schaffen  —  und  dieses 
Bedürfnis  ist  durch  die  Massenansstände  des  yerflossenen  und 
des  laufenden  Jahres  zur  Genüge  nachgewiesen  —  so  kann 
derselbe  in  wirksamer  Weise  nur  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
reehts  geschaffen  werden.  Der  Staat,  welcher  einerseits  den 
Arbeitgebern  im  Interesse  der  Arbeiter  die  weitgehendsten 
Sffentlich-rechtHchen  Verpflichtungen  auferlegt,  muss  anderer- 
seits auch  Sorge  tragen,  dass  die  Ersteren  nicht  durch  das 
frivole  Verhalten  der  Letzteieu  —  und  dazu  rechne  ich  jeden 
vorbedachten,  organisierten  Massenvertragsbruch  —  schwer 
geschadigt  werden  können. 

Soweit  also  bei  einem  Vertragsbruch  ein  öffentliches  In- 
teresse oder  das  Staatswohl  in  Frage  steht,  (z.  B.  bei  Massen- 
ausstäLuleii,  bei  Ausständen  in  staatlichen  Gewehr-  oder  Pulver- 
fabriken angesichts  drohender  Kriegsgefahr,  bei  Arbeitseinsteil- 

1)  Die  sozialdemokratisch  eil  Agitatoren ,  welche  sieb  mit  Vorliebe 
darauf  berufen,  dass  schon  das  Allg.  L.R.  ein  sog.  »Recht  auf  Arbeit« 
gewährleiste  —  gemeint  ist  §  2.  II.  19  A.  L.R8.  —  rergetaen  ganz ,  dan 
duselbe  A  I^B.  (in  §  3  1.  o.)  (wie  im  Text  ausgeAhrt)  —  aach  eine 
daiob  »Zwang  und  Sttafen«  sa  realinerande  »Pflicht  sar  Arbeit« 
fUtniett  Bi  Ist  überhaupt  ehmrairteristiaeh,  dass,  wfthrend  nach  der 
gegenwärtig  h«moheaden  Weltaniohanung  Reohte  und  Piiiehten  Kerre- 
late  und,  in  dem  Wertseliatie  deijenigen  Weltwheaierar»  welche  eioe 
neue  Btaata-  nnd  GeaellschaftBovdnnag  einfthrea  wollen,  das  Wort 
»Fiioht«  gar  nicht  in  existieren  scheint 
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engen  ?on  FeuerlöschmaDnschaflen  im  Falle  eines  Branduii- 
glQcks  u.  B.  w.)«  muM  m.  £.  der  Staat  im  einem  Btrafrecbtlichen 
iSnschreiten  flbergehen. 

Indem  ich  in  betreff  nSberer  Begründung  meinee  Vor- 
schlags ledi^^lich  auf  die  Austülirungen  in  meiner  niehrgedach- 
ten  Abluindlung  {Brasserts  Zeitschrift  für  Bergi-echt  1889 
S.  500  hinweisen  kann,  befürworte  ich  die  Bestrafung  des 
Vertragebrochfl  mittelst  folgender  Vorschrift: 

>§  lö3b:  Wer  sich  an  dner  Arbettseinsieilang  oder  Ent- 
lassung der  ilrbeiter,  welche  ihrem  Umfange  oder  ihrer  Art 
nach  geoicrnet  ist,  die  Sicherheit  des  Staates  oder  das  Staats- 
oder ötieiitHche  Wohl  zu  gefährden,  mittelst  Vertrags- 
bruchs beteiligt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  sechstaasend 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  an  drei  Jahren  bestraft,  c 

Bei  dieser  Formnliening  tritt  eine  Bestrafung  des  Ver- 
tragsbmcbs  dann  nicht  ein,  wenn  lediglich  das  Individnal- 
interesse  einer  oder  mehrerer  Privatpersonen  in  Frage  steht, 
da  der  vereinzelt  vorkonimende  Vertragsbruch  keiner  Herne- 
dur  durch  ein  strafrechtliches  Vorgehen  bedarf. 

Insofern  man  es  für  bedenklich  und  praktisch  unansfabrbar 
findet,  den  MasseuTertragsbruch  mit  Strafe  zu  belegen,  yerweise 
ich  xnr  Widerlegung  dieser  Ansicht  anf  das  a.  a.  0,  S.  511 
und  512Gesagte  und  wiederhole  eventuell  den  daselbst  ge- 
machten Vorschlag,  dem  von  mir  formulierten  §  loüb  folgen- 
den Zusatz  hinzuzufügen : 

»Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  einer  durch  den 
Vertragsbmeh  verletaten ▼ertragstrenen  Person  gegen  die  in 
dem  Antrage  namentlich  beaeiohneten  Th&ter  ein.€*) 

Diesen  Zusats  begrflndete  ich  dort  folgendermassen: 

»Die  Qualifizierung  des  Vertragsbruchs  als  Antragsdelikt 
findet  ihr  Vorbild  im  §  10  des  Preuss.  Gesetzes  vom  24.  April 
1854  (G.  S.  S.  214).  Aber  auch  im  übrigen  würde  sich  dieser 

1)  loh  bin  mir  wohl  bewnsst,  dass  die  von  mir  yorgetohla^eoe 
Formulierung  eine  Darcbbrechung  des  in  §  63  des  Reichtttr&fges.B.'s 
•auktionierten  Prinzips  der  Unteilbarkeit  des  Strafantrags  enthält;  da 
mit  Rfleksicht  hieraof  mein  7oraehlag  nicht  gant  anbedenkUch  ist,  so 
habe  ich  ihn  auch  nur  e  ▼  e  a  t  n  e  U  aufgestellt 
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ZnmlE  damit  rechtfertigen,  dan  das  Stiafgesetabnch  dem  Prinzip 
huldigt,  vielfach  da,  wo  mit  dem  öffentlichen  ein  erheb- 
liches Privat-Interesse  konkurriert,  was  hier  zweifellos  der 
Fall,  die  Straf  ?erfoljrnng  nur  aufAntrag  eintreten  zu  lassen. 

Antrags  berechtigt  würde  hier  nach  der  vüi;^'eschlageiiea 
Fasanng  nicht  bloss  jeder  vertragstrene  Gegenkontrahent,  son- 
dern B.  B.  auch  degenige  Tertragatrene  Arbeiter  aein,  welcher 
infolge  dea  Vertragabrachs  aeiner  Arbeitsgenoaeen  die  Arbeit 
nicht  hat  fortsetzen  können  and  deshalb  in  seinen  Erwerbs- 
yerhältuissen  geschädigt  worden  ist. 

Wenn  mau  in  dieser  Weise  die  strafbare  Handlung  als 
ein  Antragadelikt  geataltet»  so  wird  achon  Ton  selbst  dieSti'af- 
▼erfolgung  aich  aoaechlieealich  gegen  die  KädelsfQhrer  und 
Haoptschnldigen  richten  und  damit  anch  das  (flbrigena  Tom 
Geaetzgeber,  wie  die  §§  115, 124,  127, 128, 129  Reichatrafgesetz- 
bucbs  ergeben,  gar  nicht  geteilte)  Bedenken,  welches  man  aus 
der  Unmöglichkeit  einer  Massenbestrafung  herleitet,  besei- 
tigt sein. 

5.  Die  Verhältnisse  der  Betriebabeamten, 
Werkmeister  und  Techniker. 

Eine  ganz  besonders  dankenswerte  Verbeeaemng  der  G.O. 
enthält  der  neue  Abschnitt  Illa,  welcher  die  VerhSltnisae  der 

Betriebsbeamten ,  Werkmeister  und  Techniker  regelt.  —  Die 
jetzige  G.  0.  enthält  nämlich  über  diese  Personenkategorien 
gar  keine  Bestimmungen,  so  dass  die  Frage,  ob  ihr  Ver- 
tragsverhältnis nach  den  Vorschriften  der  6.0.  oder  nach 
denjenigen  des  Handelageaetabnchea  an  beurteilen,  an  Zweifein 
md  Proteasen  aller  Art  Anlaas  gegeben  hat.^) 

Dieae  Streitfrage  ist  nunmehr  durch  den  Entwurf  im  An- 
schluss  an  die  Rechtsprechung  der  höchsten  Gerichtshöfe  gelost ; 
durch  Aufstellung  des  Abschnitts  lila  unterwirft  die  Novelle 
die  Betriebsbeamten ,  Werkmeister  ,  Techniker  und  ähnliche 
Beamte,  von  weichen  der  §  13da  eine  im  weeentlichen  branch- 
bare und  zutreffende  Definition  giebt,  den  Yorachriften  der 

1)  Vergl.  EntMsh.  des  ReicheoberbandelBgerichts  Bd.  17  S.  807 ;  des 
aeiehagehdite  mi  81.  Mftn  1880,  Bd.  1,  8,  268. 
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G.O,  and  regelt  in  den  §§  Iddb  bis  ld3e  die  Auflösung  flurss 
VertragsferliäUnisses  mit  und  ohne  ?orgängige  Kündigung  im 
Ansclilass  an  die  Art.  60  ff.  des  H.G.Bs,  betreffend  die  Hand- 
lungsgehilfen. 

6.  Die  Arbeitsordnung. 

Einen  radikalen  Brach  mit  dem  in  §  105  G.O.  sanktio* 

nierten  Priozip  des  »freien«  Arbeitsvertrags  enthalten  die 
Vorschriften  der  §§  l34a  bis  134g  über  die  Arbeitsord- 
nung. Diese  letztere  ist  nämlich  juristisch  nichts  weiter,  als 
ein  integrierender  Bestandteil  des  Arbeitsvertrages  für  diejeni- 
gen Personen,  welche  wahrend  der  Geltung  derselben  bei  dem 
Arbeitgeber  in  Dienst  getreten  sind.*)  Die  Arbeitsordnung 
kann  das  ArbeitsTerhältnis  vollständig  oder  nur  teilweise 
regeln  ;  im  ersteren  Falle  giebt  sie  den  gesamten  Inhalt  des 
Arbeitsvertrages  wieder,  im  letzteren  sind  neben  ihr  noch  an- 
dere schriftliche  oder  mündliche  Vereinbarungen  zwischen  Ar- 
beitgeber und  Arbeiter  getroffen. 

Indem  nun  §  134a  des  Entwurfs  den  Erlass  einer  Arbeite- 
ordnnng  für  jede  »Fabrikt  zwingend  vorsehreibt,  erhebt 
siclj  zLiniiebst  die  Frage,  welche  zivilrechtlichö  Bedeutung  dieser 
Vorschrift  beizutuessen  ist. 

Ehe  ein  Arbeiter  auf  Grund  einer  Arbeitsordnung  in  das 
Arbeitsverhältnis  eingetreten,  ist  dieselbe  nichts  weiter,  als 
eine  von  dem  Arbeitgeber  schriftlieh  abgegebene  eineeittge 
Orklirnng,  welche  diejenigen  Bedingungen  aufstellt,  unter 
welchen  der  Arbeitgeber  zum  Abschluss  von  Arbeitsverträgen 
bereit  ist.  Welche  Bedeutung  ist  nun  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift beizumessen ,  dass  ein  jeder  Fabrikherr  eine  solche 
Arbeitsordnung  aufstellen,  d.  b.  die  Bedingungen,  unter  welchen 
er  Arbeitsvertrage  abschliessen  will,  ganz  oder  teilweise  schrift* 
lieh  formulieren  muss?  Hat  ein  Verstoss  gegen  das  gesetz* 
liehe  Gebot  nur  die  in  §  147  Nr.  5  des  Entwurfs  vorgesehe- 
nen strafrechtlichen  Folgen  oder  will  der  Gesetzgeber 
auch,  dass  die  nicht  auf  der  Grundlage  einer  Arbeitsordnung 

1)  VergU  Braneri:  AUgemeinei  Berggeiets  mit  Kommentar,  Bonn 

1888  8.  2d7. 
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abgeflchloflaenen  ArbeitsrertrSge  ziyilrechtlieh  anwirksatn  sein 
sollen? 

Diese  Frage  ist  uicht  etwa  eine  sog.  »Doktorfragec,  son- 
dern eine  solche  von  eminenter  praktischer  Bedeutung,  wie 
folgende  £rwägnng  ergiebt. 

Bekanntlicb  ist  ee  in  Theorie  und  Praxis  schon  recbilidt 

äusserst  zweifelhaft  und  bestritten,  was  unter  einer  >Fabrik« 
zu  verstehen  ist;  im  Einzelfalle  kann  dies  auch  thatsächlich 
ausserordentlich  schwierig  festzustellen  sein.  Angenommen 
also,  ea  habe  Jemand  in  der  vielleicht  inigen  Meinung,  sein 
Gewerbeuntemehmen  gehöre  nicht  aar  Kategorie  der  Fabriken 
im  Sinne  der  6.0. ,  es  unterlassen,  eine  Arbeitsordnung  für 
seine  Arbeiter  au&nsteUen  —  sind  nunmehr  die  mit  den  letz- 
teren abgeschlossenen  Arbeitsverträge  ohne  weiteres  ungültig 
und,  wenn  das  der  Fall,  nur  iür  die  Arbeiter  oder  aach  fOr 
den  Arbeitgeber? 

Und  ferner,  ist  nanmehr  der  Arbeitsvertrag  seinem  ge- 
samten Inhalt  nach  hinfällig  oder  nor  betreffs  derjenigen 
Bestimmnogen,  deren  Regelung  dnreh  die  Arbeitsordnung  das 
Gesetz  zwiugend  vorschreibt? 

£ine  ganz  zweifelsfreie  Lösang  dieser  wichtigen  Fragen 
ist  m.  K  aus  dem  Gesetz  in  seiner  jetzt  vorliegenden  Fassang 

nicht  zu  entnehmen. 

Der  Gesetzgeber  hat  zwar  anscheinend  beabsichtigt,  fest- 
zustellen, dass  nur  solche  Verträge,  welche  auf  der  Grundlage 
einer  Arbeitsordnang  abgeschlossen ,  fOr  beide  Teile  rechts- 
gültig sein  sollen. 

Es  ergiebt  sich  dies  einerseits  daraus,  dass  er  die  an  und 
för  sich  überflüssige,  weil  selbstverständliche  Vorschrift  des 
§  lS4c,  wonach  der  Inhalt  der  Arbeitsordnung,  soweit  er  den 
Oesetzen  nicht  zuwiderlauft,  fttr  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
rechtsverbindlieh  ist^  ausdrQcklieh  aufgestellt  hat  and  insbeson- 
dere andererseits  aus  der  Begründung  zu  §  134c,  indem  es  S.  44 
heisst:  »Der  §  134c  bringt  zum  Aufdruck,  dass  die  Arbeits- 
ordnung die  GraudUige  des  Arbeitsvertrages  ist,  uud  dass 
die  darin  enthaltenen  Bestinunungen  fOr  die  gegenseitigen 
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Rechte  und  Pflichten  des  Arbeitgeben  und  der  Arbeiter  mass- 
gebend 8ind.c 

Wenn  es  nun  —  so  muss  man  doch  füglich  weiter  deda- 
cieren  —  dem  Arbeitsvertrage  an  dieser  Grundlage,  näm- 
lich der  Arbeitsordnang,  mangelt,  8o  kann  derselbe,  da  es 
ihm  eben  an  einem  Fundament  fehlt,  nnmdglieh  Bechte- 
gilltigkeit  besitaen. 

Aber  trotz  dieser  scheinbaren  Absicht  des  Gesetzgebers, 
die  Arbeitsordnung  als  die  unentbehrliche  »Grundlage«  des 
ArbeitsTerirages  zu  gestalten,  muss  doch  bei  der  jetsigen  For^ 
mnliemng  des  Entwürfe  angenommen  werden,  dass  derselbe 

diese  Absicht  nicht  erreicht  hat. 

In  dieser  Hinsicht  ist  zunächst  daran  au  erinnern ,  dass 
der  Entwurf  nach  der  Fassung  des  §  105  (wenn  auch  an  Un« 
recht)  an  dem  Prinsip  des  »freien c  Arbeitsvertn^^  festhalt, 

dass  dieser  also  nur  solchen  Beschränkungen  unterworfen  ist, 
welche  das  Gesetz  ausdrücklich  aufstellt.  Nun  charakterisieren 
sich  aber  die  Vorschriften  der  §§  134a  fiP.  und  147  Nr.  5  als  eine 
sog.  lexminusquam  perfecta  insoweit,  als  die  Nichtaufstell- 
ung  einer  Arbeitsordnung  unter  gewissen  Umstanden  lediglich  mit 
Strafe  bedroht  ist,  ohne  dass  aber  das  Gesetz  den  ohne  Zugrunde- 
legung einer  Arbeitsordnung  abgeschlossenen  Arbeitsvertrag  für 
nichtig  erklärt.  —  Muss  schuü  aus  diesem  Umstände  die  zivil- 
rechtliche  Gültigkeit  eines  solchen  Arbeitsvertrages  gefolgert 
werden ,  so  kommt  weiter  in  Betracht,  dass  die  gegenteilige 
Annahme  zu  ganz  ungeheuerlich  harten  Konsequenzen  flQhren 
wtirde,  YPSxe  nämlich  ein  solcher  Vertrag  u  ichtig,  so  würde 
weder  dem  Arbeitgeber,  noch  dem  Arbeiter  ein  EJagrecht  aus 
demselben  zustehen ;  der  Arbeiter  konnte  also  nicht  den 
vertragsujüssig  vereinbarten  Lohn  fordern,  mOsste  vielmehr  aus 
dem  schwierigen  Fundament  der  nützlichen  Verwendung  klagen. 
—  Wenn  man  nun  auch  die  Klaglosigkeit  des  Vertrages  dem 
Arbeitgeber  gegenüber  mit  der  Erwägung  rechtfertigen 
könnte,  dass  dieser  es  yorsätzlioh  oder  schuldhafterweiae 
unterlassen,  die  vom  Gesetz  geforderte  Arbeitsordnung  aufzu- 
stellen, so  trifft  doch  diese  Motivierung  gegeuflber  dem  Ar- 
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beiter  nicht  za,  da  dieser  kerne  Einwirkung  auf  den  Erlass 
dtr  Arbeitsordnung  hat. 

Verbietet  mithin  schon  diese  ungeheuerliche  Konsequenz 
fftr  den  Ar  bei  t  e  r  die  Annahme,  dass  ein  ohne  Zugrundelegung 
eioer  ArbeitBordnang  abgefichlosaener  Arbeitsvertrag  nichtig 
nt,  ao  kann  man  die  Ungültigkeit  fttr  den  Arbeitgeber  ancb 
nidit  etwa  mit  der  Behauptung  begründen,  der  Letztere  mache 
sich  durch  einen  Verstoss  gegen  die  134a  ff.  einer  straf- 
baren Handlung  schuldig  und  köune  deshalb  keinerlei  Rechte 
aas  dem  Vertrage  herleiten.  —  Sofern  man  etwa  diesen  Satz 
s.  B.  mit  Bezugnahme  aaf  die  §§  35,  36  1.  3  und  §  68  L  5 
Aii^'a  motiTieren  wollte,  würde  eine  aolcfae  Begr&ndong  ver- 
fshlt  erscheinen. 

Denn  nicht  etwa  der  Ai)schluss  von  Arbeitsver- 
träi?pn  ohne  Zugrundelegung  einer  Arbeitsordnung  ist  unter 
Strafe  gestellt  und  somit  unerlaubt  und  verboten ;  vielmehr 
bestraft  §  147  Nr.  6  des  Entwurfs  nor  »den  Betrieb  einer 
Fabrik,  für  weldte  eine  Arbeitsordnung  nicht  bestebtc 
(FOr  eine  Fabrik,  welche  ans  irgend  einem  Gründe  ansser 
Betrieb  ;^esetzt  ist,  ist  mithin  das  Fehlen  einer  Fabrikordnuug 
auch  dann,  wenn  die  Arbeiter  während  dieser  Zeit  nicht  ent- 
laaseu  sind,  gänzlich  irrelevant.) 

Endlich  kororat  für  die  hier  vertretene  Auffassung  noch 
io  Betracht»  dass  §  134c  Abs.  9  des  Entwurfs  vorschreibt: 

»Entlassung  und  Anstritt  ans  der  Arbeit  dfirfen  ans  an- 
deren, als  den  in  der  Arbeitsordnung  bezeichneten  oder  den 
gesetzlichen  Grflnden  nicht  erfolgen.  Andere  ab  die  in  der 
ArbeitfiorduuDg  vorgesehenen  Strafen  dürfen  über  den  Arbeiter 
niflht  verhängt  werden. c 

Aas  diesM'  Wort&ssang  ergiebt  sich  dentUcbi  dass  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  Abweichungen  von  den  geseta- 
liehen  Vorschriften  Ober  die  Aufhebung  des  Arbeitsvertrages, 
sowie  über  die  etwa  von  dem  Arbeiter  zu  zahlenden  Konventional- 
ätrafen  durch  die  Arbeitsordnung  festgesetzt  werden  müssen 
and  dass  diese  Vereinbamngen  nnr  in  solcher  Weise  rechts- 
gütig  getroffen  werden  können,  wie  auch  die  BegrOndang 
^  44)  anadrQcklich  hervorhebt,  indem  es  dort  heisst: 
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»Verabredangen  hierQber,  die  neben  der  Arbeitsordnaog 
etwa  getroffen  flein  eollteD,  werdenbiedorehfürnnwirksani  erklärt« 

Daraus  nun,  dass  das  Gesetz  nur  in  den  l>eiden  ge- 
dachten Fällen  vorschreibt^  dass  die  betretlendeu  Vereinbar- 
ungen bei  Vermeidnng  der  Nichtigkeit  durch  die  Arbeitsord- 
nung getroffen  werden  mttesen,  folgt  weiter,  dass  im  Obrigen 
der  Inhalt  dea  Arbeitevertrages  ancb  obne  Zagrandelegung 
einer  Arbetteordnnng  rechtsgfiltig  festgesetzt  werden  kann. 

Um  das  hier  gefundene  Resultat  auch  gesetzgeberisch 
klar  zuüi  Ausdruck  zu  bringen  —  (sofern  man  nicht  die  Nichtig- 
keit oder  partielle  Ungültigkeit  eines  ohne  Zugrundel^^ng 
einer  Arbeitsordnung  abgescblossenen  Arbeitsvertrages  aus* 
drficklicb  statatieren  will)  —  würde  es  sich  m*  £.  empfehlen, 
dem  §  I34a  noch  folgenden  (5.)  Absatz  hinzuzofügen : 

>Die  Rechisgfilttgkeit  des  Arbeitsvertrages  ist  —  abge- 
sehen von  der  Vorschrift  des  g  13-ic  Abs.  2  —  von  dem 
Erlass  einer  Arbeitsordnung  nicht  abhängig.* 

Schon  Eingangs  ist  hervorgehoben,  dass  die  Arbeitsord- 
nung das  Arbeitsverhältuis  ganz  oder  nur  teilweise  regehi 
kann ;  §  134b  zählt  4  Punkte  auf,  welche  jede  Arbeitsordnung 
enthalten  muss. 

Auch  hier  erhebt  sich  «nnachst  die  Frage,  was  Rechtens 
sei,  wenn  trutz  dieser  Vorschiiit  keiner  der  4  Punkte  oder 
nur  einzelne  in  der  Arbeitsordnung  ihre  Regelung  gefunden? 

Soviel  ergiebt  sich  nach  den  obigen  Ausführungen  oboe 
weiteres,  dass  ein  Verstoss  gegen  die  Vorschrift  dea  g  134b 
niemalsdie  Ungfiltigkeitdes  ganzen  Arbeitsvertragee  zur  Folge 
haben  kann;  denn  wenn  schon  das  Fehlen  jeglicher  Ar> 
beitsordnung  flir  den  zivilreehtlichen  Bestand  des  Arbeits- 
vertrages ohne  Einfluss  ist,  so  kann  um  so  weniger  der  Um- 
stand, dass  die  in  §  134b  erwähnten  4  Punkte  sämtlich  oder 
zum  Teil  durch  die  Arbeitsordnung  nicht  geregelt  sind,  des 
Vertrag  hintäliig  machen.  —  Im  üebrigen  ist  zu  anterscheideo, 
ob  die  beiden  ersten  Punkte  des  g  134b  oder  die  beiden  letz- 
ten in  der  Arbeitsordnung  nicht  geregelt  sind. 

Ist  Ersteres  der  Fall,  ist  also  über  Anfansr  un  l  Ende  der 
regelmassigen  Arbeitszeit  und  der  Pausen  für  erwachsene  Ar- 


Digitized  by  Google 


Der  Bntwtnf  der  neneitn  GewerbeordnnngnioTalle.  $8 

beiter,  sowie  Ober  Zeit  und  Art  der  Abrecbnoog  und  der 
Lohnsahlnng  in  der  Arbeitsordnmig  nichfei  featgeeeMT  ao 
galten  c^e  weiteres  die  sonst  etwa  swisehen  dem  Arbeitgeber 
and  seinen  Arbeitern  getroffenen  Vereinbarungen.  —  Sind  da- 
gegen Bestimmungen  über  die  Aufhebung  des  Arbeitsverhält- 
nisses und  die  Konventionalstrafen  der  Arbeiter  (Nr.  3  and  4 
des  §  134b)  in  der  Arbeitsordnung  nicht  enthalten,  so  gelten 
sarar  die  ansserbalb  desselben  in  dieser  Hinsieht  getroffenen 
Abmachongen  gemto  §  134c  nicht;  gleichwohl  bleibt  der 
Arbeitsvertrag  im  tibrigen  in  voller  Recbtsbestindigkeit  nach 
dem  Grundsätze:  utile  non  debet  per  inutile  vitiari;  1  1  g  5 
D.  de  V.  0.  45,1. 

Da  es  nun  weiterbin  an  und  für  sich  nicht  strafbar 
ist,  wenn  ein  Arbeitgeber  es  nnterlSsst»  die  in  §  134b  Nr.  1 
bis  4  vorgesehenen  Bestinunnngen  in  die  Arbeitsordnang  aof- 
mnefamen,  so  kann  die  Befolgung  dieser  gesetslidien  Vorschrift 
nur  in  der  Weise  erzwungen  werden ,  dass  die  untere  Ver- 
waltuogdbehürde  auf  Grund  das  §  134  f.  dem  Fabrikberrn  die 
Abänderung  der  Arbeitsordnung  in  einer  dem  §  134b  ent- 
sprechenden Weise  anfgiebt;  kommt  derselbe  dieser  Anffor- 
derong  nicht  nach,  so  nnterli^  er  der  in  §  147  Nr.  &  vor- 
gsaohenen  Strafe. 

Wir  iiabeo  es  also  Liuch  hier  wieder  mit  einer  lex  miauä 
quam  perfecta  zn  thuu,  welche  das,  was  sie  bezweckt,  erst 
auf  grossen  Umw^en  erreicht. 

Eine  weitere  von  dem  Entwarf  offen  gdassene  Frage  ist 
die«  ob  beim  Vorbandensein  einer  Arbeitsordnang  diese  fOr 
alle  Arbeiter  nn bedingt  massgebend  ist,  oder  ob  der  Ar- 
beitgeber nebenher  mit  e  i  uze  1  n  en  Arbeitern  besondere,  von 
dem  iuhalt  der  Arbeitsordnung  abweichende  Vereinbarungen 
rechtsgültig  treffen  kann. 

Wenn  man  die  Gründe  prüft,  welche  den  Gesetsgeber 
leranlasst  hdben«  den  Erlass  Ton  Arbeitsordnungen  obligato- 
risch in  machen,  so  mass  man  die  obige  Frage  im  Sinne  der 
letzten  Alternative  verneinen,  d.  h.  es  für  unzulässig  erachten, 
da»6  der  Arbeitgeber  mit  einzelneu  Arbeitern  die  iu  der  Ar- 

ZtttMhc.  L  StMUv.  IMl.  LH«rt.  ^ 
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beitaordnmig  festgesetsten  Arbeitsbedingangen  abweichend  yod 
deren  Inhalt  regelt. 

In  der  BegrQndmig  (S.  48)  heiest  ee  nämlich:  »Die  ge- 
setzliche Regelung  des  Erlasses  der  Arbeitsordnung  findet 
ihre  Rechtfertigung  in  clor  Erwiiy;ung,  dass  eine  b(\stimiute 
and  klare  Kundgebung  der  liedingungen  des  Arbeitsvertrages» 
ans  der  jeder  Arbeiter  sich  über  seine  Rechte  und  Pflichten 
an  jeder  Zeit  unterrichten  kann«  die  zahlreichen  Streitigkeiten, 
die  erfahmngsmaseig  aas  der  Unvollstandigkeit  und  Unklar- 
heit der  Arbeitsverträge  entstehen,  abschneidet  und  somit  zur 
Erhaltung  eines  friedlichen  Verhältnisses  sswischeu  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  beizutragen  geeignet  ist.c 

Dieser  legislatiy -politische  Zweck,  durch  die  Arbeits- 
ordnung eine  »bestimmte  und  klare  Kundgebung  der  Beding* 
ungen  des  Arbeitsvertrages c  zu  erlangen,  würde  aber  beeinträch- 
tigt werden,  wenn  es  dem  Arbeitgeber  gestattet  wSre,  durch  be- 
sondere Verein])  iruugen  den  Inhalt  der  Arbeitbordnuugen  für 
einzelne  oder  einen  Teil  der  Arbeiter  ausser  Kraft  zu  setzen. 
—  Ja,  es  könnte  der  gesetzliche  Zweck  geradezu  gänzlich 
vereitelt  werden,  wenn  der  Arbeitgeber  mit  der  Mehrsabl 
seiner  Arbeiter  Abmachungen  träfe,  welche  von  dem  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  abweichen ,  so  dass  die  Letztere  so  eu 
sagen  nur  noch  »auf  dem  Piiinort  existierte,  ohne  aber  erheb- 
liche praktische  Bedeutuug  zu  besitzen. 

Da  nun  nicht  anzunehmen,  dass  das  (iesetz  die  Möglich- 
keit gew&hren  will,  die  von  ihm  gegebenen  Vorschriften  gänzlich 
illusorisch  zu  machen,  so  kann  dem  —  sonst,  wie  bemerkt, 
überflüssigen  Abs.  1  des  §  134c,  wonach  »der  Inhalt  der  Ar- 
beitsordnung für  die  Arbeitgeber  und  Arbeiter  recbts- 
Yerbindlich  istc ,  nur  die  Bedeutuug  beigelegt  werden  ,  dass 
diese  Bechtsrerbindlichkeit  sich  auf  alle  Arbeiter  ohne 
Ausnahme  erstreckt  und  dass  es  unzulässig  ist,  die  Geltung 
der  Arbeitsordnung  für  einzelne  Arbeiter  durch  besondere  Ver- 
träge auszusehHeesen. 

Es  erscheint  m.  R  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  indt*«» 
dringend  geboten,  diese  Folgerung  im  Gesetz  selbst  zum  klaren 
Ausdruck  zu  briogen,  und  es  nicht  bloss  der  wissenacbaft- 
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liehen  AwleguDg  su  ttWlasBen»  den  oben  angestellten  wich- 
tigen Sats  ent  anf  Umwegen  ans  dem  Gesetz  abzuleiten.  Yiel- 

leiclit  würde  sich  deshalb  folgende  Fassung  des  §  134c  Abs.  1 

empfehlen : 

»Der  Inhalt  der  Arbeitsordnung ,  soweit  er  den  Ge- 
setzen nicht  znwiderläoft ,  ist  fttr  die  Arbeitgeber  und  alle 
ihre  Arbeiter  ohne  Ausnahme  rech teverbind- 
lieh  und,  soweit  die  Arbeitsordnung  das  Ar^ 

beitsverhältnis  regelt,  unter  Ausschluss 
jeder  besonderen  abweichenden  Vereinbar- 
nng  massgebend.« 

Der  Torstehende  letate  Zusatz  schiesst  anscheinend  inso- 
fern über  das  Ziel  hinaus,  als  dadurch  nicht  bloss  die  Mög- 
lichkeit ausgeschlossen  wird »  durch  gesondbrte  Vereinbarung 
die  Anwendung  der  Arbeitsordnung  ihrem  ganzen  Inhalte  nach 
für  einzelne  oder  eine  Reihe  von  Arbeitern  zu  verhindern, 
sondern  überdies  auch  verboten  ist,  mit  einzelnen  oder  allen 
Arbeitern  durch  besonderen  Vertrag  zu  Tereinbaren,  dass  e in- 
aeine V  Urschriften  der  Arbeitsordnung  für  sie  keine  Geltung 
haben  sollen;  durch  die  von  mirvoigeschlagene  Fassung  wird  also 
statuiert,  dass  die  Arbeitsordnung  ihrem  ganzen  Inhalte 
nach  für  alle  Arbeiter  ohne  Ausnahme  raass^^ebend  ist 
und  dass  durch  nebenhergehende  besondere  Vereinbarungen  mit 
einaelnen  Arbeitern  Abweichungen  von  dem  Inhalt  der  Arbeitsord- 
nungen nicht  festgesetat  werden  können.  Um  Missverstandnissen 
▼orzubeugen  sollhier  noch  besonders  betont  werden,  dass  ich  solche 
Vereinbamngen  nur  insoweit  fttr  nnzulSsstg  und  ungQltig 
erklärt  wissen  will,  als  sie  von  dem  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
abweichen,  d.h.  das  Vertragsverhältnis,  soweit  es  durch 
d i e  A r be i tsor d nung  bereits  geregelt  ist,  anders,  als 
diese  normieren.  Dies  schliesst  selbstverständlich  nicht  aus,  dass 
solche  besonderen  Vereinbarungen,  die  denjenigen  Teil  des  Ar» 
beitsrertrages  betreffen,  welcher  eine  Regelung  dnrch  die  Arbeits- 
ordnung überhaupt  nicht  gefunden,  beliebig  mit  einzelnen 
oder  allen  Arbeitern  rechtsgültig  getroffen  werden  können.^) 

1)  Ut  1.  B.  in  der  Arbeitaordnaog  nicbU  dar&ber  gesagt»  ob  und 
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MotneD  AbSncleniDgsvomlilaf^  tnass  \eh  noch  gegen  swei 

Emwendungen  verteidigen:  einmal  näinlicii  konnte  man  geltend 
machen,  dass  derselbe  die  Vertragstreiheit  doch  gar  zu  sebr 
einengt,  indem  alsdann  jede  spesielle  Abmachung  mit  einem 
einzelnen  Arbeitor,  welche  gegen  den  Inhalt  der  Arbeitsord- 
nung verstfisstf  nnnilSssig  w&re;  angenommen  z.  B.  eine  Ar- 
beitsordnung enthalte  gemfise  §  134b  leteter  Absatz  die  Yot~ 
Schrift,  dass  der  von  miuderjührigen  Arbeitern  verdiente  Lohn 
an  deren  Eltern  oder  Vormünder  und  nur  mit  deren  schrift- 
licher Zustimmung  unmittelbar  an  die  Minderjährigen  auszuzah- 
len sei,  so  würde  es  nach  der  von  mir  empfohlenen  Formnlierung 
des  §  134c  unznlassig  sein,  die  Anwendung  dieser  Vorschhfb 
durch  besondere  Yereinbarung  mit  einem  einzelneiif  dem  Fabrik- 
herm  als  besonders  zuTerlSssig  und  sparsam  bekannten  min- 
derjährigen Arbeiter  zu  dessen  Gunsten  auszuschliessen.  Würde 
hierin  nicht  eine  uu^erechtfertigte  Hart«  und  eine  viel  zu  weit 
getriebene  Einengung  der  Yertragsfreiheit  liegen? 

Ich  will  die  £^rage  ohne  weiteres  bejahen  und  auch  zu- 
geben, dass  die  einwandsweiBe  gezogene  Konsequenz  meines 
Vorschlags  onabweislich  ist;  gleichwohl  muss  gerade  vom  Stand- 
punkte des  Entwurfs  ans  unbedingt  an  demselben  festgehalten 
werden.  Denn  wenn  man  einmal  das  Institut  der  Arbeits- 
ordnungen obligatorisch  machen  und  für  dieselben ,  wie  in 
§  lS4b  geschehen  I  einen  Minimalinhalt  vorschreiben  will,  so 
muss  man  konseqnenterweise  jegliche  Vereinbarung,  welche 
den  Inhalt  des  Arbeitsvertrages  abweichend  von  den  dnrdi 
die  Arbeitsordnung  geregelten  Voiscbriflen  festsetzt,  lllr  un- 
zulässig und  ungültig  erklaren. 

Andernfalls  würde  jede  Arbeitsordnung  praktisch  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  werden  können;  denn  der  Arbeitgeber 

weiche  Arbeitsgeräte  der  Arbeiter  selbst  beschaffen  muss,  so  kann  der 

Fabrikberr  in  dieser  Hinsicht  mit  dem  einen  Arbeiter  diese,  mit  den 
andern  jene  Vereinbarungen  treffen;  enthUt  dagegen  die  Arbeiteordnung 
Bestimmungen  über  die  Beschatiuag  der  Werkzeuge,  ao  ist  nacb  dar 
Ton  mir  vorgeachlagenen  Formulierung  des  §  IMc  eine  besondere  von 
den  Vorschriften  dor  Arbeitsordnung  abweichende  Vereinljarnng  hierü- 
ber mit  eiDselnen  oder  allen  Arbeitern  unzulässig  und  rech taua wirksam. 
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kÖDuie  alsdann  ebenso  wie  in  dem  oben  augeiührteu  Beispiel 
mit  jedem  einaeloen  Arbeiier  einen  Separatverirag  abschliessen, 
wodareh  er  fttr  ihn  die  Anwendung  einselner  oder  aller  Vor* 
aehriflen  der  Arbeitsordnung  aasschliesst  and  dne  Arbettsver* 

bältnis  ^anz  anders,  als  es  durch  die  Arbeitsordnung^  vorgesehen, 
regelt.  Damit  aber  wäre  den  Arbeitsordnnnü;en  und  ihren  von 
der  BegrOnduog  gerühmten  Vorzügen  die  praktische  Bedeatuog 
entzogen. 

Will  man  alao  die  Arbeiteordnnngen  mit  einem  bestimmt 
fixierten  Inhalt  obligatoriech  machen,  so  mnw  man  jede  gegen 
ihren  Inhalt  verstosi^ende  Vereinbarung  mit  einzelnen  oder 
mehreren  Arbeitern  für  unzulässig  erklären  ,  wenn  dies  auch, 
wie  znzageben,  zu  einer  mitunter  harten  und  sehr  weitgehen- 
den Beschranknng  der  Yertragsfreiheit  ffthri 

Unter  Bemfbng  aof  §  134a  kdnnte  man  einen  zweiten 
^wand  gegen  meinen  Vonchlag  erheben ,  indem  man  den- 
selben mit  Rücksicht  anf  den  Abs.  3  des  gedachten  §  als 
überflüssig  bezeichnet.  Die  erwähnte  Vorschrift  lautet  nämlich: 

»Abänderungen  ihres  (seil,  der  Arbeitsordnung)  Inhalts 
können  nur  durch  den  Erlass  Ton  Nachträgen  oder  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  an  Stolle  der  bestehenden  eine  neue 
Arbeitsordnung  erlassen  wird.« 

DuTofa  diese  Bestimmung  wird  aber  mmn  Yorsehlag  keines- 
weprg  gegenstandslos  oder  überflilssig,  wenn  auch  der  Entwurf 
offenbar  die  gleiche  Tendenz,  wie  dieser  verfolgt.  — -  Die  Arbeits- 
odnnng  ist  nämlich  eine  in  ganz  bestimmter  (schriftlicher)  Form 
angestellte  und  bekannt  gemachte,  fllr  a  1  le  Arbeiter  ge ne r  el  1 
geltende  Formnliemng  der  vom  Arheitgeber  fixierten  Beding- 
ungen des  ArheiteTertrages ;  indem  der  Gesetzgeber  die  Art  der 
Abänderung  dieser  Ordnung  genau  vürsclireibt,  will  er  auchden 
Altiuiderungen  dieselbe  Form  der  Erklärung  inid  Vcriiffentlich- 
ong    ehern,  wie  der  ursprünglichen  Arbeitsordnung  selbst. 

Da  nnn  aber  der  Gesetzgeber  nur  von  einer  Abandemng 
der  Arbeitsordnung,  d.  h.  deriQr  alle  Arbeiter  generell 
aufgestellten  Arheitebedingnngen  spricht,  so  trifft  er  damit 
keiueswejzs  etwa  einzelne  mit  den  einzelnen  Arbeitern  ge- 
sondert getroffene  Abmachungen ;  diese  köunen  vielmehr,  ohne 
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dass  die  Arboitsordnung  selbst  die  geringste  Äenderung  er- 
leidet ,  mit  den  einzelnen  Arbeitern  abgeschlossen  werden, 
weuo  Dicht  der  §  134c  die  von  mir  Torgescblagene  Formuiier- 
uog  erhält. 

Endlich  ist  hier  noch  heryorzuheben ,  dase  der  4.  Absats 
des  §  ld4a  nngenao  nnd  in  einer  der  BegrQndoDg  des  öesetaes 

nicht  entsprechenden  Weise  formuliert  ist,  indem  er  lautet: 

»Die  Arbeitsüitlnungen  und  Nachträge  zu  denselben  treten 
frühestens  zwei  Wochen  nach  ihrem  Erlasse  in  Geltung. « 

Die  Begrllndang  (S.  43)  rechtfertigt  diese  Vorschrift  mit 
folgenden  Worten: 

»Da  jede  Abändern ng  der  Arbeitsordnnng  eine  Abänder- 
ung der  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages  bedeutet,  so  sollen 
neue  Arbeitsordnungen  oder  NLichtriige  irübestens  nach  Ab- 
lauf von  zwt  i  Wochen,  also  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist, 
io  Kraft  treten,  so  dass  jeder  Arbeiter,  der  sich  den  verän- 
derten Bedingungen  nicht  unterwerfen  will,  die  MögUi^eit 
hat,  den  Arbeitsvertrag  mit  dem  Zeitpunkte,  an  welchem  die 
verinderten  Bedingungen  eintreten  würden,  anfisalösen.c 

Dieser  Motivierung  entspricht  der  Wortlaut  des  Entwurfs 
selbst  nach  zwei  Richtungen  hin  nicht;  eiiimal  soll  sich  die 
zweiwöcbentliche  Frist,  nach  deren  Ablauf  erst  die  Arbeits- 
ordnung in  Kraft  tritt,  nur  auf  neue  oder  auf  Abäuderungea 
bereits  bestehender  Arbeitsordnungen  beziehen,  w&hrend  nach 
der  Fassung  des  Gesetzes  auch  die  allererste  Arbeitsordnung 
erst  swei  Wochen  nach  ihrem  Erlasse  in  Kraft  treten  wttrde, 
wofür  doch  irgend  ein  vemtlnftiger  Grund  nicht  zu  liuden  ist 

Sodann  liegt  auch  kein  Grund  vor,  die  Frist  fttr  das  In- 
krafttreten neuer  Arbeitv<?ordnungen  und  Nachträge  unter  allen 
Umständen  auf  2  Wochen  zu  bemessen;  denn  da  es  zulässig 
ist,  durch  die  Arbeitsordnung  (§  134b  Nr.  3)  die  Kfindigangs- 
frist  anders,  als  dies  im  Gesehse  vorgesehen,  xu  normieren, 
insbesondere  auch  kfirzer,  so  wird  der  Zweck,  jedem  Arbeiter 
die  Möglichkeit  zu  geben,  den  Arbeitsvertrag  mit  dem  Zeit- 
punkt aufzulösen,  wo  die  neue  Arbeitsordnung  mit  den  ver- 
änderten, ihm  uicht  zusagenden  Arbeitsbedingungen  in  Kraft 
tritt,  dann  nnd  nur  dann  erreicht,  wenn  die  Fassung  des  Ge* 
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^tzes  auch  darauf  Rücksicht  nimmt,  dass  in  der  Arbeitsordnung 
eine  andere,  als  die  gesetzliche  Kündigungsfrist  vorgeschrieben 
seio  kann.  Demnach  würde  der  Abs.  4  des  §  134a  etwa  fol- 
gendermassen  m  nonniereo  sein: 

»Nene  Arbeitsordnangen,  sowie  Nachträge  zn  bestehenden 
Arbeitsordnungen  treten  frühestens  in  Kraft,  nachdem  seit 
ihrem  Erlasse  die  für  die  Auflösnng  des  Vertragsverhäitnisses 
bis  dabin  geltende  Kündigungsfrist  abgelaufen  i8t.c 

Ausser  vorstehenden  Ansstellnngen  allgemeinerer  Natur 
sind  insbesondere  die  Vorschriften  dss  §  134b  letzter  Absatz 
und  des  §  134d  (vom  juristisdisn  Standpunkt  aas)  zn  be- 
mängeln. 

Die  erstgetiacbte  Bestimmung  lautet: 

»Durch  die  Arbeitsordnung  kann  bestimmt  werden,  dass 
der  von  minderjährigen  Arbeitern  Terdiente  Lohn  an  deren 
Eltern  oder  VormQnder  und  nur  mit  deren  schriftlicher  Zu- 
stimmung unmittelbar  an  die  Minderjährigen  ausgexahlt  wird, 
und  dass  der  minderjährige  Arbeiter  nur  mit  ausdrücklicher 
Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vormundes  kündigen  darf.« 

Uiese  Vorschrift  verdankt  ausgesprochenermassen  (Be- 
gründung 8.  34  und  36)  der  Tbatsacbe  ihre  Entstehung,  dass 
gerade  die  jflngeren  Elemente  unter  den  Arbeitern  —  insbe- 
sondere im  Vergleich  zu  ihren  Altersgenossen  aller  anderen 
Berufsstände  —  wirtschaftlich  zu  selbständig  geworden  sind, 
und  dass  sie  diese  Sei bstiiiuligkeit  missbraueheu,  um  Unruhe  un- 
ter den  Arbeitern  und  Unfrieden  mit  den  Arbeitgebern  zu  stiften. 

Die  Tendenz  der  Vorschrift,  die  miuderjährigen  Arbeiter 
wieder  mehr,  als  bisher,  unter  die  Botmassigkeit  ihrer  El- 
tern und  YormUnder  za  bringen ,  ist  eine  durchaus  lobens- 
werte; aber  gerade  nm  deswillen  ist  es  um  so  mehr  za  be- 
dauern, dass  der  Entwurf  zur  Verwirklichung?  dieses  Zwecke 
einen  VV  eg  eingeschlagen  hat,  welchen  ich  für  einen  durchaus  ver- 
fehlten halten  muss. 

Es  ist  schon  in  der  Presse  darauf  hingewiesen  worden, 
wie  bedenldicb  es  iftr  die  Fabrikbesitzer  sei,  in  ihre  Arbeits- 
ordnungen derartige  Bestimmungen  über  die  minderjährigen 
Arbeiter  aufeunehmen,  wie  leicht  «ich  dadurch  das  Verhalt- 
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nis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  Terschlecbtem  kann, 
nnd  wie  gerade  diejenigen  üntemebmer,  welche  dnrch  ihre 
Arbeitsordnungen  die  jugendlichen  Arbeiter  einer  strafferen  häus- 
lichen Zueilt  uiiterwerfeu  wollen,  dadurch  sich  der  Gefahr  aus- 
setzen, diese  initnnter  wegen  ihrer  Körperkräite  leistungstäbigste 
Kategorie  tod  Arbeitern  zu  yerlieren. 

Solche  ErwSgnngen  werden  Toranssichtlich  eine  grosse  An- 
zahl von  Unternehmern  veranlassen,  im  Interesse  ihrer  Konkur- 
renzfähigkeit von  der  an  sich  segeusreichen  Befugnis  des  §  134b 
letzter  Absatz  keinen  Gebrauch  zu  machen;  wie  dem  aber  auch 
sei  —  da  es  dem  freien  Belieben  eines  jeden  Arbeitgebers 
überlassen  ist,  ob  er  die  hier  fragliche  Bestimmung  in  die 
Arbeitsordnung  aufnehmen  will  oder  nicht ,  so  ist  es  von  vorn- 
herein höchst  nnwahrscheinlich,  dass  alle  Arbeitgeber  gleich- 
mSssig  verfahren,  d.  h.  entweder  flberetnstimmend  eine  ent- 
sprechende Vorschrift  ihrer  Arbeitsordnung  einverleibe  oder 
aber  gänzlich  davon  absehen.^) 

Wenn  demnach  nur  ein  Teil  der  Arbeitgeber  in  den 
Arbeitsordnungen  die  hier  fraglichen  Massnahmen  gegen  die 
jugendlichen  Arbeiter  treffen  wird,  so  entstehen  dadurch  sofort 
die  gr5ssten  UnzutrSglichkeiten,  insbesondere  eine  höchst  be- 
klagenswerte Rechtsunsieherheit,  wie  folgendes  Beispiel  veran- 
schaulichen mag: 

Ein  minderjähriger  Arbeiter  wohnt  bei  einem  Kostwirt, 
welcher  weiss,  dass  der  Arbeiter  in  einer  Fabrik  beschäftigt 
ist,  die  diesem  selbst,  nicht  seinen  Eltern  den  Lohn  zahlt; 
inzwischen  tritt  der  Arbeiter,  angelockt  durch  höheren  Lohn 
oder  ans  sonstigen  Grflnden,  in  eine  andere  Fabrik  ein,  welche 
gemäss  ihrer  Arbeitsordnung  den  Lohn  den  Eltern  auszahlt; 
der  Arbeiter  weiss  womöglich  selbst  nichts  davon,  da  erfalii- 
ungsmässig  die  Arbeitsordnungen  von  den  Arbeitern  meist  erst 
gelesen  werden,  wenn  sie  schon  lange  in  der  Fabrik  thätig 
sind ;  nunmehr  erwartet  der  Kostwirt  am  Lohntage  das  Kost- 
geld vergebens ;  der  Arbeiter  kann  es  nicht  zahlen,  weil  seine 

1)  Sollte  die  letztere  Eventualität  eintreten,  so  würde  daa  Gesets 
Beinen  Zweck  gänzlich  Yorfehlen. 
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(Tipüriclit  obeudreio  leichtsinaigen)  EiLteni  den  Lohn  erhobeo 
and  für  doh  gvbnnehfc  haben. 

DieM  Beispiel  liest  sidi  leioht  dnrch  nnzihlige  andere 

Temiehreu ,  die  alle  daranf  hinaaslaufen ,  dass  die  fakulta- 
tive Beschränkung  der  Handlangefähigkeit  des  minderjäh- 
rigen Arbeiters  —  denn  das  ist  der  juris  tische  Kernpunkt 
der  Vorschrift  des  Entwurfs  —  nicht  bloss  fQr  diesen  nnd  den 
Arbeitgeber  I  sondern  anch  ffir  die  allgemeine  Beohtasicberbeit 
im  Verkehisleben  die  grSssten  Uebelstinde  im  Gefolge  bat 
Kn  Jeder,  welcher  ein  RecbtsgeschSft  mit  einem  minderjährigen 
Fabrikarbeiter  abschliessen  und  demselben  Kredit  gewäliren 
will,  müsste  iu  Zukunft  erst  sich  über  den  Inhalt  der  für  diesen 
geltenden  Arbeitsordnung  vergewissern  ;  aber  selbst  dies  wUrde 
ihn,  snmal  bei  danemden  VertragsrerhiUtnissen«  (s.  B.  Qe- 
vibmng  von  Kost  nnd  Wohnung,)  nicht  Tor  Schaden  sohfitadn 
kennen,  da  die  Handlongsföhigkeit  des  MindeijUhrigen  nnd 
somit  clessei]  Reclitshi^e  sich  stets  durch  den  Eintritt  in  eme 
andere  Fabrik  mit  anderer  Arbeitsordnung  ändern  kann. 

Soviel  von  den  praktischen  Bedenken  gegen  die  gedachte 
Voracbrift,  denen  sich  noch  viel  erheblichere  jnristische 
binngeseUen. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  besteht  der  juristische  Kern- 
punkt der  Neuerung  des  Entwurfs  iu  einer  lakultÄliven  15e- 
schränknng  der  Handluiigsfäin^keit  der  Minderjährigen 
verbunden  mit  einem  teilweisen  Eingriff  iu  die  Rechte  der 
fiterlichen  und  Tormuadachaftlichcn  Gewalt  Auffallender- 
leise  ist  sich  der  Verfasser  des  Entwurfs  in  ssiner  Begrflnd« 
nng  dieser  Tragweite  der  Vorsehriftdes  §  IMh  letzter  Absatsoffeu- 
bsr  auch  nicht  im  mindesten  bewusst  gewesen  ,  wie  aus  folgen- 
den Sätzen  der  Motive  (S.  34  und  35)  zur  Evidenz  hervorgeht: 

»Der  letzte  AbsaU  des  §  134^)  führt  als  zulässigen  In- 
Ittlt  der  Arbeitsordnung  noch  besonders  an,  dass  die  Aussahl- 
QBg  der  Löhne  der  mindeijährigen  Arbeiter  an  diese  selbst 
SV  mit  Zuttimmnug  ihrer  Eltern  und  VonnQnder  erfolgen 

1)  Die  AUegaHon  des  §  134  ist  ein  Dmokfehler;  gsmsial  Ist  offira* 
W 1 134b. 
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soll  und  dass  der  Arbeiter  nur  mit  Zustimmuu^  dieser  das 
ArbeitsrerhaltniB  kündigen  kann.  In  gleicher  Weiee  kdnnen 
noch  yiele  ähnliche  Bestimmnngen  in  die  Arbeitsordnung  auf- 
genommen  werden.  Statt  der  direkten  Zahlung  an  die  Eltern 

oder  Vormünder  kanu  z.  B.  verlanget  werden  dass  ein 

Teil  des  Lohnes  in  die  Sparkasse  eingelegt  wird.  Anch  ohne 
aasdr  Uck  Ii  che  Erwähnung  im  Gesetze  würden  in 
die  Arbeitsordnnng  solche  Bestimmnngen  auf- 
genommen werden  können»  Es  erscheint  aber 
zweckmässig,  die  Fahrikbesi tser  ansdrOeklieh  auf 
diese  Handhaben  zur  Stärkuug  der  eiterlichen 
Autorität  hinzuweisen.« 

Hieraus  geht  doch  mit  voller  Klarheit  und  Deutlichkeit 
hervor,  dass  der  Verfasser  des  Gesetzentwurfs  keineswegs  be- 
absichtigt hat,  das  bestehende  Eteoht  absuandem,  sondern 
lediglich  den  Zweck  Terfolgt,  durch  die  Vorschrift  des  §  134b 
letster  Absats  auf  eine  ihm  sacbgemäss  scheinende  Anwendung 
des  bestehenden  Rechts  aufmerksam  zu  machen. 

In  Wirklichkeit  greift  aber  die  erwähnte  Gesetzesbestimm- 
ung in  der  allereinschneidendsten  Weise  in  das  jetzt  geltende 
Recht  ein,  wie  folgende  £rwagangen  ergeben  werden : 

Bis  zum  Inkrafttreten  eines  allgemeinen  bQrgerlichen 
Gesetsbuches  bleiben  die  jetzigen  privatrechtliehen  VorscbriftieB 
der  einzelnen  Bundesstaaten  in  Geltung,  soweit  sie  nicht  durch 
einzelne  Reichsgesetze  abgeändert  werden.  Dieser  Satz  ^It  ins- 
besondere auch  von  der  Handlungsfähigkeit  Minrierjähriger  und 
dem  Rechte  der  Tuterlichen  und  vormundschaftlichen  Gewallw 

Betreffs  der  Geschäftsfähigkeit  Minderjähriger  —  und  nur 
mit  dieser  Seite  der  Handlongsfähigkeit  haben  wir  es  hier  su 
thun  *—  ist  nun  z.  B.  im  ganzen  preussisehen  Staatsgebiete 
das  (iesetz  vom  12.  Juli  1875  (G.S.  S.  518)  massgebend.  §  6 
dieses  Gesetzes  bestimmt: 

»Hat  der  Vater  oder  Vormund  seine  Genehmigung  erteilt, 
dass  der  Minderjährige  in  Dienst  oder  Arbeit  trete,  so  ist 
Letzterer  selbständig  zur  Eingehung  und  Auflösung  tod  Dienst- 
oder Arbeitsferhättnissen  der  genehmigten  Art  befugt.  Dem 
Vater  oder  Vormund  steht  es  frei,  eine  solche  Genehtniiruuif 
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sarQckzuziehen  oder  einzuschränken,  aoweit  dadurch  Hechte 
Dritter  nicht  beeintrichtigt  werden.c 

Hiernach  steht  also  dem  minderjährigen  Arbeiter  im 

Preussischen  Staatsgebiete  unter  Umständen  bloss  die  Befugnis 
zu,  selbständig  das  Arbeitsverhältnis  zu  kündigen;  dagegen 
hat  er  gemäss  §  2  des  geducbteu  Gesetzes  niemals  selbständig 
das  Recht,  Zahlungen  mit  Rechts  Wirksamkeit  in  Empfang  zu 
nehmen,  also  dadnrch  Hechte  anfzageben ;  hieran  ist  er  riel- 
mehr  nur  mit  sperieller  Zoetimmnng  des  Vaters  oder  Vör- 
nrandes  befugt.  (Vgl.  i<S  36  bis  38  I.  16  A.  L.Rs.*)  Prüfen 
Tvir  nunmehr  unter  Zugrundelegung  des  hier  geschilderten 
preuöSischen  Rechts,  welche  rechtliche  Bedeutung  der  Vorschrift 
einer  Arbeitsordnung,  wie  sie  in  §  134b  letzter  Absatz,  bezw. 
in  der  oben  mitgeteilten  BegrUndang  des  Entwurf  formuliert 
ist,  g  e  g e  n  w  a r  t  ig ,  d.  h.  ?or  dem  Inkrafttreten  des  Entwurfs, 
zokommt,  so  ist  zonftchst  daran  an  erinnern,  dass  die  Arbeits- 
ordnung lediglich  einen  Vertrag  zwischen  dem  Arbeitgeber 
und  dein  (zum  Eintritt  in  eine  Fal)rik  generell  ermächtigten) 
minderjährigen  Arbeiter  darstellt,  der  selbstredend  schon  nach 
allgemeinen  fiechtsgmndsätsen  in  die  Rechte  Dritter,  also 
auch  des  Vaters  oder  Vonnnndes  des  Mindeijährigen ,  nicht 
eingreifen  ka  n  o.  Insoweit  also  die  Arbeitsordnung  Torsehreibt, 
dass  nur  mit  Zustimmung  des  Vaters  oder  Vormundes  an  den 
Mioilerjährit^^en  selbst  der  Arbeitslohn  ausgezahlt  werdeu  kauu, 
ist  ihr  luhalt  im  Gebiete  des  Preussischeo  Rechtes  gegen- 
standslos; denn  auch  ohne  eine  solche  Vorschrift  kann  ohne 
Geoehmigung  des  Vaters  oder  Vormundes  mit  Reohtsgttltigkeit 
an  den  Minderjährigen  nioht  gezahlt  werden.  —  Wenn  anderer- 
seits aber  die  Arbeitsordnung  an  Stelle  des  Vaters  »die  Elternc 
f^ubstituiert  und  zwar  woiii()LiliLli  tuit  der  Wirkung,  dass  für 
den  Fabrikbesitzer  die  Genehmigung  der  Mutter  zur  Aus- 
zahlang  des  Lohnes  an  den  Arbeiter  allein  genügend  sein  soll, 
oder  aber  mit  der  Bedeutung,  dass  beide  Eltern  diese  Ge- 

1)  Vgl.  Färsier-Eccitu :  Theorie  und  Praxis  des  Preassischen  Privat» 
recht«  (5.  Aufl.  1887)  S.  562,  welcher  ausdrücklich  hervorhebt,  dass  der 
ZahlTinc!«empfänger  vorpflichtungsfÄhig  sein  miiM ;  ebenso 
Dernbwrg:  Freust.  FriYat-E.  Bd.  II.  3.  288  (4.  Aafl.  1889). 


Digitized  by  Google 


44 


Keukamp: 


I 


nehioiguug  «urtoileo  müsseu ,  so  iai  eine  solche  Vorschrift  der 
ArbeitsordnoDg  rechisuubeständig  and  wirkuugalos,  weil  durch 
eine  iwiflchen  dem  Arbeiigieber  nnd  seinem  minderjährigen 
Arbeiter  getroffene  Vereinbarong  selbeiredend  nioht  in  dte 
durch  §  2  des  ües.  vom  12.  Juli  1875  und  durch  die  sonsti- 
gen Vorschriften  des  bürgerliciieu  Kecbtes  sanktionierte  Recht 
der  väterlichen  Gewalt  mit  Rechtswirksamkeit  eingegriffen 
werden  kann.  —  Bs  würde  deshalb  eine  lediglich  mit  Genehmig 
nng  der  Matter  an  den  Mindeijahrigen  geleistete  Zabinng  den 
Arbeitgeber  nicht  befreien;  fielmehr  könnte  der  Vater  des 
Minderjährigen  namens  desselben  nochmalige  Zahlung  fordenit 
(welchem  Ansprüche  der  Arbeitgeber  eventuell  nur  mit  dem 
Einwände  der  »Bereicherung«  begegnen  kann).  —  Anderer- 
seits würde  auch  der  Arbeitgeber  einer  seitens  des  Vaters  des 
Minderjährigen  angestrengten  Klage  anf  Lohnzahlung  niemals 
mit  dem  Einwände  entgegentreten  können,  zur  gültigen  Zabinng 
sei  nach  der  Arbeitsordnung  auch  die  Genehmigung  der  Mutter 
des  Arbeiters  erforderlich. 

Ebenso  ungültige  wie  diese  Bestimmungen,  würde  eine 
Vorschrift  der  Arbeitsordnung  sein ,  wonach  der  Arbeitgeber 
einen  Teil  des  Arbeitslohnes  des  Mindeij&hrigen  in  die  Spat^ 
kasss  einlegen  darf. 

Abgesehen  davon,  dass  Vater  und  Vormund  eine  solche 
ohne  oder  gegen  ihren  Willen  gernachte  Einlage  niemals,  auch 
trotz  der  Arbeitsordnung,  als  eine  rechtsgültige  Zahlung  an- 
anerkennen  brauchen,  würde  in  diesem  Verfahren  ein  dnrchaos 
nnznlteiger  Eingriff  des  Arbeitgebeia  in  das  Verwaltnngs« 
r  eeb  t  des  Vaters  oder  Vormundes  liegen«  welches  diesen  kraft 
Gesetzes  an  dem  Vermögen  des  Minderjährigen  ausschliesslich 

1)  Rechtsgültig  ist  dagegen  die  Bestimmung  der  Arbeitsordnung^, 
wonach  der  minderjährige  Arbeiter  nur  mit  Zuatimoiuug  des  Vaters 
oder  Vormundea  kündigen  darf;  gegenüber  der  Vorschrift  des  §  6  des 
Ges.  vom  12.  Juli  1875  hat  eine  derartige  Vorschrift  die  Bedeutuug  einer 
Vereinbarung,  wonach  der  Arbeiter  von  dem  ibai  an  und  für  sich  sa- 
stehenden  Küudigangsrecht,  d.  h.  der  Befugnis,  das  Arbeitsverh&ltnis 
aufzulösen,  nur  mit  Zustimmung  eines  Dritten  Qebraach  tnaoben  darf» 
wai  zu  vereinbaren  rechtlich  lal&saig  enoheist. 
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aitebt  —  (vgl.  §  159  IL  2  A.  ImBa,  §  27  Fmum.  V.O. 
fom  6.  Jali  1875)  —  rennöge  dessen  sie  allein  zo  bestimmen 

habeii,  in  welcher  Weise  das  den  Minderjährigexi  geiiurige 
Aktivvermögeu  zinsbar  angelegt  werden  soll. 

Die  Torstebenden  Ausführungen  des  Textes  gelten  ohne 
Weiteres  auch  f&r  di^enigen  Landesteile  des  deutseben  Reiches, 
Id  welchen  das  gemeine  (römische)  Recht  in  Kraft  ist  (Vgl. 
WmMeid,  Lehrbuch  der  Pandekten,  6.  Aufl.  1888 1  Bd.  L 
§  71 ;  Bd.  IL  §§  440—442 ;  616,  517.) 

Kiich  frauisijslschem  Rechte,  weiches  in  Elsass-Lothringen, 
Rhemhessen  and  wohl  auch  in  anderen  Landesteilen  des  deutschen 
fieiehes,  soweit  dies  hier  interessiert,  noch  un?erändert  in 
Siaft  besteht«  kdnnen  Minderjährige  an  und  fUr  sich  ohne 
Genefamignng  des  Vatecs  oder  Vormundes  gemäss  Art  1241 
Code  ciTil  Zahlungen  mit  Becbtsgültigkeit  nicht  in  Empfang 
üeLinen.»)  (Vgl.  Artt.  389,  390  c.  c.) 

Sofern  also  in  dem  erwähnten  Rechtsgebiet  die  Arbeits- 
ordnang^)  zur  Empfangnahme  der  Zahlungen  die  Zustimmung 
der  Eltern  oder  VormQnder  der  Mindeijäbrigen  Terlangt»  wQrde 
«is  etwas  Debeiflflssiges  festseteen;  soweit  stimmt  das  hier 
gefdndene  ESrgebnis  mit  dem  oben  (S.  42  f.)  ffir  das  preussische 
Recht  ermittelten  überein. 

Dagegen  kennt  das  französische  Kecht  noch  das  dem  preus- 
aischen  fremde  Institat  des  mineur  4mancipe. 

Ein  15  Jahre  altes  Hanskind  und  ein  18j&hriges  Mündel 
künnen  nämlich  mit  der  Wirkung  emanzipiert  werden,*)  dass 
■ie  swar  eine  Reihe  ?on  wichtigen  Rechtsgeschäfken  nnr  mit 
Geoehimgung  des  Vaters,  der  Mutter  oder  des  Vormundes  (und 

1)  Wie  weit  die  Zahlnng  vom  Geaiebtspoakt  der  veitbin  vem  oder 

aMriiehea  Yerwendnag  ans  reehtswirkaam  werden  kann  ,  kommt 
Um  nieht  in  Betiaeht. 

Yergl.  J.  deMalerUle:  Analjie  nueona^  de  la  diieasnoa  dnCede 
«ifiL  Paris  1807;  Bd.  III.  8.  95. 

S)  Abweiobend  Tom  piensa.  Beoht  keent  das  franiOsiiehe  eine  sog. 
»dtiriiebe«  Oawalt»  d*  h*  naoh  dem  Tode  des  Veten  hat  die  Matter 
kllfl  weMDtUchea  Beehte  der  Täterfioheo  Oewali  Artt.  871»  872«  878, 
381«  880  €•  e. 

8j  Von  der  Bmaasipatioii  derdh  Verhdmiang  sehe  ieh  bier  ab. 
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des  Familiennites)  vornehmen  kennen,  daas  aie  aber  in  der 
Vornahme  aller  minder  wichtigen  Geschäfte  der  laufenden 
YerwaltuDg  selbständig^  sind,  ohne  jedoch  den  GrossjShrigen 

gleichgestellt  zu  bciii.  (Artt .  477,  478,  481  flf.)  Dass  die 
emanzipierten  Mindoriährifj!;en  den  von  ihnen  verdienten  Lohn 
auch  ohne  Genebmigang  ihrer  Eitern  oder  Vormünder  rechts- 
gfiltig  in  Empfang  nehmen  können,  ist  nach  den  Vorschnfben 
der  Artt  387,  481  c.  c  nicht  ta  beswexfeln;  (erstere  Vorschrift 
bestimmt,  dass  der  elterliche  Niessbrauch  sieh  nicht  anf  das- 
jenige Vermögen  der  llauskinder  erstreckt,  welches  dieselben 
erwerlicn  spar  un  travail  et  nne  Industrie  separes«  ,  während 
das  letztgedachte  Gesetz  die  Handlungsfähigkeit  des  emaDci- 
pierten  Minderjährigen  insbesondere  folgendermassen  erweitert : 
>il  recevra  ses  rcTenns,  en  donnera  d^charge  et  fera  tons  les 
actes,  qni  ne  sont  qoe  de  pnre  administrationc). 

Wenn  nun  gleichwohl  die  Arbeitsordnung  vorschreibt, 
dass  die  minderjähri«rpn  Arbeiter  zur  Empfangnahme  des  Lohnes 
der  Zustimmung  ihrer  Eltern  oder  Vormünder  bedürfen,  so  ist 
für  die  emancipierten  Minderjährigen  eine  derartige  Bestimmung 
keineswegs  fiberflüssig;  sie  wird  anch  hinsichtlich  ihrer  Rechts* 
gQltigkeit  nicht  zn  beanstanden  sein,  da  sie  jnristisch  betrachtet, 
eine  vertragsmässige  Verpflichtung  des  Arbeiters  bedeutet ,  ein 
ihm  zustehendes  Reclil  (aui  Auszahlung  des  Lohnes)  nur  mit 
Genehmigung  eines  bestimmt  bezeichneten  Dritten  auszuüben. 

Dagegen  ist  derjenigen  Vorschrift  der  Arbeitsordnung, 
welche  anordnet,  dass  der  Lohn  der  mindeijährigen  Arbeitt 
an  deren  Eltern  oder  Vormünder  anszozahlen  oder  teilweise 
bei  der  Sparkasse  zn  belegen  sei,  gegenüber  den  emancipierten 
Mi  uderjährigen  die  beabsichtigte  Wirkung  nicht  beizumessen. 

Eine  solche  Bestimmung  lässi  sich  juristisch  nur  als  eine 
den  Eltern  oder  Vormündern  der  Mi^idorjährigen  vermittelst 
der  Arbeitsordnung  erteilte  generelle  Vollmacht  zum  Gel d- 
empfang^)  konstruieren,  welche  gemäss  Artt  2008,  2004  c  c 

1)  Eine  Z  ession  kann  darin  nicht  erblickt  werden,  da  eine  «olohe 
offenbar  nicht  beabsiohügt  ist  .  dieselbe  würde  fibrigene  auch,  da  ne 
generell,  aleo  bereits  vor  der  Fälligkeit  des  Lohnes  aasgesteHt  ist,  ge- 
iiiftn§2de9B.Q..TOiii2LJuQi  1869  (B.O.  BL  8.  242)  reohUan^ltig  sein. 
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TOB  den  Minderjährigen  jederseit  widerrafon  werden  kann, 
wodorch  eelbetredend  die  Voraofarift  ibren  Zweck»  den  Minder- 
jährigen die  uneiDgeschrSnkte  Diepoeition  Uber  ihren  Lohn  za 

entziehen ,  gänzlich  verfehlt.  Dus  Gleiche  gilt  hinsichtlich 
der  Vorschrift,  durch  welche  der  Arbeitgeber  ermächtigt  wird, 
einen  Teil  des  Lohns  in  einerSparkasse  verzinslich  anzulegen ;  eine 
solche  >£nn&chtignng€  kann  selbstredend,  viejede  andere  BevoU- 
mach tigu  ng,  Ton  dem  Maehtgeber  jederzeit  snrflckgezogen  werden. 

Ans  Torstehenden  Ansftthmngen  ergiebt  sich,  dass  die 
Ansicht  des  Verfassers  der  > Begründung«,  es  künnlen  schou 
nach  dem  jetzt  bestebendeu  Recht  die  in  134b  letzter  Ab- 
satz und  in  der  Begrüudung  selbst  erwähnten  Beschränkungen 
den  Minderjährigen  dnrch  die  Arbeitsordnung  auferl^t  werden, 
in  dieser  Allgemeinheit  jedenfalls  onrichtig  ist 

Eis  fragt  sich  nnnmehr,  ob  und  welche  Aenderung  des 
gej?eu  wärt  igen  Rechtiwustanrles  eintreten  wird,  wenn  der  §  134b 
letzter  Absatz  des  Entwurfs  Gesetzeskraft  erlangt? 

Hierbei  ist  von  folgenden  Erwägungen  auszugehen: 

Da  gemäss  Art  2  der  Reichs?erfiMsnng  die  Raichsgeeetse 
den  Landeagesetaen  vorgehen,  so  kommt  es,  wenn  der  Art.  134b 
in  seiner  jetaigen  Fassang  Gesetzeskraft  erlangt,  gar  ni«dit 
darauf  an  ,  ob  nach  dem  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  gel- 
tenden Privatrecht  durch  die  Arbeitsordnung,  d.  h.  vertrai^'s- 
mässig,  festgesetzt  werden  kann,  dass  der  von  den  miuderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren  Eltern  oder  Vorm On der 
nnd  nnr  mit  der  Letateren  Znatimmnng  an  die  Arbeiter  salbet 
geiahlt  werden  darf. 

Wenn  das  Reichsrecht  derartige  Festsetzungen  znlasst, 
so  sind  sie  eben  deswegen  rechtsverliiudlich,  ohne  dass  in 
Betracht  käme,  wie  das  zu  Grunde  liegende  Vertragsverhältnis 
nnter  Znhülfe  nähme  des  Privat  rechts  der  einzelnen 
Bundesstaaten  sich  juristisch  konstruieren  läset. 

Sehreibt  also  das  Beichsrecht  vor: 

»Dnrch  die  Arbeitsordnung  kann  bestimmt  werden,  dass 
der  von  minderjährigen  Arbeitern  verdiente  Lohn  au  deren 
Elitern  oder  Vormünder  gezahlt  wird«, 
80  will  es  damit  nicht  bloes  sagen,  dass  in  denjenigen  Landes- 
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teilen  des  dentscben  Reichs,  in  welchen  naeh  dem  geltenden  Redil 
an  und  fttr  sich  der  Lohn  «n  die  minderjährigen  Arbeiter  leUnt 
ansBiizahlen  ist,  diese  ihre  Eltern  oder  Yormllttder  widerral- 

lich  zur  Empfangnahrae  desselben  bevollmächtigen  könueu ; 
denn  (iatnit  würde  das  Gesetz  etwas  ganz  8elb8tTer8iäodliches 
nnd  deshalb  Ueberfiüssiges  statuieren. 

Vielmehr  kann  der  Sinn  des  Gesetzes  nnr  der  sein,  düR 
dem  minderjährigen  Arbeiter  durch  die  Arbeiteordniing  daaemd 
(und  seinerseits  nnwiderroflich)  das  Recht  entaogen  werden 
kann,  den  von  ihm  verdienten  Lohn  selbst  zu  erheben,  wenn 
er  Dnch  an  nnd  fOr  sich  nach  Landesrecht  dazu  befugt  sein 
sollte.  Juristisch  ausgedrückt  beisst  das  doch  nichts  anderes, 
als  dass  einem  Minderjährigen  darch  die  Arbeitsordnnog  die 
fiandlnngsfahigkeit  partiaU  entzogen  werden  kann;  wihrend 
deshalb  s.  B.  der  «nanoipierte  MindeijShrige  im  Geltung»* 
bereich  des  franzSsisehen  Reehts  einen  klagbaren  Anspmeb 
anf  Auszahlung  des  Lühiicü  an  ihn  selbst  hat,  kanu  ihm  der- 
selbe vermöge  Ke ichsrecht 8  durch  die  Arbeitsordnung 
entzogen  werden. 

Im  Geltangsgebiet  des  preuss.  AUg.  L.Rs.  ist,  wie  bereite 
oben  gezeigt,  das Institnt  der  elterlichen  Gewalt nnb^annt; 
an  nnd  fBr  sieh  würde  deshalb  hier  die  Zostimmutig  der  Mutter 
zur  Auszahlung  des  Lohues  an  deu  minderjährigen  Arbeiter 
rechtlich  gänzlich  irrelevant  sein. 

Wenn  aber  reichsrechtlich  vorgeschrieben  wird,  dase  die 
Arbeitsordnung  die  Auszahlung  des  Lohnes  an  den  minder- 
jährigen Arbeiter  von  der  Zustimmung  seiner  £Uern  ab- 
h&ngig  machen  darf,  so  ist  diese  Vorschrift  ohne  Efioksidit 
auf  den  Inhalt  der  Landesgesetze  f&r  das  ganze  deutsche 
Reichsgebiet  massgebend. 

Innerhalb  des  Geltungsgebiets  des  französischen  Hechts 
wird  man  dessen  Vorschriften  über  die  elterliche  Grewalt 
auslegend  au  Hilfe  nehmen  dflrfen,  und  deshalb  die  Zu- 
Stimmung  des  Vaters  oder  der  Mutter  nach  Massgmbe  der 
Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  erfordern.^) 

1)  Vielleicht  haben  dem  Verfasser  de«  Entwurfs  bei  der  Abfassung 
dM  9  134b  die  VorMhnftea  der  8§  1501  ff.  dea  Kaiwurü  eines  bOzger^ 
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Wie  aber  soll  die  Beetimimiiigf,  daw  die  ^EKnwÜligimg  der 
'^Elterni  zur  Auszahlung  des  Lohnes  an  den  minderjährigen 
Arbeiter  erforderlich  sei,  im  ^^Geltungsbereiche  des  gemeinen 
and  preussischeu  Rechts  ausgelegt  werden  ?  Wie  ist  hier  femer 
die  Vorschrift  zu  interpretiereiii  dasB  der  Lohn  an  die»EUerii« 
die  mindeijfthngeii  Arbeiters  aosgecahU  werden  darf? 

Mangels  jeglichen  anderen  Anhalts  würde  der  Arbeitgeber 
dem  Wortlaute  der  Vorschrift  entsprechend  die  Zahlung  nur 
gegen  Quittung  oder  mit  Zustimmunir  beider  Eltern  zn 
leisten  haben,  was  selbstredend  gegenüber  den  jetzt  geltenden 
Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  und  des  prenssischen  Allg. 
L.Be.  einen  Eängriff  in  das  Aeeht  der  Tftterliehen  Gewalt  bedeutet. 

H&lt  man  die  Quittung  oder  Znstimmong  beider  Eltern 
fttr  erforderlich,  so  erheben  sich  sofort  wieder  folgende  Zwei« 
felsfragen:  Wie  ist  es  zu  halten,  wenn  der  Vater  sie  erteilt? 
die  Mutter  sie  verweigert?  oder  umgekehrt?  oder  wenn  einer 
Ton  beiden  die  bereits  erteilte  Zustimmung  zarflokzieht  ?  Be* 
darf  esi  wenn  der  Vater  tot  nnd  der  Arbeiter  von  einem  Andern, 
als  seiner  Mutter  bevormundet  wird,  der  Zustimmung  der 
Mutter  und  des  Vormundes  oder  genügt  die  Zustimmung 
einer  dieser  Personen  und  welcher? 

Auf  alle  diese  Fragen  giebt  der  Entwurf  keine  genügende 
Antwort  und  schon  deshalb  bedarf  es  m.  E.,  um  zahllose  Pro- 
zesse und  Sehwierigksiten  zu  Terkttten,  einer  anderweiten 
Fassung  desselben. 

Ich  sehe  aber  davon  ab,  eine  solche  in  Yorsehlag  zu 
bringen,  da  ich  es  für  das  Richtigste  halte,  den  ganzen  letzten 
Absatz  des  §  134b  einfach  zu  streichen,  indem  ich  der  Meinung 
bin,  dass  die  Handlungsfähigkeit  Minderjähriger  und  die  vä- 
terliche oder  elterliche  Gewalt  nnd  deren  Umfang  nur  einheitlich 
durch  das  zukflnitige  bürgerliche  Gesetzbuch  geregelt  und  es 
bis  dahin  fUglicih  bei  den  Yorsohriften  der  in  den  einzelnen 

liehen  GeBctzbuches  fiir  das  deutsche  Reich  vorge!^chweht,  welche  an 
die  Stelle  der  väterlichen  die  e  1 1  e  r  1  i  c  h  e  Gewalt  setzen  ;  da 
aber  letzteres  Gesetzbach  voraosiichtlich  erst  in  5  —  10  Jahren  Ge- 
setseskraft  erlangt  ii  wird,  während  die  Novelle  zur  G.O.  bereits  am 
1.  April  1891  in  Kratt  treten  aoll ,  so  entsteht  jetzt  ein  gaoz  bedenk- 
licher Riss  in  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Hecbtn. 
ZtiUvhx.  t,  BUaUw.   im,  J.  H«ft.  4 
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Biindflsslaaieii  geltenden  Landeagesetie  sein  Bewenden  behalten 
kann,  zamal  die  ChrÜnde,  welche  in  den  Motiven  dee  Entwnrfti 

zur  RechtfertiguDg  einer  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit 
Minderjäbri^rer  und  der  Unterwerfung  derselben  unter  eine 
Yerfichärfte  elterliche  und  vormundschait liehe  Botmässigkeit 
und  Zucht  voxgebcacht  sind,  nicht  bloss  fOr  den  minderjährigen 
Arbeiter  mtreffim,  sondern  Ansprach  auf  aligemeine  Geli- 
nng  hinsichtlich  aller  MindajShrigen  haben. 

Die  zweite  tou  mir  oben  beanstandete  Spezialvorschrift 
{über  die  Arbeitsordnungen  enthält  der  ^  l'did  des  Entwurfs, 
welcher  lautet: 

»Vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder  eines  Nadi* 
trags  TO  derselben  ist  den  in  der  Fabrik  beschäftigten  Arbeitern 
Gelegenheit  m  geben,  sich  über  den  Inhalt  derselben  zo  änesem. 
FOr  Fabriken,  für  welche  ein  sündiger  Arbeiteransschnss 
besteht,  wird  dieser  Vorschritt  durch  Auhörnng  des  Ausschusses 
über  den  fiihalt  (3er  ArbeiUordnung  genügt. c 

Die  Emlühruug  dieser  neuen  Vorschrift  wird  in  der  amt- 
lichen Begründung  folgendermassen  gerechtfertigt: 

»Die  Bestimmung  des  §  ld4d  ist  aus  der  Erwägung  hervmrge- 
gangen,  dass  der  einxelne  Arbeiter,  welcher  BesehSlIignng  sacht 
in  der  Regel  keine  Wahl  hat,  ob  er  sich  den  in  der  Arbeits- 
ordnung vom  Arbeitgeber  festgestellten  Bedingungen  unter- 
werfen will  oder  nicht,  dass  ihm  also  beim  Vertragsabschlüsse 
jede  Eiinwirkung  auf  die  einzelnen  Bedingungen  dee  Arbeits- 
vertrages entzogen  ist  Unter  diesen  Umstanden  erscheint  es 
billig,  dass  vor  dem  Erlass  einer  Arbeitsordnung  oder  eines 
Nachtrages  den  xnr  Zeit  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeitern 
die  Möglichkeit  gegeben  wird,  die  Interessen  der  Arbeiterschaft 
dabei  zq  vertretPTi.  Daneben  lehrt  die  Erfahrung,  dass  oianehe 
Arbeitsordnungen  Bestimmungen  enthalten,  durch  die  sich  die 
Arbeiter  geschädigt  oder  gekränkt  fühlen,  während  sie  für 
den  Arbeitgeber  einen  so  geringen  Wert  haben ,  daas  er  auf 
ihre  Auihahme  versichtet  haben  würde,  wenn  ihm  die  Stimm- 
ung seiner  Arbeiter  bekannt  gewesen  wäre.c 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  zu  uatf^rsuclien ,  ob  die  vor- 
stehend mitgeteilten  Gründe  die  Torgeschlagene  Aenderong  des 
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bestebenden  Reehts  Teebtfertigen ;  die  Fassung  des  §  lS4d  ist 

iiber  jedenfalls  schon  um  deswillen  verfehlt ,  weil  durch  den- 
selben der  ausgesprochene  Zweck  des  Gesetzgebers  keinesfalls 
erreicbi  wird. 

Denn  die  vorgeschriebene  blosse  Anhörnng  der  Arbei- 
ter bietet  denselben  in  keiner  Weiae  eine  Garantie,  daae  ihre 
Wünsehe  in  betreff  des  Inhalts  der  Arbeitmdnnng  anch  nnr 

im  allergeringsten  seitens  des  Arbeitgebers  Berficksichtigung 
üudeu.  Dieser  ist  nicht  gehalten ,  von  ihren  »Wünschen« 
irgend  welche  Notiz  zu  nehmen  oder  gar  sie  der  unteren  Ver- 
waUnngebehörde  mitaateileu,  welcher  lediglich  die  Arbeite- 
ordnnng  selbst  einannichen  ist.  Da  dieser  Behörde  fibrigens 
auch  in  der  Regel  anf  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  gar 
keine  Einwirkong  zusteht  —  sie  hat  lediglich  dartlber  an  wachen, 
dass  derselbe  nicht  gegen  das  (lesetz  verstoasb  —  so  ist  das 
den  Arbeitern  durch  §  134d  gewährte  Recht  ein  blosses 
Scheinr  eoh  t  ohne  jeden  materiellen  Inhalte ^)  Dasselbe  ist 
seinem  ansgesprochenen  Zweeke  anwider  —  gerade  am  des- 
willen sehr  geeignet,  anf  das  EinTemehmen  zwischen  Arbeit- 
geber nnd  Arbiter  höchst  schädigend  einsnwirken,  insofern 
dadurch  den  unrnliigeii  und  agitatorischen  Elementen  unter 
den  Letzteren  eine  willkommene  Gelegenheit  p^eboteii  wird, 
ihre  Arbeitsgenossen  zur  AaÜBtellung  von  allerlei  unerfüllbaren 
Wünschen  bei  Formnlierang  der  Arbeitsordnung  aufeustacheln ; 
die  Arbeiter  selbst  werden  es  mit  Unwillen  empfinden  nnd  es 
wird  dazu  beitragen,  die  Eloft  swischen  Arbeitgebern  nnd 
Arbeitern  nur  noch  zu  erweitern,  wenn  erstere  nicht  alle  ihre 
wenn  auch  noch  so  unverständigen  Wünsche  erfüllen,  obwohl  sie 

1)  Diesef  im  Tat  hervorgehobene  Osttehtspookt  ist  von  Brm- 
tano  in  seiner  Abhandlung:  »üeber  Arb^tseinstellnngen  nnd  For^ 
Uldang  des  Arbeitsvertiagfli«  (Sehriften  des  Vereint  Ar  SoilalpoUtik 
Bd.  45.  LeipKig.  1890)  &  XXI  it,  insbasondeie  8.  XXV  gar  nioht  berflck- 
siehtigk  Too  ssinemfilaadpiinkt  ans  mlMeer eiiieii  wirUiehen  Consen s» 
nicht  bloss  eine Anhörong  der  (ocgaiilsiertaD)  Arbeiter  gesaut- 
heit  betrefi  das  Inhalts  der  Arbeüsordnnng  fördern.  Einem  loleben 
den  Arbeitern  em  wir  kliehesR seht  gewährenden  Vorsohlage  wSrde 
ich  viel  fmndlieber  gegenüberstehen,  als  dem  ihnen  dureh  den  Entwurf 
ttinger&nmten  Sohe in  recht. 

4* 
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auf  deren  BeräcksichtigQng  ein  gesetzliches  Recht  nicht  haben. 

Stehen  schon  dim  praktischen  Erwägung^  wekhe 
darthnn,  dass  das  Gesetss  den  von  ihm  gewollten  Zweck  nidii 
erreicht,  der  Vorschrift  des  §  134d  entgegen,  so  ist  dieselbe 

vom  ReclitsstandpunkLti  aus  nicht  minder  unhaltbar. 

Denn  es  ist  gar  nicht  abzusehen,  weshalb  gerade  diejeni- 
gen Arbeiter«  welche  bei  dem  Erlas s  oder  irgend  einer  Ab- 
indemng  der  Arbeitsordnnng  sn fällig  in  einer  Fabrik  be- 
schäftigt smd,  einen  besonderen  Anspruch  darauf  haben  aoUen, 
fiber  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  vor  deren  Inkrafttreten 
gehört  zu  werden.  Der  Verfasser  des  Entwurfs  hat  aüjscheuitud 
tibersehen,  dass  alle  diese  Arbeiter  oder  wenigstens  ein  grosser 
Teil  derselben  ¥ieUeicht  schon  nach  Ablauf  eines  Jahres  oder 
nach  noch  kürzerer  Zeit  in  der  betreffenden  Fabrik  nicht  mehr 
beschäftigt  sind.^)  Dadurch  kann  es  geschehen,  dsss  der  Inhalt 
der  Arbeitsordnung  schon  nach  Ablauf  eines  Jahres  den  WOn- 
sehen  der  alsdann  vorhandenen  Majorität  der  Arbeiter  nicht 
mehr  entspricht,  weil  die  nach  Erlass  der  Arbeitsordnung  in 
die  i^abrik  eintretenden  Arbeiter  Über  dieselbe  gar  nicht 
gehört  werden. 

Wenn  also  die  Anh5mng  der  Arbeiter  irgend  welchen 
dauernden  Wert  haben,  und,  als  Ersats  für  die  dem  eiozeloen 
Arbeiter  maugilude  »Einwirkung  auf  die  Bedingungen  des 
ArbeitsTertragesc,  gewisserniassen  vom  juristischen  Standpunkt 
aus  eine  Art  Konsens  der  Arbeitergesamtheit  zu  dem 
Inhalt  der  Arbeitsordnung  bilden  soll —  denn  der  einzelne 
Arbeiter  erklärt  ja  seine  Zustimmung  schon  durch  den  Eintritt 
in  die  Fabrik,  indem  er  sich  damit  der  Arbütsordnung,  d.  h. 
den  Bedingungen  des  Arbeitsrertrags  stillschweigend  un- 
terwirft —  so  müsste  diese  Anhörung  bei  dem  bekannten 
Fluktuieren^)  der  F.ibrikbevülkernng  mindestens  alljährlich 
erfolgen  und  ebenso  oft  die  Arbeitsordnung  den  jeweiligen 
Wünschen  der  Arbeiter  gemäss  umgeändert  werden,  eine  Koo- 
sequens,  die  sich,  wie  auf  der  Hand  liegt,  toh  selbst  Terbietet 

1^  Siehe  voratehende  Anmerkung. 

2)  Nachstehende  mir  während  der  Drucklegung  zugegangene  stÄtiatische 
Daten  über  die  Bewegung  der  Fabrikarbeiierbevölkerung  bestätigen  die 
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Da  sonaeb  ein  innerer  Graud  nicht  erfindlich^  weshalb 
nnr  die  TOr  Erlass  einer  Arbeitsordnnng  in  einer  Fabrik  xn- 
föllig  bescb&fHgten  Arbeiter  Aber  deren  Inhalt  gebOrt  «erden 
sollen,  nicht  aber  die  n  ach  Erlass  derselben  in  die  Fabrik  ein- 
tretenden Personen,  letzteres  aber,  wie  schon  dargelegt,  nicht 

Ausführung  des  Textes  über  den  raseben  und  umfangreichen  Wechae) 
der  Arbeiter  is  den  eimelnea  Betrieben  in  einer  mir  »elbtt  überraeohen» 

den  Weise. 

leb  Icann  deshalb  nur  dem  Herrn  Geheimen  Finanzrat  Jeooke,  (ober- 
sten Beamten  der  Krupp*schen  Fabrik  in  Essen),  beipflichten,  wenn  dteser 
in  einer  —  nuch  iu  sonstiger  Hinsicht  intereasantpTi  ~-  "Rede,  aus  welcher 
ich  das  Zahlenmaterial  nachstehead  mitteile,  wörtlich  mit  Besag  auf 
diese  Zahlen  Unssert: 

»Hätte  mir  jeiuarnl  die  /■■lUlen  früher  ^es.if^t,  oder  nberlüiiipt  die 
Thatsache  eines  so  bedeutendr-n  Wech^et'^  iniiinlich  der  Arbeiter)  be- 
hauptet, so  hätte  ich  das  ohue  weitere«  lu  Abrede  gestellt.« 

Die  Rede,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  ist  in  der  Ausschuss- 
sitiung  des  ZenLial  vui  bandea  deutscher  Industrieller  vom  23.  November 
1887  gelmlten  und  abgedmokt  in  den  »Verhandlungen,  Mitteilungen 
und  Berichten  des  gedachten  Verbandes«  unter  Nr.  38  vom  Jahre  1S87. 
Jencke  hat  nun  {S,  83  und  84)  «anläsglich  der  Beratung  der  »Grund- 
sttge  sur  Alters-  und  InvalidenTersicherung  der  Arbeiterc  sich  des  Wei- 
teren folgendermewen  ausgeUseen: 

•Ich  habe  hier  die  Vermntung,  dase  die  Beiohtregierang  Tielleieht 
TOS  nieht  gann  richtigen  YornnMetBangen  ausgegangen  ist,  ineofisrn, 
alt  tie  die  Arlieitenebaft  in  den  Bero&genoneneehaflen  filr  eine  gewieae 
■tabile  liAlt  nnd  eieh  niohft  vor  Augen  fahrt,  daia  der  Weeheel  der  Ar- 
beiter in  den  einielnen  Werken  sowohl,  als  innerhalb  der  Berafegenoe- 
aeeeehaften  im  weiteren  Sinne  ein  gani  hed erntender  ist  loh  habe 
mir  deshalb  angelegen  sein  lassmi,  der  Frage  aneh  in  dieeer  Benehnng 
einmal  anf  den  Grand  sa  gehen,  nnd  mich  mit  den  mir  soniehstlie- 
gsnden  Werken  der  Eisen-  nnd  Stahlindostrie  in  Terbindnng  geeotat. 

 Dahaben  sieh  denn  sehr  ilberraseh  ende  Zahlen  ergeben. 

Es  hat  sich  s.  R,  nm  gleich  mit  dem  mir  sonKcbstliegenden  Werk  der 
Firma  Krupp  anzufangen,  heransgestellt,  dass  im  Jahre  1878  bei  einem 
dorch'^chnittlichen  Bestand  der  Arbeiter  von  12258  lagegangen  sind: 
10571,  und  abgegangen  sind:  9465,  das  ist  also  ein  Zugang  von  86,27 
Prosent  und  ein  Abgang  von  77,25  Prozent.  —  OutehoffnungshOtte  hat 
im  Jahre  1873  bei  einer  durchschnittlichen  Arbeiterzahl  von  4420  einen 
Zugang  von  70,34  Prozent  und  einen  Abgang  von  76,61  Prozent  gehabt. 
—  Phönix  hat  im  Jahre  1873  bei  einer  durchschnittlichen  Arbeiterzahl 
von  3192  einen  Zugang  von  ö&,U  Proeent,  einen  Abgang  ron  50,78 
Prozent  gehabt.« 
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möglich  ist,  so  ttiurs  schon  vom  Standpunkt  der  Rechtsgleich- 
heit auö  die  Vorschrift  des  §  I34d  verworfen  werden;  sie  ist 
deshalb  meiner  Ansicht  nach  am  besten  einfach  sa  atreicheB. 

7.  Die  Staatsanfaich t. 
Die  jeteige  G.O.  kennt  nur  eine  Staataao&idit  Uber  die 
Fabriken,  wie  sieh  darans  eup^ebt,  daea  der  dieselbe  beban- 

Weiter  giebt  Jeacke  für  folgende  Werke  folgende  Zahlen: 


Durch- 

Bcbnittliche 

Zugang. 

Abgang. 

Jahr. 

Name  dea  Werkes: 

Arbeiterzabl. 

Bocbumer  Verein 

4105 

4659  d.  i. 

4683  d.  i. 

1873 

113.50P 

roz. 

114  ProE. 

Hörder  Berj^werke 

2832 

> 

5ö,5Ö  » 

» 

RheiniBclie  Stahlwerke 

758 

86.31 

61,25  > 

Westphal.  iJrahtindustrie 

762 

26,88 

» 

35,55  • 

Alle  YOrgeDaunttiu  Werke 

sotsmmen : 

28302 

79.37 

* 

75.48  » 

Dnrohaohn. 

Rrma  Krupp 

24,75 

» 

90,70  > 

der  Jahre 
1881-1886 

Gntalioffbimgehatto 

59,67 

» 

57,98  > 

PhSoiz 

85.19 

» 

81,09  > 

Boflhnmsr  Vereiii 

58|96 

» 

61,06  > 

Bttrder  Bergwerk 

56,58 

• 

51,50  > 

Stahlwerk  HOwb 

76,14 

59,08  > 

Bheiniacbe  Stahlwerke 

59,48 

» 

45,96  > 

Weskttl.  Drabtiiidiulirie 

i5,ie 

16.15  > 

Für  den  Boohnmer  Terem  speiiell  kann  ich  aodaan  naeh  authen- 
tisober  Quelle  folgende  Zahlen  mitteiteo: 

.  Aniahl  ADsafal 

DurchscnDitta- 

zabl  der  be- 


Jahr der  An 
nähme  der 
Arbeiter. 


achäftigten 
Arbeiter. 

1881  4036 

1882  4724 

1883  4401 

1884  3693 

1885  8121 
188b  8134 

1887  3496 

1888  4058 

1889  4770 


c8 


TS 


IS 
s  < 


9 

s 


3411 
3881 
2684 
1617 
606 
1472 
1998 
2669 
2787 


f 

2  i 

bge- 
enen 
iter. 

»zent. 

t 

Q  g 
SS 

N 

8 

der  a 

(?an(? 
Arbe 

in  Pro 

Q  ° 
a  • 

N 

84,5 

2474 

61.3 

81,1 

3635 

77.0 

61,0 

8602 

81,8 

43.8 

2053 

55,6 

19,4 

1112 

85,6 

47,0 

rno 

39,2 

57,0 

1487 

42.5 

65.8 

2000 

49,3 

58,4 

2234 

46.8 
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delnde  §  139b  dem  IV.  xiie  Verbältnisse  der  Fabrikarb  eitere 
regelnden  Abscbuitt  des  VIL  Titels  eingegliedert  ist  und 
überdies  auch  die  AnsflUirang  der  Schotsvorsehriftea  des 
S 120  Abs.  3  nar  »in  seiner  Anwendang  auf  Fabriken«  flber- 
WBcben  ISssi. 

Dem  siegen  über  bildet  der  §  139b  des  Entwurfs  einen 
sei bstäiul Igen  (V.)  Absclmitfc  des  VII.  Titels,  wodurch  allein 
schon  kenntlich  gemacht  ist,  dass  in  Zukunft  die  Staatsaufsicht 
allen  gewerblichen  Unternehmungen  gegenüber,  auf  welche  sich 
die  Vorschriften  des  VIL  Titels  beziehen,  Platz  greifen  soll ;  zwei- 
felsfrei ist  dies  dadaroh  klargestellt,  dass  die  Worte  »in  seiner 
Anwendung  auf  Fabriken«  weggefallen  und  dass  generell  die 
Ueberwachnng  der  Ausführunfi^  der  in  den  §§  105a,  105b 
Abs.  1,  105c  bis  105g,  l20a  bis  I20e,  134  bis  139a  gegebe- 
nen Vorschriften  gewissen  Behörden,  bezw.  Beamten  übertragen 
ist.  Diese  Ausdehnung  der  Staatsaufsicht  ist  vom  Standpunkte 
des  Entwurfs  aus  zu  billigen ;  denn  wenn  es  der  Staat  einmal 
als  seine  Angabe  betrachtet,  an  Stelle  des  t  freien  Spiels  der 
Kräfte«  einen  Schutz  der  »wirtschaftlich  Schwachen«  durch  ge- 
setzliche Massnahmen  herbeizuführen,  so  muss  er  auch  dafür 
Sorge  tragen,  dass  seine  Vorschriften  in  vollem  Umfange  zur 

OegenQber  diesem  Zahlenmaterial  wird  man  meine  Behaaptun^ 
wohl  allerseits  als  richtig  anerkennen  mnssen,  daR^^  die  durch  §  134d 
vorgeschriebene  Anhörung  der  jeweilig  in  der  Fabrik  bei  Krlass  oder 
Abändpnmf,'  der  Arbeitsordnung  zufälli},'  beschäftigten  Arbeiter 
in  Wirklichkeit  insofern  v6]]\<^  wertlos  iat,  als  bereits  l;in<,rMten8  nach 
Jahresfrist  die  Majorität  d^r  Arbeiterschaft,  ans  p^finz  anderen  ri'r.sünen 
besteht,  als  aus  deojenigeni  welche  über  deu  Inhalt  der  Arbeitsordnung 
gebort  sind. 

Damit  aberentfÄllt  jede  Berechtigung  für  die  Vorschrift  des  §  184d, 
da  sie  einerseits  nur  einem  ganz  verschwindenden  Bmchteü  dur  Arbei- 
ter zu  ^ute  kommt,  nämlich  denjenigen,  welche  zufällig  bei  Erlass  der 
Arbeitsordnung  in  der  Fabrik  beschäftigt  siud,  und  da  andererseits, 
selbdt  weuu  die  Anhörung  der  Arbeiter  die  Berücksichtigung  aller 
ihrer  Wünsche  in  Besug  auf  den  Inhalt  der  Arbeitsordnung  zta  Folge 
hätte,  doch  nicht  die  geringste  Garantie  dafttr  besteht,  dsis  die  also 
zustande  gekommene  Arbeitsordnung  naeli  JahieilTiit  noch  den  Wfln* 
sehen  der  inswuolieB  gaaiUeb  vetftnderteii  Mehrheit  der  Arbeiter 
entspricht. 
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DorcbflUiniiig  gelangen.   Jedesfalle  ist  ein  innerer  Grand, 

weshalb  nar  der  Fabrikbetrieb  einer  StaatsBDfeicfai  nnterwor- 
fen,  alle  anderen  gewerblichen  Aibeiti^stätten  aber  davon  be- 
freit sein  sollen,  in  keiner  Weise  erüodlicb. 

Gerade  weil  nun  aber  nach  dem  Entwarf  die  Staateaof- 
iicht  80  sehr  an  Umfang  gewonnen,  erscheint  es  nm  eo  dringen- 
der geboten,  die  Art  und  Weise  deredben  so  so  regetn,  dan 
die  Verkehre-  und  Beehteeicherheit  nicht  darnnter  leidet,  nnd 
dass  insbesondere  jegliche  WiUkQr  in  iiiier  Handhabung  nach 
Möglichkeit  ausgeschlossen  ist.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
Entwarf  nach  nipiner  Ansicht  sehr  verbesserungsbedürftig. 

Derselbe  Qberlaest  es  nämlich  den  einselnen  Bondesstaateo, 
ob  sie  die  8taatsaa&icht  besonderen  von  den  Landearegier- 
nngen  zn  ernennenden  Beamten  (Gewerherftten,  Fabrildnspek- 
toren)  ausschliesslich  ubertragen  oder  ob  sie  mit  denselben 
ausserdem  liiu ii  die  ordentlichen  Polizeib^hördefi  betrauen  wollen, 

Letzterenfalls  ist  es  weiter  Sache  der  Bundesstaaten,  die 
Zost&ndigkeitsTerhältnisse  zwischen  den  besonderen  Beamten') 
und  den  ordentlichen  Polizeibehörden  so  r^ln. 

Darin  nnn ,  dass  diese  Regelung  den  Bandesstaaten  ana- 
schliesslich  überlassen  ist .  erblicke  ich  einen  Hauptmangel 
des  Entwurfs;  nach  rneiiier  Ansicht  mössten  ^vcnicfstens  in 
den  Gr  u n  d z  Ug e  n  die  Zuständigkeitsverhältnisse  der  Fabrik- 
inspektoren einerseits  nnd  der  Polizeibehörden  andererseits, 
soweit  es  sich  am  die  Ansttbang  der  Staatsaofsicht  handelt, 
reichsgesetslich  geregelt  werden. 

Hiergegen  kann  man  zunächst  nicht  geltend  machen, 
dass  eine  derartige  Regelung  durch  Reichsgesetz  einen  Ein-- 
gritf  des  Reiches  in  das  Staats-  bezw.  Verwaltungsrecht  der 
Bundesstaaten  bedeuten  würde;  denn  wenn  dies  auch  an  und 
für  sich  richtig,  so  hat  doch  die  Beichsgesetcgebang  schon 
anderweit  wiederholt  in  das  Verwaltm^srecht  der  IHnzel- 
staaten  eingegriffen,  sofern  dies  im  Interesse  der  Beohtseiiiheit 

1)  Die  AniteUmig  diMSr  »besondeten  Beamten«  ist  nach  dem  Bnt^ 
wiiff  obligatoriaeh  TOfBeicbriebeii ,  wfthrend  nach  dem  jeteigen  Eecht 
unter  ümflttnden  tob  der  Anslellimg  solcher  Beamten  abgesehen  wer^ 
den  kann« 
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und -Gleichheit  notwendig  war.  Ich  erinnere  z.  B.  an  die  in  den 
SS  17 — 19,  20,  21  ff.  der  G.G.  aufj^estellten  GrundzUjare  eines 
für  alle  Buodebstaaten  massgebenden  Verwaltungsstreitverfah- 
rens  oder  «n  die  teilweise  reichsrechtliche  Regelang  des  Ver- 
fahren« ror  den  tlber  UDteretfitsangswohnsitBansprUche  befin- 
denden Behdrden.  (8§  88  ff.  des  B.G.  Tom  6.  Jani  1870  B.  0. 
El  8.  860.) 

Die  Notwendißrkeit  einer  reicbsrechtlichen  Ord- 
nung der  Zuständigkeit  der  Fabrikinspektoren  und  ihres  Ver- 
hältnisses zu  den  Polizeibehörden  ergiebt  sich  schon  aus  dem 
Inhalt  der  amtliehen  BegrOndong  des  Entworfik 

Ea  beiset  dort  nimlioh  66): 

»fiäne  einigermassen  sichere  nnd  gleichmassige  Dnrch- 

föhrung  der  Bestimmungen  Uber  die  Besch rLftiguntr  der  Ar- 
beiter an  Sonn-  und  Festtagen  in  Fabriken  uud  Werkstätten 
ist  nicht  anzonehmeu,  wenn  die  Aufsicht  darüber  nicht  we- 
nigstens nnter  Mitwirkung  der  besonderen  Anfsichtsheamten 
stattfinde!  Ebensowenig  ist  diese  fttr  die  Darchfahrnng  der 
Bestimnrangen  der  §§  120a  bis  180e  aacb  in  Werintfttten  m 
entbehren,  zumal  eine  wirksame  Aufsicht  hierüber  vielfach 
technische  Kenntnisse  erfordert,  welche  bei  den 
Organ en  der  ordentlichen  Polizeibehörden  nicht 
Toransges etzt  werden  können.c 

Gerade  dieser  letile,  nnsweifelhalt  richtige  Sata  gebietet 
es«  den  Um&ng  der  Mitwirkung  der  techniseh  gebildeten  Be- 
amten bei  der  Ansfibung  der  Siaatsanfsicht  reichsgesetzlich 
festxnstellen ;  denn  wenn  das  Reich  selbst  anerkennt,  dass 
die  ordentlichen  Polizeibehörden  zur  Ausübung  dieser  Aufsicht 
(wegen  mangelnder  technischer  Ausbildung)  in  der  Hegel  nicht 
geeignet  sind,  so  mnss  es  anch  selbst  FSrsorge  treffsn,  dass 
eine  üebertragung  von  Anfrichtsbefngnissen  an  dieselben  gar- 
nicht  oder  doch  nur  in  geringem  Masse  erfolgen  kann;  es 
darf  aber  nicht  gestatten,  wie  dies  nach  der  jetzigen  Fassung 
des  Entwurfs  möglich,  dass  sich  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten eine  andere  Auffassung  geltend  macht,  derznfolge  die 
Mitwirkung  der  technisch  gebildeten  Beamten  bei  der  AusUb- 
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ung  der  Staateaafiriclit  auf  eio  möglichst  geringes  Mass  be» 
schränkt  wird. 

Auch  wird  es  sich  empfehlen,  zur  Verhütung  von  Kompe- 
tenzstreitigkeiten  und  eiuer  mit  denselben  stets  verbundeDeo 
Reohtsunsicherheit  die  Zuständigkeit  der  Fabrikinspekioren  ge- 
geaflber  den  Polixeibehörden  möglichst  genau  nnd  scharf  »fam- 
grensen  und  swar  ebenfalls  im  Wege  reichsgesetBlicher  Begdnng. 

Endlich  kommt  noch  folgendes  Bedenken  in  Betracht :  nach 
§§  105b,  105f,  120d  \itt  die  Polizeibehörde,  bezw,  die  untere 
Verwaltungsbehörde  belügt,  gewisse  Vorschriften  in  betreff  der 
Sonntagsruhe  und  der  im  Interesse  des  Lebens,  der  Geeand- 
heit  nnd  der  Sitiiiehkeit  der  Arbeiter  zn  ergreifenden  Maas- 
nahmen  an  treffen.  Um  solche  YorschrifleD  richtig  nnd  sachge> 
m&88  anzuordnen,  ist  aber  meist  eben  solche  Sachkunde  eribrder- 
lich,  wie  zur  Beauibichtiguiig  des  Gewerbebetriebs  ;  schon  deshalb 
würde  es  sich  empfehleu,  auch  bei  dem  Erlass  solcher  Vorschriften 
eine  Mitwirkung  der  f  abrikinspektoren  vorzuschreiben.  —  Dasu 
kommti  dass  es  an  grossen  ünanträglichkeiten  führen  kann, 
wenn  eine  solche  Mitwirkung  der  Fabrikinspektorsn  nicht 
eintritt;  angenommen  z.  B.  die  Policeibehörde  hat  auf  €h*und 
des  §  120(1  Anordnungen  getroffen,  welche  der  I  abrik Inspektor 
aus  technischen  Gründen  fÖr  unausführbar  oder  verkehrt  hält; 
als  Aufsichtsbeamter  ist  er  gleichwohl  verpflichtet,  dardber  zn 
wachen«  dass  die  formell  rechtsbestandigen  Anordnungen  der 
Poliaeibehdrde  ton  den  ünternehmem  auch  befolgt  werden; 
es  liegt  aber  anf  der  Hand,  dass  er  nnr  mit  Widerstreben  die 
Ausführung  von  AnorHuuugeu  tirzwingen  wird,  die  er  selbst 
für  verkehrt  oder  schädlich  hält.  —  Zu  welchen  Ünzuträglich- 
keiten  dies  führen  kann,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung; 
ebenso  wenig,  dass  der  Fabrikinspektor  seines  Amt^^^  ^aot 
anders  walten  wird  nnd  kann,  wenn  die  anf  Grund  des  §  120d  ge- 
troffenen Massnahmen  mit  seinem  Einverstindnis  angeordnet  sind. 

Als  Resultat  des  Vorstehenden  ergiebt  sich  sonach ,  da» 
durch  die  G.G.  einerseits  die  Zuständiirkeit  der  Fabnkinspek- 
toren  (Gewerberäte)  gegenüber  denjenigen  der  Polizeibehörden 
genau  abzugrenzen,  und  andererseits  in  den  §§  105b  Abs.  2, 
105f  Abs.  l  nnd  120d  Abs.  1  nach  den  Worten:  »Poliisi- 
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hehorde«,  bezw.  »untere  Verwaltungsbehörde«  einzuschalten 
sein  wird:  »im  EinvernebmeD  mit  den  besonderen  Autsicbts- 
beamten  (§  lB9b).« 

8.  Die  Rech tskontro  lle  gegenQber  der  Ausübung 

der  Staatsaaf sieht. 

Ein  Hauptpostulat  des  modernen  Rechtsstaais  bildet  die 
Gewährung  von  Schutz  gegen  polizeiliche  Willkör  durch  ein 
geordnetes  Verwaitungsstreitverfabren  (Vgl.  Gneist:  DerKechts- 
staat  8.  174  ff.)  Dieses  Prinzip  ist  nicht  nur  in  der  bishe- 
rigen QSy.y  sondern  auch  in  der  sonstigen  und  insbesondere 
in  der  allemenesten  Gesetzgebung  des  Reiches  immer  aa&  neue 
zur  Anerkennung  gelangt.  (Vgl.  §  58  de? Kranken^ers.-Qesetees 
Tomlö.  Juni  1883;  §  12de9  Ges.  vom  5.  Mai  1886,  R.G.B1.S.  132). 

Um  so  befremdender  erscheint  es,  dass  die  ausgedehnten 
Machtbefugnisse«  weU)he  der  Polizeibehörde  durch  den  VII.  Titel 
der  G.G.  in  der  Fassang  des  Entwürfe  übertragen  sind,  einer 
Beehtskontrolle  mittelst  eines  geordneten  Verwaltnngastreit- 
▼erfahrens  nicht  nnterliegen.  Die  IndiTidnaltnteressen ,  nm 
welche  es  sich  hier  handelt,  sind  so  wichtige,  dass  ein  mög- 
lichst ausgedehnter  Schutz  derselben  gegen  polizeiliche  Willkür 
dringend  geboten  erscheint 

Schon  bei  dar  ersten  Beratung  des  Geeetsentwurfs  ist 
auf  diese  LOcke  desselben  yor  dem  Abgeordneten  Büquel  mit 
Recht  hingewiesen ;  es  wird'  fbr  unsere  An^he  gentigen,  anf 
einige  Fiiile  aufmerksam  zu  machen,  in  denen  ein  verwaltunga- 
rechtlicher  Schutz  geradezu  unerUisslich  ist. 

s)  Durch  §  120d  ist  den  Polizeibehörden  die  weitgehende 
Befugnis  eingeräumt,  »im  Wege  der  Verfügung  ftr  einaelne 
Anlagen  die  AusfQhmng  deijenigen  Massnahmen  anraordnen, 
welche  zur  DurohfOhrung  der  in  §§  120a  bis  120e  enthaltenen 
Grundsätze  erforderlich  und  nach  der  Beschaffenheit  der  An- 
lage ausführbar  erschein en.c 

Es  hegt  auf  der  Hand,  dass  durch  solche  Verfügungen, 
zumal  wenn  dieselben,  sei  es  aus  ünTsrstand  oder  aus  bösem 
Willen,  Massnahmen  anordnen,  durch  welche  der  Betrieb  aufs 
insserste  erschwert  oder  gar  unmöglich  gemacht ,  oder  auch 
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iiür  die  Kmilann  nzfähigkeit  den  Uuternehuiens  vernichtet 
wird,  mcht  bloss  der  Unternehmer  ruiniert,  eondern  auch  unter 
Umständen  hunderte  too  Arbeitern  brotlo«  gemacht  werden 
können*  ErwSgt  man  nan  weiter,  dase  der  §  147  des  Ent- 
wnrfe  den  auf  Gmnd  des  §  120d  erlassenen  poHseilichen 
Verfügungen  dadurch  i;uch  ^anz  besonderen  Nachdruck  verleiht, 
dass  er  ji  rlp«?  Zuwiderhandeln  gegen  dieselben  mit  emptind- 
lichen  Strafen  bedroht  und  überdies  sogar  der  Poli7ieibebörde 
das  Recht  giebt,  bis  rar  UersteUang  des  ihrer  Verfögiing  ent- 
sprechenden Znstandes  die  Binstellnng  des  ganaen  Betriebes 
aazncnrdnen ,  so  wird  man  den  durch  den  leMen  Absats  des 
§  120d  gewährten  ein/igen  Schutz  gegen  derartige  polizeiliche  Ver- 
filmungen, nämlich  die  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde, sicherlich  mit  mir  für  ungenügend  erachten  müssen. 

Ist  es  doch  gerade  das  Bestreben  der  Neuzeit,  anch  auf 
dem  Gebiete  des  Qffentiiohen  Rechts  selbst  die  Mdglicbkeit 
polkeilicher  WillkOr,  soweit  dies  irgend  angängig,  grnndsStSf- 
Hch  anssnsehliessen  und  insbesondere  überall  da,  wo  Privat- 
interessen durch  Massnahmen  der  Verwaltung  verletzt  werden 
können,  den  Annpruch  auf  rechtliches  Gehör,  also  eme  Ilechta- 
kontrolle  der  Massregeln  der  VerwaltangsbebÖrden  dnrch 
Eröffnung  eines  Yerwaltungsstreitverfahrens  m  gewUiren. 

Dementsprechend  ist  denn  auch  durch  die  §§  20  und  21 
G.O.  und  s.  ß.  durch  die  §§  109  ff.  des  Preuss.  Zustandig- 
keiUgesetzes  vom  1.  Aug.  1883  (G.S.  S.  237)  ein  umfassender 
verwaltungsrechtlicher  Schutz  gegen  alle  möglichen  polizeili- 
chen Anordnungen  gewahrt,  welche  in  die  Gewerbethätigkeit 
des  Einselnen  im  öffentlich-rechtliohen  Interesse  eingreifen, 
auch  wenn  diese  Anordnungen  Ton  weit  geringerer  Tragweite 
sind,  als  die  nach  §  120d  ralSssigen  Verfolgungen ;  es  ist  des- 
halb nicht  abzusehen,  warum  nicht  auch  diese  letzteren  unter 
die  Rechtäkontrolle  der  Verwaltungsgerichte  gestellt  werden 
sollen  und  warum  nicht  das  in  den  §§  20, 21  G.O.  vorgeschriebene 
öffentliche  kontradiktorische  Verfahren  auch  in  diesem  Falle  für 
diejenigen  Bundesstaaten,  in  welchen  eine  Verwaltungsgerichts- 
barkeit noch  nicht  eingerichtet  ist,  obligatorisch  gemacht  wird. 

b)  Nach  §  I05t  des  Eutwuriä  kann  für  gewisse  Gewerbe 
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durch  Verftigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde  die  au  und  für 
«ich  verbotene  SonntagMurbeit  «unahmeweiae  gestattet  werden. 

üm  fllr  dieeen  Fall  eine  mdglidiet  nnparteÜsche  Hand- 
habung dieser  Änsnahmevorscbrift  ra  sichern,  erscheint  es  aooh 

hier  geboten,  den  üeteiligten  gegen  einen  ablehnenden  Bescheid 
der  Verwaltuugäbehörde  die  Anrufung  des  Yerwaitungsgerichts 
zu  gestatten. 

Denn  die  ratio  legis,  welche  der  Einf&hmng  des  Verwalt- 
QBg8Streii?erfahren8  bei  der  £rteilnng  von  gawerbliehen  Kon- 
zessionen zu  Gmade  liegt,  greift  aaeh  in  diesem  Falle  ohne 
weiterea  Plat& 

Wie  die  Kontrolle  der  Verwaltungsgericlite  eine  Gewähr 
dafür  bieten  soll ,  dass  die  Erteilung  oder  \  ersagung  von 
Konzessionen  nicht  von  parteipolitischen  oder  sonstigen  un- 
sachlichen Erwägungen  beeinflnsst  wird,  so  nrass  auch  hier 
ein  derarlager  Bechtsschnia  gewahrt  werden,  da  die  Möglich- 
keit und  damit  die  Gefahr  eines  Missbranehs  der  in  §  105e 
der  oberen  Verwaltungsbehörde  eingeräumten  Befugnis  zu 
Gunsten  des  einen  und  zu  Ungunsten  des  andern  Gewerbe- 
onternehmers  keineswegs  ausgeschlossen  ist 

Wie  sehr  aber  die  gewerbliche  Existenz  des  Unternehmers 
geschadigt  werden  kann,  wenn  ihm  Tielleieht  an  Unrecht  die 
nach  S  105e  aosnahmsweise  zolSssige  Vornahme  Ton  Sonntags- 
arbeiten versagt  wird,  wogegen  sie  dem  in  dem  Nachbarbezirk 
ansässigen  Konkurrenten  von  einer  andern  Verwaitungsbehürde 
gestattet  worden,  liegt  auf  der  Hand. 

Schon  aus  diesem  Grunde  muss  durch  eine  in  einem  ober- 
sten Gerichtshof  konzentrierte  Eechtsprechong  fOr  eine  mö|^ 
liehst  gleichmassige  nnd  unparteiische  Handhabang  des  §  106e 
wenigstens  innerhalb  eines  nnd  desselben  Bundesstaates  Sorge 
getragen  werdcu. 

c)  Ob  und  in  welcher  Weise  man  auch  die  durch  §  105b 
der  Polizeibehörde  beigelegten  Befugnisse  einer  Terwaltungs- 
gerichtlichen  Kontrolle  unterwerfen  will,  gebe  ich  zur  Erwäg» 
uug  anheinL 

Ftbr  die  durch  §  lOM  der  untern  Verwaltungsbehörde 

beigelegte  BeluguiH  wird  man  eine  solche  Kontrolle  wohl  nicht 
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BchAffen  kdnnent  da  es  sich  hier  nat  xm  eine  f&r  einen  £ui- 
MlfiUl  gans  sefaleanig  sa  treffende  Anordnung  bandelt,  beanglieh 

deren  jede  gegen  eine  ablehnende  Verfügung  eriiobeiie  Be> 

geh  werde  zu  spät  kommen  würde. 

9.  Die  Straf Torscbriften. 

Dnrcb  Artikel  4  des  Entwurfs  werden  unter  18  Nommeni 
die  §§  146  bis  151  nnd  153  der  0.0.  mehr  oder  weniger  ab- 
geändert, b^w.  mit  ueueu  Zusätzen  verselieu. 

Ein  grosser  Teil  dieser  Aenderuü^^en  ist  durch  die  ueue 
Fassung  des  VIL  Titels  bedingt;  ein  Teil  derselben  ist  ver- 
hältnismässig geringfügiger  Natur  und  bedarf  deshalb  hier 
keiner  Erdrterung,  s.  B.  die  unter  Nr.  1,  2  und  9  ▼orgosoheneB 
Neoerangen.  Dnrcb  die  unter  Nr.  3  aufgeführte  Einsebaltnng 
einoi  neuen  §  146a  und  durch  die  Vorschrift  der  Nr.  7  wird 
die  ßeachtnnfj  der  über  die  Sonntagsruhe  gegebenen  Vorschrif- 
ten unter  strat'rechtiicheu  Schutz  gestellt,  während  die  unter 
Nr.  4  und  6  Yorgesebenen  (bereits  oben  S.  58  u.  59  besprochenen) 
Einschaltungen  die  Ausfahrung  der  vom  Gesetze  im  InterssM 
des  Lebens ,  der  Gesundheit  und  der  Sittlichkeit  der  Arbeiter 
geforderten  Einrichtungen  (§§  120a  bis  120e)  durch  Strafandroh* 
ung  sichern  sollen. 

In  den  Nr.  5,  7  und  8  des  Artikel  4  wird  eine  Zuwider- 
handlung gegen  die  über  den  Erlass  und  Inhalt  der  Arbeits- 
ordnung gegebenen  Vorschriften  (§§  ld4a  bis  ld4g)  mit  Strafe 
bedroht,  wobei  insbesondere  herTonsuheben ,  dass  danach  die 
Terhängung  von  in  der  Arbeitsordnung  nicht  TorgeseheneD 
Strafen  flogen  Arbeiter,  sowie  die  Verwendung  der  Strafgelder 
in  einer  vun  dem  Inhalt  der  Arbeitsordnung  abweichenden 
Weise  strafbar  ist,  wogegen  die  Anhörung  der  Arbeiter  über 
den  Inhalt  einer  zu  erlassenden  Arbeitsordnung  durch  eine 
StrafTorsehrift  nicht  sanktioniert  worden. 

Durch  Nr.  10  des  Art.  4  wird,  wie  schon  oben  bemerkt, 
ermöglicht,  den  Besuch  der  Fortbildungsschulen  mittelst  Strafen 
zu  erzwingen. 

Gans  besonders  wichtige  und  hier  etwas  naher  zu  erlau- 
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ternde  AendmDgen  der  bitberigea  StrafbeflÜmmimgen  ent^ 

Uten  die  Nr.  11  und  12  des  Entwurfs. 

Nach  dem  jetzigen  §  151  der  G.G.  war  nämlich  der 
Gewer beunternehmer  ftlr  die  Uebertretung  aller  polizeilichen 
Vorschriften  mitverant wörtlich,  deren  eich  seine  Betriebs^  oder 
Anfinditsbeamten  ecfanldig  gemacht,  so  dass,  wenn  z.  B«  in 
einem  Werke,  wie  dem  weltbekannten  Enipp'schen  in  Essen, 
ein  Betriebschef  eine  gewerbepoliseiliehe  Vorschrift  übertreteiif 
nicht  bloss  dieser,  soudern  auch  der  Eigentnmer  Krupp  selbst 
bestraft  werden  musste,  obwohl  es,  wie  auf  der  Haod  liegt, 
geradesa  absurd  war,  diesem  eine  so  weitgehende  Verantwort- 
üebkeii  anlaubfirden. 

Nach  dem  Entwurf  (Nr.  11,  Art  4)  ist  dieser  unhalt- 
bare Znstand  beseitigt  Der  Gewerbetreibende  kann  danach 
mit  Recht  nur  dann  für  die  von  seinen  Betriebs-  und  Auf- 
sichtsbeamten begangenen  polizeilichen  Kontraventionen  zur 
strafrechtlichen  Verantwortung  herangezogen  werden,  wenn 
die  Uebertretung  mit  seinem  Vorwissen  begangen  ist  oder  wenn 
er  bei  der  Auswahl  oder  der  Beaufsichtigung  der  Betriebeleiter 
oder  Aufsichtspersonen  es  an  der  erforderlichen  Sorgfalt  hat 
fehlen  lassen. 

£ine  noch  viel  eiüschneideiKlere  und  wichtigere  Aender- 
ttog  hat  der  glö3  der  jetzigen  G.O.  durch  den  Entwurf  erfahren. 

Einmal  setst  er  das  Strafminimum  auf  1  Monat  und  bei 
gewohnheitemSasigem  Verstoss  gegen  §  158  auf  1  Jahr,  das 
Straftnazimum  also  auf  5  Jahre  fest,  während  letzteres  bisher 
nur  3  Monate  betrug. 

Diese  Strafschärfan  gen  sind  mit  Rücksicht  auf  das  gewalt- 
same Vorgehen ,  mittelst  dessen  insbesondere  im  Laufe  des 
forigen  Jahres  die  strikenden  Arbeiter  ihre  ruhigen  Genossen 
war  Beteiligung  an  den  Arbeitseinsiellungen  gezwungen,  durch- 
ans  gerechtfertigt ;  die  Strafrorschriften  bilden  ein  unumgäng- 
lich notwendijjes  Korrelat  der  durch  §  152  G.O.  sanktionierten 
ivüalitionsfreiheit.  —  Denn  wenn  es  den  Arbeitern  mit  Recht 
nicht  verwehrt  ist,  Verabredungen  zum  Zwecke  der  Erlangung 
besserer  Arbeitsbedingungen  zu  treffen  und  zu  diesem  Zwecke 
auch  eine  gemeinsame  Einstellung  der  Arbeit  zu  rereinbaren. 
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80  mflaaen  doch  andevmeits  aach  diejenigen  Arbeiter«  welche 
nicht  gesonnen  sind,  ncfa  an  einer  solchen  Arbeitseinsieliong 
TO  beteiligen,  vielmehr  nnter  den  bisherigen  Arbeiisbeding- 

ungtiü  die  Arbeit  fortsetzen  woUeD,  mit  aller  Energie  gegen 
jejrliche  Vergewaltigung  durch  ihre  strikeuden  Geuosseu  ge- 
schützt werden :  mufis  ihnen  doch  ihre  Willensfreiheit  ebenso 
gnt  gewahrt  bleiben,  wie  ihren  nnzafriedeaen  Genossen. 

Im  Interesse  des  allgemeinen ,  des  Staats- Wohls  ist  jede 
Arbeitseinstellttng  vom  Uebel:  schon  ans  diesem  Gesicfatspnnkt 
erheischt  es  ein  eminentes  staatliches  Interesse,  diejenigen 
Arljeiter,  welche  arbeiten  wollen,  mit  allen  st^tlicheu  Macht- 
mitteln, also  vor  allem  aach  mit  der  staatlichen  Strafgewalt, 
vor  Behelligungen  und  insbesondere  vorgewaltthatigem  ZorOek- 
halten  von  der  Arbeit  so  schfltaen. 

Der  Entwurf  hat  aber  gegenfiber  dem  bisherigen  Rechts*- 
zostande  nicht  bloss  die  Strafen  erheblich  yerschSrft,  sondern 
anch  das  Gebiet  der  stralbaren  üandiungen  selbst  bedeutend 
erweitert. 

Bisher  war  nämlich  eine  gewaltthatige  Einwirlcong^)  auf 
den  Willensentschloss  des  Arbeiters  oder  Arbeitsgebers  bot 
dann  strafbar,  wenn  mittelst  derselben  Tersncht  wurde,  den 
Arbeiter  oder  Arbeitgeber  snr  Teilnahme  an  den  in  §  152 

G.O.  erwähnten  Koalitionen  zu  bestimmen  oder  zum  Rücktritt 
von  denselben  zu  veranlassen. 

Dem  obenerwähnten  Gesichtspunkt,  dass  jede  Einstellung 
der  Arbeit  fOr  das  Staatswohl  schädlich  ist«  wird  nun  weiter  auch 
insofern  Bechnung  getragen,  als  —  ohne  Bflcksicht  auf  eine 
Torgängige  Verabredung  oder  Vereinbarung  Mehrerer  —  jeder 
Versuch,  durch  gewaltthiitig;e  Einwirkung  auf  den  Willens- 
entschluss  des  Arbeiters  oder  Arbeitgebers 

a)  Arbeiter  zur  Einstellung  der  Arbeit  zu  bestimmen  oder 

an  der  Fortsetsung  oder  Annahme  der  Arbeit  an  hin* 

dem,  oder 


1)  Als  eine  solche  gewaltthiltige  fiiowirkuag  beseichnet  das  Gresets ; 
»Die  Anwendinig  kOrperUchen  Zwaag«s,  Drohangen,  EhrrerletfOogSB, 
VerruÜMrklftmng«. 
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b)  Arbeitgeber  zur  Entlassung  von  Arbeitera  sa  bestim* 
meii  o(^er  an  der  Aunahme  Ton  Arbeitern  zu  bindern, 
in  derselben  Weise  bestraft  wird,  als  wenn  es  sieh  vm  die 
Teflnabme  an  oder  den  Rflcktritt  von  einer  Koalition  der 
obengedachten  Art  bandelt. 

Die  gleiclien  Strafen  sollen  endlich  denjenigen  trejQfeu, 
welcher  Arbeiter  zur  widerrech tiichen  Einstellung  der  Arbeit, 
oder  Arbeitgeber  zur  widerrechtlichen  Entlassung  Yon  Arbei- 
tern öffentlich  auffordert 

Hiernach  ist  also  schon  die  blosse  öffentliche  An f  for- 
der nng  zum  Vertragsbmoh ,  ohne  Rficksicht  daranf,  ob  sie 
£rfoIg  bat  oder  nicht,  mit  Strafe  bedroht. 

Vergegenwärtigt  man  sieb,  welche  unheilvollen  Wirkungen 
diese  öffentlichen  Aufforderungen  im  Terflossenen  Jahre  gehabt, 
erwägt  man  femer,  dass  solche  Aufforderungen  stets  nur  dann 
ergehen,  wenn  es  sich  um  Massenausstinde  handelt,  bei  denen 
also  das  öffentliche  Wohl  in  Frage  kommt  —  (s.  o.  8.  25)  — 
80  erscheint  die  Beälraiuüg  einer  derartigeu  Handlung  durchaus 
gerechtfertigt.*) 

1}  Wenn  Jirmiaiiü  a.  a.  Ü.  S.  LXI  gegen  dipse  Vorscliritt  geltend 
milcht,  dass  danach  kein  Arbeiterführer,  der  zu  eiuur  Arbeiteeinstel- 
Inog  aufgefordert  hat ,  bei  welcher  irgendwo  ein  Kontraktbruch  atatt- 
fiuidi  da?or  sicher  wäre,  wegen  Aa£forderuD^  zur  widerrechtlichen  Ar* 
bcitseiiulelliuig  verfolgt  lo  werden,  m  ist  dagegen  zq  bemerken  ,  da« 
aar  derjenige  Arbeiterftthier  nach  §  158  des  Entwarft  tich  itraftar 
nacht,  welcher  ao  dner  widerreohtlieben,  d.  h«  mittelst  Ver- 
tragsbraehe  erfblgeaden,  nicht  aber  derjc^aige,  weloher  s«  einer 
gfsitriidi  erlaobtont  d.  h.  unter  lanehaltnng  der  Kfladigungsfrltten  so 
bewerkstelligenden  Arbeitsanstallong  anflbrdert»  dies  telbet  daaa  nfeht, 
Venn  trots  seiner  erlanbten  Aolfordening  eiaielne  oder  die  Mehnahl 
der  Arbeiter  die  Arbeit  nnier  7e rtragabrach  euMtellea. 

Wie  BrmUaio  diese  BettimniDag  des  Entwnrb  mit  der  Behanptnng 
bekftmpÜBn  kann,  dieselbe  würde  »die  praktisohe  Ausfibnng  des  Koali- 
tionsreehts  nnmOglieb  maeben« ,  ist  mir  nm  so  weniger  Tenttadlieh, 
als  er  unmittelbar  Torher  (8.  LX)  den  Koatraktbmeh  »alt  sittlich  und 
wirtsohaftlieh  gleich  Terwerflich«  bezeichnet,  ond  als  er  fQr  England, 
dieses  nach  seiner  Ansicht  klassische  Land  der  Arbeiterkoalitionen  be- 
hauptet, »der  organisierte  Arbeiter  denke  nicht  daran,  auf  dem  Wege 
des  Kontraktbrucha  zum  Ziele 'so  gelangenc.  —  Der  zweite  Absatz  des 
i  15d  Abs.  2  des  £otwiirfs,  gsgea  welchen  allein  Brenkm^$  Polemik 
Zsitscbr.  r.  Staalsw.  mu  I.  Hsft.  5 
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Bs  erfordert  alsdann  aber  auch  ^ die  Rechtskoiisequenz,  die 
Beteiligung  m  einem  MaflseDansstand  mittels  Vertmr^a- 
br actis  ittiter  Strafe  so  etellen,  wie  dies  o.  8.  25  o.  26  gefor^ 
deiiood  l^ber  begründet  ist.  Denn  dnrcb  die  blosse  5ffimtliöhe 
AnffordeniDg  selbst  wird,  wenn  ihr  keine  Folge  gegeben 
wird,  die  offen tlicbe  Rechtsordnung,  das  öüentliciie  Wohl  objektiv 
nicht  beeinträchtigt.  Die  Schädigung  tritt  erst  f^in,  wenn 
der  Aufforderung  stattgegeben  wird.  —  In  der  Aufforder- 
ung wird  mitbin  lediglich  die  Gefährdung  des  dffentlicben 
Wohls,  die  MSgKchkeit  oder  WafarscheinHchkeit ,  dass  der 
Anfforderang  entsprochen  werden  wird,  strafrechtlich  geahndet 
Daraus  folgt  von  selbst,  dass  um  so  mehr  auch  derieniije, 
welcher  zur  Herbeiführung  des  von  der  strafbaren  Auffurder- 
nng  gewollten  Elrfolges  widerrechtlich,  d.  h.  mittelst 
Vertragsbruchs,  mitwirkt^  bestraft  werden  mnss,  da  hier  die 
Oefährdang  eines  Sflentlichen  Interesses  in  eine  direkte 
Yetletsnng  desselben  übergeht 

Es  wäre  deuiiiacli  dem  §  153  des  Entwurfs  als  letzter 
Absatz  hinzuzusetzen : 

»In  gleicher  Weise  wird  derjenige  bestraft,  welcher  sich 
an  einer  Arbeitseinstellung  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 
welche  ihrem  Umfange  oder  ihrer  Art  nach  geeignet  ist,  die 
Sicherheit  des  Staates,  oder  das  Staats-  oder  öffentliche  Wohl 

lieh  liebtet,  will«  indem  er  lediglieb  die  Aofforderniig  so  wider- 
reohtlich  en,  d.  h.  unter  Y e rtrage brne  h  erfolgenden  Ar* 

beitaeinstellnngen  unter  Strafe  «teilt  doch  nar  den  V  ertragebr  ac  h, 
nicht  aber  die  ArbeitfleiostellaogeD  als  solche  inhibieren,  sodeee  selbst 
nnter  Zugruodelegang  der  sonstigen  AunführuDgen  BrerUano's  gar  nicht 
abzusehen  ist,  weshalbin  dieser  Straf?enchrifb  eine  Beeintrftehtignng  der 

Koalitionsfreiheit  liegen  soll. 

Dem  Vorschlage  Brentano's  (a.  a.  0.  S.  LXIII)  auf  Streichung  des 
§  152  Abs.  2  der  jetzigen  G.O.  pflichte  ich  dagegen  vollständig  bei, 

da  auch  ich  in  diesem  Vorschlage  eine  %vesentliche  Stärkung  des  Koa- 
litionsrechts und  eine  notwenrli'^o  Kon^inquen?  dps  durch  §  152  Ah^.  1 
G.O.  anerkannten  Prinzips  der  Koalition-itreiheit  erblicke;  denn  wenn 
der  Gesetzgeber  einiujil  dic^hier  gedachten  Ko.iUtionea  der  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  zuUiast,  m  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  er  den- 
Bell  en  nicht  auch  rechtsverbiodliohe  Kraft  für  die  Beteiligten  ge- 
Vahren  will. 
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zu  gefährden,  mittelst  Vertrag sb r ach s  beteiligt«*)  — 
wenn  man  nicht  meinen  ohen  S.  25  formulierten  Vorsehlag 
anndimen  will*) 

1)  Anmerkg.  der  Red.  Wire  diese  Beatrafimg  «Ugemeia  und  will- 

kfirfrei  dnrchzufQhren  ? 

2)  Zq  der  Torst^b enden  Frage  der  Redaktion  gettatte  ich  mir  aaf 
den  S.  25  gemachten  Vorschlag  hinznweiaeB»  wonach  eventnell  der  im 
Text  charakteriaierte  StrafiaU  alt  AiitragtTergehen  konstroiert  werden 
kann;  im  übrigen  nehme  ich  auf  meine  AotfÜhrnngea  in  Bra$ierf$ 
ZeitKhnft  a.  a.  0.  8.  511  C  Beeng. 


Zur  Theorie  und  Politik  des  Arbeiterschotees. 


Von  Dr.  Behiin«. 


Zweiter  Artikel. 

y.  Der  Arbaitsaiiterbreelinngssoliiits:  Pansen-,  Nacfatnüie-  nnd 

Feier  tagsschutz. 

1)  Die  Ta gesarbei tn-Paaeen. 

Die  ununterbrochene  Ableistung  der  Tagesgesanitarbeit  ist 
üliae  Kuhe-,  Erholungs-  und  Verkostigungspausen  nicht  mög- 
lich. Die  Sitte  hat  denn  auch  die  Arbeitspausen  selbst  im 
neitteitiicheD  Industriebetriebe  in  Geltung  erhalten. 

Dennoch  ist  deren  Sicheretellang  aach  dnreh  das  Arbeiter- 
eohnterecbt,  wenigstens  fttr  jngendlicbe  Arbeiter  nnd  fftr  Arba- 
ttrmneii  des  Fabrik-  und  Quasi- Fabrikbetriebes  nicht  anzu- 
i'ecbteij.  Sie  ist  auoh  volkswirtsehüftlich  durcliaus  unbedenklich. 

England  hat  mit  dem  Schutz  der  Frauen  und  der  jugend- 
liishen  Arbeiter  in  Besiehnng  auf  die  Tagee-Arbeitshöchstdmier 
anch  ein  für  alle  gescbfitste  Arbeiter  gültige«  Arbeitepansen- 
gebot  yerknflplL  In  Textilfabriken  darf  die  Arbeit  Enger  ab 
4J  Stunden  nicht  dauern,  ohne  dass  für  Mahlzeiten  eine  we- 
nigstens halbstündige  Pause  gewährt  wird ;  innerhalb  des  Ar- 
beitstages sind  zusammen  2  Stunden  Mahlzeitspausen  zu  ge* 
wShren.  In  anderen  als  Teztilfabrikea  haben  Frauen  und  junge 
Personen  If  Stunden  Pausenaeit,  wovon  wenigstens  eine  Stunde 
▼or  3  Uhr  Nachmittags ;  die  Höchstdauer  ununterbrochener 
Arbeit  betragt  5  Stunden.  In  Werkstätten  beträgt  die  Frei- 
zeit für  Frauen,  wenn  sie  zugleich  mit  Kindern  und  jungea 
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PersoueD  beschäftigt  sind,  anderthalb  Stunden;  in  nichtbaus- 
lichen  Werkstätten,  wena  Frauen  allein  in  Beschäfligung 
stehen,  (zwischen  6  früh  und  9  Abends)  4^  St  Für  jange 
Penonen  gilt  dieselbe  Zeit  In  bSuslichen  Werkstatten  ist  fdr 
Frauen  eine  gesetzliche  Freizeit  nicht  vorgesehen ,  für  jange 
rer:5onen  beträgt  sie  hier  soviel  wie  für  Frauen  allem  in  nicht- 
häuslichen  Werkstätten. 

Die  Begelang  in  den  übrigen  Staaten  übergehen  wir.  Es 
sollte  bloss  gezeigt  werden,  dass  Terglichen  mit  dem  Arbeiter- 
schntzrechte  des  ersten  Industriestaates  das  deutsche  Recht  Uber 
Pbosenschntz  eher  znriickhaltend  erscheiut,  wenn  es  selbst  noch 
in  der  v,  Berlepsch' sehen  Novelle  bloss  den  »Kindemc  regel- 
mässige Pausen  innerhalb  der  Sechsstundenarbeit,  den  junj^en 
Arbeitern  (von  14  bis  16  Jahren)  eine  einstündige  Mittagspause 
neben  je  halbstündiger  Vormittags-  und  Nachmittagspaase» 
und  endlich  den  Arbeiterinnen  die  einstttndige  Mittagspause 
sichert  (§  135  f.). 

Das  englische  Recht  verlangt  Gleichzeitigkeit  der 
Malil/i  itpausen  för  alle  in  iler  betreffenden  Betriebsstätte  be- 
schäftigten geschützten  Personen,  und  das  Nichtverweilen  der 
letzteren  während  der  Mablzeitpanse  im  Arbeitsraume ,  wenn 
in  diesem  dann  noch  fortgearbettet  wird.  Der  §  136«  2.  Absatz 
der  «.  Berlepseh'mi^eu  NoTeUe  Tcrlangt  die  Entfernung  nur 
der  jagendlichen  Arbeiter  in  beschränkter  Weise :  »Während 
der  Pausen  darf  den  jugendlichen  Arbeitern  der  Aufenthalt 
in  den  Arbeitsräumeu  nur  dann  gestattet  werden,  wenn  in  den- 
selben diejenigen  Teile  des  Betriebes,  in  welchen  jugendliche 
Arbeiter  beschäftigt  sind ,  fftr  die  Zeit  der  Pausen  Tdllig  ein- 
gesiellt  werden  oder  wenn  der  Aufenthalt  im  Freien  nicht 
thnnlich  ist,  und  andere  geeignete  Anfenthaltsrinme  ohne 
unverhältnismässige  Schwier igkeitea  nicht  beschafft  werden 
können.« 

Die  Verlängerung  der  Mittagspause  für  ?erheiratete  oder 
den  Haushalt  führende  Arbeiterinnoi  zur  Besorgung  des  Haus- 
wesens ist  Tom  deutschen  Reichstag  empfohlen  und  durch  die 
V*  BeriepseVsehe  NoTelle  im  vierten  Absatz  des  §  137  wie  folgt 

berücksichtigt  worden  :  »Arbeiteriunen  über  16  Jahre,  welche 
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ein  llausweseu  zu  besorgen  haben,  sind  eine  halbe  Stande  vor 
der  Mittagspause  zu  entlassen,  soferne  diese  nicht  mindesteDS 
eitfe  und  eine  halbe  Stunde  betragt«  Ehefranen  and  aolche 
Witwen ,  welche  Kinder  haben ,  gelten  alB  Arbeiterinnen, 
welche  ein  HanSwesen  zu  besorgen  haben,  sofeme  nicht  das 
Gegenteil  durch  die  Ortspolizeibehörde  schriftlich  bescheiuigt 
ist;  die  Be^cLeiuigung  erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei.« 
Die  Massregel  bedeutet  einen  Anfang  nnd  ein  Stfiek  Sebatzes 
für  ei^e  Seite  taa  Farailienbemf  der  Fraa  nnd  gehOrl  inst^ 
ferne  der  Frage  Tom  Schotee  der  verheirateten  Franeii  an. 
Die  Gegner  der  Massregel  —  nnd  es  sind  deren  viele  —  wen- 
den ein,  dass  dann  Franen  mit  Hauswesen  keine  Beschäftigung 
fioden  werden.  An  und  iQr  sich  sollte  jede  Arbeiterin,  mn 
der  Fürsorge  fDr  den  Familientisch  nnd  die  Mittagsrersorgung 
der  Kinder  fEhig  an  werden  nnd  zu  bleiben,  die  anderthalb^ 
etOndige  Mittagspause  genietsen.  Daher  wSre  vielleicht  die 
Auskunft  der  andertbalbstündigen  Mittagspause  für  allen  Fabrik- 
betrieb  mit  mehr  als  sechszehnjährigen  Arbeiterinnen  als  die 
wirksamere  und  ohne  Beeinträchtigung  des  Frauen  Verdienstes 
durchführbarere  Massregel  dae  Richtigere.  Wird  aber  die  in- 
iemätional  gleidMi  Ansdehntmg  des  jetat  awei-  mf  den  awei- 
einhalhstflndigen  Pansenachiitz  (einaebliMlieh  der  Vor-  tiad 
Nacbmittagspause)  möglich  sein?  Das  Problem  ist  praktisch 
▼on  uuläugbaren  Schwierigkeiten  umgeben. 

Der  Antrag  Auer  u.  Gen.  (§  106a,  2.  Abs.  vgl.  §  130) 
will  den  Arbeitspausenschutz  auf  alle  Gewerbe  ausgedehnt 
wissen.  Bisher  ist  er  bloss  f&r  Frauen  nnd  fQr  jugendliche 
Arbeiter  und  auch  für  diese  nur  im  Fabrik-  und  Qoasi-Fabrik- 
b^eb  EUr  Geltung  gekommen.  Ob  er  sieh  teilweise  auch 
für  den  intensiver  betriebeneu  Handel  und  für  die  Hausin- 
dustrie als  Bedürfnis  erweisen  könnte,  soll  hier  unerwähnt 
bleiben. 

2)  Der  Sehnt«  der  Ki^ehtrnhe  (»Verbot  der 
Nbehtarbeitt). 

Die  Naehtmbe  ist  durch  SittO  und  Bedfirfnis  l&ngst  und 

auch  sehr  umfassend  gesell ilUt. 

Gleichwohl  ist  seine  Ergänzung  durch  den  ausserordent- 
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licheu  Eingriff  des  Staates  im  Fabrik-  uud  Quasi-Fabrikbe- 
trieb  der  Industrie,  teilweise  auch  im  Haodwerk  (z.  B.  in 
fortiaafeaden  Bäckereien),  im  Schankwirtschaftsgewerbe , 
Verkehrs-  und  Transportweeen  ^  selbst  f&r  M&nner  »  mehr 
oder  weniger  BedQrlbis  geworden.  Der  Selbstsehnte  der  Ar- 
beiter und  der  Imhüuss  der  börp^erlichen  und  religiöseu  Moral 
haben  allem  eine  zureiciieude  bcbutzkraft  nicht  mehr. 

Ein  ganz  allgemeines  Verbot  aller  gewerblichen  Nacht- 
arbeit, auch  der  häuslichen«  ginge  dag^g^Q  Aher  das  praktisoh* 
Bedflrfnis  hinaus  und  der  Staat  hätte  nicht  die  Mittel«  das 
allgemeine  Verbot  dnrchsoftthren. 

AusuiiliuRn  \oni  Wirbot  der  Nachtarbeit  sind  selbst  im 
Fabrik-  uud  Quasi-fabrik- Betrieb  unumgiiuglich  (vgt  Ab- 
schnitt VU). 

Gross  ist  die  Zahl  der  nächtlich  beschäftigten  Kiuder  nnd 
Frauen  nichi  Sie  könnte  jedoch  mit  Zunahme  der  elektri* 
sehen  Beleuchtung  grösser  werden.  Der  Nachtruheschnts  fQr 

Kinder  und  Frauen  ist  daher  so  praktisch,  wie  je. 

Der  augenblickliche  Stand  des  Ai  lieiterschutzes  und  der 
Arheiterschutzbestrebungen  in  Beziebung  auf  den  Schutz  der 
Nachtruhe  ist  der  folgende.  Die  Beschlösse  der  Berliner  Kon- 
ferenz wollen  die  Nachtarbeit  (gleich  der  Sonntagaarbeit)  für 
Kinder  (unter  14  Jahren) ,  desgleichen  für  die  jungen  Leute 
(von  14  bis  16  Jahren)  und  ftir  Arbeiterinnen  nnter  21  Jah- 
ren beseitigt  haben  (III,  4,  IV  1,  Via  u.  b),  empfehlen  aber 
auch  die  »jungen  Männer c  von  16  bis  18  Jahren  »um  Schlitz 
bezüglich  der  Nachtarbeit. 

Die  Berlepsch'sche  Novelle  (9 137»  erster  Abaata)  schliesst 
die  Nachtarbeit  ftlr  Arbeiterinnen  im  Fabrik-  (S  154)  und 
Quasilabrikbetrieb  Oberhaupt  aus. 

Allerdings  sollen  Ausnahmen  (g  139a,  Z.  2  u.  3)  mit  Er- 
raäcbtigüiig  ded  Buntlesrates  zulässig  sein.  Allgemeiner  Art 
ist  die  ausnahmsweise  Ermächtigung  des  Bundesrates  (§  ISQOt 
Z.  2):  »Die  Verweadung  von  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  in 
der  Nachtzeit  fiKr  gewisse  Fabrikationsaweige ,  in  welchen  sie 
huber  üblich  war,  nnter  den  dnroh  die  Rücksicht  auf  Gesund- 
hsit  and  Sittlichkeit  gebotenen  Bedingungen  zu  gestatten.c 
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Der  Antrag  Auer  u.  Gen.  §  108a  ?erlaogt  die  Ausschlie»- 
sang  der  »r^gelmassigenc  Nachtarbeit  ffir  alle  ArbeiterimNn 
and  für  alle  jogendlichen  Arbeiter. 

8)  Der  FeiertagseehntE. 

Der  Pausenschutz  sichert  die  Dotige  L'uteibrecliuui:^  iuuer- 
halb  der  täglichen  Arbeitszeit.  Der  Schutz  der  Nachtruhe 
gewährleistet  die  notwendige  und  natürliche  Hauptpause  in- 
nerhalb jedes  astronomischen  Tages.  Der  Feiertagsschuts  tragt 
dem  niöht  minder  begrQndeien  Bedfirfnis  der  ordentlichen  und 
aoMerordentliehen  Unterbrechung  der  Arbeit  doreh  ganze  Tage, 
Sonn-  und  Festta^^e  Rechnung. 

Genau  betrachtet  ist  der  Feiertagnschutz  langst  vorhanden. 
Die  Kirche  war  durch  ihreu  Einßuss  auf  das  Recht  und  auf 
die  Volkeeitte  desselben  Tollständig  mächtig.  £b  galt  und 
gilt  nnr,  diesen  Schutz  anch  fttr  den  paritätischen  nnd  Ton  der 
Kirche  getrennten  Staat  der  neuesten  Zeit  im  Wege  dee  Ai^ 
beiterschutzes  vollständig  wiederherzustellen,  und  zwar  mög- 
lichst im  früheren  Umfang,  also  nicht  bluss  für  den  Fabrik- 
und  Quasifabrikbetrieb.  Ist  doch  die  Feiertagspause  aUge> 
meines  Bedürfnis,  nicht  bloss  ein  solches  der  jugendlichen 
Personen.  Sie  ist  ein  Bedflrfhis  anch  nicht  bloss  im  Fabrik- 
nnd  Quasi-Fabrik-Betriebe,  sondern  in  allem  Gewerbe^ 

Allein  England,  die  meisten  Staaten  Nordamerikas,  Däne- 
mark,  Holland,  Belsjien,  Fiankreich,  bis  jetzt  auch  Deutsch- 
land (mit  seinem  unpraktischen  Artikel  g  105,  Abs.  2  der 
Beichs-G.O.)  gewähren  den  Sonntagsschute  nur  je  ihren  »ge* 
schQtzten  Personen  c  und  nur  im  Fabrik»  und  Qaasi>Fabrik- 
betrieb,  wobei  allerdings  die  durch  das  Recht  des  Beligions- 
schutzes,  durch  Sitte  und  religiöse  Moral  bewirkte  Ausdeh- 
nung über  die  Hauptfläclie  des  ganzen  nationalen  Erwerbsge- 
bietes nicht  übersehen  werden  darf. 

Oesterreich  hat  ein  Sonntagsarbeits- Verbot  für  alle 
werbliche  Arbeit 

Durch  die  Beschlösse  der  Berliner  Konferenz  ist  eine  be- 
deutende Erweiterung  und  Ausgleichung  des  Feier tagsschutzes 
in  Europa  angebahnt.  Die  Beschlüsse  lauten:  >1.  Es  ist  wün- 
schenswert, vorbehaltlich  der  in  jedem  einzelnen  Staate  not- 
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wendigen  Ausnahmen  und  Fristen:  e)  de«  den  gwchtttBien 
Personen  wöchentlich  ein  Rnhetag  gesichert  werde;  b)  dass 
allen  Industrie- Arbeitern  ein  Ruhetag  geeiehert  werde ;  c)  dass 

dieser  Ruhetag  für  die  geschützten  Personen  auf  den  Sonutag 
festgesetzt  werde;  d)  dass  dieser  Ruhetag  für  alle  ludustrie- 
Arbeiter  anf  den  Sonntag  festgesetzt  werde.  —  2.  Aus- 
nahmen sind  zulässig :  a)  hinsichtlich  der  Betriebe,  welche 
aus  technischen  Rdcksichten  eine  ununterbrochene  Produktion 
erheischen,  oder  welche  das  Publikum  mit  unentbehrlichen 
Lebensbedürfnissen,  deren  Fabrikation  eine,  tätliche  sein  muss, 
Tersorgen ;  b)  hinsichtlich  der  Betriebe,  welche  ihrer  Natur 
nach  nur  in  bestimmten  Jahreszeiten  arbeiten  können,  oder 
Ton  der  unregelmässigen  Thätigkeit  elementarer  Betriebs^ 
krilfte  abhängig  sind.  —  Es  ist  wünschenswert,  dass  selbst 
in  den  Anlagen  dieser  Kategorie  jeder  Arbeiter  auf  awei  Sonn- 
tage einen  frei  habe.  —  3.  Zu  dem  Zwecke,  diu  Ausnah- 
men nach  gleichartigen  Gesichtspunkten  festzusetzen,  ist  es 
wünschenswert ,  dass  ihre  Bestimmung  auf  Grund  einer  Ver- 
ständigung swischen  den  verschiedenen  Staaten  erfolge.« 

Die  1^.  BerUpsch^sfike  NoYclle  sichert  umfassenden  Fder- 
tagsschuta  schon  dadurch,  dass  sie  die  Bestimmungen  I05a  bis 
105  h  lu  den  Abschnitt  I  {»Allgemeine  Verhältnisse«)  des  Titels 
VII  der  R.-G.O.  verlegt,  zum  Verbot  anch  allen  Werkstätten- 
betrieb beizieht  (§  135  b),  auch  im  Haudel  die  Souutagsarbeit 
einschränkt,  die  erlaubten  Ausnahmen  begrenzt,  die  unbe- 
schränkte Ausdehnung  auf  Gewerbe  jeder  Art  durch  Kaiser- 
liche Verordnung  (§  105g)  einräumt,  endlich  weitergehende 
Verfügungen  im  Wege  des  Landesrechtes  (§  105h)  vorbehält. 

Der  Antrag  Auer  n.  G.  verallgemeinert  und  vereinfacht 
den  ifeiertag^schutz  durch  den  ersten  Absatz  des  §  107:  »An 
Sonn*  und  Festtagen  ist  gewerbliche  Arbeit  verboten«  (be- 
stimmte und  eng  begrenzte  Ausnahmen  Torbehalten). 

Der  Feiertagsschuta  dient  vier  grossen  Zwecken  ausam- 
iiien:  der  religiösen  Erbauung,  der  körperlichen  und  geistigen 
Erholung,  dem  Familienleben  und  der  Volksgeselligkeit.  Diese 
vier  Zwecke  stellen  dem  Feiertagsschatz  besondere  Aufgaben. 

ESnmal  müssen  die  Feiertage  aUgsmein  f&r  das  ganze 


Digitized  by  Google 


74 


Dr.  SdiAffi«: 


Volk  geiu,  um  der  gemeinsameD  Krbauuxig  und  der  alige- 
meluen  Volksgeselligkeit  dienen  za  können.  Anch  der  >£m- 
sinnigste«  Freund  der  Feiertagiruhe  wird  daher  die  letttm 
als  Sonn*  nnd  Festagsrobe  sngeben  und  wiUkonuneo  heiseen; 
iinr  fOr  Frankreieh  und  Belgien  scheinen  —  nach  den  Pro- 
iuküllen  der  Berliner  Konferenz  —  Schwierigkeiten  für  dio 
peremptorische  Gestaltuog  des  Feiertagsschutzes  zum  Sonn- 
nnd  Festiagsschutze  vorzuliegen. 

£in  Zweites  ist,  dass  diejenigen  Gewerbe,  welche  die  Be- 
natrong  des  Sonntages  fftr  £rbolnng ,  Familienleben  und  Ge- 
selligkeit bedingen,  namentlich  Transportgewerbe,  Belnstigungs- 
und  Schankwirtschaftsirewerbe,  Gewerbe  der  KuustjiiiÜulii  ung 
und  der  persönlichen  Hpdi«^nnng  u.  dgl.  im  schlechthin  er- 
forderlichen Ausmasse  auch  Sountags  ebeuso  betrieben  werdeu 
dQrfen,  wie  die  Gewerbe  des  physischen  Tagesunierhaltee  nnd 
wie  die  Arbeiten  fttr  wirtschaftlich  nnnm^ngliche  Leistungen. 
Wir  kommen  hierauf  bei  den  Ausnahmen  snrUck. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  nicht  schon  der  religiös-gottesdienst- 
liche Feiertai»;s8chutz  mittelbar  alle  Zwecke  der  Arbeitswochen- 
ruhe sicherstelle.  Dies  ist  zu  v(  rucintu.  Zwar  leistet  derselbe 
Etwas,  was  der  Arbeiterschuta  als  solcher  nicht  leistet,  indem 
er  Ober  die  Arbeiter  hinaus  auch  den  Arbeitgebern  und  deren 
Angehörigen  Buhe  auferlegt.  Er  sichert  aber  den  Arbeiten 
selbst  den  erforderlichen  Schuts  nicht  ganz  und  nicht  für  alle 
Feiertagszwecke. 

Für  DeutKchland  ergibt  sich  nach  der  »systematischen 
Uebersicht  der  geltenden  gesetalichen  und  polizeilichen  Be- 
Btimmnngen  Aber  die  Vornahme  gewerblicher  Arbeiten  an 
Sonn*  und  Festtagen«  (Eteichstagsakten  1886/86,  Drucksache 
Nr.  290)  folgender  Thatbestand.  In  einem  Theile  Deutsch- 
laudij  ist  der  polizeiliche  Schutz  der  Sonntagsfeier  wesentlich 
nur  Schutz  des  Gottesdienstes.  In  einer  anderen  Gruppe  von 
Gebietsteilen  ist  awar  für  den  ganzen  Sonntag  die  Störung 
durch  öffentliche  gerauschvolle  Arbeit  ausgeschlossen,  die  ge- 
rauschToUe  Arbeit  innerhalb  der  gewerblichen  Betriebsst&tteo 
jedoch  gestattet  Eine  dritte  Gruppe  von  Vorsehriften  bringt 
buld  mehr}  bald  weniger  den  Grundsatz  zur  Geltung,  dass  die 
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SoDiH  und  Feiertage,  wie  der  Andacht  and  innero  Sammlnug, 
so  auch  der  Ruhe  vou  der  Arbeit  und  von  den  Geschäften 
gewidmet  sein  sollen;  dem  eutsprechend  wird  nach  den  dieser 
Gruppe  zugehörigea  Vorschriften  vornehmlich  der  Fabrik- 
betrieb, mehrfach  auch  die  Ausübung  der  Handwerke  und  der 
Betrieb  tod  Haadelsgeechäfteo,  ohne  BOcksicbt  darauf«  ob  es 
siefa  um  geraoeehTolle  oder  öffentlich  hervortretende  Arbeiten 
bandelt,  unter  Gewihrnog  einzelner  bestimmter  Ausnahmen 
untersagt.  Diese  dritte  Gruppe  von  Vorschriften  gilt  in  den 
Provinzen  Posen,  Schlesien,  äachsen,  Rheinland,  Westfalen,  im 
ehemaligen  Heraogtom  Nassau,  im  Regierungsbezirk  Stettin  — 
in  allen  diesen  nur  rficksiebtiicb  der  Fabrikarbeii;  sodann  im 
Gebiet  des  ehemaligen  KnrfSrstentums  Hessen,  Gebiet  des  Bis* 
tums  Fulda,  Gebiet  von  Hessen- Homburg,  Stadt  Kassel;  fer- 
ner in  ^^aciisen,  Württemberg,  Mecklenburg-Schwerin,  Meckieu- 
burg-^trelitz,  Bachsen-Aitenburg,  öachsen-Coburg-Gotha,  An- 
halt, Schwarzburg- Rudolstadt,  Eeoss  ältere  Linie,  Benss  jfln- 
gere  Linie,  Elsas^Lothringen. 

Nach  einer  nachträglich  l&r  Preussen  angeordneten  ziffer- 
massigen  Untersuchung  über  den  Umfang  der  Sountagsarbeit 
(nach  Ausscheidung  jener  Regierungsbezirke,  deren  Aiigubeu  nicht 
zu  verwerten  waren)  ergiebt  sich,  dass  Sonntagsarbeit  vorkam: 

in  der  Grossindustrie: 
¥onl6Reg.-6ez.in49,4  V  der  Betriebe  u.  f0r29,8    der  Arbeiter, 

im  Handwerk: 
von  15  Reg.-Bez.  in  47,i  %  der  Betriebe  n.  für  41,8  ®/o  der  Arbeiter, 

im  Handel  und  Verkehr: 
von 29  Keg.-Bez.  in  77,e  °/o  der  Betriebe  u.  für  57,8  ^/o  der  Arbeiter, 

JDas  Bedürfnis  eines  ausserordentlichen  Staatsschutzes  der 
Sonntagsfeier  im  W^e  der  Schutzgesetzgebung  kann  für 
Dentschland  bienach  nicht  bezweifelt  werden,  und  zwar  auch 
fSr  das  Handwerk  und  ftir  einen  Teil  der  Handels-  und  Ver- 
kehrsgewerbe. 

Ungefähr  zwei  Drittel  der  Unternehmer  und  drei  Viertel 
der  Arbeiter  haben  sich  für  Durchführbarkeit  eines  Verbotes 
der  Sonntagsarbeit  ausgesprochen,  allerdings  Kiemlicb  über* 
wiegend  eines  solchen  mit  Zulassung  von  Ausnahmen. 


Digitized  by  Google 


76 


Dr.  Behftffto: 


Die  Daner  der  Feiertagsruhe  wird  tbatsächlich  aaf 
die  Zeit  von  Samstag  Abend  bis  Montag  frfkh  festgesetzt  werden 
können.   Die  v,  Berlep schlich» Novelle  schlägt  gesetzlich 

nur  24  Stunden  vor ;  der  Antrag  Auer  u.  G.  verlaugt  36,  beim 
AueiDanderstosseij  von  Sonn-  und  Festtapfen  60  Stunden. 

Für  den  Fabrikbetrieb  und  für  den  fabrikartigen  Werk- 
stättenbetrieb ist  die  Einschränkung  der  Arbeit  am  Samstag 
Abend  ein  wohl  gerechtfertigter  Zosate  snr  Sonntagsrohe ; 
anch  anf  den  nicht  m  frühen  Beginn  der  Montagearbeit  ist 
KU  sehen ,  wenn  der  Sonntagssebutz  seinen  Zweck  erfniieu 
soll.  Die  Kiir/nn^^  der  Arbeit  am  Samstag  Abend  ist  nament- 
lich für  Arbeiterinnen  zur  Besorgung  von  üausbaltungsge- 
Schäften,  fOr  alle  Arbeiter  zu  Einkäufen  erforderlich.  Eng- 
land nnd  die  Schweiz  gewähren  den  Samstag-Feierabendschnts. 

Die  Ausdehnung  des  FeiertagsechutiBes  betreffend 
vnrd  die  Gesetzgebung  aüch  dann,  wenn  der  Handel  umräng« 
lieber  herbeigezogen  sein  wird,  noch  nicht  abgeschlossen  sein. 
Für  die  Transportgewerbe  und  die  Verkehrsaustalten  werden 
weitere  und  besondere  Begelungen  kaum  ausbleiben.  Die 
Schweis  ist  (vgl.  unter  »Ansnahmenc)  bereits  ana  Werk 
gegangen.  In  Deotschland  wird  infolge  der  stattge- 
habten Verstaatlichung  aller  bedeutenden  Verkehrsanstalten  bei 
dem  herrschenden  guten  Willen  schon  im  Verwaituugsw^e 
Grosses  erreicht  werden  können. 

Nicht  zu  unterschätsen  ist  die  Frage  der  gesetage be- 
riechen und  der  verwaltungsmassigen  ZuatEn- 
d  i  g  k  e  i  t  eur  Normierung  und  Handhabung  des  Feiertage- 
scbutzes.  Zur  Handhabung  wird  zwar  die  Mitwirkung  der 
Ortspolizeibeliörden  niemals  zu  entbehren  sein.  Doch  darf  die 
Normierung  nicht  ihnen  allein  überlassen  werden.  Dieselbe 
mnss  einheitlieh  und  unter  Mitwirkung  der  oberen  Yerwal- 
tungsbehdrden  geschehen.  Wir  kommen  auch  hierauf  bei  den 
Ausnahmen  surflck. 

VI.  Die  VerweudnngBverbote. 
Zu  den  blossen  yerwendungsbeschränknngen  des  Arbeite- 
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xeit-  und  des  ÄrbeitsuDterbrechungs-Schutzes  kommen  die  Ver- 
wendungsverbote  hinzu. 

Bei  der  Arbeitsfreifaeit  Aller  und  bei  der  ntüich-wirt- 
•dialUieben  Notwendigkeit  der  Arbeit  fBr  das  gaiute  Volk 
mOssen  die  Verwendungsverbote  allerdinge  anf  das  ünerläss- 
liche  beschränkt  werden. 

Entbehrlich  sind  sie  aber  nicht.  Giebt  es  doch  Arbeits- 
kräfte, deren  Verwendung  einen  Raubbau  an  der  nationalen 
Arbeitskraft  nnd  die  eraehenecbe  Vernachläesigimg  des  Volkes 
bedeotet,  tind  giebt  es  doch  sittliche  Aufgaben  nichtgewerb* 
lieher  Art,  welche  der  gewerblichen  Arbeitsverwendang  gegea- 
fiber  ausschliessend  zur  Geltung  gebracht  werden  dürfen  und 
miissen. 

Wir  finden  denn  auch  eine  Reihe  von  Verwendungsver- 
boten  teils  in  Geltung,  teils  in  Eintwickelnng  begriffm. 
1)  Das  Verbot  der  Eindheits-Arbeit 

Es  ist  das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
12  bezw.  im  Süden  von  Kindern   tmter  10  Jahren  im 

Fabrikbetrieb  nnd  in  gewissem  (vgl.  den  ersten  Artikel)  Quasi- 
fitbrikbetrieb.  Das  Verbot  der  Kind h  ei  ts arbeit  ist  also  nicht 
n  Terwechseln  mit  der  Besehränkong  der  Kinderarbeit  (vgl. 
eisten  Artikel),  nSmlich  der  Arbeit  von  Kindern  von  12  (13) 
bis  14  Jahren,  bezw.  im  Süden  von  10  bis  12  Jahren. 

Ein  Verbot  aller  Beschäftigung  der  Kinder  unter  12  J., 
aach  mit  bäuerlicher  Arbeit,  mit  landwirtschaftlicher  Bei- 
hilfe «.  8.  w.  ist  darunter  nicht  zu  verstehen. 

Das  beechränkte  Verbot  der  Kindheitsarbeit  liegt  im  In- 
teresse der  physischen  nnd  geistigen  Nationalerhaltnng  fSr 
alle  kommenden  Geschlechter,  daher  im  Interesse  des  gewerb- 
lichen Unternehmerstandes  seihst. 

Der  besondere  Arbeiterschutz  ist  bezüglich  der  Kindheits- 
arbeit wohl  am  Platze.  Der  ordentliche  Verwaltungs-  und 
Gerichtssehnia  sichert  leicht  ersichtlich  die  Kindheit  nicht  voU- 
stindig.  Ebensowenig  thnt  dies  der  aosserstaatUche  Hilfs- 
namentlich der  Familienschutz ;  das  Kind  verwilderter  Fabrik- 
and  verelendeter  Hausgewerbe- Arbeiter  bedarf  Schutz  gegen 
die  eigenen  Eltern,  deren  Moral  oft  völlig  stampf  geworden  ist. 
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Bpfjröndet  ist  das  Verbot  der  Kindheitsarbeit  für  deu 
Fabrik-  und  Quasifabrikbetrieb.  Nicht  auRgeschlossen ,  nicbt 
einoial  unwahrscheiDlich  ist  es  aber,  dass  das  Verbot  der  Kind- 
heitsarbeit aaf  die  eigentliche  Haasindustiie  frOher  oder  ajiitff 
AnsdebnuDg  findet;  hier  ist  ein  Missbraueh  der  Eindbeita- 
arbeit  müglich  ^  welcher  denjenigen  im  Fabrikbeirieb  noch 
Obersteigt;  durcli  die  fillgemeiiie  Schulpflicht  allein  ist  der 
Missbrauch  hier  keinc^swegs  ausgeschlossen.  Nur  würde  al§ 
Hausindustrie  uicht  aliee  Familieugewerbe  aogeseliieu  werden 
dürfen.  Die  Aaedebnnng  des  Arbeiterschutns  überhaupt  und 
des  Kindheitsarbeite-Verbotes  im  Besonderen  anf  die  Hauein- 
dustrie  ist  wohl  vorwiegend  eine  nicht  leicht  au  nehman^ff 

Frage  der  Organisation. 

In  der  Hauptsache  wird  das  Verbot  der  Kindheitsarbeit 
gesetzlich  (obligat)  auszusprechen  sein.  Bei  der  etwaigen  Aus- 
dehnung auf  die  Hausindustrie  wird  die  Begierung  jedoch  mit 
der  fiefagnis  der  allmählichen  Ansdehnung  im  Verordnungs^ 
wege  betraut  werden  dürfen. 

Die  Ueberwachung  des  Verbots  wird  in  der  Hauptsache 
Aufgrabe  des  Gewerbeinspcktoratos  sein.  Arbeiterälteste  in 
jedem  Gescbäli,  Arbeitskammeru,  freie  Arbeiterverbände  werdeu 
übrigens  der  Gewerbeinspektion  oder  einem  allgemeinen  Ar- 
beitsamt goten  Beistand  leisten  können.  Die  Fabrikliste  der 
jugendliphen  Arbeiter  kann  als  Yerwaltongsmittel  dienen. 

In  Deutschland  ist  die  Kindheit  bis  sn  12  Jahren  ge- 
schützt. Die  Ausdehnung  des  Verbots  der  Kindheitsarbeit  auf 
das  Alter  bis  zu  14  Jahren  lür  den  Fabrik-  und  Quasifabrik- 
betrieb ist  aber  für  Deutschland  wohl  nur  eine  Frage  der 
Zeit.  Nicht  bloss  die  Sozialdemokratie  fordert  dieses  Alter 
im  Antrag  Auer  u.  G.  Die  Schweiz  ist  dieser  Forderung  der 
II}  ^  ieiniker,  wie  bemerkt,  schon  gerech t  geworden.  Bei  13  Jahren 
steht  schon  die  schwebende  R.G.O.-Novelle. 

Ein  international  gleich uiüj-siges  1 'ortschreiten  zu  diesem 
Ziel  unter  Ausgleichung  des  Hechts  über  das  volks«chulpflich- 
tige  Alter  wäre  dabei  allerdings  wünschenswert. 

Am  weitesten  im  Eindheitsschutas  geht  das  Seterreichisebe 
Bechti  indem  das  Gesetz  Ton  1886  fttr  die  »regelmässige« 
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gewerbliche  Arbeit  Kinder  bis  zu  12,  fllr  die  Fabrikarbeit  bis 
sa  14  JabreB  ansechiiesst :  »Kinder  vor  volleudeiem  14.  Jahre 
dflrfeii  m  regelmiwigeii  gewerblicben  fiesijfaaftigDiigeii  in 
f  a  b ri  k  8  m  ae«  i  g  betriebenea  Q^werbeanteniebiBOttgen  n  i  eh  t 
Yerwendet  werden;  jugendliche  Hilfsarbeiter  zwischen  dem 
vollendeten  14.  uml  dem  vollendeten  16  Jahre  dürfen  nur  zn 
leichtern  Arbeiten  verwendet  werden,  welche  der  Gesundheit 
dieser  Hilfsarbeiter  nicht  nachteilig  sind  nnd  deren  körper» 
liobe  Entwickelnng  nicht  bindern«. 

Die  Bescblflsse  der  Berliner  Konferenx  empfehlen  'das 
Verbot  der  Fabrikbeediaftigung  schulpflichtiger  Kinder.  Die 
Kesolutiüü  ill  Z.  4  verlangt:  >dass  die  Kinder  den  Vorschniten 
über  den  Elewentaruuterricbt  vorher  genügt  habenc. 

Die  Ausschliessung  der  Jugendarbeit  geht  individuali- 
flierend  Ober  die  allgemeine  Alterenntergrense  da  bioans,  wo 
die  Kin  derbeachaftignng  Tom  Nachweis  der  Qesandbeit  der 
Kinder  (England)  abhängig  erklärt  ist  Hier  tritt  das  irvi- 
liebe  Ge8undheits7eugnis  als  besouderes  Verwaltungsmittel  des 
Arbeiterschutzes  auf. 

Auch  itir  ganze  Geechäftearten  geht  das  Verbot  der  J  n- 
gend  arbeit  weiter  ale  bis  snr  aUgemeinen  AUemmtergrense. 
£  n  gl  an  d  ist  mit  solchen  Verboten  vorangegangen.  £b  iohlieeet 
geeetelich  warn  die  Verwendung :  von  Kindern  unter  11  Jahren 
in  Itäumen  gewisser  Industriezweige,  z.  iJ.  wo  in  der  Metall- 
industrie geschliffen  wird ;  von  Kindern  bis  14  Jahreu  ,  wo 
das  Tunken  der  Zündhölzer  und  in  dem  Metallgewerbe  das 
Trockenschleifen  geschieht;  TOn  Mädchen  unter  16  Jahren: 
in  Ziegeleien ,  Dachziegeleien  nnd  8ah£abriken  (Salinen  etc.); 
▼on  Kindern  (bis  14)  nnd  Mädchen  nnter  18  Jahren:  in  den 
Schmelz-  und  Kfihlräumen  der  Glashütten;  von  Personen  unter 
18  JahieiJ :  in  Räumen,  wo  Quecksilberspi^el  belegt  oder  wo 
Bleiweiss  hergestellt  werden. 

2)  Das  Verbot  gßsuudheits- nnd  aittlichkeits- 
gefährlicber  B  esohäftignngen. 

Dieses  Verbot  evsebeint  fUr  allen  Gewerbebetrieb  begrfiadet. 
Es  ist  jedoch  in  dieser  Allgemeinheit  bis  auf  weiteres  schwer 
durchzuiübreu  und  bis  jetzt  uicbt  d  urcbgedruugen. 
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Die  R.G.O.,  bezw.  die  v,  Berlepsch^ sehe  Novelle  (yergL 
Beschlüsse  der  Berliner  Konferenz  IV.  4  und  Y.  4)  gibt  dieaen 
Verbot  für  alle  weibliche  und  jugendliche  Arbeit  nnetnge* 
scbrSakt,  aber  nur  &kaItatiT  Ranm  durch  die  Besttmmiiog 
des  §  139a,  Z.  1,  welche  lantet:  iDer  Bundesrat  ist  befugt, 
die  Verwendung  von  Arbeiterinnen ,  sowie  von  jugendlichea 
Arbeitern  für  gewisse  Fab rika tionszweige,  welche  mit  be- 
sonderen Gefahren  für  Gesandbeit  oder  Sittlichkeit  verbanden 
sind,  gänzlich  sa  nntersagen  oder  von  besonderen  Bedingungen 
abhangig  zn  machen«.  Der  §  154  derselben  Novelle  (2.,  3. 
nnd  4.  Absatz)  dehnt  dieses  Verbot  auf  die  bedentendsten  Ge- 
biete des  Quasifabrikbetriebes  aus. 

Das  letzte  Ziel  des  Gesundheits Schutzes,  —  die  Aus- 
schliessung aller  schädlichen  Arbeitsmethoden,  welche  »durch 
unschädliche  ersetzbar  sind«  and  zwar  in  allem  Gewerbebe- 
trieb nnd  auch  flSr  die  Männerarbeit  —  ist  erreichbar  darch 
fortschreitende  Ansdehnnng  des  Verordnangsschntzes,  welchem 
die  V,  Berlepsch' sehe  Novelle  (§  154)  auch  für  Quasifultnkbe- 
triebe  die  Bahn  frei  macht.  Selbst  der  Autrag  Aiwr  u.  G., 
allen  schädlichen  Betrieb  zn  ▼erbieten,  wo  unschädlicher  mdg- 
lich  ist,  wird  anders  schwer  dnrehzafQhren  sein. 

Immerhin  kdnnte  das  Verbot  gesetzlich  allgemein  im 
Grondsaize  ausgesprochen  nnd  die  AosfQhmng  dieses  Verbotes 
im  Verordnungswege  einer  obersten  Zentralstelle  des  Arbeiter- 
schutzes unter  der  Kontrolle  der  Volksvertretung  uud  der 
Oeffentlichkeit  überlassen  werden.  Gesetzliche  Spezialverbote 
bezüglich  bestimmter  gesundheitsschädlicher  Gewerbe  nnd  Ver* 
fahren  neben  dem  allgemeinen  Verbote  wflrden  nicht  fiber- 
flüssig  werden ;  sie  bestehen  schon  Überall  mehr  oder  weniger 
ausgedehnt. 

Der  Erfolg  des  hier  fraf;iicheu  Verbotes  ist  abhängig  von 
einer  technisch-hjgieinisch  guten  Organisation  des  Arbeiter- 
schutzes,  Ton  Xiokalorganen  aus  bis  zu  einer  fteichszentralstelle, 
sowie  vom  Antrieb  tüchtiger  Vertretnngsorgane  des  Arbeiter- 
standes. Beides  sieht  der  Tollkommeneren  Ausbildung  erst 
entgegen. 

Die  Unterstützung  des  ausserordentlichen  Arbeiterschutzes 
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dordi  fiandelspoliMiferbote  anf  gesimcUieitflgeffthrliolie  Apparate 
und  Materialabgaben  ist  einlencbtend  notwendig. 

Dasjenige,  was  zum  Schutze  der  Sittlichkeit  durch 
Verbot  bereits  gethan  ist,  soll  nicht  unterschätzt  werden,  doch 
ist  noch  Vieles  za  leisten.  So  ist  an  einen  allerdings  sehr 
beikeln,  ja  eckligen,  aber  die  Erbaltnng  der  Nation  aufs 
tiefete  gefährdenden  Unfng,  die  öfientlidie  Feilbietnng  and 
Ankflndigung  der  PrSfentiTmittel  dee  GeeehleohtsTerkehrs,  wie 
ihn  die  Auuonceuseiteii  der  Zeitungen  und  die  Schaufenster 
leidig  ergeben,  noch  nicht  genügend  lieraugegangeii  worden. 
Und  doch  steht  dabei  nicht  bloss  der  sittliche  Schutz  des  be- 
treffenden Fabrik-  und  Uandelspersonala,  sondern  obendrein 
der  sittliche  Schnta  der  ganzen  BevÖlkerang  und  die  Erhaltang 
der  BeTölkernngskraftt  bis  za  gewissem  Grade  die  Bewahrung 
der  Nation  vor  den  Entvölkerungsgefahren  der  Hochkultur  — 
in  Frage.  Die  bestehenden  Befugnisse  der  Sittenpoli/eiorgane 
würden  wahrscheinlich  ausreichen,  diesen  auch  in  den  Arbeiter- 
schnta  hereinreichenden  Krebsschaden  ohne  gesetzgeberischen 
nnd  sonatigen  Skandal  ans  der  Welt  an  schaffen.  Doreh  Ig- 
norierang  gesehiehi  dies  nicht 

Der  Arbeitssehnte-Eingriff  des  Staates  in  Beziehung  anf 
gesundheits-  und  sittlichkeitsgefälirlichen  Fabrik-  und  Quaarf- 
fabrikbetrieb ,  zum  Teil  auch  auf  ebensolchen  Hausgewerbe- 
und  Baudels-Betrieb  ist  zweifellos  gerechtfertigt.  Ist  doch 
weder  die  Moral  bei  der  Gesamtheit  der  Arbeitgeber  nnd 
Handelanntemehmer  aasgebildet,  noch  die  Einsicht  und  Selbst- 
fttrsorge  der  Arbeiter  kr&ftig  nnd  Terbreitet  genug,  nm  den 
freien  Schutz  genügend  und  den  Staatseingriff  überflüssig  er- 
scheinen zu  lassen. 

3.  Das  Verbot  der  Fabrikar  bei t  Ysr heirateter 
Frauen  oder  wenigstens  der  Familienmütter. 

Dieses  VerwendnngsTerbot  hätte  ganz  besonderen  Wert 

Der  moderne  Indnstriebetrieb  hat  den  F^milienbemf  der 
^n  nnd  in  ihm  das  Familienleben  schwer  angegriffen,  ohne 
dass  die  ansserstaatlichen  Trager  des  Arbeiterschutzes  im  w.  S. 
dag^en  hätten  aufkommen  können. 

Nnr  der  Ansschlass  aller  gewerblichen  Arbeit  der  Gattinnen 
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and  Mfitier«  andi  des  Erwerbs  in  jeder  Art  haoslieher  fie* 
scbaftigung  würde  fiel  zn  weit  gehen.   Gewisse  gewerbliche 

Arbeiten  kamen  immer  dem  weiblichen  Geschlecht  zu  und  in 
den  Städten  würden  beim  v(:)lligen  Verbot  gewerblicher  Arbeit 
iür  alle  Arbeitermnen  zahlreiche  fersoueu  verdieustlos  und 
dabei  sittlich  gefährdet  sein. 

Die  Organe  nnd  die  Verwaltangsmittel  des  Sehntses  der 
▼erheirateten  Franen  gegen  Fabrik-  nnd  Qnasifabrikarbeit 
wären  dieselben  wie  für  den  fibrigen  Verwendnngsschnts  der 
Arbeiterinnen  und  der  jugendlichen  Arbeiter. 

Jules  Siftion^  v,  KetteleTf  Hüjse  vertreten  wirklich  das 
Verbot  dor  Fabrikarbeit  für  verheiratete  Franen  in  einschnei- 
dendster Weise.  Seihet  die  Uanpteinwendung  gegen  das  Ver* 
boty  die  Gefahr  der  Schmalernng  des  Franenerwerbes  nnd  der 
Verführung  der  Frauen  «n  nnsittUebem  Erwerb  wird  von  HUmb 
in  bemerkenswerter  und  überzeugender  Weise  bestritten.  Dieser 
verdiente  katholische  Schriftsteller  weiss  dem  Entgangau  Fraueu- 
Fabrikverdienst  die  schweren  Gegenposten  des  Lohndrnckes 
durch  konkurrierende  Frauenarbeit»  sowie  die  Wirtshans-  und 
Lnzusvergendung  bei  den  Familien  ohne  Hauswirtin  und  ohne 
Mutter  sehr  nachdrücklich  entgegenzustellen.  Bei  der  Grösse 
des  Zweckes  —  nichts  Geringeres  als  die  Wieilerherstelhing 
des  Familienlebens  för  die  ganz;e  Fabrikarbeiterschaft  steht  in 
Frage  —  ziemt  es  sich^  auch  zu  grossen  Opfern  bereit  zu  bleiben. 

Nur  wird  man  sich  keiner  Täuschung  über  die  Sdiwierig- 
keiten  sofortiger  und  yollstandiger  Herstellung  des  Verbots 
hingeben  dürfen.  Vielleicht  wird  erst  eine  der  Haus-Nebenbe- 
•scliüftiguug  gÜDstige  Weudimg  der  motorischen  Technik,  welche 
den  Verdienstersatz  im  Hause  selbst  ermügiiobt,  die  Durch- 
führung des  fraglichen  Verbotes  praktisch  durchführbar  machen. 

Auch  würde  die  international  gleichmässige  Behandlung 
der  Aufgabe  nötig  sein ,  wenn  nicht  einzelne  nationale  In- 
dustriesweige  notleiden  sollen.  Eine  sorgf&ltige  internationale 
Statistik  der  im  Fabrik-  und  Quasifabrik  betrieb  beschäftigteu 
Ehefrauen  und  Mütter  wird  jedem  praktischen  Lösungaversuohe 
vorangehen  müssen. 

Wenn  irgendwo  im  Arbeiterschuta «  so  hätte  der  Staat 
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hier  die  nacbdrüeklichste  ünterstfitrang  dareli  den  Einfiiies 
der  Kircbe  und  zwar  dtirch  den  Einflasa  beider  Kireben  nnd 

durch  die  iiiki  uatioDal  orguoisierte  gleich  massige  Agitation 
der  Kirchen  für  diesen  Zweck  nulig.  Wer  die  erwähnten 
Schriften  liest  —  MiUe's  Schrift  gibt  auch  aus  J»  Sinioti'a 
und  Ketteler\  ergreifenden  AosfÜbrangen  AuszQge  —  wird  fttr 
den  schlieeelichen  Sieg  einer  der  obersten  Znknnfteanfgaben 
des  Arbeiterschutzee  iminerbin  einige  HoflPnnng  schöpfen.  Beim 
dermaligen  Stand  der  Dinge  wissen  wir  Uüjse's  AusfQhrungen 
nichts  beizusetzen. 

Inzwischen  wäre  schon  die  Verwendungs  beschränknng 
aller  weiblichen  Fabrikarbeit  auf  10  Stunden  nach  dem  Vor- 
sehlag der  Kommission  des  dentscben  Reichstags  (Trgl,  a.)  als 
ein  erbeUicber  Fortschritt  sn  begrfissen.  HUge  bemerkt  (a. 
a  0.  S.  80):  »Geenndnng  und  Festigung  des  Familienlebens 
ist  die  erste  Bedingung  aller  Sozial-Reform.  Wie  ist  solche 
aber  möglich,  so  lauge  noch  viele  Tausende  von  Terheirateten 
Frauen  tagtäglich  11  und  12  Stunden  und  mehr  dem  häus- 
lichen Heim  fern^  dem  Verdienst  in  Fabriken  naebgehenl 
Sann  da  baasliebes  Olfick  nnd  Znfriedenbeit  blühen?  Und 
kann  das  vielleicbt  das  XJebel  mindern,  dass  es  sieb  in  be- 
stimmte Bezirke  konzentriert?  Wurden  doch  z.  B.  im  Auf- 
sichtsbezirk Bautzen  1884  gegen  5000  Frauen  durch  die 
Fabrikation  dem  Familienleben  entzogen.  Eine  Gewährung 
längerer  Mittagspansen  für  verheiratete  Franen  findet»  so  weit 
bierttber  Erkundignngen  eingesogen  werden  konnten,  nicht 
statt.  Ist  es  Znfall,  dass  dort,  wo  die  K  i  n  de  r  a  r  b  e  i  t  flbiieb, 
anch  die  Arbeit  der  Mütter  häufiger  ist?  Und  mnss  nicht 
der  Verdienst  des  Mannes  geringer  werden,  wenn  auch  Weib 
nnd  Kind  als  seine  Konkurrenten  auftreten?  Und  ist  es  Zu- 
fall, wenn  gerade  in  Sachsen  ,  wo  die  Frauen-  und  Kinder- 
Arbeit  in  üppiger  Blüte  steht,  auch  die  Sosial-Demokratie  ror 
sllem  heimisch  ist?!  Haben  wir  noch  ein  Recht,  den  SoKial* 
Demokraten  snm  Vorwnrf  sn  machen,  dass  sie  anf  die  Auf* 
lösung  des  F'üiiiilienlebens  hinwirken,  wenn  wir  die  thatsäch- 
licLe  Aufl()sung  der  Fauiiiie  durch  die  regelmässige  überlange 
Fabrikarbeit  der  Hausfrauen  nnd  Mütter  gleichgiltig  nehmen?  [ 

6» 
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Dürfen  wir  noch  zaudern,  an  die  Gesetzgebung  zu  appelliereOf 
WO  die  Gefahren  so  dringlich  sind?  Was  wird  aas  der  Jugend 
und  Znknnft  nnseres  Volkes,  wenn  solche  Verhältnisse  normsl 
werden  sollten?  Und  in  der  That,  wenn  die  Gesetzgebung 
nicht  eingreift,  wird  die  Zabl  der  Fabrik-Frauen  ebenso,  wie 
die  der  Fabrik-Kinder  nicht  ab-  sondern  zunehmen.  Welche 
Perspektiye  ?  U 

Möglichste  Trennung  der  Geschlechter  in  den'i  Arfaeits- 
raumen,  gesonderte  Speise-  nnd  Ankleidezimmer ,  Fcirsorge 
für  den  lJaashiilturjij;suriterriclit  sind  desto  angelegentlicher  zu 
betreiben,  je  weniger  die  völlige  Ausscliiiessuug  für  die  Frauen- 
fabrikarbeit  zu  erreichen  ist  Den  Mädchen  vor  Allen  ge- 
htthrt  dieser  weitere  Schatz. 

4)  Das  Verbot  der  Beschäftigung  von  Wöch- 
nerinnen. 

VV  älireud  das  geforderte  Verbot  der  Fal)rikarbeit  bei  Gat- 
tinnen und  Müttern  in  erster  Linie  dem  Schutz  des  Jj^amilien- 
lebens  gilt,  ist  die  Wochenschonung  fiCh:  Arbeiterinnen  des 
Fabrik-  nnd  Qnasi-Fabrikbetriebes  vor  Allem  eine  Fordernng 
der  Qesnndheitspflege  für  die  Mfitter  und  der  Pflege  f&r  die 
Neugeborenen. 

Auch  die  Ausschliessung  der  Schwangeren  von  gewissen 
Beschäftigungen  ist  am  Platze;  das  eidgenössische  Fabrik- 
Geseta  gestattet  dieselbe  dem  Bundesrate. 

Das  Verbot  der  Fabrikbeschäftigung  von  Wöchnerinnen 
hat  längst  in  einzelnen  Staaten,  ueuestens  aber  fast  allgemein 
Anerkennung  erlangt. 

Die  Beschlüsse  der  Berliner  Konferenz  verlangen  den 
Schuta  auf  vier  Wochen.  Die  Schweis  gewährt  ihn  schon 
mit  acht  Wochen,  eine  Frist,  welche  im  Antrag  Auer  n.  0. 
anch  für  Deutschland  empfohlen  ist.  Die  v.  J?er2ep«e%*8ehe  No- 
velle schlägt  4  Wochen  (statt  der  3  Wochen  der  bisherigen 
Reichs-G.O.)  vor;  die  Reichstags-Kommission  hat  6  Wochen 
beantragt,  was  vermutlich  Annahme  finden  wird. 

Die  Wochenschonung  für  alle  Frauen  der  gewerblichen 
Hilfsarbeit  würde,  wenn  sie  selbst  Bedürfnis  wäre,  in  der 
Uurciiiiiiiiung  kaum  über  windlichen  Schwierigkeiten  begegnen. 
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Der  betreffende  Antrag  Auer  u.  G.  (§  109  vgl.  §  130)  ist 
in  der  v.  Berl^seh*mshen  Novelle  (§  139  vgL  Ueberschr.  za 
§§134  ff.)  nicht  beachtet 

An  sich  wäre  es  das  Wünschenswerteie,  dass  die  Wocheu- 
sclioDun^  selbst  der  Fabriknrbeiteriuneu  ohne  besonderen  Ar- 
beiterschutz  des  Staates  zur  Geltuog  käme.  Bei  den  bestehen- 
den moralisdieD  und  wirtsohaftlicben  Zuständen  wird  aber  das 
besondere  YerwendnngsTerbot  kaum  zu  umgeben  sein. 

Zur  Kontrolle  werden  die  Geburtenlisten  der  Standesamter 
oder  eine  besondere  Faljrikliste  der  Woclinerinnen  dienen 
können.  Der  Mitkontroiie  durch  die  Arbeiterschaiten  selbst 
wird  das  Gewerbeinspektorat  nicht  entbehren  können. 

Die  wirtschaftlichen  Schwierigkeiten  der  Wochenschonung 
sind  ftlr  Deutschland  durch  die  fttr  alle  Fabrikarbeiter  in  Gel- 
tung stehende  Krankenversicherung,  welche  Wochenuuter- 
stützung  im  Ausmasse  der  Kraukenunterstützung  gewährt,  im 
allgemeinen  gehoben.  Die  Faniilion-  und  die  Vereinsfürsorge 
haben  dieLQcken  fQr  den  Unterhalt  der  Wöchnerinnen  su  füllen. 

Die  Wöchnerinnen-Ünterstütsung ,  ohne  welche  die  Wo- 
chen-Arbeitsschonung  bedenklich  wäre,  ist  allerdings  uuter 
dem  Gesichtspunkt  der  Sittlichkeit  wegen  Vermehrung  der 
unehelichen  Gebarten,  von  anderer  Seite  auch  Yom  Stand- 
punkt der  BcTölkerungspolitik  lebhaft  angefochten.  Die  Frage 
ist  im  Jahre  1886  durch  Eingaben  aus  Sachsen  ini  den 
deutschen  Reichstag  gelangt.  Es  forderten  nämlich  die  Pe- 
titionen von  21  Ortskrankenkassen  der  Kreishauptmannschaft 
Zwickau  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  dreiwöchentlichen  Un- 
terstfltsung  unehelicher  Wöchnerinnen,  weil  dieselbe  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  zu  f5rdem  geeignet  sei.  Der  Pe- 
tition lag  eine  Statistik  jener  Kassen  bei,  aus  welcher  her- 
vorgeht, dass  die  Kaüseu  absolut  mehr  unehliche  als  ehliche 
Wöchnerinnen  zu  unterstützen  hatten.  Die  Angabe  des  Zah- 
lenverhältnisses  zwischen  verheirateten  und  unverheirateten 
weiblichen  Eassenmitgliedem  fehlte  jedoch,  was  die  Statistik 
sUem  sdion  unverwertbar  macht.  Auch  sind  die  Verhältnisse 
von  Zwickau  scliwerlich  für  die  deutsche  Industrie  überhaupt 
typisch.   £s  müsste  eine  allgemeine  Verarbeitung  des  dies- 
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fälligen  Krankenkassen-Materials  stattfinden  und  möglichst  auf 
die  Vergleicbnng  der  Gebartenziffer  in  der  Zeit  vor  und  naeh 
der  £inf Abrang  der  ErankenTersicberang  das  Abseben  ge- 
richtet werden«  and  swar  fOr  Besirke,  in  welchen  vor  der 
Einfahning  auch  freie  Kassen  W<ychenunterstlltznng  nicht  gaben. 
Wahrscheinlich  ist  die  Steigiiiuiig  der  unehelichen  Geburten- 
ziffer durch  Eeichung  der  Wochenunterstützuug  des  Kranken- 
l^nssengesetzes  nicht,  wenn  man  bedenkt,  dass  im  genannten 
fiesirk  diese  Unterstütanng  f&r  drei  Wochen  nnr  je  7  bis  12« 
meist  anter  10  Mark  betrag.  »Wenn,  sagt  HUse^  die  win* 
eige  Summe  der  UnterstQtcnng  schon  auf  eine  Vermehmog 
der  uuehelichen  Geburten  hinwirken  sollte,  so  wäre  diese 
Thatsache  noch  abschreckender  als  die  Zahl  selbst.«  In  der 
mit  der  Fabrikbesohäftigung  des  weibliehen  Geschlechtes  ge- 
gebenen Lockemng  des  Familienlebens  and  der  geschlecht- 
lichen Sittlichkeit,  nicht  im  Wochengeld,  ward  der  eigentliche 
Sita  des  üebels  zu  erkennen  sein. 

5)  Das  Verbot  der  Frauen-  und  Kinderar- 
beit unter  Tag. 

Dieses  Verbot  liegt  im  Interesse  der  Sittlichkeit,  im  In- 
teresse der  Schonung  schwacher  Arbeitskräfte  nnd  im  Interesse 
des  Familienlebens. 

Die  Handhabung  des  Verbotes  gehört  dem  Wirkangskreia 
der  Bergpolizei  und  des  Gewerbeiuspektorates  an. 

Dasselbe  ist  wohl  am  besten  gesetzlich  auszusprechen. 

Für  Arbeiterinnen  ist  das  Verbot  in  den  Beschlüssen  der 
Berliner  Konferena  der  Welt  allgemein  empfohlen  and  in  der 
V*  Berlepsch'sdiien  Novelle  ist  es  bereits  angenommen. 

Die  Dnrchftlhrang  wird  im  oberschleslschen  Bergbau  awar 
Schwierigkeiten  b^egnen,  aber  auch  schweren  Uebelständen 
abhelfen. 

Durch  die  bürgerliche  Moral  allein  ist  die  Bewahrung  der 
Fraaen  Tor  Arbeit  nnter  Tag  nicht  gewahrleistet 

Dem  Verbot  der  Fraoenarbeit  nnter  Tag  reiht  sich  die 
wohlbegrOndete  Forderung  dee  Verbotes  der  Frauenbeschaf- 

tigung  bei  Hochbauten  au.  Diese  Beschäftigung  ist  weithin 
schon  durch  die  Sitte  ausgeschlossen. 
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Vn.  Zu  den  Ansaalmieii  Tom  Verwendnngssoliiitze. 

Die  YerweDduugsverbote  und  die  VerwendmigebeechrilQ* 
kongen  eteben  seheinbar  im  Widenproeh  mit  dem  Interesse 
des  Unternehmemtandefl.  Bei  richtiger  Begrenzong  der  ereteren 

ist  dies  jedoch  im  allf^emeineu  luhI  IQr  die  Dauer  nicht  der  Fall. 

Im  Besonderen  kann  dem  berethligten  Interesse  des  Ka- 
pitals durch  Zulassung  sorgfältig  geregelter  Aasnahmen 
alle  erforderliche  Rücksicht  geschenkt  werden;  we  aber  and 
soweit  die  Verwendoog  höhere  persönliche  Interessen  des  ganzen 
Volkes  beeinträchtigt,  hat  sich  das  Kapital  die  Beschränkungen 
gefallen  zu  lassen. 

Was  die  Ausnahmen  betrifiPt,  so  sind  dieselben  teils 
regelmässige  oder  ordentliche,  teils  nnregelmäs* 
8 ige  oder  ansserordentliche.  Beide  Gattungen  kommen  so- 
wohl im  Ruhe-  als  im  Zeitschntze  vor. 

Die  or  d  i"  n  1 1  i  c  h  e  n  Ausnahmcu  von  den  Verweudungs- 
verbüten  bestehen  wesentlich  iu  gesetzlichen  Benennungen  be- 
stimmter Gattungen  gewerblicher  Hervorbringung,  in  welchen 
BODst  verbotene  Yerwendnng  (Nachtarbeit  der  fVanen  und  ja- 
gendlichen  Arbeiter  a.  s.  w.)  erlaubt  ist  Die  meisten  Ver- 
wendnngSYer  böte  treten  umgekehrt  als  Ausnahmen  von  der  Regel 
der  Verwendiingsgestattuii^^  auf. 

Die  ordentlichen  Ausnahmen  von  den  Verwendongs  b  e- 
schränkangen  werden  teils  geseialich,  teils  ?erordnungs- 
mässig  ▼erftgt,  teils  von  der  Regierung,  teils  tob  Beairks- 
und  Ortsbehörden  aosgesproehen  und  gehandhabt. 

Die  Ausgleichung  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  deren  Ruhe- 
und  Zeitschutz  im  Interesse  der  Industrie  beschrünkt  ist,  be- 
steht einmal  in  lllittführung  von  mehreren  (zwei,  drei,  vier) 
Weehselschichten  mit  Tag-  und  Nachtturnus,  so  dass  unuu* 
terbrochener  Betrieb  unbeschadet  einer  taglichen,  abwechslungs^ 
weise  nächtlichen  Ruhehauptpause  möglieh  wird.  Sodann  im  Er- 
satz der  Sonntagsruhe  durch  einen  Feiertag  während  der  Werktage. 

Die  ausserordentlichen  Ausnahmen  kommen 
hauptsächlich  für  folgende  Fälle  in  Betracht:  a)  für  notwen« 
d^e  Arbeit  nach  Unterbrechung  des  regelmässigen  Betriebes 
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dnrch  Nftinrereignine  and  Ünglacksialle;  b)  für  noiweiidige  Ar- 
beit zur  Verhütung  von  Unglücksfällen  inul  Notständen;  c)  för 
notwendige  Arbeit  zur  Bewältigung  von  Geschält-sau  häuiung. 

Die  Ausnahmen  vom  Feiertags-Schatze: 
Diese  Aasoahmen  werden  so  geregelt,  dass  ftr  gewiase  Ge- 
werbe die  Feiertagsarbeit  zwar  zugelassen ,  aber  biefttr  dnreh 
entsprechende  Werktags-Ruhezeiten  Ersatz  gegeben  wird.  Die 
Ausnahmen  der  Berliner  Konferenz  sind  bereits  oben  wörtlich 
mitgeteilt.  Die  t;.^^^i>£cA'sc  he  Novelle  begrenzt  die  Ausnahmoi 
keinesfalls  zu  knapp.  Der  Antrag  Auer  u.  G.  gestattet  Feiei^ 
tagsarbeit  fdr  Verkehrsbetriebe«  Gast-  nnd  SchankwirtscbafteD, 
öffentlidie  Erholungs-  und  Vergnügungsanstalten,  sowie  fttr 
diejenigen  Gewerbe,  welche  :^nach  ihrer  Natur  einen  ununter- 
brochenen Betrieb  erfordern«  ;  zum  Ersatz  will  er  den  Sonn- 
tagsarbeitern in  der  Woche  eine  ununterbrochene  Ruheaeit 
Von  36  Stunden  gewährt  wissen. 

Die  Schweiz  scheint  demnächst  anch  fttr  den  fiSsen- 
bahn-,  Dampfschiffabrts-  und  Postdienst  den  Ersatz  des  Feier- 
tagsschutzes durch  Wochen freizeit  im  Turnus  mit  Sonntagen 
SO  gewähren  zu  wollen,  dass  jeder  Bedienstete  jährlich  52  Tage, 
worunter  17  Sonntage,  frei  erhalt. 

Die  Ausnahmen  vom  Verbot  der  Nachtarbeit: 
Die  R.-6ew.O.-NoTelle  (vgl.  §  139a,  Z.  2  n.  3)  gestattet  or- 
dentliche und  ausserordentliche  Ausnahmen.  Erstere  soliliesst 
auch  der  Antrag  Auer  u.  Gen.  nicht  völlig  aus,  da  er  den 
Verkehrsbetrieb  und  die  »ihrer  Natur  nach  Nachtarbeit  er- 
fordernden« Gewerbe  ausnimmt  Das  Emaelne  der  Bestimmun- 
gen Ober  die  Begrenzung  der  Ausnahmen  und  Aber  die  Hand-> 
habung  der  Ausnahme-Bestimmungen  lassen  wir  hier  bei  Seite. 

Die  Ausnahmen  vom  Waximalarbeitstag. 
Die  Ueberzeit:  Die  ausserordentlichen  Ausnahmen  be- 
stehen in  den  Gewährungen  von  Ueberzeit,  die  ordent- 
lichen in  ausnahmsweise  längerer  Beschäftigung  der  Kinder, 
Frauen  und  Männer  in  gewissen  Betrieben  (vgl.  Absdin.  V). 

Bezüglich  der  Ueberzeit  bebarrt  die  v.  Berlepsch^ sehe  No- 
velle auf  einem  sehr  vorsichtigen  Standpunkte.  Die  ausser- 
ordentliche Ausnahme  des  Falles  der  Geschäflsanbänfung 
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findet  sich  in  138a  wie  folgt  geregelt:  »Wegen  auBserg«^ 
wöhnlioher  Häufong  der  Arbeit  kann  auf  Anteag 
dee  Arbeitgeben  die  untere  Verwaltungsbehörde  anf  die 
Dauer  von  vierzehn  Tagen  die  Beschäftigung  von  A  r- 
beiterinnen  nher  sechszehu  Jahren  bis  zehn  Uhr  Abends 
ao  den  Wochentagen  ausser  Sonnabend  unter  der  Voraussetzung 
gestatten«  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  dreisehn 
Stunden  nicht  überschreitet.  Innerhalb  eines  Kalenderjahres 
darf  die  Erlanbnis  einem  Arbeitgeber  fftr  mehr  als  Tierzig 

Tage  nicht  erteilt  werden.  Der  Antrag  ist  sehrittlich  zu 
stellen  und  inuss  den  Grund,  aus  weichem  die  Erlaubnis  be- 
antragt wird,  die  2jahl  der  in  Betracht  kommenden  Arbei- 
terinnen« das  Mass  der  ISngeren  Beschäftigong  sowie  den  Zeit- 
raum angeben,  fOr  welche  dieselbe  staltfinden  soll.  Der  Be- 
scheid anf  den  Antrag  ist  schriftlich  zu  erteilen.  Gegen  die 
VersRt^ruug  der  Erlaubnis  steht  die  Beschwerde  an  die  vorge- 
setzte Behörde  za.  —  Die  untere  Verwaltungsbehörde  hat  über 
die  Fälle,  in  welchen  die  £rlaabnis  erteilt  worden  ist,  ein 
Veneichnis  an  Aihren,  in  welches  der  Name  des  Arbeitgebers 
nnd  die  fttr  den  schriftlichen  Antrag  Torgeaehrisbenen  An- 
gaben tiiuzutragen  sind.c 

Der  Antrag  Auer  u.  G.  beschränkt  die  Ansnahme  der 
TJeberzelt  anis  engste,  nämlich  auf  den  Fall  stattgehabter  Ge« 
eehaltsQttterbrechiing  durch  Elementamnialle  nnd  swar  nur  mit 
2  Standen  anf  hSchstens  B  Wochen  nnd  nur  gegen  Geneh- 
migung des  » Arbeitsamlesf . 

Die  Ausnahmen  sind  bezüglich  der  Normierung  nnd  be- 
züglich der  Handhabung  in  restriktivem  Sinne  zu  behandeln. 
Sie  müssen  femer,  nnd  zwar  wesentlich  auch  snm  Schatz  der 
ordentlichen  Arbeitgeber  gegen  rflcksichtstose  Eonknrrenten 
einheitlich  nnd  gleichmässig  durchgeführt  werden. 
Durch  Beides  —  die  strenge  Beschränkung  und  die  ein- 
heitliche Handhabung  —  ist  für  die  Ausnahmen  die  möglichst 
genaue  £inzelnregelnng  durch  Gesetz  gefordert,  soweit  dies 
nicht  unpraktisch  ist.  Weiter  empfiehlt  sich  die  möglichst 
gmane  Anfstellnng  der  Gmndsätae,  weldie  die  Verwaltung 
bei  Handhabunfit  der  Auäiiahiuen  zu  befolgen  hat.     erner  die 
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eiaheitlicliL'  Aus!p(rnne^  der  Schutzanordnuugen  durch  das  Or- 
gan der  Nationalregicruug  (Bundesrat).  Sodann  die  gleich- 
massige  AnweiauDg  der  Orts-  darch  die  Mittelbebörden  des 
Arbeifcenchatves  uod  die  Ueberwachung  der  örtlichen  Bebördeo 
▼OD  den  Mittels  teilen  ans  in  einheitlichem  Sinne. 

Viel  ist  fßr  die  thunlichete  EinschrankuDg  der  Anenafamen 
durch  iiid  ividualisiereude  Behandlung  der  einzelneu 
Gescbäftsarteu  in  Hinsicht  auf  Sonntagsruhe  und  VVechsel- 
schichten  zu  erreichen.  Die  im  Bezirk  Düsseldorf  gemachten 
Erfahmngen  haben  ergeben,  daaa  durch  Spezialisiemng  der 
Änanahmen  auch  in  Ansnahmebetriebeo  (Gatwerken,  Hoch- 
ofenbetrieben n.  8.  w.)  einem  groasen  Pkozentaatz  der  Arbeiter 
die  Sonntagsruhe  gewährt  werden  kann  ^). 

Als  besondere  Verwaltungsmittel  zur  Ordnung  der  Aus- 
nahmen vom  Verwendungsschutze  dienen  der  Erlaubnisschein, 
•  der  Eintrag  in  die  AnsnahmeTerseichniese ,  der  öfientliche 
Fabrikanechlag. 

Das  Gewerbeinepektorat  ist  das  gegebene  Ueberwaehungs- 
Organ  für  die  Ausnahmen ;  doch  ist  die  Mitwirkung  seihst  der 
Arbeitgeber,  welche  das  Interesse  gleicher  Handhabung  be- 
sitzen, sehr  wünschenswert  und  mehrfach  erprobt.  Der  »Stickerei- 
Zentralrerband«  der  Oetechweiz  und  des  Vorarlberg  z.  B.« 
welcher  1855  sich  bildete  und  beinahe  alle  Geschäftahanaer 
nmfasstf  überwacht  die  streu «i^^ste  Einhaltung  des  EilMnnden- 
tages  unter  Verschickung  besorulrrrr  KoniruUeure  in  die  abs 
gelegensten  Bergreviere  der  iiausindustrie  und  verfügt  über 
Vertragsstrafen  von  2  bis  300  Franka  (MäjseJ. 

VIIL  Zam  Betriebssohutz,  Traoksohatz  und  Kontraktssehutz. 

A)  Der  B  e  t  r  i  e  b  s  s  c  h  u  tz. 

Der  Betriebsschutz  richtet  sich  gegenüber  besonderen  Ge- 
fährdungen des  Dienstpersonals  im  Betriebe  auf  die  persön- 
liche, leibliche  und  sittliche  Bewahrung  der  Arbeitsgehilfen 
bei  Ableistung  der  Arbeit. 

Der  Betriebsschutz  ist  schon  von  der  Arbeiter?ef8iohemng 

1)  Vgl.  Hüu  a.  a,  ü.  S.  140. 
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am  als  UnfalU»  und  &aiikheit8-Yerhftfcang  nmfasseDd  gefor- 
dert und  T<m  dieser  auch  Bchon  gehandhabi. 

Die  leibliche  und  die '  sittliche  Betriebsbewahruiig  bilden 

keine  neue  Erscheinung  des  Arbeiterschutzes.  Beide  werden 
längst  durch  die  Gewerbeordnungen  und  durch  besondere  Ar- 
beiterschotagesetze  in  grösserem  oder  geringerem  ümfeuig,  mehr 
oder  weniger  ?oUkommen  gewahrleistet.  Und  zwar  in  femt 
allen  gebildeten  Staaten. 

Der  Betriebsschutz  wird  geObt  dnreh  Vorschriften  Ober 
die  gefährlichen  Beschäftigungen,  über  die  Betriebsein rich- 
tangf  über  die  Betnebäiührung ,  über  die  Betriebs-,  Speise- 
und  Umkleidungsräume  ,  Ober  die  Bedürfnisanstalten.  In  der 
B.G.O.-NoTeUe  wird  die  Aufgabe  des  Betriebsschntzes  so  for^ 
nnliert:  »§  120».  Die  Gewerbeuntemehmer  sind  Terpflichtet, 
die  Arbeitsräuine,  Betriebsvorrichtungen,  Maschinen  und  Ge- 
rätschaften so  einzurichten  und  zu  unterhalten  und  den  Be- 
trieb so  zu  regeln,  dass  die  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  soweit  geschätzt  sind,  wie  es  die  Natnr  des 
Betriebe  gestattet.  —  Insbesondere  ist  ftlr  gentigendes  Licht, 
ausreichenden  Luftraum  und  Luftwechsel,  Beseitigung  des  bei 
dem  Betriebe  entstehenden  Staubes,  der  dabei  entwickelten 
Dünste  and  Gase,  sowie  der  dabei  entstehenden  Abfälle  Sorge 
zn  tragen.  —  Ebenso  sind  diejenigen  Vorrichtungen  herzu- 
stellen, welche  zum  Schntse  der  Arbeiter  gegen  gefahrliche 
Berflhmngeu  mit  Haschinen  oder  Maschinenteilen  oder  gegen 
andere  in  der  Natur  der  Betriebsstätte  oder  des  Betriebes  lie- 
gende Gefahren,  namentlich  auch  gegen  die  Gefahren,  welche 
aus  Fabrikbränden  erwachsen  können,  erforderlich  sind.  — 
Endlich  sind  diejenigen  Vorschriften  Uber  die  Ordnung  des 
Betriebes  nnd  das  Verhalten  der  Arbeiter  au  erlassen,  welche 
zur  Sicherung  eines  gefahrlosen  Betriebes  erforderlich  sind. 
>§  120b.  Die  Gewerbeuntemehmer  sind  verpflichtet,  die- 
jenigen Einrichtungen  zu  treffen  und  zu  unterhalten  und  die* 
jenigoi  Vorschriften  über  das  Verhalten  der  dArbeiter  zu  er- 
lassen ,  welche  erforderlich  sind ,  um  die  Aufrechterhaltung 
der  guten  Sitten  nnd  des  Anstandes  zu  sichern.  Insbeson- 
dere mu^,  soweit  es  die  Natur  des  Betriebes  zulässt,  bei  der 
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Arbeit  die  Trennung  der  Geschlechter  durchgeführt  werden. 
—  In  Anlagen,  deren  Betrieb  es  mit  sich  bringt,  dass  die 
Arbeiter  aich  mukleiden  nitd  naeh  der  Arbeit  sieh  reiaigen, 
mflMen  anaFeicIieiicle,  nach  Geachlechtem  getrennte  Ankleide- 
nnd  WasehrSitme  vorhanden  sein.  —  Die  BedUrfnisanetalten 
mOgsen  so  eingerichtet  sein,  dass  sie  für  du  Zahl  der  Arbeiter 
ausreichen,  dafis  den  Aniorderungen  der  Gesundheitspflege  ent- 
sprochen wird  und  dass  ihre  Benutsang  ohne  Verletznng  Ton 
Sitte  nnd  Anstand  erfolgen  kann. 

>§  120c  Gewerhenntemehmer ,  welche  Arbeiter  nnter 
aehtaehn  Jahren  heeehSftigen ,  sind  Terpflicbtet ,  bei  der  Ein-* 
richtung  der  Betriebsstätte  und  bei  der  Regeln n«:  des  Betriebes 
diejenigen  besonderen  Rücksiebten  auf  Gesundheit  und  Sitt- 
lichkeit zu  nehmen,  welche  dnroh  das  Alter  dieser  Arbeiter 
geboten  nnd. 

»§  120d.  Die  anständigen  Poliseibeh5rden  sind  befogt, 
im  Wege  der  Verfügung  fUr  einzelne  Anlagen  die  Ausftihrong 

derjenigen  Massnahmen  anziioi  Itien,  welche  zur  Durchführung 
der  in  §§  120a  bis  120c  enthalteneu  Grundsätze  erforderlich 
und  nach  der  Beschaffenheit  der  Anlage  ansftthrbar  erscheinen. 
Sie  kftnnen  anordnen,  dass  den  Arbeitern  aar  Einnahme  von 
Mahlzeiten  ansserhalb  der  Arbeitsr&ume  angemessene,  in  der 
kalten  Jahreszeit  geheizte  Räume  nnentgeltlich  mr  VerfQgnng 
gestellt  werden.  —  Soweit  die  angeordneten  Massrei^eln  nicht 
die  Beseitigung  einer  dringenden,  das  Leben  oder  die  Gesund- 
heit bedrohenden  Gefahr  bezwecken,  mnss  für  die  Ausführung 
eine  angemessene  Frist  erlassen  werden.  Den  bei  Erlaas 
dieses  Oesetses  bereits  bestehenden  Anlagen  gegenübw  können, 
so  lange  nicht  eine  Erweitemng  oder  ein  Umban  eintritt,  nnr 
Anforderungen  gestellt  werden,  welche  zur  Beseitigung  erheb- 
licher, das  Leben  ,  die  Gesundheit  oder  die  Sittlichkeit  der 
Arbeiter  gefährdender  Missstande  erforderlich  oder  ohne  an- 
Terhftltnismässige  Anfwendnngen  aasfiQhrbar  erscheinen.  — 
Gegen  die  Verftlgang  der  Polizeibehörde  steht  dem  Gewerbe* 
nnternehmer  binnen  awei  Wochen  die  Beschwerde  an  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  zu.« 

»g  120e.  Durch  Beschlass  des  Bundesrats  können  Vor- 
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Schriften  darüber  erlassen  werden,  welchen  Anforderungen  in 
beätimmteo  Arteu  von  Anlagen  znr  Durchlilbrung  der  in  den 
§§  120a  bis  120e  enthaltenen  Grundsätzen  zu  genQgen  ist.  — 
Soweit  solche  Yonchriffcen  durch  Beechluss  des  Bandesrats 
nicht  erlassen  sind,  können  dieselben  durch  Anordnung  der 
Landes-Zeutralbehörden  oder  durch  Polizeiverordiiuiigeii  dur 
zum  Erlasse  solcher  berechtigten  iiehördeo  unter  Beachtung 
des  §  81  des  UnfallTersicberungsgesetzes  vom  6.  Juli  1884 
erlassen  wevden.c 

Diese  Formnlierung  ist  als  besonders  gificklich,  fast  als 
abschliessend  anmerkennen. 

Durch  Eiulügung  obiger  Paragraphen  in  den  allgeuieineu 
Teil  des  Titels  VII  der  R.G.-O.  erhält  die  ganze  gewerbe- 
nrdnuügsmäf?«ip^  gewerbliche  Arbeit  den  Betriebsschuta ,  was 
dem  Bedtlr£ais  des  Lebens  ganz  entspricht 

Ein  Stock  Beiriebeschnts  läge  auch  in  der  Verhfltnng  der 
üeberanstrengung  durch  die  Ausschliessung;  der  Stück-  und 
Akkordarbeit.  Doch  hat  diese  Forderung  mehr  einen 
lohn-  als  einen  schutzpolitischen  Hintergrund,  soweit  sie  in 
der  Arbeiterwelt  vertreten  ist  Die  volks-  und  privatwirt- 
sehaftliehen  Yorteüe  dieser  Löhnungsweisett  sind  auch  fllr  die 
Arbeiter  u.  £.  so  überwiegend,  dass  die  Abschaffung  der 
Akkordarbeit  weder  lohn-  noch  schutzpolitisch  gefordert  er- 
scheint. Wir  lassen  jedoch  diesen  Gegenstand  bei  Seite  liegen, 
ohne  zu  laugnen,  dass  für  den  freien  Selbst-  und  HillaschatsB 
nach  dieser  Seite  noch  Bedeutendes  zu  leisten  ist 

B)  Der  Dienstver kebrsschntz,  insbeson- 
dere Tr  «  c  ^  -  S  c  h  u  t  z. 

Zum  Betriebsschutz  kommt  als  letzter  Teil  des  mate- 
riellen Arbeiterscbutzes  weiter  der  Schutz  des  Lohnarbeiters 
im  persönlichen  und  vrirtschaftlichen  Verkehr  ausser  Betrieb 
mit  dem  Arbeitgeber  und  mit  den  Angehörigen,  Beamten  und 
Gesfbäftsführern  des  letzteren  hinzn.  Wir  nennen  diesen  Schutz 
Dienst- Verkehrsschutz,  bis  sich  eine  bessere  Bezeichnung  findet. 

Auch  aussefhaib  der  Ableistung  der  Arbeit  drohen  dem 

1)  YgL  HUu  a.  a.  0. 
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liohDarbeiter  besoodere,  nar  durch  ansserordenlilicheii  [8ohoU* 
eingriff  des  Staates  za  beseitigende  Gefährdungen.  Diese  Gefölir- 
duDgen  gelten  der  Person  und  der  Wirtschaft  des  Lohnarbeiters. 

Persönlich  erleiden  namentlich  Lehrlinge  und  alle  jene 
Lohnarbeiter,  welche  mit  dem  Arbeitgeher  in  häuslicher  Ge- 
meinschaft leben,  in  der  StelluDg  des  schwächereu  Teiles  Ge* 
fährdung«  Misshandlang  nnd  verschiedenartige  Verwahrlosung. 
Gegen  diese  Gefahren  treffen  die  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnungen Qber  das  Verhältnis  der  Gesellen  nnd  Lehrlinge 
zum  Betriebsbeamten  und  Arbeitgeber  Vorkehrungen. 

Besonderen  Schatzeingriff  hat  aber  namentlich  und  längst 
der  wirtschaftliche  Verkehr  des  Dienstnehmers  mit  dem 
Dienstgeber  und  mit  dessen  Angehörigen  gefunden.  Dieser 
Schutz  ist  ein  besonderes  StQck  Wnchersehutz,  Schutz  gegen 
Ausbeutung  der  Abhängigkeit,  zugleich  der  Unerfabrenheit 
und  Uuwissenheit.  Man  kann  diesen  wirtschaftlichen  Verkehrs- 
Schutz  aparte  potior nämlich  nach  dem  Schutz  gegen  Bewu- 
cherung  durch  Naturallieferungen  —  auch  Trt*cÄ:-Schutz  nennen- 

Der  fragliche  Wucher  ist:  teils  Dienstwucher  oder  An»' 
heutung  der  Arbeitskraft  durch  2^wang  zur  Leistung  von  ver- 
tragswidriger Arbeit,  neben  der  Betriebsarbeit  oder  an  Stelle 
dieser;  teils  Zahlungswucher,  geübt  bei  Zahlung  der  Löhne  in 
Geld  oder  Naturalien;  teils  Kredit-,  Leih-,  Miet-  und  Kauf- 
wucher,  begangen  durch  Nötigung  zu  Eingehung  ausbeutender 
Borg-,  Pacht-  und  Mietgeschäfte,  sowie  zur  Eutnahroe  der  Be- 
dürfnisse aus  gewissen  Verkaufsstellen  in  schlechter  Qualität 
und  SU  fibermässigen  Preisen. 

Gegen  diesen  Wucher  der  Gewerbe-Unternehmer ,  ihrer 
»Familienmitglieder,  Gehilfen  ,  Beauftragten,  Geschäftsführer, 
Aufseher  und  Fakturen«  schreitet  auch  die  deutsche  Gewerbe*» 
Ordnung  längst  ein  durch  das  Gebot  der  Barzahlung  des  Lohnes 
in  Reichswährungf  durch  Verbot  der  Warenkreditierung,  durch 
Beschränkung  der  Preise  verabfolgter  Lebensmittel  und  Na^ 
turalleistuugeu  (einschliesslich  der  Werkzeuge  und  Stoffe)  auf 
den  Selbstkostensatz.  Gegen  Verabredungen  über  die  Ver- 
wendungen eines  Teiles  des  Verdienstes  der  Lohnarbeiter  zu 
einem  anderen  Zweck  als  zur  Beteiligung  an  E&uricbtttngen 
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für  die  yerbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  oder  ihrer  Familien 
wird  recfatliclie  Nicbtigkeit  Terbängt   Der  Antrag  Auer  n.  G. 

will  auch  die  >VerpflichtuDg  für  Beiträge  zu  sogenHunten 
WoblfalirLsemrichtungen  (Betriebs-Sparkassen  u.8.  w.)€  als  un- 
zulässig erklärt  wissen. 

Sieht  man  auf  die  Ausdehnung,  welche  dem  Verkehrs- 
0chntz  gegeben  ist«  so  finden  wir  denselben  wie  beim  Betriebs- 
schntz  nnd,  im  Gegensatz  zum  Verwendongsschnta,  allen  Gat- 
tungen gewerblicher  Arbeit  gewährt.  In  Deutschland  geschiebt 
tlies  teils  dadurch,  dass  die  ßestimmuugeu  über  Betriebs-  und 
Bewucherungsschutz  in  den  allgemeinen  Teil  des  Titels  VII 
der  H.G.O.  Terlegt  sind,  teils  dadurch,  dass  die  Bestimmungen 
gegen  persönliche  Misshandlung  und  Vernachlässigang  anf  die 
ganze  niebtfabrikmassige  wie  (§  134)  fabrikmässige  Lohnar- 
beit der  Gewerbeordnunt^  gleichenuassen  sich  eratreciten. 

Sieht  man  aut  die  Organe  des  Verkehrsschutzes,  so  sind 
es  bis  jetzt,  und  bis  jetzt  wohl  sachgemass,  nicht  ausserordent- 
liche Behörden,  welche  dafar  in  Tbätigkeit  treten.  Der  Ver* 
kehrsschntz  ist  yielmehr  den  ordentlichen  Verwaltungs-  nnd 
namentlich  (Gerichtsbehörden  überlassen.  Koni  tut  es  anders,  so 
wird  eher  die  Gewerbeschiedsgerichtsbarkeit  erster  und  zweiter 
lostanz,  als  das  Gewerbeinspektorat  herangezogen  werden.  Liegt 
doch  der  auBserordentiiche  Schutz  in  besonderen  Bestimmungen 
privatreefatlicher  Art  fiber  Unklagbarkeit,  Ober  Nichtigkeit, 
über  Heimfall  verbotswidriger  Leistungsbeträge  an  die  Hilfs- 
kassen, über  J  ]  intiilli^H^eit  des  Lehr-  und  DienstvertraL!;s  ii.  s.  w. 

Den  Verkehrsscüutz  sieht  schon  die  Keichs-G.O.  auch  für 
den  Haasgewerbe  betrieb  durch  die  Bestimmung  des  swMten 
Absatzes  von  ^  119  Tor«  -Die  Belebung  dieser  Bestimmung 
h&ngt  freilich  von  der  Verbesserang  der  in  Beziehung  auf  die 
Hausindustrie  noch  besonders  uji\ ollkommeuen  und  unzurei- 
chenden Organisation  des  Ai  beiterschutzes  ab.  Die  gesetzliche 
und  freiwillige  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  und  ihrer  Ver- 
kehrsrermittler,  mit  oder  ohne  Kontrolle  der  Gewerbeinspektion 
wird,  wohl  das  Ziel  sein,  auf  welches  die  Weiterentwicklung 
des  Verkehrsschutzes  in  der  Hausindustrie  das  Absehen  zu 
richten  haben  wird.    Was  wenigstens  innerhalb  der  iortge- 
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schritteDea  Haasindnstrie  an  freiem  VerbandasdiotK  geleiatet 
werden  kann,  zeigt  der  schon  erwfilinte  »Zentialverbandc  der 

Stiekereiindastrie  der  Oeteeliweiz,  welehe  gromenteib  Hanrin- 

dnstrie  ist.  »Es  wurde  —  berichtet  ein  Inspektor  —  die  Be- 
rechnuDgsweise  der  Stiche,  h.  die  Grundlage  für  die  Lohn- 
berechnung  einlässlich  geordnet,  das  Verhältnis  der  den  Verkehr 
swieehen  Auftraggeber  und  Sticker  Temiittelnden  »»Ferggerc«  ' 
geregelt,  eine  Verkanfutelle  ffir  Stickereien  geeehaffen«  deren 
Annahme  vom  Arbeitgeber  wegen  anhaftender  Mängel  Ter- 
weigert  worden;  die  Musterklassifikatioii,  d.h.  die  richtige  Ab-  ' 
stufung  der  Lohne  nach  der  verschieden  raschen  und  leichten, 
mit  mehr  oder  minder  Mühe  und  Kosten  verbundenen  Aus- 
fttbrbarkeit  der  Master,  bildet  seit  Jahr  und  Tag  ein  stetes 
Traktandnm  des  Vereins.« 

C)DerformelleArbeit6rsehats(V  ertrage-  | 

s  c  b  u  t  z ,  K  o  ü  t  r  u  k  t  s  c  h  u  t  z).  j 

Das  Wort  Vertragsschutz  wäre  Liebei  in  einem  weiteren  • 
Sinne,  als  in  jenem  der  allgemeiueu  Gewährleistung  der  Ver- 
tragsfreiheit nnd  des  gerichtlichen  Arbeitsvertragssehntzes  ss 
nehmen,  weshalb  der  Name  formeller  Arbeiterschnta  wohl  den 
Vorzog  yerdteni 

Der  fornielle  Arljeiterschutz  ibt  ein  mauuigfjiltiges  Ganzes 
von  Sclnitzthatsachen,  beziehungsweise  von  noch  schwebenden 
Schutzforderungen,  welche  in  den  drei  Hubriken:  Aufoahme- 
nnd  SnUassmigsschuta,  VertregsmissbranchnngsschntB,  endlich 
VertragserfiQUnngsschnta  sich  nnterbriagen  lassen. 

1)  Der  Anfnahme-  nnd  Snt lassnngsschu tx. 
Unter  Aufnahmeschutz  verstehen  wir  den  Schutz  der  Arbeiter 
gegen  Verhinderung  und  Erschwerung  der  Aufnahme  in  den 
Dienst;  er  ist  Schutz  für  den  und  bei  dem  Vertragssehl uss  and 
stellt  sich  dar  teils  als  Verrufungsschntz,  teils  als  Zengnis^ 
Gewährleistung,  Der  Verrafnngsschnts  ist  (wäre)  weiter  teils 
Schutz  gegen  Einzel-  teils  gegen  KoalitionsTerrafung. 

Den  Verrufungsschutz  vertritt  die  Arbeiterwelt 
in  der  Forderung  der  Abschaflfung  des  Arbeitsbuches,  und 
für  Deutschland,  wo  das  allgemeine  Arbeitsbuch  nicht  besteht, 
durch  das  Verlangen  der  Abschaffung  des  Arbeitsboches  auch 
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für  jagendliche  Arbeiter,  ffir  welche  das  Ärbeiteboch  übrigens 
flberwiegend  wob  Eflckeichten,  welche  die  VermfaDg  niehts  an- 
gehen.»  Torgesehrieben  gebKeben  iet 

Auch  soweit  das  Arbeits ljuch  vorgeschrieben  ist,  wird  der 
\  errufungsschutz  längst  geleistet  durch  das  Verbot  von  Ein- 
trägen und  Zeichen,  welche  die  Auffindung  neuen  Dienstes 
beeinträchtigen« 

Gefordert,  aber  bis  jetzt  nirgends  eingeräumt  ist  der  Schutz 
gegen  Yerrufungskoalition  der  Arbeitgeber  in  Bezieh un;^r  ;ujf 
missliebig  gewordene  Arbeiter,  gegen  die  »scliwarzeii  Lisfceu«, 
Zirkulare  u.  s.  w.  Der  Antrag  Auer  u.  6.  fordert  ein  strafrecht- 
liches Verbot  der  Vermfungskoalition  der  Arbeitgeber  und  nur 
der  Arbeitgeber,  obwohl  doch  VerrufiBkoalitton  der  Arbeiter 
gegen  die  Arbeitgeber  vorkommt.  Die  betreffende  Forderung 
i^g  153)  lautet:  >Wer  mit  Anderen  vereinbart,  Arbeitern  des- 
halb, weil  sie  an  Verabredungen  uud  Vereinigungen  Teil  neh- 
men oder  Teil  genommeu  haben,  die  Arbeitsgelegenheit  au  er- 
schweren, sie  nicht  in  die  Arbeit  zu  nehmen  oder  aus  der  Ar- 
beit zu  entlassen,  wird  mit  Gefängnisstrafe  bis  zu  drei  Mo- 
naten bestraft.  € 

Ein  anderes  Stärk  Aufiiahiuescbutz  besteht  längst  in  der 
strafrechtlichen  Ahndung  gewisser  Verletzungen  der  Koalitions- 
freiheit. Allerdings  mit  Beciprocitat  für  die  Arbeitgeber  (vergl. 
§  163  der  Reichs-Gewerbeordnung). 

Die  Zeugnis-Gewährleistung  verbunden  mit  dem 
Eiuzthiverrufangs-SchutK  steht  längst  und  unangefochten  in 
Geltung. 

Dem  Aufnahmeschutz  gegenfiber  steht  der  Austritts- 
Schntz. 

,    Der  besondere  Schutz  im  Dienstaustritt  —  hinaus  Ober 

den  ordentlichen  Verwaltuugs-  und  Gerichtsschutz  des  Arbeits- 
vertragti«  gegen  rechtswidrige  Entlassung  —  ist  teils  Dienst- 
li) a  t  lassungsschutz  gegen  Austreibung  seitens  der  Arbeit- 
geber, teils  Dienst- V erlassungsBchutz,  d.  h.  Schutz  fttr 
ausserordentliche  Verlassungen  des  Dienstes.  Der  eine  wie 
der  andere  erstreckt  sich  sachgemäss  aaf  die  ganze  gewerb- 
liche Lohnarbeit  und  wird  bisher  mehr  durch  die  ordentlichen 
stttMks.  t  stMttw.  lüi.  I.  a«fi.  7 
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Gerichte  und  Verwaltungsstellen,  jedoch  auf  Grund  besonderer 
privatrecbtlicher  BevStimmungeu  des  Gewerberecbtes  ^  über 
Schriftlicbkeit  der  Verträge,  Uber  die  Berechtigung  ausseror- 
dentlicher EntlMung  nnd  Dienstverkssang',  Aber  die  Kün- 
digungsfristen n.  8.  w.  —  ge^ht.  Die  weitere  Entwicketnng 
sieht  wohl  die  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  der  Gewerbe- 
schiedsgerichte immer  stärker  für  den  Austrittsschutz  heran. 

Der  Schatz  gegen  Entlassungszwang,  welchen  dritte  Ar- 
beitgeber auf  den  Arbeitgebor  durch  Gewalt,  Drohung,  Ehr* 
▼erletiang  and  Yerrufung  aasaben,  ist  ine  beeondere  Straf- 
recht verlegt,  und  gleich  dem  Eontraktbmdi-SchntE  ein  Arbeit- 
geber-, nur  mittelbar  ein  Arbeiterschnts. 

2)  Der  Vertragsschutz,  i.  e.  S. :  Vertragsbe- 
sch ränkungs-,  Vertragsergänzung s-  und  Ver- 
tragserfallungs -Schatz*  lieber  den  ordentlichen 
Geriditsschata  der  Dienetvertrageverpflichtnngen  hinaus  aind 
besondere  Schntzgew&hrangen  gegen  Misebranch,  ÜnTollat&n- 
digkeit  und  NichterfElllang  der  Dienstrertrüge  zum  Nachteil 
der  Lohnarbeit  —  ulltrdiugs  nicht  einseitig  nur  dieser  — 
teils  schon  eingeräumt,  teils  gefordert. 

Dieser  Schutz  wird  teils  durch  Formvorschriften ,  teils 
durch  materielie  Rechtsbestimmungen  ensielt.  Der  letstere  Teil 
dieses  Vertragssehntses  berührt  sich  stark  mit  dem  Yerkehrs- 
schatze  (s.  oben) ;  beide  gehen  ineinander  über. 

Der  durch  Vertragsvorschrifteu  geübte  Schutz  besteht 
in  der  Handhabung  gewisser  formeller  Anforderungen  samt 
Nachlässen.  Dazu  gehören  die  Vorschrift  und  die  Gcbührener- 
leichternng  schriftlicher  Vertrage  und  Anderes.  Obenan  steht 
die  Verpflichtnng  war  Herstellung  nnd  Aufhängung  von  Ar^ 
beitsordnungen.    A  parte  p<fHori  könnte  man  allen 

Vertragsschuty.  den   A  r  1»  e  i  {  ä  o  r  d  n  u  n  g  s  6  c  Ii  u  t  z  nennen. 

Die  Arbeitsordnung  dient  wesentlich  als  das  Mittel ,  den 
Arbeitnehmer  selbst  zum  Kontrolleur  seiuer  Hechte  zu  machen« 
Sie  liegt  aber  auch  im  Interesse  der  Arbeitgeber. 

In  der  v.  Serlepsch'wihen  Novelle  ist  dieser  Einrichtung 
für  den  Fabrik-  und  Quasifabrik-Betrieb  (134a  bis  184g)  weiter 
Kaum  gegeben  und  den  Arbeitern  jedes  Ge:>uliüites  ein  gut- 
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achtlicber  Einfluss  aaf  die  Abfassung  der  Arbeitsordnung  ein- 
gerftomi.  Die  Paragraphe  ld4b  und  ld4c  looten:  »§  134  b. 
Die  Arbeitsordnung  mnss  Besiimrnungen  enthalten:  1)  Ober 

Anfang  und  Ende  der  regelmässigen  täglichen  Arbeitszeit,  so- 
wie der  für  die  erwachsenen  Arbeiter  vorgesehenen  Pausen; 
2)  aber  Zeit  und  Art  der  Abrechnung  und  Lohnzahlung ;  3)  so- 
fern es  nicbt  bei  den  gesetalicben  Bestimmangen  bewenden  soll, 
Ober  die  Frist  der  Ar  jeden  Teil  nlassigen  Anfktlndigang,  so- 
wie dber  die  Gründe,  aus  welohen  die  Entlassung  and  der  Aus- 
tritt aub  der  Arbeit  ohne  Aufkündicjung  erfolgen  darf;  4)  so- 
fern Strafen  vorgesehen  werden,  über  die  Art  und  Höhe  der- 
selben^  Aber  die  Art  ihrer  Festsetzung  und,  wenn  sie  in  Geld 
bestehen,  fiber  deren  Einsiehung  und  aber  den  Zweck,  ffir 
welchen  sie  verwendet  werden  sollen.  —  Strafbestimmungen, 
welche  das  Ehrgefühl  oder  die  guten  Sitten  verletzen,  dürfen 
in  die  Arbeitsordnung  nicht  anft/enomraen  werden.  Geldstrafen 
dürfen  den  doppelten  Betrag  des  ortsüblichen  Tagelohns  (§  8 
desKrankenYersicherQngsgesetKes  Tom  15.  Juni  18^)  nicht  ftber- 
steigen  nnd  müssen  zam  Besten  der  Arbeiter  der  Fabrik  Ter^ 
wendet  werden.  Das  Recht  des  Arbeitgebers,  Schadensersatz 
zu  fordern,  wird  durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt.  — 
Dem  Besitzer  der  Fabrik  bleibt  überlassen,  neben  den  unter 
1  bis  4  bezeichneten,  noch  weitere  die  Ordnung  des  Betriebes 
und  das  Verhalten  der  Arbeiter  im  Betriebe  betreffende  Be- 
stimmungen in  die  Arbeitsordnung  auironehmen.  Letstere  darf 
auch  das  Verlmltcn  der  minderjährigen  Arbeiter  ;ius- 
serhalb  des  Betriebes  regeln.  —  Durch  die  Arbeits- 
ordnung kann  bestimmt  werden,  dass  der  von  minderjährigen 
Arbeitern  verdiente  Lohn  an  deren  Eltern  oder  Vormünder  und 
nur  mit  deren  schriftlicher  Zostimmnng  mimittelbar  an  die 
Minderjährigen  ausgezahlt  wird  und  dass  der  minderjährige  Ar- 
beiter nnr  mit  an röcklicher  Zustimmung  seines  Vaters  oder 
Vormundes  kündigen  darf.« 

Der  §  134d  lautet:  »Vor  dem  Erlass  der  Arbeitsordnung 
oder  eines  Nachtrags  zu  derselben  ist  den  in  der  Fabrik  be- 
sehsftigten  Arbeitern  Gelegenheit  zn  geben,  sich  über  den  In- 
halt derselben  zu  äussern.  —  Ffir  Fabriken,  für  welche  ein 
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standiger  Arbeiteranssehaffs  bestebt,  wird  dioer  Vor- 
schrift durch  Anhörung  tlea  Ausächuäses  über  den  Inhalt  der 
ArbeitsordnuDij;  ^^eiiügt. « 

Weiter  empfehleu  sich  zur  Aufnahme  iu  die  Fabrikord- 
nuDgeu  die  Kundgebung  der  gesetzlichen  Beetimmungen  über 
Yerwendongs-,  Betriebe-  und  yerkehrBschuts,  über  die  Be- 
dingungen, Grenzen,  Festeetzangs-Inetanz,  Löhnnngewetse  be* 
züglich  der  Ueberstuiiden,  dann  die  llüfallverhütungsvorschrif- 
ten ,  endlich  die  Anorabe  (Nfune  und  Wohnuug)  der  Kassen- 
ärzte und  -Apotheken,  der  Berufsgenossenschaft  sowie  deren  Or- 
gane, nnd  die  Nennung  des  Fabrikinspektors  oad  seiner  Amte- 
stnbe  und  Amtszeit. 

Zu  den  formeUen  kommen  materielle  Reehtsbeetim- 
mungen  des  Vertragsschutzes.  Dieselben  haben  die  dreifache  Auf- 
gabe, ausbeutende  Vertraprsbesfimmunpen  aiiszuschliessen,  Ver- 
tragslücken durch  subsidiäre  Bestimmungen  zu  ergän:&en,  weiche 
der  besondereu  Natur  des  gewerblichen  Dienstverbältoisses  an- 
gepasst  sind,  endlich  die  ErfQllung  des  DienstTertragee  xu 
siebem.  In  diesem  Sinne  kann  vom  Vertragsbesebrfinkungs-i  Ver- 
tragserganzuDgs-  und  Vertragserf&Uungs-Schnt^  geredet  werden. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  der  diesfaIHgfe  Vertrags- 
schütz  bezüglich  der  Vertragsstrafen,  der  Akkordlieferungen, 
des  Betriebsmittelbezuges,  endlich  der  Lohnzahlung. 

Gegen  den  Missbrauch  der  Vertragsstrafen  sucht 
der  Arbeitetscbutz  durdi  Feststellung  der  HdchstbetrSge  zulia- 
siger  Konventionalstrafen  und  doreb  Zuweisung  dee  Vertrags- 
straf euerträgnisses  an  die  Arbeiterb ilfskassen  zu  wirken.  Er  ist 
Ton  grosser  Wichtigkeit  und  scbou  durch  die  Arbeitsordnung 
(Tgl.  oben)  und  deren  Handhabung  sicherzustellen.  Ausgedehnt 
ist  er  bis  jetzt  wesentlich  nur  auf  die  Fabrikarbeit. 

Eine  zweite  Leistung  stellt  sich  als  Akkordabliefe- 
rungs-Scbutz  dar.  Der  letztere  bat  den  Lohnarbeiter  gegen 
missbräuchliche  Abzüge  am  Akkordlohn  werfen  angeblich 
schlechter  Qualität  der  Ablieferung  und  gegen  Nichtanrech- 
nung  der  vollen  Lieferungsquoten  bei  der  Lohnberechoung  zu 
schützen.  Dieser  Schutz  istz.  B.  durch  das  s.  g.  »Wagennullenc 

im  Beigbau  und  durch  die  üeberaichung  der  Lieferungswagen 

■      *  ! 

: 


Digitized  by  Google 


*  Zur  Theorie  und  Politik  des  Arbeiierachaize«.  101 

daselbst  auf  die  Tagesordnung  der  gegenwärtigen  Arbeiter- 

schutz-Bewep^ung  gekommen. 

Zum  Akkordabiieieruugs-Schutz  kommt  drittens  der  Schutz 
gegen  Benachteiligung  der  Arbeiter  bei  Bezug  von  Betriebe- 
mitteln, Material,  Werkzeugen  n.  s.  w.  vom  üntemehmer. 
Dieser  Betriebsmittel-Besugsselintz  ist  dnveh  die  Ein- 
schaltung unter  die  allgemeinen  Truckschutz-ßestiranmngen  der 
Reichs-G.O.  in  Deutschland  für  die  ganze  gewerbliche  Arbeit 
anerkannt. 

£ine  vierte,  allerdings  eben&Us  in  den  »Verkehrsscbntac 
▼etfliessende  —  Aufgabe  des  materiell  rechtlidien  Vertrags- 
sehuties  betrifft  die  Währung,  den  Ort,  den  Tag  und  die  Frist,  * 

den  Geber  und  den  Empfänger  der  Lohnzahlung.  Dieser 
Zahlnngsschutz  ist  durch  Aufnahme  der  fraglichen  Bestim- 
mungen in  die  Arbeitsordnung  auch  formell  zu  stützen.  Er 
wird  saehgem&ss  für  die  ganze  gewerbliche  Lohnarbeit  auszu- 
sprechen sein.  Das  Verbot  der  Auszahlung  der  Ii5hne  im  Wirts- 
haus und  am  Samstag,  weiter  die  Feststellung  der  Löhne  durch 
den  Betriebsleiter,  nicht  durch  Angestellte,  auch  das  (  Jebot  der 
Verabredung  der  Akkordlöhne  schon  bei  üebernahme  der  Ar- 
beit, damit  die  Gedinge  bei  gfinstigem  AusfiiU  des  Geschäfts 
fttr  den  Arbeiter  nicht  herabgesetzt  (»abgerissen!)  werden, 
sodann  die  mindestens  acht-  bis  rierzehntägige  Lohnzahlung, 
endlich  die  Lohnzahlung  für  die  Arbeit  der  Minderjährigen 
zu  Banden  der  Eltern  und  Vormünder,  worin  ein  Erziebungs- 
schütz  des  Minderjährigen  gegen  diesen  selbst  liegt,  —  das 
und  hanptsSchlich  zn  solchem  LShuungssdiutz  gehörige,  mehr 
oder  weniger  zur  Geltung  gekommene  Forderungen. 

ÜL  Das  Verhältnis  der  versehiedenen  Zweige  dea  Arbeite^ 

bchutzes  zu  eiüander. 

Yergleicht  man  schliesslich  die  Hauptzweige  des  Arbeiter- 
sebutzes,  nachdem  sie  s&mtHch  ins  Einzelne  Terfolgt  sind,  un- 
tereinander, so  stellen  sie  sich  zwar  als  unerlSsslich  zusam- 
mengehörige Ctlieder  eines  Systems  dar;  denn  kein  Zweig  darf 
fehlen.  Allein  sie  verhalten  sich  doch  Ferschieden,  und  ihre 
Bedeutung  ist  keine  völlig  gleiche. 
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Der  Truck-  und  andere  Kontraktsscfantz  sind  frOher  zur  Eni* 
wickelnng  gekommen»  Beide  baben  auch  eine  fast  allgemeine 
Ausdehnung  gefonden.    Sie  eignen  sieh  com  Vollzug  schon 

für  die  ordentlichen  Verwaltuugs-  und  für  allgemeine  Bagatell- 
gerichtsstellen.  Die  gesetzliche  Prücisierung  ohne  viele  Aus- 
fÜhrungsYerordnuugen  und  ohne  grossen  Spielraum  für  das 
ansiegende  und  aasdehnende  Yerwaltangsbelieben  entspricht  im 
Gänsen  ihier  Natur.  Der  Verkehrs-  und  der  Kontraktsschata 
liegen  unmittelbar  weniger  im  Interesse  des  ganaen  Staates, 
als  im  Interesse  des  Einzelnen. 

Schon  der  Betriebsschatz  trägt  nicht  mehr  denselben  Cha- 
rakter. 

Der  Verwendungsschatz  f  welcher  den  Mittelpunkt  der 
neuesten  Schutabewegung  bildet,  befindet  sich  nach  allen  ge- 
dachten Richtungen  mehr  oder  weniger  im  Gegensata  sum 

Verkehrs-  und  Koutraktsschutze.  Er  bedarf  der  allgemeinen 
Ausdehnung  nicht.  Er  fordert  ausserordentliche  Organe,  be- 
sonderes Verfahren,  technisch  vielgestaltige  Anpassung  an 
die  Besonderheiten  des  Betriebes.  Seine  Entwickelung  heischt 
allgemeine  gesetaliche  Bestimmungen,  ein  centrales  Verordnen 
und  eine  einheitliche  Verwaltungspraxis;  er  hat  den  ganzen 
Stand  f  ja  die  ganze  bürgerliche  Gesellschaft ,  das  ideale  wie 
leibiich-materielle  Arbeiter-  und  Volksieben  znm  Gegenstand, 
indem  er  immer tbrt  ganze  Massen  von  Arbeitern  schützt. 

Dass  irgend  ein  Glied  des  Verwendungs^^chntzes  selbst 
die  vorwiegende  Bedeutung  besitze,  laset  sich  jedoch  nicht  be- 
haupten. Nicht  der  Feiertagsschutz  allein,  nicht  der  Maximal- 
arbeitstag  allein  geben  den  Arbeiter  sich  selbst,  der  allgj- 
meinen  Menschenhestimmung ,  dem  bfirperlichen  Leben,  der 
Familie,  der  Beschäftigung  mit  Gott  zurück,  alle  Verwenduugs- 
▼erbote  und  Verwendungsbeschränkungen  zusammen  bewirken 
dies.  Der  Verwendungssehuts  im  Ganaen  bringt  jenen  Segen, 
welchen  das  schöne  Wort  der  Moti?e  sum  eidgenössischen 
Fabrikgesetz  betont :  >davon,  ob  dem  Arbeiter  auch  noch  5^eit 
und  Stimmung  bleibt,  den  Kindern  ein  Erzieher,  der  Familie 
Haupt  und  Stütze  zu  sein,  hängt  grösstenteils  auch  der  Segen 
ab,  welchen  die  Fabriken  dem  Lande  bringen.«  Der  Maximal* 
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arneitefaig  thnt  diet,  indem  er  allen,  den  Vätern ^  den  Mot- 
ten, den  Kindern  nnd  den  jungen  Leuten  den  Feierabend 

sichert.  Der  Feiertagsschlitz  bewirkt  dasselbe  ,  indem  er  alle 
Fam'lienmitglieder  mindestens  jeden  siebenten  Tat?  sich  selbst, 
einander,  dem  Verkehr  mit  den  Mitbürgern,  der  Eihebong  z\x 
Gott  eben  liest.  Das  Verbot  der  Nachtarbeit  thnt  za  dem- 
selben Ziele  das  Seinige.  Ohne  d«n  Verwendnngsaohnti  im 
Gänsen  yerliM  der  FamilienYater  die  FamiKe ,  das  Familien- 
kind  di-  Erziehung  uud  Pflege,  die  Mutter  und  Gaitiu  ihre 
Kinder  ind  deu  Gatten,  alle  zusammen  den  bürgerlichen  und 
geselligei  Zosammenhang  als  Glieder  des  Volkes  und  der  ße- 

Dem  TenrendnngsschQta  im  Gänsen  kommt  hienaob  irirk- 

lieh  die  übirragende  Bedeutung  zu,  welche  die  Arbeiterschutz- 
bestrebungei  der  Gegenwart  ihm  beilegen. 

X.  Die  über  den  Arbeiterschntz  hinansgreifenden  Beschlüsse 
dar  Berliner  bnferenz.  Die  Mitteilungen  Dalea  über  Sckieds- 
geriehte  a&a  gleitende  Lohnskala  im  Bergwarksbetrisbe. 

Dem  Arbejerschntze  gehören  nicht  an  die  Forderungen 
des  gesetzlichen  Vliuimallülins,  des  Lohntarifes  uud  der  glei- 
tenden Lohnskala  Der  Staat  kann,  wie  wir  sahen,  den  Lohn 
nkhi  wohl  nnmit^bar  regebi,  sondern  nnr  m  Ittel  bar  eine 
ftr  beide  Teile  billig  Lohnfeststellnng  begünstigen.  Allein  aneh 
mit  Massregeln  letsirer  Art  greift  er  nicht  schützend  für  den 
Arbeitsgehilfen  in  stoem  Abh  ängigkeits  Verhältnis  zum 
Arbeitgeber  ein.  Die  sozialpolitischen  Fragen  der  mittelbaren 
Beeinflnssnng  der  Lohbewegping  gehören  ebendeshalb  dem  Ar- 
bettersehntB  in  dem  hit  festgestellten  Sinne  des  Wortes  nicht 
an.  Daher  besehrftnkenTir  nns  darauf,  eberseits  besflglich  des 
»Minimallohns«  und  de  »Lohntarifsc  (der  >Lohnli-ie«)  ein 
Missverständnis  abzuwehrh  und  bezüglich  der  LohuregulieruDg 
im  englischen  Kohlen bergau  eine  unsere  früheren  Ausfüh- 
rungen (Jahrg.  1B89)  ergäns^de  Mitteilung  aus  den  Protokollen 
der  Berliner  Konferenz  an  givinnen. 

Bei  den  in  die  Arbeiteiobutz- Erörterungen  hereingezo- 
genen Massregeln  des  >MinimalohQeä«  und  des  »Lohntarifes« 
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handelt  es  sich  nicht  um  obrigkeitliche  Zubilligung  eines  Mi- 
nimaleinkommens  ohne  Rücksicht  Auf  individuelle  Leistung,  s«n- 
dem  um  thunliebste  Stabilisierong  und  Klassifizierung  der  lei* 
stnngen  und  Löhne  swischen  der  gftnxen  Arheltgebersebaft  ond 

dem  ganzen  Gehilfenstande ,  eines  Gewerbezweiges  und  Ge- 
werberevieres ,  um  c^enerelle  an  Stelle  individueller  Regdunff, 
zum  Schutze  nicht  bloes  des  Arbeiters,  sondern  auch  d«  Ar< 
beitgebers  (ausbeutenden  Konkarrenten  gegenflber).  Die  Buch- 
drucker sind  in  Deutschland  vorangegangen.  In  andefen  Ge- 
werben zeigt  sich  ein  wachsender  Drang  zur  Nachfolge.  Das  ist 
aber  Sache  der  Verabredung  beider  Klassen,  nicht  def  Staates. 

Dennoch  finden  sich  Fraeron  der  Lohnpolitik,  a.udx  wo  sie 
sich  mit  der  Schutzpolitik  nicht  verquicken ,  in  de  letztere 
Tielfach  hereingezogen  und  selbst  die  Berliner  Konfecnz,  welche 
allerdings  amtlich  ^)  als  »internationale  Konferem  snr  Rege- 
lung der  Arbeit  in  den  industriellen  Etablissemots  und  in 
den  Bergwerken  €  bezeichnet  worden  ist,  hat  ir  ihren  Bera- 
tungen den  Kreis  der  rein  schutzpolitischen  Frören  raehrtacli 
überschritten.  Auch  wir  müssen  uns  deshalb  g^tatten,  einige 
der  weiter  beigezogenen  Fragen  zu  streifen. 

Wir  haben  in  einem  früheren  Hefte  dieee?Zeitschrift  noch 
▼or  dem  Erscheinen  der  kaiserlichen  Erlasse/vom  4.  Febroar 
1890  auf  die  Notwendigkeit  besonderer  Pßge  des  Arbeiteiw 
Schutzes  im  Bergbau,  namentlich  im  KohIenb**pcbau  hingewiesen 
und  uns  hiebei  einerseits  für  einen  sozialp-iii^ödien  Musterbe- 
trieb der  Staatsbergwerke,  andererseits  g^en  die  Notwendig- 
keit der  Verstaatlichung  des  Kohlenbers^ues  ausgesprochen. 
Entgegenstehende  Äusftthrnngen ,  welcly  binter  dem  Kohlen- 
streik von  1889  in  grosserer  Entfernung  eji^wgingen,  haben  wohl 
mehr  und  besseres  Material  gebracht,  *ber  uns  in  der  Richtipr- 
keit  unserer  Gründau (iassung  bisher  das  Schicksal  des  Tieue- 
sten  Kohlen- Trt45^  warten  wir  ged^<iig  ab  —  nicht  irre  zu 
machen  vermocht  / 

Was  wir  in  demselben  Artik/  dieser  Zeitschrift  herroi^ 
hoben,  die  besondere  Gef ä/rlichkeit  der  auf  die 

1)  Sohlosirede  det  preouuofaeiy^^DdelsmiQiBters. 

/ 
/ 
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Bewegung 8 Zentren  nnd  die  BewegnngsmiUel  des 
sotialen  Körpers  sieb  werfenden  Streikagitation, 

hat  seitdem  eine  leidig  umfassende  Bestätigung  erfahren.  Der 
Kohlenstreik  samt  dem  Verkehrsanstalten-  und  Dockstreik  ist 
der  wohlberechnete  Lieblingsstreik  geworden. 

Ob  die  in  der  gedachten  Abhandlung  ebenfalls  angeregte 
Frage,  die  Arbeit  in  den  fraglichen  Erwerbssweigen  ta  einem 
ötVentlichen,  besonders  verpflichteteu  uud  gegen  Kontruktbruch 
be^Oüdeis  geschützten ,  über  auch  besonders  gesicherten  und 
wohl  bezahlten  Dienste  zu  gestalten  ^  demnächst  oder  später 
von  der  pimktischen  Politik  aufgeworfen  werden  wird  —  diese 
Frsge  hat  inswischen  erhöhtes  Interesse  erlangt.  Sie  gehört 
aber  niehi  snm  Arbeitersehntz  nnd  blwbt  daher  hier  ebenfalls 
bei  Seite! 

Zu  einer  Er gän zun  g  der  fraglichen  AnsfUbrungen  über 
die  Mittel  der  Streikrerhütung  im  Bergbau  halten  wir  uns 
jedoch  verfiiichtet.  Wir  meinen  die  Mitteilungen,  welche  der 
berufenste Sachyerstftndige  Englands  auf  der  BerlinerKon- 
ferenz  (Sitzung  vom  24.  März)  gemacht  hat.  Die  Protokolle 
berichten  hierüber;  >Herr  Dalc  bringt  in  Erinnerung,  dass 
vor  ungefähr  25  Jahren  zahlreiche  und  lange  Ausstände  in 
Nordengland  (Bergbetrieb)  ausbrachen.  Aus  dieeem  Anläse 
traten  die  Ontemehmer  (employera)  ausammen,  um  die  Mittel 
einer  Regulierung  der  Lohnsätze  zu  erörtern.  Znnftchst  wei- 
gerten sie  sich,  mit  den  Arbeitern  in  corpore  zu  unterhandeln, 
entschlossen  sich  jedoch  endlich,  auf  den  Rat  einiger  der  ihri- 
gen, welche  weitsichtiger  waren,  den  Arbeiterverband  aus  einem 
und  demselben  Bergrerier  ananerkennen.  Dieses  einmal  auf- 
gestellte Prinzip  bildete  nunmehr  die  wesentliche  Grundlage 
des  derzeit  herrschenden  Systems  zur  Beilegung  eutätundeiier 
Streitigkeiten.  Dasselbe  besteht  seit  20  Jahren.  Anfangs  be- 
schränkten sich  die  Beziehungen  auf  Zusammenkünfte  zwischen 
den  Vertretern  der  Arbeitgeber  nnd  der  Arbeiter  behufii  Ver- 
handlung Aber  eine  Spezialfrage.  Sodann  wurde  ffir  alle  Fragen 
(las  Prinzip  des  schiedsrichterlichen  Spruches  zugelassen,  welche 
folgender massen  augewandt  wird:  Jede  Partei  ernennt  eine 
gleiche  Anzahl  Schiedsrichter,  gewöhnlich  zwei,  und  diese  er- 
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w&Uen  einen  Obmann;  dieses  letztere  Amt  wird 
siebenden  PersSnliebkeiten  fi^ne  angenommen.  —  Da  dieFtnfet 

welche  dem  Spruch  dieser  Schiedsgerichte  unterbreitet  wurde, 
am  häufigsten  Verhältnis  der  Lohnsätze  zu  den  Verkaufs- 
preisen der  Kohlen  betraf,  so  wurde  mau  zur  Entscheidung 
solcher  Fragen  dahin  gebracht,  letstere  ans  den  Bficbem  der 
Unternehmer  durch  einen  gerichtliehen  BficherreTisor  ermitteb 
zn  lassen.  —  Das  wichtigste  Mittel,  welches  snr  Regulimof 
des  Verhältnisses  zwischen  den  Lolmsätzen  uud  den  Verkaufs- 
preisen angewandt  wnrde,  war  die  Einführung  einer  9slidin§ 
sedier,  einer  gleitenden  Skala.  Die  sliding  scale  bezweckt  die 
Herstellung  eines  nnmerischen  Verhältnisses  zwischen  den  Lohn*  ! 
^tten  nnd  den  Preisen  der  Kohle.  Anfangs  wnrde  sor  Be- 
stimmung derselben  bisweilen  folgendes  Verfahren  augewern;  t' 
Es  werden  fünf  auf  einander  foln;('nde  Betriebs  jähre  herausge- 
nommen, in  deren  Verlauf  bedeutende  Verschiebungen  der  Vsr- 
kaofspreise  wie  der  Löhne  (letatere  durch  Aosstände,  Yergleidie, 
Schiedssproch  an  stände  gekommen)  statt&nden.  Diese  fftsf 
Jahre  werden  in  20  Vierteljahre  eingeteilt  Für  jedes  Viertel- 
jahr  wird  der  Durchschnitt  der  Kohlenpreise  wie  der  Lohne 
ermittelt,  worauf  das  numerische  Verhältnis  beider  Zahlen  za 
einander  festgestellt  wird.  Der  Durchschnitt  dieses  nnmen* 
sehen  Verhältnisses  wird  als  Ausdruck  des  NormaWerh&ltiiisseB. 
welches  awischen  den  Löhnen  und  dem  Verkaufspreise  der 
Kohle  bestehen  muss,  angesehen.  Nciclideui  die  Skahi  so  be- 
stimmt ist,  wird  der  Durchschnittsverkaufspreis  für  alle  Be- 
triebe des  Keviers  zum  Kurse  des  letatferflossenen  Vierteljahres 
ausgerechnet.  Dieser  Basis  wird  nun  das  obenbestimmte  nu- 
merische  Normalverhaltnis  zu  Grunde  gelegt  nnd  so  werden 
die  Lohnsätze  fttr  das  laufende  Vierteljahr  ermittelt.  Dieselbe 
Berechnung  findet  für  jedes  weitere  Vierteljahr  statt.  Diese 
Berechnungen  erfolgen  durch  zwei  gerichtliche  Bücherrefi- 
soren,  welche  von  dem  Arbeitenrerband  und  von  dem  Verband 
der  Arbeitgeber  ernannt  werden.  Diese  SachTerstftndignn  laaeea 
sich  in  allen  Betrieben  die  Bfleher  yorlegen,  bewahren  aber 
strenges  Stillschweigen  über  ihre  Wahrnehmungen.  Sie  be- 
schränken sich  darauf,  zu  bescheinigen:  1.  dass  der  Durcb- 
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aebnitispreifl  ftlr  Eoble  im  Reyier  wabread  des  letstTerfloweDen 

Vierteljahres  auf  den   aud  den  l^reis  festgesetzt  ist;  2.  dass 
sich  die  und  die  Lohuslitze  daraus  ergeben.    Auf  diese  Weise 
erlangen  die  Arbeiter  ohne  Unterhandlungen,  ohod  Ausstände^ 
ohne  Scbiedflsprocb  dieselbeD  Löboe,  die  zu  bekommea  de  niebt 
anders  als  dnrcb  mannigfaltige  AnstreDgungen  hätten  hoffen 
können.  —  Das  numerische  Gesetz,  welches  die  Löhne  mit  den 
Verkaufspreisen  verbindet,  wird  im  allgemeinen  auf  zwei  Jahre 
festgesetzt.    Von  diesem  Zeitpunkt  an  steht  jeder  Partei  eine 
halbjiÜirige  Kündigungsfrist  so;  aber  seit  sechs  Jahren  hat 
die  erste  gleitende  Skala  nur  wenige  Ver&ndeningen  erfahren. 
%e  wurde  kQrslieh  Ton  den  Untemehmem  der  Gralscbaft 
Nortbumberlaiid,  sowie  den  Arbeitern  der  Grafschaft  Durham 
gekündigt.  —  Herr  JJalc  glaubt,  dass  diese  doppelte  Kündi- 
gung nicht  auf  die  Abschaffung  des  Systems,  sondern  nur  auf 
eine  Revision  der  bestdienden  Skala  hinzielt.  In  den  Revieren, 
wo  die  sliding  aeaU  angenblicUicb  anfgeboben  ist,  sncbi  man 
anstatt  der  Preise  des  vorigen  Vierteljahres  möglichst  die  mut- 
masslichen Preise  für  das  laufende  Vierteljahr  als  Grundlage 
zu  nehmen.    So  erhalten  die  Arbeiter  offiziell  von  den  Ver- 
kaufspreisen des  Tages  Kunde,  und  das  ist  ein  Vorteil,  denn 
die  Arbeitseinstellnngen  entstanden  öfter  aus  der  Unkenntnis 
des  Arbeiters  hinsichtlich  der  wirklichen  Lage  des  Kohlenhandels. 
—  Was  die  Lokal  ira^en  betrifft,  welche  nicht  das  ganze  Re- 
vier angehen,  so  werden  sie  von  sogenannten  joint  commit- 
iees  oder  gemischten  Ausschüssen,  welche  zu  gleichen  Teilen 
aus  Arbeitern  und  Arbeitgebern  gebildet  sind,  erledigt;  anm 
Yorsitsenden  wird  entweder  der  Präsident  des  Gerichtshofes 
der  Grafschaft  oder  eine  andere  hohe  Persönlichkeit  gewählt. 
Diese  Ausschüsse  treten   ungefähr  alle  14  Tai^e  zusammen; 
ihre  Entscheidungen  gelten  vom  Tage  der  Reklamation  an.  — 
Herr  Dole  stellt  tet,  dass  im  allgemeinen  intelligente  Männer 
in  der  Spitie  der  Arbnterferbände  stehen,  in  welchem  Falle 
die  Beziehungen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  sich 
leicht  fjestalten ;  in  der  Grafschaft  Durham  z.  B.  zählt  der  Ar- 
beiterverband vier  Schriftführer,  welche  ihre  ganze  Zeit  den 
Angel^enheiten  der  Genossenschaft  widmen;  in  diesem  Revier 
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erledigt  ,der  gemiaehte  Auesehiin  Aber  fllnfhanderi  Sireifteacheii 
j&hrlieli.c 

Auf  Krsucheti  de?  Vorsitzenden  machte  Herr  Dak  einige 
Mitteilungen  über  den  Ausstand  vom  letzten  Jahre:  der- 
selbe liess  die  nördlichen  Bezirke  iinberfihrt,  wo  gute  Ba- 
ziebaDgeD  bestehen,  obwohl  die  sUding  sedle  vorlftufig  gekfin* 
digt  worden  ist.  Er  wies  femer  daraof  bin,  dass  die  früheren 
AuBstSnde  öfters  durch  die  Schuld  der  Obersteiger  hervorge- 
rufen wurden,  welche  mauchmal  die  Arbeiter  hart  behandelten. 
»Die  Einführung  der  Joint  commiitees^  wo  der  Arbeiter  gleich- 
berechtigt ist,  hat  den  Erfolg  gehabt,  ein  besseres  Verhältnis 
xwiscben  den  Obersteigern  und  den  Bergarbeitern  herzast^en. 
Herr  Ddle  halt  dieses  System  für  das  beste  zar  Yenneidnng 
Ton  &i8en.  Die  Ton  den  schiedsrichterlichen  Ansschflssen  wie 
den  joifif  commitiees  getroffenen  Entscheidungen  werden  ge- 
wohnlich anerkannt.  Es  tritt  somit  das  Prinzip  des  schieds- 
richterlichen Spruches  an  Stelle  des  Kampfes  durch  Arbeite- 
einstellung.! 

XL  Zu  den  tArbeiUftmtern«  und  »Arbeltakammem«  dar  Soiial* 

demokratle. 

Flir  die  Ötaatskunst  der  Gegenwart  und  der  nächsten  Zu- 
kunft wird  es  im  Bereiche  der  Sozialpolitik  wenige  so  wich- 
tige, in  ihrer  möglichen  Wirkung  so  yerhingnisvoUe  Bestre- 
bungen geben,  wie  es  die  reprisentative  und  exeko- 
tiTc  Demokratisierung  der  Organe  des  Arbeitet^ 

s  ch  u  fcz e M  ist. 

Diese  Besfrelmug  tritt  vorläufi  g  in  der  Fordernnfi  paari- 
ger Vertretung  beider  Klassen  innerhalb  der  Organisation  des 
Arbeiterschutzes  auf.  Die  ortsstatntarische  Einffthrnng  der  Ge- 
werbeschiedsgerichte hat  diesem  Bestreben  den  kleinen  Finger 
geboten  und  die  Verabschiedung  des  neuesten  deutschen  Ge- 
setzes Uber  Gewerbesch ledsgerichie  hat  diesen  Finger  nicht 
ganz  zurückgezogen. 

Vom  höchsten  Interesse  ist  die  Gestaltung,  welche  die 
Socialdemokratie  dem  Oedanken  im  Antrage  Auer  u.  G.  (1885 
und  1890)  mit  ihren  Torscbligen  Aber  »Arbeitsftmter«  und 
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»Arbeitskammern«  gegeben  hat  Diese  Gestaltung  hat,  soweit 
uns  bekannt,  sowohl  im  Reichstag  als  in  der  Presse  wenig, 
jedenfalls  nicht  genügende  Beachtung  gefandeD.  Dies  ist  auf- 
faUend;  denn  sie  enthält  etwM  sehr  Richtiges,  den  Wink 
zu  besserer  Schats Organisation  ond  enthfilt  Wichtiges 
—  nimlich  den  Plan  znr  Hinflberbngsiemng  der  kapitalisti- 
schen in  die  sozialdemokratische  Gesellschat'tsordnuDg.  Wir 
glanben  daher,  gerade  an  der  organisatorischen  Uebertreibang 
des  Arbeiterschatzes,  wie  er  in  den  »Arbeitsämtern«  and  >Ar- 
beitskammern«  des  Antrages  Awr  n.  6.  Torliegt,  nicht  nor 
nicht  gleichgültig  yorAbergehett ,  sondern  bei  derselben  ein» 
dringlich  verweilen  zu  sollen. 

Zeichnen  wir  zuerst  das  im  Antrag  Auer  u.  G.  erneut  vor- 
gelegte Ürganisationsbild  I 

Unter  Aufhebung  des  Art  IX  der  Reicbs-Gew.O,  hätte  ein 
neuer  Titel  IX  fiber  »Reichs-Arbeitsamt,  Arbeitsämter,  Arbeite- 
kammem  und  Arbeitsschiedsgeriehtet  zu  treten  (§§  181  bis  148). 

1)  Das  Eeicliä-Arbeitiiamt  und  das  Reichs- 
Ar  be  i  ts  pari  am  eu  t. 

DasKeich  8- Arbeitsamt.  Seine  Organisation  ist  einem 
besonderen  Reicfasgesetae  vorbehalten.  Vermutlich  wird  die 
paarige  KlaasenTertretung  schon  für  diese  Zentralstelle  geplant, 
welche  neben  dem  bis  jetzt  wesentlich  bureaukratischen  Reichs- 
versicherungsamt  auftreten  würde.  Seine  Aufgabe  soll  bestehen: 
einmal  in  der  lieber  wach  ung  so  ziemlich  des  ganzen  von  der 
Novelle  Awr  n.  G.  (§§  105  bis  125)  geforderten  Arbeiter- 
scbutaes ,  weiter  in  der  Ausffihrung  des  Sehutaes  gegen  Straf- 
hauskonkurrens ,  endlich  in  der  »Anordnung  und  Oberleitung 
von  Massregeln  und  Untersuchungen,  welche  das  Wohl  der  in 
Betrieben  irgend  welcher  Art  beschättigteu  Hilfspersonen  ein- 
schliesslich der  Lehrlinge  erfordern«.  Also  weit  Uber  den 
eigentlichen  Arbeiterschuta  im  e.  S.  hinaus  eine  allgemeine 
Zentralstelle  der  Arb  eiterffl r sorge,  in  wdcher  das 
Reichs  versieh  er  ungsarat  wohl  bald  als  ein  Glied  aufgehen  niüsste! 

Das  Ar  bei  ts  j)  a  r  1  a  m  e  n  t  (der  >A  r  be  i  ts]<  am  m  ern- 
tag«).  Wir  schalten  hier  sogleich  das  repräsentative  Zentral- 
ofgan  ein,  welches  in  der  üeberschrift  des  neuen  Titels  IX 
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der  Novelle  Auer  u.  G.  allerdings  nicht  besouders  aufgeführt 
ist;  das  »Eleichs- Arbeitsamt«  ist  sicherlich  nur  als  Auäfiibr- 
nngsorgan  dieses  demokratisehen  Nationai-Volkswirtschaftsrates 
gedacht  Die  §§  140  bis  142  des  Antrages  Auer  tl  6.  f<»deni 
wörtlich:  >§  140.  Das  Reichs-Arbeitsamt  ist  yerpfliehtet,  all- 
jahrlich  ciiiuitil  VertreUr  sämtlicher  Ai  h*  itskanimerii  zu  einer 
allgeiiieiuen  Beratung  über  die  wirtschaftliciien  Interessen  zu 
berufen.  Zu  dieser  allgemeinen  Beratung  entsendet  jede  Ar- 
beitskammer  je  einen  Vertreter  der  Unternehmer  und  der  Hilfs- 
personen. Die  Wahl  der  Vertreter  erfolgt  durch  jede  Klasse 
gesondert  Der  Vorstand  der  Versammlnng  wird  durch  Mit- 
glieder des  lleichä- Arbeitsamts  gebildet.  Dieselben  haben  kein 
Stimmreciit.  üeber  ihre  Geschäftsordnung  und  die  Tajesord- 
nnngen  beschliesst  die  V^ersammlung  selbständig;  ihre  Sitzungen 
sind  öffentlich.  —  §  141.  Die  Mitglieder  des  Arbeitskammer- 
tags erhalten  Tagegelder  nnd  Entschädigang  der  Reisekoeiea.  *— 
§  142.  Die  Unterhaltungskosten  fflr  die  in  den  §§  IBl  bis  140 
genaiHitt  n  Einriditungen  trägt  das  Reich;  sie  sind  jüliriich  m 
den  Reicbsetat  einzustellen. c 

Also  ein  —  aus  Bezirks-Arbeitskammern  hervorgehendes 
Arbeitsnationalparlament  mit  Diäten  aus  der  Eteichskasse,  mit 
paariger  Klassen  Vertretung  —  fflr  die  Wahrnehmung  des  ganzen 
ArbeiterwohlSf  ja  sogar  fttr  »die  allgemeine  Beratung  der  wirt- 
scliHiilichen  Interessen«  dem  Reichs- Arbeitsamt  gegenüber!  Mit 
Einem  Akt,  namentlich  durch  UeberlMini werfen  der  Arbeit- 
geberkurie, könnte  aus  diesem  Arbeitsparlament  ein  reines  Ar- 
beiter-Volksparlamentf  und  aus  dem  Reichs-Arbeitsamt  könnten 
rein  Tolksstaatliche  Zentralministerien  ausschUlpfen. 

Das  wäre  dann  dieSpitae  sozialdemokratischer  Staatsor- 
ganisatiüii.  Man  muss  zugeben,  dass  die  Sprache  hierüber 
offen  ist.    Sie  ist  es  nicht  weniger  bezüglich  der  R  a  s  i  s. 

2)  Arbeitsämter  und  Arbeitsschiedsgerichte. 
Arbeitskammern.  Die  Basis  des  Gebäudes  stellt  eich  dar 
in  den  »Arbeitsämtern«  und  »Schiedsgerichtenc  einer»  nnd  in 
den  »Arbeitskammem«  andererseits.  Bei  der  Bedeutung  der 
Sache  führen  wir  die  diesfalligen  Anträge  möglichst  wörtlich  an. 

Die  Arbeitsämter.  Auer  u.  G.  beantragen  hieiür  das 
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Folgende:  >§  132a.  Dem  Reiche^ArbeitBamt  unterstehen  die 
Arbditsftmter«  die  durch  Reichsgeseis  Ithr  das  Gebiet  des  DeaV 
sehen  Reichs  in  Berirken  von  nicht  unter  200000  und  nicht 

über  400  000  Einwohnern  spiite.steLis  bi.-^  /um  1.  Oktober  1891 
einzorichten  sind.  —  §  133.  Das  Arbeitsamt  wird  gebildet  aus 
einem  Arbeitsrat  und  mindestens  swei  Hilfsbeamten ;  es  fasst 
seine  Beeohlttsse  nnd  Entscheidungen  kollegialisch.  Das  Beichs- 
Arbeitsamt  wählt  den  Arbeitsrat  aus  swei  seitens  der  Arbeits* 
kammer  (§  134)  Torgeschlagenen  Bewerbern.  Die  dem  Arbeita- 
rat  in  Ausübung-  seines  Aufsichtsrechts  zur  Seite  stehenden 
Hilfsbeamten  werden  von  der  Arbeitskammer,  und  zwar  zur 
Hälfte  Ton  den  Untemehmem,  aur  Hälfte  von  den  Hil&per'- 
sonen  gewählt.  In  Bestrken,  wo  Betriebe  in  erheblichem  Masse 
Torhanden  sind,  in  denen  hauptsächlich  weibliche  Hilftpersonen 
beschäftigt  werden,  sind  auch  Frauen  zu  Hilfsbeamten  zu  er- 
nennen. In  Bezug*  auf  Invalidität  und  Pensionierung  unter- 
stehen die  Beamten  der  Arbeitsämter  den  für  die  ttbrigen  Reichs- 
beamten  gfiltigen  gesekaliefaen  Bestimmungen«  —  g  133a.  Die 
Beamten  des  Reichs- Arbeitsamts  und  die  Arbeitsrate  oder  deren 
Hilfsbeamten  haben  das  Recht,  jederzeit  Besicht i«rui]geu  der 
Betrieksötätten,  gleichviel  ob  die  Unternehmungen  vum  Staat, 
von  Gemeinden  oder  PriTatunternehmern  betrieben  werden, 
vorzunehmen  und  die  ihnen  fttr  Leben  nnd  Qesundheit  der  Be- 
schäftigten notwendig  scheinenden  Anordnungen  zu  treffen. 
Denselben  stehen  bei  Ausübung  dieser  Aufsicht  alle  amtlichen 
Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden  zn.  Soweit  diese  Anord- 
nungen in  den  amtlichen  Befugnissen  der  Aufsicht  übenden 
Beamten  liegen,  haben  die  Unternehmer  und  ihr  Hilfspersonal 
denselben  unweigerlich  Folge  zn  leislen.  Gegen  die  VerfiBgungen 
nnd  Anordnungen  einzelner  Beamten  des  Arbeitsamts  steht  dem 

ünternebnier  oder  seinem  Vertreter  binueii  einer  Woche  der 
Beschwerdeweg  an  das  Arbeitöaiut  oöen;  gegen  die  Verfügungen 
und  Anordnungen  des  letzteren  der  Beschwerdeweg  binnen 
einer  Woche  an  das  Beichs-Arbeitsami  Das  Arbeitsamt  ist 
verpflichtet»  sämtliche  Betriebe  seines  Bezirks  mindestens  ein- 
mal jährlich  zn  besichtigen.  Die  Unternehmer  müssen  die  amt- 
lichen Beaufsichtigungen  zu  jeder  Zeit,  namentlich  auch  in  der 
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Nacht,  wo  die  Betriebe  im  Gange  sind,  gestatten.  T)\a  ciuf- 
siciitübeuden  üeamten  sind,  vorbehaltlich  der  Anzeige  von  Ge- 
setxwidrigkeiteD,  zur  Geheimhaltoog  der  amtlieh  sii  ihrer  Kennt- 
nis gelangenden  Geeehafls-  nnd  BetriebsrerhaltniMe  der  ihrer 
BesicbtiguDg  onterliegenden  Betriebe  m  ▼erfiflicbten.  —  %  IdSh. 
Die  Ortspolizeibehördeii  iiabeu  das  Arbeitsamt  m  seiner  Thiltig- 
keit  zu  unterstützen  und  den  Weisnneren  desselben  Fulj^e  zu 
leisten.  —  §  133c.  Das  Arbeitsamt  organisiert  innerhalb  seines 
Besarke  den  unentgelUicben  Arbeitsnachweia  und  bildet  för 
diesen  eine  Zentralstelle;  Es  ist  befugt,  in  den  ihm  passend 
erscheinenden  Orten  fttr  diesen  Zweck  Filialen  zu  erriehten, 
welche,  wenn  kein  gewerblicher  Verband  sich  findet,  der  eine 
solche  zu  übernehmen  bereit  ist,  die  Ortspol i/eiK>ehörde  zu  über- 
nehmen verpflichtet  iBt.  —  §  133d.  Jedes  Arbeitsamt  hat  all- 
jährlich einen  Bericht  über  seine  Thätigkeit  zn  Teröffeniiichen» 
von  dem  die  nötigen  EhceiDplare  an  die  Mitglieder  der  Arbeits- 
kammer, das  Reichs^ Arbeitsamt  und  die  LandesBentralbehdrden 
unentgeltlich  zu  verabfolgen  sind.  Der  Bericht  ist  vor  der 
Veröffentlichung  der  Arbeitskammer  zur  Genehmigunj?  zu  unter- 
breiten. Das  Eeichs-Arbeitsamt  hat  die  bei  ihm  eingebenden 
Jahresberichte  der  Arbeitsamter  alljährlich  zu  einem  allgemeinen 
Bericht  zusammenzustellen,  der  dem  Bundesrat  und  dem  Beichs- 
tage  vorznlegen  ist.  Die  Berichte  der  Arbeitsämter  und  des 
Reichs- Arbeitsamts  sind  dem  Publikum  zum  Selbstkostenpreis 
zugängig  zu  machen.« 

Das  Arbeitsamt,  je  eines  auf  200000  bis  400000  iiiinwoh- 
ner  wäre  hienach  zunächst  eine  neuartige  Qewerbeinspektion  mit 
klassenpaarigem,  demokratisch  besetztem  Hilfibeamtentum,  zu 
welchem  auch  weibliche  Personen  berufen  werden  k5nnen.  Selbst 
der  Vorstand  dieses  Inspektorats  wtirde  von  der  Regierung 
nicht  frei,  sondern  auf  paarigen  Vorsihkig  der  Arbeitskaniiuern 
bestellt.  Die  nächste  Aufgabe  des  Amtes  bestände  im  Arbeiter^ 
schütz,  in  der  zentralisierten  Arbeitsnachweisung  und  in  der 
Arbeits-Berichterstattung.  Das  Arbeitsamt  ist  als  JSsekutiF- 
organ  der  Arbeitskammern  gedacht,  die  parlamentarische  Ver- 
waltung wäre  also  allgemein;  selbst  in  der  üewerbeberichts- 
erstattung  wäre  das  Arbeitsamt  von  der  Genehmigung  der  Ar- 
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beitakammern  abhängig«  £b  ist  Idar,  wie  leicht  diese  demo- 
kratische Behordenorganisation,  welche  handlungennföhig  wäre, 

solange  beide  Klassen  einander  hemmen ,  durch  Hinauswerfen 
der  Arbeitgeber- V  ertretung  mit  einemStreich  zur  reiu  demokra- 
tischen Kreisbeh5rde  für  die  gesamte  Arbeiterfürsorge  and 
daktionsleitQDg  umgeetaltet  und  erweitert  werden  kdnnte. 

Die  Schiedsgerichte*  Den  geriditlichen  Zwillings- 
bnider  des  Arbeitsamtes  stellt  das  »Schiedsgerichte  im  Sinne 
des  Antrages  Au/^r  u.  G.  dar.  Nach  §  157  bis  137e  wäre  das 
Schiedsgericht  zur  erstinstanzlichen  iiJitscheidang  der  Streitig- 
keiten zwischen  den  Unternehmern  and  ihrem  Hilfspersonal 
berufen.  Es  wfirde  Ton  jeder  »Arbeitskammerc  ans  ihrer  Mitte 
gebildet  und  soll  ans  je  swei  Unternehmern  nnd  awd  Ar- 
beitern bestehen.  Den  Vorsitz  hatte  der  Arbeitsrat  oder  einer 
seiner  Hilfsbeamten  zu  führen.  Zur  Urteilsfaliung  wäre  gleicb- 
zahlige  Vertretung  beider  Klassen  im  Gericht  erforderlich.  Als 
Beistande  der  Parteien  dfirften  bei  der  Behandlung  nur  Yer* 
wandte,  Angestellte  und  Bernftgenossen  zugelassen  worden. 
Berufang  ginge  an  die  Arbeitskammer.  Die  Mitglieder  dieser 
Schiedsgericht«'  würden  (wie  diejenigen  der  Arbeitskammer) 
(§  139)  Tagegelder  und  Entschädigung  der  iieisekosteu  erhalten» 
Das  würde  offenbar  die  Fotenaiening  der  im  Gewerbesohiedsge- 
richte  schon  bestehenden  paarigen  KlassenTeriretnng  sein. 

Die  »Arbeitskammernc.  Sie  wflrden  den  Grundstein 
bilden  und  verdienen  ganz  be  sondere  Aufmerksamkeit  für  Alle, 
welche  wissen  wollen,  wie  die  »Sozialdemokratie  zu  ihrem  Ziele 
gelangen  will.  Wir  teilen  deshalb  den  Wortlaut  des  fraglichen 
Vorschlages  wörtlich  mit^  Die  Paragraphen  134  bis  136  der 
NoTelle  Auer  n.  6.  lauten:  »§  134.  Für  die  Vertretung  der 
Interessen  der  Unternehmer  und  ihrer  Hilfspersonen,  sowie  zur 
Unterstützung  der  Aufgaben  der  Arbeitsämter  tritt  vom  1.  Ok- 
tober 1891  ab  in  jedem  Arbeitsamtsbezirk  eine  Arbeitskammer 
in  Thatigkeit,  die  je  nach  der  Zahl  der  im  Besirk  yertretenen 
verschiedenen  Betriebe  aus  mindestens  24  nnd  ans  höchstens 
36  Mitgliedern  m  bestehen  hai  Die  Zahl  der  Mitglieder  fdr 
die  einzelnen  Bezirke  bestimmt  das  Reicbs-Arbeitsamt.  Die 
Mitglieder  der  Arbeitskanimer  sind  zur  Hüllte  durch  die  gross- 
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jShrigen  Unternehmer  aus  ihrer  Mitte,  zur  anderen  Häliit; 
durch  die  groesjahngen  Hilfspersonen  aus  deren  Mitte  auf 
Gmnd  des  gleichen,  an  mittelbaren  und  geheimen  Stimmrechts, 
anier  GleiohbereehtigiiDg  der  Gesehlechtert  mit  nn&dier  Mehi^ 
heit  m  iv&hleD.  Jed«  KUuee  wählt  ihro  Yertnter  für  sich. 
Die  Datier  des  Mandats  der  Mitglieder  der  Arfoeitekamnieni 
^hrt  zwei  Jahre.  Die  Mandatsdauer  beginnt  und  schliesst 
mit  dem  Kalenderjahr.  Bei  der  Wahl  der  Mitglieder  der  Ar- 
beitskammem  sind  gleichseitig  in  fi5he  der  Hälfte  derselben 
finatqpenoneii  tn  wählen,  firsatiperBoiieii  sind  diqenigeD,  die 
Btteh  den  Gewählten  die  meisten  Stimmen  haben.  Bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Ij<!m.  —  Die  Fieetsetsung  des  Wahl- 
tages, der  ein  Sonu-  oder  Festtag  sein  mnss,  steht  dem  Reichs- 
Arbeitsamt  zu.  Dasselbe  hat  auch  auf  dem  Verordnungswege 
die  Normen  zu  bestimmen,  unter  welchen  die  Wahlhandlang 
Yonnwehmeii  Ist  In  den  Wnhkrasschtissen  müssen  UntenMk» 
mer  tmi  Hilfsyet'senen  gleich  ststk  vertreten  sein.  Die  Ar 
die  AbBtimmnng  bestimmte  Zeit  ist  so  feelsaseiam,  dass  Tag^ 
und  Nachtschichten  sich  an  der  Wahl  beteiligen  können.  — 
§  135.  Die  Arbeitskammern  haben  zunächst  den  ihnen  in  §  106a, 
110  und  121  angesprochenen  Funktionen  gemäss  in  allen  das 
wiftschalüiobe  Lehen  ihres  Bsairks  berflhienden  Fragen  mit 
Rat  and  Thal  die  Aribeitiamter  an  nntevstütnn.  Insbesondata 
stehen  ihnen  ünterBoehnngen  an  Uber  die  Wirlrang  fön  Han- 
dels- und  Schiffahrtsverträgen,  Zölleu,  Steuern,  Abgaben,  über 
die  Lohuhühe,  Lebensmittel-  und  Mietpreise,  Kookurreuzver- 
hältnisse,  FortbUdungsscholen  und  gewwbliche  Anstalten,  Mo- 
dell- nad  Mastersammlongea,  Wohnongsanständei  Geeandheita- 
nnd  Steri)liohkeitB¥erhiltnisse  der  arbeitenden  BerMerang.  Sie 
halben  ferner  Beschwerden  über  MtsssHnde  itn  gewerhliebeii 
Leben  mr  Keniiims  der  bezüglichen  Behörden  zu  bringen, 
Gutachten  Über  Massregeln  und  Gesetzentwürte  abzugeben, 
welche  das  wirtschaftliche  Lebea  ihres  Bezirks  berühren.  End- 
lich sind  sie  Berafangainstana  wider  die  Urteile  der  Schied»* 
gerichte.  §  136.  Den  Vorsita  in  der  Arbeitskammer  führt 
der  Arbeitsrat  und  im  Be^indernngsfiAlle  einer  semer  fiKlfbli^ 
amten.    Der  Vorsitzende  besitzt  mit  Ausnahme  der  Fälle,  in 
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welchen  die  Arbettekaminer  als  BerafDogsmatanx  wider  die  Ür^ 
teile  der  Schiedsgerichte  entscheidet,  kein  Stinrarecht.  Stimmen- 
gleichheit bei  der  Heschlussfassun^  gilt  als  Ablehnung.  Der 
Vorsitzende  ist  verpüichtet,  die  Arbeitskainmer  moDatlich  min- 
desiene  einmal,  unter  Angabe  der  Tagesordnnng,  einzuberufen ; 

mnae  dieses  ausserdem  ihun,  wenn  mindestens  ein  Drittel 
der  If  ttglieder  der  Arbeitskammer  dies  beantragt.  Die  Arbeits- 
kammem  geben  sich  ihre  Geschäfteordnung  selbst,  ihre  Sitz- 
ungen sind  öffentlich.«  —  Nach  §  139  des  Antrages  liätten 
auch  die  Mitglieder  der  Arbeitskammern  Anspruch  auf  Diäten 
und  auf  Reisekostenersatc. 

Dies  die  »Arbeitskammem«  nach  dem  Antrag  der  Soeial- 
demokratie  von  1985  und  Ton  1880. 

Nicht  ohne  einige  Bewunderung  vermacr  man  jene  taktisch- 
agitatorische  Findigkeit  zu  erkennen,  welche  die  Partei  auch  hier 
entwickelt  hat.  Alles  was  irgoidwo  in  der  Litteratar,  in  derVolks- 
▼artretnng,  in  der  Gerichts-  und  Verwaltangsoiganisation  an 
Yonchlägen  fttr  Zentralisation  nnd  Ausbreitung  der  Oewerbe- 
inspektion  und  an  Vorschlagen  für  Arbeitervertretung  beim  Ar- 
beiterschutz  und  bei  der  Arl»eitprtürsorge,  unter  verschiedenen 
Bezeichnungen  teils  nur  theoretisch,  teils  piuktisch  —  z.  B. 
im  »Volkswirtschaflsratc  nnd  im  »Gewerbeechiedsgerichtc  — 
aofgetauclit  ist,  —  das  findet  sidi  hier  kq  mner  breiten  BrOoke 
für  die  Gewinnung  des Ueber ganges  zum  » Volksstaat c  susammen« 
tjefasvst.  Nur  die  untersten  Glieder,  die  nicht  entbehrt  werden 
könnten,  ein  Orts-Arbeitsamt  und  eine  Lokal-Arbeitskamroer 
als  Unterbau  des  Eros-Arbeitsamtes  und  der  Kreis-Arbeite- 
kammer fehlen  noch. 

Der  Ftlhrer  der  SoaiaMemokratie  im  deutschen  Reiclistag 
hat  behauptet,  dass  erstere  mit  ihrem  Organisationsentwurf  den 
Vertretern  des  Bestehenden  die  Hand  biete.  Wir  haben  da- 
her kein  Kecht,  den  Entwurf  als  ToUbewussteu  ünisturzplan 
aufzufassen.  Darauf  kommt  aber  auch  wenig  an.  Die  Frage 
ist,  ob,  von  den  Ver&ssem  des  Planes  abgesehen,  die  fragliche 
Organisainon  nicht  thatsftchlich  als  Sturmbock  gegen  das  Be- 
stehende benutzt  werden  könnte  und  nach  dem  sozialistischen 
Endziele  so  benutzt  werden  müsste.    Man  kann  in  vollster 
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Bejahniig  dieser  Frage  alles  PersSnliche  gegen  die  dermalige 
FOhnmg  der  Partei  bei  Seite  laateD. 

Die  massgebeDden  ReprisentatiForgaiie  hfttten  eine  Tolks- 

wirtschaftlich,  sozial poli tisch »  bjgieiuisch,  wohnungspolizeilich 
allumfassende  Kompetenz  und  die  Exekutivor<:(aDe 
kdQuten  bis  zum  Reichs-Arbeitsamt  hinauf  durch  Aenderung 
einiger  Paragraphen  dieselbe  Kompetenz  in  ünterthänigkeii 
gegen  die  Mehrheitsbeechlflaae  der  National-,  Kreia-,  eventiiell 
Lokalkammem  zugewiesen  erhalten.  KSmen  diese  Vertretungs- 
und  Verwaltungskörper  zur  Geltung,  so  würden  sie  nicht  bloss 
der  ganzen  bestehenden  Organisation  der  Gewerbe-  und  Han- 
delskammern, sondern  auch  dem  Reichstag  und  der  Reichs- 
regiemng,  sowie  den  Eonunanalkdrpersohaften  langsam  aber 
nehet  über  den  Kopf  wacbsen;  sie  mOssten  den  Bau  der  be- 
stehenden Gesellschaft  in  allen  Teilen  anseinandertreiben.  Im 
Zusammenwirken  mit  der  Sozialdemokratie  des  Reichstages  nnd 
mit  demokratisierenden  Komnmual Vertretungen  könnte  dabei 
alles  sehr  rasch  von  statten  gehen. 

Allerdings  ist  die  Organisation  zunächst  klassenpaariger 
Art  Sie  gibt  aaf  allen  swei,  eventnell  drei  Stufen  des 
hörden-  nnd  Vertretungsaufbanes  auch  dem  Kapital  soTiel  Ver* 
treter  wie  der  Lohnarbeit.  Sie  ist  insofbm  ein  kapitalistisdi- 
sozialtieinokrntisrlier  Mischiinpf.  Iii(]essen  ist  dies  einmal  bis 
auf  weiteres  für  die  Sozialdemokratie  ¥oo  besonderem  Wert, 
da  hiemit  das  Bestehende  völlig  lahmgelegt  werden  kann. 
Sodann  genflgt  am  Tage  der  BrfQllnng,  d.  h.  der  Termeint* 
liehen  ümsturzreife  sosnsagen  ein  Ruck,  um  die  halb  kapita- 
listische Poppe  m  sprengen  nnd  den  reinen  Schmetterling  des 
sozialdemokratischen  Volksstaates  ausfliegen  zu  lassen. 

r)it'  hall)  kapitalistische  Ausgestaliuiig  wärt^,  satten  wir,  bis 
auf  weiteres  vom  grössteu  Wert  für  die  erst  Torbereitende  Ar- 
beit der  Sozialdemokratie* 

Einmal  weil  der  Arbeiterklasse  gmndsStslich  die  volle 
Nebenordnong  an  Stelle  der  bisherigen  Unterordnung  praktisch 
zuerkannt  wird;  dies  ist  die  nicht  zu  überspringende  Ueber- 
gan^sstnfe  zur  prakiiäeheu  Uebermacht  der  Arbeiterklasse  über 
die  Unternehmerklasse. 
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Sodann  wQxde  die  TorgesclilageDe  OrganiBation  eine  un- 
llberireffliche  Gelegenlieit  geben,  nm  den  üebergaDg  Shiie  nm 

Stufe  durch  lortgesetzte  Erschüttorung  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschafbaordnaDg  in  allen  ihren  Fasern  durchzuführen.  Der 
Kampf  mit  i\em  Kapital  hätte  gesetzliche  Sanktion  und  Orga- 
nisation. Er  wäre  legal  organisiert,  legal  sogar  geboten.  Der 
legale  Kampfboden  waie  anf  den  ganzen  Umfang  des  gewerb- 
lichen Indastrie-,  Handels-  nnd  Yerkehnftietriebes,  auch  des 
regiemässisren,  ausgedehnt. 

Dazu  käme,  dass  die  Organisation  vorzüglich  geeignet  wäre, 
aueh  die  berechtigtsten  Widerstande  des  Kapitals,  auch  das 
gans  nnparteiisohe  Wirken  der  Orts-i  Besirks-,  wohl  auch  der 
Reichabeh5rden  so  gut  wie  lahmzolegen.  Die  anscheinend 
gleiche  Abpaarun^  des  Einflusses  beider  Klassen  würde  day.u 
tübren,  dn^s  jene  Klasse,  welche  die  rührigere  Vertretung  und 
das  geringere  Interesse  an  den  »Arbeitsordnungenc  hätte,  jeden 
Angenblick  und  anf  jedem  Pnnkte  des  nationalen  Gewerbe* 
lebens  alles  aom  Stillstand  zu  bringen  ▼ermöohte.  Der  Arbeits- 
rat  wäre  ja  von  der  Arbeitskammer,  diese  völlig  von  den  Ai^ 
beiterfßhrern  abhängig.  Durch  die  Bestimmung,  dass  der  Vor- 
sitzende kein  Stimmrecht  bat,  Stimmengleichheit  aber  bei  der 
Beschlussfassung  als  Ablehnnng  zu  gelten  hat,  hätte  die  Ar- 
beiterknrie  der  Arbeitskammer  die  beliebige  Sperre  aller  Be- 
schlösse, insbesondere  die  Sperre  gegen  den  Erlass  der  Arbeits- 
ordnung in  jedem  beliebigen  Geschäft  (da  ja  die  Arbeitsord- 
nuDg  der  Kammergenehmigung  unterliegen  soll),  vollständig  in 
der  Hand. 

Die  >Unter8tfilzong  der  Arbeitsamter  mit  Bat  nnd  Thai 
in  allen  das  wirtsehafUiche  Leben  ihres  Besirkes  berahrenden 
Fragenc  würde  infolge  der  fraglichen  Bestimmung  zur  völligen 
Abhängigkeit  der  einen  und  zur  Berufshemmung  aller  übi  i<ren 
Gewerbeiuspektoren  (»Arbeitsräte«)  gebraucht  werden  können 
und  gewiss  bald  genug  zielhewusst  hiezu  gehraucht  werden. 
Die  Lahmlegung  der  positiven  Sozialpolitik  durch  die  paarige 
Khttsenratretnng  wSre  so  schrankenlos,  wie  das  Agitieren  und 
das  Erschüttern  der  bestehenden  Wirtschaflsorduuüg  hin  auf 
im  letzte  and  kleinsten  Gewerbebetrieb  hinaas, 
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Hieran  nicht  genug,  so  wäre  bei  solcher  Organisation  eine 
föcmlidie  Beioldong  des  AgitaiioiiMtabeB  der  Arbeiterpartei«!! 
gesidiert;  denn  die  Vertreter  erhielten  Tagegelder  nnd  Reise- 
di&ten,  und  ewar  aus  der  Reichekasee.    Dae  Parlamenteb 

und  der  Diäten bezug  könnten  last  iin unterbrochen  stattfinden; 
denn  nicht  bloss  würt'  jede  Arbeitskaiiiiner  monatlich  einmal 
eineuberitfeu ,  sondern  jederi&eit  >aaf  Verlangen  Ton  einem 
Drittel  der  Mitglieder  der  Arbeitskammert,  aleo  too  awei  Drit- 
teln der  Arbeiterknrie  dieser  Kammer.  An  Stoff  für  die  hinfige 
Eänberafmig  wlSide  es  bei  der  maialoeen  Beratnngskompetem 

keinen  Augenblick  fehlen. 

Es  ist  .somit  klar,  ilass  ein  wirksamerer  Apparat  zur  >ge- 
setalicbenc  Vorbereitung  der  Gesellschai'tsumwälzang  —  bis 
anmittelbar  an  die  Schwelle  des  Volksstaates  bin  —  gar  niebt 
gedaeht  werden  kann.  Der  Verenob  einee  Uebergangee  Tom  vor- 
läufigen kapitalietieeh-Bozialistiecben  Zwittenrastande  snr  reinen 
Volksstaatswirtschaft  wäre  für  das  Reiche  für  die  Kreise,  für 
die  Ortsbezirke  eine  ganz  einfache  Sache,  sobal  1  nian  der  So- 
zialdemokratie ein  oder  zwei  Jahrzehnte  Ausnützung  dieser 
klassenpaarigen  Organisation  gestattet  hatte.  Bei  einem  einzigen 
glOcklichen  Revolationsakt  in  der  Beicbsbaaptstadt  oder  in  den 
HaupietSdten  mehrerer  Beiehe  zugleich  könnte  die  Yertretnng 
des  Kapitals  ans  den  Arbeitsbehörden  und  aus  den  Arbeits- 
?ertretungen  über  Bord  geworfen  werden  und  der  »Volksstaat t 
wäre  fertig;  das  reine  VVirtschaftävolksparlament  könnte  den 
Einzag  halten  und  die  jetzige  Volksvertretung,  welche  alle 
Klassen  nmfasst  und  den  geistigen  wie  den  materiellen  Natio- 
nalinteressen zugewendet  ist^  könnte  im  Reich,  in  den  L&ndem, 
in  den  Kreisen  und  in  den  Gemeinden  ohne  grosse  Schwierig- 
keit abgetakelt  werden.  Die  Kadres  für  die  volle  f^iiüührong 
der  KüUektivproduktion  ständen  ausgebildet,  handlungsbereit, 
fertig  von  der  Basis  bis  zur  Spitze,  völlig  geschult  auf  dem  Plane. 

Vielleioht  dnd  sich  selbst  die  Führer  dieser  Tragweite  ihres 
OrganisationsTorscblagee  nicht  ganz  bewnsst  geworden.  Die* 
jenigen,  welche  die  Sache  Qbersehen,  kann  man  vfm  ihrem 
Standpunkte  vollständig  begreifen.  Für  ihre  radikale  Gesell- 
schafUäuderuug  haben  sie  den  denkbar  zieiführlichsten  Weg 
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befarei«!.  Die  guie  Verantwortimg  fiele  auf  die  erhaltenden 
Parteiai ,  wenn  iie  auf  dieaeni  Oiganiiationawege  der  Boiial- 
demokrath)  mehr  ale  den  kleinen  Finger,  welchen  dittW  sehcm 

besitzt,  weiterhin  g^beu  äullteu. 

XII.  Zur  rortblldiiüg  der  Sohutzorganisation. 

Und  doeh  kann  man  Ton  dem  Vonchlage  der  Soaialdemo** 
kratie  .nicht  bloee  negativ  londem  anoh  poeitiT  lernen.  Eine 
ansreichend  besetzte,  selbständige,  gegliederte, 
die  ganze  Nation  einheitlich  und  leichmass  ig 
durchdringende,  die  Zersplitterung  der  Arbeiter* 
gesana t f ttreorge  Termeidende,  die  gewerbliche 
Vertretung  belebende,  die  Kompetensserapütte* 
rung  zwischen  Tielerlei  Behörden  ansacblieesende 
Organisation  —  bildet  dcu  Gmi]tl<.fedankeu  des  Vorschlages 
und  dieser  Getliinke  ist  richtig,  so  uiiaiiiiehmbar  die  Art  seiner 
Ausgeetaltaug  durch  den  Autrag  Auer  u.  G.  uns  erschemen 
mass.  Nur  die  erforderliehe  beraftiche  Gliederung  innerhalb 
der  Territorial- Vertretnngakörper  and  die  lokala  Büementar- 
organieation  rind  anoh  im  Antrag  Auer  n.  G.  zn  yermiseen. 
Verfolgen  wir  daher  den  Gedanken  in  seiner  denkbar  ncliti(j;eü 
Ausiühruug.  Hiebei  hat  mau  die  V<^ug8»  und  die  Vertre- 
tungsorganisation  zu  nnfeereoheiden. 

Was  die  VolUagsorgane  betrifft,  io  hat  inDeatech* 
hmd  und  anderwSrti  die  Gewerbeinspektion  nieht  die  anrei« 
cheude  Zahl  von  Ober-  und  Unter-  bezw.  Hilfsinspektoren.  Sie 
zieht  auH  dem  Arbeiterstand  hervorgegangene  üoteriiispektoren, 
deren  England  mehrere  hat,  kaum  heran.  Hie  ermangelt  mehr* 
fisch  der  gleichmiasigen  Aoabreitnng  Aber  daa  gimso  Reich, 
sowie  dea  geregelten  Zoaammentritte  aller  Inapektorate  jedea 
Landee  untereinander  sowie  der  Landeeinepektorate  ans  dem 
güiizen  Reiche  mit  einer  Zentralstelle  der  Arbuiterfürsorge  ein- 
schliesslich  des  Arheiterschutzea  (selbstverständlich  unbeschadet 
der  reichsverfassungsm aasigen  Yerwaltungsselbständigkeit  der 
Bandeirtaaten).  Wäre  das  ainaebo  Inspektorat  überall  richtig 
gaataltet,  ao  k5nnte  die  SSnaanunen&ehnng  aller  Inapektorate 
zur  Beratung  mit  Laudes«  und  ReicLi^eutialäteUeii  deö  Ar« 
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beitersciiutzes  dem  yoUod  und  ^leichmäBsigen  Walten  ies  Ar* 
beiteciBchatBet  und  der  Arbeiterfftnorge  nar  ntttieo,  »Oer  ludi 
keiner  Seite  schaden.  Dies  ist  der  berecbtigte  Ken  der  Id« 
des  »Reiebs-Ärbeitsamtesc.  etwaiges  Landes-ArbeitsaDit 

konnte  in  derselben  Richtung  nur  Gutes  stiften.  Anfange  ein- 
heitlicber  Gestaltung  fehlen  Ubrigeus  nicht;  EogUnd  hat  einen 
General-,  Oesterreich  einen  Z^tral-lnspektor ;  m  der  Schweiz 
haben  die  Inspektoren  regelmässige  Konferenzen;  in  Frank« 
reich  ist  eine  weitergebende  Znsaminenfassnn^  geplant. 

Die  so  wichtige  Personenwahl  bei  Besetzung  der  Ober- 
und  der  ünterinspektorale  l^üiiiite  an  Vorschlii-^^e  des  verei- 
nigten Laudesinspektorates  angeknüpft  werden,  mit  der  Wei- 
sung, anf  praktisch  er&hrenet  sozial  anparteiiache ,  ieehniaeh 
und  hygieiniseh  wohl  vorbereitete  Personen  nach  dem  beson* 
deren  Bedflrfnis  der  dnaelnen  Stelle  haaptaftchlich  das  Aogen* 
merk  zu  richten. 

Allein  mit  der  blossen  Weiterbildnng  des  Inspektorats  er» 
schöpft  sich  der  Fortschritt  in  der  Organif^^nfion  des  Arbeiter- 
schutses  nicht !  Man  wird  weiter  gehen  dürfen.  Das  vereinls 
Interesse  der  Wohlfeilheit,  der  Einfachheit,  der  Energie  nnd 
der  Sicherheit  des  Dienstes  weist  weiter  darauf  hin,  die  ordent- 
lichen Staatsstellen  vom  Reich  und  Land»  bis  zum  Kreis  and 
der  Grossgemeinde  herab  vom  besonderen  Arbeiterschutz  und 
Ton  der  ganzen  sonstigen  ansserordentlichen  ArbeiterfQraorge, 
gerichtlich  und  polizeilich,  möglichst  zn  entlasten  nnd  beaon* 
dere  dafOr  besser  organisierte  snsammeniassende  »ArbeitAnterc^ 
ein  Eeichsamt,  Landesarater,  Kreis-  und  Stadtämter  allmählich 
zur  Entwickelung  zu  bringen.  Man  würde  die  jetsige  Kompe- 
tenzzersplitterung los  werden,  ohne  den  formellen  und  mate- 
riellen Arbeiterschnta  der  Mitwirkung  der  ordentlichen  Vm- 
waltnngsstellen  gans  entaiehen  zn  mQssen.  Es  ist  dieselbe  Auf- 
gabe, wie  wir  sie  für  das  Arbeiterversicliemngfiuesen  oft  und 
nachdrücklich  betont  haben.  Der  Antrag  Auer  u.  G.  wird 
diesem  Gedanken  gerecht 

Etwas  gans  Richtiges  nnd  Etwas,  was  sehr  praktisch  ist, 
liegt  sodann  anch  in  dem  Oedanken,  dem  Reichs-Arbeitsamts 
nnd  den  Erei»-Arbeits&mtern  einen  den  Arbeiterschutz  w«t 
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Uliersteigeiideii,  die  ganie  Arbeiterfttnoige  amfiusenden  Wir- 
kiiDgskrei«  geben.  Man  beklagt  es,  dass  bei  der  Organi- 
sation der  Arbeiterversicherung  trotz  aller  Warimugen  mehr- 
fach eine  uuprakt  isclie  und  kostspiel icje  ZerstOckunp  eincfetreteii 
ist.  Läge  66  denn  nicht  nahe,  für  die  Zwecke  der  Arbeiter* 
verslcfaernng  nnd  des  ArbeitersebatMf  spftier  aneh  fÖr  jene  der 
WobnongBreform,  d«r  Arbeitanacbveisnng  a.  s.  w«  Stadt-^  Kreis-, 
LandesSmt«  tdü  der  Spitee  einer  grossen  Reiobssentralstelle 
zu  schaffen.  Mau  mOsste  nur  darauf  sehen,  jedem  besonderen 
Zweige  dieser  Fürsorge  gerecht  zu  werden,  das  technische,  ju- 
ristisehe,  polizeiliche,  hygieinische,  statistisdie  £lement  in  der 
Besslsang  des  Gesamtorganes  m  Geltang  an  bringen  nnd 
Sektionen  an  bilden,  soweit  sie  mit  der  Einheit  des  Dienstes 
vertraglich  sind.  An  Stoff  wird  es  nicht  felil^n  und  au  einem 
guten,  vollbeschäftigten,  wohlfeiler  arbeitenden  Personal  wird 
es  alsdann  auch  nicht  gebrechen. 

Der  Gedanke  einer  vom  Aeltestenkollegiam  oder  Fabrik- 
ansscbnsa  des  sioselnen  Gfossgesch&ftes  an  tum  Beairks-,  Lan- 
des- nnd  Reicbsarbeitmt  ansteigenden  Vertretung  beider 
Klassen  ist  nicht  minder  berechtigt.  Man  kann  dem  Antrag 
Auep-  u.  G.  eher  die  Unvollständigkeit,  den  Mangel  an  Lokal- Ar- 
beitsräten und  Arbeitskammern,  Aber  welche  wir  ans  in  dieser 
Zeüsehrift  fibrigens  sehon  aosgesprocben  haben,  znm  Vorwarf 
machen.  Nor  hfttten  anoh  die  Yertretungskörper  —  naeh  dem 
Vorf(ang  der  Schweiz  hat  die  r.  iyer/("/;.9r//'8che  Novelle  dem  Fahrik- 
Arb("it(M  nusschuss  in  Sachen  der  Fabrik-Arbeitsordnungen  Raum 
geschaöen  —  eine  über  den  Arbeiterschutz  weit  hiuausliegende 
Bedentang:  f&r  ArbeiterfQrsorge,  für  den  sozialen  Frieden,  für 
Sittlicbkeitssehntz,  f&r  Streitschlichtang,  fttr  Ordnong  in  der 
Fabrik,  fSr  Lebrlingserziebnng  nnd  Disziplin,  fttr  die  Eontrolle 
der  Ausführung  der  Schutzgesetze,  für  die  Lohne,  kurz  für  die 
Milderung  harter  Autokratie  der  Arbeitgeber  und  ihrer  Be- 
amten durch  den  Beirat  und  die  Beihilfe  der  Arbeitnehmer. 
Wir  haben  diesfalls  frflherem^)  nichts  beizosetzen. 

Die  demokratisch-parlamentarische  Majoritätsregierung  des 
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Antrags  Äi4er  u.  G.  braucht  der  Freund  auch  der  duxebgrai- 
fendaton  ArbeitarTertretang  darnm  doch  nicht  anzanehmen.  Dia 
Stallnng  und  Aufgabe  Ton  »Arbeiter&teni  oder  >ArbeiiBkiiB- 
memf  denken  wir  uns  ganz  anders. 

Die  regehiiütiaige,  nicht  bloss  zufällige  uDd  t^elegeotlicbe 
Berührung  der  Inspektoren  mit  den  Arbeiterschaften  und  Ar- 
beitgeberschaften ist  ein  anerkannt  praktisches  Bedfirfhii;  eu 
»weniger  bareaukraÜBoheac  Walten  dar  Qewerberftie  iai  ▼od 
▼ielen  Seiten  Torlangt  Der  geregelte  ordentliche  und  auasei^ 
ordentliche  Zusammentritt  mit  > Arbeitskammern c  würde  hier 
Wandel  schaffen.  Der  Inspektor  müsste  den  Wünschen,  deo 
liatscb lägen  und  Beschwerden  zugänglich  »ein ;  er  wird  aber 
den  Entscheidungen  und  Weisungen  solcher  Organe  nioht  blind« 
lings  gehorchen  aollen.  Der  Gewerbeinapektor  muas  ein  haad* 
Inngsföhiges,  von  beiden  Klassen  unabhängiges,  von  den  Re- 
gierungen berufenes,  in  Anstellung,  Besoldung  und  Amtsthä* 
tigkeit  mit  allen  Gewähren  unabhängiger  liicbterstellung  aus- 
gestattetes Staatsorgan  sein  und  bleiben,  da  er  nur  so  aeinsi 
Amtes  kraftig  und  unparteiisch  su  walten  vermag.  Hiemit  ist 
jedoch  die  Berfihrung  mit  beratenden,  informierenden  und  be> 
sch werdeleitenden  Vertretungen  sehr  wohl  verträglicli.  Ar- 
beitet der  Inspektor  regelmässig  mit  solchen,  so  wird  er  auf 
seiueu  Gängen  und  auf  seinem  Amtszimmer  ein  mehr  besuchter 
Mann  werden.  Den  Arbeitakammem  kann  namentlich  die 
Befugnis  aar  Weiterleifenng  von  Beschwerden  an  die  bdherca 
Stellen  eingeräumt  werden. 

Wie  aber  wären  Vertri  iungskörper  dieser  Art  zu  bilden? 

Bei  Beantwortung  dieser  Frage  mnsa  man  sich  vor  alleoi 
vor  der  Vermengung  solcher  öffentlicher  Arbeitakammem  mit 
den  freien  Verbandsauaachflaaen  beider  Klaaaen  hflten.  Das 
eine  und  daa  andere  Vertretungaorgan  bedarf  ja  je  einer  eigen- 
artigen Verfaasung. 

Die  freien  Verbände  bestellet]  Ausschüsse  zur  Wahrneh- 
mung der  Klassen-  und  Standesinteressen,  namentlich  aur  Ver- 
einbarung der  Arbeitsbedingungen.  Die  Bestellung  dieeer  Ver^ 
tretungen  wird  aeitene  beider  Klaaaen  durch  uneingeaehriUikt 
gleichea  Wahlrecht  aller«  auch  der  weiblichen  Mitglieder  jedai 
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Verbandes  geschehen  dürfen  and  geschehen  müssen,  mit  Aus- 
sehloss  jeder  Majorisienmg  der  anderen  Klasse  nnd  innerhalb 
jeder  Klasse.  Wir  haben  in  dieser  Zeiischrift  an  a.  0.  (vgl. 
oben  Abschnitt  V)  die  Entwickelung  dieser  freien  oder  Ver- 

eiübarunsrs- Vertretung  Iteidt'i  KhiRsen.  einer  Vertretung,  welche 
auch  bezüglich  des  Einigungswesens  durch  die  andere  oder 
LegalTertretang  nie  gans  wird  Tordrangt  werden  können,  be- 
reits nachdrUddieh  betont  'X 

Ganz  anders  liegt  das  Bedürfnis  der  Vertretung  dem 
Staat  nud  den  Aemtern  der  ArbeiterfQrsorge 
gegenüber. 

Diese  Aa%abe  verlangt  eine  besondere  öffentliche,  legale 
Vertretong  mit  wesentlich  nur  beratender  Befugnis,  aber  mit 
H^rheits-Bescfalassfassang  innerhalb  des  Kreises  ihrer  Zu* 

ätüudigkeit. 

Tn  Beziehung  auf  diese  öüentliche  Vertretung  scheint  uns 
die  paarig  gleiche  Bestellung  durch  f^irekte  Wahl  aller  Indi- 
viduen beider  Klassen  und  je  aus  der  Klasse,  eher  die  Lahm-* 
legnng  nnd  den  beharrliehen  Klassenkrieg,  nicht  aber  die 
Biassigunpf  der  beiden  Klassen  durcheinander  und  den  gemein- 
samen fruchtbaren  Einfluss  auf  (he  Aemter  zu  bedeuten.  Man 
kann  diese  Bestellungsweise  auch  entbehren,  indem  man  die  di- 
rekte Wahl  möglichst  auf  die  Bestellung  der  Elementarorgane  der 
Vertretung  beschrankt,  im  übrigen  aber  alle  sehen  bestehen- 
den Vorstandsehafken  korporativer  Art  rar  Bildung  der  Ge- 
neralvertretung heran /.iclit.  Die  Organe  der  Arbeiterversiclie- 
rung,  die  Handels-  und  Gewerbekammeru,  die  Eisenbabnrate, 
Delegierte  der  Gemeinden  und  des  Staates  kommen  hiebe!  in 
Betracht ;  weitete  korporative  Elementarbildungen  mügsn  noch 
hinsukommen.  Man  kann  so  ein  durchaus  brauchbares,  au- 
verlSssiges  Personal  fUr  die  Vertretung  allen  Arbeitsämtern 
gegenüber  erlangen. 

Dies  kann  selbst  in  Beziehung  auf  Wahl  oder  Auslosung 
des  Gewerbe^hiedsgerichtes  in  Frage  kommen.  Das  Gewerbe- 
sehiedsgericht  könnte  bei  solchem  k5rperscbaftliobem,  nament- 
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iicb  richtig  berufskörperschaftlichem  Aufbau  <\er  Arbeitakam- 
mern  flbendl  lokal  und  besirklich,  in  zweiter  wie  in  erster 
Instanz  Tollkommen  sacbgemass,  wohlfeil,  firei  von  den  Juristen, 
ohne  jede  Anlehnung  an  die  Kommnnalkörper ,  und  dennoch 

als  zuverlässiges  öffeutliches  Organ  durch  Wahl  der  Kassen- 
vorstiinde  und  Unternehmerräte  oder  durch  Auslosung  aus  dem 
Personal  der  schon  l)estehendeu  Körperschaften  sichergestellt 
werden.  Die  anmittelbare  Wahl  durch  alle  Arbeiter-  und  alle 
Arbeitgeber^Ittdindnen  wäre  Termieden  and  hiemit  entfiele  aaoh 
jene  eruw  des  jüngsten  Beichstages  in  der  Frage  der  Orgar 
nisation  der  Gewerbeschiedsgerichte  :  der  Unterschied  der  Männ- 
lein und  der  Fräulein  kätue  gar  nicht  in  Betracht ,  so  wenig 
für  die  Arbeitskammern  als  für  die  aus  ihuen  hervorgehenden 
Schiedsgerichte.  Man  hatte  also  anch  nicht  nötig,  das  Frauen- 
stimmrecht ,  welches  vom  Standpunkt  der  indiTidnalistieohen 
Vertretangs-Theorie  nnnmgänglich ,  vom  Standpunkt  Offen t» 
licher  Verfassungsbildung  jedoch  keineswegs  so  ganz  berechtigt 
ist,  durch  Koniplmieute  des  Bundesratstisches  für  das  schone 
Geschlecht  bis  auf  Weiteres  abzulenken.  Man  stände  gmnd- 
sätalieh  nicht  mehr  auf  dem  furchtbar  gefährlichen  Boden  der 
gegengewichtsloaen  Geltang  des  allgemeinen  Stimmrechta  für 
soziale  Yertretangskörper  öffentlicher  Art 

Dabei  braachte  das  passive  Wahlrecht  in  beiden  Karien 
nicht  auf  klassen  an  gehörige  Wühler  beschränkt  zu  werden. 
Es  wäre  jeder  Kurien  Wählerschaft  freizugeben,  die  Männer  ihres 
Vertrauens  zu  holen,  wo  sie  dieselben  findet»  Das  würde  weiter 
dasa  beitragen ,  die  Antagonismen ,  welche  anch  der  körper- 
schaftlich aafgehaaten  Yertretang  heider  Klassen  noch  anhaf- 
ten, weiter  absnstampfen.  Es  wQrden  Manner  mr  Vertretnug 
berufen  werden,  welche  keines  besonderen  Entlassungsschiit/.es  Ito- 
dürfen  iE.  S.  97  ff.)  würden.  Man  könnte  aber  deu  Vertretern  der 
Arbeiter,  soweit  sie  aus  der  Mitte  der  Arbeiterwählerscbaft  her- 
Torgchen,  Taggelder  und  Beisekosten-Entschädigang  gewähren; 
geschähe  dies  fttr  Rechnnng  der  Verbinde^  welche  durch  ihre 
Yorstandschaflsmitglieder  die  Wahl  besorgen,  und  swar  pro 
rata  der  gestellten  Wähler,  so  wäre  der  Versuchuug  zu  weit- 
schweifigem Pariameutieren  und  dem  Missbrauch  za  rersteckter 
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BctolduDg  Yon  Frofessionswählem  eine  wohl  anareichende 
ScbiMike  geeetel. 

Die  ▼oietehende  Anffineang  Aber  exekntiye  und  reprfieen- 

tative  Weiterbildung  der  Organisation  des  Arbeiterscbutzes  in 
der  üichtnng  eiaheitlicher  ,  einfacher ,  gleichmässiger  Spezial- 
organisation für  den  Gesamtnmfang  der  Arbeiterftooil^e  dQrfle 
wenigetene  der  Erwagang  wert  sein. 

Dauert  überhaupt  die  aofiteigende  Bewegung  oneerer  Ge- 
sittung fort,  80  wird  diese  ganz  neuzeitliche,  bisher  nie  dage- 
wesene Aeinter-  und  Vertretungsbildong  u.  EL  zwar  nur  stück- 
weise kommen  können,  aber  (loch  im  Ganzen  unabweisbar  sein 
und  weithin  in  Staat  and  Geeeliechaft  wirken  nnd  wwertbar 
werdeB,  Beete  Ansätze  von  Speaial&mtera,  beaw.  SpesiaWertre- 
tongen  —  sind  bereits  wahmebmbar,  %,  B.  im  Arbeitersekretariat 
(1er  Scliwei/,  in  den  LiinenkanihcbeD  Buards  of  labour,  in  den 
russischen  >  Fabrikbehördeo«  der  GouverDements  Petersburg, 
Moskau  und  Wladimir  (Gesetz  vom  23.  Juni  1868). 

XUL  Zam  intemaUoiiftleu  Arbeiterscliiitz. 

Die  ersten  Vertreter  dieses  Schutzes  hatten  Tor  Jahren 
und  Jahrzehnten  nicht  viel  Dank  geerntet.  Da  kam  der  Ge- 
danke unmittelbar  vor  Einberufung  der  Berliner  Kontereuz  in 
der  öffentlichen  Meinung  stark  in  Schwung.  Die  Schweiz  for^ 
dorte  eine  Konüerenz  hiefÜr.  FQxat  Bismarck  lehnte  sie  ab. 
Kaiser  Wilhelm  II  versnchte,  das  M^licbe  ans  der  intema- 
tiüiialen  Erörteruni^  der  ycbutztVagen  davonzubringen. 

Die  Triebfeder  des  Strebeus  nach  internationalem  Arbeiter- 
schütz  war  und  ist  nicht  überall  dieselbe.  Hier  überwiegt  die 
Absicht,  der  Lohnarbeit  aller  christlichen  Völker  die  Menschen- 
würde za  wahren,  worin  der  Papst  mit  den  Arbeiterparteien 
und  mit  hochgesinnten  Fürsten  sich  berQhrt  (vgl.  Jahrg.  1889, 
Heft  II).  Dort  ist  es  mehr  die  Rücksicht,  durch  allgemeine 
gleiche  Belastung  des  Gewerbebetriebes ,  durch  annähernd 
gleiche  Schntzkosten  den  Arbeiterschutz  mit  dem  Interesse  der 
Konknrrenzf&bigkeit  der  schützenden  Nationen  auf  dem  Welt- 
markt, d.  b.  mit  der  Erhaltung  des  internationalen  Eonknr- 
reozgleicligewicliteä  in  Einklang  zu  setzen.    Bei  der  erstereu 
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»idealistisclieDt  Richtnng,  die  auf  katfaoliacher  Seite  ataric  ter- 
tareten  ist  and  auf  dem  internaftionalen  KoDgreoe  kaiholieeher  Sih 
rialpolitiker  zn  Lüttieb  im  September  1800  dnreb  die  Eng- 
länder uud  die  Dentschen  gegen  die  Belgier  und  die  Franzosen 
den  Sif 'j;  davon  c^efrRiren  bat,  ist  wohl  die  Hewabrang  des  so- 
zialen Emtiusses  der  Kirche  ein  Grundgedanke. 

Ob  nun  der  eine  oder  der  andere  Beweggrand  TorfaemM^t 
oder  beide  aasammen  wirken,  so  kommt  es  darauf  an,  wie 
man  sieb  den  internationalen  Arbeiterschntt  ▼onrtellt. 

Zweierlei  ist  denkbar:  entweder  die  allgemeine  Völker- 
recht  liehe  Festsetzung  gewisser  Mindestleistungen  in  wesent- 
licher Beschränkung  auf  den  Yerwendangs-  und  den  Betriebe- 
sebutz  oder  die  Herstellung  einer  ?51kerm oraliscben 
Beeinflossang  der  Staaten  dorcbeinander  mittdst  periodisdber 
Sebntz konferenaen  nnd  darch  eine  Pnbliaitftt,  welcbe 
einerseits  dieser  wechselseitigen  Beeinflussung  dient,  anderer- 
seits die  populäre  ansserstaatliche  Unterstützung  der  Schats- 
bestrebungen  bei  aiieu  Nationen  gleiebmässig  fordert  und  anregt. 

Vor  der  Berliner  Konferenz  war  man  keineswegs  im  ReineOf 
was  man  mit  dem  internationalen  Arbeiterschata  wollte.  Seit 
der  Konferenz  ist  voUe  Klarheit  da,  nnd  schon  dies  ist  ein 
grosser  Erfolg  derselben. 

Die  Völker  rech  t  liehe  Festlegung,  welcher  sich  Fürst  v.  Bis- 
marck schon  vor  zeim  Jahren  entgegensetzte,  hat  auf  der  Ber- 
liner Konferenz  nicht  einmal  schüchterne  Anregungen  gefundra. 
Am  meisten  widerstrebten  England  und  Frankreich  dem  blossen 
Gedanken  kontrollierter  TÖlkerrechtlicber  Schntzrerpflicbiangen. 
Es  ist  angezeigt,  dies  ans  den  Protokollen  der  Berliner  Kon- 
ferenz authentisch  nachzuweisen. 

Det  Vertreter  der  Schweiz,  //.  BlumeTf  hatte  in  der  Sita- 
ung  7om  26.  März  1890  folgenden  Antrag  gestellt :  »»Es  sollen 
Massregeln  hinsichtlich  der  Ausflihrang  der  Konferenzbeschltisae 
getroffen  werden.  —  Es  ist  Anlass  vorhanden,  zn  diesem  Be- 
bufe  zu  bestimmen,  dass  die  Staaten,  welche  über  gewisse  Be- 
stimmungen einig  geworden  «md,  obligatorische  Al)niachungen 
treffen ;  dass  die  Ausführung  solcher  Abmachungen  durch  die 
nationale  Gesetzgebung  erfolgen  soll,  nnd  dass  diese  letaterei 
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wenn  sie  nicht  aiureicheiid  snn  sollte,  die  sotwendigen  Ergin- 
euDgen  erlml^ii  soll.       E2b  ist  ferner  Änlass  Torbanden,  die 

Gründnng  eines  besouderen  Organs  för  die  Zentralisierung  der 
mitzuteilenden  Auskünfte,  die  regelmassige  VeröÜeutlichung 
Statistisoher  Daten  und  die  Ansfähning  der  vorbereitenden  Mass- 
regeln  fQr  die  in  §  2  des  Programms  Torgesehenen  Konferensen 
torsQsehen.  —  Bs  ist  Anlass  vorbandeD,  periodisdi  wiederkeh- 
rende Konferenzen  von  Delegierten  der  Staaten  vorzusehen; 
der  HauptzAveck  dieser  Konferenzen  wurde  darin  bestehen,  die 
getroffenen  Abmachungen  weiter  zu  entwickelu  und  die  Fragen 
sa  ISsen,  welche  Schwierigkeiten  oder  Streitigkeiten  hervorge- 
nifen  haben.€c  Oleich  nach  Eröfihung  der  allgemeinen  Bera- 
tungen über  diese  Antrige  beantragten  die  grossbrttan* 
nischen  Delegierten  die  Ablehnung  der  von  der  Schweiz 
vorgeschlagenen  Fassung,  da  nach  ihrer  Ansicht  eine  inter- 
nationale Vereinbamng  über  diesen  Gegenstand  nicht  an  die 
Stelle  der  besinidereii  Gesetzgebung  eines  jeden  Landes  treten 
kOnne.  Das  meittigte  ESnigreich  hat  n  nr  n  n  ter  der  B  e- 
dingung,  dass  eine  solche  Eventualität  fern- 
ff  eh  alten  werde,  einj^ewilligt ,  an  der  Koiiferenz  teilzuneh- 
men.   Selbst  wenn  die  englischen  Staatsmänner  den  Willen 
hatten,  internationale  Verpflichtnngen  hinsichtlich  der  Regelung 
der  Fabfikarbeit  einzugehen,  so  wflrde  ihnen  die  fiCacht  daau 
fehlen.    Es  ist  ihnen  untersagt,  die  industriellen 
Gesetze  ihres  Landes  von  irgend  einer  fremden 
Macht  abhängig  zu  machen.   —  Der  österreichi- 
sche Delegierte  gab  anheim,  > »genau  zu  bestimmen,  dass  die 
Oeberwadinng  der  aur  Dnrohffthrnng  der  KonferenzbeschlOsse 
erlassenen  Massregeln  ausschliesslieh  der  Regierung  der  ein- 
seinen  Staaten  vorbehalten  ,  und  dass  keine  Einmischung  von 
Seiten  einer  fremden  Maclib  znlMssipr  ist.««  —  Der  belcrische 
Delegierte  >»hält  es  für  passend,  um  den  wahren  Charakter  der 
Beratangen  der  Konferenz  aufrechtEuerhalten,  das  Wort  >Vor- 
schlagec  nichlt  zu  gebrauchen,   sondern  dasselbe  durch 
»Wttnsohec  oder  »Ärbaten«  zu  ersetaen.cc  —  Der  franzö- 
sische Delegierte,  Jules  Simon,  erklärt,  >»die  der  französi- 
schen Delegation  erteilten  Instruktionen  gestatten  nicht,  irgend 
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einem  Woneche  znzüstimmeD,  welcher,  diiekt  oder  indirekt, 
den  andern  von  der  Konferans  ge&nnerten  Wfinsehen  «ae 
nnmi  ttelbare  exekntori  sehe  Kraft  zu  geben  sdieineo 

würde.€€  Und  Herr  Tolaiii  fugt  hinzu,  »dass  in  Wirklichkeit 
die  französische  R^orierung  den  Zusammentritt  der  Konfereni 
immer  und  ausschliesslich  nur  ab  das  Mittel  angesehen  habe^ 
eine  Enqn^to  Ober  die  Lage  der  Arbeit  in  den  beteiligt« 
Staaten  eowie  fiber  die  daianf  becfiglichen  Wünache  der  Mnt- 
liehen  Meinung  zu  Teranstalten.  Es  eei  aber  derselben  k  e  i  n  et- 
wegs  in  den  Sinn  gekommen,  die  Konferenz,  wenig- 
stens Tor  der  Hand,  zum  Ausgangspunkte  internationaler  Ver- 
pflichtungen zu  machen.« 

Bunder  konnte  der  Gedanke  Tdikerrechtlicher  FeaUcgong 
des  ArbeitersehutErecbtes  nicht  abgelehnt  werden.  Fflrst «.  Bii- 
tnarcl  ist  also  iu  seinem  Widerstreben  gegen  vulkerrecbtlicheo 
Arbeiterschutz  durch  die  Konferenz  vollständig  gerechttertigt 
worden.  Dieser  Widerstand  hat  ja  auch  alles  für  eich.  Ist 
es  doch  klar,  dasa  bei  ▼ölkerrechtücher  Festlegung  einea  gleich- 
mSflsigen  intematmnalen  ArbeiterschntseB  eine  nngeheore  Bei- 
bungsfläche  fQr  die  EntzOndnng  internationaler  Händel  ent- 
standen wäre.  So  viele  Betriebe,  ja  so  viele  Arbeiter  es  gibt, 
so  viele  Störenfriede  des  internationalen  Friedens  hätten  ent- 
etehen  können,  wenn  man  einen  garantierten  Vöikerrechti*' 
Arbeiterechnta  herstellen  wollte.  Die  Länder  mit  ToUkonuBca 
zn^erlassiger  Verwaltung  wflrden  am  meisten  gebonden  eeio. 
Sie  h'utfou  dagegen  bei  solchen  Vertragsländeru,  deren  Ver- 
waltuug  lässig  ist  und  deren  Arbeitenscbaft  über  mangelhafteo 
Arbeiterschutz  im  Inlande  das  Auge  aus  »nationaler  Gesinnung« 
andrückt,  nur  ein  Minimum  wirklicher  Gegenseitigkeit  in  Ana» 
sieht  zu  nehmen.  Die  genaue  üeberwachnng  der  AuaftUiruDg 
des  TÖlkerrechtlichen  ArbeitersehntzTertrages  würde  eine  Gr- 
ganination  erfordern,  welche  gar  nicht  möglich  ist.  Auf  dem 
Papier  allein  hat  aber  ein  Arbeiter- Völkerrecht  keine  Bedeu- 
tung ausser  deijenigen,  internationale  Unzufriedenheiten  und 
Ersdifliterungen  au  eraeugen,  und  der  politischen  Gehissig^ 
keit  ein  geradezu  unersehdpfliohes  Material  internationaler  Ver- 
hetzuug  Z.U  liefern.   Die  Bi^iliiier  Konieieiiz  hat  durch  die  Pro- 
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teste  Eogiande  and  Frankreichs  auch  negaÜT  aebr  gflnatig  ge- 
wirkt, wenn  man  daran  denkt,  wie  sehr  Tor  dieser  Konferena 
die  so  berechtigte  Skepsis  der  ff.  Bimarek^mhw  Politik  ange- 
fochten war.  Uns  hat  die  wii^derhuite  Lt^kiürü  der  l'rotokolle 
der  Konferenz  den  Eindruck  stets  verstärkt  biuterlasaen,  dass 
Färst  V»  Bismarck  darch  die  Konferenz  in  seinem  Widerstreben 
gegen  T5lkerrechtlichen  Arbeiterschata  vollständig  Beoht  be- 
halten bat  Die  Feststelinng  des  Widerstandes  gegen  solohen 
Schatz  war  notwendig. 

Die  Völker m oral  i  s  c h  e  Aktion  der  Konferenz  ist  dagegen 
doch  etwas  anderes  gewesen  als  ein  »Schlag  ins  Wasser«.  Üls 
zeigt  sich  schon  überall  ein  erhöhter  Antrieb  aar  Verbessening 
der  nationalen  Arbeiterschatnechte. 

Die  Hassregeln,  welche  auf  der  Konferenz  fbr  die  inter- 
nationale Dorchföhmug  de»  Arbeiterschutzt  s  Anerkennung  ge- 
t linden  haben,  sind  zwar  nur  empfehlender  (suasorischer),  nicht 
Völkerrechts  verbindlicher  Art.  Die  Empfehlung  hat  darum 
doch  anch  praktisch  einen  hohen  Wert  Moralisch  wird  eich 
dem  Dmcke  derselben  wohl  keine  der  vertreten  gewesenen  Re« 
gierungeu  entziehen.  Alle  Mittel,  welche  von  der  Konterenz 
fÖr  das  weitere  gemeinsame  Vorgehen  angeraten  sind,  verspre- 
chen mehr  oder  weniger  Erfolg.  Vorgeschlagen  sind  nämlich 
die  Wiederholnng  internationaler  Schntskonferenien,  das  allge- 
meine, anareichende  ond  qnalifisierte  Gewerbeinspektorat,  die 
intemal^oiiale  Answecbselnng  der  Inspektoratsbericbte ,  die 
möglichst  gleichmässige  Anstellung  schiitzstiitistiscber  Erhe- 
bungen, die  internationale  Auswechselung  der  Ergebnisse  dieser 
Erhebungen  nnd  der  auf  dem  Wege  der  Gesetsgebung  oder 
Verwaltnng  erlassenen  Schntarorschriften 

War  denn  aber  der  Vorschlag  einer  internationalen 
Kommission  für  zentralisierte  Verarbeitung  des  statistischen 
und  gesetzgeberischen  Materials,  für  Pulilizität  dieses  Materiala, 
für  Anregang  statistischer  Erhebung  und  für  Beantragung  der 

1)  BeachlöSBe  VI,  la  Ins  d  und  II.  —  Ic  lautet  ;  »  Je  U  i  dieser 
Staaten  wird  von  Zeit  zu  Zeit,  und  m  einer  ni^iglichat  Ähnlichen  Form, 
statistische  Erhebungen  hinsichtlich  der  m  den  BeschlÜBsen  der  Kon- 
ferenz vorgesehenen  Fragen  anfstellen  laaseu.« 

ZeiUchr.  f.  StMtaw.  1891.  I.  Heft.  0 
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Einbemfong  der  SchatzkonfereDSBen  and  Aehnliches  bedenklicii  j 
und  was  bedentete  dieser  Yorschlag? 

Gegen  denselben  spricht  alles  das  nicbt,  was  gegen  Yölker- 

rechtliche  Festleguug  des  Arbeiterschutzbeßtandes  ansznftlbreB 
war.    Die  Kommission  wäre  sebr  geeignet,  der  internatioiiai 
gleichmässigen  Fortbildung  des  Arbeiterschutzrechtes  zu  dienen,  . 
ohne  die  nationale  Unabhängigkeit  irgendwie  zu  fesseln.  Sie  ; 
wQrde  yölker moralisch  von  grösster  Wirkang  sein.  j 

Was  sie  bedeuten  wflrde,  ist  aneh  klar.    Sie  wäre  ei»  | 
internationales  Ver  w  a  1 1  n  n  ji^so  i  g  an   für  Auregnog 
und  Entfaltung  international  gieichmässiger  Arbeiterscbutzire-  ! 
setagebnng,  ein  ?dlker rechtliches  Institut  für  Unterstützung 
der  schntErechtliehen  YdlkermoraK 

Das  sind  in  verabredet  wiederholtem  ZosammeniriU  eigeni* 
lieb  ßcbon  die  Belml/konferenzen.  Auf  der  Berliner  Konfersn» 
hat  nmn  dies  wenigstens  empfunden,  indem  man  ausspmch. 
dass  die  Konterenz  zwar  weniger  als  ein  vertragschli^sender,  a  wr 
dennoch  mehr  als  ein  wissenschaftlicher  Kongress  sei  0« 
kann  die  internationalen  Versammlnngen  in  zwei  Kategorien 
einteilen  —  bei  der  einen  liegt  den  Bevollmächtigten  der  ver- 
pchiedenen  Staaten  der  Abscliluss  von  Verträgen,  politischer 
oder  volkswirtschaftlicher  Natur,  ob,  deren  Ausführung  durch 
die  Gmndi^tee  des  Völkerrechts  gewährleistet  wird.  In  die 
andere  Kategorie  mnss  man  die  Kongresse  einreihen,  deren 
Mitglieder  mit  keinen  wirklichen  Gewalten  ausgestattet  sind, 
die  sich  mehr  mit  der  wissenschaftlichen  Prüfnng  der  ihneo 
voi-^tlogten  Fragen  und  niclit  mit  der  ihnen  zu  !j;ebenden  prak- 
tischen und  sofortigen  Lösung  beschäftigen,  intoige  ihres  Pro- 
gramms und  der  Haltung  einiger  bei  derselben  beteiligten 
Staaten  hat  unsere  Konferenz  einen  Charakter  sui  generu^ 
denn  sie  kann  keine  ftlr  die  Begiernngen  bindenden  BmblUsse 
fassen;  sie  soll  sich  anch  ebensowenig  auf  das  Studium  der 
wissenscbnftliclieii  Sfjitcn  der  ihr  zur  Prüfnno'  unter  breiteten 
Frobleuie  boschränken.  Auf  die  orsterc  Rollo  küuute  sie  kein^ 
Anspruch  erheben  und  au  der  zweiten  kann  sie  sich  nicht  ge* 

1)  Anlage  N.  S  sam  ProtokoU  der  SittiiBg  vom  26.  März  1890. 
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ndgen  lassen.  —  Die  tqh  den  Kommissionen  gefemten  Be- 
schlflsse  bezQglich  aller  im  Programm  formnlierten  Fragen  eni- 
spiangeo  dem  Wunsche,  der  Arbeiterbevölkerung  zu  zeigen, 
welch  einen  wichtigen  Platz  die  Sorge  für  ihr  Schicksal  bei 
den  ÜegieruDgen  eionimiut.  Aber  diese  Beschlüsse  mussten 
sieh  auch  nach  anderen  Erwägungen  richten,  welche  wir  nicht 
bekeite  lastien  konnten.  An  erster  Stelle  handelte  es  sich 
danim,  alle  anf  der  Konferenz  vertretenen  Staaten  in  dem 
gleichen  ( i  tidaukeu  derHinorebung  an  den  zahlreich- 
sten und  die  grösste  Teilnahme  erregenden  Teil  der  Mensch- 
heit zu  vereinen.  Es  wäre  peinlich  gewesen,  wenn  man  es 
nicht  dahin  gebracht  hätte,  die  allgemeinen  Grundsätze  an  ver- 
kflnden,  dnrch  welche  die  Lösnng  des  wichtigsten  Teils  des 
sozialen  Problems  anzustreben  ist.  Freilich  war  es  iiicbt  ini>L^- 
licb,  sieb  jetzt  schon  hinsichtlich  aller  Eiuzelheiten  in  üeber- 
einstimmung  zu  setzen.  Es  war  aber  nötig,  der  Welt  bekannt 
zu  gebeui  dass  alle  bei  der  Konferena  beteiligten  Staaten  in 
einem  und  demselbett  humanitären  Gedanken  vereint  waren.c 

Die  Bestellung  einer  Kommission  fttr  die  Anregung  wieder- 
holter Konferenzen,  für  die  international  gleich mäasige  und  fort- 
dauernde Anregung  der  uichtstaatlichen  Träger  des  Arbeiter- 
schutzes zu  überall  gleichem  Betrieb  der  Forderungen  des  Fort- 
schrittes in  der  nationalen  Arbeiterschuta-Gesetagebung  und 
Arbeiterschntz-Verwaltung  wäre  nur  eine  Verdichtung  der  in 
den  Konferenzen  lie«:jenden  flüssigen  zu  einer  festen  inl  rnaiio- 
nalen  Verwaltungsorj^anisation  für  die  »suasorische«,  völliermo- 
raliscbe  Förderung  international  gleichmässigen,  aber  völker- 
rechtlich nngebundenen  ArbeiterBchutzes. 

Wissenschaftlich  bleibt  es  von  hohem  Interesse,  wahrau- 
nehmen,  wie  hier  das  Völkerrecht  und  zwar  als  Ve r  w  al  t  u  n  g  s- 
völkerrecht  in  einer  ganz  neuen  Richtung  hervorbrechen  will. 
Die  Verträge  zwischen  zweien  oder  mehreren  oder  allen  zivi- 
lisierten Staaten  waren  bisher  überwiegend  Verträge  über  das 
Verhältnis  der  Staatsregierungen  zn  einander:  entweder  Ver- 
träge der  Maohtvereiniguug  für  gewisse  Fälle  (Allianzvertr^e), 
oder  Gebiets-  und  Machtsphiirenabgrenzungsverträge.  Oder 
waren  sie  Verträge  über  die  wechäebeitige  Behandlung  der 
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ünterthanen  und  Waren  des  fremden  Staates  beim  Erscheinen 
und  Verweilen  auf  dem  Gebiet  des  kontrahierenden  Staates: 
Niederl a.«snngs-,  Gewerbezulassuugs-,  Armenrechts-,  Zoll-  und 
andere  Vertrage.  Oder  waren  es  Vertrage  über  die  Unter- 
drückung Terbreitungsfahiger  Sebadlinge  and  Erankbeiten.  Gans 
nen  dagegen  wSre  die  Tbatsache  internationaler  Verwalinnge- 
thätigkeit  für  Aiireenng,  Entwickeluug  und  Regelung  eiuer 
interuatioual  gleichmässigeu  Sozialpolitik.  Vermutlich  ist  der 
Gedanke  der  Schweix  nicht  verloren. 

XIV.  Zur  Frage  des  Zweckes  und  der  Berechtigung  des 

Arbeitersehatzes. 

Den  einen,  wie  die  audere,  hat  der  ganze  Gang  unserer 
Untersuchung  bereits  klargelegt.  Wir  brauchen  nur  zu  resuniieren. 

Der  Arbeiterschutz  —  zumal  der  Verwendungs-  und  der 
jBetriebeecbata  —  iet  saoberst  und  anvörderst  die  geaellechaft- 
liebe  Sicberstellnng  der  Gegenwart  und  aller  künftigen  Gene- 
rationen der  Nation,  ihres  geistigen,  phyeisoben  nnd  Familien- 
lebens gegen  Verwahrlosung  dm  cli  niulibauartige  Verwendung 
der  gewerblichen  Lohnarbeit.  Der  Arbeiterschutz  ist  also  mittel- 
bar auch  Schutz  des  Kapitalistenstandes  der  Zukunft  und  da- 
her nicht  bloee  kein  Unrecht  gegen,  sondern  ein  bobee  Inte- 
reese  f&r  jene  besitaenden  Klassen  der  Nation«  welche  beson- 
deren Arbeitersehntzee  nicht  bedflrfen. 

Der  Arbeiterscbutz  geht  seinem  /wecke  nach  sogar  über 
die  Erhaltung  und  Kräftigung  der  Nationalarbeit  hinaus,  in- 
dem ein  international  g  leichmässiger  Arbeiterschutz,  wie  jüngst 
auf  der  Berliner  Konferenz  erstrebt  ist  und  künftig  wohl  im- 
mer mehr  nnd  immer  starker  erstrebt  werden  wird.  Dieser 
internationale  Arbeiterschnts  ist  «in  allgemeines  Postulat  der 
Humanität,  der  Moral  und  der  Religion,  besonders  auf  dem 
Standpunkt  der  Kirche,  ähnlich  dem  internationalen  Schutze 
aller  Völker  gegen  die  Sklaverei,  aber  allerdings  auch  eine 
Forderung  des  internationalen  Konkurrenzgleichgewicbts. 

Der  Zweck  des  Arbeiterscbutses  für  das  Arbeiter  in  diri- 
d  0  u  m  geht  weit  über  den  wirtschaftlichen  Scbuts  hinaus.  Der 
Arbeiterschutz  dieut  zugleich  der  Peraou  und  der  Freiheit  der 
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einzelBen  Arbeiter  Id  BeBiehong  auf  die  religiSee  Bildung,  den 

Unterricht,  das  Lernen  and  die  Lehre,  die  Geselligkeit,  die 
Sittlichkeit  und  die  Gesundheit,  namentlich  aber  der  Sicher- 
Bteilung  des  Familienlebens  für  Jeden, 

Bei  dieser  seiner  geseilecbafblicben  ond  isdividaellen  Zweck- 
ateigkeit  ist  unter  bestimmten  Voraossetzangen  auch  seine 
Berecbtignog  begründet  Diese  Vbianssetinngen  haben  wir 
schon  kennen  gelernt. 

Einmal  muss  eine  entschiedene,  den  besonderen  Öchutz- 
apparat  rechtfertigende  Gefahrdung  aus  der  Dienstrerwendnng 
heraus  Torliegen.  Sodann  darf  der  Arbeitersohnta  nor  gegen 
jene  Geftbrdnn^ren  anftreten,  weleben  der  nndte  Selbstschntc, 
der  Familienschut'/,  der  Hiifsprivatschutz,  der  ausserstaatliche 
Korporationsschutz,  endlich  der  ordentliche  Verwaltungs-  und 
Gericbtsschotz  einzeln  oder  zusammen  nicht  oder  nicht  mehr 
zn  wehren  Termögen,  nnd  er  darf  auch  gegen  solche  Gefähr- 
dnngen  nnr  im  Masse  des  ErganKungsbedfirfnisses  Plata  greifen. 
Endlich  muss  gerade  der  ausserordentliche  Staatsschutz,  wel- 
cher in  den  einzelnen  Massregeln  des  Arbeiterschutzes  liegt, 
zur  Bewältigung  der  Gefährdung  geeignet  sein. 

Dies  Toranqgeschickt,  wird  man  bei  Betrachtnng  der  ein* 
seinen  Thatbestande  des  Arbeiterschntzes,  wie  sie  in  den  Be- 
sehlflssen  der  Berliner  Konferenz  und  in  der  v,  Berlepsch^achen 
Novelle  zn  Tage  treten,  nicht  einen  einzigen  finden,  welcher 
diese  Grenzen  überschritte.  Nach  Inhalt,  Ausdehnung  und 
Organisation  geht  das  geltende  und  von  den  Etegiwnngen  weiter 
erstrebte  Arbeiterschntsrecht  nirgends  Ober  das  beceichnete 
Mass  hinans;  eher  bleibt  es  da  nnd  dort  vorsichtig  hinter  dem 
Zulässigen  bis  auf  weiteres  noch  zurück.  Aus  den  bisherigen 
Darlegungen  geht  dies  klar  hervor.  Der  Arbeiterschutz, 
wie  er  gegenwärtig  Ton  der  deutschen  Regie- 
rung erstrebt  ist,  kann  eben  deshalb  narals 
T 511  ig  berechtigt  anerkannt  werden. 

Von  dieser  Schutzpolitik  —  das  zeigten  die  Abschnitte  IV 
bis  X  —  ist  nirgends  das  Absehen  darauf  gerichtet,  den  freien 
Selbst-  und  üilfschutz  oder  den  ordentlichen  gemein  bürger- 
lichen Staatsschntz  zn  verdrangen  nnd  zu  ersetaen.  Nirgends 
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will  Zusatz  au  Arbeitprscbutz  gewährt  werden,  wo  kein  lie- 
sonderes  BedHrfnis  Torliegt.  Nirgends  aoll  der  Schute  in  höhe- 
rem Masse  Plafcz  greifen,  als  es  ii9tig  ist.   Es  ist  nicht  dam 

die  Kode,  die  schutzrechtlich  verschiedenen  Klassen  der  ge- 
werblichen Hilfsarbeit  überall  und  in  allem  über  denselben 
Kamm  zu  scheren.  Vielmehr  ist  diesfalls  die  in  der  Ungleicb- 
mässigkeit  des  Schatabedürfaisaes  und  in  der  Ungleichheit  def 
AasfÜhrungsschwierigkeiten  tief  begründete  und  daher  ganz 
normale  Mannigfaltigkeit  der  Behandlung,  also  die  Ausser- 
ordentlichkeit  des  Schutzeingriffes  nach  Inhalt,  Recht  und  Or- 
ganisation YoUfitändig  gewahrt. 

Allerdings  ist  der  Arbeiterscbutz  noch  nicht  zum  vollen 
Abschlösse  gelangt,  weder  dem  Inhalte,  noch  der  Organiaatioa 
nach.  Allein  alle  weitergehenden,  woher  immer  kommendeB 
Forderungen,  soweit  sie  uns  diskutierbai  erschienen,  verlassen 
die  dem  Arbeiterschutz  als  auäserordentlicbem  und  ergäuzeudem 
Staatseingriff  gesteckten  Grenzen  ebenfalls  nicht  oder  doch  nur 
sehr  beschränkt.  Selbst  der  Antrag  Auer  a.  G.  enthält  beim 
Lichte  betrachtet,  —  wenn  man  von  dem  allgemeinen  acht- 
stündigen Arbeitstag,  von  gewissen  Organ isationsforderun gen 
und  von  der  Ausdehnung  auf  alle  (lewerbe  ab?<ieht  —  mehr 
scheinbare  als  wirkliche  Uebertreibung;  denn  derselbe  verlangt 
zwar  ffir  alle  Gattungen  der  gewerblichen  Arbeit  den  gani» 
Arbeiterschutz,  aber  der  letztere  soll  im  wesentlichen  nur  die- 
selben ausserordentlichen  Massnahmen  umfassen,  welche  tob 
anderer  Seite  gefordert  und  oben  begründet  sind,  nur  teil- 
weise in  stärkeren  Dosen. 

Der  Arbeiterschutz  stellt  nicht  einmal  bisher  ni<dit  dage- 
wesene Staatseinmischung  dar.  Längst  besteht  ein  ordent* 
lieber  Verwaltungs-  und  Gerichtsschute  des  Staates  f)Br  die  Ar- 
beit des  gewerblichen  Lohntlieustes  und  selbst  ausserordent- 
liche iMugi  iilu  för  Kinder,  Jünglinge,  Jungfrauen  und  erwach- 
sene Frauen  und  für  erwachsene  Männer  giebt  es  schon  länger 
im  Yerwendungsschuts,  im  Trnckschutz,  im  Betriebsschatt,  im 
gewerbeordnungsmässigen  Kontraktsehutz  der  nichtiabrikmas- 
eigen,  wie  der  fabrikmässigen  Arbeit.  Der  Verwendungsschutz 
ist  aUo  weit  entfernt,  die  Staatseiumiscbuug  einer  bisher 
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schrankei] losen  Yertragsfrciheit  gegenüber  erat  zxx  beginnen. 
Mit  den  im  Znge  befindlichen  Weiterbildungen  will  Nicht«  ge- 
schafPen  werden,  was  nicht  anderswo  —  zumal  in  England, 

Oesterreich ,  der  Schweiz  —  meist  schon  läuger  versucht  und 
bewährt  wäre. 

Die  volkswirtschaitliche  Belastung  durch  den 
Arbeitersehatz  wird,  verglichen  mit  deijenigen  durch  die  Ar- 
beiterreiBichemng ,  eher  die  weit  geringere  sein.  Diejenigen 
Schutzmassnahmen,  welche  am  meisten  Opfer  heischen  —  der 
Schütz  der  verheirateten  Frau  und  der  J^^abrik-Zehnstunden- 
arbeitstag  —  siud  allseitig  interuational  gieicbmässiger  Ee- 
gelang  empfohlen. 

Die  Vertrags- Freihei t  leidet  nicht  not,  da  auch 
die  Erwachsenen,  soweit  sie  unter  den  Arbeiterschutz  fallen 
sollen  ,  thutsiicliJiLli  be^^onders  schutzbedürftig  und  zur  Selbst- 
vertf  idigung  so  unfähig  sind,  wie  im  Privatrecht  die  Minder- 
jährigen ;  unsere  Erörterungen  haben  dies  Punkt  um  Punkt 
geseigt.  Gewiss  wird  man  dies  auch  in  England  und  Belgien, 
deren  Vertreter  auf  der  Berliner  Konferenz  die  Vertragsfrei- 
heit der  Erwachsenen  so  sehr  betont  haben,  bald  allgemein 
anerkennen. 

Die  YölkerrechUiche,  exequier  bare  Festlegung  des  Arbeiter- 
schutzes ist  strenge  vermieden. 

Der  erhöhte  Arbeiterschutz  der  Berliner  Konferenz  und 
der  V.  BerlepsdCachen  Novelle  —  Arbeiterschutz  überhaupt 

hat  schon  bisher  nicht  gefehlt  —  erscheint  daher  als  ein  so 
berechtigtes  wie  ungefährliches  Seiten-  und  Ergänzungsstück 
zur  Sozialpolitik  des  Kaisers  Wilhelm  I  und  des  Fürsten 
V,  BismarcJc«  Auf  P£aden  wandelnd,  welche  von  einzelnen 
Staaten  teils  langst,  teils  seit  einiger  Zeit  ohue  Misserfblg  be- 
treten, also  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erprobt  sind,  wird 
diese  Politik  wohl  zu  wenigeren  Aenderuugeu  genötigt  sein,  als 
die  auf  ganz  neuen  Pfaden  doch  so  mächtig  und  <^rossartig, 
nur  vielfach  viel  zu  unpraktisch  ausgreifende  Politik  der  Ar- 
beiterversicherung. 
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Die  Bewegung  zu  Gunsten  der  Einführung  des  achtstün- 
digen Arbeitstags  ist  auch  in  England  unzweifelhaft  in  der 
letzten  Zeit  eine  stärkere  geworden.  Man  redet  und  schreibt 
heute  mehr  Aber  diese  Frage  ak  je  zuvor  und  ne  rückt 
damit  ihrer  Entscheidung  nSher.  Man  sucht  die  analogen 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  ganze  Welt  züsammeu. 
Man  erörtert  eingebend  die  Gründe  für  und  gegen.  Und 
man  verteilt  entsprechende  Gesetzentwürfe  zu  Tausenden  un- 
ter das  Volk,  das  in  dfientlichen  Versammlungen  dazu  Stel- 
lung nimmt.  Trotzdem  laset  sich  natdrlich  noch  keine  CJe- 
sehichte  der  Bewegung  schreiben;  wohl  aber  eine  Uebersidit 
der  einy?chläpriüren  englischen  Litteratur  mit  den  wichtigsten 
Gesichtspunkten  der  Argumentation,  dem  ich  schliesslich  noch 
in  ^ier  Uebersetzung  den  am  meisten  beachtenswerten  Ge- 
setzentwurf fiber  die  Einf&hrung  des  achtstOndigen  Arbeits» 
tages  in  Ebigland  folgen  zu  lassen  beabsichtige. 

1.  LltteratimuigabeiL 

An  der  Spitze  der  thäfcigen  Propaganda  in  England  steht 
die  sog.  *  Fabian  Society  *f  deren  Sekretariat  sich  2  L,  Hyde 
Park  Mansions,  Edgware  Road  London  N.W.  befindet  und 
die  die  herTorragendsten  sozialdemokratischen  Agitatoren  ver- 
einigt. Von  dieser  Gesellschaft  ist  vor  kurzem  eine  IJeber- 
sicht  der  engiischen  Litteratur  veröffentlicht  worden,  die  ich 
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im  Dachfolgendea  wiedergebe  und  dank  der  gütigen  Unter- 
itflbiiiig  durch  Herrn  Sidney  WM  —  Beamter  des  englischen 
Kfilmimlamtee  und  herrorrageDdes  Mitglied  der  Fabian  So" 
6äff  —  bis  auf  den  heutigen  Tag  erginsen  konnte. 

Ihren  legalen  Anschluss  iiiidet  die  Eiclitstüinligc  Arbeits- 
tajrsbewej]^nDg  natürlich  an  die  Fabrikgesetzgebung  und  zwar 
an  das  üuuptgesetz  41  Vic.  c.  16  ^The  Factory  and  Work' 
Shop  AcU  1878.  Der  P^ie  eines  englischen  Originalabdrucks 
ist  2  sh.  6  d.  Euie  Aoagabe  mit  Noten  von  Ä»  Bedgrave  0.  B. 
iit  bei  iSSlaw  4t  Sons  erschienen,  Preis  5  sh.  Die  gesetilichen 
Bestimmungeu  bezüglich  der  Arbeiter  in  den  Kohlenbergwerken 
findet  sich  in  der  Parlaments  Act  ÖO  u.  51  Vic.  c.  58  ^The 
Goal  Mines  Begulation  Act*,  1887  und  jene  in  Bezog  auf  an- 
dere Bergwerke  36  n.  S6  Vic.  c  77  *The  MetaUiferaus  Mines 
BegiOaUau  Act<  1872,  AgrieitUural  Qargs  Aeit  1867, 
>The  Canal'Boafs  Act*  1884  nnd  %The  Merdumt  SHipping 
Adst.  Tür  Personen  Linter  18  Jahren,  welche  in  Läden  be- 
schäftigt werden,  gilt  das  Gesetz  49  u.  50  Vic,  c.  55  »The 
Shops  Houra  Regulation  Act*  1886«.  Die  übrigen  Gesetze 
wie  46  D.  47  Vic  c.  53  (Factories),  38  u.  39  Vic.  c.  39,  44 
u.  45  Vio.  c.  26  und  4&  u.  46  Vic  c  3  {Mines)  sind  fOr  die 
ferhegende  Frage  ^on  geringerer  Bedeutung. 

Die  wichtigsten  Parlamentsreporte  sind  vom  Jahre  1861, 
sowie  von  den  Jahren  1832,  1840—43,  1862— 06  und  1876, 
welche  mit  Ausnahme  der  beiden  letztgenannten  von  Engel 
and  Karl  Marx  —  freilich  in  recht  einseitiger  Weise!  d.  Ref. 
—  in  ihren  bekannten  Werken  benutat  wurden.  Die  neuesten 
Angaben  6nden  sieh  in  dem  Bericht  des  Komitee  des  Honse 
of  Lords  ^Ott  the  Srveattng  Sgstcmt  (H.  L.  62.  1890). 

Die  GesetzgebnnjT  der  auswärtigen  Staaten  findet  sich  nur 
onroUstandig  in  dem  Bericht  des  englischen  auswärtigen  Amtes 
*CmmmM  No,  ^6€  c  6866,  Preis  5  d.  Vollständiger  ist 
der  Bericht  der  Berliner  Arbeiterkonferena  yom  Mai  1890. 
^Tke  firsi  Awiual  'Report  of  the  Federdl  Cammissioner  of 
Labour  €  ( Wa^ihington  1886)  gibt  eine  sehr  gute  Zusammen- 
itellung  der  amerikanischen  Arbeitergesetzgebung. 

Die  Geschichte  der  englischen  Fabrikgesetsgebung  ist  iu 
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der  englischen  Litteratur  ani  bebten  in  »E*.  E.  von  Plencrs 
English  Factor y  Legislation*  (Cbapman  &  Hall,  1873)  zu- 
sammeDgeatellt.  Alfred' s  »Mistory  of  Üte  Fadary  Mavemetd* 
wi  eine  gute  periodiaclie  Cbfonik  der  Bewegung  bia  som  Jalire 
1847.  Lord  Shcfte^bwr^s  MitwirkoDg  ist  geschildert  in  seinem 
*Life  and  WorJc*  von  E.  Rodder  (Kassel  1886)  und  in  Sper- 
ches€  (Chapinan  &  Hall,  1868).  IS  eben  Lord  SJiaficsbto  ifs 
Reden  sind  jene  von  Sir  Eobert  Peel  (Rontledy  1853),  John 
Bright  (Macmülon),  Fawcebt  (MacmiUan  1873)  and  Lord  Ma- 
eanüay  (Longmans  1854)  von  historischer  Bedeatnng.  Des 
Letsstgenannten  Rede  tiber  das  Zehnstondengeseta  im  Jahre 
1847  ist  die  s^länzendste  oratorische  Leistung  zu  Gunsten  der 
gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitszeit  für  erwachsene  Arbeiter. 
Die  einschlägigen  Verhaltnisse  der  englischen  Kolonien  werden 
am  besten  behandelt  in  dem  Werke  ^FrMems  of  Greater 
BrUaint  von  Sir  C.  W.  Dilke  (Macmillan  1890,  3.  Auflage). 

Die  Grflnde  Gunsten  einer  weiteren  Ausgestaltung  der 
Fabrikgesetzgebung  sind  gut  zusammengestellt  von  W.  S.  Je- 
vons  iu  »7V/t  State  in  Eelation  to  Labour<  Cp.  IIL  (Mac- 
millan 1882) ;  von  John  Morleif  in  »Lt/e  of  Cobdett€  Vol.  1. 
Cp.  XVIIL  p.  288,  308  ff.;  Ton  H.  U.  SmUh  in  i^Eeonomk 
Aspects  of  State  Saciaiism*  Gp.  IV.  sec  IL  (Simpkin  1887); 
▼on  J.  8,  Mill  in  ^Prindples  of  PoUtieal  Eeononnf€  Vol.  V. 
Cp.  XI.  9  u.  12  und  in  seinem  Elssay  »0;/  lihertut  Cp.  V.; 
von  Dnlte  of  Argyll  in  »Iluyn  of  Laic^^  Cp.  TU.  (Strahan 
1867)  und  von  Crunton  in  »  WeaW^  and  Progress*.  (MacmiUau 
1888). 

Das  letztgenannte  Werk  gibt  eine  gute  Zusammenstellung 
der  Gründe  fflr'  einen  achtstfindigen  Arbeitstag.  Tom  ManfCs 

Panij>lilet  ^The  Eiyht  Ilours  Movenicnf<c  (Modern  Pre.'-.s  13 
Paternoster  Row  1889,  Pieis  1  d.)  dient  dem  Zwecke  einer 
populären  Darstellung.  Ebenso  ^The  Eight  llours  WorkDay€ 
Ton  A,  K,  Donald,  Die  Schwierigkeiten  einer  uniTersellen 
zwangsweisen  Durehf&hrang  des  achtstflndigen  Arbeitstags 
werden  gut  von  Bradlaugh  erörtert  in  seinem  aus  der  »New 

Heviewi  im  iSeparatabthuck  erschienenen  Artikel  >Th(  Etijiii 
ilours  Movement  €  (Freetbaught  Publisiiiug  Company,  63  Fleet 
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Street,  1889,  Preis  2  d.).  Die  noch  nicht  separat  erschicTieii 
beachtenswerteren  Artikel  iQr  und  g^n  in  den  grdaeren  Zeit- 
schriften sind: 

George  Gnntmi,  ^Tke  Eight  Hours  Law:  shall  U  he  adopted ?€ 

(Foruiii  188Ü  136.) 
Marold  Cox,  »The  Eight  Hours  BiU^  (Niueteenth  Century, 

Joly  1889). 

ÄnmymuSy  i^Some  Eeommie  Äspects  of  the  Eight  Hours  Mo* 
vemmU  (Westmineter  Review,  Jali  1889). 

U,  31.  Uijmlman.,  -»Eight  Uours  the  Maximum  Worhing  Day* 
(New  Review,  August  1889). 

H,  H.  Champion^  >The  Eight  Hours  MoveMent€  (Nineteenth 
Century,  September  1889). 

Sidneg  Webb,  >7%e  Limitati&n  of  (he  Hours  of  Labour <.  (Con- 
temporary  Review,  Dezember  1889). 

iL  B.  ILihliDic  M.  F.,  -»Thr  Einhi  Uoura  Question<^  (Con- 
temporary  Re?iii\\  ,  Februar  löyO). 

a  Bra^ugk  M.  P«,  »2%e  EigU  Hours  Quesium€  (Fort* 
nightlj  Reriew,  Man  1890). 

J.  Murray  Maedondlä^  T^The  Gase  for  an  Eight  Hours  Day€ 
(Nineteenth  Century,  April  1890). 

John  Ä.  HolßSüf},  *The  Cosi  of  a  Shorier  Bay^  (^National  ße- 
Tiew,  April  1890). 

Sir  Lyon  Flayfair^  *Lord  Bandolph  ChurehM  and  the  Eighi 
Hours  Monement€  (Speaker,  4.  Januar  1890). 

Sir  Charles  BiTkc  a  Badiccd  Frag  ramme  (The  New  Revue 
Juni  bis  Dezember  1890). 

The  FeopWs  Bress^  eine  sozialistische  Wocbenscbrift,  heraus- 
gaben Ton  der  Fabian  Society^  gibt  ständige  Berichte 
Aber  die  Bewegung,  Preis  pro  Nnmmer  1  d.  Expedition: 
10  Red  Lion  Cbnrt,  Fleet  Street  K  C.  London. 

2.  Stand  der  Bewegung. 

Man  kann  den  Vertretern  des  achtstündigen  Arbeitstags 
m  England  die  Anerkennung  nicht  versagen,  dass  sie  massvoU 
in  ihren  Forderungen  sind.  Keiner  von  den  Führern  der  Be- 
wegung verlangt  eine  allgeujciue  zwangsweise  Einführung  des- 
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selben  xmä  noch  weniger  ist  von  einer  universellen  oder  aucb  nur 
intemationnlen  Verwirklichung  diesei  Voreehlage  die  Bede. 
Tom  Mannas  Pamphlet  ^The  EigM  Hours  MavemenU^  Au 

unter  der  einschlägigen  Litteratur  die  weitaus  grosste  Ver- 
breitung gefunden  hat,  fordert  nur  ein  entsprechendes  Gesetz 
ftir  die  Kegierungsbediensteten  und  Regierungswerkstätten. 
Andere  gehen  weiter  and  proponieren  die  Aasdehnung  der  Ar- 
beit87«itbe8chrSnkang  ancfa  aaf  die  Bergwerke«  Eisenbahnen, 
Lokalyerwaltungskdrpersehaften  nnd  anf  die  Besehaftigien  jener 
grossen  Gesellschaften,  welche  mit  einer  Jloyal  Charter  be- 
günstigt werden.  So  namentlich  der  unten  zur  Wiedergabe 
gelaugende  Gesetzentwurf. 

Dabei  scheint  man  ein  ganz  besonderes  Gewicht  darauf 
zu  l^en,  dass  die  ganze  Massregel  als  eine  Weiterenfcwicklnng 
der  Fabrikgesetzgebung  gedacht  wird.  Durch  dieselbe  wird 
bekanntlich  bereits  tür  iunder^  jugendliche  Arbeiter  und  Frauen 
die  Arbeitszeit  «gesetzlich  bestimmt,  was  in  vielen  Fällen  auf 
die  Arbeitszeit  auch  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  in- 
direkt einwirkte.  Es  ist  also  von  dieser  Seite  nur  ein  Schritt, 
wenn  jetzt  zur  direkten  Begelang  dieser  Verhältnisse  überge- 
gangen werden  würde. 

Beschränkt  soll  damit  freilich  die  künftige  Ausdehnung 
des  Gesetzes  über  den  achtstündijifpn  Arbeitstag  nicht  werden. 
Man  erwartet  vielmehr  seine  schrittweise  fortscii reitende  Ver- 
aUgemeinernng,  sobald  die  öffentliche  Meinnng  dafür  gewonnen 
ist.  Die  Afgamentation  auf  diesem  Pünkte  wendet  sich  nametii- 
licb  getreu  die  beliebte  Behauptung,  dass  eine  weitere  Minde-' 
rung  der  Arbeit*?zeit  die  Industrie  aus  dem  Lande  treiben  würde. 

Zunächst  ist  ein  grosser  Teil  der  englischen  Lohnarbeiter 
vollständig  von  fremder  Konkurrenz  ausgeschlossen.  So  na- 
meutlich  die  Arbeiter  für  persönliche  Dienstleistungen.  Aber 
auch  z.  B.  die  Bauhandwerker.  Wenn  auch  die  fertigen  Thüren 
und  Gewänder  aus  Norwegen,  die  Schlösser  und  Glocken  aus 
Deutscliland  importiert  werden,  so  braucht  man  doch  wieder 
englische  Arbeiter,  um  die  Teile  zu.sammenzusetzen  und  zu  be- 
festigen. Die  fertigen  Häuser  lassen  sich  nicht  importieren. 
Dazu  kommen  die  Arbeiter  der  Kleidungs»  und  Konfektiona« 
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brauche,  die  Arbeiter  io  Docks,  Lager*  QDd  Warenhaii9prnu.8.w. 
Man  sehätst  dw  Arbeiter  dieser  Kategorien  auf  IVs  MiHionen. 
Soweit  aber  wirklich  auswärtige  Eonkarreos  in  Betracht 

kommt,  wird  darauf  hingewiesen,  dass  eine  Minderung  der  Ar- 
l)t  its/eit  erfahrungs^emäss  keineswegs  immer  eine  Miiuleruug 
lu  der  Produktion  bezw.  eine  Mrliöhung  der  Produktionskosteü 
bedeute,  wenn  anch  unzweifelhaft  diese  Aosgleichnng  ihre  gans 
bestimmte  Grenze  haben  mnss. 

Sidney  Welih,  der  sich  eingehender  mit  diesen  Verhält- 
nissen beschäftigt  hat,  sagt  bezüglich  der  Rückwirkung  auf 
die  Produktion  mit  Kecht,  dass  es  unter  allen  Umständen  sehr 
schwierig  ist,  voraoszosagen,  welchen  Einfluss  eine  bestimmte 
Arbeitsbeschrankang  auf  Quantität  wie  Qualität  der  Gflter* 
erzeagung  habe.  Die  Brfahrung  habe  gelehrt,  dass  der  fort- 
schreitenden Kürzuug  des  Arbeitstags  im  Laufe  unseres  Jahr- 
hunderts eine  Steigerung  der  Produktivität  parallel  gegangen 
sei.  Und  in  vielen  Fällen  leisteten  die  Arbeiter  in  10  Stunden 
mehr  als  vorher  in  12  Stunden.  Die  Er&hrung  auf  Terkehro- 
reichen  Eisenbahnstationen  zeige,  dass  die  Arbeiter,  welche  mit 
dem  Rangieren  der  Gtiterwigen  betraut  sindi  w&hrend  12- 
stündiger  Arbeit  in  den  ersten  6  Stunden  um  50*/o  mehr  leisten 
als  iu  der  zweiten  üäli'te  ihres  Tages.  In  anderen  Fällen  war 
es  möglich,  die  Bewegtingsgeschwindigkeit  der  Maschinen  so 
txL  steigern,  dass  die  fieduktion  der  Arbeitszeit  dadurch  aus- 
geglichen wurde.  Dnd  ebenso  wird  beim  achistflndigen  Ar* 
beitstag  viel  ^^ewonnen  dndurch,  dass  die  Arbeiter  nur  einer 
lljaterbrecbung  für  MabUeiten  bedürfen. 

Trotzdem  bleibt  freilich  eine  gewisse  Minderung  oder  Ver- 
teoerung  der  Pixiduktion  zu  erwarten,  was  nach  der  Meinung 
WeWs  jedoch  ausgeglichen  würde  durch  die  Beschäftigung 
der  heute  unbeschäftigten  Arbeiter  und  die  dadurch  bewirkte 
Absatzsteigerung  im  Inlande.  Auch  in  der  Aritlimetik  der 
Arbeit  sei  wie  in  jener  der  Zollpolitik  10  weniger  A  nicht 
gleich  8  oder  9,  sondern  gleich  11. 

In  Bezug  auf  den  Reallohn  hebt  Webb  hervor,  dass  heute 
nach  allgemein  anerkannter  ÜeberKeugung  der  Erfolg  der  eng- 
lischen Fabrikgesetzgebung  auch  in  einer  Lohusteigerung  be- 
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bestanden  habe,  aller  Scliwarzseherei  der  Opposition  zum  Trotze 
und  dass  aller  Wahrscheinlichkeit  oach  infolge  der  Aufnahme 
der  iDdusirieUen  Eesenrearmee  uiter  die  Btandigen  Arbeiter 
auch  nach  Einfflhmng  des  achtetdndigen  Arbeitstags  eine  Er- 
höhung des  Lohnes  sieh  erwarten  lasse. 

Für  den  internationalen  Handel  gilt  (in'  Autfassnng,  dam 
England  seinen  Weizen  am  Rocbdale'schen  Webstuhl  spinne, 
sein  Fleisch  auf  Shefiield'scheu  steinen  mahle  und  seine  Wolle 
in  Dnrham'schen  Kohlenbergwerken  hane  —  nicht  weil  dieses 
Land  diese  Lidnstrien  mit  grösserem  Vorteil  betreiben  könne 
als  seine  Naehbam,  oder  weil  die  importierten  GHlter  nicht 
produziert  werden  könnten,  sondern  weil  England  mit  frrösse- 
rem  Vorteil  spinnen,  hauen  und  mahlen  könne  als  Nahrungs- 
mittel produzieren.  >£8  ist  der  englische  Farmer  und  nicht 
der  amerikanische  Banmwollenspinner,  der  wirklich  mit  Lanca- 
shire  konkurrierte  Und  die  weitere  Verküraang  der  Arbeits- 
stunden werde  sehr  nnwahrseheinlich  den  Ansfuhrhandel  be- 
einträchtigen, einmal  weil  es  ähnliehe  Massregeln  früher  nicht 
gethan  hätten  :  der  Texiiiexport  habe  sich  sogar  seitdem  be- 
deutend gesteigert  —  ferner  weil  der  englische  Baumwollen- 
spinner, der  heute  schon  weniger  Stunden  arbeite  als  Tiele 
seiner  Konkurrenten,  seine  energischste  Konkurrena  dort  finden 
wo  die  Arbeitszeit  am  kfirzesteu  (Massachusetts)  und  nicht 
dort  wo  sie  am  längsten  sei  (Kussland  und  Indien)  —  und 
endlich  weil  die  Falnikgesetzgehnng  auch  der  anderen  euro- 
päischen Staaten  voraussichthch  nicht  lange  hinter  England 
zurQckbleiben  würde. 

Die  Motive  des  Vorschlags  sind  teils  bestehenden  Miss- 
sfönden,  teils  allgemeinen  soaialpolitischen  Erwägungen  ent- 
nommen. 

Nach  Wchh  hat  mehr  als  die  Hälfte  aller  Arljeiter  einen 
zwölfstündigen  Arbeitstag.  Die  Omnibuskutscher  und  Konduk- 
teure sind  taglich  14  bis  16  Stunden  beschäftigt  Die  Schaff* 
ner  und  Zugl&hrer  der  Eisenbahnen  sind  12  bis  13  Standen 
im  Dienst.  Die  Schneidergesellen  im  Osten  Londons  haben  oft 
16  Stunden  eines  Tages  in  einer  vergifteten  Atmosphäre  ihrer 
Arbeit  obzuliegen.  Und  alle  diese  Fälle  sollen  noch  nicht  ein- 
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mal  die  ÄDsnabme  sein.  Wie  viel  Meod  die  letzten  grosden 
Straks  in  London  en  allgemeinem  Bewosstaein  brachten,  ist 
b^oDi   Nor  in  England  und  Wales  worden  im  Jahre  1887 

uicht  weniger  als  110  (X)J  arlnjitsuihige  erwachsene  Arbeiter 
anf  Kosten  der  Geiiieiusclmit  nis  Anne  unterhalten.  Unter 
ums  Mitgliecleru  der  7  grössten  Trades  Unions  waren  iu 
dem  gleichen  Jahre  11 260  Personen  nnbeschäftigt  and  er- 
hielten als  solche  UnterstAtKnng  ans  der  Genossenschaftskasse. 
Wenn  aber  nnter  den  Mitgliedern  der  Trades  Unims,  die  die 
Elite  der  Gesellschaft  luismachen ,  circa  9  %  als  »unbeschäf- 
tigt« gerechnet  werden  kunnen,  so  wird  man  niclil  ielil  u<  hen, 
bei  den  weniger  gelernten  und  ungeieruten  Arbeitern  diesen 
PhMcentsata  anf  18  bis  20  %  zu  erhöhen.  Das  giebt  also  bei 
einer  Lohnarbeiterbe^olkerang  von  5  Millionen  eine  Reserre- 
umee  iron  nahara  1  Million,  ünd  wenn  diese  5  Millionen 
jetzt  eine  sehr  unsichere  Beschäftigung  bei  einem  zehnstündigen 
Arbi^itstag  haben,  so  wüide  der  achtstündige  Arbeitstag  sichere 
and  gleichmässige  Lohneinkünfte  für  Alle  (? !)  schaffen. 

Vom  allgemein  sozialpolitischen  Standpunkte  ans  denkt 
mtn  sieh  den  Beginn  der  Dnrchftthmng  des  8stttndigen  Ar* 
bdisiages  als  die  Vorbereitung  der  Oesetssgebong,  dnreh  eine 
fortschreitende  ]\iir/iing  der  Arbeitszeit  Schritt  zu  lialten  mit 
der  taglicheii  Vti voUkümiiinung  der  arbeitersetzenden  Maschi- 
nen und  der  industriellen  Organisation. 

Die  Dnrchffihmng  soll,  wie  bereits  erwähnt,  selbst  fUr 
England  nicht  eine  plötslicbe  nnd  allgemeine  sein.  Noch  yiel 
weniger  fordert  man  für  alle  Kulturstaaten  eine  allgemeine 
«wangsweise  Einführung.  Mau  erwartet  nur  eine  allgemeine 
;_'leichii»il^-iu;i  l'oi  tentwickehing  in  der  Weise,  dass,  wenn  z.  B. 
j;eute  England  mit  9  Stunden  Arbeit,  Bei<iien  und  Deutsch- 
kod  mit  11  Stunden  Arbeit  auf  dem  Weltmarkte  mit  ein- 
ioder  konkurrieren,  die  Annahme  des  achtstflndigen  Arbeitstages 
in  England  fflr  Belgien  nnd  Deutschland  ebenfalls  eine  Min- 
derung der  Arbeitszeit  um  1  Stunde  pro  Tag  bald  zur  Folge 
'  .ilj^-.  Dazu  kommen  noch  die  bekannten  Erwägungen  huma- 
nitärer und  kultureller  Art. 

Die  Gegner  der  Bewegung  nehmen  insofern  anch  einen 
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gemäss! tcn  Standpunkt  ein,  als  ein  jeder  von  ibnen  sich  mit 
einer  mögiichst  weitgehencleu  Verkürzung  der  Arbeitszeit  piin- 
xipiell  einyerstanden  erklärt.  Von  keiner  Seite  bestreitet  man 
die  grosse  knltorelle  Bedeatnng  dieser  Bestrebangen.  Ja  mm 
geht  sogar  soweit,  dass  man  sieh  zo  einer  partiellen  Regelang 
des  achtstündigen  Arbeitstages  durch  staatliche  Gesetze  geneigt 
finden  lässt,  näriilich  für  die  Weichen-  und  Signalsteller  an 
den  Eisenbahnen.  Bei  ihrer  üeberarbeitong,  so  sagt  man, 
komme  nicht  bloss  persönliches  Interesse,  sondern  auch  dss 
Interesse  des  reisenden  Pabükaois  in  Betracht,  das  folge- 
richtig nicht  bloss  darch  die  Arbeiter,  sondern  nur  durch  die 
Gesamtheit  und  ihre  Gesetze  genügend  geschützt  werden  könne. 
Man  denkt  dabei  oiienbar  an  die  Gefahr  des  höchsteigrenen 
Leibes  und  vergisst  sofort  den  oppositionellen  Ötandponkt 
Aber  schon  mit  diesem  Zageständnis  ist  die  Opposition  eigent- 
lich gerichtet  Denn  wenn  in  der  Verkfirsong  des  Arbeits- 
tages ein  allgemeines  knltorelles  Interesse  liegt,  so  ist  hier 
wie  immer  nicht  der  Einzelne,  sonderu  die  Gesamtheit  zum 
Schutze  derselben  in  erster  Linie  berufen.  Indes  ist  es  m.  W. 
nur  das  Ir'arlamentsmitglied  E,  Haldaue  ^  welches  in  der 
Caniempararif  Meview  vom  Februar  d.  J.  in  der  Weise  sich 
bestimmter  ausgesprochen  hai 

Sonst  liegt  die  StSrke  der  Gegner  darin,  dass  die  Trades 
Unions  als  die  rechten  Orgaue  für  die  Herbeiführung  der  wün- 
schenswerten Kürzung  der  Arbeitszeit,  im  Gegensatz  zur  staat- 
lichen Gesetzgebung,  bezeichnet  werden  —  dass  man  sich  anf 
die  Uneinigkeit  der  Trades  ünions  wie  der  Arbeiter  selbst  in 
dieser  Frage  beruft  —  und  die  ganse  Bewegung  als  den  Aus- 
fluss  sozialistischer  Theorien  hinsteUt.  Unerwähnt  dQrften  da- 
gegen jene  Ausführungen  bleiben,  welche  die  Schädigungen 
einer  plötzlichen  und  allgeiiieiiien  zwangsweisen  Durchführung 
des  achtstündigen  Arbeitstages  zum  Gegenstände  haben.  Sie 
schiessen  weit  über  das  gegebene  Ziel  hinaus  und  haben  nichts 
mit  jeneu  Vorschlägen  au  thun,  welche  TOn  den  Hauptrer- 
tretern  der  Bewegung  gemacht  werden. 

Es  ist  bekanntlich  noch  nicht  lange  her ,  dass  man  in 
England  die  Trades  ünions  als  eine  staats-  und  gesellschafts- 
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gd&brliebe  Vereinigong  der  Arbiter  bezeichnete*  Heate  er^ 
wutet  man  Ton  derselben  Seite,  daee  dnreb  diese  genossen- 

schüft  liehe  YerbiDcluiig  der  Arbeiter  jede  Verbesserung  ihrer 
Stellung  selbst  errungen  werde.  Dass  die  XJmons  dazu  aiicb 
bezüglich  des  dstündigen  Arbeitstages  geeignet  seien,  beweisen 
nngeblich  die  gut  organisierten  Bei^lente  Ton  Northnmber- 
Itnd.  Yor  37  Jahreik  arbeiteten  hier  die  Hauer  9  bie  12 
Stenden  nnter  Tag.  Heate  ist  ihr  Arbeitstag  ohne  jede  Mii~ 
Wirkung  des  Parlamentes  auf  6V4  Stunden  reduziert.  Zu  deu 
Trades  Unions  gehöre  freilich  nur  der  zehnte  Teil  der  er- 
wacb£euen  männlichen  Arbeiter  Kngiands,  aber  die  Erfahrung 
des  Londoner  Dockstrikes  habe  gezeigt ,  dass  auch  die  Masse 
dsr  nngelemten  Arbeiter  einer  Organisntion  &hig  sei«  wenn 
die  Not  nnd  Verhältnisse  ee  erfordern.  Dass  aber  znr  Zeit 
iL  der  That  kein  Bedürfnis  zur  allgemeinen  Einführung  des 
östündigen  Arbeitstaktes  vorliege,  erhellt  am  besten  uus  der 
Uneinigkeit  der  arbeitenden  Klassen  über  diese  Frage.  Auf 
den  Koi^ressen  der  Trades  Unions  habe  man  mit  Recht  ge- 
folgt: »Wae  soll  naehher  ans  den  Leuten  werden,  welche  heate 
leben  weniger  als  8  Standen  arbeiten?!  nnd  »Soll  jeder  Ar^ 
beiter,  deT  dann  mehr  als  8  Stunden  zu  arbeiten  beliebt,  als 
Verbrecher  bestraft  werden?«  —  Die  Intervention  der  Staats- 
gewalt sei  viel  eker  geeignet,  den  guten  Kern  und  die  Stärke 
der  Trades  Unions  zu  ontergraben.  Schon  die  weitverbreitete 
Agitation  zu  Gunsten  des  SstOndigen  Arbeitstages  habe  er- 
fahnngsgemiss  die  Disziplin  nnd  den  Znsammenhalt  der  Unions 
gelockert. 

Sehr  {^twichtig  sind  offenbar  diese  Einwendungen  nicht,  wenn 
auch  damit  gewiss  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  die  Ausfüh- 
nmgen  der  Führer  der  Bewegung  keine  Angriffspunkte  bieten 
vOrden.  Wenn  es  den  Trades  Unions  in  einzelnen  Fällen 
«irklieh  gelnngen  ist,  eine  noch  weitergehende  Verkttrzung 
ihrer  Arbeitszeit  von  ihren  Arlieit;/ebern  zu  erlangen,  so  be- 
weiätü  diese  Ausnahmen  gar  iiiLhts  für  dan  Geeignetsein  dieser 
Genossenschaften,  das  Gleiche  für  alle  erwachsene  männliche 
Arbeiter  zu  bewirken.  Ebenso  war  die  organisatorische  Zu- 
«lemenfasBung  der  Massen  ungelernter  Arbeiter  wahrend  des 
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Dockstareiks  für  Enghind  eine  Ansnahme,  die  nur  durch  sehr 

viel  Not  uud  Unglück  zu  stände  gekommen.  Wohl  aber  spricht 
die  gan/.e  Stellung  der  J'iiions  als  der  sog.  Aristokrtitie  unter 
den  Arbeitern  sehr  dagegen  und  in  ihrer  Uneinigkeit  auf  den 
KoDgresaen  findet  diese  Vermutung  ihre  Tolle  Bestätigung. 
Es  ist  die  kurzsichtige  Besorgnis  einzelner  Arbeiter,  welche 
fftrehten,  nach  Einführung  des  Sstflndigen  Arbeitstags  keine 
Nacharbeit  mehr  annehmen  zu  dürfen!  Und  wenn  so  durch 
Uneinigkeit  in  einer  wichtigen  Frage  die  Disziplin  in  einer 
Union  gestört  wird,  so  ist  das  recht  nabeliegend.  Man  müsste 
sich  entschlossen  dieser,  im  Interesse  der  Arbeiter  liegenden 
Bewegung  anschliessend  dann  kannte  das  Resultat  auch  der 
Annahme  des  Gesetzes  nichts  anderes  sein,  als  eine  abermar 
lige  Stärkung  der  Unions.  In  anderen  Fällen,  wie  in  der 
Sheffielxr  sehen  Messerschmied  Vereinigung,  sind  die  Mitgli^^iler 
der  Trades  Union  kleine  Meister,  die  ihre  Arbeiter  so  hart 
wie  irgend  ein  anderer  Arbeitgeber  behandeln  und  deshalb 
wohl  nicht  mit  Unrecht  eine  *Friendly  saeiety  0/  sweaters  or- 
ganised  fw  mviwjX  prctedian*  genannt  werden.  Dass  diese 
Leute  kein  Interesse  an  der  Einführung  des  Sstöndigen  Ar- 
beitstages haben,  liegt  auf  der  Hand.  Aber  es  ist  auch  eben 
deshalb  zutretend,  was  seltsamer  Weise  wieder  von  den  Geg- 
nern der  Bewegung  gesagt  wird,  nämlich  dass  die  Beschran- 
kung der  Arbeitszeit  keine  Spezialf  rage  sei,  welche  nur  von 
den  Arbeitern  als  alleinige  Sachverslandige  entschieden  werden 
könnte,  sondern  vielmehr  eine  Frage  von  allgemeinem  Interesse, 
die  so  gut  wie  irgend  eine  zweite  vor  das  Forum  der  öÜeut- 
licheu  Meinung  gehöre. 

Damit  steht  und  fällt  auch  die  Frage  nach  der  Herkunft 
der  Bewegung.  Die  Zeit  ist  heute  glacklicher  Weise  vorbei, 
in  der  ein  Vorschlag  unberücksichtigt  blieb,  weil  er  einem 
bestimmten  Lager  entstammte,  um!  sei  es  auch  dem  der  KoUek- 
tivisten  Mat\v  und  Schäffle  (?/),  wie  E.  B.  Haldane  Q.  C, 
M,  P.  die  Bestrebungen  Webb's  uud  Genossen  bezeichnen  zu 
können  glaubt. 

Ist  der  Sstflndige  Arbeitstag  im  Interesse  der  Gesamtheit 
oder  ist  er  nicht  im  Interesse  der  Gesamtheit?  Das  ist  die 
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einzig  entscheideude  Fra^e,  die  durch  die  sympathischen  Aeus- 
seruDgen,  welche  alle  Schriftsteller  über  dieses  Thema  der 
mSgliehsten  Eürzang  der  Arbeitszeit  zollten,  auch  schon  ent- 
schieden ist  DasB  solche  Veranderangen  nicht  sprungweise 
and  nnTermittelt  fttr  gante  LSnder  oder  gar  LSndergruppen 
eintreten  dürfen^  wird  von  den  Anhängern  der  Bewegung  nir- 
gends aasser  Acht  gelassen.  Deshalb  die  sehr  gemässigten 
Forderangen  1  Man  bat  freilich  auch  dieses  Verhalten  ihnen 
wieder  mm  Vorwarf  gemacht  mit  dem  Hinweis,  dass  die  vor- 
geschlagene Reform  doch  eigentlich  herzlich  wenig  bedeute. 
Mir  scheint  umgekehrt  diirin  die  beste  Garantie  für  die  Ver- 
mutung zu  liegen  ,  dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit  das  englische 
Parlament  sich  mit  dem  Sstündigen  Arbeitstag  eingehender 
beschäftigen  wird.  Nnr  mnss  man  sich  der  Oberspannten  Hoff- 
nung einer  LQaong  der  sozialen  Frage  auf  diesem  Wege  ein 
für  allemal  nicht  hingeben. 

3.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes. 

Nachfolgend  die  freie  Uebersetzung  des  Entwurfes  eines 
Gesetzes  fiber  den  Sstflndigen  Arbeitstag»  welcher  im  No- 
Tember  t.  J.  von  der  Fabian  Society  ausgearbeitet,  heute  be- 
reits in  über  10  000  Exemplaren  verbreitet  und  ganz  oder 
teilweise  von  der  London  Liberal  and  JRadical  Union  ^  von 
der  Metropolitan  Badical  Federaüon,  von  dem  London  Traäes 
Couneü  und  Ton  den  meisten  der  Working  Men*s  (Ms  an* 
genommen  w(»rden. 

Gesetzentwurf  zur  Ergänzung  der  Faeiory 

and  WorJcshop  Act  1878  und  zur  Verhinderung 
übermässiger  Arbeitszeit. 

Einleitung. 

Art.  1.  Dieses  Gesetz  soll  als  die  Hours  of  Labour  Act  1890 
bezeichnet  und  mit  Ausnahme  von  Art.  6  nach  Analogie  der 
Fadoryand  Workshop  Act  1878gelesen  und  interpretiert  werden. 

A D m.  Art.  ^  welcher  die  Bergwerke  behandelt,  loU  der  HnmV 
^ttgiMkn  Aid  inkorporiert  weiden. 

Art  2.  Dieses  Gesetz  soll  mit  dem  1.  Jan.  1891  in  Kraft  treten. 

10* 
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1.  Teil. 

Von  dem  N o r maiar ba i ts tag  und  der  Normal- 

arbei  tswoche 

Art.  3.  In  den  Verträgen  für  Lohnarbeit  wie  für  per- 
sönliche DienstleistuDg  irgend  welcher  Art  soll  —  Tonuis- 
gesetzt,  das8  keine  anderweitige  Uebereinkanft  getroffen  iei  — 
ein  Tag  einem  Zeiiiaam  von  8  Stunden  Arbeit  und  eine  Wodbe 
einem  Zeitianm  von  48  Arbeitsstnnden  gleich  erachtet  werden. 

Anm*  Eine  solche  allgemeine  Bestimmung  ist  gewohüheiuuiääaig 
feititflliond  nod  anerkannt  nur  in  den  australischen  Eolouien.  £« 
ist  6etef%  wenn  auch  als  iolches  ein  oft  leeier  Buchstabe  in  ▼etachia- 
deoen  unerikaaischen  Staaten,  wie  in  NewTork»  California ,  Indiaan, 
Oonnecticnt  and  Wiseonsin.  In  Pennsilvania.  Ohio,  Kew-Hamptfali«, 
Bhode  Island,  Maine,  lllchigan,  Florida  nndNebraika  sind  lOStniiden 
als  gesetaUcber  Normalarbeititag  beieichnet» 

Die  obige  Bestimmaag  will  keineswegs  eine  Ulngece  als  SstOndige 
Arbdt  unmöglich  machen.  Ihre  Bedeutung  liegt  nur  darin ,  daac  in 
einem  Gesets  (öffentlich  erklftrt  wird,  daas  das  rechte  Maximum  der  Be- 
sefaAftignng  gleich  8  Standen  ad.  Die  Nacharbeit  aoU  damit  keiaes- 
wega  allgemeiB  Terboten  werden. 

Für  Regierungsbeschäftigte« 

Art.  4.  Keine  Person,  weiclie  vom  Staate  in  irgend  einer 
Abteilung  des  dffentlichen  Dienstes  oder  des  Militärs  oder  der 
Marine,  oder  welche  von  irgend  einer  Gemeinde  oder  einem 
öffentlichen  Institate  beschäftigt  wird«  soll  —  ausgenommen 
in  speziellen  unvorhergesehenen  Fällen  —  länger  als  8  Stun- 
den während  eines  Tages  und  48  Stunden  während  einer  Woche 
thatig  sein.  In  Füllen,  in  welchen  eine  Aufhebung  dieser  Be- 
stimmung begründet  erscheint,  soll  der  Staatsminister  des  In- 
nern ermächtigt  sein,  dieselbe  zu  erlassen.  Der  besondere  dies- 
bezQglicbe  Erlass  ist  im  Staatsanzeiger  bekannt  zu  geben. 

Jeder  Beamter  bezw.  öffentlicher  Bedienstete,  welcher  von 
irgend  einer  ihm  untere  tollten  Person  fordert  oder  verlangt, 
für  eine  längere  als  hier  bezeichnete  Zeit  zu  arbeiten,  wird  — 
besondere  Verhältnisse  und  Umstände  ausgenommen  —  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  200  Mk.  bestraft. 

Jeder  Beamte^  welcher  ein  oder  mehrere  ihm  unterstellten 
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Pcnonen  über  di«  oben  begrenzte  Zeitdauer  binans  aaf  Grand 
besooderer  Umstände  hat  arbeiten  laseeD,  ist  verpflichtet,  inner- 

ialb  7  Tagen  darüber  Bericht  au  den  Minister  des  Innern  zu 

ersUtteu,  von  dessen  Seite  alljährlich  eine  Tollständige  Liste 

aller  ihm  berichteten  Fälle  den  beiden  Uänsern  des  Parla- 

nwiiteB  vorzulegen  iet. 

An  HL  Dm  gleiche  gesetiliehe  Beitimmung  gilt  bereiu  in  New* 
York  und  Galifornien.  Umleä  S^^tes  8taMeB  c.  43  lee.  8788  haben  eine 
laaloge  Beeüinmiuig  Ar  Arbeiter  in  den  Hegierongiwerkitatten.  Ein 
6«Nii  In  Maryland  beichiftnkt  ftr  die  etaatliehen  TabakmannfiMuen 
die  Arbeiieieit  aof  10  Standen.  Die  Kgl.  Kommieaion  Aber  Arbeit  und 
Kapitel  in  Kanada  empfahl  f)ir  aUe  Begierangaanetalten  eine  Mazimal- 
aibeüneit  von  9  Stunden.  Acht  Stonden  aind  andi  geaetdieb  für  Re> 
gieroogabeachflftigte  in  der  Kolonie  Victoria  (Anatralien)  beaiinunt. 
Die  gleich  lange  ArbeltaMit  gilt  Ar  die  Tabaekmannfiaktoren  des  por- 
tegiaaieehen  Staates. 

Für  Eiaenbah nbedienste te. 

um 

Art.  6.  Keine  Person,  welebe  anssehliesslicb  oder  doch 
haoptsieblich  als  Weichen-  oder  Signabteller  bei  Eisenbahnen 
▼erwcndet  wird,  soll  länger  als  8  Stunden  während  eines  Tages 
oder  länger  als  48  Stunden  während  einer  Woche  besciiäitigt 
werden. 

Keine  Person,  welche  als  Lokomotifffihrer  oder  Heizer, 
Zogf&hrer  oder  Wagenrangierer  bei  irgend  einer  Eisenbahn 
guz  oder  doch  hauptsächlich  Verwendung  findet,  soll  im  Zu- 

aammenbang  länger  als  12  Stunden  und  während  einer  Woche 
iiiDger  als  48  Stimdeu  beschäftigt  werden. 

Eisen  bahndirektoren,  welche  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  Bestimmungen  zulassen  oder  begünstigen,  werden  für 
jeden  Fall  einer  solchen  Zuwiderhandlung  bestraft  mit  Geld- 
tknfo  bis  zu  2000  Mk. 

Falls  in  unvorhergesehenen  Fällen  eine  lUugere  als  hier 
Torgesehene  Beschäftigungszeit  ausnahmsweise  notwendig  wer- 
den sollte,  ist  der  Eisenbahndirektor  verpäicbteti  darüber  inner- 
halb  7  Tagen  an  den  Minister  des  Innern  zu  berichten,  wel- 
^  ermichtigt  wird,  nach  Erwägung  der  Umstände  die  An- 
radung  des  GesetieB  zu  suspendieren. 


r 
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AwAk  Ober  diese  ministeriellen  Enisoheidnngen  ist  alljähr- 
lich au  beide  liüuser  des  Parlamentes  zu  berichten. 

A  n  m.  Analoge  gesetzliche  ßeBtitumungen  beateheo  in  MinntJaotA, 
wodurch  die  Maximakeit  der  Beschäftigung  voa  MaBchinenfilhrern  and 
HeiserD  auf  18  Stunden  beflchiftnkt  wird, 

Ftlr  Bergleute. 

Art.  6.  Kein  Lohnarbeiter  soll  in  einem  Bergwerke  »unter 
Tag  länger  als  8  Standen  täglich  oder  48  Standen  in  der  Woche 
besehäftigt  werden. 

Die  Zeit  der  Beschäftigung  »nnter  Tage  wird  berechnet 
von  dem  Zeitpunkt  der  Eiutalirt  in  die  Grube  bis  zum  Zeit- 
punkt der  Rückkehr  aus  derselben. 

Bergwerksdirektoren ,  welche  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  Bestimmnngen  mlassen  oder  begfinstigent  werden  ftr 
jeden  Fall  einer  solchen  Zuwiderhandlung  bestraft  mit  einer 
Geldstrafe  bis  m  2000  Mk. 

Die  weiteren  Bestimmungen  Über  die  Behandlung  unvor- 
hergesehener Fälle  sind  ganz  analog  den  Absätzen  3  und  4 
des  vorhergehenden  Artikels. 

A  n  m.  Die  Bergleute  dar  Kohlenbergwerke  in  England  sind  eifrige 
Anb&nger  der  Bewegung.  Eb  wird  gesagt,  dass  bOcbstens  V«  allor 
Kohlenberglente  des  Sstflndigen  Arbeitstags  sich  erfreue.  la  Marj- 
land  beträgt  der  Maiimalarbeititag  f&r  Bergleute  10  Stunden. 

Ueber  Majoritätsbeschlüsse  der  Arbeiter. 

Art  7.  Der  Minister  des  Innern  wird  ermächtigt»  nach 
Erwägung  der  Ortlnde  und  Umstände  und  nach  Torhergegange- 
nem  Majoritätsbeschluss  der  Arbeiter  einer  LaiidesberufsE^e- 
nossenschaft  eine  Maximalarbeitszeit  für  diese  Berufsgenossen- 
schaft  durch  Ministerialerlass  einzuführen,  welche  54  Stunden 
in  der  Woche  nicht  überschreiten  soll.  Wenn  nach  drei  Mo- 
naten vom  Tage  der  ministeriellen  Entscheidung  der  Minister 
sich  durch  die  Erfahrung  nicht  veranlasst  gesehen  hat,  seine 
Entscheidung  rückgängig  zu  macheu,  so  wird  damit  dieselbe 
Bestandteil  dieses  Gesetzes  und  jede  Zuwiderhandluug  eines 
Arbeitgebers  wird  alsdann  bestraft  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 

aoo  Mk. 
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Um  sich  über  die  bestehenden  Verhältnisse  und  Auffas- 
sungen untexrichten  zu  können,  wird  der  Minister  des  Innern 
ermächtigt,  alle  ihm  erforderlich  erscheinenden  Erkundigungen 
einzazieben  und  eine  Abstminrang  der  Arbeiter  innerhalb  der 
Berafsgenossenschaft  anzuordnen.  Zur  Abstimmung  berechtigt 
eiöcheiiieii  alle  Personen,  welche  iiineihalb  der  Genossenschaft 
in  einem  Lobnverhältnis  stehen.  Die  Arbeitgeber  sind  zur 
Stimmabgabe  gleichberechtigt,  sobald  sie  ihrer  Berufi»arbeit  in 
tbätiger  Weite  obliegen. 

Es  soll  die  Pflicht  dee  Ministers  sein,  die  Arbeitsverhält- 
nisse einer  Berufsgeuossenschaft  zu  untersuchen  und  nach  Mass- 
gabe dieser  Bestimm uii«^en  zu  behandeln: 

a)  wenn  er  Gründe  hat  zu  vermuten,  duss  in  der  betreifenden 
Berafsgenossenschaft  besonders  lange  Arbeitszeiten  (Iber- 
wiegen, 

b)  wenn  der  (Ausschnss  der  Traäes  Unions  oder  ein  Trades 

Unio}is-KongrQB8  es  beantragt. 
Solche  allgemeine  Untersuchungen  sollen  —  besondere  Um- 
"^t  Tin  de  abgerechnet,  deren  Berücksichtigung  dem  Minister  zur 
Kotscheidnng  anheimgegeben  wird     fttr  eine  Beru&genoesen- 
schaft  nicht  innerhalb  eines  Jahres  wiederholt  werden. 

Yen  den  Beschlüssen  der  LokalTerwaltungs- 

körperschaften. 

Art  8.  Der  Verwaltungsrat  der  Grafechaft  London  und 
anderwärts  die  Orgaue  der  GesundheitspoHzei  werden  ermäch- 
tigt, die  Maximalarbeitszeit  der  Arbeiter  au  Docks,  Hüten, 
^trassenbahnen,  Telephons,  Märkten,  Gas-  und  Wasseraustal- 
ten  etc.  innerhalb  des  Gebietes  ihrer  Jurisdiktion  beschluss- 
misng  festzustellen.  Diese  Beschlüsse  sollen  54  Stunden  wö- 
chentlich nicht  überschreiten  und  jeweilig  dem  Minister  des 
Innern  zur  Bestäti[?ung  vorgelegt  werden.  Nach  ministerieller 
Bestätigung  werden  diese  Beschlüsse  Bestandteil  dieses  Gesetzes. 

A  B  m.  Der  Stadtrat  Toa  Hnddenfield  —  die  einsigs  Stadt  in  Eag' 
^nd,  welche  ibte  Stiaiaeabahnen  sn  Eügentnm  bentrtiQnd  selbtt  be- 
trübt —  hat  fBi  seine  Stnaienbahnbedieiiiteten  bereits  den  aobtitfia- 
^•a  Arbeitstag  eingefllbrt.  In  Glivgow  warde  In  die  VeräoMernngso 
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bedingüDgen  det  Rechtes  sar  ErrichtaDg  einer  Stranenbahn  dar  whn- 
tOndige  Maxfmalarbeitotag  ali  Üedingoiig  aufgenamiDen. 

F  ü  r  al  le  U  n  t  e  r  u  eb  m  u  n  g  e  n,  welche  diei^oyal 
Charter  Terliehen  erhalteiL 

Art.  9.  Keiner  Person  oder  Gesellschaft,  welcher  bezw. 
welcher  durch  eine  besondere  Parlamentsakte  Rechte  oder  Pri- 
vilegien verliehen  werden,  sollen  dieselben  künftig  zuerteiU 
werden  ohne  den  atutdrOcklichen  Zusatz,  dass  kein  Arbeiter 
•der  Bediensteter  (Iber  48  Stoaden  in  einer  Woche  beschäftigt 
werden  darf. 

FOr  jede  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Bestimmungen  wird 
die  höchst  verantwortliche  Person  mit  Geldstrafe  bis  zu  2000  Mk, 
bestraft. 

Art.  10.  Kinder  und  jugendliche  Arbeiter  unter  15  Jahreo 
sollen  nicht  langer  als  5  Standen  täglich  nnd  80  Standen  wö- 
chentlich beschäftigt  werden. 

Dazu  kommen  weitere  beschränkende  Bestimmungen  über 

Schulbesuch. 

II.  Teil. 

Art.  11.  Der  Yerwaltungsrat  der  Grafschaft  London  and 
anderwärts  die  Organe  der  Gesandheitspolisei  werden  ermäch- 
tigt, Verordnungen  zu  erlassen  Uber: 

1)  die  Verpflichtung  zur  Eintragung  aller  Gebäulichkeiieii, 
in  welchen  Personen  zur  Lohnarbeit  oder  für  häusliche 
Dienstleistungen  beschäftigt  werden; 

2)  die  Beaufsichtigung  aller  dieser  Räumlichkeiten  darchsach- 
verständige  Inspektoren; 

8)  die  Verhinderung  von  üeberflillang  der  Arbeitsrinme  mit 
Arbeitern ; 

4)  die  üeberwachung  von  zweckentsprechenden  gesuudheits- 
dienlichen  Vorkehrungen  und  Einrichtungen; 

ö)  die  Verhinderung  von  übermässig  langen  Arbeitszeiten; 

6)  die  Verhütung  von  ge&hrdrohenden  oder  den  Verkehr  be- 
hindernden EinriclLtnngen  in  der  Beschäftigung  der  Ar* 
heiter  in  Docks  nnd  Häfen,  an  Flüssen  and  Strassenbah- 
neui  bei  Gas-  und  Wasserwerken  u.  s.  w. 
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Alle  diese  Verordnnngen  bedflrfen  der  minuteriellen  Genebmi- 

guDg,  um  Gesetzeskraft  zu  erlangen. 

Die  oben  genannten  Behörden  sollen  ebenso  ermächtigt 
sein,  besondere  Inspektoren  zur  Ueberwacbung  der  Ausführung 
ihrer  Verordnungen  zu  ernennen,  welche  mit  den  gleichen 
Beehten  wie  die  Fabrikinspektoren  ausgestattet  sein  eoUen. 

A  n  m.  Dieia  BeaUmmimgen  sind  in  dem  Entwurf  apesiell  wegen 
des  Schatzes  der  Arbeiter  im  Osten  Londons  aufgenommen  worden. 
IHs  hier  Torliegenden  besonderen  Verhftltniiie  erfordern  besondere  Masa« 
rsgeln.  Als  mmtscgiltig  fQr  solche  Verordnungen  werden  jeoe  Vor- 
schläge empfohlen,  welche  Charles  Booth  in  seinem  Werke  Life  anä 
Labour  in  East  London  S.  498  und  99  gemacht.  Vgl.  auch  den  Ar- 
tikel (M  the  Moeaimg  Sjfiim  von  Miss  B,  F<fUer  im  NintUewUt  Gmkmry 
rem  Jeiii  1890. 

Die  weiteren  Artikel  von  Nr.  12  bis  Nr.  21  incL  ent- 
halten Terscb&rfende  Bestimmungen  Qber  die  Kinderarbeit  nnd 

die  BosL'hiiftiguug  jugendlicher  Arbeiter,  über  Erweiterung  der 
Rtclite  »Jtr  Fabrikirispektoren  und  Verallgemeinerung  der  ln- 
spektion nach  Massgabe  der  Fabrikgesetzgebung 

1)  Anm.  der  Redaktion.    Obiger  Entwurf  der  *Fdbian  So- 

deiy*  bedeutet  offenbar  nicht  den  »allgemeinen,  gleichen, 
gesetzlichen«  Achtstundentag  der  Sozialdemokratie  von  1  o  h  n- 
wie  »chutzpoütisjchem  Charakter,  sondern  die  partielle  Begünstigung 
kürzerer  Arbeitstage ,  w  o  und  insoweit  solche  schütz  politisch 
gefordert  sind.  Dringt  der  Entwurf  je  durch,  bestätigt  er  nur  die 
in  Heft  IV  des  vorigen  Jahrgangs  unserer  Zeitschrift  vertretene  Aut- 
Caming  bes&glich  des  Acbtatondentaget. 
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— e.    Am  Scheidewege  der  europäiBclieü  Handelspolitik  —  steht 
man  in  döui  JaLigcing,  welchen  da§  gegenwärtige  Ueft  dieser  Zeitschrift 
beginnt.    Wird  mau  noch  tiefer  in  den  Sumpf  des  Protektioniimt»  inid 
der  iuternationalen  Abschliessung  hinoingeraten  oder  Amerika  gegen- 
Qber  zu  Tertragsmässigen  Aooäherangen  in  Tarif? erträgen  sorflokkeliTaii? 
Den  Haoptatein  dea  Anetoaaee  für  die  innereoropAisehe  Annfthemog 
bildet  der  Artikel  11  dei  F  ran  kfnrter  Friedens«  welcher  lautet: 
»Da  die  Handelsvertrftge  mit  den  Tereobiedeoen  Staaten  Deotechlaadi 
durch  den  Krieg  aufgehoben  aiad ,  lo  werden  die  deutsche  Beglernng 
und  die  framOsisohe  Begiernng  den  Gmndsatc  der  gegenseitigen 
handlung  anf  dem  Fusse  der  meiitbegOnstigten  Nation  ihren  Handels- 
besiehongen  sa  Grande  legen.  Diese  Begel  omfimt  die  Eingangs*  nnd 
Ansgangsabgaben,  den  DorehgangsTerkehr ,  die  Zollfitnaliohkeiten,  die 
Zulaseong  nnd  Behandlung  der  Angehörigen  beider  Nationen  nnd  der 
Vertreter  derselben.  —  Jedoch  sind  aosgenommen  von  der  vorge- 
brachten Begel  die  Begflnstignngen ,  welche  einer  der  Tertmgeodea 
Teile  durch  HandelsTCrtrAge  anderen  Ländern  gewfthrt  bat  oder  ge- 
währen wird,  als  den  folgenden:  England,  Belgien,  Niederlaud.  Schweis» 
Oesterreich,  Bussland.«  —  Dieser  Artikel  bindet  in  seiner  Unkündbar- 
keit  unlängbar  anf  Tcrletsende  Weise  das  Souveränetätsgeftlbl  der  Na- 
tion, die  ihn  eingehen  musste.  Dass  er  aber  auch  tfkt  die  siegreich  ge- 
wesene Nation  eine  anangenehme  Seite  hat ,  be'iveisen  die  Schwierig- 
keiten, welche  in  dem  erneuten  Versuche,  den  1854  bis  1865  erreicht 
gewesenen  engeren  ZollanBchlu<;s  zwischen  Deutschland  und  Oesterreich 
wiederherznstellea,  bei  den  (Herbst  1800)  in  Wien  eröffneten  Konferenzen 
bereitet.    Würde  es  so  ganz  unmöglich  sein,   Frankreich  j?egon  Ver- 
wandlung des  Artikels  11  iu  einen   Meistbegünstiguagsvertrag  auf 
Zf  it  (10  bis  20  Jahre)  seine  Selbstbestimmung  zuröckzugebj^n  V  !  Die 
t'ranzoseu  würden  Zeit  haben,  sich  zu  besinnen,  ob  sie  nach  Ablauf 
dieser  Zeit  in  ernenprter  Leidenschaft  Deut-^r hl  asd   den  doch  absolut 
nicht  haltbaren  und  retorsiv  schdiJHchen  Zollkrieg  bereiten  tboricht  und 
unpraktisch  genug  sein  wollen.    Engerer  ZusiimmengchUiBS  der  (dann 
auch  zu  gemeinsanier  Retorsion  bereiten)  Dreibundsmächte  konult^  als 
Preis  gefordert  werden.  Dieser  Weg  dürtte  wenigstens  des  Nachdenkens 
wert  sein. 
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Die  Einficliheit  des  englischen  Zolltarifes  —  Das  D.  B.  A.  teilt 
d«o  Tarif  nach  dem  Stand  vom  16.  August  1889  aus  dem  »Statistical 
abstract  for  the  United  Kingdom  in  e&ch  of  the  last  fifteen  jrears  from 
1874  to  1888«  wie  folgt  mit 

EingangnoU  in  Pfd.,  Sh.,  Penoe, 

Gegonittndo:  iyd.  £ut  jPtot. 

1.  llff9Btli€to  BingasgssClIe: 

Kftkao:  Tob  pr.  Pfond    —  -*  1 

.    .    .    *    ,    .     »  Ctar.  — .    2  — 


fillwn  und  8obnl«n  ...... 

Ghokolade,  gemahlen ,  sobereitet,  oder  in 
irgend  einer  Weite  vererbeitet  • 
Ktflee:  roh  >    Ctnr.    —  14  — 


Pfd.  2 


Pfd. 
Ctnr. 


Ctnr. 
Pfd. 


gedSrrt,  ger5atet  oder  gemablen         .  . 
Cieborien:  lob  oder  gedffrrt  • 

gerMet  oder  gemablen  *  Pfd. 

Kaffee,  Cicboiien  odereonatigeTegetabiliscbe 
Stoffe  als  Snrrpgat  für  Kaffee  oder  Ciobo- 
rim,  gerOetet  und  gemableni  gemiaobt        •  » 
früebte,  gatrooknete: 
KorintheD,  Feigen,  FeigenkDchen,  Fflaamen, 
siebt  in  Zucker  eingemaebt,  PrflneUen  u. 

Rönnen  

Thee  

Tabak: 
Terarbeitet,  cntrippt  oder  nicht: 
in  100  Pfd.  10  Pfd.  oder  mebr  Fenebtig- 

keit  enthaltend  

detgl.  weniger  als  10  Pfd.  Fenobtigkeit 
enthaltend 
Terarbeitet; 

Cigarren  

Cavendiah  oder  Negrohead  .... 

Schnnpftabak,  in  100  Pfd,  enthaltend 
mehr  als  13         Feuchtigkeit    .     .  • 
nicht  mehr  als  16  Pfd.  Feuchtigkeit 

anderer  verarb*'i teter  Tabak,  «owie  Caven- 
diah oder  iSegrohead,  unter  Zollkontrolle 
aoa  Bobtabak  hergeatellt  .... 
Wein: 

nicht  mehr  als  30®  Alkohol  von  der  Nor- 
malstärke  enthaltend  

über  30^  aljer  nicht  über  42*»  Alkohol  von 
der  Normaistärke  enthaltend 


—  18 


» 


5 
4 

3 
4 


2 
8 
2 


—  —  2 


—  7  — 

—  —  6 


—  32 


-86 


e 

9 
6 


_    4  - 


»   Gallon  —     1  — 


—  26 
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pr.  Fast  TOB 
d6  GAllonen 


Gegenstände : 
für  jeden  Grad  oder  Bmchteil  eines  Oradee 

hinaas  Zuschlag    pr.  Gallon 

Als  Grad  werden  nicht  angesehen  Bmeli« 

teile  des  nächst  höheren  Grades. 

Weinhefe  wird  wie  Wein  bebandelt. 
ZnacblagnoU  auf  Schaumwein  in  Flaseben, 

sofern  er  den  festgeftellten  Marktpreis  von 

15  Sebill.  für  das  Gallon  nicht  fibersteigt     »  > 
iofeni  er  dieeeo  Marktpreie  abentelgifc    .     »  » 

2.  Eingangs z5lle  als  Ausgleickung  für 
die  luuere  Steuer  auf  Britisches  Bier. 

Bier  und  Ale,  deren  Wfine  tot  der  Gfib- 
rnng  eine  ipeiifiaobe  Schwere  Ton  1055^ 
hatte  

'  nnd  80  im  Verhältnis  bei  jeder  anderen 

spesifischen  Schwere  der  WQrze. 
Bier,  Mumme,  Sprossenbier  oder 
Schwarzbier,  sogen.  Berliner  Weiss« 
hier  und  andere  Präparate,  gleichviel  ob 
gegohren  oder  nicht,  von  einer  der  Mumme, 
dem  Sprossen-  oder  Sohwanbier  ähnlichen 
Beschaffenheit: 

deren  Würze  vor  der  Gährung  eine  epd- 
zifische  Schwere  hatte  von: 

nicht  mehr  als  1215^  

aber  121&<'  

d.  Elugan  gia5 11«  all  Asfgleiokioig  fBr 

die  innereStauar  anf  Britische  Spiritnosen. 

Spirituosen  und  Branntwein: 
Eum,  Traubenbranntwein,  Genevar  und 

andere  ^pintnoeen  pr.Qaüonv.d. 

H<»nna]stftrke  — 

Liköre,  Eordials  oder  sonstige  alkoholhal- 
Präparate,  in  Flaschen,  deren  Stärke 

nicht  festzustellen  ist  pr 

Parfümierter  Alkohol  u.  Köloisohes  Wasser  » 

Chloroform  »   Pfund  — 

Chloralhydrat    > 

Collodium  .  »  •  •  .  •  .  •  » 
Aether,  Essig-  » 


^4.  ßiLhL 
—    -  $ 


—    2  « 


^    6  i 


1  6  - 
1    10  ö 


10  4 


QaUon  ^ 


Gallon 
Pfund 


14 
16 
S 
1 
4 
1 


—   16  6 


—     1  3 
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pr.  Qalion 
»  » 


15  — 
—   13  — 


Oegenstände: 

Aet  her,  Schwefel-  

Ä  e  t  h  y  1,  J  o  d-  

N  a  p  h  t  a,  gerdiaigt,  um  ala  Getränk  dienen 

so  können  pr.  Gallon  v.d. 

NormaUt&rke  —  10 

S  e  i  f  p,  Transparent-,  zu  deren  Uerstellung 
Alkohol  verwendet  worden  ist     •     •  . 
F  i  r  n  i  8  b,  alkoholhaltiger  •    •    «     .  . 

4.  EiDgangisGUealiAiaglalttkiiaff  flir 
8tMp«l  -  Abgaben  tod  Gegenatftiiden  Bri- 
tiaehar  FabrilmtioD. 


pr.  Pfund 
»  Gallon 


-   —  3 

.  d«a  ZtiU  auf 


Goldgeschirr  pr.Troy-ünae  — 

Silbergeschirr     •                                    »  — 

S  piel  karten   ,    pr.  Dutzend 

Päckchen  — 


17 
1 


6 
9 


— e.  Die  Oewerbesteoertechnik  der  Miqaersohen  Seform.  —  Die 
iu»  Herbat  1890  beim  preu^sischen  Abgeordnetenhaus  eingebrachten 
Stenergesctzes- Entwürfe  (Einkommens-,  Gewerbe-,  ErbechaftsHteuer)  bil- 
den für  alle  Fälle,  auch  wenn  diu  {jitwOrfe  in  ihrer  Reinheit  am  ver- 
einten VViderstaud  der  liberalen  und  uichtliberalen  Besitzer-Parteien 
Hcheitfrn  soll  ton,  einen  bedeutenden,  die  Urheber  für  immer  ehrenden 
Refüruiversuch,  welcher  wia-eusthafüich  von  nicht  eintägiger  Bedeutuug 
bein  wird.  Die  Theorie  mag  da  und  dort  Anderes  und  noch  Vollkom- 
meneres wönscben,  erreichbar  Vollkommeneres  konnte  nicht  erheb- 
lich mehr  geboten  werden.  Wisaenschaftlich  bemerkenswert  ist  Rchon 
der  praktische  Versuch,  der  hier  erstmals  durchgreifend  gemacht  wird, 
die  Stenern  so  eu  regulieren ,  dass  sie  in  der  Veranlagung  einander 
•iütxen  und  wechselseitig  als  Kontrollemittel  dienen.  Allein  nicht  dies, 
ameh  nicbt  das  Detail  aller  drei  Vorlagen  ist  es,  WM  ateaerwiiten- 
eebaftUoh  besondere  intereaiierk.  Dm  triasemcbaftliob  Antiebendate 
und  Bedetteodate  ist  der  Yertueb  direkter  Begnlieniog  der  Er* 
tragaateuer  tod  Gewerben  in  einem  groeaen  Staat 

Die  ausgezeiebnete  Vorlage  MiqueVs,  welehe  niebt  auf  ein  bOberea 
Ertiftgnia,  eondera  auf  gerecbtere  Vertdlung  der  Gewerbeatener  ge- 
riebtet  tat  und  demgemlaa  die  kleinaten  Geaeb&fte  befreit,  die  mittleren 
erlelebtert,  die  greaaea  Geaebifke  aber  mit  lYs  dea  Beioertrages  au 
treflen  anebt,  briebt  endlieb  mit  dem  indirekten  Veraukig  ^  n  gssjstem 
nach  Orta-  and  Gewerbeklaaaen  und  gebt  direkt  anf  den  Rein- 
ertrag In  awaifellos  praktiaeher  Weue  loa.  Daa  indirekte  Sjatem 
der  Veranlagung,  naeb  Orta*  und  Gewerbeklaaaen,  wird  rund  beraua, 
wie  folgt»  Terworfen:  »Bekanntliefa  bat  die  Einteilung  aur  Folge  gehabt, 
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datt  eine  Reibe  von  gewerblioben  ÜDierDebmen,  die  rieh  in  keine  d« 
bestimmten  Eluien  einraihcB  leMen.  Ton  der  Gewerbeatener  fibeibaept 
nicbt  betroffen  werden,  cB.  Theater,  Panorunen  und  ähnliche  «tehende 
Betriebe,  Stranenbahnen  mit  Dampfbetrieb  u.  s.  w.   Sodanu  fehlt  es 
nicbt  an  Gewerbebetrieben,  welche  onter  Tenebiedene  Klaiseii  glwi^ 
weiÜg  fallen  und  In  mehreren  Klassen  inr  Steuer  herangesogen  werden 
müssen,  obwohl  es  sich  dabei  keineswegs  um  völlig  getrennte,  für  ticb 
bestehende  Betriebe  handelt,  so  z.B.  der  Betrieb  der  Gastwirtschaft  und 
gleichzeitig  des  Fuhrgewerbes,  des  Handels  mit  Wein  und  der  Schank- 
wirtuchaft,  der  Schneiderei  und  des  Handels  mit  Kleiderstoffen.  Wich- 
tiger noch  ist  der  Umstand,  dass  es  im  Laufe  der  Zeit  immer  schvrie- 
riper  geworden  ist,  eine  bestimmte  Grenze  twischen  der  Handwerker- 
klasse  und  den  H.iTKk'lssteuerklansen  zu  ziehen,  da  niemand  mit  voller 
Sicljf'rhcit  7u  nagen  weiss,  wo  '1er  Rptrieh  aufhört,  sich  innerhalb  der 
Grenzen  des  Handwerl<R.  und  wo  er  schon  anfängt,  pich  itiTK  ihalb  der 
Grenren  de«  Fabrikhotriel  s  ?u  bewegen,    f^ie  für  Rndero  Zwecke  der 
Statistik  und  ?JOzialen  Gc'^et/i.'elnini?  ftuper.oinmenen  Kriterien  hal>en  fiir 
die  Steuerveranlagung   keine  Bedeutung.«  —   Die  Motive  können  sich 
auf  1'  robeerhebungen  dafür  beziehen,  wie  eehr  die  alte  Steuer- 
technik des  Orta-  und  Uewerbe-KlftssensysteniB  unter  den  Verhält» 
nisscn  neustzeitlichen  GeachäftHbetriebes  der  Steuer- 
gerechtigkeit  Eintrag  gethan  hat:  »die  bisherige  Gewerbesteuer 
belaßtet  den  kleinen,  wenig  leistuug^laLigeu  Betrieb  unverlililtuissmiissig 
höher,  als  die  grossen  kapitalkräftigen  und  gewlonreichen  Geschäfte, 
ein  um  so  schwerer  in  die  Wagscbale  fallender  Vorwarf,  als  der  Klein- 
betrieb und  Tornebmlich  das  Handwerk  ohnehin  duroh  die  übermäch- 
tige Kenkanrent  der  Fabriken  und  der  grossen  Handelsgeeobftfte  Wel- 
faeh  bedrängt  wird.  Die  Riehtigkeit  dieser  Aasstellung  ist  ohne  weiteres 
susugeben  und  könnte  mit  vielen  Zahlen  belegt  werden.  Bs  genftgt  un 
allgemeinen  Muaf&hren,  dass  fich  bei  einer  Air  gewisse  Oattnngen  Ton 
Gewerben  in  Berlin  kflndiob  angestellten  Vergletehnngder  Ge> 
wer  best  euer  sfttae  ein  ereeits  nnd  andererseits  der  TerOffenf- 
lichten  Reinerträge  der  Aktiengeiellt ehaften  oder 
der  beider  Einkommenbestenerang  angenom meneii Be- 
tr&ge  des  Einkommens  aus  Gewerbebetrieb  gans  evident  ergeben  hat, 
wie  die  Gross  betriebe  fiberwiegend  weniger  alslProaent 
an  Gewerbesteuer  entriohten  und  gerade  bei  Bankgeschäften  die  Steuer 
mehrfach  nur  einen  Bmehteil  eines  Protentee  vom  Reinertfage  in  An* 
sprneh  nimmt,  der  bei  den  grOesten  Banken  sieh  dem  Satae  TOn  einem 
pro  Mille  des  Reinertrages  näheri.  Dagegen  werden  aweifellos  die  Hand* 
werk  er  und  die  kleinen  Handelsbetriebe  vielfach  mit  SteoersfttMn  von 
B  und  mehr  Proeenten  des  Reinertrages  betroffen.« 

Der  Entwurf  vermeidet  vollbewosst  auch  das  Tarifajstem  der 
Gewerbebesteuerang  sowie  das  System  der  anssehliesslichen  Beeteoernng 
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Lach  dem  Betrieliskapital,  ein  System ,  ^welches  weit  eher  in 
eine  Vermögens-  ale  in  Reinertragsbesteuerung  anslaufe.  Desgleichen 
renrirft  er  die  Kombination  einer  Betrlebskapitala^  mit 
«ser  ArbettsTerdienst-Klaasifikfttioii.  Er  will  ohne 
üttweg«  tat  utiinittelbaren  Beinertragtbestenerong  gelangen:  »Dem 
veiliegeiidcii  Eatwnrfc,  heiiti  m  in  den  Motiven  wOrtlieb*  »liegt  der 
Gcdieke  in  Grunde»  so  der  beabncbtigten  Beitenerong  dee  Brtregee 
dviidienden  Gewerbe  niefat  mebr  anf  den  bisher  betretenen  Ü m wegen 
tu  gelangen,  eondem  den  direkten  Weg  einsoeeblegen.  Dan  diei 
tb  du  Bnfiwhere  nad  Sicherere,  falle  es  sieh  alt  dorchführbar  erweiet^ 
T«r  den  Anftaehen  minlieher  inseerer  Beetener  nnge merk- 
nale  oder  Ter  einem  twlespftltigen  Verfahren,  welchee  teile  mit  Be* 
•toeenuigraierkmalen,  teile  mit  der  Sehfttenng  dee  jährlichen  ErtrSg- 
BMNi  operiert  und  flberdiee  dann  noch  den  A  n  t  e  i  1  dei  Kapitale  nnd 
dajcDigeo  der  persönlichen  Arbeit  geeondert  wissen  will,  vn- 
bsdfingt  den  Votang  verdienen  wflide,  lenehtet  nach  dem  Obigen  von 
•elbst  eta.  Niefat  minder  nnbestreitbar  dürfte  die  Behauptung  sein, 
dmdieaamittelbare  Erfassnng  des  Ertrages  fQr  das  Gelingen 
eioer  den  Anforderungen  der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Verteilung 
Steoerlast  und  einer  diesen  Zweck  vomehmliebst  erstrebenden  dnrch- 
greifeDden  Umgestaltung  der  jetzigen  Teralteten  Besteuerung  die  beste 
Bürgschaft  bieten  würde.  Bei  dem  Entschlüsse^  den  beieichneten  Weg 
eiotusch lagen,  ist  zugleich  erwogen,  dass  die  Tor^eschlagene  Reform  der 
Gewerbesteuer  durch  die  gleichzeitig  geplante  Reform  der  Einkoromen- 
»♦mergesetzgebung  in  hohem  Masse  erleichtert  wird.  Der  Ertrag,  wel- 
ciieD  (Ipwerbesteuer  hauptsächlich  erfassen  soll,  onterscbeidet  sich 
▼on  dem  Kinkommfn  rm«  Gewerbebetrieb,  welches  der  F^inkomnienHteKpr 
unterliegt,  Wehlen t lieh  diidnrch,  Ha^?  einerseits  bei  Gewerbf^ietriM-'pn.  i\n 
denen  mehrere  IVrsonen  (bo/ien  u  s.  w.)  Vipfcilip-t  nind,  das  gewerb- 
liche Einkomn^eu  derselben  zu  einer  Einheit  zusammenzufassen  ist,  und 
dios  andererseits  Ahzuge  för  die  Ver7,insun{jf  des  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals ansfirepchlnsiea  werden  ,  auch  wenn  da^^^elHe  dritt-t^n  Peiissonen 
gehört  und  behufs  Einrichtung,  Erweiterung  utier  e^serung  und 
tnieraalUiug  des  Betriebes  von  letzteren  angeliehen  ist.  r>  i  nach  dem 
Eotiiurf  des  Einkommenstenergeaetzes  das  Einkommen  aus 
6«werbebetrieb  bei  einer  liöhe  von  mehr  als  iiOOO  Mk.  der  Deklarations- 
pfl'cht  unterworfen  und  zum  Gegenstand  eingehender  Kmiittelungen 
Semacht  werden  soll,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  hierdurch 
■es  Basis  gewonnen  wird,  welche  es  gestattet,  die  Er- 
Uisoag  des  Ertrages  der  Gewerbe  betriebe  un  mittei- 
lst in  Angriff  80  nehmen.  Es  kann  dies  geschehen,  ohne  den 
^leeerpBiehtigeo  allgemein  eine  neue  lästige  Deklarationspüicht  anikn- 
es  wird  genügen,  nur  fUr  diejenigen  Fälle,  in  denen  eich  ein 
viiUiehes  Bedürfnis  daaa  heransstellt,  den  TeranlagungsbehOrden  die 
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eine  b^renzt«  Befugnis  beizulegen,  Anfklinmg  von  dem  Steaerp6ioh- 
tigen  zu  fordern.  Natürlich  w«rdai  AktiengeiellaehafteOf  Kommmdit' 
geieUiofaalleii  auf  Aktien,  eingetragene  GeaoweneohfcfteB  «.  i.  w.  mli«- 
denkUdi  war  regelinftssigen  Einrcicbong  ihrar  Geeeliiftibefiöhie  und  Alh 
whlllsM  «rpfliebtet  werden  kOanefi. 

Wie  eaehi  der  Entwarf  diese  direkte  ErtragMtenerregoHenuig 
dafehsoffthren?  Die  folgenden  Angaben  leseen  erkennen,  da«  er 
namentiüeh  nnter  Voranesetsung  seiner  Korollare  in 
der  Einkommens-  und  Erbsohaftbestenernng  —  lo 
praktisch  wie  einlaeh  nnd  sicher  wa  Werke  geht.  Man  mnss  die  be- 
treffenden Vonehlftge  der  Steoerteobnik  nm  so  eher  an  ▼  er  Ändert 
so  fixieren,  wie  sie  der  Urheber  gebraeht  hat,  als  wmigilens  die  ente 
parlamentarisehe  ErOrterong  der  Entwürfe  eher  Yenehleohterongea  ab 
Yerbesseniogen  erwarten  l&sst. 

Bio  Tier  Oewerbestenerklasseii.  Nach  §  6  der  Vorlage  soll  die 
Besteuerung  in  folgenden  Tier  Klassen  erfolgen.   In  Klasse  1  siod  die- 
jenigen Betriebe  zu  beeteoem,  deren  jährlicher  Ertrag  Mk.  50000  oder 
TTiclir,  oder  bei  denen  der  Wert   des  Anlage-  und  BetriebekapitoU 
ldk.  1000  000  oder  mehr  betr&gt.    Klasse  8  umfosst  die  Betriebe  mit 
einem  jährlichen  Ertrage  von  Mk.  20  000  bi«  einschliesslich  Mk.  50  000, 
oder  mit  einem  Anlage-  nnd  Betriebskapital  im  "Werte  von  Mk.  150000 
bis  einschliesslich  Mk.  1  000  000.    Zur  Klasse  3  gehören  die  Betriehe 
mit  einem  jährlichen  Ertrage  von  Mk.  4000  bis  einschliesslich  Mk.  20OO0, 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Petrifb'^knpital  im  Werte  von  Mk.  30  OuO 
bis  ausschliesslich  Mk.  150  OOU.    Zur  Klasse  4  gehören  die  Betriebe  mit 
einem  jährlichen    Kr  trage  von  Mk.  1500  bis  ausschliessHch  Mk.  4UüO 
oder  mit  einem  Anlage-  und  Betriebskapital  von  Mk.  3000  Ins  au«- 
scblief*i>ljeh  Mk.  80000.   Nach  §  7  bleiben  Betriebe,  bei  denen  weder  der 
jährliche  Ertrag  1500  Mk.  noch  das  Anlage-  uud  Betriebskapital  3000  Mk. 
erreicht ,  von  der  Gewerbesteuer  befreit.   Nach  §  8  sind  Betrieb«, 
deren  Zugehörigkeit  zu  einer  der  Steuerklassen,  1,  2,  S,  lediglich  durch  ' 
die  Höhe  des  Anlage-  und  Deiriebakapitals  bedingt  i^t,  uui  .Ant racr  des  i 
Steuerpflichtigen  in  die  dem  Ertrage  entsprechende  Steueikkisse  zu  ver-  ^ 
setzen,  wenn  der  ertielte  Ertrag  nachweislich  zwei  Jahre  lang  die 
Hohe  von  80  000  Hb.  in  Klasse  1,  15  000  Hb.  in  Klasse  2  und  3000  Mk. 
in  Klasse  8  niebt  erreicht  hat  —  Naoh  |  59  f.  ist  fllr  den  Betrieb  der 
Gastwirtsohaftyder  SebaobwirtsebafI  nnd  des  Kleinhandels  mit 
Branntwein  oder  Spiritos  jährlich  eine  besondere  Betriebsstener 
tn  entrichten.  Diese  Betriebsstener  beträgt  für  jeden»  welcher  ebss 
oder  mehrere  dieser  GewerbCi  allein  oder  in  Verbindnng  mit  andecen 
Gewerben,  betreibt:  1.  wenn  er  von  der  Gewerbestener  wegen  mom 
hinter  der  Grense  der  Stenerpflichi  torlickbleibenden  Ertrages  und  An- 
lage- nnd  BetriebsbapitaU  befreit  ist  (f  7)  10  Mk.;  2.  wenn  er  lorOe- 
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warberteoer  Tmalagi  irt:  a)  In  der  Ebaie  4:  U  Mk.;  b)  lü  der  KImm  8: 
IS  Mk.;  iD  der  KImn  2:  50  Mk.;  in  der  ElaMe  1:  100  Mk. 

TenalagngvpnuUMtM  (§  18  bii  24):  Y.eranlaguDg  in 
Kiaite  1 :  Naok  9  9  d.  E.  kt  die  Steuer  in  Klaaee  1  von  jedem  Ge- 
werbebetriebe mit  einem  Tom  Hundert  dee  jahrliehon  Ertragee  mit 
dv  Maßgabe  ao  entriehteD.  dase  bd  einem  Ertrage  von  60000  bie 
54  000  M.  (anawblieMtioh)  die  Steuer  524  M.  beträgt,  ond  ftr  die  bO- 
benn,  in  Stnfen  von  je  4800  M.  iteigenden  Ertr&ge  die  StenenfttM  in 
Siefen  foo  je  48  M.  iteigen.  FOr  Ertrftge  unter  60  000  M.  kOnnen  ge- 
riegere  Steuersätze  als  524  M. »  jedoob  nicbt  unter  800  M.  unter  Be- 
acbtang  der  Vocaehiift  in  letzten  Absätze  des  §  14  angesetzt  werden. 
-  ?eran  lagnagebezirke  för  die  Klasse  1  sind  nach  §  18,  die 
einteloen  Provinzen  and  die  Stadt  Berlin.  Die  Veranlagung  erfolgt 
dnnh  den  ftr  jeden  Verwaltongebeurk  in  bildenden  Steaerane- 
■  ehnss,  deseen  MitgUedersahl  Tom  Finanzmioitter  zu  bestimmen  ist. 
Zwei  Drittel  derselben  werden  ftir  drei  Jahre  von  dem  Froviniialaui- 
sehuss,  in  Berlin  vom  Magietrat  und  der  Stadtverordnetenversammlung 
in  gemeioschaftlicher  Sitzung  a.m  den  Gewerbetreibenden  des  Bezirkt 
gewählt.  Ein  Drittel  der  Mite^lioder  und  den  Vorsitzenden  des  Steuer- 
auMchusse-;  ernennt  der  Finanz  minister.  Der  Vorsitzende  und  die  er- 
nannten Mitglieder  können  deu  SteuerausschüeRCn  melirerer  Provinzen 
aogn^horen.  —  Veranlagungsbezirke  bilden  für  Klasse  2  die 
Regier  II  11  ^' 8  b  e  zi  r  k  e,  für  Kla'^sen  3  und  4  die  Kreise.  Die  Stadt 
Berlin  bildet  für  jede  Klaase  einen  Veranlapuni^'sbezirk.  Durch  Be- 
stimniTing  des  Finanz miuiatera  können  innerhalb  der  Provinz  filr  Klasse  1, 
des  Regieruiigsliezirksi  für  Klasse  2  und  des  Kreises  für  die  Klasse  3 
und  4,  sowie  inoerhaib  der  Stadt  Berlin  fllr  jede  Klasse  mehrere  Ver- 
«ulä^uDgai bezirke  gebildet  werden.  In  gleicher  Weise  können  für  die 
Klatse  3  und  4  mehrere  Kreise  zu  einem  Veranl  i^'ungsbezirk  vereinigt 
werden.  —  S  t  e  u  e  r  <r  e  e  1  1  8  c  hafte  n.  Die  btevierpilichtigeii  des  Ver- 
»nlagungabezirkes  werdeu  m  jeder  der  Klassen  2  bis  4  zu  einer  Steuer- 
gSMllschaft  vereinigt,  welche  für  das  Veranlagungsjahr  die  Summe  der 
ftr  jeden  Betrieb  in  Antati  kommenden  Mittelsätze  —  abzüglich  bezw. 
wMdiehdfle  duieh  Bnlieheidungen  Aber  eingelegte  Rechtsmittel  (§§25E) 
venntaehten  Zu»  betw.  Abgangs  gegen  die  Veranlagung  dee  Toijahrt 
mftubringen  hat  Die  auiittbringende  Stenersumme  wird  auf  den  durub 
die  tuliatigen  SteueceUte  daratetlbaren  Betrag  abgerundet  (§§  U  bia  13). 

Steatnitn.  Nack  |  14  betragen  die  Hittelt&tie:  in  Klette  2. 
900  IL,  in  Klaete  8,  80  M.,  in  Klatte  4»  16  H.  Die  bei  der  Steuer?er^ 
talong  snttatigen  g  er  i n g 1 1 en  und'  hdeh  tt e n  Steuersfttae  betragen : 
k  Klatte  8  156-480  M. ;  in  Klatte  8  88-198 H.;  in  Klaete 4 4-86  M 
die  StenenUw  tolloi  bii  lu  40  M.  um  je  4  K.,  von  da  ab  bit  96  M. 
je  8  weiter  bit  198  IL  um  je  12  M.  und  weiter  bit  480  H.  um  je 
3(  IL  tieigend  abgettuft  werden. 

XsliMhr.  t  StMliw.  leti.  1.  a«ii.  11 
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AnsmitUlllff  des  Ertraires  (§  22,  §  54  ff.) :  §  33.  Bei  Ausmittelang  de« 
ErtragM  kommen  alle  Betriebskoeten  und  die  tegelm&saigeii  Abschrei- 
bungen f&r  Abnatcong  der  BetriebBemriebtungen  und  Gebäude  in  Ab- 
Eng  von  der  Einnahme.  Dem  Ertrage  ansnrechnen  eind  die  an«  den 
Betriebaeinnahmen  beitrittenen  Aufgaben  für  Verbesserungen  and  Ge- 
■okäfteerweitomngen  sowie  für  den  Unterhalt  des  OewerbetreibcDdeo 
und  seiner  Angehörigen.  Nicht  abzagsfahig  sind  Zinsen  filr  dns  An- 
lage- und  Betriebskapital,  dasselbe  mag  dem  Gewerbetreibenden  selbst 
oder  Dritten  gehören  nnd  für  Bcindden  etc.  —  §  54.  Jeder  Gewi  rle- 
treibeniie  1.4  v  e  r  p  f  1  i  c  Ii  t  e  t ,  auf  Aulfordcrnnj:^  dps  GcmeiKdevoretan- 
dea  oder  des  Vorsitzenden  des  z.ustilnd] s^en  SteiierausHchussea  innerhalb 
der  zu  bestimmendfn,  mindestens  wüch entlichen  Frist  schriftlich  zu  er- 
klären: welchem  oder  welche  Gewerbe  er  treibt  oder  zu  treiben  beginnt, 
welche  Betnebestätten  er  nnterhält,  welche  Oattun(;?en  und  wie  viele 
Hilfspersonen  ,  Gehilfen,  Arbeiter,  und  welche  Gattung'  und  wie  viele 
Maschinen,  einschliefslich  der  Motoren,  im  Gewerbelif  triebe  verwendet 
werden.  Auch  andere  aut  die  änsserlich  erkennbaren  Merkmale  des 
Betriebs  gerichtete  Fragen  ist  der  Gewerbetreibeade  wahrheitsmässig 
eu  beantworten  verpflichtet.  —  §  55.  Auf  besondere  Autforderung  des 
Vorsitzenden  eines  zuständigen  Steneransschusaea  des  Veranlagungsbe- 
zirka  ist  jeder  Gewerbetreibende  verpflichtet,  in  vcrscbloeseneo 
Schreiben  oder  mündlich  zu  Protokoll  zu  erklären,  ob  der  jährliche 
Ertrag  seines  Gewerbebetriebe  1500  bis  ausschlienlidi  4000  M.,  oder 
4000  Ue  aussobliewlioh  20  000  M.,  oder  20  000  bis  aawhlieaslidi  50000  Mh 
nnd  ob  der  Wert  dei  Anlage-  und  Betriebekapitnls  8000  bie  anwebUow 
lieh  80000  M.,  oder  80000  H.  hk  mueehlieeilidi  150  000,  oder  ISO  000 
Ue  axuiolilieiiUch  1 000000  IC.,  oder  1 000000  M.,  oder  mehr  beträgt 
Solche  Brklämngen  lind  geheim  anfanbewahrent  weitergehonde 
AneknnftMrteilang  Aber  die  Hohe  dee  Ertraget  f  sowie  den  Wert  des 
Aabbgo*  nnd  Betriebtkapttalt  iet  der  Qewerbetieibende  abmlehnen  be* 
reobtigt  Die  im  Vontehenden  Torgetehriebene  Aoskonft  ttber  die  H5he 
des  Anlage-  nnd  Betriebskapitals  so  erteilen,  sind  aoeh  diejenigen  vor- 
pflichtet^  wdehe  einen  Betrieb  neo  beginnen«  Dem  StenerpAiehtigen 
ist  auf  seinen  Antrag  in  FUlen,  in  welchen  es  sieh  nm  eioen  nnr  doreh 
Schätzung  SU  ermittelnden  Ertrag  bandelt,  gestattet,  statt  der  im  Ahe.  l 
erwähnten  Erkläning,  diqenigen  Nachweisttngen  sn  geben,  deren  der 
Steaerauisehuss  aar  Schätzung  des  Ertrages  bedarf. 

SteuoranssohOsse.  Bildang,  Gesebftftafihnngrt  Beflmiieao  äW' 
ielben  (§  46  ff.).  1)  Die  Bildanf  der  Stoneransschflsse :  §  40.  Die 
Wnhl  der  Mitglieder  der  Steueransschflsse  und  einer  gleichen  Anaüil 
Stellvertreter  findet  alle  d  rei  Jahre  statt.  Die  Wahlen  erfolgen  oaoh 
relativer  Stimmenmehrheit.  Das  Wahlverfahren  wird  fQr  die  Steuer- 
klnsgen  2  bis  4  durch  Bestimmung  des  Finanzministers  geregelt  §  47. 
Wählbar  sind  nur  solche  männliche  Mitglieder  der  betreffenden  fflsonw^ 
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welobe  da«  25.  Lebeoignbr  vollendet  baben  nod  dch  im  Besitie  der 
bflrgtrliehaa  Bbrenreobte  beilndeD.  Von  mebmen  Inbabern  einee 
schifte  let  nur  einer  wiblbar  nnd  tnr  Aaedbang  der  Wablbefngnieie 
sa  Teretaiten.  Aktien-  ond  fthnUebe  Oeeelltebaften  Üben  die  Wablbe- 
fognie  durch  einoa  von  dem  geiebiftsfllhrenden  Vontaode  la  beieich- 
nenden  Beanftiagten  aoe ;  wiblbar  iit  Ton  den  H itgltedem  des  ge- 
eobäftsftbrenden  Vorttandee  nur  eineet    Mindeijfthrige  und  Franeo 
können  die  Wahlbefagnie  dnreh  BeToUmiehtigte  anifibea,  wiblbar  «nd 
letilere  nicht  Niemand  darf  mehr  ale  eine  Stimme  abgeben ;  die  üeber- 
tragnng  den  8|immreebte  iet  nnsniinig.    Die  Wahl  darf  onr  ana  den 
im  S  8  der  Krciaordnang  vom  18.  Deeember  1872  (Qefl.-8amml.  8.  681) 
angegebenen  Grinden  abgelehnt  werden,  iber  die  Zoliadgkeit  der  Ab- 
lehnung entaebeidet  der  Vonitaende  dee  Steoeranmabneiea.  1 48.  Wird 
die  Wahl  der  Abgeordneten  und  Stellvertreter  seitena  einer  Stenerge- 
■ellachaft  yerweigert  oder  nicht  ordnnngsm&wig  bewirkt»  oder  verwei- 
gern die  Oewihlten  die  oidnungsmässige  Mitwirkung ,  so  gehen  die 
dem  Steneranaschnsse  anatehenden  Befugniase  für  das  betreffende  Stener- 
jahr  anf  den  Voraitzenden  über.   §  49.   Die  Mitglieder  der  Steneraus- 
aehiaae  nnd  deren  SteUvertreter  haben  dem  Vorsitzenden  mittelat  Hand- 
schläge an  füdesftatt  zn  geloben»  daas  sie  bei  den  Atunchnrnrerhand- 
longen  ohne  Ansehen  der  Peiaon  nach  bestem  WiBsen  nnd  Gewissen 
▼erliahreD  nnd  die  Verh&ndlongen  sowie  die  hierbei  zu  ihrer  Kenntoia 
gelangenden  Verh iltniaae  der  StenerpfHchtisren  strenge 
atena  geheim  halten  werden.  Daa  gleiche  Gelöbnis  haben  vor 
einem  Kommissar  der  Bezirksregiernng  diejenigen  Vorsitzenden  abzo- 
legen,  welche  nicht  schon  als  Beamte  vereidigt  sind.   Die  bei  der  Steuer- 
verualagung  beteiligten  Beamten  sind  zur  Geheimhaitang  der  Ana- 
schnwverhandlungen  sowie  der  zu  ihrer  Kenntnis  gelangenden  Verhält- 
nisse der  Steuerpflichtigen  kraft  den  von  ihnen  geleisteten  Amtseides 
verpflichtet.    §  50.  So  lange  über  die  Veranlagung  oder  den  Einspruch 
eines  Äusschussmitglieiies  oder  seiner  Verwandten  oder  Verschwägerten 
in  auf-  nnd  absteigender  Linie  oder  bis  zum  dritten  Ciradn  der  Seiten- 
linien beraten  nnd  abgestimmt  wird,  hat  dasselbe  abzutreten.  Der  Vor- 
•itierde  hnt  in  gleichem  Falle  den  Vorsitz  an  ein  Mitglied  abzugeben. 

2)  Befognisne  des  Steaeraasschnaaea  ,  beziehungsweise  des  Vor- 
Bilaeoden  (§  25  h\»  vr^^!.  48  bis  50):  §25.  Der  Vorsitzende  des 
Stöueraußächusaes ,  welclu  t  /ni^Ht  icb  das  Interesse  des  Staates  vertritt, 
hat  die  Geschäfte  des  8teuerausschu8i*e8  vorzubereiten,  zu  leiten  und 
dessen  Beschlüsse  auszuführen.  Zum  Zweck  dor  richtigen  Veranlagung 
der  Steuerpflichtigen  hat  f-r  diu  erloi  derlichen  NRchricbten  über  ibren 
^iewerbebetrieb  iiin/M/.\A\('n .  iiierbei  kann  er  sicii  nach  aeinein  Er- 
tneajspn  der  Mitwirkung  r  üemeinde-(Gnts-; Vorstände  und  der  Ver- 
waliuDgbbehördon  bedienen ,  welche  seinen  Aufforderungen  Folge  zu 
leisten  schuldig  sind.   Der  Vorsitzende  kann  den  Steuerpflichtigen  «luf 
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Antrag  oder  von  Amtswegen  Oelegenbeit  zur  persönlichen  Verhand- 
lang fiber  die  für  die  Veranlagung  erheblichen  Thatgachen  und  Ver- 
hältnisse gewähren,  auch  eine  Besichtigung^  der  gewerblichen  Anl;i^PTi, 
Betriebsstätten  und  Vorrfite  wahrend  der  Arlieitsstanden  veranui^-en. 
Sämtliche  Staat«-  und  Komm auaUcjhiirdeu  liabei)  dem  Vor8it:^eTideu  di'i 
Einsicht  aller  die  Gewerbevcrb^iltDiese  der  Ötcuerpilichtigen  betn  tiend' n 
Bacher,  Akten.  Urki-nden  u.  a.  w.  zu  gestatten,  sofern  nicht  besomiere 
gesetzliche  BeätHuinun;^eTi  oder  dienstliche  Rücksicbien  entgageDstehen. 
§  26.  Der  Steuerausflchuss  ist  berechtigt,  Sachverständige  und  Ans- 
kunftspersonen  zu  vernehmen,  nötigenfalls  auch  deren  eidliche 
Vernehmung  zu  veranlassen.  Dieselben  können  die  Au:-kunft8- 
erteilnni_;  nui  die  ihnen  vorgelegten  Fragen  nur  auf  den  n^ch  Beätim- 
ßjung  dti  Zivilproeessordiiung  z.u.t  Verweigerung  deb  Zeuguiase»  be- 
rechtigenden Gründen  ablehnen.  Personen ,  welche  bei  dem  Steuer- 
pflichtigen bedienstet  sind,  bleiben  von  der  Vernehmung  ausgeachlosseo. 
§  27.  Eine  Vorlegung  der  Geschäftsbücher  des  Gewerbetreiben- 
den  findet  nor  statt,  wenn  dieser  selbst  dazu  bereit  ist.  Zar  Offen* 
barung  von  G esch&fftegeheimniwien  ist  der  Qewerbetreibeiide  la  keinea 
Falle  TerpOichtet  Mit  der  Betiehtigung  der  Anlagen ,  Betiiebwtftttee 
und  Vonite  soUea  ohne  Znatitamang  des  Qewerbetreibendea  Peraonea, 
welcbe  ein  Gewerbe  gteioher  Art  betreiben  oder  in  einem  aoleben  Be- 
triebe beeobäftigt  sind,  nicbt  beauftragt  werden«  028»  JoristieohePereooeo, 
Aktieageeelliebaften  ond  alle  *  rar  öffentlieben  Reebnnngslegung  ver- 
pfliebteten  gewerblioben  Uhtemebmnngen  sind  Terpiliebtet  t  ihr«  Qe* 
eebftftebericbte  und  Jabreeabieblllate,  aowie  darauf  beallgUebe  BeiobiQase 
der  Oeneralveraamnünngen  naeh  den  niberen  Bettimmiingen  dei  flnana- 
minietera  alQäbrlieb  der  Besirlnregiening  einiiueicben. 

Eaebtanittel :  §  85«  Gegen  dae  Ergebnis  der  Veianlagong  efcebt 
dem  Bteoerpflicbtigen  das  Beebtsmittel  des  Einspniebe  bei  dem  Stenern 
ansschusse  an.  Dasselbe  ist  binnen  einer  Anaeeblassfiriet  von  4  Woebeo 
naeb  Zustellung  der  Steuemsehrift  bei  dem  Torsttaenden  des  Ana» 
acbnasea  einsolegen.  §  36.  Gegen  die  Entscheidung  des  Steueraoe- 
scbosses  öber  den  Einsprach  steht  sowohl  dem  Vorsitzenden  als  dem 
Steuerpflichtigen  binnen  einer  Ausächlussfrist  von  4  Woehea  das  Rechte^ 
mittel  der  Berufung  und  zwar  für  Klasse  1  an  den  Finanaminister, 
für  die  Klassen  2—4  an  die  B  e z  ir  k  s  re  gie  r  un  g  zu.  Die  Fdet  fllr 
die  Einlegung  dieses  Rechtsmittels  läuft  f&r  den  Vortitienden  vom  Tage 
der  Entscheidung,  fQr  den  Steuerpflichtigen  vom  Tage  der  Znstellong. 
Der  Steuerpflichtige  hat  das  Rechtsmittel  beim  Vorsitzenden  des  Steuer* 
ausschiisaes  einzulegen.  §  37.  Gegen  die  Entscheidung  über  die  Be- 
rufung steht  dem  Steuerpflichtigen  binnen  einer  Ausschlussfrist  von  4 
Wochen  nach  deren  Zuptf»lliincr  die  Beschwerde  an  den  S  teuer  g  e- 
richtshoJ  zu,  welcbe  jedoch  nur  darauf  gestützt  werden  kann,  dass 
die  angefochtene  Anwendung  des  bestehenden  Recshts,  insbesondere 
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wegen  unricbtigei  Anwendung  der  VeraDlaguiigügrundHätze  und  Ver- 
letiting  der  formalen  Vorschriften  beruhe. 

StrmfbesiimmnDgen.  §  70.  Wer  die  getetBliotae  Verpflichtung  tor 
inmeldiuig  eines  tteaerpflichtigen  Gewarto  innerhalb  der  vorgeeehrie- 
beoeii  Friit  nieht  erflUlt»  ?erf&Ui  in  eine  dem  doppelten  Betrage 
der  einjährigen  Steuer  gleiebe  Oeldetrafe.  Dnneben  iat  die  Torent* 
belteoe  Steuer  m  entricbten.  §  71.  Mit  Qelditnfe  bb  800  H.  wird 
bcilreft:  1)  Wer  die  nach  den  Beatimmongen  der  |§  SS^  54^  55  und 
S6  dieKt  Oeectaee  ihm  obliegende  Verplliehtung  nicht  erittlH ,  inebe- 
nadace  aaeh  wer  die  erforderte  Erklftmng ,  in  welcher  er  nach  Vor^ 
idtfift  der  §|  54  bis  56  Teipfllchtet  iat^  wiaeentlich  QDTollatitndig  oder 
anricfatig  abgibt  8)  Wer  dem  nach  {  85  Aba.  4  Znatftndigen  die  Ein- 
seht der  gewerbUebea  Anlagen,  Betriebaetfttten  oder  Vonflte  verweigert, 
f  TS.  Die  bei  der  Stenetreranlagnog  beteiligten  Beamten,  eowie  die 
Mitglieder  der  Sfeneranaachtlaae  und  deren  StelWertreter  werden,  wenn  de 
die  an  ihrer  Kenntnia  gelangten  Brwerba-,  Vermögens-  oder  Binkom- 
meofTerh&ltmaee  oder  die  Ueaoh&ftagebeimniase  eines  Steuerpflichtigen« 
insbesondere  aadk  den  Inhalt  der  im  §  ^  b^eichneten  ErkUtrongen 
oder  der  darüber  gepflogenen  Verhandlungen  unbefugt  offenbaren,  mit 
Qtidstrafe  bis  M.  1500  oder  mit  Gefängnia  bia  an  3  Monaten  bestraft. 

Mächte  dieser  Entwurf  samt  der  Gesamteteuerrefonn  der  K»  pr.  Ee- 
gianing  nnvemchleehtert  im  weaentlichen  dnrohdringenl 

-e.  Kilitftrgeriehtsbarkeit  nnd  Bechtsgleiehheit.  {Borch,  L., 

Freiherr tod,  Militärstrafrecht  undMilitärgerichtsbar- 
keit  nnd  die  Rechtsgleichheit,  Ansbach  1890.)  Man  wird 
Horn  fehlgeben  mit  der  Annahme,  dass  die  Mehrzahl  auch  der  konser- 
vativen Bürger  Deutschlands  und  Oesterreichs  eben  ao  oft,  als  interes- 
•"inte  Militürstrufnille  und  Militärduelle  zur  Aburteilunpr  und  Ansfech- 
lune  ijelan^^tin,  der  Empfindung  sich  nicht  ent^chlagen  kiinn,  daes  hier 
F,twa<4  oth  i  grir  die  Hauptsache  nicht  —  so  beateilt  ist,  wie  t?»  in  der 
Zeit  einet  wirklichen  VolksheeiijB  und  gleicher  Ehre  aller  Stände  be- 
iteUt  sein  sollte.  Uro  so  mehr  wird  es  angezeigt  erscheinen  dürfeu, 
auf  die  oben  ^'t  nannte  kleine  Schrift,  deren  Verfasser  schon  durch  seine 
r«ht«historische  ürundanschauung  wirklich,  wie  er  selbst  sagt,  »von 
jedetu  politischen  Vorurteil  frei«  ist,  nachdrücklich  anfmeikbaui  üu  uui- 
cben.  Gegen  Um-igehnaier  bestreitet  der  so  ireiuiütige  wie  konserva- 
tife  Verfaa«er,  dass  daa  Militäidtiafwesen  bloss  ein  Sonder-,  nicht 
aadi  ein  privilegiertes  Gerichtswesen  darstelle,  sowohl  was  das 
^srfahren,  als  was  die  ZustSndigkeit  und  das  materielle  Strafrecht  be- 
triflt  Die  Abschaffung  einer  Sondergerichtsbarkeit  ffir  die  besonderen 
niUtinaehen  Vergehen  will  auch  e.  Borek  nicht.  Er  will  aber  volle 
Beehtigleiobbdi  ftr  allaOlleder  eineaYolkee  inWafifon  nnd  anaaerhalb 
Weifen  für  die  nieht  rein  militKriaehen  Vergehen ,  waa  Straf- 
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bemesBuug»  Zmttndigkeit  und  YerfklireD  aobeluigt  —  Dieie  GHedmag 
10  ordentliebe  und  anMerordentUehe  oder  Sondtrgoriohtobarkoit  i«t  m 
aber,  was  «.  fordb  veroiiMt»  wfthreod  er  daftir  gau  iweifeUoee  Prin- 
legieo  Torfindet:  »Feraonen,  beitet  et  8.  9  f.,  nad  tob  Militftrgoricbtea 
jetit  freigesprocbeo,  die  nach  bOrgerlicbem  8trafreebt  sweifeUoa  vem^ 
teilt  wKreo ;  »ie  bilden  atio  einen  pri? flegierten  Stand*  Oadanh  wird 
aber  die  Reebttgleiebbeit  dorehbroebeo  und  ein  eo  tolebem  Urteil  be- 
rechtigter Geriebtehof  mnn  notwendiger  Weiie  aneh  ein  prinlegiertar 
■ein.  Ohne  Becbttgleicbbeii  kann  ee  im  wahren  Sinne  aaoh  kein 
Volk  ehe  er  geben^  tondem  nor  ein  lolehei  ane  dem  Volk  . . .  Wir 
dflrfen  unt,  tagt  der  B«  YerfiiMer  weiter,  nicht  wundern,  dass  durch 
die  Fehde  der  Zweikampf  anf  die  Nachwelt  kam,  wohl  aber  darOber, 
dam  man  »»das  Rechtsbewusstsein  erscbfittern  Iftist  nnd  deDooch  nicht 
zugeben  will,  dass  der  Offizicrstand  ein  privilegierter  sei!««  Wenn  daa 
jetzige  Ehrengericht  den  Zweikampf  anordne  also  nicht  entscheiden 
könne,  wer  Recht  oder  Unrecht  hat  —  so  sei  es  eben  überflüssig  und 
sein  juridiscber  Beistand  werde  nnr  sn  einer  Verletzung  aller  Recbts- 
lebren  verleitet.  Man  hätte  aber  nur  nötig,  durch. internationale  Be- 
stimmungen den  Ueberbringer  einer  Forderung  wie  auch  die  Zeugen  etc. 
mit  mindestens  5  Jahren  Gefängnis  zu  bedrohen  und  den  Kampf  ohne 
Zeugen  ernstlich  als  MordTcrnneh  zu  bestrafen.  —  »Zur  Kettung  der 
F^hre  —  ohne  thätlichen  An^^Titr —  darf  der  Offizier  seine  Watfe 
gebrauchen.  Wir(l  die?  aber  nicht  (iazu  führen  mössen,  dasa  er,  dem 
Untergebenen  «/('i^rniibei ,  stets  an  seiner  Ehre  verletzt  erscheint,  mithin 
diesem  eine  Notwehr  gegeu  den  Vorgesetzten  unmögiich  zustehen  kann V 
Wenn  also  hchon  in  diesem  Falle  der  Gebrauch  der  Wafife  sehr  bedenk- 
lich erBcheinen  mu&a,  wie  viel  mehr  noch  gegenüber  dem  iiärger,  der 
nach  den  (Je«et7.en  aller  Länder  nur  dann  zur  Notwehr  berechtigt  iüt. 
wenn  er  thätlich  angegriffen  oder  in  solcher  Weise  bedroht  wird?  Nur 
der  Offizier  hat  alfo  eim  l^lire,  die  ihm  schon  nach  wörtlicher  Be- 
leidigung getiliittet,  da«  Blut  eines  Gegners  zu  vergiessen,  wofür  jeder 
Bürger  wegen  Gewalttbätigkeit  oder  Kürperverletzuug  gestraft  wird. 
Wie  bat  man  daher  einen  solchen  Stand  und  ein  Gericht  zu  bezeichnen, 
dem  ein  eolchee  Verfahren  gestattet  ist  ?  Doch  offenbar  als  prinl^ertU 
—  Der  H*  ?erfiwer  empfiehlt  die  Aufhebung  der  telbetittdigen  Stren- 
gt richte.  Hilitftiisehe  Sondergerichte  llmi  er  für  die  BipeiillNhen  Yer^ 
brechen  nnd  Vergehen  gegen  die  Heereeotdnnng  nnd  Snbordinatioo« 
gelten,  wBhrend  er  dagegen  die  folgenden  etiafbareo  Handinngen  Ten 
den  Militärgerichten  anmehliewt:  1)  die  gemeinen  Yerbreehen  nnd  Ver* 
gehen  gegen  die  ctaatliche  nnd  bürgerliche  Ordnung;  f)  die  eogenanaten 
militftriaeh  qnalifiiaerten  gemdnen  Terbreohen  nnd  Vergehen,  wie  Dieb> 
•tahl,  Vemntrennng  nnd  Betmg  warn  Nachteile  detStaatw,  oder  Brand- 
legung an  einem  militftriachen  0ebftnde.  »Anf  alle  diese  Delikte  aeheint 
mur,  sagt  v.  B,,  der  bekannte  Bata  QnMäam  däkta  pagano  nMm  auf 


Digitized  by  Google 


167 


Mormi  inrogimt  wdUH  9$ro  gratiorm  nicht  beioiiders  anwendbar,  denn 
die  Straferlifibnng  iit  hier,  wie  hei  den  bOrgerliohen  Beamten,  lohon 
dnreh  den  Diensteid  bedingitk  kann  aleo  auch  durch  den  Kielraum  dee 
Zinlgerichte  erfolgen.«  —  »Warum  —  fragt  «« Barth  —  gehören  denn 
in  England,  eogar  in  einem  geworbenen  Heer,  die  gemeinen  Verbrechen 
niehi  tot  die  Militftrgefichte?  Oder  hat  daaielbe  jemals  weniger  Tapfer^ 
heit  bowieaen  als  die  Eriegsmaeht  anderer  Staaten?«  Noch  einea  wei- 
teren Vergleich  macht  v.  Borch,  »Die  Besatrong  von  Handelssohiifen 
etebt  durchaus  unter  den  Zivil gerichtai,  aber  in  lehigftbrigen  Reiieo  — 
aas  Geeandheitirflekiieht  —  habe  ich  vom  62'  nördMcher  bis  86*  ifld- 
lieber  Breite  —  und  auch  bei  Wetter  wie  kurzlich  vor  Samoa  —  nur 
einen  Fall  von  Widersetzlichkeit  erlebt,  und  noch  schwächte  sich  der* 
selbe  als  ein  Missverständniss  des  Untergebenen  ab,«  —  Das  sind  ge- 
wiss beachtenswerte  fragen. 


— e. 


Beteiligug  der  Flaggen  am  SneakaDaltransit  (asiati^i  hen 
Handel j.  Im  J.  1889  passierten  den  Suezkaaal  S425  Schiffe  mit  6,7B9 
Mül.  Netto-Begister-Tonnen,  Hieran  hatten  nach  d.  >D.  H.  A.«  Anteil : 


Britische  

Dmitsche      .  *   ,  . 
Französische    ,   .  . 
Italienische      .   .  . 
Niederländische    .  . 
0e8t6rreich.-0ogahsGhe 
Russische     ,   .   .  , 
Spani^'che    .    .     ,  . 
Sch  wed  iBc  h-Norwegisohe 
Tfirkisohe  


Zahl 

N.-R.  T. 

Br.R.  Tonneugehalt: 

2611 

5  352  870,98 

7  478397,68 

194 

289  283,54 

463  225,95 

168 

361812,«! 

547  602,30 

103 

187  055,29 

279  331,56 

146 

262  460,04 

359  722,49 

54 

116  560 

168  679,41 

88 

34  229,12 

57  254,52 

88 

71  718,95 

101  792,75 

48 

66  138,57 

90  946,23 

30 

30  341,15 

88119,77 

Der  Wert  des  Bodens  in  England.  Da^ 

entninniit  der  'J'imcs  folgende  üebereiclit  über 

Wertb  cweguQg  des  Bodens  in  England  für  dad  Ja 

Periodeo    P««*t|[jertp.  Acre  Kaufpreis  Perioden 
VW«»       &  40»/«  Ares       das  Acre  ^«**«««»u 


Bulletin  de  Statistique 
die  Pacht-  und  Kauf- 

hrhnndert  1781  bis  1880. 

Pachtwert  p.Acre  Kaul^^relf 
k  4oi|fl  Ares      des  Acre 


1781—1785 
1786-1790 
1791—1795 
1798-1800 
1801—1805 
1806-1810 
1811-1815 
1816-1820 
1821—1825 
1826—1830 


18 
80 
20 

m 
m 

24 


Lt»,  St, 

88 
36 
28 
88| 

8U 

40» 

84 

30 
3U| 


1831—1835 
1836-1840 
1841-1845 
1846— 18S0 
1851—1855 
1856—1860 
1861—1865 
1866—1870 
1871—1875 
1876—1880 


8hiUin09, 
28 
21} 

2G 

26 

27 

27 

25| 

25 

82» 

28 


X«».  at, 
32 
28  i 
38^ 
84i 
84) 
40 
41} 
47) 
57 
44) 
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Der  Wert  wäre  hienach  in  den  letzten  ^wanzi;?  Jahren  obigen  Zeit- 
raumes gegeu  die  ersten  zwanzig  Jahre  höher  :  um  37%  im  Pacht-,  um 
6°/u  im  Kaufiwert. 


Die  SaehseDgingerei.  (Aof  Qrond  penOnlieber  Ermittelongen  und 
statutiteher  ErhebuBgeo  dargettellt  toh  Karl  Kaerger,  Dr.  jar»  Berlin 
1880,)  Ueber  diesem  Werk  atieilt  Q,  Bwrt  (Ztaohr.  dee  k.  preoai.  etat 
B.  1880  I.  Hall  j.):  »in  dem  Werke  findet  sieb  eine  fiel  erOrterte  Fiage 
TOD  einem  unbefangenen  Foneber  auf  Ornnd  ombaeender  eigener  Untet^ 
Bucbungen  naeb  den  Terechiedeniten  Biebtimgen  bin  in  ibtem  Wem  | 
ibren  ünaeben  nnd  ibren  Folgen  belenobtet  Man  erbAlt  snnftebet  eine  | 
eingebende  Sebildening  der  Bflbenwirteebaft  in  der  PtoTtna  flaobieo,  \ 
in  Braunaeb weig,  HansoYer  n.  i.  w.,  worauf  dann  da«  Wesen  der  »BacbMn- 
gftngereis  nfimlicb  die  Anwerbung  der  Arbeitikrifke^  dae  Agentenweieat 
die  Arbeiten  der  Saobiengftnger,  ibre  Wobnrftume,  iiue  Ernftbraaga»  \ 
weite,  ibre  LObnnng,  ibre  Stellung  an  dem  Anfaeber  u.  s.  w.,  eine  ein- 
gehende Darstellong  erfahren.  Hier  finden  a.  a.  aueh  die  von  der  kö» 
niglichen  Hegierang  an  Magdeburg  bebnft  Abatellnng  der  Uebelaiiade 
bei  der  ünterbriagung  der  Bachsengänger  erlassenen  Vorschriften  Ter- 
diente  Würdigung.  Alsdann  werden  Umfang  nnd  Ursachen  der  Sachten» 
gftngerei  betrachtet,  und  zwar  gesondert  für  die  Hauptgebiete  der  Ab- 
wanderung, dae  Eiohefeld,  die  Neu  mark,  einselne  Teile  Top 
Hinterpomniern,  Westprenssen,  Posen  und  Sohlesien. 
Für  das  Jahr  1889  beziffert  sich  die  Gesamtzahl  der  Sachsengftnger 
auf  niindeatens  75  000,  wovon  auf  Schlesien  (vorwiegend  Bezirk  Op- 
peln) etwa  2t5  000,  auf  Westprenssen  etwa  16  500,  auf  Posen  15  ubo, 
auf  die  Regierungsbezirke  Frankfurt  und  Köslin  f»twa  14  500  bezw, 
3000  Personen  entfallen;  die  Abwanderung  an.^  n^t jhihi^hgu  soll  nur 
eine  sehr  genngftl^ge  sein.«  —  Mit  der  Erklärung  der  Ursachen 
der  Sach^'enfrangerei  ist  Kiiert  nicht  durchaus  einverstanden;  nicht 
blosse  Uebervölkerung ,  soudern  Uciingtugi ^'keit  der  Löhne  veran- 
lasse die  Erscheinung.  —  ^  Betreffe  der  Folgen  der  Sachsengiingerei 
kommt  der  Verfasser  im  allgemeinen  zo  günstigeren  Ergebnissen  als 
die  bisher  landläufige  Auffnpsung.  Er  verweist  auf  die  Notwendigkeit 
für  die  ß  üben  wirtschaften,  eich  einen  grossen  Teil  ihrer  Arbeitskräfte 
von  ausw&rtfl  her  zn  besorgen,  auf  die  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung 
Jee  Rübenbaues,  den  hoben  Verdienst  der  Sachsen giinger,  welchen  die- 
selbeD  in  ihrer  Heimat  nicht  anuäbernd  erzielen  können  und  dessen 
Verbrauch  dann  sehr  oft  der  letzteren  zugute  komme,  wie  die  um  tang- 
reichen Postsendungen  jener  Personen  nach  Hause  und  ihre  späteren 
Ankftnfe  daeelbtt  bezeugen;  er  betont  ferner  die  Anregung  des  Arbeits- 
nnd  Spartriebei  bei  den  Sachsengängern,  deren  Befreundimg  mit  höherer 
Knltur  nnd  die  GewObnnng  an  eine  beiiere  Lebenebaltong»  die  Ger* 
manieierung^^zablreicbar  Niobtdentwber  ante  ib^en,  endlieb  die  Ver> 
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biadenmg  der  Auswanderuiig,  die  in  der  Thai  in  den  Kreiseu  mit  atar« 
km  SacbaeDgeben  regelmässig  nur  gering  and  in  anderen,  sonst  gleich- 
•rtigeii  Kreiaeii  mit  geringer  AWandemng  sehr  tibuk  ist  Auch  nnd 
die  Eiowirkungeii  der  SaebMogftngerei  auf  die  Sittlielik^t  dee  Tolkat 
iMch  Aoiicbt  dee  Yerfiutere  nicht  lo  nachteilig,  wie  man  liiiher  viel« 
&eh  annahm.  Ein  AnaeinanderreiaMn  der  Familien»  eine  Trennang  der 
Stern  Ton  den  Kindern  v.  a.  w.  findet  nur  eelten  etatt»  da  die  Sachten- 
gftoger  gaoa  fiberwiegend  jnnge  ledige  Personen  sind.  Die  Zahl  der 
fsa  Sachsengangerinnen  geborenen  unebelidien  Einder  ist»  soweit  dies 
litt  Mgestellt  werden  hfinnen,  keineswegs  besonders  gross.  Dagegen 
•stateht  in  der  That  häufig  eine  nngeveohte  Belastung  der  armen  Qe- 
nsiBden  dee  Ostens  dnreh  dieKorkoeten  fOr  ibreSaohsengftnger»  durch 
die  Vemachllssignng  der  Unterbaltungspflicht  Ton  selten  der  letateren 
s.  a  w.;  sodann  hat  die  Abwanderung  den  Eontiaktbruch  in  einer  für 
das  Öffentliche  Bechtsbewnsstsein  bedenklieben  Weise  TeraUgemeineri 
fiodhch  ist  nicht  zu  yerkfennen,  dasa  die  Lau d Wirtschaft  der  Abwände- 
rnngfgebiete,  da  dieselbe  meist  nicht  in  der  Lage  ist,  ihre  Arbeitskräfte 
dank  Zahlunn-  höherer  Löhne  an  sich  an  Üssseln,  durch  die  Sachsen- 
cäfigerei  oft  in  empfindlichen  Arbeitermangel  versetzt  wird ,  zumal 
die  Grenzsperre  gegen  Russland  ihr  den  Ersatz  durch  die  billigeren 
m  ArbeitskiftAe  mehr  oder  weniger  abschneidet.« 


— e.  Der  englische  Hationalreiektam  jetst  und  einst.   Aus  den 

Kapiteln  IV  und  V  der  jüngsten  Cri^en'schea  Veröffentlichung  ent- 
nimmt da''  BuU.  de  Stat.  (März  1890)  nber  obit^en  Gegenstrind  n,  A. 
folgende  Daten,  welche  wesentlich  auf  die  Einkommensteuer- Statistik 
sich  at&tzeo: 

T.  Jetziges  Vol^nverm^gen  (1885): 
VolksTermögen  (Kapital)    In  Prozenten   Auf  den  Kopf 

Liv.  St.  Lw.  Ot. 

Englüiid    .    .   .      8617  0üUüOa  8fl.O  808 

Schottland    .    .        973000  000  9,7  848 

Irland  ....         447000000  4j3  98 

Verein.  Königr.     10037  000  000  100,0  270 

U.  linst  ud  jetrt  (bU  1600  aorfiek) : 

Be?dlkerongs-  Vermögen  Aof  den  Kopf 
Jtte  Qnellen:  «hlinMiU.    inM.LÄ     L.  St 

England  allein«' 

IWO  Britüh  Merdiünt,  etc.  .    .  4^  '          100  22 

IttO  Petty   5i  250  40 

IWO  Gregory  King,  Davenant  .  H  890  S8 

ino  Brim  MerOumi    ...  6^  370  57 

ITSe  Direrse   7  500  71 

Bseke   9  1500  167 
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Jahr             Quellen;             lahlinMilt  intf.LSt  LSt 

QroaBbritannien: 

1800  Beeke                              U  1750  160 

Vereiii.  Könlgr.: 

1812    ColqubouD                          17  2  700  160 

1822    ColquhouD,  Lowe    ...      21  2  500  121 

1833    GolqohoQB,  Pablo  dePbbrer      25  3600  144 

1845    Income  tax                           28  4  000  143 

1865    M.  Giffen                           30  G«)00  200 

1875  DeiBelbe                              33  8  500  260 

1885    Derselbe                            37  10000  270 

An  dieser  Somme  hatten  Anteil: 

Qnuid  nnd  Boden  Gebinde 

Jahr        Qnellen :      %g'n  wol  in    des  Oes.-  um  raj.  in  Vo  desGei.- 

England : 

1690   Gregory  King    .      180          60  45  15 

1800   Beeke  ....      600          40  180  15 

Verein.  Königr. 

1812    Colquhoun     .    .     1200           44  400  15 

1865   M.  Gi£ren     .    .    1 864          80  1  031  17 

1876  Derselbe  .  .  2  007  24  1  420  17 
188S  Denelbe      .  .    1691         17  1927    .  19 

Sit  L6]uie  dor  eoirUMiMii  TwctlUBinttri«  Btih  MilBdbg 
Mibuf  •  —  ^  Slatieüker  doe  englnohon  Handelwmtee  (G^m) 
giebi  die  Lobtiatiitiitik  fftr  die  wichtig^  TezÜlindusirie,  welche  den 
Mitteleats  der  Entlohnnog  in  der  Fabrikindostrie  darstellen  dürfte. 
Die  hOehftoD  TratillObDe  finden  sich  hienacb  in  der  Baum  wollin  dostrie, 
welche  die  stärkere  städtische  Konzentration  hat.  Das  Bull,  de  Siat 
giebt  folgende  Bau]  t  ibersicht  ftber  die  »Normallöhne«  (52  Wooheo 
k  6  Tage)  für  daa  Jahr  1886: 

Baumxvol!-  Pfrrichgarn-  Kanimr?arn-  Lf»inen- 
Industrie       induatrie       Industrie  Induslnii 

1 )  Jahres  löhne :     Lin.  Sh.  JAv.  Sh,  lAv.  Sh.  Liv.  Sh. 

Mäiirur                        65  12  60  0  60  13  51  18 

Knaben  und  Jünglinge  24     4  22  0  16  18  16  14 

Frauen                         39.15  34  9  31    0  23  3 

Mädchen                       17  17  19  7  16    0  12  17 

2)  Wochen  lohne : 

Männer   25    3  23  2  23    4  19  9 

Knaben  und  Jünglinge  94  86  66  63 

Franen   15    3  13  3  11  11  4  11 

M&dohen   6  10  7  6  6    2  4  11 
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DiamaDt-Trnst  and  Krisis  in  der  Diamantsohleiferei  in  HollAnd« 

Eine  ähnliche  Luxusverarbeitungslcriae,  wie  die  össterr.  Perlmntterindu- 
strie  infolge  der  amerikanischen  Mac  Kinley  Bill ,  macht  infolge 
des  London-Pariser  Diamantringes  und  infolge  der  trotz  der  Kartell- 
beschräukuug  wirkenden  Diamunten-Ueberproduktion  die  Diamant- 
Schleiferei  in  Amsterdam  durch.  üob(?r  let^tfron  rJerronst and 
macht  die  »Aui-tria<  (1890,  H.  V)  iutereHi-iiute  Mitteilungen,  welche 
auch  wif^enschaftlich  beachtenswert  i  :  »Der  Handel  mit  Edelsteinen 
blühte  seit  langer  Zeit  in  den  Niederlanden,  und  war  Amsterdam  fort- 
während der  iiauptiijHrkt  für  den  Diamantenhandel.  Besondere  Ge- 
nossenschaften won  Arbeitern,  jene  der  Spalter,  Schneider  und  Schleifer 
der  Diamanten,  hatten  sich  von  jeher  in  Amyterdam  rreVtildet,  und  be- 
steht hier  schon  lanw  eine  besondere  Börse  der  D  i m  a  a  te  n  h  ä  n  d- 
1er  ,  auf  welcher  aun  aller  Herren  Ländern  Ksinfei-  und  Verkäufer  zur 
Abwicklung  der  diesfilllii^^en  Geschäfte  zu  ersehet uun  p (logen.  Als  vor 
30  Jahren  in  der  afl«lat'rik'ani«chcn  Kapkulonie  ueue  Djamantenminen 
entdeckt  wurden,  die  ibis  Kobmaterial  in  ergiebigerer  Weise  als  Brasilien 
lieferten,  nahm  das  I liiLtnantachleifen  und  der  Handel  mit  diesem  Edel- 
•tein  einen  nie  geahnten  Aufschwung.  Die  Zahl  der  Spalter,  Schneider 
und  Schleifer,  die  noch  vor  40  Jahren  ka\iiu  1600  Beschäftigte  er- 
reichte, stieg  in  unglaublichem  Masse,  da  alles  sich  zum  Krleruen  dis 
schwierigen  Handwerks  drängte,  und  die  Diamantarbeiter  fabelhutt 
hohe  Luhne  I  c/iililt  erhielten.  In  wenigen  Jahren  war  deren  Anzahl 
anf  Dahezu  12  000  bis  16000  angewachsen.  Ausser  mehreren  gross- 
artigen Diamantenschleifereien,  von  welchen  hier  im  ganzen  92  bestehen 
waren  auch  viele  UnterueLuiti  mit  bescheidenem  K.ijital  selbständig 
thfiticT,  die  in  ihren  Werkstätten  10  bis  15  Arbeiter  auf  eigeae  Uech- 
iiung  beschult it^'ttiu.  Der  Gewinn  stieg  uiui  mit  liieaem  erhöhten  sich 
auch  die  Lühiu;  der  Arbeiter.  Der  Rflckachlag  sollte  nicht  ausbleiben. 
Daa  in  Paris  eiitätaudcuc  Syndikat  der  Diamantenhändler 
bildete  in  Verbindung  mit  dem  Londoner  Unternehmen  >JJe  Ikers  (Jon» 
tolidaeed  Mines^^  einen  eigenen  >Ring«,  der  alles  Robmaterial  an  sich 
brachte  und  dadurch  dem  hiesigen  Diamantenhandel,  noch  mehr  aber 
der  ( lenosseuschaft  der  Spalter,  Schneider  and  Schleifer  grossen  Nach- 
teil zufügte.  Das  Rohmaterial  wurde  in  einer  Weise  verteuert,  dass 
es  den  Schleifereien  und  den  kleineren  Unternehmern  nicht  mehr  kon- 
venieren konnte,  dasselbe  bei  den  auf  der  früheren  Höhe  verharrenden 
Löhnen  ansakaufen  und  verarbeiten  su  lassen.  Massenweise  enÜieneD 
die  grossartig  angelegten  Schleifereien  ihi«  Arbeiter  ond  die  kleinmn 
Unternehmer,  die  fHSher  mit  15  Peftonen  ihr  Fortkommen  fiwden,  ar» 
beiten  seit  geraomer  Zeit  mit  8  bie  4  Individaen,  wfthrend  in  jflngiter 
Zdt  Tiele  ihren  Betrieb  gtoaUeh  elaetellten.  Nahesa  10000  Arbeiter 
eind  dadoreh  erwerbloe  geworden»  da  die  DiamaDtenh&Ddler  die  Ware 
lieber  auf  Lager  halten ,  ab  den  Torrat  mit  Yerloet  abtngeben.  Im 
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Laufe  des  Iftztverflossenen  Muuats  (FrObjahr  1890?)  soll  die  Chanibre  Synd. 
der  DiaiuHiit*  rliilndler  in  Pari«  mit  "De  Heers  Consolidadet  3fi«es«  in 
London  eich  ül^r  u''  se  Maseregeln  geeinigt  haben,  um  die  Knaig 
eioigerinaeseD  abzuschwächen,  und  der  traurigen  Lage  der  Arbeiter  ent- 
gegenzuwirken. Als  Besitserin  der  Diamautenminen  in  Südafrika  bat 
nämlich  die  englische  Gesellschaft  beschlossen,  die  Minen  nur  nach  dem 
wahren  Bedarf  an  Edelfiteinen  auszubeuten,  und  entsprechend  dein  l^ate 
des  Pariser  Syndikats  während  d*^r  nächsten  drei  Jahre  höchstens  2  >[ill. 
Karat  Rohmaterial  jiihrlich  zu  liefern.  Im  Miudestprt.is  |»r  Karat  R uh- 
stcin  soll  nicht  unter  35  s.  gegangen  werden.  i'aJurch  beabsichtigt 
man  auch  den  kleineren  selbständigen  Unternehmern  Gelegenheit  zu 
bieten,  Material  anzukaufen  und  wieder  mehr  Arbeiter  zu  beschäftigen. 
Einstweilen  scheinen  sich  die  Diamantschleifer  selbst  helfen  so  wollen, 
indem  sie  sich  nach  Hamburg  gewendet  haben,  um  dort  mit  einigen 
Kapitaliaten  Ober  die  Anlage  einer  DiMiiantenschleiferei  so  verhandeliit 
wodurch  Holland  dieee  Jahrlmiiderte  Itng  betriebene  nad  nur  noch  in 
Antwerpen  vorhandene  Speiialitit  TerUecen  würde.« 

—  e.  Waitem  Aber  TniatPe  im  Ltbet  ud  to  dir  QMetagebof  • 
Dm  BorduieriktBiioht  Trattftrbot.  Dieoe  ZeitMhrift  hat  wiederholt 
der  nenatieitliehen  E2raeheinang  der  Prodoktions-Konopolver- 
b  ft  n  d  e,  der  KarkXle  nnd  DmsVs  gedacht»  mit  welchen  die  alte  Ertcheinmig 
der  HandelamonopolTereinigungen,  der  Comer'i  nnd  Binge  i.  e.  8.  nicht 
yerweohtelt  werden  darf.  Die  fraglichen  ünternehmerTerbKnde  eehei- 
nen  lowohl  in  ihrer  ftlteren  nnd  loeeien  Geitalt  der  Kartelle ,  aU  in 
ihrer  neueren  lentralitterten  Form  der  ThuVs  —  wir  haben  den  a»e» 
rikanischen  Oü  fhut  in  den  HiiMllen  des  Torigen  Jahrgang!  besehrie» 
ben  den Organiemnc  der  modernen  Tolkiwirtaohaft  immer  tiefer, 
immer  stärker  und  allgemeiner  in  durchdringen.  Sie  konwntrieren 
nicht  bloss  das  Kapital  ganter  Ptoduktionssweige  den  Arbeiterschaften 
der  letsteren  gegenOber.  ^  legen  die  bisherige  Triebfeder  des  kapi- 
talistischen Produküonss jstems  lahm »  indem  sie  die  Industrie  e  n  t- 
konknrrensieren.  Sie  treten  dem  gansen  Konsum  mit  den  Preis- 
diktaten des  Monopols  gegenttber.  Noch  mdir :  sie  rauben  dem  Oster» 
nehmer  selbst  seine  bisherige  Unabhängigkeit,  da  sie  die  bisherige  Ko* 
Ordination  der  Untemebmerwelt  aufheben»  durch  ihre  üebermacht  die 
einzelnen  Unternehmer  des  Prodoktionssweiges  zum  Beitritt  zwingen 
und  die  Leitung  in  nur  wenigen  Händen  und  KOpfeo,  im  Wollen  und 
Verstehen  der  wenigen  an  der  Spitae  stehenden  Personen,  konaentrieren. 
Wenn  sie  sich  weiter  ausbreiten  und  wenn  sie  es  tu  dauerndem  Zn* 
sammenhalte  bringen  sollten,  so  bedeuten  sie  eine  gewaltige  Umwälzung 
des  bestehenden  Produktionssystems  aus  sich  selbst  heraas ,  nicht  tco 
aussen  her,  durch  kapitalistische  Selbstübertreibung,  nicht  durch  sozia- 
listischen  Umsturs.  Nun  entsprangen  sie  aber  seit  Jahrsehnten  wesentlich 
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SDoh  WM  der  Abwehr  der  Verloate »  welche  die  vegeltoee  EonkomenB 
mit  ihren  im  danhtln  taetenden  Anidehnnngen  und  iänichfftnknngen 
der  Prodoktion  und  mit  ihren  maedoien  Pmaehleadereien  braehte. 
Sie  «ind  durch  die  neoetieitlichen  Uebertieihnngen  de«  SohntnoU- 
gyrtamt  «wer  beg&nftigt,  jedoeh  keineswegs  bloss  hiedoroh  ersengt 
worden ;  denn  sie  kamen  aneh  in  Deotsohlwid,  wie  die  von  nns  angeeeigte 
Sehrifk  KUmwäeMara  beweist,  schon  tot  1879,  sie  haben  neh  ansge- 
dehnt  in  England,  wo  keine  Rückkehr  smn  Protektionismus  stattge* 
fanden  hat,  sie  spannen  ihr  internationales  Gewebe  aber  die  Schati- 
aolUnaaern  hinweg  und  machen  in  Artikeln,  wie  Erdöl  und  Diamanten 
(a.a.},  Lphrnsm Ittel  und  Rohstoffe,  Dünger  und  Hols,  die  von  der  Höhen- 
lage des  Z.-Tarife8  in  der  Preisbildung  nicht  oder  nur  wenig  beeinflasst 
sind.  Man  wird  sich  daher  darauf  gefaast  machen  müssen,  doss  die 
schon  begonnene  Umwftlsnng  auch  durch  eine  wieder  mehr  freib&nd- 
leritche  Zukunft  wohl  nur  gemässigt  und  verlangsamt,  nicht  aber  völlig 
wieder  beseitigt  werden  würde.  Es  könnte  leicht  geschehen ,  dass 
Sdt&nlank  Recht  behielte,  welcher  in  Braan's  Archiv  für  soz.  Q.(Bd.IiI) 
bemerkt :  »80  wenig  die  Levellers,  als  sie  die  Z&one  der  Einhegungen 
niederrtseen,  den  Grossgrundbesitz  beseitigen  nnd  die  mittelalterlichen 
Feldgemeinschaften  wiederherstellen  konnten,  sowenig  wird  es  den  Kichts- 
ais-Freihändlern  gelingen,  durch  die  Beseitigung  der  Schutzzölle  die 
Kartelle  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  die  gute  alte  Zeit  des  Mauche- 
stertnms  wieder  zurückzurufen.«  Der  Trust  hat  Seiten  wirtschaftlicher 
üeberlegenhoit ;  denn  wie  Schönlank  a.  a.  0.  weiter  bemerkt;  »Der 
vielgegliederte  imposante  Mechanismus  des  modernen  Grossbetriebes  er- 
möglicht ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  aeine  Verbindung  mit  anderen 
gleicbartigeo  ftchöptungen.  Hier  findet  sich  ein  ^^cschultes  Beaiuten- 
peTTonal,  hier  stehen  wohlgeübte  Arbeiterma«<srn  zv.r  Vertügung,  deren 
vielseitige  Verwendung  der  wechselnde  i^^diirl  des  I^taMissementa  not- 
wendig macht.  Wie  im  i^pilinsaal  die  tausend  t-isenlinger  der  Maschine 
sich  nach  bestimmtem  ü^etze  rnhelos  bewegen,  so  ffi^t  ein  sorgfältig 
durchdachter  Plan,  ein  Tagesbetehl  die  Schaareu  der  Arbeiter  zu  h^r- 
m^nl-cliem  Thun  zweckmässig  zusammen.  Mit  peiiilichor  Sorgfalt 
werden  die  Schwank uiij^'pn  des  Weltmarkts  vertoigt,  Agenten  und  Rei- 
fende vermitteln  den  leUliaftesten  Verkehr  mit  der  ganzen  Kulturwelt, 
die  Kenntnis  d»'r  ZtiRtiinde  in  der  eigenen  Branche  ist  eine  vortreffliche, 
di»'  Uebersichtiichkeit  des. Betriebs  und  seiner  rechnerischen  (irundiagen 
las-.t  niclittä  zu  wünschen  übrig.  Die  Auflösung  der  nicht  kartelliorunga- 
fäüigen  Be.standteile  des  Produktionsprozesses  geht  Hand  in  Hand  mit 
der  Vereinij^ung  der  grosskapitalistiscben  Unternehmungen.  Die  letz- 
teren beherrschen  ihre  Industrie,  sie  verfügen  über  die  Macht,  Einig- 
keit zu  schaffen  und  zu  erhalten.  Die  rücksichtslose  Politik  ,  welche 
die  Verbände  gegen  die  Widerstrebenden,  gegen  Gegner  nnd  Koukur- 
n;Qten  verrblgen,  ist  eines  der  lehrreichsten  Kapitel  in  der  lehrreichen  . 
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Q«Mliichte  der  Kartelle.  Von  loeVereot  aobwiehlieheii»  letenitmAhigeB 
Vereinbarangen ,  weichet  ftlr  den  Augenblick  getehaffu',  im  Nn  ver- 
geben wie  FneMtapfen  im  Flngaande,  gebt  esSobritI  tot  Schritt  wdter 
in  feeteren  Kcnventienen ,  welche  anf  einen  längeren  Zeitranm  ge- 
icbloeien  werden  und  nieht  bleei  ephemeren  Gewinn,  londem  danern- 
den  Notien  als  eretrebenswertee  Ziel  im  Ange  haben.  Nach  mid  nach 
entikltet  tiefa  die  junge  Organisation,  lur  Regniieraog  der  Preise  tritt 
die  Frage  der  Produktion.  Man  straft  die  Ueberemngnng,  man  sahlt 
fttr  Hinderprodnktion  Pr&mieo.  Die  Welt  wird  ▼erteilt»  den  yereebie- 
denen  Produnntengrappen  werden  die  Abeatigebiete  bestimmt,  we 
ihnen  allein  freie  Hand  gelassen  wird.  Je  linger  die  Einriehtnng  be- 
steht, desto  dringender  wird  das  Bedllrfiiis  nach  einer  einheltläehen 
Leitung,  nach  einer  Zentralisation,  welche  dnreh  EontroUboreau,  dnreh 
Ueberwaehnng  des  Markts  nnd  des  Kartells  die  Interessen  der  Ver- 
bfindeten  wahren  soll.  Die  Sicherheit  der  Anftdcht  fiber  die  EiftUong 
der  Yertragspflichten  und  das  Vorteilhafte  des  Vorgehens  von  einem 
den  ganien  kidostriezweig  übersehenden  Punkte  aus  swingen  in  immer 
festerem  ZuBammenschluss ,  zur  Erweiterung  der  Vollmachten  des  lei- 
tenden Komiteea.  Die  Errichtnng  von  allgemeinen  Verkaufsstellea, 
welche  an  Stelle  des  einzelnen  Fabrikanten  den  Verkauf  der  kartel- 
lierten Waren  in  die  Hand  nehmen,  erweist  sich  als  ersprieselicb  ,  die 
Kompetenzen  der  Leitung  dehnen  sich  in  dem  Masse  aus ,  in  welchem 
dax  Wirkungskreis  der  Vereinigung  w&cbst.  Die  Einze)  Unternehmung, 
mag  sie  einem  Kapitalisten  oder  «iner  Aktiengesellschaft  eignen«  tritt 
zurück  Tor  der  Gesamtheit  der  assoziierten  Betriebe,  sie  ist  nur  ein 
Uädcben  in  dem  exakten  Dhrwerke  des  Kartells,  jede  an  ihrem  Platae, 
jede  aber  auch  nur  an  diesem  Plate  im  stände,  richtig  lu  wirken,  jede 
streng  angewiesen,  in  dem  Torgesohnebenen  Tempo  au  funktionieren. 
Was  früher  der  geschäftskundige,  nach  jeder  Verbesserung  des  Betriebes 
spfthende  Fabrikant  für  sich  allein  durchzuführen  versuchte,  die  Ein- 
besiehnng  aller  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  in  den  Be< 
reich  seiner  Wirksamkeit,  das  thnt  jetzt,  ausgestattet  mit  mehr  Mitteln, 
mit  umfassenderer  Kenntnis  der  Verhilltnigsc  das  Kartell,  das  auf  diese 
Weise  nicht  bloss  die  Kapitale,  .sondern  nnch  die  I  teil  irre  n- 
zen  k  0  n  z c  it  t  r  i  *;  r t.  Da  werden  c^om>'iiisch,it'tjici)e  Versuchsst-ationen 
angelegt,  auf  denen  neue  Erfindungen  gey)iiit<  und  gemacht.  be8<»ere 
Arbeit -mf'thoden  erforscht,  die  Rohstoffe  ant  ihre  Eip:en'cliatten  unter- 
sucht werden.  Zentralsamml  inj^pn  von  ModeUen  mvi  Fachwerken  wer- 
den eingerichtet,  um  die  Mitglieder  m  allem,  was  ihre  Branche  berührt, 
auf  dem  Laufenden  zn  erhalten.  Ks  gibt  VerUüide,  welche  bereits  die 
Transporttarife  1  *  i'iutiu.saen.  Andere  bilden  sich  wech.seiöeitig  ludustrie- 
uud  Werkleiter  aus,  die  mit  der  einfachsten  Handlangerei  im  kleinsttiu 
Etablissemetit  beginnend  nach  und  nach  die  Reihenfolge  der  Betriebe 
durchzumachen  nnd  die  ganze  btufenleiter  von  der  unqualifizierten  sur 
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geschickten  Arbeit,  von  der  Schmiede  zum  Zoicbensal,  vom  Tagwerker 
znm  Chefin^enienr  zu  erklitümen  haben.  —  Die  Herrschaft  über  die  Pro- 
daktioD,  die  Konzentration  der  Betriebe,  die  potenzierte  Oekonomie  der 
Arbeitsweise  werd  en  ausgesprochene  Zwecke  der  Organisation.  Die  be- 
dentenden  Sanimen,  welche  ihr  zur  Verfügunp^  stehen,  verwendet  sie 
zum  Auskanfeu  von  Konkurrenten,  zum  Erwerb  von  Etablissements, 
die  entweder  rationeller  fort  betrieben  oder  zum  Stillstand  verurteilt 
werden,  wie  es  gerade  die  wechselnde  Koujuiiktur  Imineht.  9o  begegnen 
wir  eigenen  Auskauf-Fonds,  welche  die  Zersetzung  aud  Absorption  der 
nicht-kartellierten  ünternehmungen  zielbewnsst  beschleunigen.  Die 
VVaiGiiproduktion  wird  mehr  nud  mehr  in  dir  iliinde  des  Verbandes 
gebracht,  die  zentrij^t'tale  Bewet^nng  dor  K;ipitale  vollzieht  eich  mit 
gesteigerter  Geschwind ii^'k ei t.  Die  masrhinollcn  Verbesserungen  werden 
zum  Gemeingut  des  Kartulls,  das  die  Triumphe,  die  das  Genie  der  Kon- 
strukteure und  Chemiker  leiert,  unablilssig  fftr  seine  Werke  ausniit&t 
und  die  Erfinder  anspornt,  durch  weitere  Neueruugen  den  Aufschwung 
der  Großproduktion  zu  fördern.  Die  völlige  Abhängigkeit  des  Einzel- 
unternehmera  von  der  Koalition  wird  proklamiert,  er  wird  umgewandelt 
in  eine  Abteilung  der  Zentralstelle,  er  erhält  seinen  ordre  dujour  von 
dieser  allein.  Die  Aktien  s&mtlioher  Gesellschaften  —  denn  die  Form 
der  Aktiengesellschaft  wird  zur  Eintrittsbedingung  in  das  Kartell  — 
werden  stuammengefasst,  die  Profite  aller  Etablissementa  in  Einen 
Fondi  ?er«inigt ,  die  Konzentration  vollendet  ihr  Werk  und  fiUivt  die 
Yenoihmelsuog  aller  Einzelnnternebmungen  so  einem  Bieieolintemeh* 
men  herbei.  Der  nodaa  proeedendi  Itt  Tenebiedeo  je  naeb  dem  fint> 
wiekelimgeguig  and  der  Geeetzgebueg  der  reieebiedenen  Linder.  Yor- 
l&nilg  bietet  die  rmnete  Perm  dieser  Braebeinang  die  IViMloiganiaatioii, 
wie  wir  de  in  den  Yeieinigten  Staaten  finden,  ror  allem  der  Normal- 
tmtt,  naeh  denen  Mniter  ansgesprocbenermasaen  die  anderen  nord- 
amerikaniscbea  Untmebmerrerbftnde  licb  umgestalten,  der  Oü  Drwt, 
Der  Untemebmer  ist  siebt  mehr  der  aonverftne  (Gebieter  in  seinem  Beicb, 
der  frei  schatten  nnd  walten  kann  ein  waehaender  Anteil  seiner  Hoheits* 
rechte  ftllt  an  das  Kartell.  Seine  Autonomie  Ist  dahin,  sein  Etablis* 
lement  ist  eine  Zweiganstalt  der  Vereinigong,  welche  ihn  fest  und  fester 
an  sich  kettet,  seine  Interessen  mit  den  ihrigen  soHdarisoh  macht  und 
die  Parsorge  Ar  dieselben  ihm  entwindet.  Ein  fleer  Ton  Beamten  unter 
dem  Kommando  eines  Direktoriums  leitet  den  Froduktionsprosess,  flibrt 
die  Verwaltong  des  QesebftffcsvermOgens,  in  welches  sein  eigenes  nach 
AoslOsebung  Jedes  individuellen  Merkmals  aufgegangen  ist.  Ein  Schlag 
seblftgt  die  tausend  Verbindungen  der  assoziierten  Wirtschaft.  Eine 
Kraft  treibt  das  gesamte  Rftderwerk,  Ein  Befehl  bewegt  die  ungeheuren 
Massen  der  durch  rastlose  Arbeit  eneugten  Werte.  Und  der  Einiel- 
mitemehmer  ist  der  Beamte  oder  der  Peasion&r  des  Kar* 
teils.    Er  ist  nicht  mehr  Protagonist  auf  der  dkonomisehen  Sohan- 
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bühne,  Kothurn  und  Ma^ke  muss  er  ablegen  und  pich  damit  begnügen, 
in   den  Chor  pingereiht  za  werden,  dessen  Weisen  die  FTandlunf?  be- 
gleiten, aber  mcht  beatimnien.c  —  Die  grossindustriellen  ünternehmer- 
verbände  sin  !  —  sagt  Schonlank  —  eine  dnrch  und  durch  moderne 
Erscheinung,  aus  den  niNliirfnl^scn  der  Gegenwart  erwachsen,  in  ihrem 
SchoHse  die  Keitnr  (iir  neue  \V irt^ciiiifts^'eluKio  trai^r»nd.     :  Wenn  man 
den  VerBuch  ma  -ht,  ^'e-chichtliche  [  pezii;j:o  auf/ufinden,  welche  die  Kar- 
telle ala  die  Sprosslingo  oder  die  Erben  mittelalterlicher  Korporationeu 
legitimieren  sollen,  so  müssen  die  schönen  HoÜnungen  di^a  Histo- 
rismus an  den  Thataachen  Schiffbruch  leiden;  Zünfte  und  Kartelle  siud 
nicht  vergleichbar,  sie  sind  verschieden  wie  die  feudale  Wirtschafts- 
weise von  der  bürgerlichen.    Im  Mittelalter  der  haudwerksmiaaige  Bö- 
trieb, stabile  Produktionsweise,  die  Erzeugung  wMentlich  gerichtet  auf 
den  iSelbstgcbrauch,  eng  begrenzter  Austausch,  eng  begrenzter  Markt, 
lokaler  Abschlut^a  nach  aussen,  nach  innen  lokale  Vereinigung.  Fest- 
setzung von  Taxen  zum  Schutze  der  Kon-iumenten,  Regelung  der  Gütern 
eizeugung   zur  Erhaltung  des  Kieinbutriebs ,  die  Gesellhchiift   nur  ein 
Durcbgangspunkt  zur  Meisterschaft.     In  unseren  Ta^en  das  techniech 
sich  fort  und  fort  vervollkominuende  Grosagewerbe,  die  Wirtschaft  ba- 
siert auf  die  kapitalistische  Warenproduktion ,  die  ganze  Welt  Ein 
Harkt,  auf  welchem  die  Industriellen  aller  Länder  sieh  drängen ,  die 
Kartelle  YerbAode  kapitaliitiieher  Unternehmer  zur  Koosolidienuig  «nd 
WriteieDtwicklung  der  groesen  Indwtne»  die  Regulierung  der  Preise 
aiwMihUeaslich  im  lofteresie  der  Prodnsenteu,  die  Eingriffe  in  die  Pro- 
duktion so  Oottiten  der  Qroisen  anf  Kosten  der  Kleinen,  moderne  Fs* 
brikkerren  nnd  moderne  Lohoarbeitor.    Wenn  die  beiden  Orgnnlsa* 
tioneformen  susamnenbftngen ,  so  nnr  doieb  den  polaren  Gegenenii^ 
weleher  sie  von  einander  soheidet« 

Man  wird  mgeben  müssen,  dase  diese  Anffiwsnng  mindeetesw  in- 
l&ssig  ist»  Man  darf  sieh  aneh  der  Aussieht  nicht  entsohlagen,  dasa  die 
Kartell-  nnd  TVusf-Bewegang  weiter  Aber  sieh  selbst  hinausgehen  nnd 
sn  Termehrtem  Offentliehem  Produktionsbetrieb  dringen  konnte,  eine 
Möglichkeit,  welche  wir  schon  Tor  Jahren  bei  der  Besprechung  der 
fMmsdcftter^sehen  Schrift  angedeutet  haben.  Eine  entkonkurrensieriei 
lentralisierte  Monopolproduktion  konnte  schwerlich  bei  der  Privatorga- 
nisation  stehen  bleiben,  nnr  mfisste  sie  nicht  somaldemokratischen,  noch 
llberbanpt  staatlichen  Zuschnitt  erhalten,  wie  wir  wiederholt^  saletit 
im  Torletsten  Jahrgange  dieser  Zeitschiift  dargethan  haben«  Allein 
wie  dem  sei,  Torlftnfig  bat  man  sich  darauf  au  besehrftnken,  aocnaefaen, 
wie  sich  die  Sache  im  Leben  und  in  der  Gesotigebung  macht. 

Was  nnn  die  thatsftchliohe  Ausbreitung  im  Wirtecbafls- 
leben  der  Gegeowart  betrifft,  so  ist  kein  Zweifel,  dass  die  Kartellbildung 
noch  im  Wachsen  begriffen  ist.  Die  »Industrie«  hat  für  die  Jahre  1888 
nnd  1889  die  Zahl  der  bestehenden  Kartelle  su  ermitteln  versncht,  ohne 
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auf  YolhUiidigkeit  und  Priation  Anspruch  sa  erhebeo ;  mitgezählt  sind 
aiwb  TemhiidMe  Spekolatioiiiriiige.  Darnach  gab  ea  in 

1888  1889  1888  1889 

DMiMilMid  54     90        Belgien  6  8 

Nerdemenka  81     59        Araaknioh       4  6 

Owtewddi-Üagini  18     87        Baiiland         8  .  6 
Oraetbriiamiiea       10     88        Skaadinami     8  5 
»Die  Kerteilieniiig  der  FMaktions  sagt  duaoflila  Sdükikmk,  »macht 
nieht  vor  dem  OiMea  and  nicht  vor  dem  Kleiaatea  Halt,  hunderte 
von  Prodnkteo  iind  in  ihien  Bannkreia  gerimen  woiden,  aberhnnderto 
folgen  in  atflnniaeher  Baii  Aehien  nad  Asphalt,  Blech  und  Biot» 
chenei  and  Chinin,  Diamaaten  and  DOnger»  Eiien  and  EiDnille^  Femter- 
glne  und  Flaehi,  Qas  nad  Graapappe,  Haafwaren  aad  Holl,  India  Bnhber 
and  Inetnuaentei  Joomale  nad  Jnie,  Kali  and  Kbki^  Leiniraad  oad 
LiBoleom,  Hehl  and  Matnag,  NUmiaachlaen  aad  Maphthi^  Fiaiel  aad 
Fontellaa,  Biimaa  nad  fiaMnen,  Seide  nad  Stahl,  Tapeten  and  Thon, 
Uhren  and  Unaehütt,  VerhleaditoiBe  aad  VerkehriaaatalteB,  WaMiOB 
aad  Whiakey,  Ziak  aad  Zocker,  doa  geaae  WarenletikoB  wird  aach- 
gerade »vertröstet«.« 

Die  Geeetsgehaag  steht  dea  Tnui§  Us  jetrt  teili  aath&tig» 
teils  ohnvAchtlg  gegeaflber.  fii  sind  flir  dieselhe  vier  Wege  denkbar: 
erstene  die  flVml»  gewlhren  sa  lassen,  sweitens  sie  an  verbieten,  drit» 
teaa  sie  aater  eine  preiabestimmeade  Staateaalhteht  dnroh  Ofleatliche 
Sposfalkonuaiertbo  sa  stellea,  endlich  den  fraglichen  Prodoktioasaweigea 
eine  rein  Oifentliohe  OcganisetiQa  aad  swar  aater  Dberanlkichi  aber 
nicht  aater  Ldtnag  dea  Staatea  sa  gebn.  Beim  eratea,  waa  mfiglich 
iat,  beim  Qeschehenlaisea,  bleibl  bis  jetst  dleGesstsgeboag  der  meiiteii 
Staatsn  stehea.  Zorn  vierten,  aor  Inkorporatioa,  d.  h.  sor  vOUigen 
d&ntliehrechtlichen,  nar  nicht  venftaatlichenden  Anagestaltong  ist  wohl 
&  Zeit  noch  nicht  da,  wenn  diese  flberhaapt  je  kommen  lollte.  Da» 
gegen  scheint  in  Nordamerika  der  sweite  Weg,  die  kommissari* 
eohe  Aufsicht,  ein  modernes,  aber  erweitertes  Taxwesea  iaaerha^b 
eiaaelner  Staaten  (Mauachosetts)  durchbrechen  zn  wollen. 

Den  drittea  Weg,  das  Verbot  zwischenstaatlicher  Mo« 
nopolisiernng,  betrat  wenigsten  sfarden  »Handel  and 
Verkehr«  das  am  e  rikan  iaohe  Bondesgesets  vom  2.  Juli 
1890.  Die  Haupt bestimmangen  dieses  Gesetzes  laotea  nach  dem  »D. 
ILA.*:  »Sektion  1.  Ve  r  t  r  ä  ge,  Ver  ei  n  igangen,  in  Form  von 
Trustt  oder  in  anderer  Weise,  zur  Beschrftnkmig  tod  Handel  oder  Vor* 
kehr  zwischen  den  einzelnen  Staaten  oder  mit  deoi  Atulande  werden 
hierdurch  als  rechtsungültig  erklärte  Und  zwar  unter  Strafe  von 
5000  Doli,  oder  (und)  1  Jahr  Haft.  —  »Sektion  2.  Wer  irgend  einen 
Teil  des  Handels  oder  Verkehrs  awisohen  den  einaelnen  Staaten  oder 
Ssitselir.  1  flUaenr.  iSli.  I.  Belt  12 
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mit  dMD  Auslände  m  onopolititri  oder  in  mono  pol  ititraB 
▼  ertneht,  oder  nch  mit  einer  andern  PteMB  oder  aaderen  Per- 
sonen dazu  verbindet,  maeht  sich  einee  ▼ergebene  aclinldig  und  wird 
nacli  erfolgter  DeberfQhrcing  mit  Geldstrafe  Ins  bu  5000  Doli.,  oder  mit 
Haft  bis  zn  einem  Jahr,  oder  mit  beiden  genannten  Strafen  belegt,  je 
nach  Befinden  des  Gerichtshofes.  —  Sektion  8.  Vertrilge,  Vereinigungen, 
in  Form  von  Trusts  oder  in  anderer  Weise,  zur  BeschrFlnlcnTis:  von 
Bändel  oder  Verkehr  in  einem  Territorium  der  Vereioij^ten  Staaten 
oder  des  Distrikts  von  Columbia,  oder  zur  Beschrftnkimp  von  Handel 
oder  Verkehr  zwisclun  einem  derartigen  Terrifnrinm  und  einem  an- 
deren, oder  zwiRfben  nineni  derartif^-ert  IN^mtoriniu  oder  Terntonen  ■arid 
einem  Staate  oili^r  Staaten  oder  dein  Distrikt  von  Colnrübia,  oder  nut 
fremden  Ländern,  oder  zwischen  dem  Distrikt  von  Columbia  und  f  inem 
Staate  oder  Staaten  c  1er  fremden  Nationen,  werden  hierdurch  al-^  rechts- 
on^ültif^  t^rklilrt.  Wer  einen  derartigiMi  Vertra^T  abschliesst  oder  an 
einer  solchen  Vereinip;ung  sich  beteiligt  ,  macht  «ich  eines  Vergeben* 
schuldig  und  wird  nFich  erfolgter  üeheiführuug  mit  Geldstrafe  \)i8  za 
5000  Doli.,  oder  mit  Haft  bis  zu  einem  Jahr,  oder  mit  beiden  genannten 
Strafen  belegt,  je  nach  Befinden  des  Gerichtshofes.  —  Sektion  6.  Gflter, 
die  durch  einen  Vertrag  oder  durch  eine  Vereinigung,  wie  in  Sektion  1 
erworben  sind  (nnd  Oe^^enstand  derselben  sind),  und  aaf  dem  Transport 
au^  eirietn  Staate  nach  einem  anderen  oder  nach  dem  Auslände  sich  be- 
finden, verfallen  den  Vereinigten  i^taaten  und  können  mit  Beschlag  be- 
legt und  konfisziert  werden  nach  demselben  Verfahren,  wie  dies  für  die 
Beschlagnahme  und  Konfiskation  vonQfltem  vorgesehen  ist,  welche  ge- 
setzwidrig in  die  Vereinigten  Staaten  eingeführt  werden.  —  Sektion  7. 
Wer  in  seinem  Geschäft  oder  Besits  darch  eine  andere  Pereon  oder 
Körperschaft  daroh  etwae,  waa  diinh  diene  Qewts  Terbotatt  oder  ab 
reehtiiridrig  eildftrt  iat,  geeoliKdigt  wird,  kann  deshalb  bei  «iaeM  Be- 
.  «rksgeridit  der  Vereinigtett  Steateo  in  dem  Dietrikt»  in  ifelobmm 
Beklagte  wofaat  oder  rieh  beAadet,  obae  BUekaicbt  auf  die  H9he  4m 
Streitobjekts,  klagbar  werden  nnd  Brsat»  des  dreifiMhen  Betrages  dei 
erlittenen  Sebadeae  nebst  den  ftroeesskoeteu,  einNUiesettek  einer  «uige* 
messenen  AnwaltsgebObr,  erhalten.  —  Sektion  Der  Anedmek  »Par- 
seo«  oder  »Personen«,  wo  derselbe  aoeh  in  diesem  Qeieti  gebrandil  ietk 
nmiiSBt  anoh  Kdrpersebaflen  nnd  Ges^lsoballen,  welche  anf  Qmad  der 
Qssetee  einee  der  Vereinigten  Staaten,  der  OesetM  eines  der  Territoii^i, 
der  Qesetae  eines  Staates  oder  der  Qesetse  eines  Ifemden  Laadaa  be* 
eteben  odsr  dnieh  dieselben  genehmigt  sind.« 


Daa  Weeeii  den  nniaeben  Anels.  Ueber  die  mmisGben  Ai^ 
tele  ist  seit  Jahnebnten  eine  reiefae  Litteratnr  entstanden.  Mit  dso 
Forscbnngeergebnisseo  ist  man  aoeh  dnreh  dentsohe  Schriften  bekannt 
geworden.  Detjenige  jedoch,  der  nicht  anmittelbar  ans  den  Qaell«n  so 
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■eliApfen  yermoehtei  wird  kaum  sn  einer  lielieran  AMfibanaog  gelangt 
»ein ,  wohl  aber  den  £indrack  davongetragen  haben ,  daes  die  Artele 
denn  doch  den  WirtscbsohaftsgenoMentehAfteii  wid  Syndikaten  dti  west- 
lichen Enrop»  aieht  lehr  vergleichbar  seien.  Vm  jM>  beMbteaiwevter 
ist  die  vielverqireebende  neue  Schrift  eines  vielversprechenden  nenea 
Autors,  welelie  anf  Grund  einer  anscheinend  TollstAndigen  Kenntnis  der 
Litterator  und  der  Quellen  den  Gegenstand  in  ein  nenee  lacht  rllekt,  in- 
dem sie  die  Artele  einfach  einerseits  als  E  r  g&  n  snagattttok» 
andererseits  alsVertrags-Gegenstflck  der  rnssisohea 
Familienpatriarchie  mit  grosser  Schärfe  hinstellt.  Wir  mei- 
nen Georg  Staehr's  »Urepmng,  Geschichte,  Wesen  und  Bedeatung  des 
rassischen  Arteis«,  wovon  der  erste  Teil  (als  Inangnraldisser- 
tation)  juDgst  erschienen  ist  *).  Die  Schrift  ist  in  ihrer  schnurgeraden 
Polemik  pegpn  die  giinze  bi.sbcripc  Artellorschung  von  grösster  Konse- 
(|iienz  und  von  einem  und  deni.selben  einheitlichen  G nind<redaDken  be- 
herrscht. Dieselbe  wird  durch  ihre  polemischen  Otieu^i vHtöHBe  manchen 
Widerspruch  herausfordern,  verdient  aber  unter  allen  Umstanden  ihrem 
Inhalte  i^ach  eingebende  Beachtung.  Diese  widmen  wir  derselben  durch 
einige  Mittel)  nn^^en. 

Das  Wort  Ariel  ist  notorisch  nicht  russischen  Ürsprunpg  ;  es  wird 
von  den  meisten  Gelehrten  wohl  mit  Recht  vom  tiirkiHch-tatanschen 
»ortd*  =  Mitte.  Gemeinschaft,  abgeleitet  und  findet  sich  in  rueaischen 
Orkunden  nicht  vor  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  und  anch 
hier  erst  g-an?;  vereinzelt.  Erst  im  18.  Jahrhundert  wird  die  Bezeich- 
nung^ Artel  häutiger  gebraucht;  immerliin  aber  ist  dieselbe  noch  hent- 
sutage  unter  dem  Volke  selbst  lange  nicht  so  verbrei- 
tet, als  man  gewöhnlich  annimmt.  In  manchen  Gegenden  kennt  das 
Volk  den  Aufdruck  überhaupt  nicht,  in  anderen  wird  er  gan«  allge- 
mein für  jede  Ansammiong  von  Menschen  gebraucht.  Dad  Wort  hatte 
noch  keine  fi^e  begriffliche  Abgrenzung,  als  man  es  verwertete,  den 
Rossen  damit  die  westeuropäischen  Wirtschafta gen ossensc hatten  vor- 
stellig 2u  machen.  Hiedurch  erreichte  jedocli  die  Beprriffsverwirrang 
ihren  höchsten  Grad.  »Unter  Artel  wird  von  jetzt  ab,  je  nach  liedürf- 
nis,  einmal  jede  Genossenschaft,  welche  iri^^eadwelche  wirtschaftlichen, 
sei  es  Produktions-.  Konsurations- ,  Kredit-  oder  Vers icherun^'H-Z wecke 
verfolgt,  und  dann  wieder  eine  t^anz  benondere,  nur  in  Husöland  und 
zwar  pciion  seit  den  alttisttin  Zeiten  vorkommende  Form  oder  Art  wirt- 
Hchaftlicher  Genosaenschaften  —  »verstanden«,  welche  letztere  sich  je- 
doch in  ihrer  Eigentümlichkeit  nicht  näher  definieren,  sondern  nur  era- 
ptiuden  lässt.«  —  So  viel  Ober  die  Bezeichnung!  Der  Sache  nach  ist 
das  Artel  unseren  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  nicht  su 
vergleichen.   »Wenn  wir      sagt  Staehr  —  emeneits  tod  den  aadi 


1>  JJorpat,  ii.  La»km*oo,  18M. 

12* 


Digitized  by  Google 


180 


MinaUeii. 


Schuh'f-I)elitzsch*9chen  Mustern  in  Raasland  gegründeten  und  dem  VoUcs 
unter  dem  Namen  Artel  vurgeetellten  Käserei-,  Schmiede-,  Tischler- 
Schohmacher-GenosseoBchaften  und  andererseits  von  den  Bördenartek 
und   den  nach  dem  Muster  der  letzteren  org^anisierten  Arteis  (Risen- 
babnartelt»  Dienstmann artels  u.  a.)  absehen,  so  durften  flieh  für  alle 
flbrigen  im  europäischen  und  asiatischen  Russland  vorkoEuraenden  Ar- 
tels,  d.  h.  für  etwa  ^'^/i^n  aller  Ariels,  auch  Hcbon  bei  oberflächlicher 
Betrachtung,  tolgende  gemeinsame  Merkmale  ergeben:  geringe  An- 
zahl dor  Genoäseu;  ecgea  brüderliches  Zusammen- 
halten derselben  and  Einstehen  füreinander; 
meinsamkeit  der  gesamten  Le ben sf flbrn n g,  in  Kodt» 
Wohnung,  Arbeit,  Vergnügen  etc. ;  gleich«  üiiterw er fvng  un- 
ter die  Asordnu  ngen  einecFAhreri,  dereowolildieLeitiiiig 
des  Oauen  becorgt  alt  aQoh  die Beiielmngeii  der  Oenoieen- 
lobaft  sn  dritten  Per  tonen  t  ermittelt  und  denen  Stel- 
lung nnd  VerbAltnit  m  den  Genoeien  der  guunn  Verbindnag 
einen  eigentümlich  p a tr i er ebali sehen  Chnrabter  Terleiht. 
Uan  nehme  jedei  beliebige  Artel  von  Jigem,  FiBohem,  Salibvechen, 
Waldurbeitem,  Fohrlenten,  Hanaimm,  bitearbeitem,  Zimnerlenlen, 
ScfaifflbBebem,  HelsflflBwm,  Ladearbeitem»  Lmnpenaammlem,  BlrenlUi* 
rem,  Spielleoten,  Stiftflingen,  Wanderarbeitern  aller  Art,  lo  wird  man 
■tefte  nnd  losotagen  aobon  aof  den  enten  Bliefc  die  angeftbrten  Merkmale 
beraniflnden.«  — -Woher  etammt  diese  Gleicbfilrmigkeit  überhaupt  Y  Woher 
der  gemeinsame  altpatriarehale  Oharakter?  SUu^ir  geht  auf  diese  Frage 
in  licht? oUvter  Weise  ein  nnd  kommt  nach  interessanten  polemischan 
Ansonandersetnmgen  sn  folgendem  Ergebais  über  den  Urepmng 
nnd  in  der  folgenden  Definition;  »Das  Artel  ist  eine  dem  Marter 
der  Urfcmilie  oder  Familiengenoeseneehaft  genan  naohge^ 
bildete  dareh  Vertrag  begründete  Genossenschaft  mehrerer ,  w%t* 
sehiedenen  Fnmiliengemeittschaftea  angehörender,  Boitweilig 
von  diesen  getrennter  Individuen,  welobe  genau  solange  danatt^ 
wie  die  Trennung  der  letzteren  von  ihren  Famiiienge* 
meinschaf ten.  Das  russische  Artel  ist  direkt  aus  der  sla- 
▼  ischen  Urfamilie  herTorgegangen*  Es  muss  entstanden  sein 
in  der  chronologisch  nicht  näher  Bu  bestimmenden  Zeit,  als  die  in  den 
ereten  ostslavischen  Ansiedelangen,  den  Sselos,  sitsende  eine  Families- 
genoesenschaft  sich  in  mehrere  Familiengenoesenschaflen  zu  teilen  be- 
gonnen hatte  und  Aussiedelungen  Torgekommen,  Derewoi  nnd  JSiaael- 
hüfe  gegründet  worden  waren.   Zu  genauerer  Zeitbestimmung  kaaa 
nur  folgendes  angeführt  werden.    Im  11.  Jahrhundert  (genau  gespro- 
chen :  im  Jahre  1016)  begegnet  uns  das  Artel  bereite  in  seiner  reinen 
Form   als  ausgebildete  soziale  Erscheinung.  —  Man  kann  noch  mehr 
sagen.   Die  Urfamilie  wurde,  wenn  sie  sich  durch  Aufnahme  blutsfremder 
Genossen  erweiterte,  wie  solches  in  den  grossen  ruasisohen  Üauemfor 
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iijilien  in)  16.  und  17.  Jahrhundert  und  bis  in  die  neaesteZeit  Torkaoiy 
selbst  zu  einer  Art  Artel,  indem  hier  das  wichtigste  nnter  den  wenigen 
Untere cheidangBrnerkmalen  swischen  Familie  nnd  Artel,  dass  nämlioh 
erstere  auf  BlutsverwaadtMbaft»  letitene  woi  im$m  Vertrag  berabt^i 

Yerwiscbt  wurde.« 

Das  Ariel  und  die  rossische Familie  gleichen  einander  nach  Staehr 

selbst  heute  noch  wie  ein  Ei  dem  andern.  Hier  wie  dort  eine  verhalt- 
iiism  äsHig  kleine  Anzahl  von  Genossen,  die  als  blutsverwandte 
resp.  wähl  vor  wandte  Brüder  in  gewisaem  Sinne  gleichberechtigt  sind 
und  bei  drohenden  Gefahren  sowif  Dritten  gegenüber  natur^emflas  für 
einander  eintreten;  hier  wie  dort  ein  patrinrchalisches  Oberb:iupt,  das 
als  Vater  die  GenoasenHcliaft   y.w  leiten  nuJ  nach  ausBen  zw  vertreten, 
die  G  enoseen  bei  vorkoninienden  Vergehen  odor  Ijuterla3Hun<:^'en  zu  er- 
mahnen und  zn  strafen,  als  »Wirt«  die  einschlii^n^'en  Arbeiten  zu  ver- 
teilen,  ihre  Ausfülirun^'  zu  beaufsichtigen  und  das  hier  wie  dort  ge- 
meinsame ungeteilte  Vermögen  aufzubewahren  und  zu  verwalten  hat; 
hier  wie  dort  vollständige  Gemeinfiamkeit  der  ^ifcflamten  Lebensführung, 
der  Woh  nung,  der  Mahlseiten,  der  Arbeitsverrichtuuf^en,  der  Erholungen 
and  Vergnügungen  etc.    »Das  ist  in  der  That  eine  Aehnlichkeit  zum 
Verwechseln;  sie  hat  denn  auch  nicht  bellen  zu  Verwechfielungen,  su 
einer  unterscbiedöloHeu  Vermengung  von  Familie  und  Artel  geföhrt,  so 
dass  man  z.  B.  in  den  russischen  Bauernfamilien  einen  Audfluss  des  an- 
geblich   das  gesamte  nationale  Leben  durchdringenden  »Arteiprinzips« 
erblickt  oder,  wie  Pmomarew,  die  Familie  als  »das  ide&le  Artel«  be- 
seicbnet  hat.    Das  Artel  tritt  ja  sofort  ein,  wenn  der  Einzelne  aus  die- 
sem oder  jenem  Grunde  zeitweilig  dem  Kreise  nnd  der  Wirksamkeit 
semer  natürlichen  Familieugeniemschaft  entzogen  wird,  und  die  Auf- 
gabe des  Artelä  besteht  gerade  darin,  die  leitweilig  latente  Familien- 
gemeinscfaaft  durch  eine  ihr  bis  in  das  Einzelnste  genau  nachgebildete 
Verbindung  müglichi-t  vollständig  zu  ersetzen,  und  zwar  genau  auf  so- 
lange zu  ersetzen,       die  Trennung'  von  der  natürlichen  FamiHent^e- 
meinschaft  dauert,  d.  b.  also,  bis  es  dem  Einzelnen  wieder  vergönnt  ist, 
in  den  Kreis  seiner  natürlichen  Familie  zurückzukehren.    Das  Artel 
Ittmsthin  der  prägnanteste  Auedruck  fürdieThat- 
•  aelie,  dass  der  Bauer  sich  ohuo  seine  Familienge- 
B0t8«atcbaft  Terlassen  und  hilflos  vorkommt;  es  führt 
■tota  wiedir  m  aeiBMD  Ursprung  und  Vorbild,  zur  Familie,  zurück  und 
lat  daher  olme  das  Bestehen  eines  familienhaften  Lebenszuschnitts  nnd 
fittDiliflnbate  Gabandenheit  einfach  undenkbar.   Und  was  die  aoiser- 
ord«DiUeh  tterka  Verbreitung  des  Arteis  über  ganz  RoielAnd  anbe- 
langt,  so  liegt  darin  niebt  sowohl  ein  Beleg  fOr  ^  bftofig  aosgespro- 
ebene  fiehaoptong,  daes  die  fioMen  ettrker  alt  aadwe  Nationen  nir 
AMOiiaiioB  geneigt  sind ,  ab  Tielniebr  ein  nnunitOiriieher  Beweia  fllr 
die  merkwflxdige  Ibatiaobe»  deae  der  aUgömeinmeneebliebeMNwiatione- 
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trieb  den  ruflsischen  D:iiiern    ganz  vor?!:ugs\velse  zu   einer  bestmimten, 
eigentümlichen,  bei  keinem  anderen  Kuiturvoik  mehr  TOrkommendea 
Form  and  Art  der  Vereinigung,  nämlich  zu  kQnatl  icher  Nach- 
bildung der  natürlichen,  patriarchalischen  ürfa- 
miliengemeinschaft  führt  ...  Ein  Artel  kann  nie  aaa  meh- 
reren kleineren   ^Ibsttndigen  Gemeinschaften,  also  z.  B.  nie  aus  Fa- 
milien bestehen,  eine  Familie  als  «oklie  k;inn  nie  Mitglied  eines  Arteis 
ßt'in  und  eine  Verbindung,  deren  konstituierende  Einheiten  nicht  Indi- 
yiduen,  sondere  üemeiuscliaften,  z.  B.  Familien  sind,  ist  nie  ein  ArteL 
Demnach  ist  auch  e.  B.  die  bäuerlitbe  öowie  jede  andere  Gemeinde  in 
KuBsIand  und  anderswo  nie  ein  Artel ,  weil  die  konstituierenden  Ein- 
heiten der  Gemeinde,  dem  Weeen  der  letsteren  gem&ea,  niemalt  ladi» 
▼iduen,  aondern  immer  und  überall  nnr  Gemeinachaften,  n&mUoli  Fir 
mUion  Min  kAniieii  nad  iomit  die  Möglichkeit  einer  einngea  toIHw 
nMnm  LebeDegemriinehaft  Ar  limtlkhe  AnfebQfige  moer  Qtaaumkb 
▼OB  mnlMmn  ftiiegeeeUoMmi  iai.  Bs  dflrfte  Manehem  fiberflUnig 
•elMiseBv  dtm  wir  dieei  aaaolMiiMnd  aelbifeventliidliolMii  Dinge  beaon- 
d«n  harrorheben;  wir  aind  jedodi  daso  geawiuigen  im  Huibliek  saf 
die  TiellMheii  nntereehiediloaen  Vemengungen  von  Ftoiilie^  Gemoinde 
und  Arial,  welohe  bei  einem  Teil  nichl  nur  dea  niariaehen  Pablürame, 
aondani  nneli  der  Ueberigen  Attelforaolier  (a.  B.  JVMoa/',  Pomommrm 
«.  e.  w.)  im  Sehwange  gehen.  D«  wird  einmal  die  Familie  ala  vollen* 
detater  Amdmek  dee  Artelpeindpe,  ale  »dae  ideale  Ariele,  dann  wioder 
die  Gemeinde  ale  eemhaltee  Artel»  daa  Artel  ala  bewegliche  Qennjnde 
beieichnet  nnd  waa  dergleiehen  tieinnnige  Wortepiele  mehr  aind,  wolehe 
aebliemlioh  dobh  alle  anf  dae  mehr  oder  weniger  geietieieh  varblfimte 
GeeOndnie  hinanalanfen,  da«  ihre  Eriinder  daa  besondere  Weeen  dieaar 
drei  eoaialeB  Gebilde  nicht  klnr  and  richtig  «rfiuel  haben,«  Daa  Arial  iet 
alio  eetnem  Weeen  nach,  gleich  der  Fuüliengemeinwhalt,  auf  «ine 
verh&ltni tmfteeig  geringe  Anaahl  von  GenoeeoB  be- 
edhrinki  »  Stellung  und  Rechte  dei  Artelfllhrete  entipredieB  —  iaamer 
wörtlich  nach  Staehr  —  genan  denjenigen  dee  patriarohalieehen  Familiim 
hauptes.   Das  heiait:  der  Arteli'ührer  ist  im  wahren  Sinne  dee  Vortee 
das  Haapt  der  Genomenschaft,  daa  Organ,  dae  fOr  sie  denkt,  will  und 
eohaflt   Die  gesamte  Legiilative  steht  ihm,  und  ihm  allein,  zu,  er  hmt 
dae  gewarnte  Leben  der  Genossenschaft  ao  beetimmeni  er  ist  darum  be- 
rechtigt und  verpflichtot,  Achtung  vor  seiner  Peieon  nnd  sbrikta  Be> 
folgang  nnd  Ansführung  seiner  Anordnungen,  mibedingten  Gehorsam 
m  verlangen;  er  ist  ferner  das  oberste  Organ  zur  Ueberwachnng  der 
prompten  nnd  richtigen  Ausfiihrang  seiner  Anordnungen,  weshalb  ihm, 
wie  dem  Familienbaupt,  sowohl  die  Poliset-  als  auch  die  Strafgawmlt 
Aber  sämtliche  Genossen  ansteht;  er  ist  der  Vertreter  der  Artelgemein* 
Schaft  nach  aussen  hin;  er  hat  das  gesamte  Vermögen  der  Artelfamilie 
ao£pibewahrea  nnd  su  verwalten  und  unterliegt  dabei,  gleich  den 
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■iBwihnipt,  keuMr  Xontrolle  tod  witon  der  OoDOMon,  wat  ilu»  »ber 
«IMTentiUidltdi  osdit  lilodart,  den  Ommmmd,  wens  et  ibm  beliebt» 
Bwlwuhtfl  afaenUfea;  er  bei  eadlieb,  iofem  des  Leben  der  Artelg^ 
BowiD  ArbeitmEriditiingeii  omfikwi  desen  die  ttbrigeo  Artelgenoiieii 
Mht  gewicbnui  and,  diese  Arbeiten  aof  neb  ea  aebmen.  Si  iet  alio 
eider  bei  der  Begrflndaag  de«  Artait  reep.  bei  der  rauerwabi  noeb 
\m  der  log.  >  Abeetaaag«  des  altea  uad  Wahl  einei  neuen  Falben»  noeb 
ledlieb  —  da  dem  Fllbier  dareb  den  Wahlakt  die  gesamte  geietegebe- 
riiebeb  admiatttratiTe  und  tiebterlicbe  Gewalt  im  Artel  ftbertragen  iet» 
Oed  er  flberdiee  in  der  Aneftbimg  der  letsteran  keiner  Kontrolle  unter- 
liift  <—  wfthiend  der  Daner  der  Anelgemeiniehaft  für  eine  Einriohtong 
fOB  dar  Art  einer  entscheidenden  Generalfereammlong  irgend 
Baom  Torhandea.  Ifan  darf  deshalb  von  Tomherein  an  dem  Artel- 
sheiakter  einer  Genossenschaft  zweiSrin,  in  welcher  eine  Generalver- 
numlnng  oder  etwas  ihr  Aehnliches  die  hdchste  Gewalt  repräsentiert. 

Wo  Jeder  in  seiner  Familie  nftebtigt,  für  sieh  speist,  seinen  Schate 
nnd  sein  Vergnügen  als  Individuum  nicht  innerhalb  der  GemeinBchaft, 
sofidoni  im  eigenen  Hause  oder  andeiewo  sucht  und  findet,  da  »liegt 
twar  eise  solidarische  Er we  rb  sgenossensha  f  t ,  aber  kein  Artel 
vor.  Denn  die  Gemeinschaft  des  Arteis  beruht  nicht  bloss,  wie  in  die- 
sem Falle,  auf  einem  oder  einzelnen  Gesoh&fta-  oder  anderen  Interessen, 
sondern  auf  den  gesamten  Lebensinteresaen  ihrer  Angehörigen  als  In- 
dividuen, als  Menschen,  die  Artelgemeinschaft  umfasst.  als  Abbild  der 
patriarchalischen  Familie,  die  gesamten  Persönlichkeiten  ihrer  Ange- 
hörigen in  allen  ihren  Lebensäugeerungen  und  Lebensinteressen,  sie  ist 
k^ine  partielle  ,  Bondern  stets  eine  univeraellf ,  eine  vollkomtnene  Ge- 
meinschaft. Sie  sciiliesst  daher  sowohl  die  Möglichkeit  einer  Stellver- 
tretung als  auch  eines  gleichzeitigen  Znt^ehÖrenß  zu  einer  anderen  Ge- 
meiBi€haft  gleicher  Art  völlig  ans.  Maja  kann  sich  also  im  Ariel 
-'^iilecliterd iüg8  nicht  vertreten  lassen;  entweder  man  gebort  deiuBelben 
i^ersoniich  an  und  ist  dann  Mitglied  des  Arteis,  Artelgenosne,  oder  niaa 
gtbört  ihm  nicht  persönlich  an  und  stellt  dann  völlig  iiusyerhalb  des 
Art«lB.  Man  kann  ferner  nicht  gleichzeitig  zwei  ArteU  angehören,  wie 
man  auch  nicht  gleichzeitin^  zwei  Familiengemeinschaften  angehören 
UoQ,  ebenso  wenig  kann  man  gleichzeitig  in  einer  Familieogemein- 
•cb^iii  und  in  einem  Artel  btehen.c 

Da  die  natürliche  Lebensgemeinschaft  der  Familie  uud  die  vertoegi- 
BÄMig  begründete  familienbafte Lebensgemeinschaft  des  Arteis  sich  gegen- 
SSitig  auaschliessen,  go  kann  während  des  Bestehens  der  patnarchalisch- 
^Aiilienmässigen  Lebenaordnung  das  Ariel  nur  Anwendung  finden,  wenn 
Südiolange  die  eratere  Gemeinschaft  för  den  Einzelnen  aus  diesem  oder 
jsMB  Grunde  ausser  Wirksamkeit  tritt,  latent  wird  oder,  wie  man  die 
sedi  wohl  mit  einem  Worte  ausdröcken  kann,  wenn  und  ielange  dne 
lififidnom  familieolos  ist*  »Ein  solcher  Zustand  der  Etaflieii» 
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Mgkiii  kftmi  fßr  den  Eintelnai  «Dtweder  mu  einer  teitweiligen  odflr 
definitiT^Bi  iftnmlieben  TreDnang  von  seiner  biib  erigen  FaniiUe  retul- 
tieren  odflr  er  kann,  fQr  sämtliebe  Glieder  einer  Familiengemeinichaft 
zugleich,  kQnstlioh  gescbaffsil  werden  dnrcb  zeitweilige  Aufhebung  der 
ieteteren.   Allein  in  diesen  zwei  reep^  drei  Fällen  also  kann  übetkupi 
dMArtol  eintMleii:  Nftmliob  erstens:  bei  seitweiliger  Trennung 
dee  Einielnen  von  seiner  natflrlicben  FunilieDgemaasohaft  (Ariels  der 
Wanderarbeiter).  Zweiteae:  bei  dauernder  oder defiaitiTer Tren- 
nung des  Einselnen  too  seiner  natfirliolien  FamilieBgenoeeenscbaft.  Als 
Hauptgrfinde  einer  derartigen  Trenirang  w&ren  so  nennen:  l) «irtscbalt- 
liehe  Gründe,  'wenn  z.  B.  das  Familienbaupt  einem  Sobn  wegen  Be- 
Bcbr&nktbeii  des  der  Familie  au  Gebote  stehenden  anbaufähigen  Landes 
befahl,  anzusiedeln  und  sein  selbständiges,  getrenntes  Fortkommen  zu 
suchen ;  2)  persönliche  Gründe,  wenn  z.  B.  dem  Einzelnen  ans  diefetn 
oder  jenem  perflönlichen  Grunde  dag  gemeinsame  Leben  in  der  bisherigen 
FainilieugenoBBenecbaft  unertrii^dich  wnrde;  B)  relig^iöae  und  politische 
Gründe,   welche  dem  Kinzclnci:  ein  Verlassen  Beines  bisherigen  Aufent- 
haltsortes und  damit  zugleich  seiner  Familieagemeinschaft  wünscherB- 
wert  oder  notwendig  ersoheinen  liesaen  ;  4)  vvenn  der  Einzelne  durch 
ausgeübte  gesetzwidrige  Handlungen,  namentlich  N  erbrechen,  out  dem 
Strafgesetz   und  der  bürgerlicheu  Gesellschaft,  in  der  er  bisher  gelebt 
hatte,  in  Konflikt  gerateu  war  uud  infolge  dessen  einer  längeren  Ge- 
ftngniöätraie  oder  einem  daueruden  Vagantenleben  verfiel.    In  allen 
diesen  und  ähnlichen  Fällen  pflegte  and  pflegt  das  Artel  einzutreten.  — 
Drittens   bei  zeitweiliger  Auflüburig  der  bestehenden  natürlichen 
Familien gcnieinschaften   in  ihre  einzelne  Bestandteile,  die  Individuen 
(Festfeie  rar  tele  der  Jungen).  Die  Festat  tels  bestehen  nicht  aus  Familieu, 
sondern  aua  einzelnen,  zeitweilig  familienloeen,  ja  im  Momeut  der  Auf- 
hebuiig  der  Faiuiliengemeinschaften  überhaupt  gemeinschaftlichen  In- 
dividuen, welche  dicli  nua  ihrerseits  vertrugsmässig  au  emcr  oder  meh- 
reren  Gemeinschaften  für  die  Dauer  des  Festes  konstituieren  und  diesen 
Gemeinschaften,  uralter  Gewohnheit  und  Neigung  folgend,  die  Fona 
und  den  Inhalt  des  Art«ls  geben,  d.  h.  an  die  Stelle  der  aufgehobenen 
salllrlichen  Familieugemeinschaften  die  in  diesem  einen  Falle  ▼otm- 
liebende  und  unter  dem  EinfloM  der  yerbrOdemden  Kraft  der  Feafr- 
itimmiuig  iieb  wie  Ton  ealbet  ergebende  kflneyiebe  FhieilieDgematt- 
eehaft  dee  Arteli,  der  Wataga»  der  Brateehina  (Brateebtna  s  Bruder- 
baad)  eetiea.  Derartige  Feetartele  kommen  allenthalben  in  Bnealand 
Irie  aaf  den  beniigen  Tag  ror  vad  laeeen  eieb  fiele  JabrbenderCe  weit 
mrOokrerfolgen.    Das  Gharakteriitiicbe  anob  dleeer  Ariele  ist»  dam 
jedee  derselben  wftbrend  seines  Beetebens  oder,  was  bier  dasselbe  ist» 
wUnend  der  Daner  des  Feetee  eine  innige^  rolUcommene  Lebensgenieln- 
sobaft  der  rereinigten  Genossen  aaeb  dem  Master  der  patriarebnliseben 
Familie^  unter  Leitnng  eines  gewiblten  TAterlieben  Yoretandes  büdefe.« 
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Der  Zweck  des  ArteU  ist  hienach  oBch  Staehr  dieser :  dem  ein- 
aalnen OeDOBsen  einen  möglichst  Tollkommenen  kflnstliehen 
Briaii  f«r  seine  xeitweisig  latente  natürlielie  Faini- 
lioiigemaintohftft  sn  gewihres. 


— Bettamnuig  ud  Boiialfolitlk.  Dfo  niaM»  BtaiMliAfo» 
atraer  jvm  M*  Jaaaar  1B88  —  hat  im  enten  Jaliie  8709898  Rnlial 
«ngiirageii,  96*/»  davon  aut  der  Aooiie»  and  171*/»  mehr  alt  der  Vor- 
aaicfalag  betrog.  Die  FrodoktioB  hat  neh  bedeutend  gehoben,  aller» 
dinge  enter  Hitwirknng  derZftUe  von  1888  (Vt  Kop.  anf  Flokohen  bis 
75  and  Ton  8  Kop.  anl  PSokehen  von  75  bü  800  Stfiek.  Die  Eünftihr 
iet  fait  Teieohwnnden»  die  Amftihr  von  Phoiphor  dennoch  geetiegen« 
Die  bedeotendete  Wirkung  dee  Getetiee  ist  die  eonalpoKtiMhe.  Zorn 
VoUsDg  dee  Geeetaee  eifleeMn  die  Voraehtiflen,  daM  Ton  der  Vignette 
nnr  aebon  begehende  Fabriken  von  mindeetena  1500  Bobel  Jahreeer^ 
Zeugnis  und  erst  entstehende  von  mindestena  8000  R.  Jahreaenengnla 
Oebranoh  machen  dArfen,  nnd  data  Magaiins-,  Fabrikation«-»  Ver* 
packuDgsräume  gesondert  werden  mQssen ;  diese  Vorschriften  he* 
wirkten  den  aDgenblicklichen  Schloaa  der  kleinen  Fabriken  i  wo  der 
Betrieb  weitaee  am  aehftdliehaten  war. 

—  6.  Die  EntwieUnng  der  EonenisTereine  mm  aelbat&ndigen 

£ng:ro8handel.  Hierfiber  berichtet  die  ^Au8tria«  (1890)  aus  London: 
^Da8  Aktienkapital  der  Konsumvereine  und  Produktionsgenossenachafteii 
Grossbritanniena  beziffert  eich  gegenwärtig'  auf  10  890  000  Jfc' ,  m  wei- 
cher Summe  das  dnrcli  SchnldveröchreibuDgeii  aufgebrachte  Kapital 
nicht  iobegriöcn  ist.  In  1889  bewertete  sich  der  Ücaimitabsatz  der 
Vereine  auf  8b  700  000  ^ ,  und  warf  einen  Keinverdienst  von  nahezu 
3 V»  Millionen  ab.  Zum  weitaus  grö.isten  Teil  sind  an  dieaen  Summen, 
nur  die  Eonsamrereine  beteiligt  ,  indem  die  Froduktiwereine  vorerst 
noch  Terb&Itnismftasig  gering  an  Zahl  und  Umfang  sind.  Die  Form 
iu  welcher  die  Vereine  gegründet  werden,  ist  wie  bei  den  mittlerweile 
%u  Riesönetablissements  angewachsenen  Beamten-Koasnmvereinen  in  Lon- 
don jene  von  AktietigeBel Ischaften.  Der  einzige  Umstand,  durch  wel- 
chen Bie  sich  von  fj;^ewöhn liehen  AktiengesellBcbaften  unterscheiden» 
b^itebt  darin,  dasa  eti  einem  eiczelnen  Mitglied  nicht  erlaubt  ist,  mehr 
ale  eine  bestimmte  Zahl  von  Aktien  (im  Maximum  gewöhnlich  200)  an 
erwerben,  ond  dass  alle  Mitglieder  das  gleiche  Stimmrecht  haben, 
gleiehriel  ob  sie  Dur  eine  oder  SNM)  Aktien  beaitien.  Der  Nominalwert 
einer  Aktie  Uberateigt  selten  1  £,  und  wo  ea  aleh  nm  die  OrOndang 
einee  KonanmTeteuia  handelt ,  beginnt  man  meiatana  nar  mit  einem 
oder  iwei  der  banptaBeUiehaten  7er1»aaehaartikel  der  Spaaareiwaren* 
branehe  (gewdhnlioh  Theo,  8peok,  Sehmala,  Bntter,  Brot  eto.).  Kredit  . 
wird  nvr  von  aebr  weDigen  Vereinen  nnd  nur  in  einem  naeb  Zeit  ond 
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ümCuig  lehr  btiohitnktim  Homo  gvwftlirt;  idu  halk  gifinideB, 
daw  E[reditgewftbr«ii  ftit  imiiiflr  4«i  AnfkDg  lor  AaflOAQBg  teTtnnt 
bildet.  Die  Preife»  ni  weldiem  die  Vereiae  ihre  Waren  u  die  Hü- 
glleder  abgeben    nnd  meist  die  Dämlicbeo-,  wie  lie  die  LAdeabeataar 

io  der  Nachbarschaft  fordern;  das  Mitglied  erhftlt  aber  mit  jedem 
£inkaiif  einen  Zettel,  auf  welchem  der  Wert  eines  jeweiligen  Eiokanüi 
Angegeben  ist,  und  am  Ende  einee  jeden  Vierteljahrs  wird  der  Eeii- 
gewinn  im  Verhältnia  an  den  gemachten  EinkAuien  verteilt.  Einig« 
dieeer  Vereine  bringen  es  ic  einem  Jahr  n  einem  UmiAta  im  Werte 
von  V»  Million  £.   Ausser  den  DetailkoaiamT«reinea  Imt  man 
es  mit  der  Zeit  fDr  zweckmässig  gefudiOp  iwai  lOg.  Engroe-Kon* 
Bumvereine  tu  gröndea,  wekbe  gewiaMmneten  die  Foaktien 
grossen  E  i  nka  n  f  sage  n  t  aren  ftlr  die  eigentlichen  Konsumvereine 
bilden.    Der  ältere  wurde  bereits  im  Jahre  1863  in  Manchester  ge- 
prnndf«t,  der  andere  in  Schottland  im  Jahre  1868.    Individuelle  Mit- 
glieder oder  Aktienbesitzer  haben  diese  Engrosvereine  nicht,  sondmn 
es  Bind  nur  die  Detailkonsumvereine  als  solche  mit  Aktien   an  den 
grösseren  Vereinen  beteiligt.    Wahrend  nun  die  Detailvereine  trotz 
dieses  Verhältnisses  nicht  iinbeding^t  verpflichtet  iind,  ihre  Waren  durch 
die  Engrosunternehmungen  zu  be/.iehen,  sind  die  Kngroavereme  ihrer- 
seits verhalten,   die  Detail  vereine   ruif  Verlangen        bedienen.  Am 
24.  Mai  1876  erwarb  der  englieche  Ko^'roa- Verein  sein  erstes  See- 
schiff, heute  beaitzt  er  deren  füni  oder  sechs.    In  Irland  hat 
er  8  Fiiiuleri  zum  Kinkauf  von  Butter  und  Eiern,  in  New  York  eine 
fßr  Käse,  Speck,  b(  brualz,  Mehl  etc.,  in  Kopenhaj^^en  eino  für  Butter, 
in    Hamburg  eino  ebeutalls  für    Butter    und  verschiedene  andere 
Nahrun Lrpniittel,    Ausserdem  sendet  der  Verein  gelegentlich  Delegierte 
iiuiu  direkten  Einkaut  von  Kongumartikeln  nach  dem  Ausland,  wie  B. 
nach  Griechenland  und  der  TQrkei  fiir  Korinthen  und  Rosinen  ,  nach 
Frankreich  fUr  Wolltuch  (in  Rouen  ist  ausserdem  eine  permanent«  Ein- 
kau£ifiliale),  nach  dem  Ehein  für  Aepfel,  nach  Ungarn  f&r  Mehi  u.  a.  f. 


Bie  Qesch&ftatULIigkeit  der  landwirtaoliamiehra  KoMomTvr- 
eine  in  Baden. 


Bezogene  Waren. 


Jahr 

Zahl  der 

Zahl  der  Hilfsdänger 

fiftuereien 

Kraftfatter 

Vereine 

Mitglieder  Ctnr« 

M. 

Cfair. 

H. 

Ctnr.  M. 

1883 

11 

474  1082 

7S00 

40 

1500 

4400  19000 

1884 

69 

2651  10792 

33290 

968 

12996 

7900  35737 

1885 

124 

5103  15302 

68978 

1445 

25387 

11177  56938 

1  F8r, 

151 

G691  39407 

110311 

1132 

22215 

12659  57292 

1887 

227 

9057  52970 

141087 

3109 

26817 

26426  128585 
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Mir 


Steinkohlen 


Gesamt  am  satz  der  Ver» 
BaU  Sonitigee  eine  einBchliesBlich  ver^ 

kaatler  Prodokte  rvad 


1888 
1884 
1885 
1886 
1887 


Otox.  M. 
19000  1000 


600  80000 


45180  37148 
57486  46606 


8106  88676  S14056  108000 
11118  87606    808400  1898000 


(?Mw.-Btr.  dM  Orb.  BImL  Min.  d.  I.,  1889.) 


— «L  XiC«BttaIiobk»ilnte  HiBitlsBftchOttMiaB,  losbMMim 
Jftf  M.  —  Aut  Y  okob  ft  m  a  •ekraibt  das  »D.  H*  Afob.«  Ober  den  am- 
wftrtigMi  Bändel  Japaat  im  Jabm  1889 :  Dar  Wart  dct  Qatamtbitideli 
Japam  hat  gegen  dasYoijabr  um  5008728  Ten  od«r  15  711 706 Mark 
vagenoBiinen.  Bin  Efiokblik  auf  die  Ziffern  der  letsten  Jahre,  welche 
eine  ununterbrochene  und  sehr  bedeutende  Steigerung  in  der  Einfuhr 
anfweieen  (die  Einfuhr  stieg  seit  1885  von  29  856  967  Yen  auf  66 103  760 
Yen  im  Jahre  188d),  sollte  zu  der  Annahme  fShreni  daw  dieser  gestei- 
gerten Einfnbr  fremder  Waren  iteti  auch  eine  entsprechende  Zu- 
nähme  des  Bedarfain  Japan  gegenflbenteht  und  das*  mithin  auch 
für  die  Zukunft  auf  einen  vermehrten  oder  wenigstens  sicheren  Absats 
der  den  Markt  beherrschenden  Europäischen  Erseugnisse  in  Japan  zu 
rechnen  ist.  Dies  ist  indessen  nnrmitEinschrSnkungen 
richtig.  Allerdings  kann  angenommen  werden,  dass  für  frewiese 
Eoropii  ische  Erzengnisse  sich  allmählich  ein  Bedürfnis  im  Jap  iiiiHLlieQ 
Volke  eiDg-ebütgert  hat,  und  bczlirrlieh  dieser  erscheint  die  Annahme 
einer  weiteren  Verlirauchssf cigf ninp  inid  eioer  steten  Vermehrung  der 
Einfuhr  nicht  unbei^Tüudet.  Bei  einer  Reihe  von  Artikeln  indes,  die 
als  Bedarfsartikel  anzuaeheu  sein  möchten,  iässt  sich  von  einem  ein- 
gewurzelten Bedürfnis  de«  Japaniso  henVolkes  und 
einem  befestigten  Abiatz  noch  nicht  reden.  Diese  Artikel 
dienen  vielmehr  vom  Japanischen  Standpunkte  aus  dem  Luxus,  und 
ihr  Verbrauch  scb^vankt,  je  nachdem  die  allgemeinen  wiiUchaftlichen 
Verhältnisse  eine  Vermehrung  oder  eine  Einschränkung  der  Luxusaus- 
gaben zur  Folgfe  haben.  Absolute  Bedarfsartikel  für  Japan  bind 
beiapielöweise  englische  Hau mwoUgarne  und  Baum  wollgewebe  ;  in  ihnen 


Iässt  sich  auf  eine  stete  Fortentwickeluug  des  Verbrauchs  und  Jahr 
für  Jahr  auf  einen  gesicherten  Absats  rechnen.  Zu  den  Luxus-  oder 
Modeartikeln  z&hlt  dagegen  das  Europäische  Kleid,  die  Earopftisobe 
Wfteehe  vnd  Allei»  wat  eonit  in  Verbindung  mit  Snropiieobev  Le- 
bentweiiB  TOffibergehend  in  grOsierem  Aufwände  fflbrt.  Allee  dieeee 
wird  ohne  Zögern  nnd  aelbet  ohne  Bedanem  bei  Seite  gesohobea  and 
der  ganie  Haonlaad  auf  «aiaa  artprflngliebe  Japanieeke 
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RiDf  aohhait  inrQokgtftlirt,  lobsld  di«  üng nnii  te  Vttkili* 
nina  gebietet,  AiHgaben,  di«  niebt  dam  muniUelbAm  BedflrfnuN 
dienao»  «usnaohriDkai.  Die  aagebormBedfirfDialongkeHkoininthi«^ 
bei  dem  lapener  ▼ortreffUeb  lo  nUiAeii.  Im  gaten  Zeiten  leiebflebig 
und  gennwbenlt,  aber  mtaik  ebne  Sorga  nm  die  Zobmift»  findet  er 
aneb  mit  eebwereoZeiten  dureb  ftvesarete Eiiiiobrftii- 
bong  Ter biltniimiteig  leicbt  eieb  »b.  —  Der  fremde 
Haadebütand  bat  teit  einigen  Jabien  bereite  mit  einer  aebr  nnirill- 
bommenen  Waadlnng  im  Zabhmgimodne  seiner  einbeimiaeben  Kiofer 
an  birnpünit  indem  dieie  an  Stelle  der  oraprUngUeb  Ablieben  Banab* 
Inng  immer  mebr  eb  Kreditayatem  einaoffebren  beatrebt  aind. 
Ab  nnd  illr  aieb  ist  dieiea  Beatreben  natfirlicb  genug:  denn  aoeb  der 
einbeimiaobe  Eaofmann  ,  weleber  den  Verkebr  naob  dem  Innern 
mittelt^  iit  auf  Kredit  aeinen  Abnebmem  gegenüber  angewieMn ,  nnd 
die  Brleäebterongen,  die  ibm  mitena  Ji^aniieher  Panlnnatitttte  aar  Ver- 
fügung atebes  »  sind  aur  Zeit  noeb  rein  nominelle,  welebe  anter  kritir 
sehen  Verh&ltniaaen  ohne  Weiteres  zurückgeaogen  za  werden  pflegen. 
Mit  dem  Kreditgescbftft  wird  aber  niobt  nnr  daa  Binko  dee  fremden 
Handelsstandes  erhöht,  sondern  ei  steht  ausserdem  an  befürchtena  den 
gerade  dadurch  häufig  eine  Wareneinfobr  in  grösserem  ümfiange  be* 
gflaatigt  wird,  als  durch  die  Verhältnisse  gerechtfertigt  ist,  womnter 
in  enter  Linie  wieder  der  fremde  Handel  an  leiden  haben  würde.  — 
Schliesslich  verdient  auch  das  Bestreben  einer  auf  gänsliche  Selb- 
ständigkeit ihr  Ziel  richtenden  Partei  im  Lande  Erwähnung, 
deren  Programm  die  allmähliche  Verdrängung  Europäi- 
scher Industrie-Brzeugnisie,  namentlich  aber  die  Besei- 
tigung Europäischer  Kaufleute  fQr  die  Vermittlung  de« 
Dicht  zu  umgehenden  fremden  Warenverkehrs  umfasst.    Daas  in  letz- 
terer Hinaicht  bereit«  Fortschritte  gemacht  werden  ,  beweisen  die  täg- 
lichen ZolleinfuhrliptoD,  auf  welchen  Japanische  Firmen  mitunter  schon 
recht  an^ehnlicii  ii[,'urieren  ,  und  die  Thalsache,   dass  die  direkte  Ge- 
Bamteinlubr   seiteus  .lupauincher  Kaufleute  im  Jaiire  1889    die  Summe 
von  9  6u7  70y  r'ul]iir>,  also  etwa  15  pCt,  der  Gesamt^iutuhr,  erreichte. 
—  Was  dage^'en  die  Japanische  Industrie  im  Wettstreit  mit 
der  E  ü  r  o  p  ä  i  .  c  h  e  n  aulangt ,  bo  darf  nach  der  Ansicht  sachver- 
ständiger  Meiirteiler  angenommen  werden,    dass   der  Zeitpunkt 
einstweilen  noch  in  weiter  Ferne  liegt,  wo  —  wenige 
Ausnahmen  ab^jerechnet  —  eine  Verdrängung  der  letzteren  durch 
ebenbQrtige  und  wohlfeile  einheimiacheKrzeugnibye  zu  be- 
fürchten steht.    Allerdinga  werden  in  jedem  Jahre  mit  grossem 
Küötenaut'wande  neue  industrielle  ünternehmuiigeu  in  d;4s  Leben  ge- 
rufen nnd  in  Betrieb   gesetzt:  Spinnereien,  Webereien,  Hutfabriken, 
f '  hiötabi  iken,  PayiiermüLleu  u.  a.  m.    Doch  bleibt  es  tiimtweilen  dahin« 
gübttillt,  ob  diese  Aulagen  auf  die  Dautjr,  trot2  dei  niedrigen 
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Ar1»«jti löhne»  In  die  Lige  komnea  wei4eB,  rnnöh  sar  eine  merk- 
liche BmbmiadeniDg  der  Einfuhr  in  den  heireffimdeD  BneogniMen 
herbeisnf&hren,  wenn  ihnen  fiherhanpt  ein  Itnger  Bettend  im  Kampf 

mit  Eoropftischer  Konkarrenz  Tomnitnsa^n  ist.  —  latbeeondere  wer^ 
den  dieee  Zweifel  berechtigt  sein,  soweit  die  Herstellung  von  w  ollenen 
Webewaren,  intbetondere  Tnchen,  in  Frage  kommt,  deewn  Fabriku» 
tieneTorsflge  naeh  in  Europa  als  das  Ergebnis  einer  langen  Arbeit  na* 
Bosehen  aind,  die  aber  in  einem  Lande,  welches  weder  lelbet  Wolle  er» 
leagt,  noch  genügenden  Bedarf  an  Wolle  hat,  um  anf  regelmässige^ 
billige  Versorgung  aus  den  Prodnktionslftndem  rechnen  tu  kOnnen,  in 
gleicher  Wohlfeilheii  wie  in  Enzopa  vnmOglioh  hevgeiteUt  werden 
können. 


—  e.  Bauer  und  Händler  in  Tabak.  Der  Verw.Ber.  des  Gh.  Min. 
d.  Inn.  von  Hadcn  (188:*)  bemerkt  hiezu:  Ueber  die  Fortdauer  von  die 
Tabaksplianzer  schiidigenden  MiRsbrilucben  im 'J'iibakahandel  wird  immer 
noch  zahlreich  t^^ekla^'t,  insbesondere  über  Versuche  der  Unterhändler, 
bei  Abüahme  des  Tabaks  nn  der  Wage  willkiirlichf?  Al^ziige  von  dem 
früher  vereinbarten  Preis  zu  erzwin;^'eu,  oder  auch  darüber,  dass  trotz 
abgeschloBsenen  Verkaufs  die  Äbaabme  des  Tabak«  hinterher  überhaupt 
verweigert  wird ,  und  daea  im  Fall  der  Erhebung  von  Reklamationen 
die  betreffenden  Tabakhandc^lehrmen  nicht  selten  die  von  ihren  ünter- 
einkäufem  abgeachloRsenen  Kilufe  als  für  sie  verbindlich  nicht  aner- 
kennen. Mögen  auch  tiuinchc  der  erhobenen  Klageu  übertrieben  oder 
ganz  unbegründet  seiu,  so  üchemt  doch  soviel  festzuatehen ,  dass  unter 
den  Tabaksagtiuten  und  -Maklern  sich  manche  recht  nnzuverlftssige 
Elemente  befinden  und  es  sollten  daher  die  Tabakspflanier  eioh  ange- 
wöhnen, auf  schriftlichen  VertragsabtchloM bo  dringen  ond (Iber die 
Person  desjenigen  Händlers,  auf  deseen  Beehnung  der  Einkauf  erfolgt, 
eioh  Tdllige  Sicherheit  m  ▼eciehaffui*  Die  Wahrnehmung,  daei  viele 
4er  Tabaks&nterhindler  aieh  nieht  im  Benti  der  duroh  die  Ctowerhe- 
ordnnng  vorgesohiiebenen  Urkunden  befinden ,  gab  dem  Qrh.  limiete- 
xinm  Veranlaaenng,  die  Benrkifaater  im  Geneialerlafli  ^^4^  Deiember 
1888  darauf  hinmweieen,  dam  nach  den  beetohenden  geeetiHehen  Vor- 
eebxiften  Penonen,  welohe  auiaerhalb  dee  Gemeindebeeirki  ihret  Wohn- 
ortee  ohne  Begmndnng  einer  gewerblichen  Niederlaemng  und  ohne  vor- 
g&ngige  Beiftellung  in  eigener  Pereon  Waren  hei  anderen  Peraonen 
ale  bei  Kanflenten ,  oder  an  anderen  Orten,  ab  in  offenen  Verkauft» 
etellen  aum  Wiederverkauf  ankanfen»  im  allgemeinen  eines  Wanderge* 
werbeeehmnee  bedürfen  (§  55  Ziffer  2  Qewerhe-Ordnung) ;  Personen 
aber,  welche  dn  eichendes  Gewerbe  betreiben  oder  im  Dienste  einea 
eolohen  Gewerbetreibenden  stehen,  wenn  eie  ausserhalb  dee  Gemeinde- 
bezirkes der  gewerblichen  Niederlassung  ftlr  die  Zwecke  dieses  Ge- 
werhebetriebe Waren  aufkaufen,  einer  Gewerbelegitimataonskarte  (§fi  44 
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und  44a  Gewerbo-Ordaaog  and  §  69  ff.  der  VoIlzngiTerordnaiig  tnr 
6«w«rbe-0rdnuDg)  zu  lOsen  habeD.  Man  darf  wohl  anaohmen,  daai  dtr 
•trtofe  Vollsag  der  vorstehend  angeführten  GeeetsesTorschriften  and 
iSm  dadurch  ermöglichte  Feststellung  der  Persönlichkeit  der  EinkSafer 
T<m  Tabak  gegenüber  den  obenbezeichMten  Vertnchen ,  hinterher  sieh 
der  Erföllnng  der  Kanfszuflage  einseitig  in  entziehen,  Wandel  •dbate 
werde.  In  Übrigen  dOrfte  die  Cntitte  des  Verksnft  dee  Tabaks,  to 
lange  er  noch  %nm  Zweck  der  Trocknung  hängt,  dato 
dieser  Zeit  ein  Urteil  über  die  Beschaffenheit  des  Tabaks  noch  gar 
nicht  möglich  ist,  viel  zu  den  seither  beklagten  UnsukömmlichkeiteD 
im  Tabakbandel  beigetragen  haben ,  da  die  von  der  Verkaufsieit  ab 
bis  zum  Abnehmen  des  Tabaka  wirklich  eingetretenen  oder  auch  nur 
behaupteten  nachtciliiron  Aendorunf^cn  in  dor  RescbaffonliPit  des  Ta- 
baks dem  Untcrhünd Ur  hinterher  mit  Recht  oder  Unrecht  Anlftis  ZQ 
PrciBabzüf^pn  ^cbeu,  wclclie  nicht  selten  recht  unerqujck licl^e  Anseis- 
andersetzungen  an  der  Tabakswage  zur  Fol ^aben.  Die  Bemubongen 
der  staatlichen  und  Vereinaortfane,  welche  auf  Abstellung  des  sog. 
>D;ichkaufp€  seit  .labrcn  ^ariclitet  sind,  waren  bisher  leider  von 
durchschlagendem  Ertolf;  nicht  begleitet.  Den  landwiriichattlich«! 
Konsumvereinen  dürfte  e.^  noch  am  ehesten  mSglich  sein  ,  ein  gemeio- 
sames  Vorgeheu  der  Pflanzer  gegenüber  sohädigenden  tüsanoen«  dm 
Handels  herbeisnf&hren.« 


Schlendrian  in  der  Zackerindustrie  Indiens.     I>as  Zuckerrohr  ijt 
nrspriin t^lich  in  gjinz  Indien  v.  ild  ^'ewacbsen  und  f^pwisn  daa  wertvollste 
von  allen  tropi.>cben  Gräsern.    Es  wird  hauptsiicblich  in  Henf^nlen,  den 
Nordwestprnvinzcn   und   Oudb,    Pundjab  und   einigen  unabhängigeo 
Staaten  kultiviert.    Ibe  HauptBchwiengkeit   liegt  dabei  jedoch  in  dem 
Mangel  an  natürlicher  Feuchtigkeit  znr  richti^n-n  .Tabresreit,  und  ransa 
diesem  Mangel  durch  küuhtliche  Bewä»berun<;  iibgebolfen  werden,  was 
natürlich  die  Produktion  sehr  verteuert.    So  hinj^'c  jedoch  die  Preise 
des  Rohincker«  f»Our«  und  »Bab«  genannt)  lort während  steigen  ,  wie 
dies  während  der  letzten  Jahre  der  Fall  war,  oder  wenn  sich  nur  die 
jetzigen  Preise  fest  erhalten,  ist  noch  immer  genügende  Ermunterung 
für  den  L^indmann  vorhanden,  um  sein  Zuckerrohrfeld  fort  zu  bepflan- 
zen.   Eine  merkwürdige  Erscheinung  bleibt  es  immerhin,  daes,  trotzdem 
Indien  leicht  imstande  wäre,  seinen  eigenen  Bedarl  an  Zucker  zu  decken, 
und  nocb  ein  gutes  Quantum  jährlich  auszuführen,  dennoch  der  Zucker- 
import ein  sehr  bedeutender  ist,  und  sogar  von  Jahr  zu  J  ihr  zunimmt. 
Im  Jahre  1880  betrug  diese  Einfuhr  808  848  q,  da  von  aus  Mauritius 
70  810  q,  am  China  57  902  q,  aus  Singapore  44  063  q.    Die  Regierung 
gibt  flieh  gTMse  Mfihe,  um  eine  Verbesserung  in  der  Methode  der  indi- 
•eben  Ziiok«rfiabrikation  hetMnfthren ,  jedoch  bisher  ohne  Erfolg. 
Bovolil  d«r  Bftv  dei  Zaelrarrohn,  ab  andi  daa  Pressen  deaselben  und 
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die  B«reitong  dm  Bobmkwt  gcfoldehi  nooh  genau  eo  irie  vor  Jabr^ 
ImderteD,  und  mH  den  Baflfaiiefen  beiefaftfUgeii  eieh  aor  eiaige  eturo- 
piiiehe  Fabrikea*  Der  inditehe  Baaer  hat  mit  den  betteren  Sorten 
Yen  Znekenolir,  mit  Samen  ane  Peoang  oder  Manritim  noch  gar  keinen 
Teienoh  gemaobt,  Mtidem  bant  die  ^n  seinen  Voreltern  gepfiansten 
Sorten  weiter.  Die  Folge  davon  ist,  da«  ein  Aere  Landes  in  Barbados 
oder  Ober-Aegypten  8(>  bis  86  Tonnen,  in  Demerara  awisoben  SS  und  40 
Tennen  Bohr  gibt,  wftbiend  der  Ertrag  in  Indien  niobt  die  Wfte  da- 
von ansmaohi.  Kebstbei  wirken  aber  aocb  nooh  andere  Unulftnde  m 
XTncpnsten  des  indiseben  Pkodoienten.  Es  sind  biaber  nur  sebr  wenige 
Pressen  besiftrer  Konstruktion  aus  Eufopa  eingefQhrt  worden,  und  die 
in  Indien  ^eit  altersber  gebrauchten  verrichten  ihre  Arbeit  uutoII- 
koinmen.  In  Westindien  beträgt  das  Quantum  des  ausgepressten  Saf* 
tes  heute  70  bis  85  Pros,  vom  Gewicht  Rohmaterials,  während  man 
■ich  in  Indien  noch  mit  einem  DDrchtohnitt  TOn  &0  bis  55  Pros,  be- 
gntgt.  Auch  die  Erhitzung  desSafte-^  wird  in  einer  nachlässigen  und 
nnratioaellen  Weise  betneben,  wodurch  sich  die  Flüssigkeit  in  eine 
schwane  Materie  verwandelt,  welche  absolut  keiner  Krjstallisation 
föhig  ist.  In  Westindien  ist  der  Verlust  an  unHrnuchbarer  Materie 
auf  2  Prozent  reduziert  worden  ,  beträgt  aber  hier  noch  c;i  12  Proz, 
In  Westindien  wird  von  einem  pfewissen  Quantum  Kohr  dreimal  so  viel 
trockener  Zucker  'a\s  Kohoiatenal  gewonnen,  in  Ostindien  dagegen  be- 
koiümt  man  doppelt  m  viel  Melasse  wie  Zucker.  Incli-cber  Kühzncker 
wurde  vermSsfe  seiner  minderen  Qualität  in  europäischeu  Zuckerfa- 
briken ganz  unbrauchbar  gefunden,  und  konnte  nur  in  Brauereien  be- 
nützt werden.  In  den  ^«ordwestprovinzen  Indiens  werden  aus  einem 
Acre  Rohrfeld  ungefähr  40  Zentner  »Gur«  oder  48  Ztr.  »Rabe  ge- 
wonnen, während  man  inBatbados  oft  über  4  Tonnen  trockenen  Zucker 
(Mascovado)  pr.  Acre  bekommt ,  in  Singapore  und  Malacca  ungefähr 
3  Tonnen  und  4  bis  5  Zentner,  um  Calcutta  herum  hingegen  nur  1  Tonne 
und  3  bis  4  Zentner.  En  üt  aebr  charakteristisch  für  indiechu  Ver- 
hältnisse, das»  üich  sowohl  der  Produzent,  wie  der  Konsument  mit 
einem  Artikel  begnflgt,  der  dem  Fremden  kaum  zur  menschlichen  Nah- 
rung geeignet  erscheint.  Hiesa  trägt  aber  nebst  der  ihm  angeborenen 
Indolenz  am  mditen  die  Armnt  aller  Klaüon  bei»  die  weder 
dem  Baoem  eine  inteneirere  Knl^Yiernng  leinee  Bodens,  noob  dem 
kleinen  Qewerbemann  die  Aniebafiong  benerer  Werkeenge  nnd  Ha- 
•ebinen  gestattet  Nebet  der  Hannndnstrie  beocbftfUgen  eieh  10  grOiaere 
nnd  171  kldnere  Fabrikon  in  Indien  mit  der  Produktion  nnd  dem  Baf- 
flnieren  Ton  Zuoker»  nnd  der  Qeeamtwert  dieser  Fabrikate»  soweit  der* 
selbe  ans  den  Torliegeaden  Daten  bereebnet  werden  kann,  beträgt  jäbr^ 
lieh  5  858880  Bnpien.  (Aostria  1890.) 
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Ith  Znnalime  dM  Cleftring-  und  dwek-Vtrkekrs  in  London.  — 

Der  Ausweis  Londoner  »Bankers  Glearing-Houset  für  1889«  ergielii 
Folgendes:  Die  durch  das  Institut  passierten  Checks  und  Weebiel  re- 
präsentieren einen  Wert  von  7  618  766  000  jf,  eine  bisher  nie  erreichte 
Ziffer.  Dieser  Betrag  fibersteigt  den  Verkehr  desVogahn  um  676  594000/ 
und  jenen  von  1887  am  541  669  000  £.  Fflr  das  ganze  Jahr  betiftgidia 
S^wiahme  toq  1889  gegon  1888  10  pCt.  Zorn  grosseren  Teil  mnis  man 
diese  Verkehrsziinahma  des  Clearing  Honse  auf  den  geaohftfiüichen  Auf- 
schwang Kurfickführen.  Ein  gewisser  Teil  der  Vermehrung  dürfte  aber 
durch  die  stetige  Ausdehnung  des  Checkyerkehrs  fiberhanpt  bedingt 
sein.  lodireVt  kommt  dieser  Umstand  auch  darin  znm  Vorschein,  disi 
trotz  der  forlBchreitenden  kommerziellen  und  industriellen  Entwicklung 
des  Landen  die  Notenzirkulation  in  England  und  Wale»  wenigstens 
während  der  letzten  Jahrzehnte  hinfraam  abgenommen  hat.  lu  Schott- 
land lind  Irland  ,  wo  bekanntlich  Ein}>iundnoteu  im  Umlauf  sind,  hat 
dagegen  der  (iebrauch  von  Noten  etwäi  zugenommen.  Die  Ausbreitung 
den  Checkvei  kehru  ist  namentlich  in  den  letzten  .Tahren  dadurch  we- 
sentlich gefördert  worden,  dass  die  Banken  intoige  der  wachBenden 
Konkurrenz  eich  genötigt  sahen,  auch  für  kleinere  Kunden 
Conti  zu  eröffnen,  und  überdies  keiue  Einwendungen  mehr  ^gea 
das  Ziehen  von  Checks  für  geringere  Beträfe  erheben. 

(Oester.  Kons.-Ber.  aus  London.  ^ 
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Bblta«  L.  Die  Sefbrn  dM  BevtsahSB  PattBtrMlitae.  Ein  Beitrag 
nur  Entwickelang  dM  Deataeben  Patentreehtet.  TübiDgen,  Laapp,  1890. 

DiflM  Schrift  kommt  wie  gerofen.  Vor  dem  Deataebea  Reichstage 
liegen  twei  EntwArfe ,  der  eme  als  eretes  Oeaets  über  dea  Sehnte  der 
sog.  »Gebranebsmnsterc  (besser  Tlelleiobt  mit  NoUe  »Nfitalichheite- 
mnsterc  sn  nennen),  der  andere  ein  Neagesete  sam  Dentechen  n^tent- 
gesets  vom  Mai  1877.  Beide  £ntwflrfe  werden  tweifeUos  ohne  we* 
sentliche  Verftndemngen  alsbald  Annahme  finden.  Znm  genetischen 
Tentftndnis  dieser  swei  Oesetzentwtirfis ,  erent.  GeseUe  bildet  N6Ue*9 
Sebrift  einen  Schlfissel,  wie  er  besser  Dicht  gefertigt  sein  könnte,  ob* 
wohl  dieselbe  vor  der  Vorleguug  der  Bondesratsvorlagen  den  Lesern 
zu  Banden  gekommen  ist.  Der  Wert  der  ^o^scben  Sebrift  liegt  näm- 
lich nicht  in  der  übrigens  ganz  korMn  Vertretung  des  Prinzips  des  Pa- 
tentschotzes  überhaupt  (S.  1^16);  man  könnte  diesen  einleitenden  Ab- 
schnitt nicht  bloss  anfechten,  man  könnte  ihn  entbehren.  Die  Schrift, 
welche  auf  nur  156  Seiten  eine  ungemein  reiche  Orientierung  gewährt, 
gilt  vielmehr  der  Vertretung  und  Weiterbildung  des  deutschen  Patent- 
rechtes nach  seiner  Grundlegung  im  Gesetz  von  1877  und  von  dieser 
Grundlegung  aus.  Sie  hnlt  am  geniiscbten  System  der  Voruntersuchung 
nnd  des  Aafgebotsverführen«  einerseits  gegenüber  dem  reinen  Melde- 
Rj'stera,  audererspit-s  gegenüber  dem  reinen  Aufgebotasystem  fest,  wobei 
sie  die  Festhaitung  dea  deutschen  Systems  in  einer  eo  kurzen  als  mn- 
sterhaften  Darlegung  der  dafür  angeführten  Gründe  verlritt.  Nolle 
verschliefest  9\ch  aber  nicht  dem  Bedürfnig  giütullicher  Weiterlnl J iing 
des  'leutsciien  Patentsystems.  Er  hält,  was  er  uu  Titel  verspriclit,  und 
giebt  wirklich  —  das  ist  im  weaentlichen  seine  Ail>eit  —  einen  »Bei- 
trag zur  Entwickelang  des  DeuLschen  Patentrechteö«.  Diese  Be- 
schränkung ist  weise;  denn  um  etwas  Anderes  kann  es  sich  zur  Zeit 
för  die  Gesetzgebung  nicht  handeln.  Dieselbe  hindert  aber  den  Ver- 
fasser auch  nicht,  für  Alle,  welche  dem  bestehenden  und  sich  fortent- 
wickelnden Schutz  des  gewerblichen  Urheberrechtes  duü  volle  Verständma 
AU  (1er  Hand  der  praktischen  Kriahruiig  abgewinnen  wollen,  ohne  seibat 
daa  ganze  LitteraLur-  und  Enquete-Material  zur  Hand  zu  haben  oder 
verfolgen  zu  künnen,  etwas  recht  Bedeutendes  darzubieten.   Auf  Gmnd 

2«lUohr.  f.  SiMtow.   1S9I.   1.  Heft.  18 
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einer  Tollst&ndigen  LitterattirQbereicht,  sodann  auf  Qnmd  ttoer  iTiuip- 
titchen  Darstellung  der  Patentrech tsgrundbestimmnngen  der  ▼ersolne* 
denen  Länder,  weiter  auf  Grund  eines  hOchst  lehrreichen  Abritses  Ober 
die  Patentgesetzgfbung  und  Patentreformbestrebungen  der  einzelnen 
Länder  spit  1S77  (einschliesslich  der  von  Deutschland   bis  jetet  gemie- 
denen internal ioyjalen  Fatentunion  von  1883),   endlich  und  namentlich 
auf  Grund  des  uiDt'an|:rrcichpr!  Materials   der    dontschrn  Patentenquete, 
sowie  der  Aeusserungen  der  technischen  Vereine,  der  liandelakammeru 
und  der  Spezialschriftsteller  zur  ^chn ,   *:^eht  der  Verfa?n«er  anf  pämt- 
liche  seit  1877  zur  Diskussion  tTPBt<>llten  Fragen  der  Patentreform  ein. 
So  kurz  er  überall  ist,  was  liie  Schrift  bei  ihrer  klaren,  einfachen 
Redeweise  zu  einer  nicht  unang^enehuien    Lektüre  macht,  so  gründlich 
ist  er;  denn  überall  weist  er  dem  Leser  dennoch  den  genauen  Weg 
zum  vollständigen  Quellenniaterial.    So  begeistert  NoJte  den  Patent- 
schutz nach  dem  System  der  deutschen  Gesetzgebung  empfiehlt,  so  um- 
sichtig und  vorsichtig  er  fragwürdigen  und  nn ausgereiften  Vorschlägen 
entgegentritt,  so  entschieden  steht  er  für  die  Fortentwickelung  ein,  wo 
sie  im  Leben  als  ein  Bedürfnis  sich  herausgestellt  hat  und  ebensowenig 
vertuscht  er  Missstiiii  ie  ,  welche  am  Bestehenden  hervorgetreten  sind, 
sowohl  was  die  Ür;^Mnc'  dtiB  l'.LtentBchutzes ,  als  ^vuH  das  Verfahren  be- 
trifft,   l  iiät  Überall  wird  luau  ihm  vom  Boden  des  rtitentscliutzen  unci 
des  bestehenden  Patentsystems  aus  Hecht  geben  müssen.    Auf  das  Ein 
zelue  können  wir  hier  nicht  eingehen  und  beschränken  uns  daher  im 
wesentlichen  auf  die  Bemerkung,  dass  die  Schrift  in  wenigen  Seiten 
und  Sätzen  auch  für  den  in  der  Bundetratsvorlage  beantragten  Schuts 
der  »Nützlichkeitsmiifterc  oder  sog.  »kleinen  Erfindungen« ,  welche 
iwiaeben  den  »grossen«  Erfindungen  des  Patentgesetiee  and  den  »6e- 
ichoiaelnniaitani€  der  MnstersobutigesetBgebang  in  unser  Reebt  eSnia- 
dringen  im  Begri£b  stehen ,  ein  volles  Veritändnie  erOffhet  nnd  dass 
sie  sftmtliefae  Probleme  der  Reform ,  ancb  soweit  sie  von  den  eingangs 
erwftbnten  Vorlagen  des  Bondesrates  an  den  Reichstag  (Herbat  1890) 
noch  nicht  berührt  sind ,  f&r  jedermann  klar  hinstellt   Ausserdem  sei 
noch  erwftbot,  dass  ancb  der  Beitritt  Dentscblaads  su  der  internatao* 
nalen  Patentonion  erOrtert  ieti  selbst  jene»  welche  dieeen  Beitritt 
wfinseben»  werden  mit  Interesse  vernehmen,  wie  es  gemacht  werden 
konnte,  daes  Dentschland  ohne  Bmtritt  sn  jener  Union  dennoch  die 
Vorteile  des  internationalen  Patentsohntns  im  Wege  der  nationalen 
Oesetigebung  sich  verschaffen  könnte.  —  Das  Boch  ist  eines  von  jenen, 
in  welchen  man  in  Kflne  nnd  fitft  mdbeloe  vielec  nnd  bedeotendee  in 
Sicherheit  lernt  nnd  dennoch  leicht  sn  den  Quellen  kommt  8ck6fk* 

— e.  Stfttietieohte  Jalkrbnek  Ar  dM  Bentieht  Beleb,  1890.  Mit 
diesem  Jahrgang  beginnt  daa  mit  Recht  berfibmte  nnd  iJlgemeia  an- 
erkannte Werk  das  aweite  Jahnehnt  seines  Bestehens.  Die  bekannten 
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Vorzüge  sind  ancli  dieger  eilften  Ausg.ibe  eigen-  Die  wichtigsten  Er- 
gebnisse der  Reichsstatistik  bis  zum  neuesten  Stande  hin  gelangen  über- 
sichtlichst und  doch  reicbbaltigdt  zur  Kenntnis,  ohne  den  Umfang  des 
grünen  ßändchens  ^^e3eDtlich  zu  erweitern.  Vortreffliche  Beigaben  des 
vorliegenden  .Tahr^Mugs  sind  die  anf  drei  Blättern  (gegebenen  Diaf^ramme 
ober  den  AUersdufbau  der  Reichabevölkeruug  he/.w.  der  Erwerbsthätigen 
und  eine  Karte  über  das  Ergebnia  der  Reichatagswabien  von  1890. 

Wittelshöfer,  Otto,  üntersuchangen  über  das  Kapital,  seine  Nator 
und  FanktioD.  Ein  Beitrag  zar  Analjse  und  Kritik  der  Volkswirt- 
Schaft.    Tübingen,  1890,   Lanpp'sche  Buchhandlung.    X  u.  262  S. 

Autoren,  die  über  »das  Kaj  ital«  schreiben,  werden  durch  die  Natar 
ihre«^  Stotfes  gewöhnlich  dazu  gedrängt,  faat  über  die  gesamte  national- 
ökoDonnsche  Theorie  zu  schreiben.  So  auch  Wittelshöf  er.  Da  sonach 
eine  i-Usauiuienhängonde  Inhaltsangabe  gleichfalls  beinahe  das  gesamte 
Gebiet  der  theuretischen  Nationalökonoiuie  durchmessen  raüsste  ,  be- 
schränke ich  mich  auf  die  Hervorhebung  einiger  Momente,  welche  mir 
für  die  Cbarakterisierung  das  Werkes  als  die  wichtigsten  erscheinen. 
Unter  den  tbeontiscben  YonkiUietBnngen ,  von  welchen  der  Verfasser 
aasgeht,  babmi  die  aachfolgendiii  diel  den  wichtigsten  Einflass  anf  die 
Gestalt  leiner  Lehie  geooniiieB.  Er  besteht  —  mit  Tollem  Recht 
anf  einer  itrengeii  Seheidutig  swiseben  des  rMlen  Qtttem,  die  das  Ka- 
^tal  animaebeii  >  and  den  BeebtsTerldÜtnIsaen,  dem  Eigentum  daran. 
Br  beMidmet  diewn  üntersobied,  den  bekaantlieb  aaob  tobon  £od6«r« 
Ins  und  Wogntf  boTTorgebobeii  haben,  mit  dem  Namen  objekÜYes 
nad  eubjektivAs  Kapital»  nnd  Teraieht  unter  den  enteren  eine 
Seoime  tob  »Yorprodakteo«  oder  »vorgearbeiteten  Qttteni«.  Sodaao 
bat  er  eine  elgentflaiUehe  an  lartm  c.  8km  erinnemde  Anffaienng  vom 
Worte.  Er  setst  nfimliob  »dw  Harn  der  Ffthigkeit  eines  Prodnkti: 
Bedarf  lo  befriedigen«,  immer  in  Vergleieb  mit  der  gleichen  Fftbigkeit 
des  GeeamtprodokCes  einer  Nation.  Das  Gessmmtprodakt  befriedigt 
den  Geoamtbedarf  der  Nation,  jedes  eintelne  Produkt  irgend  eine  arith- 
metisolio  Qnatt  deaaelben.  Die  baaflgliebe  ^erbUtniaaahl  entaoheidet 
aber  don  Wert  der  einaelnen  Gftter.  Befriedigt  s.  B.  ein  Gut  VtoMs  dea 
Oeaamtbedarib ,  ao  iat»  wie  immer  aeine  abaolnte  Kraft  snr  Bedarbbe- 
friadigoBg  beaehaibn  aein  mag,  aaio  Wert  kleiner,  ala  wenn  ee  Vtso« 
des  Geeamtbednrfta  befriedigen  würde.  —  Dasn  geaellt  sieb  als  dritter 
Cbaiaklarsog  eine  ansaerordentlieb  hohe  Ifeinnng  ron  dem  Einflnaa, 
weleboD  die  Macht Terbftltniaae  der  Partelen  anf  die  Geataltoag 
der  P^ome  anattben.  An  diaaea  Hmnent  knüpft  ancb  die  Lüaong,  die 
dar  Vorfl  vom  wichtigsten  Kapitalproblem,  vom  Probleme  dea  K^ntal« 
siaaea  gibt,  mimittelbar  an.  Der  arbeitsteilige  üntemehmer  kauft  Vor- 
pradnkla^  Bobafcoffe  nnd  Werkiengo  Ton  üntemehmem  früherer  Pro* 
doktionaatufeiB  nnd  bearbeitet  ile  mit  Lohnarbeitem.  Dea  »Yorprodn- 

18* 
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zenten«  gegenüber  ka,üu  er  gewöhnlich  uiciita  gev-  inueu  ,  er  inuss  ihnen 
ihre  Vorprodukte  zu.  einem  ihreoi  wahren  Werte  entsprechenden  Preist! 
abkaufen,  weil  er  ihnen  durchschnittlich  an  Macht  nicht  überlegen  ist. 
Wohl  aber  ist  er  es  den  Lohnarbeitern  gegenüber.  Im  Lohnkontrakt 
verkaufen  die  Arbeiter  ihr  Produkt  gegen  eine  Abfindungssumme,  welche 
anter  dem  Drock  der  MachtverhAltniste  ohne  Rfiokticht  auf  die  Leiatoog 
der  Arbeiter  mit  dem  Eziatommitiimom  bemessen  wird.  Die  Difiereu 
switchen  dem  ak  AMndang  beiahltoa  Exialantminimiim  and  dem  Werfte 
des  daf&r  gekauften  Arbeittprodnktee  bildet  den  Gewinn  der  Unter- 
nehmer. »Der  Ertrag  aaa  dem  Kapitaleigentom  enteftebt  dadareh,  diu 
der  Eigentümer  ....  in  seinem  Eigentum  das  Machtmittel  bentit,  wo- 
durch er  Andere,  die  ohne  Espitaleigentum  ihre  Arbeitstbfttigkeit  nicht 
ansOben  kOnnen,  su  swingen  vermag,  ihm  dae  Ergebnis  ihrer  Arbeit 
gegen  eine  Lohnabfindung  abiutreten.«  8iemit  mfindei  der  Vcrfaiwr, 
ans  einem  in  dnaelnen  Teilen,  namentlich  in  der  An&ssnng  des  Wertet 
etwas  ▼erschiedenen  Ideengange  hmos,  in  die  bekannte,  von  Sodbertm 
und  Marx  yertretene  »Ansbentungitheorie«  ein. 

Die  Behandlungsweise  des  Stoffiss  ist  llberwiegend  d]alektisch*de- 
duktiT»  nnd  hat  mich  Oftera  im  guten  und  im  schlimmen  an  die  Art 
des  jfiogst  Terblichenen  Lore/u  «.  8iem  erinnert.  Im  guten  durch  die 
nnverkennbare  dialektische  Kraft  und  Oewandtheit,  sowie  dnreh  die 
hftufige  Eünstreoung  feiner  und  packender  Bemerkungen;  im  scUimmen 
dnroh  die  Neigung  su  fibertieibenden  GeneraUsierungen,  wobei  leicht 
irgend  ein  nebensftohlicher  Umstand  in  den  Mittelpunkt  der  Betrach- 
tung und  Erklftrung  gerückt  wird,  sowie  durch  den  nicht  immer  be- 
sftbmten  Bang  in  aprioristisehen,  viel  mehr  in  der  »Tiefe  des  Gemütes« 
als  in  der  Erfahrung  woraelnden  Spekulationen.  Um  dem  Verf.  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  su  lassen,  mvss  ich  flbrigens  anerkennen,  dam 
er  in  der  Regel  fQr  seine  Deduktionen  die  Anlehnung  an  die  Erfiüiraag 
redlich  sucht  —  er  hat  auch  in  seinem  »Vorwort«  einige  recht  beher^ 
sigenswerte  Bemerkungen  fiber  die  nötigen  Vorsichten  beim  Gebraoehe 
der  deduktiven  Methode  niedergelegt;  aber  bisweilen  und  swar  gende 
an  sehr  wichtigen  Stellen  seiner  Lehre  hat  er  Tergessen,  seine  Gedanken* 
gebilde  in  deni  festen  Boden  eines  gesunden  Realismus  su  ▼erankem. 
Dies  gilt  besonders  für  seine  Wertauffassung.  Sie  ist  ein  geistreiches 
Oedankenspiel  ohne  Healitftt.  Sie  ist  als  elegante  Behauptung  hinge- 
worfen, aber  weder  bewiesen,  noch  beweisbar.  Sie  mag  auf  den  eratmi 
flüchtigen  Blick  in  den  gröbsten  Umrissen  mit  der  Wirklichkeit  su 
stimmen  scheinen,  aber  sie  ertragt  keine  PrOfung  auf  das  Detail.  Der 
Verl,  hat  sie  auch  im  Detail  weder  geprfift,  noch  auagef&hrt:  er  hat 
fiberhaopt  swar  eine  Wert  a  u  f  f  a  s  a  u  n  g ,  aber  keine  Wert  lehre  ge- 
geben. Eine  solche,  und  auch  eine  eigentliche  Preiriehre  fehlt  seinem 
Buche  ganz.  Und  das  ist  für  dasselbe  folgenschwer  geworden.  Es  fehlt 
demselben  an  seiner  wichtigsten  Stelle,  ich  mOchte  sagen,  das  Okono- 
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mnehe  Rfiekgrat.  Die  tluitsäebliohtB  Pnise,  and  darunter  auch  der 
Pkeis  der  Waren  Kapitel  and  Arbeit»  rind  dae  Ergebnis  gewiüer 
OkoDomiiober  Ureachen»  in  deren  Wirkiamkeit  sieh  allerdinge 
aaeh  der  Eiaflnn  der  bestehenden  MaebtTerbftltnine  mit  cinmiteht 
Aber  indem  der  Verf.  Ober  den  dkonomiacben  Teil  der  Preislebre 
gaas  hinwegiieht,  gelangt  er  ta  der  Uebertreibang,  den  Hachtrerbftlt- 
niaeen,  die  in  Wahrheit  die  Wirksamkeit  der  flkonomitohen  Preis* 
beitimmnngsgrflnde  nnr  innerhalb  gewisser  mehr  oder  wenif?er  eng 
gesogener  Sdbianken  variieren  können,  den  allein  massi^benden  Ein* 
flusB  zosusprecben.  Mit  der  Vemaobläsaigung  des  eigentlich  Ökonomi- 
schen Momentes  hftngt  es  dann  wobl  auch  zusammen,  dass  der  Verf. 
es  Yollstftndig  unterlassen  hat,  sieb  mit  den  zahlreichen  Einwendangen 
anseinandenoselien,  die  die  wissenschaftliche  Kritik  der  Äusbeataoge- 
theorie  von  Bodberius  nnd  Marx  enigegengeBetzt  hat,  und  die  zum 
gfOsswi  Teile  aacb  der  vom  Verf.  vorgetragenen  Variante  jener  Theorie 
entgegenzuhalten  sind.  Obgleich  ich  somit  nicht  in  der  Lage  bin»  mit 
den  Hauptergebnissen  des  besprochenen  Werkes  übereinzustimmen,  er- 
kenne ich  gerne  an,  dass  dasselbe  eine  sehr  achtbare,  mit  erheblicher 
sjpi'^liger  Krnff  zusammengehaltene  Gedankenarbeit  ist  ,  welche  einen 
interessanten  Beitrn;::;  zur  Litteratur  über  eines  der  schwierigsten  The- 
mata liefert,  nnd  au'^  welcher  flerjeoige,  der  sie  wählerisch  clurchnuistert, 
gar  manche  nützliche  Anregung  schöpfen  kann.  Böhm-Bawerk. 

Walras  Leon,  Elements  d'Economie  polltique  pnre.  Zweite  ver- 
beaserte  und  vermehrte  Auflage.  Luueaune,  Kouge.  1889.  XXIV  u.  520  S. 

WaJras  ist  unstreitig  eine  originelle  und  bedeutende  Figur  uuter 
ilen  nationalökonomischen  Gelehrten  nuFcrer  Zeit.  Seine  Stellung  in 
der  Wissenschaft  wird  am  bündigsten  durch  zwei  Thatsachn  tiezeichnet: 
er  ist  neben  Jerons  und  M enger  der  dritte  selbständige  Ähtentdeckor 
der  modernen  Werttheorie  vom  »Grenznutzen«,  und  er  ist  —  was  mit 
dieser  ersten  Thatsache  gar  nicht«  zu  thun  hat  —  einer  der  hervor- 
ragendeten  und  entschiedensteu  Vertreter  der  mathematischeu  Methode 
in  der  Nationalökonomie. 

WaJraa  hatte  seine  nach  Inhalt  und  Form  eigenartigen  Ideen  zu- 
erst (1873 — 1876)  in  vier  bei  wisMnscbaftlichen  Körperschaften  einge- 
reichten Jf^oifss  niedergelegt.  Dieselben  sind  spftter  nnter  dem  Titel 
»H athematiache  Theorie  der  Preisbestinimung  der  wirtschaftlichen  Gfiter« 
(Stuttgart  1881)  auch  ins  Deutsche  fibersetit  nnd  dadurch  dem  dentsehen 
Pnblihnm  nfther  gerflekt  worden.  Das  Hanptwerk  Ton  Wahm  sind 
seine  1874—77  erschienenen  »^HSmenta  ^J&eoncmie  ptiKtique  pure*.  Von 
diesem  Werbe  liegt  jetst  die  sweite  Anfinge  ▼or.  Dieeelbe  weist  gegen- 
ttber  der  ersten  mannigfache  Verilndemngen  nnd  Bercicherungea  anf. 
[nabeeondere  ist  die  Lehre  vom  Gelder  der  Wahraa  in  der  Zwiscbenseit 
ein  beeonderea  Werk  {Thiorie  d»  ta  momune,  1886)  gewidmet  hatte, 
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weaentlieli  entwickelt»  osd  dem  Qansen  eine  mathematiiolie  Eialeitsif 
Toranigeichickt  weiden.  Trete  al]er  Yerftndeniagen  iit  aber,  wie  der 
Autor  mit  einem  gewimen  Stols  in  der  Vbmde  mr  zweiten  Anflage 
bemerkt,  »seine  Lehre  too  liente  dieeelke  geblieben  wie  leine  Lehte 
▼or  15  Jahren«.  Dies  ist  ein  stolze»,  aber  ancb  etwas  geflUirlicbes  Worti 
mmal  wenn  es  eich  nieht  nm  irgeod  ein  einselnea  Teilgebiet  der  WisMo- 
schaft,  sondern  um  das  ganze  System  derselben  handelt,  and  somsl 
wieder,  wenn  dieses  System  kein  althergebrachtes,  sondern  snm  guten 
Teil  ein  eben  erst  neu  und  originell  erdaehtee  war.   Es  ist  wohl  noch 
keinem  Menachenkinde  beschieden  gewesen,  nene  Ideen  über  ein  um- 
fangreiches wissenschaftliches  Oebiet  schon  auf  den  ersten  Wurf  so 
vollkommen  aosnarbeiten ,  dass  sie  wie  ein  Kanon  auf  nnveränderts 
Qeltnng  Anspruch  erheben  kOnnen.   Und  dies  trifft  auch  bei  Walras 
an.   Manche  seiner  Gedanken  haben  es  verdient,  unverändert  oder  £sst 
nnverftodert  festgehalten  so  werden.    Aber  vielen  anderen  wäre  dne 
Kitgemässe  Fortbildung,  Berichtigung  oder  Ergänzung  wohlthätig 
wesen.   Und  fQr  diese  Fortbildung  scheint  mir  Walras  etwas  zu  wenig 
geiban  zu  haben.    Ich  habe  den  Eindruck,  dass  er  während  der  langen 
15  Jahre,  die  die  zweite  Auflage  von  der  ersten  trennen,  sich  wissen* 
schaftHch  fast  völlig  isoliert  gehalten  bat.    Infolge  davon  i?t  seine 
Lehre  zwar  nicht  v^illin;  starr  geblieben,  aber  «ie  hat  sich  nur  iusofern 
entwickelt,   als  sieb  AnBa<zi)unkte  dazu  sclion  in  ihr  selbst  vorfanden. 
Walras  hat  sich  gewipccrnni^^rcn  nur  an  \yalras  selbst  korrigiert,  nicht 
auch  iin  den:  allpeineiiieu  Fortüchrittö  der  zeitgenössischen  Wissenschaft, 
der  er  so  gut  wie  keinen  EinÜuss  auf  sich  und  sein  Werk  gestattet  hat. 
So  koDDmt  e?,  flass  sich  in  der  zweiten  Auflage  gegenüber  der  ersten 
zwar  die  gei^ti^^:  Kntwicklung  wiederspiegelt,  die  der  isolierte  Denker 
Walras  wShrenil  der  letzten  15  Jahre  dnrchgemftcbt.  nicht  aber  auch 
die  allgemeine  wigsenfchaftliche  Entwicklung  dieser  i'erio  le.    i-^s  iu<tg 
dies  in  gewisser  Beziehung  ein  Vorzug  sein,  in  mancher  anderen  ist  ö 
sicher  ein  Nachteil.    Jedenfalls  aber  haben  wir  es  auch  in  der  neuen 
Auflage  der  >£lements*^  mit  einem  bedeutenden  Werke  eines  bedeutenden 
Mannes  zu  tbun  ,  dessen  Studium  Jedem,  der  ein  Freuii  l  einer  tiefen 
und  denkkräftigen  Erfassung  der  natioualökonomischen  Probleme  ist, 
Nutzen  und  Genuas  bereiten  wird;  einen  ganz  ungetrübten  Genuas  frei- 
lich nur  demjenigen,  der  zugleich  auch  ein  Freund  der  mathematischen 
Darstellungaweise  ist. 

Ich  lasse  noch  das  Verzeichnis  der  in  der  11.  Autlage  behandeltcu 
Stoffe  folgen.  Einleitung,':  Vea  fonctimis  et  de  Icur  rcprcsentation  gro- 
mctrique.  Theorie  mathiniatiquc  de  la  chute  des  corps.  Section  I.  Objet 
et  divisions  de  Veconomie  politique  et  sociale.  —  Section  II.  Thiorie  de 
Vechange,  —  Section  III.  Theorie  de  la  producüon.  —  Section  IV.  TMotiB 
de  la  capüalisation  et  du  credit,  —  Section  V.  Thiorie  de  ta  MOiMuna  — 
Section  VI.  Des  iarifs,  du  numopok  ei  des  itnpöts.    E.  Böhm-BauMrk, 
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IV.  Eingesendete  Litteratur. 

A  11  e  s  ti  0.  Oiulio,  Stadi  BuUa  Theorica  del  Talore  oel  Camino üiierao. 

ToriDo  1890.  Fratelli  Bocca.  216  S.  8. 
Antonia  de  8,  Prof.  Dr.  Bas.,  Die  Staatslehre  det  Tbomaa  ab  Aqoiiio 

Leipzig  1890,  J.  ü.  Robobky.   8.   127  S. 

A  p  p  e  Ii  ij  8  ,  Dr.  H,  ,  Die  bedingte  Verurteilung'  nnd  die  andorcu  Er- 
t^atzmittpl  für  kurzzeitige  Freiheitsatrafen.  Eine  Kritik  der  neuesten 
iielormbestrebungeu  auf  dm  Gebiet  des  Strafrecbts.  Kaasei  1890. 
Ferd.  Kessler    8.    118  S. 

Arbeitseinstellungen  und  Fortbildung  dea  Arbeits  vertrag«. 
Berichte  von  G.  Auerlach,  W.  Lötz  und  F.  Z  a  h  n  im  Auf- 
trage des  Vereins  für  Sozialpolitik  herausgegeben  und  eingeleitet 
von  L.  Brentano.    Leipzig  1890.   Duncker  o.  Humblot, 

Arbeiterbudgets,  Frankfurter,  BauabaltungsreohonDgen  eines  Ar- 
beiters einer  Kgl.  Staats-Eisenbahnwerkstltte,  eines  Arbeiters  einer 
chemischen  Fabrik  und  eine«  Aushilfearbeiters.  VerütVentliclit  und 
erläutert  von  Mitglit-Ueru  der  volkswirtffchalLlichiiii  Sektion  des 
Freien  Deutschen  Hocbstiftes.  Bevorwortet  im  Auftrage  der  Sek- 
tion von  Stadtrat  Dr.  Karl  F  1  e  s  c  h.  (Schriften  des  Freien  Deat- 
idieii  Bocbiliiftee.)  Frankfurt  a.  M.  1890,  Qebr.  Knaaer.  XXIY 
11,  94  8w  IC.  8» 

A  8  c  h  r  0  i  t,  Dr.  P.  F.,  Eriaia  kunieitiger  Freiheitaitrafen   Em«  kri- 

iniBalpoUtuelie  Siodie.  Hamburg  1889*  Verlagiaiistalt  q.  Druekerei. 

A.-a.  8.  59  a  M.  1. 
B  a e  h m an  D,  H.,  Fragen  und  Aufgaben  ba  den  Siaataprilfangen  <Är 

den  ArduTdiemi  in  Bajem.   M&nchen  1890,  Theodor  Aokermann 

Qr.  &  29  &  H.  —  80  Pf; 
Beiirftge  rar  Statiatak  Meeklenbarga.    Tom  ClroeiherM»gL  ttatut 

Borean  ra  Sekwerin.  XI.  Band.  2.  Heft  Sehweria  1890.  fiaeren- 

eprnng*aoke  Bofbnchdrockerei.  4,  68  8. 
Berg.  R.,  Der  wirtaehafkliolie  Notatand  nnd  ein  Weg  ram  Beaaern. 

Berlin  1891,  A.  H.  Fried  n.  Cie. 
B  e  f  i  0  k  1^  anrnmarisoher  der  Handela-  nnd  Oewerbekammer  in  Brünn 

Aber  die  geaehftftlicben  Verk&Hniaae  in  ihrem  Bezirke  wftbrend  dea 

Jabree  1889.   BrAnn,  1890.  Brflnner  Bändele-  nnd  Gewirbekanuner. 

8.  XIX  u.  143  S. 

Berieht,  Zweiter  über  die  gesamten  Unterrichts-  und  Erziehnngs- 
anstalten  im  Königreich  Sachsen.  Erhebung  vom  2.  Dezember  1889. 
Veröffentlicht  im  Auftrage  der  KgL  Ministerien  des  Kultus,  des 
Innern,  der  Finanaen  nnd  dea  Kriegee.  Dreeden  1890,  C.  Heinrich. 
4.  79  8. 

Beriebt,  stenographischer  über  die  Verbandlongen  der  10.  Jahres- 
T«r»mmlang  dea  deotachen  Vereine  der  Armenpflege  und  Wohl- 
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thätigkeit  am  26,  und  27.  Sept.  1889  in  Kassel  betr.  die  Bestim- 
raoDgen  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Oesetsbuchs  in  Bezug  auf 
Annenptlege  und  Wohlthätigkeit ;  offene  Pflege  liir  ungefährliche 
irre;  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Soromerpflege  für  arme 
Kinder;  Ansicht  über  örtliche  öffentliche  Armenpflege.  (Schriften 
des  D.  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit.  H.  9.)  Leipzig 
1890,  Duncker  u.  Humblot.  8.  152  8.  M.  3.  60. 

Berichte  der  von  industriellen  und  wirtschaftlichen  Vereinen  nach 
England  entsendeten  Kommidöiüii  zur  üntersucbuug  der  dortigen 
Arbeiterverhältnisse.  Herausgegeben  von  den  betreffenden  V  er  t  ina- 
vorständen    Üerliii  IbOO,  Mitscber  u.  Koestell.  8.  70  S.  M.  l.  - 

Berichte  über  die  Zustande  und  die  Reform  des  ländlichen  Ge- 
meindewesens in  Preuöden.    Leipzig  1890,  Duncker  u.  Bamblot 

Bewegung,  die  wirtschaftliche  von  Handel  und  Industrie  in  Deutach- 
land  im  Zeitraum  von  1884—1888.  Fortsetzung  des  Deutachen  Wirt* 
Bcbaft^ahrea  (Jahrg.  1880—1883).  Kaeh  deo  Jabveaberiehton  der 
Handalakammern  dargeatollt  tod  dem  GeseralMkretanat  dea  Deaf- 
adien  flaadelitagaa.  Bariin  1990,  E»  S.  Hitilar  il  Sobn.  2  Bda.  8. 
XIY  u.  851  8.  QDd  XI  Q.  462  8.  II.  15.  — 

Bold  t,  0.»  Zar  Haasregel ang  dea  IftndUi^ik  OememdeweMna.  Berlis 
1690,  Waltbar  o.  Apolani.  a  83  8.  M.  2.  — 

B o rn b a k,  Cour.,  Die  deotacbe Sosialgeaetagebnng.  8jiteinatiaeb  dar- 
gestellt 8ap.-Abdr.  aaa  Bornbak*a  Prenas.  8taatareebt  Bd.  III). 
2.  ODT.  Aofl.  Freiborg  i.  E  1890,  J.  C.  B.  Mobr.  8.  59  8.  If.  1.  — 

B  o  r  B  b  a  k,  Conr.,  PreoaBiaobei  Biaatarecbt.  III.  Bd.  epl.  IVeibarg  E 
1889/90,  J.  C.  B.  Mobr.  &  710  8.  H.  10. 

B  0  a  a  e  und  fl  0  d  t  k  e,  Daa  Beicbagaaeti  betreffend  die  InYalidittti^ 
ond  Alterayeraicherong  vom  82.  Joni  1889.  Nach  amtlieben  Qoellen. 
Lfrg.  1  entbaltand:  Bogen  1—5  8.  1-80  dea  I.  Teila,  aowie  Titel, 
Widarang  n.  Vorwort.  Le]paigl890,  Donoker  o.  Hamblot.  8.  M.  1.60. 

Braun,  Dr.  Ad.,  Die  internationale  Fabrikgaaetagebung  betracbtat 
anter  dem  Geaicbtaponkte  der  ataatareobtlicben  und  wirtacfaaft> 
Heben  Beaiehangen  swiaeben  Oeaterreiob  und  Ungarn.  (Sondemb* 
druck  aoa  dem  Marahefte  1890  der  »Deotaeben  Worte«).  Wien 
1890,  Verlag  deo  Varfaaaera.  8.  19  8. 

Breitenatein,  Dr.  H.,  Einige  prinsipielle  Bedenken  gegen  daa 
nenen  Strafgesetzentwurf  ftr  Oeaterreieb.  Wien  1890,  IL  Bieitea- 
ttein.  Kl.  8.  42  S.  M.  »  80  Pf. 

Brentano,  L.,  Meine  Polemik  mit  Karl  Marz.  Zngleich  ein  Bei- 
trag aur  Frage  des  Fortschritts  der  Arbeiterklasse  und  seiner  Ur* 
Sachen.    Berlin  IbOO,  Walther  u.  Apolant  28  S.  80  Pf. 

B  rie,  Siegfir.,  Die  Fortschritte  des  Völkerrechts  seit  dem  Wiener  Koa* 
gresa.   Breslau  1890,  Schletter*sche  Bucbh.  28  S. 

Gonigliani,  C  A.,  Teoria  generale  degli  efßstti eoonomioi deUoim« 
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pcwte.  Saggio  di  emomia  pom.  MUuio  1880«  Olr.  Hoepli  8w  XXI 

Q.  m  S.  L.  5.  50. 

CoBcelli-Perti,  Alb.,  La  propnetrk  coUeti?»  in  Italia.  A  propo* 
lito  deir  abolizione  dei  diritti  d'uso  nelle  proviocie  es-pontifioie. 
Roma  1890,  AI.  Mansoni.  8.  86  B. 

D«]iaf  Paal,  Nationale  and  internatioDale  Fabrik^esetzgeboDg.  Her* 
ausgeg.  TOD  dem  Veroin  »Conoordia«  in  Daniig.  Maina  18d0,  C. 
Wallan.  8.  66  S. 

Diebl,  K.,  P.  J.  Prondhon.  Seine  Lehre  und  sein  Leben.  2,  Abt.  Das 
System  der  ökonomischen  Widersprüche  ,  die  Lehren  vom  Geld, 
Kredit,  Kapital,  Zins,  Recht  auf  Arbeit  und  die  übrigen  Theorien, 
sowie  praktischen  Vorschläge  zur  LOanng  der  eosialen  Frage. 
Jena  1890,  G.  Fischer.  328  S.   M.  6.  — 

Dietz,  C. ,  Vertragsbruch  im  Arbeits-  und  Dienstverhältnis.  Berlin 
1890,  Puttkanimer  uud  Mühlbrecht.  8.   67  S.   M.  1.  60. 

Üiillo.  G.  ,  Gcsetzepkunde  und  Volkewirtschaftfilehrf  in  frpmeiu ver- 
ständlicher Darstellong.  Berlin  1890,  J.  J.  Ueine's  Verlag.  393  S. 
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Eggers.  Au^. ,  Die  Deutsch- Asiatische  Bank  und  ihre  Aufgaben« 
Berlin  189u,  i'uttkammer  u.  Mühlbrecht.   8.   34  S.   M.  1.  20. 

Entwurf,  der,  eines  Biirr^ei liehen  Ueietzbuches  f  ir  las  Deutsche  Reich 
und  der  libciii.  Hauern- Verein.  Köln  1890.  Verl.  d.  Rhein.  Bauern- 
Vereina  (J.  l'.  Bachem).  8.  107  S.    M.  1.  — 

Veiter,  R. ,  Rousseau  und  die  deutsche  Geschichtephilosophie.  Ein 
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Velix,  Ludw.,  Wftbraoge-Stndien  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oester- 
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im  Allgemeinen  MieMjewohoer-Vereiü  /u  Dresden«  Dcetden  1890^ 
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Fraise  inet,  R,,  Landwirts«  haltliche  Meliorationen  und  Wasserwirt' 
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Mit  einem  Vorwort  ?on  Herrn  Geh.  l^egienmgsrat  Prof.  Dr.  D.  B Ob» 
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Mittel  Kar  Äusgieichoog  der  gesellBchaftlicben  Oegeoa&tze.  Jena 
1890,  C.  Doebereiner  Nachf.    gr.  8.  36  ö.  M.  1.  — 
Fraosche-Roseneck,    A.  v.,  Gutsherr  uod  ßauer  in  Livland  im 
17.  nnd  18.  Jahrhundert.    (Abhandlungen  aus  dem  etaatswiasen- 
schaftl.  Seminar  au  Strasabui      H.  7.   Mit  3  histor.  und  ethnop^-aph. 
Karten.    Strassburg  189u,  K.  J.  Trübnor.  8.  X[I  u.  265  S.  M.T.- 
Ger lach,  0.,  Ueber  die  Bedingungen  wirucbaftlicher  Thätigkeit. 
Kritische  Erörterungen  zu  den  Wertlebrea  von  Marx,  Knies, 
Schäffle  und  Wieeer.  Jena  1890,  G.  Fiacber.  87  S.  M.  2.  40. 
Gesetz,  das,  über  den  ZiyilstaatsdieDft  fOr  das  Herzogtum  Braun- 
schweig  vom  4.  April  1889,  beraotg.  mll  Anmerkungen  unter  Be- 
Dottung  der  MotiTe.  Bntmiaohweig  1889,  B.  Qoerita.  kL  8.  74  8. 
M.  1. 90. 

Gesetzgebung,  die,  des  Dentsohen  Reiches  mit BrlftnteraBgeii,  IL 
Teil:  Staats-  QDd  Yenraltattgsveolit  Bd.  lü,  H.  1/8  entb.:  Dss 
ReiehsKeieta  betr.  die  In? aliditftti-  uad  AltersTersicherung  82,  Jon 
1889.  lEriftatert  Dr.  B.  Faid.  Bga.  1—85.  8.  IL  10.  40. 
^  dto.  IIL  Teil:  Stiafreeht.  Bd.  VI,  Al^lg.  UI  Heft  1  eath.:  Btni- 
proasssordDong  fdr  das  Deotsobe  Beieh  nebst  fiinfllbnuigsgeietBi 
ErUotert  Toa  Prot  Dr.  B.  E.  Jobn.  Bga.  1-^  &  IL  11.  — 

Girard'et-Breling,  Dr.,  Die  Aufgaben  der  OffeniUabea  Endebang 
gegenfiber  der  sosialen  Pragie.  Leipiig  1890,  Dnneker  o.  Hamblot 
&  43  a  M.  1. 

Gleim,  W.,  Das  Beeht  der  Eisenbabnen  in  Pienssen.  Enter  Baad. 
1.  Hftllte.  Die  allgemeiBea  Grnadlagen  des  Pieass»  BSsenbabnieobts. 
Berlin  1891,  IV.  Vablea.  187  B. 

Geppelsroeder,  Prof.  Dr.  F.,  Ueber  Feoerbeslattoag.  Vortmg 
gebaliea  am  Abende  des  13.  Febraar  1690,  in  Verbindang  nüt  Ex* 
perimenten  and  nnter  Vonreisnng  von  kotonevten  Bildern,  Im  aa- 
tarwisseasebaflilicbeB  Vereiae  an  Hftlbansen  i/Els.  Nebst  Anbaag 
aad  mit  5  Abbildangen  im  Teitsw  Mttlb.  i/£ls.  1890,  Wena  a.  Fe- 
ten. 8.  106  S. 

Gotbein,  E^  Wirtsdmflsgesebiebte  dss  Sebwanwaldes  nnd  der  an- 
greaaenden  Laadsebaften.  L  Liefemng.  dtramboig  1691,  K.  J. 
Trflbner.  96  8. 
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QrafJuliut^Szapäry  an  der  Spitie  Ungarns.  Ein  Lebens-  nnd 
Charakterbild.   Leipsig  1891,  Doncker  u.  Humblot.  8.  149  8. 

Oraetsar,  Dr.  pbil.  &,  Die  Organisation  der  Berafsinteresseu.  Die 
dentacben  Handelt*  oad  Oewerbekammern.  Die  Landwirtscbafts- 
ond  ArbeiterkaDimern.  Der  Volkswirtaebaftsrat.  Ihre  Geschichte 
aad  JEkform.   Berlin  1890,  H.  L.  Prager.   8.  346  a  M.  6.  — 

Groeamann,  Dr.  pbil.  F.,  Ueber  die  gotiberrlich-bäDerlichen Recbts- 
YerUUtaiaae  in  der  Mark  Brandenburg  Tom  16.  bie  18.  Jahrhundert 
(Staats-  u.  sozialwissenscbaftl.  Forschungen  bg.  t.  0.  ScbmoUer 
Bd.  IX.  H.  4.)  Leipsig  1890,  Donoker  o.  Hamblot.  8.  133  S.  M.3.60 

Haass,  Dr.  J.,  Die  Post  and  der  Charakter  ibrer  EinkQnfte.  Mit  einem 
Anhang  über  die  Packetpost.  Stnttgart  1890,  J.  fi.  Metiler*ioher 
Verlag.  8.  100  S.  M.  1.  80. 

flager,  Carl,  Ueber  die  Aufnahme  des  Wasserrechts  in  das  bürger- 
liche Gesetzbuch  fflr  das  deutsche  Reich  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  di>  Frage  der  Flussverunreinigung  durch  Fabrikabwässer.  Ber- 
lin 18UU,  Puttkanimer  n.  Milblbrecfat.    8.  48  S.  M.  1.  50. 

Hamburg?«  HrtndeJ  utul  Schitlahrt  1889.  Tabellarischo  IJebereichten 
des  Hambur^'-iscbeü  Handel?  im  Jahre  18*^9  zusa tninongcstellt  von 
(Jem  handels'^t.Ltistlscben  Bureau.  Hamburg  I89ü,  Schroi^der  u.  Jeve,  4. 

Hammer,  Ed  ,  Vau  Heitra^^  Knr  Lösqd;:^  der  Wäbrungslrage.  Berlin 
1890,  Puttkamnier  u.  Müblbrecht.    8.   21  S.  M.  1.— 

Handbuch,  statistisches,  der  königl.  HauptHta  lt  Pracf  und  der  Vor- 
orte Karolinentbal,  Smi{  how,  Digl,  Weinberge  und  Zizkow  für  die 
Jahre  1887  und  1888.  Herausgeg.  von  der  etatist.  Kommisaion  der 
kt;].  Hauj  tstadt  Prag  samt  Vororten  unter  der  Redaktion  des  Di» 
rektors  dea  städt.  statist.  Uiieiiua  Jos.  ErbcMi.  Neue  Folge  VL 
'ahrg.  Deutsche  Ausgabe.  Prag  1889,  Bochdruckerei  A.  VVieaner. 
Verlag  der  statist.  Kommission,  in  Kommission  bei  Fr.  Klvnac. 
gr.  8.    X  und  379  S.  M.  8. 

Band  Wörterbuch  der  öffentlichen  und  privaten  Geöuudheitspficgc 
herausgeg.  von  Dr.  0.  Dammer.  1.  Liefg.  Mit  \9  in  den  l'ext 
gedruckten  Abbildungen.  Stuttgart  1890,  Ferd.  Knke.  Lex.-8. 
80  8.  M.  2. 

Haentschke,  H.,  Gewinnbeteiligung  der  Arbeit.  Jean-Baptiste  An- 
dre Godiu  und  seine  Schöpfung,  das  Familiatcnum  von  Guise 
(Aisne)  in  Frankreich,  ein  praktischer  Versuch  zur  Lösung  der  Ar- 
beiterfrage    Berlia  ISöO,  Walther  u.  Apolant.  8.  47  S.  M.  —  50. 

d  u  d  t  r  1  e ,  die  deutsche.  IV.  Band :  Die  Bansindoitrie  in 
Ikilin,  Osnabrück,  im  Ficbtelgebirge  und  in  Schlesien.  (Schriften 
des  Vereins  f.  Sozialpolitik  Bd.  42.)  Leipzig  1890,  Doncker  a. 
Bumblot.   8.  X  und  161  S.  M.  4.  — 

Hecht,  Karl,  Mänsreform  und  Schnldkontrakte.  (Sanderabdrnek  ans 
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den  Berichten  dei  Fkeien  Deatiehen  Hoohstiaet.)  Frankfiirt  a/M. 
Gebr.  Knaner.  8.  6  S. 

Heneehel,  H.,  Allgemeine  Staats-Lehre.  Als  Einleitnog  indaaSta- 
dinm  der  Rechts- Wissenschaft*  1.  Liefg.  Beriia  1880,  Siemenroth 
IL  Worms.   4.  96  8.  M.  4.  — 

Berrman  n,  E.,  Technische  Fragen  and  Probleme  der  modernen  Volks- 
wirtschaft. Studien  zu  einem  Systeme  der  reinen  und  Okononiiscliai 
Technik.    Leipsig  1891.  C.  F.  Winter.   473  S.  8.  M.  7.  — 

Hejd,  W.,  Die  grosse  Ravensbnrger  GesellschafT.  (Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  Deutschen  Handels.)  Stuttgart  1890,  J.  O.  Cotta^tche 
Buchh.  Nachf.    8.  86  S. 

Hill  er,  Gg.,  Die  Lage  der  Handlunc^sgehilfen.  (S.  Flugschrift  des 
Verbandes  Deutscher  Handlun{?»gehilfen  zu  Leipzig.)  Leipsig  1890, 
Komu)i8HioD8verlag  von  Alex.  Duncker.   8.  87  S. 

Hi  Ise,  Dr.  K.,  Schutzbedürfni^-  der  Pferdebahnen  im  Strafrechtsgebiete. 
Berlin  1890,  C.  Hf  jnmnns  Verlag,    gr.  8.   159  S. 

Hirtrh,  Dr.  M.,  Arbeiterschutz,  insbesondere  Maximalarbeit^tag,  vom 
Standpunkte  der  Deutschen  Ge  werk  vereine.  Berlin  1890,  Walther 
u.  Apolant.    8.  29  S.  M.  —  50. 

Holtze,  Dr.  jur.  Fr.,  Geschichte  des  Kaamierf^ericlits  ui  Brandenburg- 
PreuFsen.  1.  Teil:  Bis  zur  Keforniutiou  des  Kammergerichts  ?om 
8.  März  1540.  (Beiträge  zur  Brandenburg-PreuRsischen  Rechtsge- 
ßchichte.)    Berlin  1890,  F.  Vahlen.  8.  XVIII  und  272  8.   M.  G.  - 

Huggenberger,  .los. ,  Die  Pflicht  zur  Urkundeoedition  n:icb  der 
ReicbszivilprozejröoidauD^  und  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  tür  das  Deutsche  Reich.  Mit  einer  historischen  Ein- 
leitung nnd  einem  Anhange:  Die  Archivbenütsung.  München  1889, 
Theod.  Ackermann.    8.  72  S.  M.  1.  60. 

J  ah  r  buch,  statistisches,  für  das  Herzogtum  Anhalt.  Herausgeg.  von 
dem  herzogl.  statist.  Bureau.  Hell  2:  Die  wirtachaftUche  Lage. 
Dessau  1890,  B.  Reiter.    4.  218  S. 

Jahrbuch  lür  Bremische  Statistik.  Herausgeg.  vom  Büieau  f.  Hre- 
mi-^che  Statistik.  Jahrg.  1889.  1.  lieft:  Zur  ^tuti^tik  das  Schiffs- 
und  Warenverkehrs  im  Jahre  1889.  Bremen  1890,  J.  A.  v.  Huiem. 
8.  X  und  269  8. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  fflr  den  Kreis  Mannheim  für 
das  Jahr  1880.  I.  und  II.  Teil.  Verlag  der  Mannheimer  Handels- 
kammer.  8.  19*  n.  240  S.  und  34«  u.  136  S. 

Jabret-Beriehte  der  kgl.  Sächs.  Gewerbe-Inspektoren  für  1889, 
Hebet  Berichten  der  Kgl.  S&cbe.  Berg-Inspektoren,  die  Verwendong 
jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter  beim  Bergbaa  betrefifend.  Zn- 
eammengestellt  im  Kgl.  SAchs.  Hiaisterittm  des  Innern.  Dresden 
1880,  F.  LonmatBseb.  8.  VIII  n.  211  S. 

iabreeartinng,  XII.  legelmSsiige  der  GeneralTenammlung  der 
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Oetteireicii-uugariachcii   Bank  aiu  3.  Februar  1890.    Wien  1890. 

Seibetverlag  der  österr.*uDgar.  Bank.   4.  XVI  u.  119  8. 
James,  Ed.  J.,  Tbe  federal  oonititiitioxi  ofOermany.  Wiih  an  hiiio- 

neal  introduotion.  FhUadelphift  189a  8.  48  8.  50  GoBii. 
Joachim,  Dr.  J. ,  I&gtitiiie  flir  ArbdtMftatittik  in  den  Vereinii^ 

Staaten  von  Anerika»  in  England  nnd  der  Sehweii.  Leipzig  nad 

Wien  1890,  Frans  Deotieke.  8.  70  8.  M.  &  — 
Kamarowekj,  Giaf L.,  üeber die FHedenabeetvebungen der VOlker. 

Die  Abrfittnngifrage.  Ueber  einige  intemationaie  Kongietee  im 

Jabie  1889.  Berlin  1880,  PnUkammer  n.  MttUbrecfat.  84  a  8. 31.— 80. 
K  a  e  r  g  e  r ,  Dr.  jnr.  H.,  Die  Sacbtengftngerei.  Auf  Qmnd  pereOnlieher 

Ermittelnngen  und  itaiittiacher  Erhebungen.  Berlin  1890.  gr.  8. 

884  &  H.  5.  — 

Keil,  Fr.,  Die  Landgemeinde  in  den  einielnen  Provineen  Prenietni 
and  die  Yertnohe,  eioe  Landgemeindeordnong  tu  lehaffon.  Leiptig 
1890^  Duneker  o.  Hnmblot   217  n.  110  S.  B. 

Kessler,  R.,  Die  Pteunische  Selbstverwaltung  and  ihre  Fortbildung. 
Berlin  1890,  Sit  menroth  u.  Worms,   a  88  8.  M.  1.  50. 

KOrOsi,  Joe.,  itistik  des  Unterricbtswesens  der  Hauptstadt  Buda- 
pest für  die  Jahre  1881/89.  (Fulilikationen  des  statist.  Bureaue  der 
Hauptstadt  Budapest  XXIII  u.  XXiV.)  Uel>er8etzung  aus  dem  Unga- 
rischen. Berlin  1890,  Fnttkammer  n.  Müblbrecbt  Lex.  8.  221  & 
M.  7.  — 

Koettgen,  Dr.  A.,  Studien  über  Getreide  verkehr  und  Oetreidepreise 
in  Deutscbland.  (Staatswissenschaftl.  Stadien  herausgeg.  von  Prof. 
Dr.  L.  Kister,  IIL  Bd.  4.  Heft»)  Jena  1890,  Q.  Fischer,  gr.  8. 

67  8.  M.  2.  — 

Kuhlen  bock,  L,  Der  Check.  Seiue  wirtschaftliche  und  jnn'atische 
Natur,  zugleich  ein  Beitrat^  ?-ur  Lebrr  vom  Oelde,  vom  Wechsel 
und  der  Giro-Bank.  Leipzig  1890,  C.  L.  Hirschfeld.  8.  220  S.  M.  4.  50. 

K  u  8  6  a  k  a,  .1.  T.,  Das  Japanische  Geld\ve=eu.  (ieschichtiich  und  kritisch 
dargestellt.    UcvMn  1890.  H.  L.  Präger.    8.   100  S.   M.  2,  80. 

Lamprecht,  Karl,  Deutsche  Geschichte.  Erster  Band.  Berlin  1Ö91, 
G.  Gärtner.    8.  364  S.  M.  C.  — 

Landesversammlung,  erste,  der  Gnii  p^'  1  »eutsuho.-^  iieich.  Halle 
a^S.,  den  26.  und  27.  März  1890.  Bcilageheli  zu  Bd.  X  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Strafrecbtäwisseuschaft.  Berliii  lödO,  J.Gutten- 
tag.    8.  88  S. 

Lanümu  ün-Rftsp,  Das  Beichsgesetz  über  die  Invaliditftts-  und  Alters- 

versicherung  der  Arbeiter  vom  22.  Juni  1889.     Erste  Lieferung. 

München  1891.  C.  H.  Beck'ache  Verlagsbuchh.  192  S.  8.  M.  2. — 
Langhardt,  J.,  Das  Recht  der  politischen  Fremdenausweieung,  mit 

besonderer  BerQckeichtignng  der  Schweiz.   Leipzig  1891.  Dunoker 

and  Hamblot.  137  8.  8. 
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Lehr»  Prot  EL,  £l^meiit»  de  droit  civil  roiae  (Rmrie,  Pologne,  Pio- 
vineM  baltiques).  Tome  deoritoo.  SnoeasiiOBB  testameoUim.' 
Droit  det  obligatione.  —  Mode»  de  eonttatatioii  et  de  preate  de 
didtt.  —  Fropri^ttf  intelleetaelle.  Pftrie  1890,  Libraire.  Ploa.  t 
XX.  o.  578  & 

I<inggi       jar*  ^  p^il»  B<»  Empiritohe  üetereoeliiiiigeii  mr  eDie- 

meinen  Stoatelebre.  Wien  1890,  A.  flOlder.  8.  X(V.  q.  235  8.  M.  6.  - 
Iiomb  ro«o,  Prof.  C.>  Det  Verbrecher  ia  enthropologiieher,  tntlicber 

und  joriitiicher  Besiehaog.  In  dentscber  Bearbeitang  von  Dr.  B. 

0.  Ffftnkei.  Bd.  IL  Hambarg  1890,  Verlagtamtalte-Droekani. 

A.-G.   8.   412  S. 

Lole,  Dr.  W.,  Die  Technik  desdeutscben  Emissionsgeeoh&fta.  Anleiben. 

KonverBionen  und  Gründangen.    Leipsig  1890,  Dancker  a.  Hnobloi 

8.   136  8.   M.  3.  20. 
Mamrotb,  Karl,  Geschichte  der  Preassischen  Staats-Besteuerang  ied 

19.  Jahrhundert.   Mit  Rftcktiebt  anf  Volks-  wnd  Staats wirt^cbaf 

FinantTerfaasnng  u.  Tinanzverwaltnog.  I.Teil:  1806— 1816. 1«eipBg 

1890,  Daocker  u,  Hurablot.   8.    XIX.  u.  718  S.  M.  18.  — 
Markwald,  Arn.,   Soll  die  Reicbabank  verstaatlicht  werden?  Ein" 

gemeinver9tnnd!iche  Darstellong  der  Ueiohibankfrage.   Berlin  188^. 

Fr   Wilhclmi.    8.    35  S.    M    1.  ~ 
Marsh  all,  Prof.  A.,  Principlea  of  Economic«.   Vol.  I.  London 

Macmillan  &  Co.    8,    754  8.  j^eb. 
Manrer,  Dr.,  Das  Hetchsgesetz  betr.  die  ICrwerbs-  n.  Wirtschaft« -G^ 

nossenschaiten  vom  1.  Mai  ISÖi^.    Berlin  1890.    h^rz,  Vahlen.  ^ 

482  8.    M.  8.  — 

Mc  Evoy.  J.  M. ,  The  Ontario  Towuship.    Wiih  an  introdtictioD  bj 

Asbley.    (Toronto  üniversity  Stiidies  iu  Political  Science. 

seriea  Nr.  1.    l'uronto  1889.    Harwick  a.  Sons.    8.    43  S. 
Meisuer,  J.,  Das  Preus^itche  allgemeine  Landrecht  und  der  Entwurf 

des  deuteclien  bürgcrl.  Gesetibacbs.    Berlin  1890.    0.  LiebDaan 

154  8.   8.    M.  8.  50 
Menger,  Prof.  Dr.  A.,  Gutachten  über  die  Vorschläge  zur  Erriehtoog 

einer  EidgenOss.  Hochschule  iür  liecht«-  und  Staat« wisseosehift 

4.  II  8. 

Meng  er,  M,  Trieiter  Fragen.    MQnchen  1890.    Buchdr.  der  Ootto* 

•oben  Bnebbdlg.  32  S.  kl.  8.   Separat- Abdruck. 
1f  en  si,  Franz  Freiherr  von,  DieFinansen  Oeeterreiobi  tod  1701—1^^ 

Wien  1890. '  Mans*sobe  Hofbnohb.  775  8.  8.  M.  12. 
Mearer,  Fkof.  Dr.  Chr.,  Völkerrechtliche  Bcbiedtgeriehte.  Bio  po* 

poUlr-wiweBsehafllieber  Yorfcrag.  Wflnbnrg  1890«  G.  Herta  gr.& 

70  S.  M.  1.  — 
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Einige  Beiträge  zur  Entwicklimgsgescluclite  des 

modeineii  äozialismas. 

L 

FranQolB  BoisseL 

Von  Dr.  Carl  Grünberif  (Wien). 

£b  ist  miencllich  viel  über  die  französische  Revolution  ge- 
achrieben  wozdea«  S&mÜiehe  poÜtiflche  Ereignine  und  Iniri- 
guen  wftlirend  dendben  sind  naeh  allen  Riehtungeu  hin  klar- 
gelegt worden.  Eiue  Frage  alier  ist  noch  immer  nicht  ge- 
nügend erforscht:  inwieweit  nämlich  in  der  grossen  Revolution 
sozialistische  Ideen  sich  geltend  gemacht  haben.  Man  b^piflgi 
sieh  in  dieser  Beziehung  gewöhnlich  mit  allgemeinen  Bebaup- 
tongen.  Der  Orond  hiefiDr  liegt  som  nicht  geringen  Teile  darin, 
daaa  die  Sehriften  der  leitenden  Mftnner  der  Bevolntion  und 
die  revolutiüuäre  Litteratur  jeuer  Zeit  üherhaupt  heute  fast 
verschollen,  jedenfalls  aber  sehr  schwer  zugänglich  sind.  Dann 
Tiber  findet  man  anch  heute  noch  fast  nirgends  eine  unbe- 
fangene  Beurteilung  jener  merkwürdigen  Epoche.  Eine  solche 
ist  übrigens  gerade  in  unserer  Zeit  sehr  sdiwer.  So  herrschen 
denn  ohne  rediten  Grund  vorgefasste  Meinungen.  Die  Einen 
—  Freunde  wie  Feinde  der  Revohrtion  —  sehen  in  den  leiten- 
den üdänuern  derselben,  insbesondere  aber  im  Konvente  — 
wenigstens  von  einer  bestimmten  Zeit  ab  —  lauter  Kommu- 
nisten. Ihnen  ist  das  Regime  von  1793  eine' planmassige,  be- 
wusst  auf  die  Erschütterung  des  Privateigentums  und  die  Her- 

ZettMhf.  f.  StMttw.  tMt.  II.  B«ft  M 
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beiftthrang  einer  kommnnisHeehen  Geselleebafts-  and  Reebti- 

orduuug  gerichtete  Bewe*^uiig.  Andere  wollen  wieder  im  Kon- 
veute  keinen  einzigen  Vertreter  sozialiäti^^cher  oder  komniDni- 
stischer  Ideen  ünden  und  dort  niemals  eine  dem  Prinzip  der 
herr0cbenden  FriTatrecbtsordnang  zuwiderlaufende  Ideenäosie- 
rang  Temoninien  baben 

Beide  Ansiebten  sind  meiner  üebenei^ng  nacb  gleich 
verfehlt. 

Es  kann  wohl  kaum  geleugnet  werden,  dass  anter  den 
leitenden  Köpfen  der  Bevolotion  einige  za  jenen  Ideen  hia* 
neigten»  die  man  beate  als  sosiaUstiscbe  benicbnet  und  ds» 
audh  unter  den  Konyentsmttgliedem  einige  Anbänger  deraelbeo 
sieb  befanden.  Sie  waren  jedoch  in  viel  zu  geringer  Anzahl, 
um  einen  massgebenden  oder  danenideu  Einfloss  zu  erlangen. 
Die  ungeheure  Mehrheit  des  Konventes  stand  auf  dem  Boden 
der  seither  in  Staat  and  Gesellschaft  zum  Siege  gelangten  Grund- 
sätze. Man  darf  eben  nicht  schon  jede  Deklamation  gegen  die 
Uebelstande  der  benrscbenden  Ordnung  der  Dinge  abSosialti- 
mos  und  jeden,  der  das  Privateigeiituni  als  eine  an  sich  Ter- 
derbliche  EiDriclitung  Ijezeichnete,  als  Kornnmuisten  ansehen. 
Viele  heryorragende  Schriftsteller  des  XVIII.  Jahrhunderts  und 
niebt  zum  geringsten  Teile  solcbe^  die  mit  Recht  als  Haupt- 
vertreter des  Libomlismus  gelten,  hatten  den  Klassengegcnsati 
zwisoben  Besitzenden  und  Nicbtbesitzenden  gar  wobl  erbanni 
Männer  wie  Necker^  Litu/uet,  Condorcef,  Brissoi  Je  Warwilk 
u,  A.  haben  das  Privateigentum  in  üammeuden  Worten  euer 

1)  VgL  a.  A.  insbesondere  Edgar  Quinet  {La  Rholution),  welcher 
auch  die  unveröffentUcbten  Memoiren  des  KonTentsmitgUedefl  Bandet 
fQrdie  Richtigkeit  seiner  Anschauungen  nnfijbrt;80  t^uch  PaulJaneVs :  La 
origines  du  sodälmne  cmitfmpfrratv  (Paris  1886)  ;  vgl.  anch  Albert  Du  Boys  : 
Des  principes  de  la  licvolution  franqaise  consideres  commc  principe  ffi- 
nSrnteurs  du  sociulisme  et  du  communisme  (Lyon  1851)  ;  A.  du  ChatrUier: 
Un  cssai  de  socia-luime,  1793  -  94 — 95,  Requisitions  -  Maximum  -  Asb ig jumU 
Paris  l><b7i;  dann  —  um  ein  wenig  bekanntes,  nhw  sehr  interessantes 
Buch  zu  nennen  —  Atnedce  Le  Faure:  Le  sociaiis^nt;  pcfidunt  la  Ktvo- 
lutimt  fra)irui^c  1789  —  1798  (II.  Aiifla,«^e,  Pnria  1SG7)  In  demselben 
werden  fort wilhrend  Nozialistische  niit  radikalpoUtiachen  Aeudeenm^ea 
xuäAiumeDgeworteu  unU  verwechselt. 
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▼erniebtenden  Bjritik  miterzogeii  und  als  Quelle  aller  üebel, 
an  denen  die  Mensehheit  krankt,  angeklac^t  Aber  die  we- 
uigsten  nur  hatten  hieraus  den  Schluss  gezogen,  dass  nunmehr 
die  Gesellschaft  auf  kommunistischer  Grundlage  neu  aufgebaut 
werden  mflase.  Die  Meisten  sogen  fiberhaapt  kdne  SeblOsBe 
ans  ibrer  Kritik.  Sie  begnügten  sieb  mit  dieser.  Lag  es  ja 
Sberbanpt  mebr  im  Wesen  des  XVIII.  Jahrbnnderts,  zu  ne- 
gieren und  za  kritisieren,  als  über  die  L  ö  s  u  ng  der  Probleme 
nachzudenken  und  positive  Programme  aufzustellen. 

So  darf  es  denn  nicht  Wunder  nehmen,  dass  sich  in  den 
Beden  und  Scfarifken  MimaBeaiia  nnd  smner  Sohfller  Eob9^ 
pierre  und  8L  Just  sowohl,  als  ancb  Condareefs  nnd  vieler 
anderer  EonTentsmitglieder  socialirtisebe  Anklänge  finden.  Wir 
seilen  davon  ab,  da-ss  man  sich  damals  —  wie  dies  ja  auch 
nicht  anders  sein  konnte  —  in  weiten  und  nicht  zum  wenig- 
sten in  den  führenden  Kreisen  über  die  theoretische  Tragweite 
der  Scblagworto  der  Bevolntton  nicht  kler  war.  Die  üeber^ 
tragnng  dee  Oleicheitsprinzips  aucb  auf  wirtschaftlicbe  Fragen 
lag  jedoeb  so  nabe,  dass  selbst  jene  sieb  ibr  nicht  entziehen 
konnten»  deren  lutereb^sen  ganz  wo  anders  lagen.  Von  der 
Elrregung  der  Zeit  hingerissen ,  durch  die  Rücksicht  auf  die 
besitzlosen  Proletariermassen  —  namentlich  in  deu  grossen 
Städten  ond  da  wieder  besonders  in  Paris  —  deren  Unter- 
stQtnuig  im  Kampfe  gegen  den  alten  Staal  nnentbebrlich  war, 
gezwungen,  Hessen  sieb  die  Vertreter  jener  Geeellsekallssebidi- 
ten,  denen  im  neuen  Staate  die  Herrschaft  zufallen  musste,  zu 
allerdings  meiat  bloss  abstrakten  Aeusseruugen  und  sogar  Be- 
schlüssen hinreifisen,  die,  bei  oberflächlicher  Betrachtung,  leicht 
zur  Anschauung  führen  können,  der  Eon?ent  habe  sozialisti- 
seben  Ideen  im  modernen  Sinne  des  Wortes  gebukUgt^  Aber 
das  waren  nnr  tfinende  Worte,  Phrasen,  Ober  deren  Wert  kein 
Klarblickender  sich  täuschen,  totgeborne  Beschlüsse,  über  deren 
UndurchfÜhrbarkeit  kein  Zweifel  obwalten  konnte.  Alle  lei- 
tenden Krtüte  der  fi«voiution|  d.  h.  die  besitzenden  ächichteji 

1)  Vgl.  die  AusiOge  aat  des  eben  gena&nteii  SehrifliteUeni  bai 
F.  FtBeyoriddb:  Oesebiohte  der  toiialeii  Ideen  ?er  der  Befolntioii, 
tetwb  voa  lMdmi0  Mäfpm  (Berlk  1846). 

14* 


Digitized  by  Gopgle 


210  OrftntMrgt 

dee  driüen  Standes,  dachten  nicht  im  entfornteataii  daran,  dem 
Gleichheitaprinzip  auch  einen  materiellen  Inhalt  ni  geben.  Wir 

finden  vielmehr  die  Heiligkeit  und  ünverletalichkeit  des  Prififc- 
eigentums,  also  der  wirtscbaf liehen  Ungleichheit  in  allen 
Verfassongen  jener  Zeit  auf  das  kräftigste  betont  und  an  die 
Spitse  gestellt. 

Waren  aber  nicht  wenigsteBS  die  besitalosen  Yolksklassea  I 
während  der  franzSsischen  Bevolation  von  soeialisüsehen  Idetn 

durchsetzt  ?    Auch  diese  Frage  mnee  verneint  werden. 

Der  tiprs  tltat  —  die  grosse  Masse  der  Nichtprivilegierteo 
im  Gegensatz  zum  Klerus  und  Adel  —  war  allerdings  im  er- 
lich  nidit  einheitlich.    Die  verschiedenen  Gruppen,  aus  denen 
er  sich  znsammensetzte,  hatten  weit  auseinandergebende  Inte- 
ressen.  Die  Gegenättee  traten  freilich  nicht  an  Tage,  ao  lange 
es  deu  Kampf  gegen  den  gemeinsamen  Feind:  die  alte  atan- 
dische  Ordnung  und  das  mit  ihr  verbündete  dynastische  Enropa, 
galt.    Es  ist  auch  nur  natörlicb,  dass  während  dieser  Kämpfe 
die  breiten,  grösstenteils  besitzlosen  oder  wenig  besitzenden 
Volksschichten  faktisch  die  politische  Herrschaft  an  sich  rissen. 
Ebenso  war  es  im  Wesen  der  Dinge  begründet,  dasa  di«  Be- 
gierung  durch  verschiedene  Massregeln  dem»  dnrch  die  Zät- 
umstände  noch  gesteigerten  Elend  der  Massen,  vor  allem  in 
Paris,  zu  steuern  suchte,  und  dass  der  Druck  dieser  letztem 
zumeist  in  der  Verfassung  und  im  Regime  von  1793  sich  gel- 
tend machte.   Die  Massen  strebten  jedoch  —  und  dies  ist  das 
Entscheidende  —  noch  durchaus  keine  Aendemng  der  Grund- 
lagen unserer  Wirtsehafts-  und  Rechtsordnung  an.  Keine  der 
Massregeln  des  1793er  Reimes  hatte  andererseits  eine  sol«he 
Aenderunp  zum  Ziele.    Dieses  war  einfach  radikal,  sehr  radi- 
kal demokratisch,  ochlokratisch«  wenn  man  will,  aber  sicher- 
lich nichts  mehr. 

Und  dieses  hatte  seinen  guten  Grund.  £b  waren  damals  noch 
nicht  die  Bedingungen  zu  der  Bewegung  vorhanden  oder  rich- 
tiger: entwickelt,  die  wir  heute  als  Sozialismas  beietdinen. 

Der  moderne  Bo/ialismus  ist  eine  Massenbewegung. 
Diese  kommt  nicht  vod  oben,  sondern  von  nnten,  aus  den  tiefen 
Schichten  der  Gesellschaft  Auf  dem  bewussten  Klassengegen- 
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aats  zwischen  Besitienden  und  Bentsioaen  beruhend  hat  sie 
eine  Aenderang  unserer  gesamten  Wirtschafte-,  Gesellschafts- 
nnd  Rechtsordnang  auf  Gmnd  der  materiellen  Gleichheit  Aller 

zum  Ziele.  Wenn  man  mit  iieclit  ])ebaüpteL,  dass  diese  Be- 
wegung von  der  frauzösischen  Revolution  datiert,  so  will  da- 
mit nicht  gesagt  sein,  dass  sie  auch  schon  in  dieser  existiert 
hat,  sondern  nur,  dsss  die  Berolntion  ihre  Vorbedingangen 
geechafifen  hat.  Vorbedingangen  wirtscfaaltlieher  und  rechts- 
pfailosophischer  Natur:  4io  freie  Konknrrens  und  die  Aner- 
kenoung  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze.  Beide  haben 
zusamraengewirkt.  Und  wenn  mau  auf  die  Wirkung  der 
freien  Konkurrenz:  die  kapitalistische  Produktionsweise,  als 
Ursache  des  Sozialismus  hinweist,  so  dürfen  sicherlich  auch  die 
rechtephiloBophischen  Errongensohaften  der  Berolntion  nicht 
flbereehen  werden. 

Die  (iruüdlageu  der  herrschenden  Ordnung  der  Dinge  sind 
niemals  allgemein  und  widerspruchslos  auerkauut  worden.  Es 
hat  auch  in  Irühern  Jahrhunderten  nicht  au  Denkern  gefehlt, 
welche  das  Privateigentam,  die  Familie  und  das  Erbrecht  als 
die  lotsten  Ursachen  der  Uebel,  an  denen  die  Menschheit  krankt, 
anklagten.  Aber  die  Einen  kritisierten  bloss ;  die  Andern  schrie- 
ben Staatsromane,  in  denen  sie  eine  glücklichere  und  bessere 
^Yeltordaung  auf  kommunistischer  Basis  schilderten,  ohne  je- 
doch selbst  au  die  Erfüllung  ihrer  »  Utopien«  zu.  glauben.  Keiner 
sdgte  Mittel  und  W^,  um  dem  üebel  sa  entgehen  und  das 
allgemeine  Glfick  an  erreichen.  Ihre  Lehren  fanden  auch  keinen 
Widerhall  in  den  Massen.  Es  konnte  auch  nicht  anders  sein. 

So  lange  das  Egalitätsprinzip  nicht  in  das  Ilcchtsbewusst- 
seiu  der  Volksmassen  übergegangen  war,  empfanden  sie  wohl 
die  wirtschaftliche  Ungleichheit;  sie  litten  daruuter;  aber  sie 
dachten  nicht  darflber  nach  nnd  formulierten  sie  nicht  als  Un- 
recht So  war  08  auch  noch  während  der  Bevolution.  Viel- 
fach wurde  wohl  der  Ruf  nach  einer  hi  agrmire  laut:  d.  h. 
nach  einer  neuen  Verteilung  von  Grund  und  Boden  durch  den 
Staat.  Diese  Agrarbewegung  scheint  auch  grössere  Dimensionen 
angenommen  zu  haben.  Denn  am  18.  März  1793  beschloss 
der  Sonrent  mit  Stinuneneinhelligkeit  ein  Dekret,  welohea 
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jeden,  der  die  loi  agrau e  verlanget!  würrie  ,  mit  der  Todesstrafe 
bedrohte.  Dieses  Dekret  ist  für  das  grundsätzliche  Verhalt« 
des  KoBTenlet  sehr  chankteristiseiL  Aligeselien  daTOB  aber, 
■0  hatfce  andi  aehon  dk  Forderung  der  hi  agraire  cffenbir 
Mnefi  kommiuiifltisclieii  Inhalt.  Ja,  sie  selste  Ttelmehr  die 
AufrcchterhaltuDg  der  Privakigentumsordniing  vorans.  Denn 
diks  ote  tot  qtie  je  m'y  meUe  an  sich  ist  sicherlich  kein  kom- 
munistisches SchlagworL 

So  sehen  wir  denn,  dias  praktischer  Sonalinins  im  no- 
deraen  Sinne  des  Wortes  wahreod  der  Bevolntioo  weder  ofifieiell 
noch  in  den  Massen  vorhanden  war.  Sie  mosste  ihn  jedoch 
allerdings  mit  logischer  Notwondigkeifc  hervorrufen. 

Kaum  war  die  alte  Staats-  und  Geäellscbaftsordnuug  zer- 
trümmert, kaum  beganuen  die  Sieger  an  die  Neuordnung  und 
Festigung  der  YerhiUtniBse  zn  gehen,  als  sich  ihre  ymxAMi^ 
nen  Interessen  zeigten.  Der  bisher,  aosserlich  wenigstens  einige 
dritte  Stand  scheidet  sieh  sofort  in  2  Klassen :  dieBourgeoi- 
sie,  d.  h.  die  besitzendeu  Klassen,  die  auf  Grand  ihres  Besitzes 
die  politische  Macht  im  Staate  uud  dessen  Leitung  ausschliess- 
lich fQr  sich  in  Anspruch  nehmen  und  den  vierten  Stand. 

Nach  den  Thermidorereignissen  werden  die  breiten  Volks- 
schichten immer  mehr  nnd  schliessUoh  vollständig  ans  dem 
politischen  Leben  verdrängt.  Die  Gegenrevolution  ist  in  vol- 
lem Gange.  Die  Verfassung  des  Jahres  1793  wird  beseitigt. 
Mit  der  Abschaffung  des  Maximums  kehrt  die  Huugersuot  wieder 
und  macht  sich  natürlich  zumeist  unter  den  Proletanermassea 
in  Paris  fOhlbar.  Der  egaUtare  Traum  ist  vollstaod^  a«w 
rönnen. 

Zum  letztenmale  während  der  Revolution  sehen  wir  die 
Vblksmassen,  oder,  wie  man  jetzt  zu  sagen  aufungt:  den  Pöbele 
in  den  Tagen  des  12. — 13.  Germiual  und  des  1.  Prairiai  an 
UI.  (1.— 2.  April  und  20.  Mai  1795)  die  politische  SchaubOhue 
betreten.  Mit  dem  Rufe  »Brot!  BrotU  stflrmen  sie  den  Kon- 
vent. Dieser  ist  in  seiner  ungeheuren  Mehrheit  ihren  Forder- 
ungen feindlich  gesinnt.  Sie  werden  Itichl  zurückgeschlagen. 
Die  wenigen  Konventsmitglieder,  die  ihre  Partei  ergriffen  hai- 
ten,  werden  dekretiert.  Die  Herrschaft  der  Strasse  ist  endgül» 


Digitized  by  Google 


Beitrftg«  iiir  fintwickliiomMohiobte  des  moteiMABoswliiimii.  213 

iig  gebrocheu.  Das  Volk  Terschwindet  für  lange  Zeit  Tom 
SdMQplatze  der  ö£feiitlichen  fireigniBse. 

FQr  den  Liberalismne  iefc  damit  die  Eevolation  za  Bode  » 
wirtsebaftlich.   Denn  was  immer  anch  die  kommenden  Jalire 

Lringeii  mögen  :  die  Säbelherrschaffc  eines  siegreichen  Generals, 
ilie  Invasionen  des  koalierten  Europa,  die  Restauration  der  alten 
Djnastie;  an  den  Code  civil  wird  nicht  getastet  werden.  In 
dksem  aber  eind  die  wirtechaftliohen  Ermngenechaften  der  Re* 
Tolotios  kodifioiert  Diese  werden  nicht  melu;  «nsilieh  in  Frage 
gettellt  werden,  nnd  das  ist  fOr  den  Liberalitmos  die  Hanpiaache. 

Jetzt  aber  beginnt  der  vierte  Stand  seinerseits  über  die 
Schlagworte  der  Revolation  nachzusinnen  und  sie  weiter  und 
zu  Ende  zu  denken.  Und  jene  Tage  des  Germinal  und  Prairial 
an  IIL  —  eine  so  unbedeatende  Episode  in  der  G^chichte  der  Be- 
Tolntion  sie  zu  bilden  scheinen  —  sind  ffir  die  fintwicklnngs- 
geschichte  des  modernen  Sosiallsmns  Ton  grSsster  Wichtige 
keit.  Denn  damals  beginnt  sich  dieser  aus  einer  Theorie 
zu  einer  Tbatsache  zu  verdichten  und  aus  der  Studierstube 
utopistischer  Gelehrter  auf  die  Strasse  zu  treten.  Es  keimt 
und  wächst  in  den  besitzlosen  Volksklassen  —  sehr  langsam 
noch  nnd  nnUar  —  das  Nachdenken  fiber  die  Bedentang  des 
Begriffes  »Gleichheitt,  Uber  den  Wert  des  Erreichten  nnd  das- 
jenige, was  sie  anzu&treben  haben. 

Was  hatten  die  besitzlosen  Massen,  wenn  sie  die  Bilanz 
der  iievolation  zogen,  gewonnen? 

Die  alten  standischen  Privilegien  waren  beseitigt,  die  er- 
erbten Titel  nnd  AdekprSdikate  abgeschafft:  den  Vorteil  da- 
von hatten  die  besitsenden  Klassen.  Der  Verkauf  der  National- 
güter hatti^  äucli  nur  iliuen  Vorteil  gebracht.  Sie  hatten  sich 
ausschliesslich  der  politischen  Gewalt  l)einachtigt.  Die  Gewerbe- 
freiheit und  die  entfesselte  Konkurrenz  mussteu  die  wirtschaft- 
lich Schwachen  widerstandslos  in  die  Hände  der  Starkern 
liefern      DieRevolntion  gewfthrte  wohl  die  abstrakte  Gleich- 

1)  Jene  empfanden  dies  aoefa  sofort  und  suchten  sich,  allerdings 
auf  ganz  Terfeblte  Weise,  dagegen  su  sohütsen.  So  mnsste  das  Qesets 
▼om  14.  und  17.  Juni  1791  geschaffen  werden.,  um  die  Wiedererrich- 
taag  der  ZOafle  und  lanaogea  so  verhindera.  VgL  darüber  E,  Okmon : 
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heit  vor  dem  Gesetze;  dufür  aber  erhielt  sie  die  Ungleichheit 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  für  alle  Zeiten  aufrecht.  Mas 
hatte  alle  geschichtlich  gewordenen  Ungieiehheiten  im  Namen 
der  Gleichheit  bekämpft.  Wamm  war  man  aof  halbem  Wege 
stehen  geblieben?  War  die  Beseitigung  der  ÜDgleicUieit  m 
Besitze  nicht  auch  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit? 

Dieses  Raisonnement  ist  vorhauden.  Allerdings  erst  noch 
in  den  Köpfen  Weniger.  Ihr  Führer  wird  Crracchus  Babeuf. 
Er  ist  der  Erste,  der  —  auf  dem  Wege  der  Gewalt  —  Staat  und 
Qooellachaft  aneBchlieislich  den  Aspirationen  der  niederen  Volk»» 
klassen  dienstbar  maehen  will.  In  ihm  nnd  düreh  ihn  wird 
die  Lehre  von  der  materiellen  Gleichheit  —  so  roh  sie  anch 
ist  und  mit  so  kindischen  Mitteln  ihre  DurchfQhrim«^  versucbt 
wird  ^)  —  zuerst  zur  That,  um  von  da  au  immer  tiefer  in  die 
Massen  za  dringen  und  schliesslich  den  Weiterbestand  der 
hemehenden  Wirtschafl^,  Gesellschafts-  nnd  Beehtsordnang 
anf  das  Emstlichste  zn  bedrohen. 

Auch  bei  Babeuf  mangelt  zwar  die  Kritik  der  modernen 
liberalen  Gesellschaftsordnung  und  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  diese  in  Frank- 
reich zu  seiner  Zeit  noch  nicht  genügend  stark  entwickelt  war. 
—  Erst  die  8t  Simonisten  nnd  die  späteren  sosialiatiachen  Scha- 
len konnten  sie  fiben«  Anch  giengen  andereraeits  die  conser- 
Tativeren  Vertreter  der  abstrakten  Gleichheit,  die  Anhänger  der 
reinen  Demokratie  mit  den  Vertretern  der  materiellen  Gleich- 
heit, mit  der  Sozialdemokratie,  weiterhin  noch  zusammen  und 
schieden  eich  erst  in  den  Dreissigerjahren;  gleichwohl  mosi 
doch  schon  die  ^a&eM/*sche  Yerschwömng  als  eine  modern* 
sosialistische,  also  als  soaialdemokratische  beseiehnet  werden. 
Andererseits  aber  darf  die  Kontinuität  zwischen  Babeuf  und 
früheren  Vertretern  sozialistischer  Ideen  nicht  übersehen  wer- 
den.   Wenn  dies  so  oft  geschieht^)  und  wenn  man  mitunter 

ie  code  eiml  et  Ja  question  ouvrüre  (Paria  1886)  8.  7—8  u.  cit.  Litter. 

1)  Die  Verseil wornen  Terfßgten  über  einen  Fonds  von  240  Frc*,! 
> —  c€  qm  HCl  ad  sublime ,  si  ie  ton  sem  n'eiait  p<u  %me  am^Uiion  de  ia 
grandcur  .  .«    {Quintt  a.  n.  0.) 

2)  behauptet  2.  B.  PaiA  Jantl  a.  a.  0.  S.  116:  »£ue  le  comwm- 
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Beitrftgft  lur  filitwickluogigMobiohte  de»  modernen  SoBnliimot.  ^  J  5 

geneigt  ist,  die  Babeuf  Beke  Verschwörung  als  etwas  Isolieiles 
und  ftls  ein  wie  au«  der  Pistole  geachoeeenes  Ereignis  an  ii- 
sehen ,  so  ist  dies  nar  dadnreh  su  erklären,  dass  wir  —  ciii 
dies  gilt  namentliofa  fOr  Deutschland     —  noch  immer  keine 

wirklich  auf  Quelleustndien  beruhende  Geschichte  des  älteren 
franzosischeu  Sozialismus  besitzen.  Sonst  würde  sich  die  Kon- 
ÜDuität  der  den  sozialistischen  Theorien  zagrunde  liegenden  Ideen 
seit  MesUer*)^  Mordl^  und  MoMy  bis  auf  Bohemf  deutlich 
erweisen.  Der  Boden  fttr  den  Babonnsmos  war  dureh  die  kom- 
mnnistisehen  Schriftstellw  des  XVIII.  Jahrhunderts  theoreiiseh 
wohl  vorbereitet.  Durch  diese  dürften  viele  der  Teilnehmer 
der  VerschwöruDg  Babeufs ,  uuabhängig  von  diesem,  ebeiij-u 
au  kommunistischen  Ideen  geführt  worden  sein,  wie  er  selbst 
sich  seine  Inspirationen  aus  McrtUy  holte« 

Die  nachfolgenden  Blätter  beaweckendie Bekanntschaft  eines 
bisher  gänzlich  übersehenen  sozialistischen  Schriftstellers 
des  XVIII.  Jahrhunderts  zu  vermitteln  und  so  mit  einen  Bei- 
trag zur  £utwickluugsge8chichte  des  Sozialismus  zu  lieiern. 


In  der  Bitxnng  der  Nationalversammlnng  vom  4.  Novem- 
ber 1789  ^)  erhob  sich  der  Bischof  von  Clermont  Frtnirois  de 
Bonal<t  um  ein  kurz  vorher  erschienenes  Buch;  Le  caiediisme 
du  gmre  humain^  als  voll  der  heftigsten  Angriffe  gegen  Reli- 
gion, Eigentum  und  Familie  zu  dennnaieren.  £r  beantragte 
daher,  dasselbe  dem  CcmUi  des  retkenhes  ntznweisen  und  den 
kSniglichen  Proknrator  mit  der  Ausfindigmachung  und  Bestraf- 

nkme»y»thnaHgueii^4iiwUiUsoittämparpe^^  Niflhta 
ist  unrichtiger  und  obeifl&chlieher,  als  diese  allgemeine  Behanptang. 

1)  Aoe  neoerer  Zeit  yerdient  genannt  tu  werden  Eugm  Jägerx 
Oeiehicbte  der  eonalen  Bewegung  und  des  Soiialiimas  in  Praakreich 
L  Bd.  (II.  Aoegabe»  Beriin  1879).  Der  Ii  Band  (Berlin  1890)  bat  leider 
in  keiner  Weite  gehalten,  was  der  erste  verapioeben, 

2)  Vgl.  über  diesen  m'eine  Studie:  Jean  Mistter,  tm  pricwuur 
ouhJie  du  sodaUsmt  eomUmporam  in  der  Smte  ttieonmk  poüiiqM  IL 
1888.  (S.  277—288). 

3)  Vgl.  BucJieg'Soux :  Bütoire  parlmtntoirß  de  la  Bivoluiion  I. 
und  die  Bitaongiberiehte  in  Nr.  88  des  I.  Bde.  dee  Biomtiur  wnveneL 
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ong  des  Verfassers  and  Buchdrackers  zu  beauftragen.  Die 
VenaoimlQiig  aber  war  wenig  geneigt,  freie  Meimmgeänner- 
ongen ,  nementlieh  wenn  eie  eich  in  enter  Linie  gegen  die 
Religion  and  die  Kirche  so  richten  adiienen,  m  TerfblgeD. 

lieber  Antrag  des  Repräsentanten  Le  Chapelier  wurde  daher  der 
Catechtnme  du  genre  humain  vorerst  dem  Comite  di  s  rajqmis 
zur  Berichterstattuug  über  Inhalt  und  Tendenz  zugewiesen. 
Damit  eeheint  die  Angelegenheit  begraben  worden  so  aein.  Es 
ist  mir  wenigetene  nicht  gelangen,  einen  darauf  bettigliofaen 
Anaaefanesbencfat  en&ofinden 

üebrigens  hatte  der  Verfasser  des  so  heftig  angegriffenen 
Werkes  selbst  dafür  Sorge  getragen,  dasselbe  gerade  in  C\m 
offiziellen  Kreisen  möglichst  bekannt  zu  machen  und  eine  ge- 
nnne  Prafdng  der  darin  niedergelegten  Ideen  herrorranifNi. 
Vom  Enthoeiaamna  eeiner  Zeit  ergriffen,  glaubte  noeh  er  den 
Angenblick  einer  Yollständigen  Wiedergeburt  des  Mensdien* 
geschlechtes  gekommen.  Da  galt  es  nun,  mit  den  Vorschlagen 
zu  ihrer  gedeibüchen  und  raschen  Durchführung  mögiiciist  bei 

1)  Der  CäMiitm  ist  in  tw ei  Aoflagen  sfiehieaeii.  Der  ToUstia* 
dige  Titel  der  «ntan  Auflage  laatet:  »X0  Goi^Mmm  da  fftmn  hmmm^ 
^  fSHt  Zfls  auapicei  ds  2a  Namn  tt  iß  wm  9MM$  «Mlmr,  §m  m 
foNl  ikti,  je  meti  Uä$  lea  ycvx  äi  Ut  S^aHm  fitan^oite  et  de  rjBmnfe 
Makrie  ptmr  fikäillmemeKt  eeeeitM  et  iiMKqMRiaUe  da  vMatHe  orin 
mtma  et  de  VidueaHtm  eoeiate  dee  hemmee^  dam  la  eoNNOiitaaM»  Isfro- 
tigue,  Pämemr  ei  Vkeibüiide  dee  principea  et  dee  müjfene  de  h  rerndtre  et  dt 
ee  cmeerver  hemee»  Ue  tms  jmt  Ue  aeuree*  1789»  ohne  Angabe  des  Drnek- 
ortet,  906  &  in 8«.  R.  280e/B.  1.  Ich  gebe  hief,  wie  aaeh  fSr  dieas- 
derea  Sehriftea  Bekeäe  die  KatalogbeMlehnung  der  Pariser  Natienal- 
Ubliethek  an.  Oer  Titel  der  IL  Aaflage  laatet:  >Xs  CaihSehiewu  da 
gemre  knmam  dkmei  jMf  le  d-deeemt  Aifpu  de  derwumi  ä  la  SSamce 
da  &  Noeemin  1789  de  TAeeemhUe  NatimmU;  pfMdi  d'an  DMeoan 
iar  lee  ctmeee  de  la  dMnom,  de  VeeeUteage  et  de  la  deetruetkm  dee 
Bemmee  Ue  aas  jmt  1«  oalref  et  eur  lee  wuyem  d*«!  foneUit  lee  fM- 
raHoae  /kilam;  oeee  deax  Adneeee  Irit  kaportemtee  ä  la  Natkn  Wirmh 
psife»  fme  en  faeem  de  ea  (kmetitiuim  <m  mmOe  exieteme  peHOgee, 

eet  exceOenie,  faaCr«  eeatre  lee  frkieipalee  metieaiimiedeeoanameaem 
figkae  oa  gomemeoient,  qui  smt  free  moMvaises,  et  avee  qee^pm  ope»- 
eeiee  rdoMfs  au  nouvel  ordre  des  chosee,  Seconde  idiHoHt  revue,  eorrigU 
ei  augmeiUie.  Fem  1788.  841  und  40  S.  Ich  werde  in  Folgendem  bleai 
die  II.  Auflage »  and  awar  eia£uh  aach  der  Saiteasah^  citiecea« 
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der  Hand  m  sein.  Wie  alleldecilogen  wmjpm^  nafcürUch  mh 
<r  sich  fon  oaer  Pdlfang  seiiier  Theorien  deren  sofortige  An« 
erkennuiig,  allgemeine  Annfthme  nnd  DtuobfBfamng.  Er  hmÜB 

daher  schou  im  Angust  1789  ein  Exemplar  des  Katecbismus 
der  Nationalversatuniluug  zugestellt  und  wiederholt  deren  Prä- 
«deBten  Clermont-Tonerre  und  Lß  Chapdier  eine  rasche  und 
gouae  Prof nng  seiner  Voiechläge  rar  fiegeneriemng  der  Menadi- 
heü  tns  Herz  gelegt 

Die  Drucklegung  des  CatSchisme  hatte  dem  Verfasser  nicht 
geringe  Schwierigkeiten  bereitet.  Eis  ist  dies  aus  einer  an  die 
Generalstände  gerichteten  Bittschrift  zu  ersehen  »Ich  bint 
—  heiast  es  dort  in  höchst  schwülstiger  Sprache  —  »so  innig 
»Aberaeugt,  dass  die  menschenmdrderische,  anÜsoaiale  nnd  anf 
»allgemeiner  VersUaynng  (mereemmre)  hemhende  Ordnung  der 
>Dinge,  welche  der  Egoismus,  das  der  menschlichen  Natur  inne- 
»wohnentle  Laster,  begrün^let  hitt,  und  welche  durch  die  Betrüge- 
>reien  and  Heucheleien  des  gleich  uugebäudigten  und  blinden 
»GSgennutus  der  Listigen  nnd  Klugen  fQr  heilig  erklärt  wurde, 
»die  eigentliche  Ursache  der  Zwietracht  nnd  des  ünglfickes  unter 
»den  Menschen,  sowie  ihrer  gegenseitigen  Herabsetsong  und 
i Veriiichtung  ist  .  .  .  davSS  ich  glaubte,  mich  Tag  und  Nacht 
»mit  der  wahren  Moralordnung  beschäftigen  zu  sollen  •  •  •  . 
»Ich  hielt  es  auch  für  unumgänglich  notwendig,  mich  .  .  .  . 
»mit  der  soaiajen  Erziehung  zu  beschäftigen  und  habe  die 
»Grond^tse  derselben  in  einem  Werke  dargelegt,  welches  den 
»Titri  führt:  Le  catechisnie  de  genre  hfmain,€  Es  habe  es 
jedoch  kein  Buchdrucker,  trotz  der  sonst  herrschenden  Zögel- 
kttigkeit  der  Presse,  gewagt,  dieses  Werk  zu  TeröfiPeutlicheu. 
Er  erbüte  sich  daher  die  Erlaubnis,  dasselbe  auf  eigene  Kosten 
drucken  zu  dürfen.  Ob  ihm  diese  erteilt  wurde,  oder  ob  sie 
im  Drange  der  Zeit  unnötig  geworden,  ist  nicht  ersichtlich. 
Er  scheint  sie  übrigens  gar  nicht  abgewartet,  sondern  gleich* 

1)  VgL  die  in  der  IL  Aofl.  8.  75—80  abgedmekten  Briefe  von  i2a- 
lesd  dt  8L  JEUmm  an  Botisel  lud  dietei  an  jenen  und  an  das  ComiU 

2)  »Am»  jSieM  gMnm  dt  Fnm»  üiUfMh  d  Fsrsafllfic  (ohne 
Iktnm  «od  Üntmshrift),  8  8.  in  4S  Lb  **/tmi. 
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zeitig  mit  der  Ueberreiebnng  der  erwftbnieii  Bittschrift  die 
DrackleguDg  begonnen  zo  haben.   Jedenfalls  finden  wir  den 

Cafechismc  ^]nde  Mai  1789  gedruckt  und  scheint  derselbe 
ein  gewisse«  Aufsehen  und,  namentlich  in  kirchlichen  Kreisen, 
bedeutendes  Aergernis  erregt  zu  haben.  Es  ergiebt  sich  di^ 
ans  dem  oben  erwähnten  Angriffe  des  Bischoiis  Franfois  de 
Boned  und  daraus,  dass  eine  zweite  Auflage  notwendig  wurde. 

Bevor  wir  jedoch  die  Betrachtung  der  im  Catichisme  nieder» 
gelegten  Ideen  geben,  ist  es  angezeigt,  den  Lebensgang  des 
Verfassers  kurz  zu  skizzieren.  Ich  muss  mich  damit  schon  aas 
dem  Grunde  begnQgen,  weil  mir  nur  höchst  iCickenhafte  —  auto- 
biographische —  Daten  zur  VerfQgnng  stehen 

Der  Verfuser  des  CatiMme  hiess  Fran^ots  Ba%ssd^\ 
Im  April  1728  zu  Toyenx  im  Vivarais  geboren,  wurde  er  zo- 
erst  bei  den  Oratorianern  erzogen,  besuchte  später  ein  Jesuiten- 
institut, um  schliesslich  im  Seminar  zu  Viviers  seinen  Studien 
obzuliegen.  Nach  Absolvierung  der  Hechte  Hess  er  sich  an- 
£uigs  1768  unter  die  Advokaten  am  Pariser  Parlamente  auf- 
nehmen, verliess  jedoch  schon  im  Mai  desselben  Jahres  Paris 
und  Frankreich  und  begab  sich  nach  St  Domingo  zu  seinem 
Bruder  >  . . .  pour  y  jouir  par  la  presevre  du  frere,  qui  Vap- 
pelait  auprhs  de  luit  des  douceurs  son  amitie  I  Bis  zum  Jakre 
1767  übte  er  seinen  Beruf  als  Advokat  und  Procureur  beim 
Obergericlite  (eawieil  $upSneur)  in  Cap'FranQois  aus,  als  er 
pldtzlich  abgesetzt  und  ihm  die  weitere  Ausübung  der  Advo- 
katur untersagt  wurde.  Nach  ^oi^scrs  Darsteliuug  wurde  diese 
Massregeluixu;  durch  seinen  allzugrossen  Eifer  für  das  Intere.-j?e 
.  eines  seiner  Klienten  hervorgerufen  und  fand  übrigens  auch 
in  formell  rechtswidriger  Weise  statt.  £r  wurde  vom  CanseU 
supirieur  erst  fttr  zwei  Jahre  suspendiert ,  gleichzeitig  jedoch 
der  BeschlusB  ge&sst,  ihn  auch  kfinftighin  nicht  mehr  zur  Aua» 

1)  »Memoire  en  plamie  et  dinoneialion  au  Boi*  o.  J.  a.  0.  A.  6  8. 
in  4*,  Ln  *Vttf4  ond  »PMMon  ä  8a  Me^U  ^  Vmpmmt  d$B  IVem^ab* 
0.  J.  u.  0.  A.  1  BIM  ia  4%  Ln  "fnt$. 

2)  Br  nennt  lieh  aneb  als  eoleher  in  der  II.  Auflage  swar  afeht 
auf  dem  Titelblatte ,  aber  am  Sohlntie  detf  Briefwecheels  mit  SeAami 
de  SamhEtkmie  (8.  76-80). 
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Hbmig  dfir  AdTokatnr  razDlanen.  Beide  BeschlllMe  worden 
Uon  mflndlicli  und  oboe  Angabe  Ton  GrQnden  formuliert  nnd 

Boissel  hie\Qu  wieder  nur  mündlich  und  in  kurzem  Wege  ver- 
ständigt. Vergebens  protestierte  er  gegen  ein  solches  Vorgehen. 
Vergebens  bafc  er  um  die  Ausfertigung  der  gegen  ihn  gerich« 
ieten  Baseheide  und  deren  aehriftliche  BegrOndiing.  E»  warde 
Qua  bloss  badeotat,  dase  seine  Wiederainsetsong  von  der  Za- 
ttuDmoBg  seiner  Kollegen  an  demselben  Gerichtshofe  abbSnga. 
Aufsein  Ansuchen  erklärten  hinwiederum  diese,  dasä  sie  zwar 
in  der  Art  und  Weise,  wie  er  seinen  Klienten  vertreten  hatte, 
nichts  rechts-  oder  aach  nnr  disziplinwidriges  erblicken  kdnnten 
nad  daher  gegen  seine  BehabiUtierang  nichts  einzowanden 
hatten.  Mit  Ansnahme  eines  einzigen  weigerten  sie  sich  je- 
doch, durch  Mitfertigung  seines  Wiedereinsetzungsgesucbes  ge- 
gen den  Gerichtshof  zu  demonstrieren.  So  wurde  denn  dieses, 
trotz  der  Bitte  BoisseVs^  sich  im  Amtswege  von  der  Richtig- 
keit seiner  Angaben  an  ftbeizangan,  nenerüeh  und  swar  wieder 
ohne  Angabe  Ton  GrQnden  snrtlckgewiesan. 

B^nssel  gieng  nan  nach  Paris  und  kämpfte  dnrch  20  Jahre 
um  dje  Wiedererlangung  seiner  Stellung.  Es  gelang  ihm  schliess- 
lich, Wie  es  scheint,  eioflussreiche  Personen  für  seine  Sache  zu 
interessieren.  Denn  im  Dezember  1786  ergieng  vom  Marine- 
and  KoJoDienministeriam  nach  8t  Domingo  die  Weisung,  alle 
saf  die  BaisseVmih»  Angelegenheit  beaflglichen  Akten  znr  Ueb^r- 
prfifung  nach  Pkria  zo  senden.  Im  September  1788  wurde 
dieser  Auftrag  wiederholt.  Ob  er  jemals  eriüiit  wurden,  lat 
jedoch  nicht  zu  ersehen. 

Inzwischen  brach  die  Revolution  aus.  Boissely  damals  ein 
60jährigar  Greis,  stfirata  sich  mit  jogendlichem  Eifer  in  die  po- 
li^he  Bewegung.  Ans  dem  ehemaligen,  tief  verbitterten  Ad- 
fokaten  wurde  ein  wütender  Revolntionsmann  und  rühriges 
Mitglied  des  Jakobinerklnbs.  Er  vertrat  die  radikalsten  poli- 
tischen Anschauungen  und  Forderungen,  und  scheint  auch  im 
Jakobinerklnb  eine  gewisse  Bolle  gespielt  zu  haben Im 

1)  Vgl-  die  Sib.nugsberichte  des  Jakobinerklubs  vom  29.  Fructidor 
an  IL  imd  5.  und  il.  Bruoiaire  an  III.  im  Momuur  universd;  dann 
»CogU  ^tme  UUre  ecrüe  au  ciujym  Butoi,  tUyuii  ä  La  conveniion  natuh 
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Koranber  179B  ans  demaelben  «aageeehloMeii  wnrde  er  btU 
wieder  aufgenommen.  Denn  wir  finden  ihn  am  29.  F^rnetidor 

an  II.  (16.  September  1794)  auf  der  Rednertribüne  des  Klubs 
mit  dessen  Verteidigung  gegen  die  Anfeindungen  der  Ari- 
stokraten beschäftigt  und  auch  schon  früher  wieder  im  Klub 
ihitig.  Ala  im  April  1794  die  iieratung  dea  Entwurfes  d« 
Menaebemrechte  im  JakoUnerklob  anf  der  Tageeordnnng  skaad 
and  Eohespierre  nnter  dem  Beifall  der  Vereammlung  amnm 

Entwurf  zur  Vorlegung  gebracht  hatte,  erhob  sich  Boissel  in 
der  nächsten  Sitzung  zu  einem  Gegenantrage:  ^liobespiem 
—  sagte  er  —  hat  euch  gestern  einen  Entwurf  der  Menscbeu- 
lachte  Torgeleaen.  Ich  will  euch  heote  einen  Entwnrf  der 
Rechte  der  Saaacolotten  Torlegen.  »Die  Sanacalotken  der  fnm^ 
>eieeben  Republik  anerkennen,  dase  alle  Rechte  in  der  Natur 
»ihren  Urbprung  haben,  nnd  dass  alle  Gesetze,  welche  mit  dieser 
»im  Widerspruche  stehen,  unverbindlich  seien.  Die  Rechte 
»der  Sansculotten  bestehen  in  der  Freiheit  und  Möglichkeit 
»aich  fortmpflaaaen  (hier  wnrde  der  Redner  durch  Lärm  ond 
»Lachen  onterbrocben),  aich  an  Ueiden  nnd  aich  m  ernSbren; 
»in  dem  Nntagennae  der  Gflter  der  Erde,  nneerer  geraeinaameD 
»Mutter ;  im  Widerstand  gegen  Unterdrückung  \  im  festen  Bntp 

nale  par  le  ciioyen  Boi^sel ,  membre  de.  la  iyocitU' ,  lue,  corrigee  et  im' 
primee  par  son  ordre  ä  äes  ^ranccs  du  9  &t  10  du  prc^cni  motä  d'ociobre^ 
Van  pfttmer  de  la  Ecpublique  //a/Jioisc,  pour  itre  envoyee  ä  ses  soctetii 
afßliie8*.  7  S.  in  8^  Lb.  *° no.  (In  diesem  offenen  Schreiben  Dühio 
Boissel  gegen  den  Antrag^  des  erwähnten  Reprftsenfanten,  aiif  tSchaffung 
eioer  bewaffneleu  Garde  zum  Schutze  dea  Konventes  Btcllunjif ;  ».  .  des 
huissiers  artnia  ä'un  ruban  tricok/re  la  feraient  inßmment  ])ius  rtspcctcri r, 
vgl.  auch  ^Adresse  des  citoytns  rt^ubUcauis  de  i'arti  a  kun  friress  äta 
ViparUmms  et  des  Armees.  Imprimie  aux  frais  de  la  EipubUqiUf  h 
9  JmäUt  1793.*  Lb.  ^'/st^o ,  in  welcher  Boissel  den  10.  AuguBt  und 
die  Torgftnge  nach  demaelben  to  rechtfertigen  sucht. 

1)  8.die8lti«agiberiohte  de«  Jakobinerklabs  Tom  21.  Branudre  «od 
e.  Frimaiie  aa  II.  (14.  und  26.  l^OTember  1793)  im  MmßUmt  mifund. 
Der  AnlMB  der  AmaohlieMang:  ».  .  .foiir  wiokr  eolgeuijl  Ii  trihmud  fi* 
vekUimmawe,  pantqti^ü  a»aü  tondanmU  ä  mort  m  ct-deooR«  nätiU  acea- 
pareur<,  patit  freilieh  kwsm  tn  dem  sonttigeo  BQde  Jefaerft  und  Itat 
lul  Terantoa,  da«  man  et  da  mit  eiaam  Naneatvetler  detielben  m 
thnn  habe. 
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»floUuBse«  keine  «ndeie  AbliSogigkeii  als  die  von  der  Naiar 

und  dem  böebsien  Wesen  ansnerkeDnen« 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieser  Gegeneutwurf  der 
Menschenrechte  ?ou  der  Versammlung  abgelehnt  wurde. 

Während  der  Revolution  scheint  Baissei  warn  ßiebter  beim 
Ziiriltribnaal  des  SsinedeparUments  emannti  spftter  jedoch 
(gegen  1798)  wieder  abgssstifc  worden  an  seb.  Es  geht  diss 
ans  d«  oben  (8.  818  Anm.  1)  dtlerten ,  an  Napoleon  gorieb- 

teteii  Bittschrift  hervor,  in  welcher  er  —  in  einem  Alter  von 
mindestens  77  Jahren  1  —  seine  Wiedereinsetzung  verlaugt. 

üebar  seine  weiteren  Schicksale  ist  mir  nichts  bekanni. 
£ir  dfirfke  gsgen  1807  gestorben  ssin. 

Ausser  den  bereits  sitiertsn  Sohrifien  sind  mir  noeb  wei- 
ters bekannt  geworden :  1)  ^Diseow^  eanire  les  »erviMte^  pu- 
bliques^  (66  Sö.  in  8°,  1786)*);  2)  >  rrnicipcs  con&tUutio-mo- 
narchiques  de  la  France;  Erretirs  devoiiees  sur  ce  point  tm- 
partanU^  mit  dem  Motto :  »  Une  JFoi^  Une  Loiy  ün  Bot,  Seule 
et  vraie  eamUMUm  de  ia  Franeet  ^  n'mä  jamaia  besai» 
d^Hre  icrUe  p<mr  Hre  uniie  des  jpeitpkst  aiotns  eneore  d^Hre 
wUrpfÜtie  ptmr  le  benkeur  des  eHepens  e$  la  prospMtS  de 
FEmpire.  Dedies  ä  Du  n,  au  lioi^  ä  la  Falrie.€  l'ar  un  au- 
teur  connu,  restt  toujours  fidele  ä  son  roi  et  canstamment  at- 
iachi  ä  sa  Patric.  A,  L.,,,  ville  franche  et  trmguiUe  (84  SS. 
in  8%  1789)  ')«  3)  »Le  code  ewigue  de  la  Franee  m  le  flam- 
heem  de  la  LibertS,  dSdii  ä  la  fidM^  firanfaise€  (41  88. 
in  8«,  1790)^).  4)  >Les  EtOretiens  du  Fhre  Oirard  mt  la 
Conditutimi  polüique  et  le  youvtrnonent  revolutionnaire  du 
peuple  frangais*,  mit  dem  Motto:  >  Vtrittf  Ltberti,  tlgaliUt 
Unite  de  Frinctpe^  üniU  d'instruction^  üuite  d*action,  Unüe 

1)  Hiftoire  parhmmtaire  de  la  lUvdluUom,  tome  XXVI  p.  107. 
Anton  Menger  (Dm  Reebt  auf  den  vollen  ▲rbeitiertrag)  S.  29»  Anm.  S) 
schreibt  diewa  Entwurf  ist  allgssi^ea  den  Hsbsrftislsa  sv.  Wis  liflli 
moM  disnr  Stadi«  ergiebt.  mit  ünceeht 

S)  INNibA.  jroiMmsl«  Mfrpf  £.  687|  siae  Oir  doi  Knltorhirto- 
liker  aoMsrordflatUeh  intarewsnte  Sohtldsriiag  der  bsaliehen  «ad  isf 
nitftrea  Zoitiiida  dm  ? onsfolatieaacsn  Psrii. 

8)  Lb. 

4)  LK 
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de  2of,  de  memre  et  de  paids.  Vwre  Vkre  oh  moutir!*  (ld9SS. 
in  «). 

Dasjenige  Werk  aber,  in  dem  Boissel  hanptaSdilieh  aeine 
Idee  n  über  eine  soziale  Umgestaltung  niedergelegt  hat,  ist  der 
CaU.hisme,  Die  späteren  Schriften  —  so  beeonders  die  Ihitre- 
Hens  —  enthalten  meiei  blosse  Wiederholnngen  desselben  Ge- 
dankenganges, oft  nnr  wörtliche  Aussflge  ans  dem  CaiSckisme. 

Alle  Schriften  BaisseVs  sind,  ganz  abges^en  von  dem 
sehr  oft  geradezu  absurden  Inhalt,  in  höchst  schwfilstigem 
Stil  geschrieben  und  kostet  es  nicht  geringe  Mühe,  sich  in  den 
fortwährend  wiederkehrenden  Phrasen  zurechtzußnden  und  ans 
denselben  die  Gedanken  des  Verfassen  heranssnschälen.  In- 
wieweit mir  dies  gelungen  ist,  soll  die  naehfolgende  Darstd- 
lung  zeigen. 

Die  Betrachtung  der  gesamten  äussern  Welt  and  der  Stel- 
lung des  Menschen  in  ihr,  lehrt  uns  —  führt  Boissel  aus  — , 
dass  diese  mit  eben  denselben  Bedürfnissen,  dem  gleichen  Drang 
an  leben  und  der  Notwendigkeit  derselben  Funktionen  anage- 
stattet ist,  wie  alle  andern  Lebewesen.  Wahrend  aber  die 
Natur  und  ii  r  Schöpfer,  Gott,  diesen  letztern  den  Instinkt  mit- 
gegeben haben,  welcher  sie  sicher  und  unfehlbar  nach  stets 
gleichen  Eegeln  leitet,  hat  sie  denselben  dem  Menschen  ver- 
sagt. Dieser  besitzt  an  Stelle  des  Instinktes  die  Vernunft, 
'icette  faeuUS  de  Väme^  gwi  noua  rend  suee^sHbies  de  eonnaie- 
tanees  etdelee  tourifer  ä  noire  plus  grand  amniage€  ( (M,  120 
u.  pasdiiii,  ebeuso  I  s  Entrctiens  du  phrc  Gerard.)  Sie  bildet 
das  hauptsächlichste  Unterscheidungsinerkuial  zwischen  ihm 
und  der  Tierwelt.  Si)  befähigt  ihn  auch,  sich  selbst  neben 
der  catOrlichen  eine  den  übrigen  Lebewesen  stets  fremde  und 

1)  Lb.  *'/j882.  Am  Schlüsse  befindet  bich  der  Vermerk :  Faris  U. 
6  ÄvrÜ  1793,  an  II.  de  la  EepnhUque  frangaise.  Par  le  cUoyen  Boissel, 
autcur  du  Catechumie  du  genre  humain.  Die  Bioyraplue  gSnerah  und 
die  Nöuv.  Biogr.  univers,  eatbaltcn  BoisseVs  Namen  oicht  Qturard: 
La  France  Htttraire  kennt  von  Uoissd'ä  Schriften  nnr  den  CatMu^fnc 
du  gcnrc  humairif  dann  den  DwcoMfä  contre  U&  servitudes  publique^  und 
den  Code  civique.  Le  Faure  und  Paul  Janet  citieren  nur  die  I.  Auf- 
lage der  erstgenaDDteQ  Schrift;  Janet  übrigens  auch  uur  aus  fremder 
Uaud. 
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TenchloMene  LebesBoxvinimg  sn  schaffen:  die  sittliche  Gesell- 
schaft (Vordre  moral  <m  social).  Man  sieht,  Saiasd  identifi- 
sdert  d«i  Begri£P  Gesdischaft  mit  dm  andern:  auf  sittlichen 

Grundlagen  beruhende  Gesellschaft. 

Diese  sittliche  Lebensordnung  muss  vernünftig  sein; "nur 
wenn  sie  Ternünftig,  ist  sie  UDgekehrt  sittlich.  Es  handelt 
sich  also  lonSchst  darom,  die  wahren  Vemnnft-  nnd  damit 
Sittlichheitsprinzipien  in  erkennen,  welche  hei  der  Bildting  der 
Gesellschaft  massgehend  sein  sollen.  Denn  nnr  dann  wird  eine 
PrOfüDg  der  bestehenden  GeseUschaftsordnung  auf  ihreu  sitt- 
lichen Gehalt  möglich,  nur  dann  wird  man  im  stände  sein,  sie 
SU  Ter  bessern  und  entsprechend  neu  zu  gestalten,  wenn  und 
soweit  sie  sich  nicht  als  yemnnftgemiss  heransstellt. 

Die  menschliche  Vemnnft  ermangelt  jedoch,  im  Gegensatz 
zum  Instinkt,  der  festen  und  unwandelbaren  Regeln.  Hieza 
kommt,  dass  ein  vieltausendjilhriger  Entwickluugsprozesa  hinter 
uns  liegt.  Die  Vernunft  ist  von  demselben  nicht  nur  nicht 
nnbceinflusst  geblieben ,  sie  erscheint  vielmehr  nun  geradezu 
mit  als  dessen  Ergebnis*  Als  »das  geistige  Besnltat  der  Or- 
»ganisation,  der  Erziehnng,  der  Empfindungen,  Neigungen  und 
»Gewohnheiten  der  Menschen,  die  in  yerschiedenen  Klimatea 
»von  Volk  zu  Volk,  ja  sogar  von  Individuum  zu  Individuum 
»sich  verschieden  gestalten«,  äussert  sie  sich  ebenso  verschieden, 
wie  die  Elemente,  welche  ihre  Entwicklung  beeinflussen.  Nicht 
minder  auseinandergehend  sind  demnach  auch  die  Meinungen 
(opinions)  der  Menschen  d.  h.  »die  Urteile  oder  Ergebnisse 
»des  Nachdenkens  über  jeue  Gegenstände,  welciie  die  Vernuaft 
»ihrer  Prüfung  unterzogen  hat«  (Cat,  118). 

Es  kann  aber  nur  eine  Wahrheit  geben.  Viele  gleich 
richtige  und  gleich  ▼emünftige  Ansichten  über  denselben 
Gegenstand  sind  unmöglich.  Wie  nun  diese  eine  Wahrheit 
erkennen? 

Wir  mössei)  uds  zu  diesem  Zwecke  au  die  Natur  selbst 
halten,  »der  wir  unser  physisches  Dasein,  sowie  auch  alle 
Nüttel,  um  dasselbe  zu  erhalten,  verdankenc  (QU*  3  u,  pass,). 
Was  lehrt  uns  nun  die  Natur? 

Unser  Autor  beantwortet  diese  Frage  folgendennassen: 

SillMkr.  t  StMtiir.  im,  U.  Htit  15 
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Alle  Menachen  werden  mit  Bedttrfnissen  und  dem  Drange,  sie 
80  lange  und  so  ToUkonunen  als  möglieh  zn  befriedigen.  Auch 
fttr  sie  gelten  »die  allen  Lebewesen  Torgeschriebenen  Gcoetw: 
»sich  und  ihre  Art  durch  einander  so  erhalten  nnd  fortn» 

pflanzen«  (Cat.  121).  Damit  ist  auch  die  Reihe  der  mensch- 
lichen Bedürfnisse  umschrieben  und  ihre  Klassifikation  gegeben. 

Das  Ziel  des  Menschengeschlechtes,  fahrt  JBaissd  fort, 
wie  das  der  übrigen  Tierwelt,  glficklich  zn  weiden.  »Des 
Glfick  aber  beeteht  in  der  Geanndheit,  Kraft  ond  Geschick* 
liidikeit  des  K5rper8,  In  seelischer  Rahe  und  Zofriedenheil  nnd 
in  dem  Notwendigen  für  ein  sehr  frugales  Leben  d.  h.  für 
eine  Befriedigung  der  Bedürfnisse  innerhalb  ihrer  wahrea 
Grenaen«     (Cat  82). 

Trots  der  natürlichen  Ungleichheit  der  Hensdien  in  Be- 
zog anf  ihre  körperliche  nnd  geistige  Begabung  ond  trotz 
der  daraus  resnltierenden  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse  kann 
mau  doch  nicht  sagen,  dass  irgend  einer  der  auf  ihre  Befrie- 
digung gencbteteu  Triebe  bevorzugter  sei.  Keiner  besitzt  eine 
grössere  Berechtigung,  sich  dorchaosetaen ,  als  der  andere. 
D.h.  in  Bezug  anf  den  Anspruch«  seine  Bedürfnisse 
zu  befriedigen,  ist  kein  mensohliches  IndiTidanu 
dem  andern  un^Meich;  sie  sind  also  alle  gleieh. 

Die  Natur  Sblbat  uiul  ihr  Urheber,  Gott,  kümmern  sich 
allerdings  in  erster  Linie  nur  um  die  Erhaltung  der  Art  und  nicht 
des  Einzelnen.  Im  Naturzustände  setzt  sich  also  jeder  —  die 
Mittel  hiezu  sind  ihm  gegeben  —  so  gut  durch  ala  er  kann* 
Es  fragt  sich  nur,  ob  dies  begrifflich  gegen  die  Anders 
und  mit  deren  Beeinträchtigung  geschehen  muss,  oder  oh  dies 
Ziel  nicht  besser  auf  der  Grundlage  der  Harmonie  Aller 
erreicht  weidtii  kann.  Wie  Boissel  diese  Frage  beantwortet, 
werden  wir  sogleich  sehen.  Verfolgen  wir  zunächst  seinen 
Gedankengang  weiter. 

Zur  Erleichterung  des  Kampfes  ums  Dasein  —  f&hrt  er  fort 
—  hat  die  Natnr  den  Menschen  zn  einem  sozialen  GeschSple 

1)  0en  Ausdruck  yfrugoH*  näher  umschreibend  fligt  BcistA  hinn: 
Parceque  la  fmfiokU  tiftstpnm  ^  U  vrai  Urme  de»  betoim  «I  fwc  pir 
4$  läm  m  peal  eonesvoir  qm«  d^ocedt  pr^fmUciMa  d  u  mime  htmkmr. 
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gemaohi   Der  Draag,  tioh  va  Tergeflellsobaften,  ist  ihm  as- 

geboren  und  findet  seinen  ersten  Ausdruck  in  dem  Verhäli- 
nisse  zwischen  der  Mutter  nnd  ihren  Kindern  {Cat  154  ff. 
und  passim),  »Da  der  Mensch  in  Abhängigkeit  von  seiner 
>Amine  geboren  wird,  die  man  Matter  nennt  nnd  im  An&ng 
»nur  dnzch  ihre  sftrtliche  Fflraorge  sein  Dasein  fristen  kann, 
»so  wird  er  mit  Natomotwendigkeit  der  Gesellschafler  (iw- 
^socie)  erst  seiner  Mutter  und  in  der  Folge  auch  seiner  Ge- 
»schwisterc  (Cat.  4,  164  und  j)ass.).  So  entstehen  kleine  In- 
dividuen- und  Interessengruppen,  welche  sich  wieder  xu  gröe- 
seren  vereinigen  und  endlich  an  Nationen  und  Völkern  sosam- 
mensehliessen.  Alle  aber  haben  dieselbe  Grundlage  und  den* 
selben  Zweck,  nSmli«sh  den  der  Erleichterang  des  Kampfes  nms 
Dasei u  mit  den  Naturkrättea,  eventuell  mit  andern  Gruppen 
und  Einzelnen  {Cat.  116). 

So  die  menschliche  Gesellschaft  im  Naturzustande  (la  so* 
eUti  doHS  Vordre  physique). 

An  sich  ist  nach  Boissd  ein  Kampf  der  Einzelnen  sowohl« 
als  anch  der  GemeinBohafken  untereinander  durchaus  unge» 
rechtfertigt  und  unnötig.  Er  wäre  es  nur  im  talle  des  Not- 
staiides,  »wenn  die  Erde  alle  ihren  Bewohnern  nicht  genug 
Nahrungsmittel  darbotec.  Eine  Voraussetzung,  die  aber  nicht 
sutreffe  (Cat,  8). 

Es  gibt  allerdings,  i&hrt  er  fort,  auch  andere  Ursachen 
der  gegenseitigen  Befehdung  der  Mensehen. 

Die  Einzelnen  hringen  auf  die  Welt  nichts  mit,  »als  eine 
> VervollkoiDmiiungpfahigkeit^  die  gepflegt,  eine  sehraukenlose 
»Eigensucht,  die  gebändigt  werden  soll  nnd  Leidenschaften 
^(passicms)^  welche  je  nach  der  Richtung,  die  sie  einschlagen, 
»gleicherweise  das  Glück,  wie  das  Unglflck  unseres  Lebens  her- 
»beiltlhren  k5nnenc  (Cat.  3).  Es  ist  also  durch  die  Natur  und 
Gottes  unerforschlichen  Ratschluss  in  die  Hand  der  Menschen  ge- 
legt, ihr  Schicksal  zu  gestalten.  Gleich  ausgerüstet  mit  den  Mit- 
teln zur  Selbstzerstörung,  wie  sur  Begründung  ihres  Glttokes, 
hängt  beides  yon  ihrem  freien  Willen  ab.  Dies  eben  er- 
hebt sie  fiber  die  fibrige  Tierwelt  und  das  Bewusstsein  hieron 
sehliesst  jedes  GrQbeln  aus,  ob  es  nicht  besser  gewesen  wSre, 
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wenn'  die  Natur  diese  Macht  nicht  in  unsere  Hände  gelegt 
hätte  (TgL  bes.  CkU,  171  f.  nnd  passimy 

Wählen  die  Menschen  die  Eigensucht  als  Motor  ihm 
Lebens  und  Handelns,  so  wird  ein&eh  der  Stärkere  obenanf 
kommen  und  blei))eD:  nicht  weil  er  ein  Recht  dazu  hat,  son- 
der u  aus  dem  einzigen  Grunde,  weil  er  stärker  ist. 

Und  die  Folgen?  »Wenn  er  eine  Vorliebe  für  Weiber  hat, 
»so  wird  er  alle  diejenigen,  die  sein  Gefallen  erregen,  in  seine 
»Gewalt  ZQ  bringen  suchen.  Ist  er  herrsofasfichtig  nnd  ehr- 
»geizig,  80  wird  er  seine  Mitmenschen  zwingen  ihm  zu  folgen 
^und  zu  gehorchen.  Er  wird  sich  der  Früchte  fremder  Arbeit 
»und  zwar  natürlich  gerade  der  Fleissigsten  und  Briediichsten, 
»weil  zum  Widerstand  Unfähigsten,  bemächtigen.  Das  Bei- 
»spiel  der  Tiger  und  Löwen  wird  ihm  ausschliesslich  mass- 
»gebend  sein.  Die  Schwachen  ihrerseits  werden  ihm  nnter- 
»than  sein  und  gehorchen,  so  lange  er  im  stände  sein  wird, 
»sie  in  Furcht  zu  erhalten.  N^icliber  wird  selbstyerständlich 
»derjenige,  der  sich  nun  seinerseits  am  stärksten  fühlt,  ?o& 
»derselben  Eigensndit  und  denselben  üblen  Neigungen  beraleo, 
»sich  genau  so  benehmen.  Denn  er  wird  ja  kdn  andere«  Bei- 
spiel nnd  kein  anderes  Vorbild  habenc  (CkU.  160). 

Aut  diese  Weise  aber,  das  bedarf  keines  Beweises,  werJeii 
die  Einen  die  Andern  unglücklich  machen,  ohne  selbst  glück- 
licher zu  werden.  Gott  und  die  Matur  werden  sich  wenig 
darum  kümmern,  dass  »die  Menschen  sich  gegenseitig  herab- 
»würdigen,  unterdrücken  und  yemichten.  Denn  die  Art  wird 
»in  Zukunft  ebensowenig  yergehen  wie  bisherc,  und  das  ist 
üinen  die  Haupti^ache. 

Der  Egoibiuus  darf  also  nicht  zur  Grundlage  des  Lebens 
des  Menschengeschlechtes  erhoben  werden.  Dieses  soll  Tiel- 
mehr  altruistischen  Motiven  folgen.  Nor  diese  garantieren  Allen 
dss  möglichst  grdsste  Glück.  Sie  sind  daher  die  einzig  yerafinf- 
tigen  und  daher  auch  die  einzig  sittlichen.  Dass  dem  eo  sei 
ergibt  sich  unserem  Autor  aus  der  nachfolgenden  Betrachtung. 

Wir  haben  oben  betont,  dass  er  die  natürliche  Lingleich- 
heit  der  Menschen  in  Bezug  auf  körperliche  und  geistige  An- 
lagen und  infolge  dessen  auch  ihrer  Bedürfinisse  anerkennt  nnd 
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gesehen,  wiA  er  trotzdem  zum  Begriffe  der  Gleichheit 
A 1 1  er  getongl.  Br  geht  nämlich  ?on  dem  gleichen  Rechte 
Aller  «af  Ezisteni^  ans  nnd  ist  einer  der  konsequente- 
sten Vertreter  dieses  Prinzips. 

iDer  Menscli  koLumt  —  führt  Boissel  aus  —  nackt  nnd 
> bloss  aoi  die  ii^de  und  verlässt  sie  auch  so  uach  seinem  Tode«. 
Da  er  nichts  mitbringt,  so  kann  man  anch  nicht  behaupten,  dass 
er  aof  iigend  etwas  ein  Recht  hat  Der  Begriff  >Recht€,  als  die 
einer  Person  mit  Anssehlnss  aller  Andern  anstehende  Befugnis 
ist  der  Natur  überhaupt  fremd.  Er  entsteht  erst  durch  die  Ge- 
sellschaft nnd  in  ihr.  Auch  da  aber  nicht  begrifflich  not- 
wendig, sondern  als  Reaktion  dagegen,  dass  Einzelne  sich  solche 
ausschliessliche  Befugnisse  anmassen.  Eine  solche  Anmassnng 
aber  kann  selbstTerstftndlich  för  diese  allein  kein  Recht  be- 
grfinden,  sondern  gleichseitig  auch  für  alle  Andern  nnd  zwar 
ilasselbe  Reclit  auf  dasselbe  Objekt  und  mit  deDiselbeii  Inhalt. 
*2siU  ne  peut  s'arroger  daas  ce  monde  ni  ttahlir  un  droit  en 
»sa  fmeur  aupr^fudice  de  son  semblahlc,  saus  etablir  en  meine 
9iemp$  en  forneur  de  son  semblable  le  meme  droit  conh'e  luit  ( CkU» 
59*:-G0).  Mit  andern  Worten:  Da  Niemand  in  der  Natur 
mehr  berechtigt  ist  als  alle  Andern,  so  sind 
Alle  gleichberechtigt.  Sie  haben  also  Alle  das  ghMche 
Recht  auf  die  zur  liedürfnisbefriediguug  geeif^neteu  und  uotwen- 
digen  Gegenstände,  jeder  nach  Mass  seiner  BedUr&iisse,  jeder 
aber  anch  nur  anf  Ghrond  von  Arbeit  {Cai,  62). 

Doch  Näheres  darflber  später. 

Die  eittfiiehste  üeberl^ng,  meint  Boissel^  müsse  jeder- 
mann lehren,  tlass  dieses  sein  Recht  auf  Existenz  am  besten 
garantiert  sei,  wenn  er  nicht  das  gleiche  Recht  der  Andern 
verneine,  sondern  vielmehr  anerkenne  and  darchznsetzen  be- 
mflht  sei»  Denn  nnr  dadurch  entgehe  er  dem  nnvermeidlich 
erfolgenden  Rflckachlag  gegen  das  allemige  Betonen  seiner  Per- 
85nlichkeii  Nnr  indem  er  den  Kampf  gegen  Alle  aufgebe, 
verhindere  er  den  Kampf  Aller  gegen  sich.   So  aber  gelange 

1)  Ueber  den  Begriff  des  Beohtet  aof  Bxiatens  und  deeien  tonttige 
Tertieter  vgl.  hubeiondefe  Anion  Mmget :  >Dai  Reoht  auf  den  ToUen 
Arbeitsertrag«  (Stntfegwrt  1886)  8.  8—10). 
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man  dazu,  das  eigene  Glück  in  dem  der  Gesamtheit  za  aucben 
und  fXL  finden  (Cot.  nnd  Les  MtUretiens,  pas9im)* 

Nach  dem  Gesagten,  argumentiert  Baissel  weiter,  dnd 
weder  das  Ziel  des  menschlichen  Lebens,  noch  die  Mittel  das- 
selbe zu  erreichen,  unklar. 

Gehen  die  Menschen  nun  au  die  Begründung  des  »ordre 
social  ou  fHoraUf  so  darf  diese  offenbar  nor  auf  denselben 
Gnmdlagen  gesefaeben,  wie  in  der  Gesellacbsft  *dan$  fordin 
physique*.  Nur  dass  nnomehr  die,  beiden  begrifflich  gemein- 
samen, Zwecke  der  Erleiühtcriing  des  Kampfes  ums  Dasein  und 
der  Sicherunt^  des  letzteren  in  v  ü  I  i  k  o  m  iii  e  n  e r  em  Masse 
verwirklicht  werden  sollen.  Denn  nur  dazu  wird  ja  die  soziale 
Ordnang  begrClndei  Das  ist  ihre  einzige  Daseinsberecht^ng. 
Zögen  denn  sonst  die  Mensehen  den  Natursostand  nicht  vor? 
Und  da  konstatiert  wurde,  dass  diese  Zwecke  sieb  überhaupt 
nur  erreichen  lassen,  wenn  die  Oleichbeit  und  das  gleiche  Recht 
Aller  auf  Existeuz  auerkanot  und  durcbgeiührt  würde,  so  müs- 
sen auch  in  der  ?on  den  Menschen  bewusst  geschaffenen  Ge- 
sellschaftsordnung alle  Kräfte  auf  dieses  Ziel  gerichtet  eein 
und  darf  demselben  nichts  in  ihrer  Organisation  widersprechen. 
Sonst  fuhrt  diese  Gesellschaftsordnung  ihren  Namen  mit  Un- 
recht: sie  ist  sonst  unvernünftig  und  unsittlich.  Die  grosse  Ver- 
vollkommnung des  ordre  social  —  so  wie  er  sein  soll  — 
gegenüber  dem  Walten  der  Natur  besteht  also  begrifflich  darin, 
dass  sie  Tcrmöge  der  Anerkennung  der  Gleichheit  und  der 
gleichen  Daseinsberechtigung  Aller  auch  auf  die  Erhaltung 
aller  Individuen  in  gleicher  Weise  bedacht  sein  muss, 
während  es  der  Natur  in  erster  Linie  nur  um  die  Erhaltung 
der  Art  zu  thun  ist  {CaL  4,  59  und  2)as$im), 

Nach  dem  Muster  der  primitivsten  natürlichen  Gesellachaft: 
dem  VerhÜtnisse  zwischen  der  Mutter  und  ihren  Kipdem«  ge- 
bildet, soll  die  sosiale  Ordnung  ihren  Mitgliedern  das  sein, 
was  im  Naturzustande  die  Mutter  ihren  Kindern  ist.  >In  der 
isittlichen  oder  sozialen  Ordnung  gehören  wir  Alle  der  Ge- 
»sellschalt,  von  der  wir  auch  unser  Dasein  als  Gesellschafts- 
»mitglieder  haben.  Wir  leben  auch  in  steter  Abhängigkeit 
>yon  ihr.  Die  Oesellschaft,  als  Mutter  aller  ihrer 
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»Mitglieder,  hat  also  ancb  die  Pflicht  ihre  Kinder  ta  er- 
»siehen  ....  Sie  muse  daher  ao  organisiert  sein, 

»dass  die  Kinder  an  ihrem  Busen  ebenso  die 
»Mittel  zu  ihrer  Erhaltunj:^  finden,  wie  zur  Zeit 
»der  Geburt  bei  der  natürlichen  Mutter«  (4).  Die 
»Moral  und  sämtliche  £inrichtangeD  der  Menschen  haben  nur 
»das  eine  Ziel  m  verfolgen:  die.  physischen  und  nioralischen 
»Ursachen  des  Schmerxes  nnd  der  Unlnst  zn  beseitigen  nnd 
»jene  des  Vergnügens  (plaisir)  zu  fördern  t  (Cat.  39 — 42, 168  ff.). 

Umgekehrt  sind  »alle  sozialen  Einrichtungen,  möge  man 
»sie  auf  gottlichen  oder  menschlichen  Ursprung  zurückführen, 
»welche  das  Dasein,  die  Funktionen  oder  die  Bedürfnishefirie- 
»digong  des  »Aomms  «oetal«  schadigen  oder  behindern,  gegen 
»die  Rechte  der  Nator  nnd  Gottes€|  d.  h.  nnsittlioh  nnd  un- 
vernünftig (Cid.  7). 

Jedes  Mitglied  der  Gesellschaft  ist  daher  nach  unserem  Autor 
berechtigt,  die  eben  entwickelten  Anforderungen  an  die  Ge- 
sellschaft zu  stellen.  Diese  Berechtigung  fiiesst  aus  dem  Wesen 
der  Dinge»  Es  bedarf  daan  keines  GeseUschaftsvertniges  im 
BoiMSsaii'schen  Sinne.  Baissd  anerkennt  nSmlich,  dass  es  hi- 
storisch niemals  einen  solchen  gegeben.  »Aber,  fügt  er  hinzU) 
»dieser  Vertrag  besteht  doch,  denn  die  Natur  und  ihr  Schöpfer 
»haben  seine  Bedingungen  in  das  lierz  aller  empfindenden  und 
»denkenden  Menschen  eingeprägt«  {Cat*  70). 

Nachdem  Baiasel  anf  dem  Wege  allgemslner  Betrach- 
tungen zn  den  eben  dargelegten  Ergebnissen  gelangt  ist,  geht 
er  an  die  Prüfung  der  thatsächlich  bestehenden  Ordnung  der 
Dinge  und  legt  an  dieselbe  die  gewonnenen  MassstiLbe  an.  Da 
wir  seine  Kriterien  kennen,  so  brauchen  wir  uns  nicht  über 
das  Ergebnis  seiner  Kritik  zu  wundem  nnd  kaum  zn  betonen, 
dass  diese  Temichtend  ansiallt 

Drei  Einrichtungen  sind  es  hanptsichlich,  sagt  er,  die 
der  gegenwärtigen  Gesellschaftsordnung  ihr  Gepräge  verleihen ; 
Religion,  Ehe  und  Eigentum  (les  reUgions,  les  ma- 
riages,  les  proprietes)  oder,  wenn  man  will,  dieses  letztere 
allein,  da  sich  die  gaoze  Dreieinigkeit  der  grundlegenden  Ge- 
sellschaflseinriGhtangen  anf  den  Eigentnmsbegriff  surückleiten 
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liati.  Boissel  bezeichnet  nämlich  auch  die  Religion  als  Eigen* 
iom  an  Gott  and  den  gOUlichen  Dingen ,  die  Ehe  aber  ale 
EÜgentam  an  den  Weibern. 

Wie  alle  gesellschaftlichen  Einrichtuugen  argumeutiert  er 
weiter,  darf  man  auch  Rigentuni,  I{elif,non  uml  Ehe  nur  in- 
soweit und  insolaoge  als  > geheiligte  Kinxichtungeo  Ansehen, 
»als  er^ühmngagemass  bewiesen  wOrde . . . . ,  dass  sie  fiHber 
»nnd  noeb  jetst  rar  Förderung  des  menscbliehen  GIfiekes  ge» 
»dient  haben  und  dienenc  (Cai,  6).  Die  Erfahrung  aller  Jahr- 
hunderte ,  erweise  jedoch  das  Gegenteil  und  dass  die  Schuld 
an  all  den  unsäglichen  Uebelstäaden,  an  denen  die  Menschheit 
kranke,  gerade  diese  drei  Angelpunkte  der  heutigen  GeseU- 
scbaflsordnung  treffe  (ibid.  und  pas^im). 

Was  ist  nSmlich  fiSgentum? 

Die  Juristen  definieren  es  als  »die  Freiheit  beliebiger  Ver- 
fügung über  dasjenige,  was  angeblich  uns  gehört.  Eine  ma- 
gere uud  farblose  Definition ,  die  unserem  Autor  nicht  ge- 
nügt. Er  gibt  seinerseits  eine  andere:  »Eigentum  ist  das 
»P^iTilsginid  ausscbliessliohen  Genusses  an  Grund  und  Boden 
»und  daher  aueh  das  Redit,  die  kttnfligen  Geschlechter  ▼om 
»Erdboden  zu  verbannen:  das  Recht,  den  Eigentumslosen  vor 
»Hunirer,  Dnrst  oder  Külte  sterben  zu  lassen,  vrenn  er  es 
»nicht  vorzieht,  der  Sklave  des  Besitzenden  zu  werden  and 
»dieier  ihm  die  Gnade  erweist ,  ihn  als  solchen  anznnehmeD; 
»denn  sonst  wird  der  Arme  als  Dieb  geb&ngt  oder  als  Mörder 
»gepföhlt  oder  lebendig  zerrissene     (Cot.  93). 

Da8  Eigentum,  fahrt  JBuisscl  fort,  widerspricht  (laher  dem 
Rechte  Aller  auf  Existenz.  Es  ist  also  auch  gar  kein  Recht,  son- 
dern bloss  eine  durch  Gewalt  geschaffene  Thatsache,  die  wieder 
nur  in  derselben  Weise  aufrechterhalten  werden  kann.  In  der 
That  grQndet  es  sich  durchaus  auf  kein  göttliches  oder  mensch- 
liches Recht,  wie  so  oft  behauptet  wird  —  denn  es  steht  so 
beiden  in  unversöhnlichem  Gegensatz  —  sondern  bloss  auf 

1)  Hier  wie  melat  auch  sonst,  wenn  auch  nicht  aosDahmilos,  sprioht 
Boiud  von  Eigentum  an  Ornnd  und  Boden  (jpropriiU  da  Isitm,  patriape 
ds  imes),  ohne  jedoch  etwa  das  Eigentum  an  bewegliohim  Vermögen 
(br  intr&glieb  edsr  anoh  nor  minder  verwetflieh  sa  halten. 
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die  onenaiilichen  Begierden,  den  Hochmut,  die  Yergewal- 
tigiiDg  und  die  Heuchelei  der  Menacheo.  Wie  es  durch  diese 
gcecbaffen,  to  nh  es  sie  seinerseits  wieder  henror  and  n&hrfe 

unaufhi^rlich  »die  verderbliche  Eigensucht,  dasjeuige,  was  der 
»Gesamtheit  zugehört  und  unter  alle  Gesellschaftsmitglieder 
»nach  ihreu  Bedaifnissea  ms  Verteilung  kommen  sollte,  aus- 
»adilieeslich  sich  snumelgnenc  {Cot.  93  nnd  passim). 

Die  Institntton  des  PriTateigentoms  habe  wieder  Verkehr 
und  Handel  berrorgemfen.  Nicht  einen  Verkehr  im  Sinne 
einer  wahrhaft  sozialen  Ordnung,  d.  h.  »den  Austausch  der 
»Mittel  ZOT  gegenseitigen  Krhaltung  und  sur  Förderung  des 
»sUgemeinen  Wohlseinsc.  Darunter  habe  man  vielmehr  die 
Soffline  der  BesEiehnngen  xn  rentehen,  welche  nnter  den  In- 
dividnen ,  Familien  nnd  Völkern  dnroh  die  BedfiHhisse  und 
Neigungen  entstehen  ,  welche  die  herrschende  Ordnung  der 
Dinge  geschatten  hat,  und  deren  eleude  Öpiel/euge  die  Men- 
schen nun  sind  (Cot»  126).  Handel  und  Verkehr  gereichen  daher 
aneh  nicht  allen,  sondern  nnr  einer  kleinen  Minderheit  Ton 
Elogen  und  Geschickten  som  Vorteile.  Hand  in  Hand  mit 
der  Bereicherung  dieser  gehe  die  üeberrorteilang  und  Ver- 
arm uiig  der  grossen  Mehrz.ahl  {Cat,  110  ff.). 

Für  die  Bedürfnisse  des  Handels  und  Verkehrs ,  wie  ihn 
die  heutige  Gesellschaftsordnung  kennt,  sei  das  Geld  geschaffen 
worden:  >6old  nnd  Silbersificke,  denen  man  einen  so  hohen 
Wert  beigelegt  hat,  dass  man  mit  ihnen  alles  kaufen  kann« 
{Cai.  92).  8o  llberflfissig  nun  das  Geld  (numeraire)  auch  in  einer 
walirhaft  vernünftigen  Gesellschaftsordnung  wäre  ,  so  unent- 
behrlich sei  es  in  der  heutigen.  l^atUrlich  diene  es,  wie  diese 
letstere  überhaupt,  ebenfalls  nur  zur  VergrSsserung  der  allge- 
meinen Korruption  ((M.  110->111). 


1)  Bemerken  wir  nebenbei,  dass  Boissel  keine  Almung  vom  Wesen 
dee  Oeldes  hat  and  dasa  er  der  Ansicht  huldigt,  die  Menschen  könnten 
jedem  beliebigen  Gegenstand  willkürlich  den  Währungs-Cbarakter  ver- 
leiben {les  hommea  oni  tic  ks  maurcs  de  convemr  de  toute  auire  cspcce 
WHitiere),  Dass  man  gerade  die  Edelmetallu  gewählt  habe,  sei  darauf 
arilcksu führen,  qui'l  est  entri  dana  le  plan  des  impostcurs,  qui  s^itoient 
CMpori  du  jpimvoir  eiUsU  ....  {CaL  116  S.). 
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So  lege  das  Privateigeotum  deu  Gruud  zu  jeglicheoi  Elend 
unter  den  Menscbeu.  Ueberall  und  immer  fördere  es  die  Un* 
toiheit,  die  firniedrigiiDg,  die  Abhaogigkeit  der  Menschen  tod 
einander  nnd  von  ihren  Leidenachaflen.  Dies  gelte  nicht  nur 
von  den  Individuen  innerhalb  einer  Gruppe,  sondern  auch  von 
dem  Verhältuisse  dieser  letzteren  zu  eiuaoder.  Aus  dem 
^belium  omnium  contra  omnes*  hervorgegangen,  verewige  es 
diesen.  Und  wie  nnter  den  Einzelnen,  so  gelte  «neh  nnter 
den  y&lkem  nnd  Staaten  nnr  die  Faoat  nnd  die  rohe  Gewalt 

Natürlich  ISmt  sich  Baissel  die  Gelegenheit  sa  einer  De- 
klaration gegen  den  Krieg  nicht  entgelieu.  »Wir  nennen  diese 
»schändliche  Kunst,  uns  gegenseitig  abzuschlachten ,  ein  Recht, 
»eine  menschliche  und  sogar  göttliche  Einrichtung,  trotzdem 
»augenscheinlich  mchts  nnmenschlicher  und  teofliseher  ist«  (Goi. 
8).  Und  er  hatte  dies  fttr  nnsere  Zeit  der  nnenehwingllehen 
Militarhndgets  und  der  sich  nnanfhdriich  jagenden  kriegstech- 
nischen Erfindungen  sicherlich  nicht  minder  ausgerufen,  als 
für  seine  Zeit.  »Auf  diese  entsetzliche  Kunst,  auf  diese  Ter- 
»abscheuungswtirdige  Einrichtung,  auf  diese  Schande  und  dieses 
»Unglflck  des  Menschengeschlechtes  stützen  noch  heute  die 
»gebildetsten  Völker  Europas  ihr  Heil,  ihre  Hoffnungen,  ihren 
»Heroismns,  ihren  Ruhm ,  ihren  Vorrang ,  ihr  Schicksal,  mit 
»einem  Worte,  alle  ihre  glänzenden  ChimärMn«  (Cat  9).  Derjenige 
werde  am  meisten  geehrt,  der  die  besten  Mordmstrumeute  her- 
stelle. Und  gelänge  es  Einem,  ein  Mordinstrament  to  er- 
finden, mit  dem  man  in  einem  Augenblicke  eine  Armee  anf 
einmal  vernichten  könnte,  er  würde  sicherlich  als  das  giftosie 
Genie  gepriesen  und  hochgeehrt  werden  (Cat.  109 — 110). 

Beulst  l  kiltisiert,  wie  schon  aus  seinem  Grundsatze,  dass 
nur  die  Arbeit  das  liecht  auf  Existenz  verleihe,  der  aus  der 
oben  angeführten  Definition  des  Eigentumsrechtes  hervorgeht, 
diese«  nicht  bloss  als  eigentliche  Ursache  aller  geaellschaft- 
lichen  üebelstande,  sondern  auch  als  Quelle  eines  arheitleaeB 
Einküiiiinens  (2)assim), 

Und  zusammenfassend  ruft  er  voll  Ingrimm  aus:  »Ich 
»gestehe,  dass  unter  solchen  Umständen  weder  mein  Hers, 
»noch  mein  Verstand  in  einem  Eigentümer  jemals  einen  ao- 
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»sialen  Menschen,  sondern  Yieimehr  immer  nur  ein  antisoziales 
tüngehener  erblicken  ktonen«  (Cai.  dB). 

Die  Menachen  haben  neh  aber  —  fährt  er  fort  —  nicht 
damit  begnOgt,  sich  ansechlieesliche  Rechte  über  die  Gegen- 
stande aasser  ihnen  anzumassen  ;  sie  beanspruchen  solcke  so- 
gar über  ihresgleichen.  Diese  Vergewaltiguug  finde  ihren 
AnadrudL  in  den  Eiurichtangen  der  Sklaverei  und  der  £he. 

Saissels  £inwendangen  gegen  die  Sklaverei  kdnnen  hier 
wohl  Übergangen  werden  (vgl.  Oat.  189  ff.). 

Sehr  merkwürdig  sind  hingegen  seine  Ausführungen  über 
der  vielmehr  gegen  die  Ehe  und  alle  ihre  Konsequenzen, 
weil  sie  uns  so  recht  die  Kühnheit  zeigen,  mit  der  er  an 
eein  Problem  herangetreten  ist  nnd  seine  VonuisBetznngen  zu 
Ende  gedacht  hat 

Die  Ehe,  d.  h.  »die  Summe  der  Regeln  nnd  Zeremonien, 
»welche  die  Menschen  .  .  .  für  die  Verbindung  beider  Geschlech- 
»ter  erfunden  haben,*  mt  ihm  »eines  der  geföhrlichsten  Atten- 
»tate  gegen  die  Freiheit,  namentlich  der  Frauen,  eine  Schei- 
»dang  Ton  der  übrigen  Menschheit,  eine  fürchterliche  Liga 
»gegen  die  Mitmensehenc  (dU.  101).  Sie  erscheint  ihm  also  nicht 
nnr  an  sich  als  etwas  nnsittliches  —  ich  komme  gleich  anf 
diesen  Punkt  zurück  —  sondern  auch  in  anderer  Richtung 
Ton  ausserordentlich  Terder blichen  Folgen,  weil  sie  eine  Fe- 
stigung nnd  Yerewignng  des  Privateigentums  und  der  auf 
diesem  beruhenden  Gesellschafts-  Rechts-  nnd  Wirtschaftsord- 
nung bedenteL 

Gewiss,  föhrt  er  fort,  das  Privateigentum  ist  eine  Folge 
des  menschlichen  Egoismus ;  wie  es  seine  Wirkuni^^  ist,  so  wird 
es  ihm  wieder  Ursache.  Aber  die  Eigensucht  tritt  nicht  bei 
aUoD  Menschen  gleich  stark  und  explosiv  anf,  ja  bei  vielen 
1^  nicht  Die  verderblichen  Wirkungen  des  Eigentumsrechtes 
werdon  dadurch  freilich  begrifflich  nicht  geringer,  sie  stei- 
gern sich  aber  noch  mehr,  wenn  zum  Privateigentum  die 
Familie  tritt.  Familie,  d.h.  die  Vaterschaft,  welche  wieder 
ohne  Ehe  undenkbar  ist.  Sie  ist  »Ursache  und  Rechtfertigung 
»eines  schrankenlosen  Egoismus  geworden,  infolge  des  durch  die 
»Liebe  des  Vaters  zu  seinen  Kindern  und  seiner  Familie  her- 
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»vorgerufenen  Bestrebens,  wenn  möglich,  das  Weltall  la  er- 
»raffen  und  es  den  Kindern,  ja  der  entfemteaien  Nachkommen^ 
»Schaft  zu  hinterlamenc  (Cai,  100). 

Obechon  es  anserem  Autor  an  Kraft  des  klaren  und  prä- 
zisen Ausdruckes  fehlt,  so  sieht  man  doch  deutlich,  dass  er 
die  Ehe,  d.  h*  die  Familie  angreift,  weil  sie  das  Erbrecht, 
alte  die  Unsterblichkeit  des  PriTateigontumi 
8 nr  Folge  hat 

Anl  Boisseh  Sehildernngen  der  sonstigen  üebeletSnde  der 
Familie  im  Zusammenhanj^e  mit  Privateigentum  uiul  Erbrecht, 
des  gegenseitigen  Hasses  der  uotreiiubar  verbundenen  Ehe- 
gatten, der  Zwietracht  and  des  Hasses  der  Eltern  gegen  die 
Kinder  und  dieser  gegen  jene  n.  s.  w.  glaabe  ich  nicht  ein- 
gehen sa  sollen  {Cai.  70  ff.).  Diese  Dinge  sind  tausendmal 
vor  und  nach  ihm  in  gleicher  Weise  gesagt  worden.  Hier 
aber  hau  lelt  es  sich  aus  ja  bloss  darum,  einen  üeberblick  Ober 
sein  System  zu  gewinnen.  Darum  ist  aber  andererseits  jene 
eigentümliche  Weise  höchst  interessant  und  nicht  zu  nmgehen, 
in  welcher  Baissel  die  Frage  nach  der  Berechtigong  der  Ge- 
sellschaft, in  die  Oesehleehtebesiehnngen  swischen  Hann  und 

Weib  regelnd  einzugreifen,  beantwortet. 

Als  das  hauptsächlichste  Lustgefühl  bezeichnet  JB.  die  Be- 
friedigung des  Geschlechtstriebes  (CaL  165).  »Der  Grund  dieser 
»Encheinnng  dürfte  wohl  darin  an  suchen  sein,  dass  der  Haapt- 
»sweck  des  Schöpfers  aller  Dinge  die  Arterhaltnng  ist«  Nor 
deshalb  and  nicht  etwa,  nm  den  Menschen  eine  Quelle  ron 
Freuden  zu  bereiten,  habe  die  Natur  die  Neigung  der  Ge^ 
schlechter  zu  einander  und  die  Wollust,  die  in  der  Befriedi- 
gung des  Geschlechtstriebes  gefunden  wird,  geschaffen.  Eis 
werde  dies  nm  so  klarer,  wenn  man  bedenke ,  dass  die  Men* 
sehen  nidit  nur  leben  können,  ohne  sich  gesdilechtlich  m 
vereinigen,  sondern  dass  sogar,  wenn  dies  im  üebermasse  ge> 
schiebt,  das  Verprnü^en  das  Individuum  schwäche  und  sclilieps- 
lich  zu  Grunde  richte.  Dieses  erfülle  eben  eine  rein  anima- 
lische Funktion  und  gehorche  dabei  einer  Kraft,  die  unab- 
hängig Ton  seinem  Wfllen,  ja  im  grossen  und  ganien  sogar 
gegen  denselben  wirke. 
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Teremigoi  aieli  die  MeDsehen  ihrerseits ,  um  des  Zwecks 
der  Arterbaltfing  willen?  Sicherlich  nicht,  sondern  weil  es 

iliueii  Vergniigen  macht!  Was  bedeutet  alöO  die  Ehe,  d.  h. 
die  gesellschaftliche  Regelung  der  Geschlechtsbeziehungen  ? 
Will  die  Gesellschaft  damit  der  JNatar  &a  Hilfe  kommen  und 
haben  wir  also  in  der  IShe  ein  bewosstea,  anf  die  Erbaltong 
der  Gattung  geriehtetea  Eingreifen  der  .Gesellschaft  an  er» 
blieken?  Das  werde  niemand  behaupten.  EHn  solches  der 
Nator  zu  Hilfe  kommen  wollen  wäre  auch  lächerlich  und 
jedenfalls  unnötig.  Dass  das  Menschengeschlecht  uicht  aus- 
sterbe,  dafür  sorge  die  Natur.  Die  Gesellschaft  habe  sich  nur 
am  die  firhaltong  ihrer  gerade  Torhandenen  Mitglieder  an  kfim- 
mem  nnd  also  diese  in  ihrer  freien  Beth&tignng  nur  dann  nnd 
insoweit  einzuschränken,  als  aus  derselben  sonst  ein  Nachteil  für 
dieObrigeu  erfolgen  würde.  Das  könne  ;iber  von  der  Befriedi- 
gung des  Geschlechtstriebes  im  allgemeinen  nicht  gesagt  werden. 

Die  einxige  Einflnssnahme  der  Gesellschaft  auf  diesem  Ge- 
biete kdone  im  Interesse  der  Indi?idnen  —  nur  die  seii)| 
diese  Uber  die  bSsen  Folgen  der  nnm&ssigen  Befriedigung  des 
Geschlechtstriebes  zu  belehren  und  vor  derselben  zu  warneu 
{Cat.  43  flf.  100  ff.). 

Die  Ehe  sei  also,  schliesst  Baisßd^  in  jedem  Falle  eine 
fiberflOflsige  nnd  nnnfltze  Institution,  Aber  nicht  nnr  das. 
8ie  sei  anch  geradeso  schftdlich,  weil  sie  die  IMheit,  nament- 
lich der  Frau,  beschränke. 

Wenn  schon  eine  Freiheits- Beschränkung  durch  die  Ehe 
eingeführt  würde,  so  solle  sie  doch  wenigstens  für  beide  Ge- 
schlechter bestehen  nnd  nicht  iSr  die  Frau  allein.  »Die  Weiber 
»nimlich  gehlSren  im  Natonostande  ebensowenig  den  Männern, 
»wie  diese  jenen.  .  . .  Wenn  man  sagen  kann,  dass  der  Mann 
»ohne  die  Frau  nur  die  Uälfte  seines  Weseus  darstelle  und 
»daher  der  Elrgänzung  durch  die  Frau  bedürfe,  so  gilt  das 
>acherlich  auch  you  dieser  und  für  sie.  Die  Moral  moss  also 
»Ar  beide  Geschlechter  die  gleiche  sein.  Ja,  wenn  schon  von 
»Nadisicht  die  Rede  ist,  so  hat  diese  an  Gnnsten  des  Weibes 

»einzutreten  «  {Cat,  62  ff.). 

Die  Khe  sei  also  bloss  ein  Ausfiuss  der  rohen  Gewalt  und 
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List  nnd  d&h«r  durchaus  verweiflich.  Das  einzig  Sittliche  und 
NataigemaiBe  sei  die  freie  Liebe.  »NenneD  wir  in  der  Geselle 
ischaltsordoaiig  nicht  dasjenige  Verbreoheii,  was  im  Nato»- 

»Stande  Tugend  ist!  Nennen  wir  niebt,  was  in  diesem  emc 
»Ungeheuerlichkeit  ist,  iii  der  Gesellschaft  Tugend.  Bs 
»sicherlich  vorzuziehen  t  dass  die  Menschen  sich  frei  auf  der 
^£rde  fortpflansea,  als  dass  sie  in  kanstiicheo  äckiachtord- 
»nnngen  einander  g^;enflberstehen  nnd  sieb  gegenseitig  ab- 
>Bchlaebtenc  [Cai.  57).  Die  Ehe  sei  also,  auch  wenn  sie  nidii 
das  Privateigentum  unsterblich  machte,  verwerflich*  Um  so 
mehr,  da  auch  diese  Wirkung  eintrete. 

Um  der  herrschenden  Privatrechtsordnuug  —  fährt  Boissd 
in  der  Kritik  des  Bestehenden  fort  —  eine  noch  weitere  Btütse 
za  geben»  tritt  zur  Familie  aacb  die  Religion  hinso. 

Er  nmschreibt  diese  als  »die  Samme  der  Mittel  und  Ein- 
»riehtangen,  welche  die  Klugen  (les  esprits  forts)  gehranchft 
»haben,  um  die  Dummen  {les  esprits  faihles)  im  Xamen  der 
»Gottheit,  welche  sie  selbst  erfanden  haben  und  nach  ihrem 
»Belieben  sprechen  Hessen,  zu  beherrschen«  {Cat,  103). 

Ich  will  hier  nicht  näher  anf  BoiaseVs  Angriffe  und  Be* 
weisf&hrangett  gegen  die  Religionen  Oberhaupt  und  die  ge- 
offenbarten insbesondere,  gegen  »den  entlaufenen  Sklaven  Mosst 
und  Leute  desselben  Schlagest  —  von  Christus  spricht  er  im 
Catechisme  überhaupt  nicht  —  <  ini^H'licu.  Er  bringt  in  ilieser 
Beziehung  durchaus  keine  origiueUen  Gedanken  vor,  sondero 
sagt  und  wiederholt  nur  Dinge,  die  vor  und  nach  ihm  von  An- 
deren viel  geistvoller  und  jedenfalls  in  besserem  Stile  gesagt 
worden  sind*  Ich  hebe  nnr  heryor,  dass  er,  wie  yiels  andere 
sozialistische  Denker,  auch  des  XVIII.  Jahrhunderts,  im  Gott 
der  Priester  und  Kirchen  bloss  einen  Gott  der  Besitzendeu  umi 
Herrschenden  und  ein  Mitt*»!  erblickt,  um  die  Besitzlosen  und 
Geknechteten  im  Zaume  zu  halten.  Als  einen  Beweis  fflr  diese 
Behauptung  führt  er  an,  dass  die  Religion  immer  und  Oberall 
sich  anf  Seite  der  herrschenden  Ordnung  der  Dinge  und  der 
Gewalthaber  gestellt  habe. 

Interessant,  wenn  auch  durchaus  unhistorisch  ist  seiu 
Yeröuch,  diese  Erscheinung  und  ihre  Notwendigkeit  zu  erklaren. 
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loh  betone  ee  nochmals:  JBaisseis  Angriffe  richten  eich 
nicht  gegen  die  Eziatens  eines  göttlichen  Weeene  fiberhaopt, 
sondern  nur  gegen  den  Gott  der  Kirchen  und  Priester.  Er 

glaabt  au  eine  erste  Ursache  aller  Dinge.  Die  Idee  einer  sol- 
chen, die  Gottesidee  aleo,  meint  er,  sei  zwar  nicht  den  Men- 
schen angeboren,  aber  das  notwendige  Ergebnis  ihrer  ersten 
Erfahrangen,  sowie  des  Nachdenkens  über  dieselben.  Denn 
sobald  der  Meoseh  m  denken  beginne,  mflsse  er  zugeben,  dass 
er  selbst  sich  ebensowenig  geschaffen  habe,  wie  Tiele  andere 
Gegenstände,  die  er  wahrnimmt  (Cat.  188  u,  pass.). 

Diese  Erkenntnis  und  das  infolge  derselben  eintretende 
Gefühl  der  Abhfingig^eit  von  Gott  und  der  Natur  erscheint 
onserem  Autor  sogar  als  eme  unbedingt  notwendige  Voraus^ 
s^ong  einer  whrklioh  sittlichen  Gesellsehaftsordnnng.  Denn 
ans  dem  Bewnsstsein,  dass  unser  ganzes  Sein,  sowie  alle  un- 
sere Haudlnnfcen  in  Gott  ihren  ei^eutlicheu  Ursprung  und  ihr 
Ende  nehmen  sollten,  im  Zusammenhange  mit  der  Vorstellung 
von  der  Erhabenheit  der  Gottheit^  ergebe  sich  der  zwingende 
Schkiss,  dass  die  soziale  Ordnung  wirklieh  sittlich  sein  mOsse 
und  andererseits,  dass  die  herrschende  Ordnung  der  Dinge  un- 
möglich Gott  zum  Urheber  haben  könne  —  wie  man  behauptet 
sondern  vielmehr  naturwidrig  und  gottesfeindlich  sei  {CaL 
löü  S,).  Wenn  diejenigen,  die  an  ihrem  Weiterbestande  interes- 
siert seien,  sich  trotzdem  auf  die  Gottheit  berufen,  so  beweise 
dies  nur,  dass  die  letztere,  sowie  man  sie  uns  darstelle,  nichts 
als  ein  Popanz  sei,  um  selbstsüchtigen  Zwecken  zu  dienen  (pctssim). 

Die  Erkenntnis  des  Ursprunges  und  des  Wesens  der  Dinge 
—  argumentiert  Boisscl  weiter  —  ist  unmöglich.  Sie  ist  aber 
auch  keine  Voraussetzung  des  menschlichen  Glückes.  Die  Men- 
schen könnten  daher  sowohl  im  Naturzostande,  ab  auch  in  der 
sodalen  Ordnung  diese  Srkenntnis  entbehren,  ohne  irgend  eines 
der  wahren  Sittliehkeitsgeboto  au  verletzen  und  dadurch  die 
Bedingungen  ihres  Glückes  zu  untergraben.  Dass  es  der 
Gottheit,  diesem  unendlich  erhabenen  Wesun,  ganz  gleich- 
gültig sei,  ob  die  Menseben  Würmer  sie  erkennen  und  verelinn, 
nicht  verehren  oder  gar  schmähen,  verstehe  sich,  wenn  mau 
die  findlichkeit  des  Menschen  mit  der  Unendlichkeit  des  gött- 


Digitized  by  Gopgle 


238 


Dr.  Grflnbeig  i 


liehen  Wesens  vergleiche,  yod  selbst.  M5gen  wir  also  immsr- 
hin,  meint  er,  tod  Neugierde  und  der  Saebt,  das  DiDg  an 
sn  ergründen,  beherracbt,  möge  unsere  Seele  immerhin  von 

dem  Wunsche  nach  einem  höhereu,  als  dem  irdischen  GlSck 
erfüllt  sein :  so  könne  dies  wohl  >als  die  GnitidlBge  eines 
»Glaubens  und  einer  Hoönung  .  .  .  auf  ein  andert:8  Schicksal 
»und  ein  künftiges  Leben  angesehen  werden,  in  dem  diese 
»▼ergeblicbe  aber  natürliche  Neugierde,  diese  ohnmächtigen  ab« 
»leicht  erklärlichen  Wfineche  Tollfitandig  befriedigt  wmdtn 
»werdenc  (CaL  20  ff.  204  ff.).  Nimmer  jedoch  folge  daraus  die 
Notwendigkeit  der  Religionen ,  eines  Kultus,  einer  geregelten 
Gottes?erebrung.  Nimmer  könne  dies  als  Kecbtfertigung  der 
Intoleranz,  der  fürchterlichen  Selbstzerfleischung  des  Menschen- 
geschlechtee  und  des  nnaagUcben  Elende  dienen,  welche  die 
Religionen  in  ihrem  Qefolge  hatten  und  haben  (passim). 

Wie  sind  diese  überhaupt  entstanden? 

So  leicht  es  ist,  meint  JJoissel^  sich  und  Andere  von  dem 
Vorhandensein  einer  ersten  Ursache  zu  überzeugen,  so  schwer, 
ja  unmöglich  ist  es  andererseits,  deren  Wesen  m  ergründen. 
Es  ist  daher  leicht  begreiflieh,  dass  die  KlQgsten  und  Listig» 
sten,  die  Aber  diese  Dinge  nachdachten,  sie  so  datstdUea, 
wie  es  ihrem  eigenen  Vorteil  am  besten  entsprach  (193  o.pas5.). 

Da  die  Mensclien  von  Anfang  an  ihre  Eigensucht  zum 
ail^iuigen  Massstab  ilirer  Handlungen  gemacht  hatten,  so 
waren  die  Gelehrten  und  Denker  jener  barbarischen  Zeiten  aa 
die  ansschliessliche  Herrschaft  der  Fanst  nnd  an  den  sMea 
Anblick  des  &ieges  Aller  gegen  Alle  gewdhnt.  Ja  sie  fanden 
diese  Zustände  wohl  mich  natürlich.  Wenn  sie  sich  jt^doKib 
auch  Ober  dieselheu  erhoben ,  so  dachten  sie  keineswegs  au 
ihre  grundsätzliche  Aenderang,  sondern  bemühten  sich  vidr 
mehr  —  ebenfalls  von  Eigennuts  beherrscht  aus  denaalbca 
so  Tiel  persdnlichen  Vorteil  als  magUeh  sn  sieben.  Da  sie 
»weder  die  Jüngsten  noch  die  Stärksten  waren ,  so  iMsassso 
»sie  auch  nichts  nnd  ^\aron  darauf  unbewiesen,  von  dem  zu 
»leben,  wad  ihnen  die  Besitzenden,  die  Gewalthaber  nud  deren 
»Kinder  als  Belohnung  dafür  gaben,  dass  sie  ihnen  ihreKenut- 
»ttisse  nnd  das  Resultat  ihres  Nachdenkens  initteilteo.c  Und 
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m  ist  offenbar»  dass  sie  unter  dem  Draeke  dieser  Abhängigkeit 
iliren  Brotgebern  schmeiebeln,  sie  yerherrlidien ,  ihre  Thaten 

als  Gott  wohlgefällig,  sittlich  und  gut  hioatellen,  ja  wohl  gar 
die  iirgsten  Gewalthaber  selbst  als  Götter  preisen  mussten. 
Unter  dem  Eiuiiusse  der  eben  dargelegten  Umstände  haben  sich 
die  Beligionen  und  der  heute  herrschende  Gottesgedanke  ent- 
wid»lt  In  dieser  Klasse  von  Menschen  nahmen  dieldeen 
fiber  die  erste  Ursache  aller  Dinge  eine  der 
herrschenden  Ordnung  analoge  und  den  an 
ihrer  unveränderten  Aufrechterhaltung  In- 
teressierten entsprechende  Richtung.  Sämt- 
liche retigi&sen  Einnchtongen  mussten  dann  natürlich  denselben 
Weg  nehmen  und  denselben  Zwecken  dienen  (Cot.  102 — 105), 

Allerdings  haben  dann  die  Priester  —  eben  die  Weisen 
und  Denker  —  die  rohe  Gewalt  gezähmt,  aber  nicht  zum  Vor- 
teile aller,  sondern  nur  zu  ihrem  eigenen.  Sie  sind  neben 
und  meist  sogar  an  die  Stelle  der  physisch  Starken  ge* 
treiens  sie  haben  das  Ton  diesen  geschaffene  Gesellschafte-, 
Wirtschafts-  und  Reehtssystem  weiter  gebildet  und  seither 
alles  gethan,  um  die  Herrschaft  zu  behaupten  und  die  Geister 
im  Banne  ihrer  Lügen  und  Irrtümer  zu  erhalten.  Sie  schmei- 
cheln den  Grossen ,  sie  drücken  die  Schwachen «  sie  knechten 
beide  und  saen  ftberalli  am  leichter  zu  herrschen,  Zwietracht 
nnd  Hader.  Dnd  während  sie  selbst  bienieden  gemessen, 
▼ertrösten  sie  andere  auf  den  Himmel  und  das  Leben  im  Jen- 
seits! {Cat.  ibidem  und  passim). 

*Qo  beschaffen  —  ruft  Boissel  zusammenfassend  aus  — 
>stnd  die  wichtigsten  Einrichtungen  aller  Religionen,  der  alten 
»wie  der  neuen,  welche  das  Eigentum  nnd  die  Familie  (Ehe) 
»llir  heilig  erklärt  haben,  so  dass  es  dnrchans  Terboten  ist, 

ain  Wort,  That  oder  durch  Unterhissungen  die  sogar  bei  den 
> aufgeklärtesten  Völkern  herrschende  ,  menschenmörderische, 
»veraklaTende  und  antisoziale  Gesellschaftsordnung  anzugreifen, 
»oder  an  den  Gesetzen,  die  wa  ihrer  Aufrechterbaltang  dienen, 
»elwaa  ansEusetxen.  Denn  sonst  läuft  man  Gefahr,  ein  Yer- 
>brecben  gegen  Gott  und  die  Menschheit  zu  begehen  und  za 
>ewiger  Feuerqnal  im  Jenseits  verdammt  zu  werden  —  selbst- 
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»verstaiidltch  jedoch,  naehdem  man  erst  aach  in  dieser  Welt 
»lebendig  verbrannt,  gebrandmarkt,  geeieinigt,  gdiangt,  ge- 

»pfählt  oder  gar  lebendig  zerrissen  worden  .  .  .€  (Cat,  105). 

Man  dürfe  sieb  dadurch ,  dass  die  Priester  und  Gewalt^ 
baber  die  Lehren  der  wahren  Moral  stets  im  Mande  iühreo, 
nicht  täuschen  lassen.  Das  seien  nur  Worte,  Phrasen,  diene 
nns  predigen,  ohne  sie  selbst  m  behencigen ;  ein  Mittel,  um 
die  Waffen  m  vergolden,  die  sie  nns  in  die  Hand  gegeben 
haben  ,  damit  wir  uns  zu  ihrem  gröösten  Vorteile  unter  ein- 
ander befehden. 

Eigentum,  Familie  (Ehe)  und  Religion  sind  die  Grondlageo 
anseres  Gesellsebaftsbaaes  1  roft  Boissel  ingrimmig  ans.  Dieser 
ist  aber  aach  danach!  Er  verdient  es  wohl,  als  menschen- 
mörderisch, versklayend  nnd  antisozial  {Vordre  homieide^  mer- 
cennaire  ei  antisocial)  bezeichnet  zu  werden.  >Ich  nenne  die 
»gegenwärtige  soziale  Ordnung  versklavend,  weil  in  ihr  das 
»Gute  nor  getban  wird  in  der  Hoffnung  auf  Belohnung  ood 
»das  B5se  nnr  miterlassen  ans  Fardit  vor  Strafe.  Ich  nenne 
»sie  menschenm5rderisch,  weil  sie  die  Kinder  gegen  die  Eltern, 
»die  Geschwister  gegen  einander,  die  Familien  and  Völker  so 
»stetem  Vernichtnngskampf  hetzt.  Ich  nenne  sie  antisozial, 
»weil  in  ihr  der  Egoismus  zum  allein  herrschenden  Prinzip 
»erhoben  ist,  weil  sie  die  Sucht  schafft  nnd  grosszielit,  das- 
»jenige  sich  ausschliesslich  zuzueignen,  was  allen  Gesellschafts» 
»mitgliedem  gehört  und  unter  sie  nach  Massgabe  ihrer  Be- 
>dürl'uisse  verteilt  werden  sollte«  (Cat.  90). 

Sind  die  Grundfesten  der  Gesellschaft  schlecht,  so  gilt  dies 
natürlich  auch  von  den  zu  ihrem  bckutze  bestimmten  Einrich- 
tungen. Man  spricht  wohl  viel,  meint  Boissel^  von  Gesetz, 
Recht  nnd  Gerechtigkeit  Thatsachlich  aber  sind  »Gesetze 
die  Verpflichtungen,  welche  die  StSrkem  den  Schwäehem  auf- 
erlegen, um  die  unglückselige  gegenwärtige  Ordnung  der  Diniji 
aufrecht  zu  erhalten  und  aus  derselben  zu  ihren  Gunsten  mög- 
lichst viel,  unter  Schädigung  der  grossen  Massen,  herauwi- 
schlagen ;  »Gerechtigkeit«  die  stete  Ausübung  des  Willens  der 
Stärkern  behufs  Erhaltung  dieses  YerhSltnisses ;  »Rechte  werde 
wohl  als  ars  aequi  et  boni^  iusH  atque  iniusti  notUia  be- 
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idcLnet,  diese  Definition  sei  aber  durchaus  mnutreffend  und 
imftthrend,  wenn  man  bedenke«  was  Geeets  nnd  Gerechtigkeit 
tiial^Uch  bedeuten  (Cai.  119). 

Mit  der  fortsclireitenden  Zivilisation  habe  man  allerdings, 
uud  da  wieder  hauptbächiich  im  Interesse  der  Herrschenden, 
die  sich  nicht  gerne  durch  das  schrankenlose  Walten  des 
Egmamna  der  andern  bedroht«  eventoeli  sogar  verdrängt  sehen 
iwoUten«  diesem  sa  Stenern  gesocbt.  So  sei  ein  ganzes  System 
Ton  priLventiTen  nnd  repressiyeo  Massregeln  nnd  Einriobtnngen 
entstanden.  >Aber  was  wir  als  Zivil  und  Pulizeirecht  .  .  .  . 
»bezei ebnen,  bot  von  jeher  und  wird  auch  immer  nur  schlechte 
»Aushilfe  bieten,  da  die  Ursachen  der  Eigensucht  .  .  .  fort- 
»beetehen  and  zn  wirken  nicht  aufhören  {Cat,  7.  173,  68  ff.)* 
»Mit  Gesetaen  Terbält  es  sieh  wie  mit  Heilmitteln  gegen  Krank- 
»beiten.  Sie  wären  nicht  notwendig,  wenn  der  Organismus 
»gesund  wjire«  (Cat.  69). 

So  ist  es  heute.  So  war  es  zu  allen  Zeiten  und  überall. 
An  das  »goldene  Zeitalter«,  von  dem  die  Dichter  singen  und 
sagen,  glaubt  Bmssel  nicht.  Ihm  ist  ee  nur  eine  Fabel  der 
alten  Dichter,  die  davon  gesprochen  haben,  ohne  uns  die  Mittel 
zu  seiner  Verwirklichung  namhaft  zu  macheu  (Cut.  109). 

Das  goldene  Zeitalter  läge  nicht  hinter  uns,  sondern  vor  uns. 

So  BoisseF^  Kritik.  Und  seine  Sohlussfoigerung !  Alles 
fieatefaende  ist  nur  wert,  dass  es  untergeht!  Das  Privateigen- 
tnmt  ^i^  (Familie),  die  Religionen  mtlssen  ^nslich  be- 
seitigt werden.  »Wie  könnten  denn  jemals  diese  Einrichtungen 
»mit  den  uüveriiusserlichen  uud  unverjährbaren  Menschenrechten 
»vereinbart  werden?  Vernichten  wir  also  diesen 
»Kultus  und  diese  Institutionen!«  {Cat  71). 

Und  was  dann? 

Soll  man,  wie  Rousseau  predigt,  die  Zivilisation  aar* 

schlagen  und  aum  Naturzustande  2urflckkehren? 

Nein,  antwortet  unser  Autor.  Die  Lehre  Bomscau's  von 
der  Verderblichkeit  der  Zivilisation  und  des  Zusammenlebens 
der  Menschen  in  geordneten  (Gemeinschaften,  seine  Negation 
der  ersteren  nnd  die  Aufforderung  sie  anfenheben,  beruht  ein- 
&Bh  anf  einem  Missverstindnis.   Jean-Jaques  ist  an  diesem 
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falschen  Scliluss  gelangt ,  weil  er  das  Privateigentum  nkbi 
bloss  als  Basis  unserer»  sondern  einer  jeden  Gesell- 
schaftsordnnng  angeBehen  haL  Ihm  encheini  die  Piivftteigeii- 
tumsordBQng  als  die  Gesellsebaf tsordnung  «at*  iC^xV* 
Und  da  er  die  nnansweichlicben  und  fllreliterlichen  üebelstande 
des  Privateigentums  gar  wohl  erkennt,  ohne  dieses  aber  eine 
soziale  Ordnung  fUr  unmöglich  hält ,  so  gelangt  er  naturgt- 
mase  zur  Verneinung  der  letztern.  Acceptiert  man  Bousseat^t 
Prämissen,  dann  kann  man  sich  anch  gegen  seine  SchhiB»- 
folgerangen  nicht  wehren.  Dann  giebt  es  freilich  keinen  aiK 
derOf  als  den  von  ihm  empfohlenen  Ausweg.  Baussecn^»  Vor- 
aussetzungen sind  aber  falsch.  Die  auf  der  Basis  des  Privat- 
eigentums aufgebaute  Gesellschaft  ist  nicht  d  i  e  Gesellschaft. 
Sie  ist  höchstens  eine  Form  derselben.  Aber  auch  das  nicht 
Denn  es  giebt  in  der  That  nur  eine  einzige  soziale  Ordnug, 
die  diesen  Namen  verdient.  Jene  ist  es,  die  nicht  den  Egoismus, 
sondern  den  Altruismus  zu  ihrem  Prinzips  bai  Diese  Muster- 
gesellschaftsordnung  muss  erst  begründet  werden.  >Der  Ver- 
»fasser  der  Abhandlung  über  den  Ursprung  der  Ungleichheit 
»unter  den  Menschen  hat  geirrt,  als  er  die  Behauptang  aof- 

»stellte,  deijenigCf  der  sieh  zuerst  Eigentumsreciile 

»angemasst  habe,  ssi  als  der  Begründer  der  menschlicben  H- 

» vilisation  und  GeBellschaft  anzusehen   Der  erste  Eigen- 

»tümer  w;ir  nicht  ihr  Begründer  im  wahren,  sondern  nur  im 
»falschen  binue  des  Wortes.«  Hätte  Rousseau  reiflicher  nach- 
gedacht, so  wäre  er  natürlich  zwar  auch  zu  der  Ueberzeugong 
▼on  der  Verderblichkeit  der  gegenwSrtigen  Ordnung  der  Dingie 
gekommen.  Er  h&tte  jedoch  andererseits  die  Notwendii^keit 
eines  geordneten ,  auf  wirklich  vernünftigen  Grundlagtjn  be- 
ruhenden gesellschaftlichen  Zusammenlebens  der  Menschen  unJ 
die  zahllosen  Vorteile  erkannt,  die  ein  solches  ihnen  biete 
(CW.  64 — 65,  ebenso  auch  Lei  Enirüiens  du  päre  Q^rord 
passim). 

Nicht  das  Aufgeben  der  sozialen  Ordnung  Überhaupt  kann 

uns  also  helfen,  meint  Boissel,  auch  nicht  Palliative,  wie  sie 

vielfach  angestrebt  werden,  z.  B.  Aekergesetze  (loi  aara<fc\ 
»Die      agrairCf  d.  h,  die  gleiche  Verteilung  von  Grund  und 
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»Boden  halt  keinen  Sinn,  da  sie  die  üraache  des  üebels  nioht 
»in  ihrer  Wurzel  angreifen  und  beseitigen  würde  {Les  En- 
tretiens  75 — 76).  Helfen  kann  nur  der  Neuaufbau  der  sozialen 
Ordnung  auf  altruistischer  Basis. 

Was  Boiasel  nnier  dieser  Tersteh^,  haben  wir  in  der  £in- 
leitnog  zur  Darstellung  seines  Systems  gesehen.  Sein  negi^ 
tives  Programm  ergiebt  sieh  danach  yon  selbst.  Es  gipfelt  in 
dem  Vorschlage  der  Abschaffung  aller  wie  immer  gearteter 
individualistischen  Charakter  traip^ender  Einrichtungen  und  der- 
jenigen, die  als  ihre  Konsequenz  erscheinen.  Aller  individu- 
eller und  korporativer  Vorrechte  also;  demnach  auch  der  in- 
dividnellen  Bechte  im  hexrsehenden  Sinne  nnd  des  wichtigsten 
unter  ihnen,  des  Eigentumsrechts ;  der  Familie  nnd  ihrer  Grund- 
lage der  Ehe;  der  Religionen  schliesslich  und  aller  religiösen 
Institutionen  {Cat,  60  ff.,  178  ff.,  194  f.  und  ]^s%m^  ebenso 
auch  Les  Entretiens  passim). 

Was  zunächst  die  Religion  anbetrifft,  so  soll  fortan  un- 
bedingte Tolerans  herrschen.  Jeder  könnte  es  mit  der  Gottes^ 
Terehmng  halten,  wie  es  ihm  beliebe.  Sogar  den  Atheisten 
und  Materialisten  mü.'^ste  —  trotzdem  sie  eigentlich  nur  als 
Wahnsinnige  angesehen  werden  konnten  —  freie  Meinungs- 
äusserung zugestanden  werden.  Selbstverständlich  wäre  in  Zu- 
kunft die  Scheidung  Ton  Kirche  und  Staat  in  strengster  Weise 
durchzufahren,  jeder  Beligionsunterricht  aus  den  Schalen  und 
öffentlichen  Anstalten  durchaus  zu  rerbannen.  Die  Priester, 
wenn  sie  bei  ihren  Meinungen  verharren  wollten,  sollten  zwar 
in  ihrem  Privatleben  nicht  gestört  w  erden ,  im  übrigen  aber 
sich  denselben  Pflichten  unterwerfen  müssen,  wie  alle  andern 
Gesellschaftsmitglieder  (?gl.  Cait.  186,  194  ff.  Lea  Ei^ 
iirtstims  17  ff.  et  passm). 

Ebenso  wlkre  die  Ehe  gans  zu  beseitigen.  An  ihre  Stelle 
müsste  die  naturgeniüsse  freie  Liebe  treten.  Fortan  »solle  keine 
»andere  Regel  für  die  Geschlechtsverbindung  von  Mann  und 
»Frau  bestehen,  als  jene,  weiche  die  Zwecke  der  Natur  för- 
>derte,  die  BeTöikerung  mehrte  und  besserte,  oder  auch,  wenn 
»nötig,  ihrem  allzuraschen  Anwachsen  Einhalt  gebieten  wttrdec 
1)  W  i  e  sagt  freilich  nnier  Aotor  nicht  Diese  Stella  beweift  aber, 
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£b  gäbe  in  Zttkonft  nur  Väter  und  Mfitter,  Brdder  nnd  Schwe- 
stern (Cat  177  ff.  Les  EnireHens  177—178).    Die  Kinder, 

die  aus  der  freien  Verbindung  von  Mann  und  Weib  stauimten, 
würden  von  der  Gesellschaft  erzogen ;  Vaterschaft  und  Motter- 
scbaft  im  heutigen  binue  und  die  Familie  würden  verscbwindeo; 
sie  gäben  dafür  den  Anspmch  aof  die  Liebe  und  den  GehoTMi 
aller  Kinder.  Diese  nmgekehrt  mQssten  alle  Mfitter  nnd  Vater 
gleich  lieben  and  ehren  and  ihnen  allen  in  gleichem  Maese  ge- 
horchen. 

Natürlich  würde  in  der  künftigen  Idealgesellschaft  auch 
alles  Privateigentum  prosknbicrt.  Alle  Güter  gehörten  der  Ge- 
meinRcbaft  und  würden  unter  deren  Mitglieder  nach  dem  Mtns 
Stabe  des  Bedfirfnisses  eines  jeden  verteilt  werden.  Die  Grund- 
lage der  neuen  Ordnung  wäre  die  Gleichheit  und  das  gleidis 
Recht  aller  GesellBcliat[iniit<4lieder  auf  Existenz. 

Von  einem  Auerkennen  de.s  Uethtes  auf  den  vuUen  Ar- 
beitertrag könnte  natürlich  keine  Rede  sein,  da  dieses  mit  der 
Verwirklichnng  des  Rechtes  auf  Existenz  in  nuTersöbnlicheiB 
Widerspruche  steht  und  die  nnverschuldeterweise  Arbettsan- 
iabigen  —  Kinder ,  Kranke,  Invalide,  Greise  —  ans  dem  fip- 
trage  der  Gesamtarbeit  erhalten  werden  milssten. 

I^o(6i>cl  iiüdet  dies  ebensowenig  ungerecht,  wie  dass  nicht 
das  Mass  und  der  Grad  der  Arbeit,  sondern  das  Bedürfnis  zum 
Massstab  der  Gfiterrerteilnag  gemacht  werden  soll,  Dnrdi- 
dmngen  von  den  Grundsatz,  dass  sie  daan  da  seien,  um  ftr 
ihre  Mitmenschen  xn  arbeiten  und  ihr  Glfick  in  dem  der  Qe- 
t-amtheit  zu  finden,  werden  die  Mitglieder  der  künftigen  Gesell- 
schaft in  diesem  Verfceilungsmodus  keine  Ungerechtigkeit  er- 
blicken. >Der  Bürger,  meint  unser  Autor,  dem  die  Natur 
»mehr  Starke  oder  eine  bessere  geistige  Vemnkigang  Terliebeo 
»hätte ,  wäre  bestimmt ,  jene  gesellschaftlichen  Aufgaben  n 
»erfüllen,  die  mehr  geistige  oder  körperliche  Kraft  bean- 
»sprucben.  Er  könnte  sich  aber  aus  diesem  Grunde  keine 
»hervorragendere  Stellung  über  seine  Mitmenschen  anmassen. 

daM  ihm  der  IdeeugaDg,  den  man  aUi  Katthosianiimat  bsMiehiMt, 
nidht  gaas  fremd  war. 


Digitized  by  Gopgle 


Beitrftg«  sor  EutwicklongigCBcbichie  dei  modemen  SosialiBiniit.  245 

»Diese  würden  ihm  dal  in  die  Dankesschuld  durch  ihre  Liebe 
»abtragen  .  .  .c  {(Jat,  178). 

Da  io  der  neuen  Gesellschafl  alle  Arbeitsfähigen  arbeiten 
mllesten  nnd  allen  ihre  Existenz  ans  dem  Ertrage  der  Gesell- 

scbaftsarbeit  verbürgt  wäre ,  so  künnte  es  keine  Arbeitslosen 
geben  und  die  Franre  nach  dem  Rechte  auf  Arbeit  ent- 
üele  äomit  von  selbst. 

Erwähnen  wir  Doch,  dass  es  im  neuen  Staate  weder  Geld 
noch  Stenern  im  heutigen  Sinne  gäbe.  Diese  bedeuten  heute 
»die  Yerpfliehtnng,  zu  den  für  die  Erhaltung  nnd  Durchfllh- 
rnng  unserer  schäudlichen  Gesellschafts-  und  RtjclitsordnuDg 
not\vendi<?en  Kosten  bei/Aitragen.«  In  der  künftigen  Idealord- 
nung würde  aber  ein  jeder  sich  selbst  und  alle  seine  Fähig- 
keiten in  den  Dienst  der  Gesamtheit  stellen  (CkU.  148 — 149). 

Weitere  Details  Qber  seine  Mustergesellsehaft  giebt  Boissel 
nicht.  Es  ist  dies  auch  leicht  begreiflich.  Denn  einerseits 
bandelt  es  sich  ihm  von  voriieLeicin  nicht  daiuui,  eine  Utopie 
im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes  7ai  schreiben;  dann  aber 
steht  für  ihn  fest,  dass,  wenn  einmal  die  Wahrheit  und  Ver- 
nunft gesiegt  hätten,  sich  alles  von  selbst  auf  das  schönste 
fttgen  und  ein  Interessenkonflikt  zwischen  IndiTiduen  und  Grup- 
pen einfach  undenkbar  wflide. 

Wer  die  Leitnng  der  neuen  Gesellschaft  übernehmen  und 
in  welcher  Weise  dieselbe  vor  sich  gehen  solle,  deutet  JBoissel 
kaum  an.  Die  Erziehung  sollte,  nach  seiner  Meinung,  jeden- 
falls in  den  Händen  der  Alten  und  Weisen  —  die  fortan  kein 
dem  allgemeinen  Wohl  entgegengssetKtes  Interesse  haben  wflr- 
den  —  ruhen  (Gai,  11). 

Eü  braucht  wohl  nicht  erst  besonders  betont  zu  werden, 
dass  unser  Autor  von  der  Durchführung  seiner  Vorschläge  das 
glänzendste  Resultat  und  das  Himmelreich  auf  Erden  erwartet. 
Die  Tugend,  die  Weisheit^  die  Moral  allein  würden  dann  die 
Menschen  lenken*  »Sollte  aber  anfällig  ein  Ungeheuer  ge- 
»boren  werden,  das  die  allgemeine  Sicherheit  bedrohte  und 
»die  öffentliche  Ordnuii^^  zn  stijren  versuchte  ....  so  würde 
»es  seiner  Abzeichen  als  Bürger  oder  gar  seiner  Freiheit  be- 
»raubt  werden.  Auswärtige  Ungeheuer  würde  man  erst  durch 
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»gftÜicbds  und  Teinünfliges  Zureden  za  menschlichen  Geftthlen 
tzn  bringen  Terenchen  (humaniser)^  nnd  bliebe  dies  vergeblich, 

»auf  jede  Weise  unschädlich  machen  ').  Nach  Einführung  der 
:)walirliaft  sozialen  Ordnung  und  der  sozialen  Erziehung  werden 
^aber  solche  Vorkommnisse  unmöglich  oder  unschädlich  seine 
{Cot.  187). 

Diese  glückseligen  Znstande  sollen  darcb  die  sosiale  Er- 
ziehung —  nach  dem  im  CtUSehisme  du  genre  humain  vor- 

geschriebenen  Muster  —  d.  h.  durch  eine  solche,  welche  auf 
die  Beseitigung  aller  egoistischen  und  die  ausschliessliche  Pilege 
der  altmislischen  Motive  gerichtet  wäre,  herbeigeführt  werden. 
Von  der  Allmacht  der  Erziehung  Überzeugt ,  zweifelt  Baissel 
keinen  Angenblick,  dass  die  von  ihm  gewünschte  nnd  vomna- 
gesetzte  Wirknng  anch  eintreten  würde. 

Der  Verwirklichung  dieses  Ideals  steht  leider  nur  Eines 
im  Wege :  *le  stupide  et  fatal  pouvoir  de  VhabÜude^  ,  die 
Macht  der  Gewohnheit.  Obschon  die  Menschen  die  verderb- 
lichen Wirkungen  der  herrschenden  Zustande  fortwahrend  an 
ihrem  eigenen  Leibe  spüren ,  wollen  sie  diese  nicht  freiwillig 
aufgeben.    »Die  Gewöhnung  an  das  Schlechte  maclit  daraus 

»ein  Bedürfnis   Man  zieht  die  Liebkosungen  eines 

»Feindes,  der  uns  tötet,  der  gewaltsamen  Kur  eines  Preundes, 
»der  uns  heilen  will,  vor  . .  .<  {Colt.  172—173).  Von  den  Chefe 
der  Gesellschaft  kann  man  aus  dem  gleichen  Grunde  nichts 
erwarten.  »Die  Geschichte  der  aufgeklärtesten  Völker  lehrt 
*uns,  dass  selbst  die  eifrigsten  und  von  den  besten  Absiebten 
»beseelten  Gesetzgeber  und  Könige  das  Grundübel  gar  nicht 
»bemerkt  haben ,  eben  weil  sie  in  der  von  ihm  verpesteten 
»Atmosphäre  aufgewachsen  und  erzogen  sind  .  •  •  •  So  trafen 
»sie  denn  bloss  Palliativmassregeln ;  wie  uns  auch  die  weisesten 
Philosophen  nichts  als  schöne  MoralsprQcbe  und  Maximen 
»zurückgelassen  haben,  dereu  TH'folgung  und  Uebung  die  gegen- 
»wärtige  Ordnung  der  Dinge  der  übergrosseu  Mehrzahl  d& 
»Menschen  einfach  unmöglich  machte  (Cat  173). 

Beweist  dies,  dass  die  gegenwärtige  Erziehung,  wenn  anoh 

1)  Boissel  bekennt  sieb  im  CaUcimme  du  genre  humain  als  unbe- 
dingte: Gegner  der  Todesstrafe.   Vgl.  S.  107—108. 
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von  den  besten  Absichten  geleitet,  nichts  nützen  kann  ,  so 
steht  es  andererseits  ans  den  gleichen  Gründen  fest,  dass  die 
jetzigea  Gewalthaber  freiwillig  die  radikalen  nnd  alle  eine 

Besseruug  unserer  sozialen  Znstande  herbeizuführenden  geeig- 
neten Mittel  Dicht  anwenden  werden.  Die  Initiative  muss  also 
Ton  anderer  Seite  ausgehen.  Die  Menschen  —  die  Trägen  so- 
wohl als  auch  die  Bosgesinnten  —  müssen  zn  ihrem  Glücke 
geswangen  werden.  Damm  wendet  sich  Boissel  an  die  Na- 
tionalTersammlnng.  Ans  den  weisesten  nnd  aufgeklartesten 
Männern  der  Nation  zusammengesetzt,  soll  sie  die  nationale 
Erziehung  und  die  weitern  zn  deren  DnrchfÜhrunir  und  zum 
Neuban  der  Gesellschaft  erforderlichen  Massregein  dekretieren. 

Man  sieht :  nnser  Autor  unterschätzt  iu  gewisser  Hinsicht 
keineswegs  die  Maeht  des  Bestehenden  nnd  geschichtlieh  Grewor- 
denen.  "Er  ist  sich  darüber  klar,  dass  seine  Ideale  nicht  mit  einem 
Schlage  zu  verwirklichen  sind  und  schlägt  daher  eine  Reihe 
von  Uebergangsmassregeln  vor,  bestimmt  die  alte  in  die  neue 
Gesellschaft  friedlich  und  mit  möglichster  Schonung  der  ent- 
gegenstehenden Vorurteile  nnd  Interessen  hinüberanleiten. 

Diese  Vorschlage  bilden  die  nicht  am  wenigsten  interee- 
sante  Partie  des  j^ot^^^rscben  Systems. 

Das  Privateigentum  soll  währeud  dc>  üebergangsstadiums 
vorläufig  begriillich  nicht  angeta5?tet  werden.  Da  aber  auch 
während  desselben  allen  das  Recht  auf  ExistcTiz  gesichert  wäre, 
freilich  nicht  auf  gleiche  Existenz,  so  bedeutet  dieses  Znge* 
standnis  im  Gmnde  genommen  nicht  yiel.  Von  dem  Gesamt- 
einkommen der  Nation  mfisste  nSmlich  vor  allem  —  in  Form 
einer  auf  die  Besitzondcu  gelegten  Steuer  —  jenes  Güterquan- 
tum in  Abzug  kommen,  welches  zur  Erziehung  und  Erhaltung 
der  aus  irgend  einem  Grunde  Arbeitsunfähigen  notwendig  wäre. 
Nnr  Ober  das  Mehr  konnten  die  £igentQmer  Terfügen. 

Dies  hätte  natOrlieh  eine  Reihe  Ton  Eonsequenzen«  die 
das  PriTateigentum,  wenn  sie  es  anch  begrifflich  unangetastet 
liessen,  so  ausserordentlich  belasteten,  dass  sein  Wert  für  den 
Eigentümer  eigentlich  illusunV^cb  würde. 

Boissel  scheut  sich  natürlich  auch  nicht,  diese  Folgerungen 
zn  ziehen.  Da  die  landwirtschaftlichen  nnd  Indnstrieprodnkte 
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ersten  Grades  fär  die  Erhaltung  der  Gesamtheit  Ton  ansseror- 
dentliefaer  fiedeutang  sind»  so  könnte  man  es  —  meint  er  — * 
duTolians  nicht  dem  Belieben  der  ESgenttlmer  aberlassen,  ob  nnd 

wie  sie  pro«^uzieren  wollen.  Sie  wären  demnach  in  dieser  Be- 
zi«'huii{^  lediglich  als  Verwalter  und  Vci  wahrer  ^dejyosilmrts 
compMUs,  yarans  et  responsabks€  des  btnates  anzusehen. 

Dieser  Gedankengang  führt  natürli«^  Baissel  dazu,  n 
▼erlangen:  1)  dass  die  Vemachlassigang  der  BodenkoHor 
nnd  jede  Verfügung  znro  Nachteile  des  Publikums  mit  dem 
FTeimfal!  des  Grund  und  Bodens  sowohl ,  iil«^  auch  seiner  1m- 
zeuguisse  au  die  betrcÜendeu  Kommunen  bestraft  werde;  2)  dü^s 
in  den  einzelnen  Gemeinden  öffentliche  Niederlagen  errichtet 
werden,  in  die  alle  iandwirtschaftlichen  Produkte  gegen  Be- 
sahlnng  durch  den  Staat  abgeliefert  werden  mtlssten. 

Niemand  soll  auf  Existenz  Anspmch  haben,  es  s«  denn, 
dass  er  denselben  durch  Arbeit  erwerbe.  Nur  Arbeitsun fällige 
(Kinder,  Greiwe,  Kranke  und  Invalide)  sind  ausgenommen*  Für 
die  letzten  3  Kategorien  aollen  in  allen  Gemeinden  zn  ihrer 
£rhaltnng  bestimmte  Anstalten  errichtet  werden. 

Da  in  diesem  Üebergangsstadinm  noch  immer  der  freie 
Arbeitsvertrag  jrälte,  so  sieht  sich  Boissel  natürlich  zur  Au- 
ekkennung  des  Rechtes  auf  Arbeit,  als  der  Ionischen 
Ergänzung  des  Rechtes  auf  Existenz  genötigt.  Er  beantragt 
daher  die  Errichtung  von  Nationalwerkstätten  (ateliera  piMies) 
in  jeder  Gemeinde,  in  denen  die  Arbeitslosen  Beschiftigang 
finden  sollten. 

Während  der  Uebergangsperiode  soll  die  Elte  den  Charakter 
eines  rein  privatrechtlichen  Vertrages  annehmen ,  unbedingt 
freie  Scheidung  zulässig  sein  und  die  staatliche  Intervention  bei 
derselben  sich  auf  die  Entscheidung  von  nnter  den  Ehegatten 
streitigen  yermogensreehtlichen  Ansprachen  beschränken. 

Da  sofort  die  unbedingte  Trennung'  der  Kirche  von  Staat 
und  Gesellschaft  erfolgte  und  die  Religion  Privatangelegenheit 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes  würde,  so  konnten  die  so  frei 
werdenden  Kirchen,  Kloster  nnd  deren  BesitraDgen  za  Schul- 
iwecken  yerwendet  werden. 

NatQrlich  würden  im  neuen  Btaai  auch  gleich  alle  OSm^ 
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8ivkriege  aiifli5ren;  der  Staat  wibrde  sicli  nur  wdiren,  wenn 

er  angegriffen  würde. 

luzwischeu  wUrde  die  »soziale  Erziehung«  dafür  sorgeD, 
dass  die  neue  Generation  den  vollständigsten  Abscheu  vor  dem 
PriTateigeDtom  und  der  auf  diesem  beruhendes  Eechtsordoung 
fiMse  und  umgekehrt  toü  den  QnmdaStsen  der  edelsten  und 
reinsten  Nächstenliebe  durchdrangen  werde. 

Was  die  Erziehnn«]^  anbeljiTii^t,  so  würde  dieselbe  für  die 
verschiedenen  Geschlechter  getrennt  sein.  Der  Unterricht  mtisste 
natürlich  —  wie  auch  in  Zukunft  —  in  Bezug  auf  die  grund- 
legenden Prinzipien  (paur  la  thSarie  et  les  prineipes)  fttr  beide 
Geschlechter  und  för  alle  Individuen  der  gleiche  sein;  im 
Übrigen  aber  auf  die  verschiedene  geistige  und  körperliche  Ver- 
anlagung gebührende  Rücksicht  genommen  werden.  Die  Ent- 
scheidung hierüber  stünde  den  »zärtlichsten  Müttern,  sowie 
den  weisesten,  aufgeklärtesten  und  erfcihreusteu  Männern«  zu. 

Mit  den  Schulen  wären  Werkstatten  und  Fartbildungs- 
anstalten  für  die  Zwecke  de«  Ackerbanea,  der  Industrie  und 
der  Kunst  zu  verbinden. 

Erwähnen  wir  noch,  dass  Boissel  das  weibliche  Geschlecht, 
wegen  seiner  vielen  Vorzüge  —  als  Mütter,  Pflegerinnen  und 
Erzieherinnen  der  Menschheit  und  wegen  der  Seligkeit,  die 
ihre  Liebe  dem  Manne  gewahrt  —  auch  äusserlich  dadurch 
ehren  will,  dass  dasselbe  in  tpi^htigenTempelnc  erzogen  werde« 

Die  Kosten  aller  dieser  Anstalten  sollen  selbstverständlich 
die  Besitzenden  tragen.  Das  wäre  aber  nach  Boissel  nur  recht 
und  billig,  da  sie  an  sich  auf  nichts  mehr  als  die  »frugale« 
Bedürfnisbefriedigung  und  auch  auf  diese  erst  auf  Grund  von 
Arbeit  ein  Anrecht  haben.  Ebensowenig  würde  ihn  beirren, 
dass  die  hohe  Besteuerung  und  die  mit  dem  Eigentum  dem 
Staat  gegenüber  verbundene  Verantwortlichkeit  in  kurzer  Zeit 
den  Privateigentümern  sicherlich  einen  ehenso  grossen  Schauder 
vor  ihren  Privatrechten  emtiössen  würden,  wie  die  »soziale  Er- 
ziehung« ihren  Kindern.  Denn  das  ist  ja  das  von  ihm  er- 
träumte Ziel.  Würde  ee  erreicht,  dann  stflnde  eben  der  Ver- 
wirldichuog  des  Beichea  der  Tugend  und  Wahrheit  nichts 
mehr  im  Wege  und  sie  könnte  um  so  rascher  eintreten* 
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Ich  bin  zu  Ende.  Eine  Kritik  des  BoisseVschen  SjbUmi 
ist  Dicht  beabsichtigt ;  ebensowenig  eine  ernsthafte  Bekampfang 
nnd  Widerlegang:  eine  solche  wäre  anch,  angesichts  seiner 

vielfachen  Absurditäten,  durchaus  nicht  am  Platze.  Die  inancb- 
inal  geradezu  wahnwitzigen  Uebertreibungen  und  Schlüsse 
BoisseVs  —  neben  vielen  richtigea  und  beherzigenswerten  Ge- 
danken —  riditen  sich  yon  selbst. 

Ebensowenig  wie  eine  Kritik,  konnte  ich  beahnchtigen : 
die  Ideen  BoisseVs  denen  anderer  sonalistiseher  Denker  gegen- 
über zu  stellen  und  sie  mit  einander  zu  ver^leicheu.  Nichk 
bloss  weil  mich  dies  zwingen  wilrdp,  den  mir  gesteckten  Rahmen 
weitaus  zu  ill  erscl^reiteu,  sondern  auch,  weil  ein  solches  Uu* 
temehmen  fiberflttssig  wäre.  Diejenigen,  welche  mit  den,  den 
verschiedenen  soaialistischen  Systemen  zq  Qmnde  licgeodeB 
Gedankenkreisen  vertrant  sind,  werden  die  Aehnliehkeitea  und 
Verschiedenheiten  zwischeu  diesen  nnd  dem  im  Catechisme 
du  gmre  Jiumain  vertretenen  leicht  herausfinden.  Nichtkeimer 
aber  würden  oberÜächiiche  Andeutungen  mehr  irreführen,  als 
belehren. 

Es  war  also  von  yomherein  bloss  meine  Abeicht,  die 
Ideen  eines  Mannes  der  Vergessenheit  zn  entreissen  nnd  kon 

lu  skizzieren,  der  zwar  persönlich  keine  hervorragende  Rolle 
gespielt  hat,  dessen  Schriften  aber  viel  gelesen  worden  zu  ssein 
scheinen  und  so  manchen  der  späteren  Mitverschworuen  Bcu 
beufs^  mr  Teilnahme  an  dessen  Untemehmnng  angeregt  haben 
dtirften. 

Wenn  Boissd  selbst  in  dieser  VerschwSnmg  nicht  her- 
vortritt und  wohl  überhaupt  an  derselben  nicht  teilgenommen 
hat,  so  mag  dies  dadurch  erklärt  werden ,  dass  er  kühne 
Gedanken ,  aber  vielleicht  kein  eben  solches  Herz  hatte.  £r 
hatte  übrigens  immer  im  CaUchistne  die  Wiedeigebiirt  der 
Menschheit  auf  dem  Wege  friedlicher  Beformen  gepredigt 
Das,  was  man  als  grossen  Charakter  tn  beceichnen  pflegt,  war 
Bdi.sscI  keinesfalls.  Er  war  und  blieb  in  seinem  Leben  immer 
der  kJeinliche  und  verbitterte  Ex-Advokat,  der  nach  einander 
beim  Könige  von  Frankreich  um  seine  Wiedereinsetzung  in 
.  die  ihm  entzogene  Stellung  petitionierte ;  dann  sich  den  radi- 
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kalrten  RepablikaDeni  anaehlott  und  die  Hinricbtang  des  Kdoigs 
dnrcbans  ordmmgsnuUsig ,  nütslich  und  notwendig  &nd ;  um 

schliesslich  auf  den  Kaiser  der  Franzosen  lateinische  Lohge- 
dichte zu  schreiben.  Eine  Wandlung,  die  freilich  noch  viele 
und  ganz  anders  bedeutende  Männer  in  jener  Zeit  durchge- 
macht haben. 

ISb  darf  allerdings,  um  Baiaael  Gerechtigkett  wider&hren 
m  lassen,  nicht  Terschwiegea  werden,  dass  er  seine  Ansichten 
Uber  die  soziale  Wiedergeburt  der  Menschheit  nnd  die  Mittel 
zu  deren  HerbeifüliruDf^  niemals  verleugnete.  Das  Lobgedicbt 
auf  Napoleon  unterschrieb  er  als  ^auctor  catadiismi  generis 
hutnani  sive  arH$  sociaUs^.  Anf  die  Festhaltung  seiner  po* 
litischen  Meinvngen  hingegen  hat  er  offenbar  hm  so  grosses 
Gewicht  gelegt.  Wosn  anch?  Alle  politischen  Fragen,  mit  denen 
er  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  eifrig  beschäftigte,  erschienen 
ihm  als  von  für  die  Zukunft  nur  sekundärer  Bedeutung,  Deiiu 
sie  interessierten  ja  lediglich  die  in  den  Vorurteilen  der  Ver- 
gangenheit aufgewachsenen  Geschlechter.  Die  neuen  Genera- 
tionen, in  andern  GmndsStsen  eraogen,  andern  wahren  nnd 
danernden  Idealen  sugethan,  wflrden  von  der  zur  Zeit  noch 
vorherrschenden  antisozialen  Ordnung  der  Dinge,  und  damit 
auch  von  der  ganzen  Reihe  der  sich  weiter  au  dieselbe  knüpfen- 
den politischen  Probleme  weder  etwas  wissen,  noch  wissen 
wollen.  Indem  ihm  so  diese  vor  den  sozialen  und  ökonomischen 
snrflcktraten ,  fsnd  er  darin  auch  wohl  eine  Rechtfertigung 
dafiftr,  in  seinen  politischen  Mmnungen  nicht  au  beharren. 

Wie  dem  aber  auch  immer  sei:  das  alles  thut  natürlich 
der  Thatsache  keinen  Abbruch ,  dass  Boissel  als  einer  der 
kühnsten  und  konsequentesten  Vorläufer  des  moderueu  So- 
zialismus angesehen  werden  moss  nnd  in  der  Entwicklungsge- 
schichte des  letstem  seinen  bedeutenden  Plata  beanspruchen 
darf. 

Die  Forderung  des  Rechtes  auf  Existenz  und  —  ala  Sur- 
rogat desselben  innerhalb  unserer  Privatrechtsordnung  —  des 
liechtes  auf  Arbeit;  die  Idee,  dass  alle  kulturellen  —  wissen- 
achaltlichen,  religiösen,  politischen  —  Erscheinungen  Ton  den 
wirtschaftlichen  MacbtrerhSltoissen  abh&ngig  seien ;  der  in  neue- 
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ster  Zeit  aurh  von  gelehrten  Juristeu  btark  betont«  Gedanke 
dass  die  ganze  liechtsordnuDg  vou  deo  besitzenden  Klassen  mit 
ausscbliesslicber  Rücksiebt  auf  ibre  Interessen  und  zum  Diaosie 
dieser  letztem  geichaffen  worden ;  die  Ford^nuig  der  aUgemuiNo 
Schnlpflieht;  des  gleichen,  öfiEentlicben  und  nneatgeltlicheD  Un* 
terrichtes  und  der  Erbaltang  der  Zöglinge  wShread  der  ün* 
terricliUperiode  auf  offen tliche  Kosten  ;  der  Fraueneiiiüuzipatiou 
und  der  Gieicbstelluii<„^  beider  Gescblecbter  in  allen  Bezieh- 
nngen;  der  freien  Scheidung;  des  ewigen  Friedenz  nnd  der 
Beseitigung  aller  Kriege  etc.  Alles  das  findet  sieht  nebw 
einer  vernichtenden  Kritik  der  Grandlagen  unserer  Priiaik- 
rechtsordnung  in  BoisseVa  Schriften. 

Eines  fehlt :  die  Kritik  der  kapitali.»=tischen  Produktions- 
weise. Aber  nichts  ist  natürlicher.  Im  Frankreich  von  damals 
war  noch  immer  der  Grundbesitz  der  bedeutendste  wirteohaft- 
liche  Machtfaktor.  Alle  politische  Macht  lag  noch  immer  in 
seinen  Händen.  Das  mobile  Kapital  ^  so  mächtig  sein  Einfltui 
tliatsächlich  bereits  sein  mochte,  hatte  die  rechtliche  Aner- 
kennuu<^  dieser  Machtbtelluiig  noch  nicht  durchgesetzt.  Das 
geschieht  ja  erst  durch  die  Revolution.  Die  Entwicklung  der 
kapitalistischen  Produktion  ist  ebenfalls  erst  eine  Folge  des 
dorch  die  Bevolution  herbeigeführten  ToUstandigen  Sieges  des 
wirtschaftlichen  Liberalismus.  So  siebt  und  bekämpft  denn 
JJoisscJ  in  erster  Linie  das  Privateigentum  an  Grund  und  BodeD. 
Dasä  er  aber  dabei  allein  nicht  stehen  bleibt,  haben  wir  ge- 
sehen. Die  späteren  sozialistischen  Schulen  werden  seine  Kritik 
da,  wo  er  einhalten  musste,  wieder  aufnehmen  und  weiter 
yerfolgen. 

80  haben  wir  in  Boissel  einen  Denker  zu  erblicken,  der 

die  letzte  Entwicklungspbabe  aus  dem  alten  utopischen  iu  deu 
modernen  Sozialismus  darstellt. 

1)  Vg],  insbes.  Anton  Menger:  »Das  lairgerliche  Recht  oml  die  t«- 
eitzlo.sen  Volksklassen«  in  Li  aun's  Archiv  iür  soziale  Geftetxgebun^  unU 
Statistik  II.  uml  III.  Bd.  (1889  und  1890);  auch  ald  Sep.-AUir.  iu  l 
und  11.  Auflage  bei  II.  Laupp  ia  TubiDgeo  1890. 
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Yon  Dr.  ^90tg  tob  Hayr. 


Der  Wirtschafteplan  des  Staates  ist  im  allgemeinen  Dicht 
der  Ort,  an  welehem  man  Aufschloas  ttber  die  in  einem  Lande 
mit  n&herer  oder  entfernterer  Anseicht  auf  Verwirkliebung 

scliwebeuden  Steuerreformfragen  findet.  Nach  der  strengsten 
Auffassung  findet  eine  Steuerreform  in  ihrer  etatsmässigen 
Wirkung  erst  dann  Ausdruck,  wenn  sie  bereits  Gesetz  ge- 
worden ist;  eine  mildere  Praxis  gestattet  im  Entwarf  des 
Hansfaaltangsetats  die  Wirkungen  einer  Steuerreform  Torweg 
ZQ  Teransehlagen,  falls  darauf  bezügliche  Gesetzentwflrfe  min* 
ilestens  der  Volksvertretung  zur  Vorlage  gebracht  sind.  Was 
aber  sonst  an  Ilefürui fragen  die  Kreise  der  Politiker  und  In- 
teresseuten bewegt,  findet  im  Etatseutwurf  in  der  Elegel  keine 
Erwähnung,  mag  es  auch  infolge  frQherer  Gesetses vorschlage, 
InitiatiTantrage  oder  Resolutionen  der  gesetzgebenden  Körper 
irgendwie  ins  parlamentarische  Leben  eingedrungen  sein.  Bei 
der  Beratung  des  Staatshaushalts  ptlegen  allerdings  die  Steuer- 
refoiaifragen  Erwähnung  zu  finden;  es  liängt  aber  von  dem 
zaiailigen  Gang  der  Redeschiackten  ab,  ob  diese  £rwähuuug 
irgendwie  vollständig  ausfallt. 

Eine  beachtenswerte  Ausnahme  tou  der  offiziellen  Schweig- 
samkeit über  die  schwebenden  Finanzreformfragen  macht  der 
»Uauptfinanzetat  des  Königreichs  Württemberg«.  Schlagen 
wir  den  jüngsten  Etat  für  die  Finauzperiode  vom  1.  April  1891 
bis  31.  März  1893  auf,  so  finden  wir  in  besonderen  »Anlagen« 
snm  Etat  der  Steuern  eine  interessante  Darlegung  der  durch 
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eine  parlamentarisohe  Vorbebandloiig  irgend  welcher  Axt  in* 
geregten  Stettenrefbrinf ragen  grossen  and  kleinen  Styb.  D» 
Sorgfalt  der  Erörterung  erleidet  dabei  durch  den  Umstand, 

dass  die  FmaüiiverwaltuDg  in  der  Hauptsache  bei  Beurteiluüg 
der  ia  Frage  stehenden  Reformen  zu  negativem  Krgebniwe 
kommt,  keine  Einbusse. 

Durch  diese  dankenswerten  Aasl&hningen  der  wfirtftea- 
bergischen  Fmanzrerwaltnng  wird  der  Hauptfinansetai  dicm 
Landes,  der  auch  sonst  durch  ausserorduntliche  Genaubeit  uu  . 
Klarheit  der  Aufstellung  sich  auszeichnet  zu  einer  beachten?-  | 
werten  Quelle  tür  Finanzpolitik  uud  Fiuauzwissenchaft.  Auf  | 
diese  Eigenschaft  des  württembergiscben  Etats  hinzuweieen^  vi 
der  Zweck  dieser  Zeilen.  In  den  folgenden  Eiörternngeti  findet 
sSmtliche  in  den  Anlagen  zum  Etat  der  Stenern  seitens  d« 
Finauzverwaltuntr  erörterte  Punkte,  mit  Ausnahme  eiaei  ein- 
£igeu      nähei'e  Berücksichtigung. 

1.  UeberweisuDgspolitik. 

In  etwas  rerhfiUter  Weise  kam  der  Gedanke  der  Uebsr- 
weisnng  nrsprQnglich  staatlicher  Stenereinnabmen  an  die  Ge- 
meinden in  dem  Beschlüsse  der  Kammer  der  Abgeor Jiirt<'L 
vom  13.  Juiii  1889  zum  Ausdruck,  »die  k.  Regierung  zu  biiieu: 

a)  es  wolle  das  Kapital-,  Kenten-,  Dienst-  und  Beruf»- 
einkommen  Ton  der  nächsten  Etatsperiode  an  mit  dem  fliehen 
Prozentsata  besteuert  werden,  welcher  fttr  das  Gmod-,  Ge- 
bände-  and  Oewerbekataster  bestimmt  wird; 

b)  es  wuUt!  von  dem  gleiclieii  Zeitpunkt  au  eine  Aenderung 
des  Gesetzes  vom  15.  Juni  1853  in  dem  8inne  herlnngefuhrt 
werden,  dass  den  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  eise 

1)  E8  betrifft  diea  eioe  seiteos  der  Kammer  der  Abgeordneten  der 
kOnigl.  Regierung  lediglich  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilte  Eingabe  b»> 
trefliBDd  Gleichstellung  der  Kapitalien  nnd  der  Betoldoogen  in  d«  B»- 
•teoening.  —  Eine  der  firagUohen  ffiogabe  eotipreehe&de  Anadehmai 
dee  Biiitentminimnim  lowie  der  Degtenion  anf  die  Ka^talileasr  wtfdt; 
wie  die  FinansTerwaltoDg  avtflilirt,  eioea  AmlUI  toh  mxkt  weniger 
all 204000011.  ergeben;  atueerdem  wttfde  wohl  die  gewünidite  GIciek» 
tteUnng  aueb  aof  dieOrnnd-,  Gebftnde-  nnd  Qewerbeatener  amgedelMt 
werden  m&aaen, 
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der  £rmas8igiing  der  Staatssteuer  entsprechende  höhere  Be- 
«teoenmg  des  £apital-|  Beoten-^  Dienst-  ond  BerofeeinkommenB 
ermSglicIit  wirdt. 

Zum  Verständnis  dieses  Besebtnsses  moss  man  sieh  sn- 

nacbst  daian  erinnern,  dass  Württemberg  das  vollendetste  auf 
neuzeitlicher  Durchbildung  beruhende  —  vielleicht  geschichtlich 
letzte!  System  der  Ertragsbesteuernng  besitzt.  Ffir  alle  ge- 
sondert snr  Besteaenmg  heranzimehenden  Ertragsquellen  sind 
umfang leicbe  Eatasterwerke  hergestellt,  welche  den  sienerbaren 
Jahresertrag  für  die  Steuerobjekte  ausweisen.  Der  Steuersatz 
fehlt  allgemein  in  den  Steuergesetzeu  und  wird  jeweils  erst  im 
Finanzgesetz  für  die  sämtlichen  Ertragssteuem  bestimmt.  Nach 
der  bisherigen  wie  naidi  der  im  neaen  Etatsentwurf  in  gleicher 
Weise  Torgeschlagenen  Festsetsnng  ist  aber  der  Steaersata 
nicht  gleichmSssig,  sondern  fttr  die  Personalstenem  hfther  als 
für  die  Objektsteiieni  bestimmt  :  es  beträgt  näniHcli  die  Steuer 
aus  Grundeigentum  und  Gefallen  3,5  Proz.  des  Steueranschlags 
r!er  Grundstücke  und  Gefalle,  die  Steuer  aus  Gebäuden  gleich- 
falls 8,5  Proz.  der  steuerbaren  Jahresrente  der  Gebäude,  die 
Sleoer  ans  Gewerben  ebenfalls  8,5  Proa.  des  steaerboren  Jahres- 
betrags des  Gewerbeeinkommens.  Dagegen  wird  die  Steuer 
von  den  Apanagen  und  übrigen  hausgesetzlichen  Bezügen  der 
Mitglieder  des  königl.  Hauses,  von  dem  Einkommen  aus  Ka- 
pitalien nnd  Renten  und  von  dem  Dienst-  und  Berufsein- 
kommen mit  einem  höheren  Satze,  nämlich  mit  4^4  Pros,  des 
steuerbaren  Jahresertrags  erhoben. 

Diesen  höheren  Satz  der  staatlichen  Personalbesteuerung 
bezweckt  der  Antrag  auf  den  Satz  der  Objektsteuern  zu  er- 
mässigen,  die  Ermässigungsquote  aber  gleichzeitig  den  Kom- 
mimalTerbanden  im  Bedürfnisfall  zur  Verfügung  zn  stellen. 
Diese  sind  nämlich  in  den  Zuschlagen  zur  Staatssteuer  auf 
Kttpital-,  Renten-,  Dienst-  und  Bemfteinkommen  zur  Zeit  ge- 
setzlieh nicht  nur  insoweit  beschränkt,  als  solche  Zuschläge 
nnr  uutt?r  der  Yoraussetzuug  erhoben  werden  dürfen,  dass  die 
primäre  Kommunalsteuer,  nämlich  die  nach  der  staatlichen 
Grand-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  bemessene  »Umlagec 
besieht,  sondern  aueh  weiter  noch  durch  die  Bestimmung, 
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dass  auch  in  diesem  Falle  die  kommunale  BeBteuerung  (b 
Kapital-,  Raiten-,  Dienst-  nnd  Bern&einkommens  1  Proi.  dn 
steoerbaren  Jahresbetrags  dieses  Einkommens  nieht  flbersteigen 

darf.  Der  Antrag  bezweckt  also  zu  UngUDsteu  des  staatlichen 
SteueransprucliH  den  Spielraum  der  kommniialeii  Zuschläge 
za  den  geuanuten  Personalsteueru  nahezu  zu  Terdoppeln. 

Die  Stollnngnabme   der  württembergischen  Finanzier* 
waltnng,  wie  solche  ans  der  Anlage  1  sum  Etat  der  StooeiD 
fQr  1891/93  herrorgeht,  ist  in  EQree  folgende.  Der  Einnahtne- 
ansfall  für   die  Staatskasse  würde  1  012  39t>  Mark  Ivetrageu; 
hievon  würden  670506  M.  oder  66,2  Proz.  den  43  Gemeinden 
mit  4000  Einwohnern  und  nnr  341  890  M.  oder  33,8  Pio». 
den  sämtlichen  flbrigen  1868  Gemeinden  soiaUen;  nnr  filr 
einige  grössere  Stftdte,  s.  B.  Btnttgart,  wQrde  sich  ein  erheb- 
licherer Vorteil  ergeben,  fßr  die  kleineren  Landstädte  aber  und 
für  die  L;ini]<4emeinden  würde  die  Sache  von  gar  keiner  oder 
geringer  Bedeutung  sein.    Für  die  Staatskasse  müsste  der 
Ersate  in  der  Erhöhung  der  sämtlichen  fünf  direkten  Steaen 
gesucht  werden,  wodurch  sich  das  Verhältnis  insbesondere  für 
die  Landgemeinden  nochmals  ungünstig  gestelton  würde,  da 
die  erhöhten  Steuern,  namentlich  vom  Grundeigeiituui  und  den 
Gebäuden,  wiederum  zum  grosseren  Teil  auf  die  Landgemeinden 
fallen  würden.    Dazu  komme,  dass  mit  der  Ermässigung  das 
staatlichen  Anteils  an  der  Kapitel-  und  Diensteinkonunena- 
Steuer  keine  Erleichterung  der  Stenerpflichtigen  TerbnndcD 
wäre,  sondern  dass  dieselbe  m  einer  Erweiterung  des  Be- 
steuerungsrechts  der  Gemeinden  die  AüLtel  zu  liefern  hätte, 
unter  Einschränkung  des  staatlichen  Besteueruug^recbts,  die 
um  so  fühlbarer  wäre,  als  schon  das  den  Gemeinden  bei  Grund- 
eigentum, Gebäuden  nnd  Gewerben  anstehende  unbeschränkte 
Besteuemngsrecfat  störend  fdr  die  Staatssteuer  wirke. 

Es  kommt  mir  hier  im  wesentlichen  nur  darauf  au,  durch 
Vorführung  der  Stellungnahme  der  württembergischen  Volk>- 
Tertretung  und  Regierung  zu  dem  Gedanken  der  Ueberweisung 
einer  besonderen  Art  steatUcher  Besteuerungsbefugnia  an  die 
Gemeinden  einen  Beitrag  zur  Zeitgeschickte  der  lOr  nnd  wider 
die  üeberweisongspolitik  in  ihren  Terschiedenartigen  Er- 
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scheijiuDgsformeu  wirksamen  Strömungen  zu  liefern.  Eine 
eingehende  Kritik  der  Gründe,  welche  das  Für  und  Wider 
stfltzen,  beabstchiige  ich  nicht.  Sonet  müssie  namentlich  daraaf 
hingewiesen  werden,  dase  die  Finanzverwaltang  den  Antrag 
der  Kammer  doch  insofBrn  nicht  ganz  zutreflPend  beurteilt,  als 
sie  anscheinend  von  der  Unterstellung  ausgebt,  es  würde  nicht 
bloss  die  Besteueruugsbetuguis  bis  zu  */io  des  steuerbaren 
Steuerertrags,  sondern  die  Mrirkliche  Stenerbelastung  in  solcher 
H5he  vom  Staat  an  die  Kommnnalverhände  Überwiesen  werden« 
Das  ist  aber  nicht  beabsichtigt;  es  soll  nnr  den  Gemeinden 
insofern  ein  grösserer  Spielraum  bei  der  Einrichtmig  des  Za- 
schlagwesens  eingeräumt  werden,  als  gegenüber  der  unbe- 
schränkten Zuschlagsbefugnis  zu  den  Objektsteuern  jene  be- 
züglich der  Personalsteuern  etwas  vermehrt,  aber  immerhin 
noch  begrenzt  bleiben  soll,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  in 
keinem  Falle  bei  Benflizang  der  TerstSrkten  Steaerqnelle  seitens 
der  Gemeinden  eine  Mehrbelastnng  der  Personalsteuerpflicbtigen 
gegenüber  dem  liisherigen  Zustande  eintreten  dürfe.  Die  Folge 
der  Neuerung  würde  die  sein,  dass  in  einer  Reihe  von  Ge- 
meinden, welche  erhöhter  Zuschläge  überhaupt  nicht  bedürfen^ 
einige  Entlastnng  der  Personalstenerpflichtigen  einträte,  was 
gegentlber  dem  bisherigen  immerhin  hohen  Satze  von  4,4  Proz. 
nicht  nnerwflnscht  sein  möchte.  Im  übrigen  aber  ist  der 
1  iDanzverwaltuug  darin  Recht  zu  jjeben,  dass  für  eine  allseitig 
befriedigende  V^erstärkung  der  kommunalen  Steuerqueilen  die 
stärkere  Zulassung  der  Gemeinden  zum  Ertrag  der  Personal- 
Stenern  am  wenigsten  geeignet  ist  in  dieser  Hinsieht  sind 
ihre  Ausführungen  dnrchaos  zutreffend,  und  bestätigen  nur  die 

—  wohl  auch  im  allgemeinen  in  der  Steuerpolitik  anerkannte 

—  Auffassung,  dass  eine  rationelle  üeberweisung  von  Staats- 
steuern an  die  Uemeindeu  auf  dem  Gebiete  der  Objektsteuern, 
insbesondere  der  Grundsteoer,  Platz  greifen  muss. 

2.  Erhöhung  des  steuerfreien  Existenzmini- 
mums des  Dienst-  und  Berafseinkommens. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  hat  in  der  Sitzung  vom 
13.  Juni  Ibb^  weiter  beschlossen: 

17* 
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Die  k.  Regierung  unter  Mitteilung  der  Petitionen  der 
Arbeiter  in  Kuchen,  Gingen  a.  F.  und  Greislingen  um  Eiu- 
brin^ng  eines  Gesetasentwurfs  zu  bifcten,  wonach  das  Dientk- 
und  Bemfaeinkommen,  welches  bei  einer  Person  im  gamen 
den  jährlichen  Betrag  von  500  M.  nichfc  flherateigt,  von  der 
Einkommenssteuer  freibleiben  solle. 

Das  Existenzminimum  bei  der  württembergischeu  partiellen 
Einkommensteuer  im  Betrag  von  350  M.  ist  allerdings  nicht 
hoch  gegriffen;  man  darf  aber  nicht  Tergessen,  dass  in  Wfirttem- 
berg  der  »steoerbarec  Jahmertrag  für  die  geringeren  I>ieiisb> 
nnd  Bemfaeinkommen  mit  dem  wirklichen  Einkommenabetrag 
nicht  identisch  ist.    Es  ist  vielmehr  für  die  kleineren  Eiu- 
kommcu  dadurch  eine  Degression  erzielt,  dass  die  Steuer  nicht 
SQB  dem  vollen  Einkommensbetrag,  sondern  bei  eineoi  Ein- 
kommen bis  za  860  M.  nnr  ans  Vi««  Ton  den  MehrbetrSgffi 
bis  zu  1700  M.  ans  Vio,  bis  an  2&60  M.  aus  Vio,  bis  lo 
3400  M.  ans  */io  nnd  erst  aus  dem  weiteren  Einkommen  aus 
dem  ganzen  Betrag  erhoben  wird.    Diese  Einrichtung,  auf 
welche  die  Fiuanzvervvaltuug  mit  Kecht  hinweist,  ist  in  der 
That  sozialpolitisch  viel  bedentsamer  als  es  eine  massige  Er- 
höhung des  stenerfreien  Existensminimnms  wäre.  Hieea  wird 
herrorgehoben,  dass  bei  denjenigen  Personen,  die  neben  dem 
Geldgehalt  auch  Naturalien  und  freie  Wohnung  ^eniessen,  die 
Anschläge  für  «iie  beiden  letzten  Bezüge  sich  unter  dem  wahren 
Geldwert  halten,  so  dass  diesen  Steuerpflichtigen,  zu  denen  die 
meisten  Dienstboten,  landwirtschaftlichen  Arbeiter  u.  s.  w«  ge- 
hdren,  ein  höherer  steuerfreier  Betrag  als  350  M.  zu  Teil  weide. 
Interessant  ist  die  statistische  Notiz,  dass  infolge  dieser  Be* 
stimuiuiigeii   von   116*  lo  Millionen  Mark  (lesamteiiikommen, 
welche  auf  1.  April  1889/90  zur  Versteuerung  angemeldet 
worden  sind,  nicht  weniger  als  90  Vio  Millionen  Mark  steaer* 
frei  bleiben.   Was  das  Mass  der  Steuerlast  anlangt,  so  ent- 
fallen bei  39681  Steuerpflichtigen,  welche  auf  1.  April  1889 
ein  Diensteinkommen  von  350  bis  500  M.  fatiert  haben,  aui 
einen  Pflichtigen  im  Durchschnitt  fßr  den  Staat   1,87  M., 
wozu  für  die  Körperschaften,  wenn  dieselben  das  zulässige 
Maximum  erheben,  0,42  M,  kommen,  so  dass  im  ganzen  die 
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SIeaer  bSchsiens  2,29  M.  beMgii  wahrend  die  —  in  Wfiritam- 
berg  allerdiDgs  sehr  kräftig  gegriffene  —  Eapitalstener  ans 

360  M.  KapitaleinkorameD  19,44  M.,  aus  500  M.  solchen  Ein- 
kommens 27  M.  beträgt. 

Weiterhin  nimmt  die  Finauzverwaitung  auf  die  > gerin gcc 
2«hl  von  ZwangSTollsirecknngen  (im  Jahr  188B/89  292  bei 
den  Steuerpflichtigen  hie  zu  600  M.;  613  im  ganzen  hei 
111657  Dieneteinkommeneetenerpfliehiigen)  Bezog,  sowie  n.  a. 
auf  die  Verbältnisse  in  Bayern.  Die  letztere  Bezugnahme 
trifft  jedoch  nicht  zu.  Es  sind  nämlich  in  Bayern  nicht  bloss 
Pensionen  und  Alimentationen,  wenn  solche  den  Betrag  von 
ÖOO  M.  nicht  übersteigen  nnd  die  Empfangsberechtigten  nicht 
Doeh  ein  weiteres  jährliches  Einkommen  von  wenigstens  500  M. 
beziehen,  stenerfrei,  sondern  es  wird  das  Einkommen  ans  Lohn- 
arbeit auf  Antrag  der  Beteiligten  steuerfrei  fjelassen,  wenn 
der  Einkommensbezug  für  sich  oder  eioachüessiich  des  etwa 
ans  anderen  Qnellen  fliessenden  Einkommens  nachweislich  oder 
amtshekannt  den  Jahresbetrag  von  400  M.  nicht  übersteigt 
Bei  der  Berechnung  des  Gesamteinkommens  wird  das  Ein- 
kommen der  Ehefrau  und  der  Kinder  nicht  inil  in  Anschlag 
gebracht,  wenn  dieselben  eine  selbstjuKlirre  Thätigkeit  ent- 
wickeln. Durch  diese  Bestimmungen  ist  in  Bayern  eine  weit- 
gehende Stenerbehreiong  der  kleinen  Einkommen  veranlasst  nnd 
fallt  insbesondere  die  Dienstbotenbestenemng  thatsachlich  weg. 
Ein  genaner  Nachweis  über  die  verschiedenen  Gruppen  der 
durch  die  bayerische  Einkoniroensteuer  getroffenen  Einkommen 
Dach  deren  Art  und  Grössenabstutung  kann  allerdings  nicht 
geliefert  werden,  da  dieser  Zweig  der  Steuerstatiatik  heute  noch 
ebenso  anentwickelt  ist«  wie  vor  reichlich  zwanzig  Jahren  als 
Vbeke  in  seiner  »Statistik  des  bayerischen  Staatshaashalts«  (Zeit- 
«ehrifi  des  k.  bayer.  stiitist.  Bureaus  Jahrg.  1870  S.  92)  hervorhob, 
dass  es  leider  ganz  und  gar  au  Aübaltspuukteu  zu  einer  ein- 
gehenderen BelenchtuDg  dieser  Steuer  fehle,  dass  jedoch  die 
allgemeine  Anschanangsweise  sich  daf&r  ausspreche,  dass  die 
Einkommensteuer  vorzugsweise  eine  Besoldungssteuer  (IIL  Ab- 
teiluDg  des  Gesetzes)  und  eine  Taglohnstener  (1.  Abteilung)  sei, 
Uüd  dass  die  zweite  Abteilung,  in  welcher  Aerzte,  Advokaten, 
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Notarai  KOnsUer  and  andere  Niehtbeeoldete  begriffen  wm^ 
einen  nnrerhiltnismassig  geringen  Anteil  za  dem  Gesamter* 
gebniB  fiefeni.  Fehlt  ee  htenacb  Buch  an  einer  DetaileteÜBtä 

der  heutigen  bayerischen  Einkommensteuer,  so  ist  doch  so  viel 
sicher,  dass  diese  Steuer  nicht  wohl  als  Muster  weitgreifender 
Heranziehung  kleinster  Einkommen  zur  Bestenerong  angefHkit 
werden  kann. 

Alle  Beaebtnng  verdient  dagegen  die  leiste  Binwendong 
der  wQrttembergischen  Finanzrerwaliung,  welche  sie  als  ban|itr 

sächlichen  Grund  bezeichnet,  der  ge^ren  eine  F>höhüug  »1e* 
hteuerlreien  Betrags  auf  500  M.  spreche.  Sie  hebt  näinlicii 
hervor,  dass  bei  einer  solchen  Betreiuug  bei  dem  einzelnei  | 
Steuerpflichtigen  nicht  mehr  bloss,  wie  bisher,  sein  Berufe 
nnd  Diensteinkonunen  in  Berechnung  so  ziehen  wäre«  aondcn 
dass  auch  seine  EinkommensbecQge  ans  anderen  Steuerqndloi 

zu  ermitteln  niul  (ieiu  I  )ifn>ti:inkoniinen  /.uzurecliueu  wärei:, 
so  dass  erst,  wenn  der  Gesamtbetrag  500  M.  nicht  ül »erstiegt, 
Steuerbefreiung  eintreten  würde.  So  werde  es  auch  in  andern 
Staaten  gehalten  (aber  doch  nicht  unbedingt,  vgl.  das  ob^ 
bayerische  Beispiel!)  und  auch  in  Württemberg  bestehe  ein 
ähnliches  Verfahren  nach  dem  Oesetz  ?om  31.  Mars  1887  hm 
der  Festsetzung  des  steuerfreien  Zinsen-  und  RenLeiicmkommens 
der  Witwen,  geschiedenen  oder  verlassenen  Ehefrauen.  Mit  ' 
einer  solchen  Behandlung  der  Steuerbefreiung  aber  wären  uam- 
hafte  Weiterungen,  viel  Mflhe  und  grosse  Kosten  ▼erknapft» 
auch  sei  nach  Probe?ersuchen,  die  anlasslich  der  Arbeiten  ftr 
die  Einkommenssteuer  gemacht  wurden,  m  vermuten,  dam. 
wenn  hei  Ermittlung  des  steuerlruitu  Betrugs  ein  Zusammen- 
rechnen der  Einkommensbezüge  aus  verschiedenen  Steuer- 
quelleu  statthuden  mUsste,  die  Zahl  der  Befreiungen  sich  eher 
vermindern  als  Termehren  wfirde. 

üeberblickt  man  die  Fülle  der  Bedenken  gegen  die  sachlich 
nicht  so  ausserordentlich  bedeutsame  Erhöhung  des  steuerfrsieB 
Minimums  von  350  bis  500  M.,  welche  gegenüber  der  allije- 
mein  gesteigerten  Lebenshaltung  unl  der  V'erteuerung  der 
Fürsorge  für  dieselbe  doch  eigentlich  nichts  absonderliches  ist, 
so  gewinnt  man  den  Eindruck,  als  sei  die  Kritik  dieses  sog 
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begrenzten  Reldrmvorschlags  doch  etwas  sehr  stark  von  fis- 
iniiscbem  KonsenratayisiDiiB  bwrinfloant  Es  wirkt  deshalb  in 
gewissem  Sinne  TersohnliGb,  wenn  man  zum  Scfaloesa  noch 
liest,  es  sei  auch  weiter  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  diese 

Frajjen  melir  oder  weniger  mit  der  Eiiiführung  einer  Ein- 
kummeussteuer  im  Zusammenhang  stehen  und  dass  der  weiteren 
Behanf^Iiing  dieser  wichtigen  Frage  jetzt  in  keiner  Weise  vor- 
gegriffen werden  sollte,  wenn  anch  Aendemngen  der  (bestehen- 
den) SteaergeselBt«  in  den  bezeichneten  Richtungen  nicht  be- 
antragt werden  könnten. 

3.  Einffihruiig  einer  al  Igemeinen  Ei  n  k  o  m  me  n- 

Steuer. 

Die  hieranf  beriiglichen  Mitteilungen  und  Er5rterangen 
der  wISritembergischen  Finanzverwaltnng  nehmen  ein  hervor- 
ragendes fiuanzwissenschaftliches  Intercsäf  ni  Anspruch. 

Dieselben   knüpieu  an   zunächst  an   den  Beschiuss  der 
isUanmer  der  Standesberrn  vom  22.  Juni  1889, 
an  die  k.  Regierung  die  Bitte  au  richten«  die  Frage  der 
Einffthnuig  ^ner  ergänzenden  allgemeinen  Personal-Einkom- 
menssteuer in  ernstliche  Erwägung  zu  ziehen  und  über  das 
Ergebnis  den  Ständen   bis  zur  Einbringung  des  nächsten 
üauptfinanzetats  Mitteilung  machen  zu  wollen, 
sodann  weiter  an  den  hierauf  bezüglichenf  von  der  Kammer 
der  Abgeordneten  am  12.  Juni  18B9  an  die  Finanskommission 
stur  Vorberatong  flberwiesenen  Antrag  der  Abg.  Gös,  Schall 
und  22  weiterer  Abgeordneten,  die  k.  Regierung  zu  ersuchen, 

1)  die  gegenwärtige  günstige  Finanzlage  zu  einer  Reform 
der  Staatssteuergesetxgebung  im  Sinne  der  EintUhrung  einer 
ergänzenden  allgemeinen  Personaleinkommenssteuer  zu  bo- 
nfiizen,  welche  den  Abzug  der  Schuldzinse  gestattet,  die 
Einkommen  bis  zum  Betrag  yon  mindestens  600  M.  frei- 
lässt  uiid  eine  gerechtere  Verteilung  der  diiekten  Steuern 
ermöglicht ; 

2)  in  Verbindung  damit  die  Beateuerungsrechte  der  Ge- 
meinden und  Amtskörperschaften  einer  gesetzlichen  Neu- 
ordnung  zu  unterziehen  und  dabei  insbesondere  die  seitherige 
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BeBcbränknng  der  EomnranBlbesieaemng  hinsichtlich  des 
Kapital-  and  Berofseinkommens  an&nheben« 

Die  Stellangnahme  der  württembergiscben  Finanzverwal- 

tong  zur  Frage  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ist  von  einer 
stark  konservativen  Strömung  beherrscht,  in  welcher  die  iiück- 
sichtnahme  auf  das  mit  Opfern  zustande  gebrachte  Eataster- 
werk  far  die  Ertragssieoern  eine  bedeutende  Bolle  spielt.  Dm 
dieser  geschichtlichen  Gestaltung  der  Landesstenem  ein  be- 
deutendes Gewicht  beigelegt  wird,  ist  wohl  begreiflich;  wäre 
Württemberg  ein  isulieites  Staatswesen,  so  möchten  die  daraus 
sich  ergebenden  von  der  1  uianzverwaltuug  m  sorgsamer  lieber- 
legung  gezogenen  Scblussfolgemngen  Tielleicht  ansreichen^  xm 
bis  anf  weiteres  die  KinfOhning  einer  allgemeinen  £2inkommeii- 
Steuer  zu  vertagen.  Ftlr  Württemberg  als  Glied  des  Deotschea 
Reichs  liegt  die  Sache  aber  doch  wohl  etwas  anders;  was  ia 
dieser  Hinaiciit  geeignet  ist,  den  Drang  nach  Herbe» tühninff 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zu  verstärken,  soll  unieu 
zam  Schluss  der  Würdigung  der  ministeriellen  Darlegang  knne 
Erwähnung  finden. 

Zunächst  ist  mit  Anerkennung  herrorzuheben,  wie  die 
sichtliche  Befriediguiig,  welche  da«  vurhaiidene  K;it:ist.M-werk 
in  hnanzpoliiisclier  und  mehr  wohl  noch  in  finanztechuischer 
Hinsicht  der  Finanzverwaltung  gewährt,  diese  nicht  abhält, 
Umschau  in  zwei  deutschen  Ländern  zu  halten,  in  welchen 
bisher  der  Gedanke  der  allgemeinen  Einkommenbesteuerung  in 
neuerer  Zeit  dne  befriedigende  Verwirklichung  gefnndra  hat 
Referenten  des  Fmunzministeriums  und  des  Steuerkollegiums 
wurden  nach  Sachsen  und  Baden  abgeordnet,  welche  nicht  nur  i 
die  dortigen  Steuergesetze,  sondern  auch  ihre  AusAlhrungen 
und  ihre  Wirkungen  an  Ort  und  Stelle  einer  genauen  PrOfong 
zu  unterziehen  hatten.  Charakteristisch  ist,  dass  an  die  Er- 
wähnung von  Sachsen  und  Baden  sich  jene  Bayerns  reiht,  wo 
nach  eingehenden  >lehrreichen«  Verbandlungen  im  Jahre  1Ö81 
ein  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Eiulühruug  einer  Einkommen- 
steuer, von  dem  Landtag  abgelehnt  worden  und  das  Erirags- 
steuersjstem  »in  reiner  Formt  beibehalten  worden  sei.  Mit 
dieser  Kennzeichnung  des  Misslingens  der  Beform  der  direkten 
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Steaeni  in  Bayern  möchte  doch  dem  daselbst  bestehenden  Er- 
tragsstenersyatem  za  Tiel  Ehre  angethan  sein;  doch  soll  diese 

Frage  der  bayerischea  Steuerreform  hier  nicht  weiter  verfolgt 
werden. 

Die  von  den  üeferenteii  über  die  sächsische  and  badische 
Einkommensteuer  erstatteten  Berichte  bieten  »mancherlei  wert- 
volle Anhaltspunkte  für  die  Behandlung  des  Gegenstands«  in 
Wfirttemberg;  es  wäre  deshalb  sehr  erwflnscht,  wenn  diese 
Berichte,  sei  es  anch  nur  auszugsweise,  der  Oeffentlichkeit  zu- 
gäno-licb  guuuicht  würden.  In  der  vorliegenden  Mitteilung  der 
Fiuanzverwaltung  geschieht  dies  nicht;  diese  beeilt  sich  viel- 
mehr sofort  im  Zusammenhang  mit  der  bezeichneten  Charakteri- 
sierung der  Berichte  hervorzuheben,  dass  Württemberg  den 
genannten  Staaten  gegenüber  durch  seine  neuen  Ertragskataster 
eines  grossen,  sehr  in  die  Wagschale  fSftUenden  Vorzugs  in 
steuerlicher  lieziehunc^  sich  zu  erfreuen  habe.  Die  von  der 
Finanzverwaltung  veranstaltete  Prüfung  der  eigeuen  Steuer- 
Verhältnisse  und  die  Erwägung  der  Gründe,  welche  dafUr  und 
dawider  sprechen,  das  bisherige  Steuersystem,  wenn  nicht  zu 
verlassen,  so  doch  in  sehr  weitgehender  Richtung  m  ergansen, 
steht  unter  dem  Eindrucke  der  Thatsache,  dass  das  be- 
stehende Steuersystem  das  Ergebnis  einer  durch  Jahrhunderte 
fortgesetzten  stetigen  Fortbildung  ist.  Insbesondere  wird  darauf 
hingewiesen,  dass  erst  durch  Gesetz  vom  28.  April  1873  auf 
Vorschlag  der  k.  Regierung  von  der  Kammer  der  Standesherm 
einstimmig  und  von  der  Kammer  der  Abgeordneten  mit  über- 
wiegender Mehrheit  an  den  auf  dem  Prinzip  der  objektiven 
Ertragsbestenerung  ruhenden  di  und  lagen  der  direkten  Steuern 
festgehalten  wurde,  sowie  weiterhin  darauf,  dass  die  neuen 
Kataster  nach  Jahre  langer  Arbeit  mit  grossen  Kosten  herge- 
stellt und  erst  seit  1877  beaiehungsweise  1887  voll  in  An- 
wendung getreten  sind,  dass  sie  keine  wesentlichen  Mängel 
zeigen,  und  was  vor  allem  die  Staatssteuer  betriflFt,  sich  in 
mä«si(rer  Grenze  halten  und  billigeren  Anforderungen  ent- 
sprechen. 

Bei  dieser  Auffassung  gelangt  die  Finanzverwaltung  in 
der  Frage  der  Steuerreform  sn  einer  präjudiziellen  Entscheidung, 
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welche  luicb  V'orstelieudem  wohl  erklärlich  ist,   welche  aber 
doch      wenn  einmal  die  Sieuerreformfrage  einer  grüudlichen 
Erorterang  nistenogen  werden  soll  —  nicht  wohl  sn  billigen  ist 
Die  Verwaltung  geht  nämlich  bei  ihren  Erwägungen  dam 
ans,  daes,  wenn  eine  Einkommensetener  gewählt  werden  sollte, 
es  sich  bei  einer  Aenderung  jedenfalls  nur  um  ein  gemischtes 
System  in  der  Art  handeln  könnte,  den  i>eätehenden  Ertrags- 
steuern  aus  Grund  und  Boden ,  Gebäuden  und  Gewerben, 
Kapitalien  und  Dienst  und  Beruf,  eine  alle  Einhommen  aoi 
dieeen  Quellen  umfassende  Einkommenssteaer  als  Ergänzauga- 
8  teuer  beizufügen«.    Mit  dieser  fQr  die  Lösung  der  Reform- 
frn^Q  vorgreiflichen  Knt^eheidiin^  vi  rbaut  sich  die  württem- 
bergische Jb'iuauisverwaituug  den  Weg  zu  einer  dorcbgreiftB- 
den  und  einfachen   Lösung  der  Steuerreformfrage,  wie  sie 
beispielsweise  die  sachsische  Gesetsgebong  bietet  Zugleieh 
bereitet  sie  damit  der  EinfQhrung  der  efgansenden  Einkom- 
menssteuer eine  Fülle  selbstjjeschaffener  aus  dem  Nebeneinander 
der  Kataster  nml    der  Einkonnneusteuerlisten  erwachsender 
Schwierigkeiten,  welche  denn  auch  eingebend  analysiert  werden. 

Die  Gesichtspunkte,  welche  seitens  der  FinaozTerwaltang 
im  einseinen  in  Betracht  gezogen  wurden,  sind  folgende,  llsn 
erörterte  den  Anteil  an  der  Gesamtsteuer,  welcher  den  Ertrags- 
steuern und  welcher  der  Einkouimunsteuer,   im  «xanzen  zuzu- 
scheideu  wäre,  wenn   beide  Steuerarten  neben  einander  be- 
ständen, sowie  die  Steuersätze  für  die  rerschiedenen  einzelnen 
Steuerquellen  unter  Auseinanderhaltung  des  fundierten  nnd  des 
nicht  fundierten  Einkommens.  Weiter  kam  in  Betracht  das  Yer^ 
fahren  bei  Ermittlung  des  Einkommens,  bei  wdchem  von  herror- 
ragender  Bedeutung  die  Fraf^e  war,  ob  die  füj'  die  Ertragssteuem 
bestehenden  Kataster  auch  für  die  Einkommenssteuer  benütsi 
werden  könnten  oder  ob  neue  Schätzungen  besw.  FaasioneD 
nötig  wären?   Ausserdem  waren  der  Kostenpunkt  gegenftbsr 
dem  zu  hoffenden  Ertrag  und  die  Wirkungen  des  Abzugs  der 
Schuldzinsen,  das  Verlangen  grösserer  BerQcksichtigung  der 
lieistuugsfilhif^keit,  grösserer  »Schonung  der  schwachen  Steuer- 
kräfte mittelst  Freilassung  der  kleinen  Einkommen  bis  2u  eiuei 
gewissen  Höhe,  sodann  die  Frage  der  Festsetzung  eines  8teQer- 
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tarifs  mit  Progresnon  und  Degression  xa  beurteilen  und  end- 
lich der  Einflufls  der  angeefarebfcen  Reform  auf  die  Gemeinde- 
bastenernng  su  erörtern. 

Man  sieht  hieraus,  dass  die  wörttembergische  Fiuanzver- 
waltung  Jie  Reform  tVaLre  ,  sowie  sie  flieselbe  sich  einmal  zu- 
rechtgelegt hatte,  grüudiich  aufgegrüfeti  hat.  Von  besonderem 
Werte  ist  es,  dasa  über  diese  Fragen  nicht  bloes  »Erörterungen 
mehr  theoretischer  Art«  angestellt^  sondern  in  einer  Reihe  von 
Gemeinden  und  swar  zunächst  von  Landgemeinden  unter  Bei- 
ziehung praktischer  Geschäftsmänner  und  eiiahrener  Land- 
wirte unter  Benützung  der  flir  Baden  gültigen  Vorbulirifteu 
mügüchst  eiugeheude  Frobeversuche,  Probesohätzongen  und 
Probeberechnnugen  der  Terschiedensten  Art  vorgenommen  wur- 
den. Man  sieht  hieraas,  dass  die  wllritembergiiche  Finans- 
Terwaltung ,  wenn  sie  auch  vorerst  in  der  Steuerreformfrage 
noch  keinen  entscheidenden  Schritt  zu  thun  beabsichtigt,  es 
doch  an  umsichtiger  BeschafFnng  des  Materials  für  die  künf- 
tige definitive  Bescblussfassung  nicht  fehlen  lässt.  Gerade  die 
praktischen  Probeermittlungen  sind  hiefür  ein  Beleg;  beach- 
tenswert ist  dabei  insbesondere,  dass  dieselben  —  da  sie  be- 
greiflicherweise zeitraubend  sind  —  noch  nicht  abgeschlossen 
sind  und  dass  beabsichtif^t  ist,  dieselben  nach  Massgabe  des 
Bedürfnisses  auch  auf  einzelne  grössere  Gemeinden  (Städte) 
aussuidehneu. 

Da  gerade  diesen  Probeermittlungen  so  hervorragende  Be- 
deutung beizumessen  ist,  wird  man  die  vor  deren  Abichluss 
Eum  Ausdruck  gebrachte  Stellongnahme  der  Finanzverwaltung 

nur  als  eine  vorläufige,  den  definitiven  Eutscheid  uicht  bin- 
dende, ansehen  dürfen. 

Auch  bezüglich  der  Antwort  auf  die  durch  die  präju- 
dizielle Auffassung  der  Verwaltung  eingeengte  allgemeine  Frage 
der  Besiehungen  der  Einkommenssteuer  zu  dem  bestehenden 
Eatasterwerk,  wird  nur  »soweit  die  zur  Zeit  yorliegenden  Er- 
gebnisse üin  IhiLil  gestatten«  die  Ansicht  ausgesprochen,  es 
sei  als  erwiesen  anzusehen,  dass  eine  direkte  üeberführun^  der 
vorhandenen  Ertragskataster  in  ein  Einkommenskataster  mittels 
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Zusanniienrechnens  der  verscbiefleneii  in  ersteren  enthalteueo 
Sammeu  nicht  zum  erwüuschteu  Ziele  führen  würde. 

Im  allgemeinen  wird  daraof  hingewieeen,  daw  in  den  Er- 
iragskatastern  nicht  die  Ton  den  einielnen  Personen  endeto 
wirklichen  jährlichen  Reineinkommen  enthalten  sind,  eondeni 
die  in  einer  Reihe  von  Jahren  durchsi  hnittlicli  möglichen  Er- 
träge, auf  welche  em  richtigeä  und  bewegliches  Einkonimeiis- 
kataster  niulit  basiert  werden  Icnune.   Dies  wird  dann  weiter- 
hin  in  durehans  flherzangender  Weise  an  dem  Wesen  jedM 
einielnen  der  hestehenden  Ertragskataster  dargethan.  Es  hüte 
der  einschlägigen  minntiösen  Darstellung  woh]  kanm  hednrft; 
flenn  dass  hei.spielsweise  aus  einem  Grundsteueikataster  das 
Einkommen  eines  Landwirts  nicht  zu  ersehen  ist,  weiss  jeder- 
mann, und  ebenso  ist  niemanden  unbekannt,  dass  dieser  Zweck 
nur  erreicht  werden  kann,  wenn  »das  Individaum,  das  einzebe 
Steuersubjekt  ins  Ange  gefissst  nnd  das  Einkommen  jedes 
Landwirtes  speziell  geschätzt  bezw.  durch  Fassion  erhobene 
wird,  wobei  die  Reinerträge  des  bisherigen  Grün  »Iii  ittasters  nur 
mehr  oder  weniger  als  Anhalt  benützt  werden  köuntcD.  Die 
eingehende  Einzelprüfung  der  Ertragskataster  auf  ihre  Ver^ 
wendbarkeit  ftlr  die  Einkommensbestenmng  hat  lediglich  ihren 
inneren  Grund  in  der  Torgefassten  Meinung,  dass  unbedingt 
alle  bestehenden  I:^rtragssteuern  nnd  deren  Kataster  beizube- 
halten seien.    Damit  hänp:t  die  hier  nicht  weiter  zu  verfolgende 
—  einer  gelegentlich eu  Erörterung  aber  wohl  würdige —  Fiktion 
zusammen  f  dass  alle  diese  Steuern  in  Wahrheit  »Ertragsc- 
steuern  seien,  wahrend  solches  doch  nur  dann  gesagt  werden 
kann,  wenn  man  dem  Worte  Ertrag  Zwang  anthut  ^  denn  die 
Dienst-  und  Berufsei nkommenss teuer  ist  keine  Ertragsäteuer 
sondern  eine  partielle  Einkommensteuer. 

So  gelangt  denn  die  Verwaltung  auf  einein  weiten  üm* 
weg  zu  dem  Yon  Anfang  an  fftr  niemand  zweifelhaften  Schluss- 
resnltat,  dass  die  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  selbst» 
stand  ig  geschehen  müsste,  wobei  die  bisherigen  EIrtrags- 
kataster  nur  als  erwünschte  Kontrollenüttel  und  unter  Um- 
standen als  Anhaltspunkte  für  »Schätzungen  benutzt  werden 
könnten.    Diese  selbständige  Veranlagung  der  Einkommen* 
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Steuer  wfirde  Schwierigkeiten  bereiten,  Fassionen  and  neben* 
hergehende  Sehatzangen  durch  Eommisrionen  Ternrsaehen,  das 
Pablikum  belästigen  und  Kosten  verursachen  —  Allfes  selbst- 
verständliche Dinge,  welche  man  mit  einer  Einkommensteuer 
iu  den  Kauf  nehmen  muss  und  die  nur  vom  Bollwerk  der  be* 
stehenden  Erfcragskataster  ans  als  Gründe  gegen  die  Steuer- 
reform angesehen  werden  können. 

Von  finanzwissenschaftlichem  Interesse  ist  die  Erörterung 
welche  zum  Schlüsse,  um  die  Entbehrlichkeit  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  darzutlmn,  der  Frage  des  Abzugs  der  Schuld- 
zinse sowie  der  Schonung  der  schwächeren  Steaerkräfte  ge- 
widmet wird,  eine  Erörterung,  welche  allerdings  wie  sidi  so- 
gleich zeigen  wird,  als  eine  durchaus  opportunistisehe  zu  be- 
zeichnen ist 

Was  zunächst  die  Frage  des  Abzugs  der  Schuld- 
zinse betrifft,  »welche  vielen  so  wichtig  erscheint,  dass  sie 
nur  ihretwillen  die  Einkommenssteuer  für  notwendig  haltenc, 
so  geht  das  Resultat  der  bisherigen  Ermittlungen  dahin,  dass 
der  Nutzen  und  die  Zweckmassigkeit  eines  soleben  Schulden- 
abzugs Tiel&ch  fiberschätzt  werden.  Als  >Ermittlnngenc  können 
aber  doch  wohl  nur  die  Probeschätznngen  angesehen  werden. 
Was  aber  diese  ergeben  haben,  beschränkt  sich  auf  die  Beob- 
achtung, dass  in  sehr  vielen  Fällen,  besonders  bei  kleineren 
Einkommens-  und  Schuldverhältnissen  der  Schuldzinsabzug 
durch  die  zu  bildenden  Tarifklassen  absorbiert  wfirde  und  so- 
mit auf  die  Steuerveranlagung  ohne  Einfluss  bliebe.  Wenn 
diese  Beobachtung  wirklich  in  »sehr  vielen«  Fallen  gemacht 
ist,  so  würde  dies  auf  die  Bildung  zu  grosser  Tarifklassen  mit 
Sicherheit  schliesseu  lassen.  In  keinem  Falle  aber  würde  aus 
dieser  Thatsache  die  Schlussfolgernng  zu  ziehen  sein,  dass  der 
Schnldabzug  »vielfach  sehr  ungleichmassig  und  ungerecht« 
wirke ;  eine  solche  Bezeichnung  wfirde  nur  für  die  Tarifklassen- 
biiduiig  am  Platz  sein. 

Dieses  ganze  auf  die  »Ermittlungen«  gegründete  ungünstige 
Urteil  über  den  Schuldabzug  wird  aber  überhaupt  durch  den 
unmittelbar  darauf  folgenden  Satz  —  welcher  den  Eindruck 
macht,  als  sei  er  ein  späterer  Zusatz  von  anderer  Hand  — 
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erbeblicb  aHgesdiwäcbt.  £b  wird  nämlich  »noch  angefOgU, 
dass  über  dieGrös»«  der  matmaaslich  vorhuidenen  Yer- 
sohnldonf^  ein  sicheres  Urteil  noA  nicht  gef&llt  werden  k5ime, 
weil  es  hei  den  ProbeTersnchen  nicht  thnnHeh  erschien .  die 

Steuer  pfl  ich  tippen  zur  Fassion  ihrer  Schulden  zn  Teranlassen. 
Was  sonst  gegen  den  Schuldabzug  vorgebracht  wird,  ist  theo- 
retisierend,  zum  Teil  offenbar  unbillig  und  in  seiner  Gresiuafe- 
heit  Ton  sweifelhafkem  Wert   Zonächst  wird  daran  erinnert, 
dass  glflcklicherweise  der  grOsste  Teil  der  Schulden  ein  pro> 
duktiver,  nini  EWerh  beeUmmter  ist  nnd  daran  die  Bem«rlning 
geknüpft,  es  erscheine  fraglich,  ob  es  so  notwendig  sei,  dass 
beispielsweise  ein  tüchtiger  Gewerbetreibender  die  Zinsen  eines 
an  4  Proz.  entlehnten  Kapitals,  mit  welchem  er  8  Proz.  und 
mehr  verdient  an  seinem  Oesamteinkommen  soll  abnehen 
dQrfen.  Wer  mit  4pKnenttgem  Leihkapital  8  Pros,  verdient, 
hat  doch  —  sollte  man  meinen  —  nnr  die  ihm  verbleibenden 
vier,  aber  nicht  die  vollen  8  Proz.  zu  versteuern.    Allein  auch 
hier  zeigt  sich  durchweg  eine  opportunistische  Auüassun|i(  zu 
Gunsten  des  hergebrachten  Ertragsstenersjstema  Daraoa 
U&ren  sich  auch  die  Bwei  *~*  geradezu  entgegengesetsten 
Befftrehtungen ,  dass  der  bei  der  Bestenerung  eintretende 
Schuldcnabzug  zum  Schuldenmachen  und  zwar  »oft  und  viel 
zu  leichtsinnigen  Schulden  oder  zur  ünterlai^suDg  ds^s  Ab- 
zahieus  der  Schuldent  reize,  um  in  der  Steuer  erleichtert  in 
worden  —  und  dass  andererseits  namentlich  den  Gewerbe- 
treibenden die  Znlässigkeit  des  Schnldabraigs  deshalb  keine  Br- 
leichtemng  bringe,  weil  sie  aus  Furcht  vor  Schädigung  ihres 
Kredits  ihre  Schulden  nicht  hekaiiut  werden  lassen  wollen. 

Wenn  weiter  noch  hervorgeliol)en  wird,  dass  der  Grund- 
stDckserwerb  seit  Jahrhunderten  mit  der  Verpflichtung  nr 
Steoerentrichtnng  ans  dem  vollen  Wert  Tcrknapft  sei,  mSge 
er  gegen  bar  oder  gegen  Zieler  erfolgen,  und  deshalb  im  Ver^ 
lassen  des  bisherigen  Bestenrungsprinzips  ein  Geschenk  an 
denjenigen  Käufer  zu  erblicken  sei,  welcher  das  betrefteude 
Objekt  zwar  mit  Schulden  aber  um  den  kapitalisierten  Betrag 
der  Steuer  billiger  erworben  habe,  so  ist  su  erwidern,  daas 
diese  Bemerkung  an  eine  falsche  Adresse  gerichtet  iat.  Sie 


WftittembersfiMho  Stonerrefonafnigea. 


269 


wäre  am  Platz,  wenn  es  sich  um  Zolassung  des  Schnldabsugs 
bei  der  Gnindstetier  handeln  würde,  sie  hat  aber  gar  keine 
Bedeutung  fOr  den  in  Frage  stehenden  Fall  der  Einführang 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  neben  welcher  von  allen 
bisherigen  ErtrasTSsteueru  um  zweifellosesten  die  Grundsteuer 
unter  Wahrung  ihrer  besonderen  Steaerprinzipien  beizubehalten 
aein  wird. 

Wa«  das  Verlangen  einer  grdeseren  Schonnng 
der  schwachen  Stenerkrafte  anlangt,  so  meint  die 

württembergische  Finanzverwaltuncr,  auch  bei  der  allgemeinen 
Einkümmeii-tener  könne  die  individuelle  Leistungstuhigkeit 
nicht  YoUötäudig  berücksichtigt  werden.  Bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  ist  dies  richtig,  wenn  aber  weiter  beigelQgt  wird 
»ausser  Betracht  m  ttssen  s.  B.  bleiben  die  Familien?erhält^ 
nisse  und  ein  Mann  mit  400  M.  Einkommen  kann  Steuer- 
kräftiger  sein  als  derjenige  mit  500  M.«,  so  ist  Widerspruch 
zu  erheben.  Zu  dessen  Begründung  genügt  ein  Hinweis  auf 
die  preussische  EinkommeusteuergesetzgebuDg,  welche  das  Ver- 
dienst hat,  die  Zulässigkeit  einer  Ermässigung  der  Steuersätze 
wegen  besonderer,  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  beein- 
triU^htigender  wirtschaftlicher  Verhältnisse  zuerst  zum  Ausdruck 
gebracht  zu  haben.  Zur  Ermässigung  können  Anlass  geben: 
eine  grosse  Zahl  von  Kindern,  die  Verpflichtung  zur  Unter- 
haltung armer  Angehöriger,  andauernde  iirankheit,  ferner  — 
insofern  dadurch  die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  beeinträchtigt 
wird  —  Verschnldnng  und  aussergewobnliche  Unglftcksfalie. 
Die  Eünkommensgrenze,  bis  zu  welcher  eine  BerQeksichtigung 
polcher  Verhältnisse  eintreten  kann,  ist  noch  neuerlich  durch 
ijiesetz  vom  26.  März  1883  erweitert  worden. 

Im  übrigen  liefert  die  Darstellung  der  Fiuauzverwaltung 
erfolgreich  den  Nachweis,  dass  auch  bei  dem  bestehenden  Er- 
tragssteuersystem,  namentlich  infolge  der  Degression  bei  dem 
Berufs*  und  gewerblichen  Einkommen,  die  schwachen  Steuer* 
kräftc  geschont  seien.  Bei  der  Kapitalsteuer  sind  u.  a.  frei 
die  Witwen,  vaterlu.^fn  Minderjährigen  und  gt'brechlicln'n  Per- 
sonen, welche  im  ganzen  nicht  mehr  als  ÖOO  M.  Einkommen 
beziehen;  es  sind  dies  nach  dem  Stand  vom  1.  April  1889 
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87  185  Persoseu  mit  einem  steuerfreien  Kapital-  und  Reoteu- 
emkommeik  Ton  4779  775  M.  Bei  der  Gewerbebecteoenuig 
genieart  der  Arbeltsrerdienst  dieselbe  steiterliche  Begfinstigaii^ 
des  EbniienzmiDimomB  wie  das  Dienst-  and  Bernfseinkommen, 

infol|a^e  dessen    am   j^ewerbliclien   ArbeitsFerdienst  steuerfrei 
blieben  1889/90  von  146,4  Millionen  Mark  nicht  weniger  als 
107,6  Mill.;  73285  Gewer btreibende,  d.  i.  43  Proz.,  bezahlten 
im  Jahre  1888/89  darchfichnitüich  nur  88  Pf.  Staatastener  nod 
37606  Gewerbetreibende  oder  22  Proz.  nnr  2,63  M.  Dan 
kommt,  dasfl  die  gewerbliehen  Betriebskapitale  unter  700  M. 
niclit   znr  Gewerbesteuer  herangezogen    werden.    Was  das 
Grundeigentum  anlangt,  so  eutfällt  bei  dem  gegeuwärtigen 
Satz  von  3»50  M.  Staatssteuer  auf  100  M.  Stenerkapital  :  auf 
1  Moigen  Acker  im  Landesdnrdischnitt  bei  20  M.  21  PI 
Stenerkapital  71  Pf.  Orundatener,  and  anf  1  Morgen  Wieeeo 
bei  21  M.  91  Pfg.  Steuerkapital  77  Pf.  Gmndstener.    An  Ge- 
bäudesteuer endlich  entfallt  uach  einer  bei  den  kleinen  Ge- 
bäuden angestellten  Berechnung  auf  42  359  Gebäudebesitzer 
eine  Staatseteuer  von  63  Pi,  anf  188540  Gebandebesitaer  eine 
solche  von  2,31  M. 

Zorn  Schlnss  wird  noch  die  nicht  bloss  steaerpoliüeeh, 
sondern  auch  wirtschaftstatistisch  interressante  TbatsLiche  hervor- 
gehoben, dass  die  Probeschätzungen  in  mehreren  Gemeinden 
ergeben  haben,  dass  bei  Zusammeurechnung  sämtlicher  Ein- 
kommensbesUge  bei  den  einzelnen  Personen  ongefahr  die  Hälfte 
derselben  weniger  ak  600  Mark  Gesamteinkommen  beaeielie« 
Damnter  seien  viele  nach  l&ndlichen  Begriffen  nicht  achlechl 
situierte  Personen  und  viele  solche  begriffen,  welche  von  ihrem 
Einkommen  Familien  ernähren.  Alle  diese  Leute  frei  zu  lassen, 
würde  in  den  Gemeinden  als  Unrecht  empfunden.  Jedenfalls 
erscheine  es  nnmöglich,  dieselben  von  der  Teilnahme  an  den 
Gemeindelasten  zn  entbinden. 

Während  nach  dem  Vorstehenden  die  ganze  Ausführun'^' 
der  Verwaltung  daranf  abzielt,  die  Unvereinbarkeit  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  mit  dem  bestehenden  Krtragssteoer* 
System,  welches  nicht  aufg^eben  werden  koone,  darzuthmi, 
findet  sich  doch  als  Abschloss  der  gesamten  AasfflhrungeD  eine 
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Bemerknng,  dareb  welehe  aneh   toh  Regieranpftwegen  die 

Steuerreform  frage  nicht  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  son- 
dern auf  derselben  belassen  wird.  Es  ist  nämlich  bemerkt, 
—  and  aach  diese  Bemerkung  macht  den  Eindruck,  als  stammte 
sie  von  einer  revidierenden  Hand  —  dass  in  dem  jetzigen  Sta» 
dinm  der  Angelegenheit  ein  nohereB  abtchlieesendes  Urteil  nodi 
nicht  gegeben  werden  könne,  es  würden  aber  die  ebenso  wiebügen 
als  schwierigen  Arbeiten  und  die  Vrage  der  Notwendigkeit  oder 
ZweckiiiiiSiiigkeit  einer  Steuerreform  schon  im  Hinblick  auf 
das  Steigen  des  eigenen  Staats  bedarfs  und  auf  die  voraussicht- 
lichen Mehrausgaben  des  Reichs  im  Ange  behalten  werden. 
Beigefügt  ist  weiter  noch  die  sehr  beachtenswerte  Zusicherung» 
dass  ftlr  die  nächste  Zeit  besondere  Anfmerksamkeit  den  in 
Prenssen  rücksichtlich  einer  Steuerreform  im  Gange  befindlichen 
Arbeiten  werde  geschenkt  werden,  da  anch  diese  vielleicht  für 
die  württembergischen  Arbeiten  als  Anhalt  und  Kichtschnur 
wOrden  benutzt  werden  können. 

Wenn  ich  in  den  Torstehenden  Eänaelausftlhraiigen  mebr- 
lach  Anläse  hatte,  den  stark  konserratlTen  Ansf&bmngen  der 
württembergischen  Finanzverwiiltuug,  nach  welcheu  für  eine  all- 
gemeine Einkoiniiiensteuer  kaum  irgend  eine  Aussicht  vorhan- 
den zu  sein  schieu,  entgegenzutreten,  so  muss  ich  deu  versöh- 
nenden Abschluss  dieser  Ausführungen  im  vollsten  Masse  billigen. 

Ich  verkenne  gar  nicht,  dass  für  ein  isoliertes  Wjlrttemberg 
die  Frage  der  Steuerreform  im  Sinne  der  Anbahnung  einer  allge- 
meinen Einkommeubesteuerung  vielleicht  gar  nicht  aufgeworfen 
zu  werden  brauchte.  Anders  aber  Hegt  die  Sache  für  Württemberg 
(und,  wie  ich  gleich  beifügen  will,  ebenso  für  Bayern)  als  einen 
Gliedstaat  des  Deutschen  Reichs.  Dabei  leiten  mich  nicht  nivel- 
lierende  TendenMn  oder  nnitarische  Gesinnungen«  sondern  die 
Ueberzeugnug  von  der  Notwendigkeit  einer  möglichst  gleich- 
artigen Gestaltung  des  direkten  bteuersysteras  der  deutschen 
Staaten  mit  Bezug  auf  ein  ganz  spezielles  Bedürfnis,  dessen 
Befriedigung  im  eutscheidenden  Augenblick  von  der  höchsten 
nationalen  Bedeutung  für  das  deutsche  Gemeinwesen  ist.  Ich 
meine  damit  die  Fürsorge  für  die  finanzielle  Kriegsbereitschaft 
im  Frieden.   Ich  kann  nicht  die  ganze  Reihe  der  Fragen, 
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welche  eine  Prfifong  dieser  Kriegsbereitechafi  aafwirft,  hier 
erledigen.    Ich  habe  mich  darfiber  an  anderer  Stelle^)  da- 

gehend  geäussert,  und  greife  hier  Dur  die  luit  der  Keform  der 
direkten  Steuern  unmittelbar  zusammenliünfrenden  Erwüguugts 
heraus.  Das  Keich  uiuss  für  den  Kriegsfall  auch  die  Möglich- 
keit der  Einziehung  direkter  Stenern  als  finanzielle  Reaerre 
haben.  I>ie  Ansschreibnng  «ner  besonderen  direkten  Beidn- 
kriegsstener  empfiehlt  sich  nicht.  Dagegen  erscheint  es  mge- 
messen,  dass  dem  Reich  die  Möf^lichkeit  erwachst,  im  Notfill 
Zuschliig^e  zu  den  staatlichen  allgemeinen  F>iriki »uiniensteoem 
auszuschreiben.  Um  diese  Zuschläge  gleichartig  auferlegen  n 
können,  ist  alleuthalben  in  Deutschland  die  Herbei fübnn; 
einer  —  avch  an  sich  nnd  ohne  Rflcksicht  anf  den  KntfgM 
sehr  wflnschenswerten  —  genügend  gleichmassigen  stnatiielM 
Einkommenbesteuerung  anzustreben.  Verschiedenheiten 
Laudessteuersätze  nach  Massgabe  der  Laudesht-tiin  tnisse.  also 
gewissermassen  staatliche  Zuschläge  zu  dem  für  Bemessung 
der  ßeichszaschlilge  mas^benden  Normalsteaersatz  waren  — 
CTentnell  unter  Bestimmung  gewisser  Schranken  Air  die  stMft- 
Itche  Bestenernng  —  nicht  ausgeschlossen.  Eine  solche  finansi- 
elle  Reserve  für  das  Reich  kann  nur  ein  in  allen  Gliedstaateo 
•  durcbgefiiln  tes,  naturgemäss  an  das  /u  reformierende  preussisc^e 
System  möglichst  anschliessendes  System  einer  allgemeio^u 
Einkorn menbesteuerung  bieten;  das  Ertragssteuerejstem  ist  für 
diesen  Zweck  leistungsunfähig.  Deshalb  erachte  ich  für  alle 
deutschen  Staaten,  die  noch  keine  allgemeine  EinkommenstsiNr 
haben,  die  Anbahnung  einer  solchen  für  durchaus  geboten. 

4.  Liegensch  aftsaccise. 
Nur  eine  yerbältnismässige  untergeordnete  Frage  ist  in 
der  Schwebe.   Der  am  13.  Juli  1889  von  den  Abgeordnet« 
Betx,  Wendler  und  Genossen  gestellte  Antrag 
an  die  k.  Regierung  die  Bitte  au  richten,  daas  der  §  11 
des  Accisegesetzes  vom  18.  Juli  1824  dahin  abgeändert 
werde,  da^s  der  Wert  des  beweglichen  Vermögens  bei  Be- 
rechnung der  Liegenschaftsaccise  am  accisepäichtigeu 
Samtkaufpreise  abgezogen  werde 
1)  Deutsche  Bevne.  Jahrgang  1890.  Januar-  and  Febmarbslk 
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wurde  an  die  Fmanzkomnussion  Terwiesen.  Dieselbe  beantragt 
in  einem  am  19.  Mai  1890  ausgegebenen  Bericht,  deesen  Be- 
ratung bei  dem  iiizwi^^chen  erfolgten  Zusammentritt  der  Kammer 
ia  Aussiebt  steht,  den  Autrag  der  Regierung  zur  Btnicksichti- 
gung  zu  empfehlen  und  die  Kammer  der  Standesherru  zum 
Beitritt  einsoladen. 

In  der  Anlage  2  aam  Etat  der  Stenern  fflr  1891/93  wird 
—  im  Gegensatz  zn  dem  Verfahren,  das  man  wobl  andererseits 
einschhigeu  würile  —  schon  zu  diesem  Kommissiousautrage, 
noch  bevor  ein  Kanimerbeschluss  vorliegt,  in  eingehender  Weise 
Stellung  genommen.  Zunächst  wird  hervorgehobeu^  dass  nach 
geltendem  Rechte  keineswegs,  wie  es  nach  der  Fassung  des 
Antrags  scheinen  konnte«  alles  mit  einem  Gebäude  oder  Gnt 
▼erSnsserte  bewegliche  Vermögen  der  Liegenschaf tsaccise  unter- 
liege. Es  handelt  sich  vielmehr  nur  um  Gewerbegerätöcliaften, 
Fässer  und  \  orräte,  welche  mit  einem  Gebäude  oder  Gute  in 
einem  Gesamtverkaufe  veräussert  werden ;  andere  nicht  hierunter 
fallende  bew^liche  Gegenstönde,  insbesondere  Vieh,  gewöhn- 
licher Bausrat,  unterliegen,  auch  wenn  sie  zugleich  mit  der 
Liegenschaft  veraussert  werden,  der  Accise  nicht  Weiterhin 
werden  dann  die  Zweckmässigkeitsgründe  dargelegt,  welche  für 
Beibehaltung  dieser  partiellen  eine  Ausnahme  bildenden  Steuer- 
päicht  des  Besitzübergangs  von  Mobüieu  sprechen.  Als  der 
hervorragendste  dieser  Zweckmässigkeitsgründe  darf  der  Um- 
stand herrorgehoben  werden,  dass  nach  den  im  September  1889 
eingeforderten  statistischen  Notizen  bei  der  weitaus  fiberwie- 
genden Mehrzahl  der  Gesamtverkäufe  für  die  mitveräusserten 
Oewerbegerätschaiten  etc.  ein  besonderer  Kaufpreis  nicht  aus- 
geschieden, vielmehr  ein  einheitlicher  Gesamtpreis  ohne  beson- 
dere Feststellung  des  Werts  der  Liegenschaft  und  der  mitver- 
kanften  beweglichen  G^enstande  festgesetzt  wurde.  Dass 
übrigens  die  fragliche  Bestimmung  vom  Zweckmassigkeits- 
stand punkte  aus  auch  ihre  Bedenken  hat,  ergiebt  sich  aus  dem 
Zugeständnisse,  dass  Verbuche  zur  Verschleierung  des  Zusam- 
menhangs der  Veräusserung  der  beweglichen  Gegenstände  mit 
denjenigen  der  Liegenschaft,  zu  welcher  sie  gehören,  vorkomn^gg^ 
und  dass  —  in  nnerwflnschter  Weise  —  sich  die  Notwendig- 
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keit  ergiebt,  wegen  solcher  Vermiclie  die  Heruiziehiiog  der 
mitTerkaafteD  GewerbBgeratscbafteiit  Faaser  und  Yorrftte  rar 
Aecifle  öfters  dnrcli  beoDdere  Nacbforachongen  der  Stenerb^ 

börden  zu  bewirken.  Gauz  ohne  Aussicht  einer  mößrlichen 
AeuderuDg  in  der  Zukunft  ist  übrigens  auch  in  diesem  i\uikte 
die  AeusseruDg  der  Verwaltung  nicht;  es  wird  nämlich  zum 
Schlnse  eine  dilatorische  Behandlang  der  Frage  mit  der  Er- 
wägung begrflndet,  dass  im  Falle  der  Einftthrang  des  bfiigsf^ 
liehen  Gesetsbachs  fOr  das  deutsche  Reich  und  des  Inkraft- 
tretens der  im  Entwurf  vorgesehenen  Bestimmungen  Über  die 
Eigen tumsübertraguug  an  unbeweglichen  Sachen  eine  Umge- 
staltung der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Accise  vom 
Liegenschaftsverkehr  erforderlich  werden  wird. 

5.  Abgabe  von  Wein  und  Obstmost 
Unter  den  in  Deutschland  vertretenen  Weinsteaersysteroen 
hat  das  württembergische  die  Eigentömlichkeit,  dass  es  uur 
den  zum  Ausschank  kommenden  Wein  und  Obstwein,  mit  Ans- 
nähme  des  aas  dem  Auslande  bezogenen  von  den  Wirten  un- 
mittelbar Terzollten  Weines,  zur  Steuer  heranzieht.   Dass  die 
konzessionierten  Schankwirte  diesem  Steuersystem  nicht  hoU 
sind,  ist  begreiflich   und   hat  auch  neuerlich  in  den  Jahreu 
1889  und  1890  durch  Eingaben  bei  der  Kauuiier  der  Abge- 
ordneten Ausdruck  gefunden.  Was  zu  Gunsten  des  württem- 
bergischen Systems  gesagt  werden  kann^  hat  erst  kUralich 
seitens  W,  MüOef^s  im  dritten  Heft  des  Jahrg.  1890  (>Znr 
Weinbesieuerung  mit  besonderer  ROcksieht  auf  Wttrttemberg«) 
ausführliche  Darlegung  gefiiiiden.    Ich  will  auf  die  Grund- 
frage des  besten  Weiubesteueiuugssystems  hier  nicht  zurück- 
kommen, obwohl  gerade  der  Müiler'sche  Artikel  dazu  Anla^s 
böte;  man  kann  nämlich  zwarfßr  die  würtiembergischen  Ver- 
hältnisse bei  dem  eingelebten  System  sich  schliesslich  berobigeo; 
die  Sache  liegt  aber  wesentlich  anders,  wenn  man  sich  die 
weitere  —  früher  oder  spater  doch  einmal  praktisch  werdende 
—  Frage  stellt,  wie  denn  im  ganzen  Deutschen  Reich  die 
Weinbesteuerung  Ton  Reichswegen  oder  doch  möglichst  über- 
einstimmend Ton  Landeswegen  auszugestalten  wäre.  Doch  soll 
diese  Zukanftsftage  hier  nicht  angeschnitten  werden.  Ich  hebe 
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vielmehr  zuuüchst  ausdrücklich  hervor,  dass  die  AeusseruDg 
der  württembergiscbeu  Finanzvn  waltuag  in  Anlage  3  zum  Etat 
der  Steuern  für  1891/93  durchaus  eine  Bestätigung  der  itfü&r*- 
flehen  Aoflfllbrniig  ist,  daas  sich  Regienmg  und  Stande  immer 
nnr  fttr  das  bestehende  System  entscheiden  konnten.  Die 
FinansrerwaltnDg  teilt  mit,  dass  die  erwähnten  Eingaben  er- 
neuten Aiihiss  gef^eben  hätten,  das  Gesetz  über  das  I  mgeld 
(Besteuerung  des  Weins  und  Obstmostes)  \\  iederholt  eingehenden 
Erörterungen  und  Erwägungen  zu  unterziehen,  sowohl  hin- 
sichtlich der  Bestenemngsart  als  des  Verfahrens  bei 
Fesistellong  nnd  Erhebung  der  Steuer.  Nachdem  jedoch  die 
▼olkswirtschafUiche  Kommission  der  Kammer  inhaltlich  des 
Berichts  vom  11.  Juni  1890  von  der  Beantragung  gniiHlsatz- 
licher  Aeiulerungen  in  der  Besteuerungsart  abgesehen  hat, 
Terzichtet  das  Finanzministerium  auf  weitere  Aeusserungen  zu 
dieser  F^age.  Dagegen  bringt  es  seine  abweichende  Auffitfsnng 
gegenflber  den  Ton  der  genannten  Kommission  beftirworteten 
Yorschl&gen  Ton  Aendemngen  des  Ver&hrens  bei  Feststellung 
des  ümgelds  zum  Ausdruck.  Da  es  sich  hiebei  um  eine  aus- 
schliesslich württembergische,  verhältnismässig  untergeordnete 
Frage  der  Steuertechnik  handelt,  welche  eine  typische  Be- 
deutung f&r  das  sonstige  deutsche  Steuenrecht  nicht  besitzt« 
mnss  ich  mich  auf  kune  Andeutung  der  gegensätzlichen  An- 
schauungen beschranken. 

a)  Kach  dem  geltenden  Gesetz  soll  die  Abgabe  vom  Wein 
»in  der  Kegel  durch  Accorde«  erhüben  werden,  welche  ^von 
drei  zu  drei  Jahren«  mit  den  Wirten  abzuachliesen  sind.  Die 
Kommiaaion  schlagt  vor,  dass  Accorde  auf  ein,  zwei  und  drei 
Jahre  sollen  abgeschlossen  werden  können.  —  Die  Finanzver- 
waltung  wendet  sich  in  anafSbrlicher  Erörterung  (bei  welcher 
sie  zugleich  Anlass  nimmt,  ihre  von  der  Kommission  ange- 
zweifelte Befugnis  zu  den  in  deu  Accordsbestimmungen  ent- 
haltenen Vorschriften  zu  begründen)  gegen  den  Antrag  der 
Kommission,  Sie  sieht  in  der  gesetzlichen  Bestimmung,  wonach 
die  Accorde  mit  den  Wirten  in  der  Regel  von  3  zu  3  Jahren 
ebgegaugen  werden  sollen,  den  Grundstein  des  ganzen  Gesetzes, 
weil  darin  die  erste  und  wesentlichste  einen  gerechten  Steuer- 
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ansatz  ermöfrl  ich  ende  Voiaussetzuniy  der  altbewährten  Be- 
steuerungsart  enthalten  sei.  Dag^en  ist  das  Finanzministeriam 
in  Uebereinstimmang  mit  den  Anscbaonogen  der  Kommission 
auch  ferner  bereit,  soweit  möglieb,  auf  eine  Vermebmng  der 
Accorde  and  anf  eine  Bescbrünkting  des  Abstiehsrerfaliraiii 
hinzuwirken,  es  hat  deshalb  Anorduung  getrolYen,  da5s  die 
Bestim  Ulli  Ilgen  fiber  die  Accordsabschlösse  und  da.s  Abstichs- 
verfahreD  sowie  die  DienstTorschriften  biezu  einer  emeoteD 
Parcbsicbt  ood  Umändemi^  unterworfen  werden. 

b)  Die  Kommission  hatte  befürwortet,  dass  eine  geset^ 
liebe  Regelung  der  beiderseitigen  Kflndigungsrechte  (der 
SteuerverwaUung  und  der  Wirte)  eintrete.  Das  F^inanziaiui- 
sterium  spricht  nich  aus  Zweckniässigkeitsgründeu  dagegen 
aus,  und  zwar  im  Interesse  der  Wirte  selbst;  denn  sobald  eiu 
Gesetz  die  Verwaltang  binde,  mfisste  sie  Anstand  nehmen  aneli 
in  solchen  im  Gesete  nicht  bezeichneten  Fallen,  in  welchen 
nach  den  obwaltenden  besonderen  Verbaltnissen  die  Anfbebnsg 
eines  Accords  eine  Sache  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  wl^re, 
eine  Kündigung  anzunehmen,  üebrigens  stehe  nichts  ent- 
gegen, die  AccordsbestimmuDgen  dahin  zu  ändern,  dass  das 
Recht  des  Wirts  mehr  zum  Ausdmck  komme,  den  Aceodl 
kündigen  zu  können,  wenn  hinsichtlich  seiner  persUnlicheo 
oder  der  Betriebsverhältnisse  wesentliche  thatsächliche  Aeo- 
derungen  eintreten. 

c)  Die  Kommission  hatte  beantragt,  dass  zu  den  Acoords- 
Terhandlnngen  zwischen  Umgeldskommissär  und  Wirt  auf  Ver* 
langen  des  letzteren  ein  yom  Gemeinderat  bestellter  Vertraueos- 
mann  mit  beratender  Stimme  beigezogen  werde.  Das  Finant- 
ministerium  erklärt  sich  dagegen  namentlich  aus  der  Erwägung, 
dass  der  Vertraueusmann.  wenn  einmal  ein  solcher  vorliaudec 
wäre,  bei  allen  Accordabschlüssen  beigezogen  werden  m&sste,! 
was  nicht  nur  Kosten  verursachen,  sondern  auch  weder  im. 
Interesse  noch  in  den  Wünschen  der  Gesamtheit  der  Wirte; 
liegen  wQrde. 

d)  Die  Kommission  hatte  als  vierten  gesetzlich  zu  be- 
stimmenden Punkt  vorj?eschlat^en: 

dass,  wenn  bei  den  Verhandlungen  zwischen  Umgeldakom- 
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iniflrör  und  Wirt  eiD6  Tereinbarung  nicht  sn  stände  komme, 

auf  Antrag  lies  \\  irts  die  Aeusüeruug  der  dui  cli  sachverständige 
Vertraueosmänner  zu  verstärkenden  Be/irkssteuerbehürde  über 
die  aogemessene  Höhe  der  Accordssumme  herbeizuführen 
und  letstere  m  ermächtigen  wäre,  nach  Umständen  ein  Gnt* 
achten  des  Gemeinderate  des  Wohnorts  des  betreffenden 
Wirts  eincnholen. 

Die  L  inanzverwaltnng  bringt  hiegegen  nicht  nur  dieselben 
EiiDweaduiigen  wie  zu  c),  soudern  kann  auch  dem  Antrage 
grundsätzlich  nicht  snstimmen,  weil  derselbe  von  der  nicht 
mtreffenden  Anffassnng  ausgehe,  dass  die  Umgeldsacoorde  anf 
Einschätzung  ähnlich  wie  bei  der  Gewerbesteuer,  beruhen. 
Bei  Annahme  des  Vorschlags  wOrde  die  bisherige  sicherste  und 
erprolfte  Grundlage  der  Accorde,  die  Durchschnitts  b  er  e  c  h- 
nnng  aus  dem  in  den  letzt  vergangenen  Jahren  entrichteten 
Umgeld  nnd  ans  der  abgesetzten  Getränkemenge  Terlassen,  nnd 
der  Absehlnss  des  Accords  wflrde  von  mehr  äusserlicheni  oft 
irfigenden  Merkmalen  nnd  Einflössen  abhängig  gemacht,  wo- 
durch in  die  Accordsabschlüsse  eine  Ungleichheit  und  Ver- 
wirmng  gebracht,  auch  schädliches  Misstrauen  gegen  die 
Stenerbeamten  wachgerufen  wOrde, 

Wenn  ich  im  vorstehenden  die  dem  nenestai  wfirttem- 
bergischen  Hanptfinanzetat   beigegebenen  Aenssemngen  des 

Finanzministeriums  über  schwebende  Reformfragen  grossen  und 
kleinen  Stiles  auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens  eingehend 
bsqprochen  habe,  so  hat  mich  yor  allem  die  £rwägung  geleitet, 
dass  es  zweckmässig  sei,  diese  fttr  die  Finanzpolitik  und  Finanz^ 
Wissenschaft  wertToUen  Mitteilungen  einer  zur  Meinungsäusserung 
hervorragend  berufenen  Stelle  in  den  Kreis  der  wissenschaft- 
lichen Erörterungen  einzubeziehen.  Dabei  betone  ich  nochmals 
die  besondere  Bedeutung  einer  solchen  reiÜich  Qberlegieu  auf 
die  Gesamtheit  der  in  Frage  kommenden  Punkte  eingehend 
ndi  erstreckenden  Aeussemng  gegenflber  nur  gelegentlichen 
Bemerkungen  vom  Regierongstisch,  wie  sie  etwa  bei  einer 
Budgetdebatte  sich  ergeben.  Ich  bin  überhaupt  der  Ansicht, 
dass  unsere  deutsche  Finanzwissenschaft  durch  eine  realistische 
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BehaodluDgsweise  viel  gewinnen  kann,  d.  h.  vor  aUem  durch  i 
genaue  Erkenntnis  deasen,  was  in  den  dentsehen  Staaten,  seien 
sie  gross  oder  klein,  in  finanziellen  Dingen  reebtens  ist  nnd  | 

dann  weiterhin  durch  sorgsame  Beobachtung  der  Strömungen,  ! 
welche  auf  dem  Gebiete  der  Finanz-  nnd  insbesondere  der 
Steuerrefornifragen  gleichfalls  in  allen  deutschen  Landen  sich 
geltend  maoken.  Wenn  ein  Finanzminister  in  so  dankens- 
werter Weise«  wie  dies  im  wflrttembergiseben  Budget  geschieht, 
Material  zor  Vertiefung  unserer  deutschen  finanzpolitischen 
Studien  liefert,  so  ist  es  Pflicht  der  Wissenschaft,  das  Material 
zu  nutzen.  Einen  Beitrag  hierzu  sollen  die  Torsteheudeu  Aus- 
führungen liefern« 

Haehtrag« 

Zu  der  auf  8«  269  eiogefloohteiiea  gelegentlidben  Baoierkang  flbei 
die  ÜDsnreioheodheit  der  bayeriieheii  Biakonimensteiientatittik  —  sadi 

dem  bentigeo  Stands  und  nach  jenem  tot  swanzig  Jahren  —  mischte  ick 
nicht  unterlassen,  ergftnzend  beizufügen,  dass  für  einen  in  der  Mitt«  lie- 
genden Zeitpunkt  eine  eingehendere  Statistik  vorliegt.  Gelep^entlicb  der 
Beratungen  des  Steuerreformausscbusäes  der  Kammer  lier  Abgeordneten 
legte  die  Regierang  im  Jabre  1880  eine  Ziipfimmenstellung  vor,  welche  — 
allerdings  nur  im  eummariscben  Zusammeuzug  für  das  Königreich  —  dai 
Ergebnil  der  Eiakomineiitteiwranlage  pro  IS'Vi»  nach  dan  einMlMB  Ab- 
teilniigeii  dei  Geaeties  nnd  Teracbiäenen  Abitttfbngen  der  EinkommeBt- 
grOtw  ersehen  läset.  Die  Anffiutntig,  dats  die  bayerircheEiBkommeiitteiMt 
in  enter  Linie  Besoldungssteuer,  in  zweiter  Lohnsteuer  ist»  wurde  durcb 
diese  Statistik  bestätigt.    Es  wurden  nämlich  ermittelt  in  Abt.  l  163  574 
Pflichtige  mit  203  405  M.  Jahresateuer.  in  Abt.  II  53  897  Pflichtige  mit 
196  144  M.  Jahreasteuer,  in  Abt.  III  192  875  Pflichtige  mit  794  400  M.  Jah- 
ressteuer  (Verhandlungen  der  baj^enschen  Kammer  d.  Abg.  18ö8.  Beü. 
BandX  S.  557  u.  ff.).  —  Wie  beute  der  Ertrag  der  bajerischen  Einkommes- 
■teoer  naeh  den  Hanptabteiliingen  dei  Getetiea  nod  DMh  d«n  Eiakon* 
menaabflinfoiigeD  sich  vertdlt,  ist  meines  WiiaeDs  nicht  ▼erOffentllelit. 
Da  die  gesetzlichen  Aenderungen  der  partiellen  bayerischen  EinkommcD- 
steuer,  welche  nach  dem  Misslingen  der  im  Jahr  1879  auf  Einführung  der  | 
allgemeinen  Einkommenpt^uer  regieninf^speifig  gerichteten  Bestrebun- 
gen, ciiigelübrt  wurden,  nicht  bedeutend  «ind,  würde  wohl  auch  eine  Sta-  | 
tiatik  der  Steuer  nach  heuti^rem  Stand  eine  wesentlicu  andere  Charak- 
teristik derlei beu  mciit  ergeben.  Aach  der  Kückblick  auf  die  Statistik  für 
IS^Vrs  bestätigt  hienaeb  die  oben  antgesprocheoe  Behauptung,  dnie  dae 
bayerisebe  Einkonmeniteiier  niebt  wobl  als  ein  Master  weitgreitoder 
Heraniiebuttg  kleinster  Einkommen  anr  Besfeeanug  angeführt  irecden 
kenn.  Pr.  ▼«  Majr. 


Der  achtstündige  Arbeitstag  und  die  Arbeiterschutz- 
gesetzgebong  der  aastraliachen  Kolonien. 


Von  Dr.  G.  Bnhl&nd. 

L  Sinlflitinig  nnd  Llttoratnraogabai. 

Australien  ist  für  die  moderneD  soBialpolitischen  Aufgaben 
ttod  Erwägnngeii  vielleicht  das  interasantaste  Land  der  Welt. 
Die  Forderang  des  aehtstQndigen  Maximalarbeitstages,  welcher 
in  Europa  seit  letzter  Zeit  so  viel  Aufmerksamkeit  geschenkt 
wird  —  hier  ist  sie  seit  mehr  als  eiuem  Vierteljahrhun  lcrt 
verwirklicht  und  heute  zur  ganz  allgemeinen  Anerkennung  ge- 
langt. Dabei  sind  die  Lohn  Verhältnisse  der  Arbeiter  —  wenn 
wir  eimelne  G^nden  Südafrikas  ansnehmen  —  so  gfinstig 
wie  nirgends  sonst  wo  auf  der  Welt:  die  achtstOndige  Ar- 
beitsleistung des  ungelernten  Arbeiters  wird  durchschnittlich 
mit  sieben  Mark  bezahlt.  Der  gelernte  Arbeiter  erhält  natür- 
lich entsprechend  mehr.  Das  Sehnen  und  Wünschen  unserer 
Arbeiterparteien ,  mit  ihren  Interessen  zum  Mittelpunkte  der 
wirtsehaftspolitischen  Aktionen  des  Staates  xn  werden  —  hier 
ist  es  erftUt.  Und  soweit  dieses  Ziel  noch  nicht  Tollstftndig 
erreicht  ist,  befindet  sich  doch  die  Entwickelung  bereits  auf 
dem  besten  Wege,  es  zu  werden.  Keine  gruudgesesseiie  Ari- 
stokratie, kein  grosser  Name  alter  Familien,  keine  Mehrheit 
konservativer  Bauern  dient  hier  als  Gegengewicht.  Die  Ver- 
fassung der  Kolonien  ist  prachtig  darauf  xugeschnitten ,  das 
Fortschreiten  der  notwendiger  Weise  immer  radikaler  werdenden 
Bewegung  sich  selbst  zu  Überlassen.  Die  australischen  Kolo- 
nien sind  nicht  bloss  im  Prinzip,  sondern  auch  thatsächlich 
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die  vollkommensten  sozialdemokratischen  Staatengeb ildti  auf 
Erden  —  wobei  ich  allerdings  unter  Sozialdemokratie  nicht 
das  Phantasiegebilde  einiger  Theoretiker,  sondern  die  Wirt- 
schaftsTerfasBODg  eines  Staatswesens  verstehe,  das  die  Ini«* 
essen  der  Lohnarbeiter  «am  Orondprinzip  hat. 

Trotsdem  sind  atl*  diese  wichtigen  Dinge  and  Verhilt- 
nisse  in  Europa  zienilicli   unbekannt  geblieben.    Die  knraen 
Angaben,  welche  ich  in  Nro.  363  der  » Allgenieiueii  Zeitung« 
vom  31.  December  188d  über  den  Sozialismos  in  Aostralien 
gemacht  habe^  waren  der  dentschen  Presse  anscheinend  foUr 
kommen  neu.   Die  holländische  Litteratnr,  welche  in  kolo- 
nialen Fragen  reicher  ist,  als  die  irgend  eines  anderen  Landet, 
erwartet  erst  in  nächster  Zeit  eingehendere  Reiseberichte  über 
Australien.    Die  französischen  Schriftsteller,  welche  auch  den 
englischen  Kolonien  nnd  namentlich  englisch  Indien  so  viel 
Aufmerksamkeit  schenken,  haben  diese  Länder  in  der  Sfldsee 
noch  ganslich  nnbeachtet  gelassen.   Und  anch  Italien  macht 
nach  meinen  Informationen  darin  keine  Ausnahme.   Die  eng- 
lische Litteratur  ,  soweit  sie  nicht  von  Australien  geschrieben 
worden,  hat  ausser  Sir  Charles  Dilkes  Greater  BrÜain  (1.) 
in  sehn  Aasgaben  (von  1868  bis  1890)  und  seinem  jüngst 
schienenen  zweibändigen  Werke  ^obUm»  of  Greater  BrUam 
(2.)  eigentlich  nur  noch  X  Ä*  Fnmä^s  »Oceatiac  (3.).  Aber 
ilas  letztere  Werk  ist  so  absolut  unzuverbissit^  und  Charles 
Dille  e  gibt  in  seinen  fr  über  eu  Publikationen  hinsichtlich  der 
Arbeiterfragen  nur  solch'  spärliche  Auskunft,  dass  z.  B.  in  der 
angenblicklich  so  lebhaft  geführten  Debatte  Aber  den  aeht- 
stQndigen  Mazimalarbeitstag  in  England  anf  keiner  Seite  bis 
jetzt  sieh  eingehendere  Argnmentationen  finden,  welcbe  den  | 
australischen  Verhältnissen  entnommen  wären.   Wenigstens  ist 
m.  E.  der  Artikel  '»Tke  Labour  Question  in  Äustralia^  Ton 
Jeannie  Lockett  in  der  Westminster  fteview  vom  Dezbr.  1889  (4.) 
nicht  geeignet,  diesen  Vorwarf  snrfickzaweisen.  Und  was  der 
Heransgeber  der  FortnigMly  Review  in  der  Märznommer  L  J. 
(5.)  an  Briefen  von  den  offiziellen  Vertretern  der  Kolonien 
Victoria,  Südaustralien  und  Neustidwales  publiziert  hat.  ist 
nicht  weit  über  allgemeine  üedensarten  hinansgegangeo. 
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Charles  DiVte^s  Problems  of  Greater  Britain  *)  ist  also  weitaus 
das  Hauptwerk  auch  für  die  wirtschaftlichen  und  wirtschafts- 
politischen  Verhältnisse  Aastraliens.  Deshalb  mögen  einige 
infonDatorisobe  Bemerkungen  ttber  dieses  Bnoh  ftlr  den  dentr 
sehen  Leser  hier  Plate  finden. 

Dilke  hat  dreimal  aneh  die  aostralisehen  Kolonien  durch- 
reist: einmal  im  Jahre  1866/67,  daun  1875  und  eüdlich  in 
neuester  Zeit.  Und  nach  jeder  Reise  wurde  ein  mehr  oder 
weniger  umfassender  Bericht  veröffentlicht.  Dabei  stand  ihm 
der  offizielle  Apparat  offenbar  vollständig  znr  Verffignng.  IHUce 
ist  selbst  schon  englischer  Minister  gewesen.  Das  alles  gibt 
seinem  neuesten  Werke  eine  Vielseitigkeit  and  eine  Fülle  feiner 
Beobachtungen  ,  die  unter  anderen  Voranssetznngen  kaum  zu 
erreichen  sind.  Aber  Dilke  ist  gleichzeitig  auch  ein  ausge- 
sprochener Politiker  und  zwar  ein  radikaler  Politiker,  der  als 
Toranssichtiieher  Nachfolger  Gladstone's^  diesen  hinsiehtltch 
seines  Radikalismus  noch  weit  flbertrifft.  Er  ist  ein  Gegner 
Deutschlands  sowohl  in  dem,  was  er  sagt,  als  auch  in  dem,  was 
er  verschweigt.  Das  schadet  dem  wissenschaftlichen  Werte  des 
Buches  weniger.  Aber  er  sieht  und  beschreibt  auch  alles  andere 
nur  durch  seine  Parteibrille.  Und  das  schadet  dem  Buche  sehr 
viel.  Dass  die  Arbeiter  Australiens  sich  erst  seit  wenigen 
Jahren  um  Politik  kfimmem,  bleibt  gans  unbeachtet.  Statt 
deesen  gehen  die  Ausfflhrangen  darauf  hinaus,  das  heute  bereits 
Erreichte  als  das  in  sich  abgesclilossene  Programm  der  Arbeiter 
hinzustellen.  Und  die  deutlich  vorhandenen  Ansätze  einer 
immer  radikaleren  Entwicklung  werden  teils  übersehen,  teils 
als  nur  anfällige  Spielarten  hingestellt.  So  glansvoll  und 
mackellos,  wie  es  DiUce  beschreibt,  sind  doch  die  austialischett 
Yerbaltnisse  nicht  Der  Autor  von  Problems  of  Oreater  Bri- 
tain hat  offenbar  die  ernsteste  Absicht  gehabt,  zunäcList  die 
australischen  Kolonien  möglichst  viel  zu  loben,  und  dadurch 
deren  Beziehungen  zum  Mutterlande  zu  stärken  und  dann  seinen 
Landsleuten  au  beweisen,  dass  das  Programm  der  radikalen 
Partei  au  den  gltteklichsten  irdischen  Zuständen  führe,  wie 


1)  2  BüQÜe,  LoDdoD,  Mac  Millan  &  Cie.  1890. 
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das  durch  die  Erfahrung  in  Australien  gezeigt  wurde.  Das 
alles  lässt  seine  Darstellang  ebenso  frisch  lebendig  wie  eia- 
heitlich  erscheinen  und  berechtigt  >Froblef)is  of  Grealer  Bri- 
tain€  nnsweifelbftffc  sa  dam  gleichen  Gefiach ,  in  dem  wir  di« 
berfihmten  Werke  von  Montesquieu  ond  Jean  Jaegue  Baussm 
anfbewabren.  Aber  wissensehaftlieh  können  die  Angaben  dei 
Dt7^e'schen  Buches  nur  mit  der  allergrössten  Vorsicht  und  des- 
halb eigentlich  nur  von  Jemand  benützt  werden,  der  die  aoatra- 
lisdien  Kolonien  aus  eigener  Anschauung  kennt. 

Von  einem  Amerikaner  B,  W.  Ikde  L.  L.  D.  besifcaen  wir 
eine  reckt  gute  Arbeit  mit  dem  Titel  Impressums  ofAuskälia 
1889  (6)  und  ebenso  den  Bericht  eines  amerikaniscken  Regie- 
rungskomuiissürs  über  australische  Arbeitsverhältnisse  uud  Ar- 
beiterorganisationen, der  mit  einigen  ergänzenden  Bemer- 
knngen  sich  in  der  hervorragenden  Melboomer  Zeitung  ^Tfie 
Age<  Yom  20.  Aprü  1889  Nr.  10657  (7)  abgedmokt  findet 
Die  Ton  mir  anaserdem  noch  benfitzte  anetralische  Litteratnr,  die 
ich  namentlich  durch  das  ganz  ausserordentlich  freundliche Ent- 
pfeirenkoiiinicn  der  verschiedenen  Minister  an  Ort  und  Stelle 
sainrneln  konnte,  gebe  ich  in  der  nachfolgenden  Uebersicht: 

8.  Die  offiatiellen  Berichte  des  Intereolonial  Trades  Union 
Cangress^  bis  znm  Jahre  1889  incL  fttnf  Bandchen« 

9.  Bruce 8mUh  ^Trades-Unmsm*  in  Vietaria:  or  who  sfteO 
he  Master  ?€  Sonderabdruck  aus  der  Victorian  Review 
vom  März  1885. 

10.  >27ic  Victorian  Employers  Union*,  Absclnedsadresse  des 
ersten  Präsidenten  Bruce  Smith  lom  10«  Marz  1887. 

11.  Die  beiden  Berichte  der  Boyal  ComnUssian  cn  Emphtf^s 
in  Shcps  1883/84,  welche  die  gesamten  Arbeiterrerhält- 
nisse  in  den  Rahmen  ihrer  Erörterungen  gezogeu  haben. 

12.  Report  of  the  Chief  Inspedor  of  Faciories,  Workrooms 
and  Shops  fOr  die  Jahre  1887,  1888,  1889  und  1890  mit 
vielen  wertvollen  Angaben. 

13.  The  Cohred  Labor  Quesition  in  QueensUmä  and  Nor- 
theni  Territory  hy  Lang  and  Parsons  1883. 

14.  Report  of  ihc  Kouid  Commission  an  Sugar  Industry  in 
Queensland,  1Ö89  mit  einigen  sehr  wertvollen  Ermittlangeo. 
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15.  Atit  Zealaud  of  To-day  (1884—87)  hy  John  Bradshaw, 
1888. 

16.  Hatf  a  Ceninry  of  AusiraUan  Frogress  by  Wiüiam  West' 
garik.  18B9. 

17.  lüle  AusiraUan  Hanäbw^  hy  Gardon  and  Qotch,  jähr- 
liche Ausgabe.  1889. 

18.  The  Yearhook  of  Australia  hy  Edward  GreviUe^  jähr- 
liche Ausgabe.  1889. 

19.  Victorian  Yearhook  for  1888/89  siateenih  year  of  issue 
hy  K  H.  Eayter  I.  u.  II. 

20.  The  WeaUs  and  Frogress  of  New  SoM  Wales  1888/89 
hy  T,  A.  Coghlan^  third  iseue, 

21.  Statistical  Register  of  New  Soudt  Wales  für  the  year 
1888,  jährliche  Ausgabe. 

22.  New  SotUh  Wales,  Us  Progress,  Freseni  Condüion  and 
Eesourees^  hy  AiUhoriiy.  1886. 

23.  New  8otäk  WaHeSf  U$  Frogress  and  Seeourees  hy  AMo* 
rUy,  1887. 

24.  Handhook  of  New  South  Wales,  1887. 

2&.  The  Industries  of  New  South  Wcdes  hy  Charles  Lijne. 

26.  New  South  Wales^  her  Commerce  and  Resources  hy  G. 
W.  Gräfin,  United  Staies  Consul  at  Sydney,  1888. 

27.  Sfatistical  Register  of  the  Cohny  of  Vidoria  for  ^  year 
1888,  jährliche  Ausgabe. 

28.  The  Göwth  of  Melbourne  in  ten  years,  1888. 

29.  Illustrated  Handbook  of  Victoria,  by  Äuthority.  1886. 

30.  ^istical  Begister  of  South  Australia  1887,  apätore  Aus- 
gaben sind  noch  nicht  veranstaltet  worden. 

31.  South  Australia,  its  History^  Besourees  and  Froduäions 
by  William  Harens.  1876. 

32.  Sontii  Australia^  its  Histort/,  Vroduktions  and  Natural 
Resources  hy  J,  P.  Stow.    1884,  2.  Aufl. 

33.  Handbooh  of  South  Australia^  hy  AuthorUy.  1886. 

34.  A  Handhook  of  South  Austraiia  in  1887/88  hy  H.  D. 
Scott.  1888. 

35.  TJie  ofßcial  Uandbuok  of  Tasmania  by  Thomas  C.  Just 
1888. 


284 


da.  7%e  yearbaok  of  TaMtania  18a& 

37.  WaWCs  Tamaimiti  Ähnanae  1889. 

38.  Yearbook  of  Western  Äustralia  for  1888»  Tkird  year  fl/ 

issue, 

39.  Statisties  of  the  Colony  of  Queensland  for  the  year  I88S, 

40.  The  Queenalatiä  Guide  iUuatraUd  1888. 

41.  Pugh's  JJmanac,  Brisbane  1889. 

42.  Statisties  of  the  Colony  of  New  Zealand  for  the  year  1888. 

43.  The  of/icial  Handboolc  of  New  Zealand  1875. 

44.  New  Zealand,  her  Commerce  and  Resources  by  G,  W, 
Griffin,  United  States  Cansul.  1884. 

46.  Bandbaok  of  New  ZeakmA  by  Sir  James  Meefar.  1886. 
4.  Aufl. 

II.  Die  Gesetze. 

Die  australischen  Kolonien  lassen  sich  hinsichtlich  ihrer 
Arbeiterschutzgesetzgebuug  leicht  in  zwei  Klassen  teilen :  in 
eine  solche,  welche  die  Beschäftigung  der  Frauen,  jugendlicheD 
Arbeiter  ond  Kinder  gesetzlich  regelt  and  in  eine  andere, 
welche  darfiber  noch  keinerlei  Bestimmungen  getroffisn  bat 
Zur  letzlerea  Kaie;j^orie  gehören  Westiiuslralien,  Südaustralien, 
JSeu  Süd  Wales  und  Queensland.  Zur  ersteren  Kategorie 
Victoria,  Tasmanien  und  Neu  Seeland.  Dabei  rechne  ich  zu 
den  ArbeiterschutasgesetsEen  die  Bestimmungen  über  die  Verhalt- 
nisse zwischen  Diener  and  Herr,  über  die  Haftpflicht  der  Unter- 
nehmer, über  die  Begünstigung  bezw.  Erschwerung  der  Ein- 
wanderung fremder  Arbeiter,  über  die  gesetzliche  Aiierkcnnung 
der  Trades  ünions  und  selbstredend  die  eigentliche  Fabrik- 
gesetzgebung. 

Den  einzelnen  Kolonien  nach  sind  diese  heate  in  Geltung 
stehenden  Gesetze  die  folgenden: 

A.  Kolonien  ohne  Fabrikgesetzgebung. 

I.  Westaastralien. 
h  On  ardinanee  to  pnnnde  summary  remcdy  beiweeii  Ma- 
sters and  Servants  Nr.  8  vou  1868. 
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2.  An  Act  to  amend  an  Act  to  provide  a  sunnuarif  renwdy 
in  certain  cases  of  breadi  of  contract.  Nr.  20  von  1886. 

3.  An  Act  to  reguhUe  and  restrict  Chinese  Jmmigraiim 
Nr.  13  Tan  1886. 

4.  Jnmigraiian  Act  Nr.  23  you  1880. 

II.  Sütlaustralien. 

5.  An  Act  to  legalises  Trades  Union s  Nr.  41  von  1876. 

6.  £mployer*s  LiabüÜy  Act  Nr.  325  von  1884. 

7.  Matters  and  Servants  Act  Nr.  112  von  1878. 

8.  Inmugration  Act  Nr.  29  von  1872. 

9.  Ckmeue  Act  Nr.  217  ?on  1882. 

III.  Neu  Süd  Wales. 

10.  Irades  Unions  Act  Nr.  12  von  1881. 

11.  Employer's  lAabüity  Act  Nr.  8  von  1886. 

12.  Master  and  Servants  Act  Nr.  28  toii  1857. 

13.  Chinese  Act  Nr.  11  von  1881. 

IV.  Queensland. 

14.  Trades  Inwns  Act  Nr.  29  von  1886. 

15.  E^nployer's  Liahüity  Act  Nr.  24  von  1886. 

16.  En^ployer's  Liabüity  Act^  Extensüm  to  Seamen  Nr.  3 
von  1888. 

17.  Master  and  Servants  Ac^  Nr.  11  von  1861. 

18.  Immigration  Act  Nr.  7  1882. 

19.  Immigration  Act  amendment  Nr.  4  von  1888. 

20.  Chinese  Aä  Nr.  8  von  1877. 

21.  Chinese  Act  amendment  Nr.  10  von  1884. 

22.  QddfiM  Aä  Nr.  11  von  1874 

B.  Kolonien  mit  Fabrikgeseissgebang. 

V.  Victoria, 

23.  Trades  Unions  Act  Nr.  1322  von  1884. 

24.  Trades  Unions  Act  ameniment  Nr.  1380  von  1886. 

25.  Employer^s  LiabOUy  Act  Nr.  1344  von  1886. 

26.  Chinese  Act  Nr.  259  von  1865. 

27.  Chinese  Act  Nr.  523  von  1881. 

28.  Chinese  Act  Nr.  1005  von  1888. 

29.  Jnmigratian  Act  Nt.        von  1873. 
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30.  An  Act  for  the  stipervision  nnd  regulation  of  factories 
and  Workroom.s  and  for  the  Limidation  of  Hours  of 
Trading  in  Shops  and  other  purposes  Nr.  852  von  1886. 

81.  Factarie       tmendmetU  Nr.  862  von  1887. 

VL  TumanieD. 

82.  Trades  TJmonB  Ad  Nr.  27.  von  1889. 

83.  Master  and  Servanis  Act  Nr.  28  von  1856. 

34.  Master  and  Servants  amendment  Nr,  36  Yon  1884. 

35.  Chinese  Act  Nr.  9  von  1887. 

86.  An  Act  for  reguhUing  the  Empioyment  of  Women  ond 
Cküdem  in  Workrooma  and  Fadories  Nr.  22  Ton  1884. 

VII.  Nen  Seeland. 

37.  Employer^'s  LiahUity  Act  Nr.  20  von  1882. 

38.  Traden  ünimis  Act  Nr.  8  von  1878. 

39.  Chinese  Act  Nr.  47  von  1881. 

40.  An  Ad  for  the  better  Seeuring  of  Workmen's  Wogee 
Nr.  19  TOD  1884. 

41.  Worhmen's  Wages  amendment  Act  Nr.  18  von  1889. 

42.  An  Act  to  consolidafe  the  Law  to  the  EmphymetU  af 
Females  and  others  Nr.  23.  von  1881. 

43.  EmploymetU  of  Females  Act  amendment  Nr.  20  von  1884. 

Aus  den  Terschiedenen  Bestimmungen  dieser  Gesetze  kom- 
men hier  etwa  die  folgenden  in  Betracht: 

The  Trades  Unions  Acts  geben  den  Arbeitervereinigungen 
die  gesetzliche  Anerkennung  und  das  Privileg  der  juristischen 
Persönlichkeit  unter  der  Voraiuseliznngi  dass  sieben  oder  mehr 
Personen  zur  Eintragung  in  das  Unionregister  sich  melden  mit 
Vorlage  der  Statuten  und  unter  der  Verpflichtung  jeweiliger 
üeberiiiittlung  der  Iiechnungsablegang.  Für  die  Eintrai^uiig 
wird  eine  kleine  Gebühr  erhoben.  Besondere  BeätimuiuDgeu 
besagen  ferner,  dass  keine  Union  registriert  werden  soll,  wena 
nicht  die  Statuten  Angaben  Uber  Auflösung  und  diesbezügliche 
Behandlung  des  Vermögens  enthalten.  Dazu  kommt  noch  der 
fSr  das  englische  Recht  wichtige  Satz,  dass  keine  Union  und 
kein  Mitglied  derselben  als  solches  wegen  des  llealis  der  Ver- 
schwörung strafrechtlich  verfolgt  werden  soll,  selbst  für  den 
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Fall,  dass  die  Verabredungen  oder  H^udluDgeo  die  betreffenden 
IndoBtrien  scb&digten.  Alle  diese  B^immangen  aiod  den  be» 
kannleii  engliaehen  Gwefcsen  nachgebildet 

The  EmpUfer^s  Liahility  AcU  beeagen,  dass  die  Eni- 
echädigiiDg,  welche  von  Seiten  der  Unternehmer  f(ir  irgend 
welchen  Unfall  zn  leisten  ist,  das  dreifache  Jahreseinkommen 
der  beschädigten  Person  nicht  übersteigen  soll.  Dabei  hat  die 
Klage  zur  Voraussetzang,  dass  innerhalb  dreier  Monate  nach 
atattgefandener  VerletaaDg  der  Streit  Terklliidet  nnd  innerhalb 
aeohs  Monaten  die  Klage  anbSngig  gemacht  worden  ist  Bei 
Unfall  mit  tötlichem  Ausgange  wird  diese  Frist  auf  12  MoDute 
verlängert.  Der  Arbeiter  ist  indes  nur  dann  zur  Entachä- 
digungsklage  berechtigt,  wenn  das  Unglück  auf  die  Schuld 
oder  die  Nachlässigkeit  des  Unternehmers  beaw.  seines  mü 
Terantwortlicher  Anisicht  bettanten  Stellvertreters  sick  zarück- 
fOhrt.  Selbstverscbnlden  der  Arbeiter  nnd  vis  major  begründen 
keinerlei  Kompeusationsverpflichtun^^eii  tiir  den  Unternehmer. 
Ja  selbst  der  Nachweis  des  Verschukleus  von  Seiten  des  Unter- 
nehmers gibt  der  Klagestellung  dann  keine  Bedeutung,  wenn 
das  Unglück  unter  Beobachtung  einer  Fabhkordnnng  besw. 
Bekanntmachimg  eingetreten  ist,  welche  der  Begiernng  bezw. 
einem  Beamten  derselben  cur  Durchsicht  vorgelegt  war  und 
korrekt  befunden  wurde  —  oder  aber,  wenn  sicli  die  Verletzung 
auf  Veränderungen  und  Vorgänge  zurück  führt,  welche  zwar 
dem  Arbeiter  nicht  aber  dem  Unternehmer  bezw.  dessen  Stell- 
Vertreter  bekannt  waren  und  worüber  denselben  von  Seiten 
des  Arbeiters  nicht  inperhalb  entsprechender  Zeit  berichtet 
worden. 

Auch  hier  ist  also  die  australische  Gesetzgebung  nicht 
über  das  englische  Kecht  hinausgegangen. 

The  hmnigraiian  Acts  haben  heute  die  Unterstütssung  der 
Einwanderer  aus  staatlichen  Mitteln  fast  Tollständig  au^^ 
hoben.  Nur  Queensland  und  Westaustralien  machen  davon 
eiue  Ausnahme. 

Queensland  gewährt  freie  üeberfahrt  nach  der  Kolonie 
den  verheirateten  weiblichen  Dienstboten  sowie  den  unver^ 
heirateten  landwirtschaftlidien  Arbeitern,  letztere,  wenn  sie 
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zwischen  17  und  35  Jahre  alt  und  von  der  Kolonialregierung 
in  London  acceptiert  worden  sind.  Die  Ueberfahrtskosten 
werden  teilweise  gezahlt  für  landwirtechaftliehe  Arbeiter,  Girt^ 
ner,  Berg-  nnd  Seeleate,  sowie  ftlr  weibliche  nnTerheiratete 
fiinwttnderer  in  den  Iblfi^enden  Raten: 

für  Männer  zwischen  12  bis  40  Jahre  alt  je  £  8. 

»    Frauen  »       12>40>  >»>4, 

»  Männer  n.  Franen  »  40»  55  ^  >»»12. 
Einwanderer,  welefae  Ton  Freunden  oder  Verwandten  in  der 
Kolonie  eingeladen  wurden,  erhalten  SiaatsnnterstQtEnng  und 
zwar  wenn  männlichen  Geschlechts  und  im  Alter  von  1  bis 
12  Jahren  £  2.,  im  Alter  vou  12  bis  40  Jahren  e£  4. ,  im 
Alter  von  40  bis  45  Jahren  £  8.  Einwanderer  weiblichen 
Geschlechts  erhalten  im  Alter  von  1  bis  12  Jahren  £  \,%  Ton 
12  bis  40  Jahren  £  2.,  von  40  bis  45  Jahren  «f  8,  — 

üntemehmer,  welche  in  der  Kolonie  Queensland  bereits 
seit  6  Monaten  residieren,  mögen  mit  europäischen  Arbeitern 
Einwanderungsverträge  abschliessen  und  erhalten  fUr  diese  dann 
freie  Ueberfahrt,  wenn  sie  an  die  Kolonialregierong  die  fol- 
genden Anzahlungen  gemacht  haben: 
fttr  mannliche  Einwanderer  von  16  bis  45  Jahre  s  2. 
för  weibliche  Einwanderer  im  gleichen  Alter  >  1. 

für  Kinder  unter  15  Jahren  >  1. 

Für  alle  Einwanderer  über  46  Jahre  muss  die  volle  Ueber- 
fahrt entrichtet  werden.  Die  Kosten  derselben  betragen  per 
Daqipfer  nnd  55  Tage  Reise  dritter  Klasse  von  £  14.  s*  14 
bis  £  15.  s.  15;  zweiter  Klasse  ron  31.  s.  10,  erster 
Klasse  von  £  45.  s.  15  aufwärts. 

Die  Kolonie  Westaustralien  gewährt  keine  freie  Ueber- 
fahrt y  aber  sie  zahlt  für  Kiuder  von  1  bis  12  Jahren  £  5, 
für  ältere  Einwanderer  nicht  Qber  4ö  Jahren  £  10.  an  den 
Ueberfahrtskosten,  Torausgesetat^  dass  die  Einwandmr  ge- 
eignet sind,  in  den  ländlichen  Distrikten  der  Kolonie  Arbeit»» 
verwendunf^  zu  linden  und  dass  für  jeden  männlichen  Einwan- 
derer lÜO. ,  für  jedes  verheiratete  Paar  £  150.,  für  jedes 
Kind  über  12  Jahre  £  50.  bei  dem  Crown  Agent  der  Kolonie 
in  London  hinterlegt  werden.    Dieses  Geld  wird  sofort  nadi 
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Ankunft  der  Einwanderer  in  Australien  Ton  der  Be^pemni^ 
wieder  ausbezahlt  Ansserdem  moss  ein  jeder  solche  Unter- 
atQfaning  findende  Einwauderer  sich  verpflichten,  mindestens 

12  Monate  in  der  Kolonie  zu  bleiben. 

Kolonisten  von  Westaustralieu  können  für  ihre  Freunde 
und  Verwandte  freie  üeberfahrt  erlangen,  yorausgesetzt,  dass 
aich  dieselben  als  Arbeiter  in  den  ländlichen  Distrikten  e^en, 
wenn  männlichen  Geschlechts  nicht  nnter  45,  wenn  weiblichen 
Gesclileehts  nicht  35  Jahre  zählen  inul  S  7  pro  Kopf  einge- 
zahlt würden.  Solche  Zngeständnisbe  erloschen  vou  seiten  der 
Regierung  jedoch  nach  12  Monaten.  Die  Ueberfabrtskosten  per 
Dampfer  stellen  sich  bis  Albany  nnd  bei  B5  bis  40  Tage  Reise 
anf  etwa  £  14.  s.  14  dritter  Bliwoci 

Sonst  gewähren  nur  Nen-Seeland  nnd  Nen-Süd- Wales  ge- 
legentlich den  Frauen  und  Familien  tu  itgliedern  von  bereits  in 
der  Kolonie  angesiedelten  Männern  Ueberfahrtsunterstütsungen. 

The  Master  and  Servants  Acts  enthalten  Bestimmungen 
Uber  Strafen,  welchen  sich  Bedienstete  fOr  böswillige  Beschä- 
digung oder  auch  Vernachlässigung  ^on  anyertrantem  Eigen- 
tume  ihrer  Dienstherren  aussetzen,  wie  ebenso  über  die  Pflicht 
der  Letzteren ,  wahrheit««gernässe  Zeugnisse  über  die  Dienst- 
leistungen ihrer  Arbeiter  auszustellen. 

The  Werkmen*8  Wagee  Act^  von  Keuseeland  gibt  den  Ar- 
beitern einen  besondem  Rechtsschnia  für  ihre  Lohnfordenmgen. 

The  Chifieee  Acts  erschweren  die  Einwandemng  der  Chi- 
nesen in  der  Weise,  dass  jedes  Schiff  im  Verhältnis  zu  seinem 
registrierten  Tonnengehalt  nur  eine  beschränkte  Zahl  von 
Chinesen  führen  dar!  Diese  Bestimmungen  Über  die  Grösse 
des  Tonnengehaltes  pro  Kopf  wechseln  von  10  bis  600  Tranen« 
Jedem  Schiffe,  das  diesen  Voranssetsnngen  nicht  genügt,  ist 
die  Einfahrt  in  australische  Häfen  verboten,  bezw.  dem  Herrn 
desselben  eine  Geldstrafe  von  10000  Mk.  fÖr  jeden  üherzäh- 
ligeu  Chinesen  angedroht.  Der  Kapitän  wird  verpflichtet,  über 
sämtliche  Cbinesen  an  Bord  sofort  nnd  ungesäumt  bei  seiner 
Anknnft  Bericht  sa  erstatten,  worauf  eine  Inspektion  des 
Schiffes  erfolgt.  Znr  Erlangung  der  angedrohten  Strafgelder 
darf  selbst  zur  öffentlichen  Versteigerung  des  Schiffes  ge- 
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Mhiitten  werden.  Gleidiieitig  wird  in  den  meisteu  Fallen  fflr 
die  Erlanbnit  sn  landen  nooh  pro  Kopf  eine  Zahlung  Ton 
200  Mk.  gefordert.  Unerlaubte  EHnwandemng  fiber  Land  wird 

mit  100  bis  400  Mk.  bestraft.  Für  Queensland  wird  durch 
ein  Amendement  zur  Goldfield's  Act  vom  Jahre  1874  noch  be- 
sonders bestimmt,  dass  kein  Asiate  oder  Afrikaner  Eigentümer 
eines  Bergwerks  werden  kann,  es  sei  denn,  dass  ein  solcher 
der  erste  Eigentümer  war,  d,  h.  da«  ihm  von  der  Regierung 
das  Recht  za  Schürfen  pers5nUeh  Terliehen  worden. 

The  Emploimient  of  Females  Act  in  N e u s e e l  a  ml  be- 
stimmt, dass  Niemand  unter  dem  Alter  von  12  Jahren  in 
Fabriken  beschäftigt  werden  darf,  dass  die  Arbeitsraume  gat 
Tentiliert  sein  mttssen,  dass  weder  Frauen,  noch  jngeodliehe 
Arbeiter,  noch  Kinder  in  der  Zeit  von  6  ühr  Nachmittags  bis 
8  Ulir  Morgens  überhaupt  und  pro  Tag  langer  als  8  Stunden 
beschäftigt  sein  sollen.  Ferner  wird  p-eboten ,  da«J8  Frauen, 
jugendliche  Arbeiter  und  Kinder  an  jedem  Samstage  von  2  Ühr 
Nachmittags  und  an  jedem  Sonntage,  an  Weihnachten,  Neu- 
jahr, Charfreitag,  Ostermontag  und  an  jedem  5ffentlichen 
Fdertage  ohne  irgend  welche  LohnabsOge  Ruhetag  haben 
sollen.  Desgleichen  wird  angeordnet,  dass  Frauen,  jnj»end- 
liche  Arbeiter  und  Kinder  iiiclit  lUnrrpr  als  4Va  Stunden  uhne 
mindestens  eine  halbstündige  Essenszeit  unausgesetzt  thatig 
sein  sollen.  Die  Mahlseiten  dürfen  nicht  in  den  Arbeitsraomen 
genommen  werden.  Kinder  mflssen  entweder  nur  Vormittags 
oder  nur  Nachmittags  oder  an  einem  Tage  Uber  den  andern 
bes(  liäftitrt  werden.  Die  Fabrikordnung  über  alle  diese  Punkte 
soll  an  emem  leicht  ersichtlichen  Platze  angeheftet  werden. 

Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind  die  Ar- 
beiter besw.  Arbeiterinnen,  welche  in  Kaufläden  Verwendung 
finden.  Deren  Bescbfiltigung  darf  so  lauge  dauern,  als  die 
Waren  zum  Verkauf  ausgeboten  werden.  Ebenso  besteht  eine 
Ausnahme  für  Frauen  in  Wollen-,  Kleider-,  Flanell-  und 
Strumpfspinnereieu,  welche  mit  ihrer  Einwilligang  von  6  Uhr 
Morgens  bis  6  Uhr  Abends  beschäftigt  sein  können,  und  end- 
lich fttr  Frauen  in  Buchdruckereien,  welche  am  Samstag  erat 
um  Vi  5  ühr  Nachmittags  ihre  Arbeit  beschliessen. 
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Dm  Ueberwachung  dieser  Bestimmungen  ist  den  Lokal- 
TenraltDDgekdrperscbaflen  fibarlanen*  Zaviderhaiidlangen  wei^ 
d€D  mit  Gekhirftfen  bis  m  1000  Mk,  besiTaft. 

Unter  »KiDderni  im  Sinne  des  Gesetzes  versteht  man 
Kuabeii  und  Mädchen  von  12  bis  14  Jahren  ,  unter  >jugend- 
lichen  Arbeitern <  solche  von  14  bis  18  Jaiiren,  unter  »Frauent 
j«de  weibliche  Person  Über  18  Jahre. 

Tke  Ad  for  reguhting  the  ^mphymetd  of  Women  anid 
CkiMem  in  TasmuinieH  ist  den  soeben  genannten  Gesetzesbe- 
stimmungen für  Neuseeland  sehr  ähnlich.  Abweichend  davon 
wird  gefordert,  dass  Fraoen  nicht  länger  als  10  Stunden  pro 
Tag  beschäftigt  werden  sollen  und  ihre  Schicht  ohne  Unter- 
brecbong  f&r  Mahlzeiten  nicht  länger  als  5  Stunden  betrage. 
Is  den  Yerkaaftladen  sollen  ftr  die  Beschäftigten  Sitzvonieh- 
bmgen  sein.  Geldstrafen  werden  bis  amm  Betrage  yon  600  Mk« 
Terbänst. 

i>ie  weitaus  besten  und  umfassendsten  Bestimmungen  En- 
den sich  in  der  Kolonie  Victoria  unter  The  Äd  for  Üie 
iN|Mmstofi  and  EeguMi&n  o/  Faäaries  and  Workraoms  and 
fitr  LiMniaiian  of  ihe  Hours  cf  Trading  in  8k4>p$  and  for 
other  Purposes,  Dieses  Gesetz,  der  englischen  Fadory  and 
Workshops  Act  von  1878  nachgebildet,  wenn  anch  mit  viel- 
fachen Modifikationen,  enthält  seine  Bestimmungen  m  60  Ar- 
tikehi.  Mit  dem  1.  März  1886  sind  dieselben  in  Kraft  ge-* 
Man  and  nisprQnglich  nor  auf  die  Städte  nnd  Marktflecken 
(('du,  town  and  borough)  ansgedehnt.  Der  Statthalter  ist  je- 
doch befn<^t,  die  (jeltuüg  des  Gesetzes  ganz  oder  teilweise  auf 
Grafschaften  ,  bezw.  auf  eine  bestimmte  Klasse  von  Ländern 
innerhalb  dieser  Grafschaft  zu  erweitern,  vorausgesetzt,  da» 
der  GrafiKfaaflsrat  —  im  letzteren  Falle  mit  der  Minorität  der 
beireffenden  Ladenbesitaer  —  um  diese  Ausdehnung  gebeten  hat 
Unter  »Kinder«  im  Sinne  des  Gesetzes  versteht  msn  jede 
Person  unter  13  Jahren.  Unter  Fabrik  [Factor ff  or  Workroom) 
rersteiit  man  jedes  Unternehmen,  welches  in  einem  oder  in 
nebreren  zusammenhängenden  Räumen  6  oder  mehr  Personen 
ib  Arbeiter  beschäftigt,  wie  ebenso  jedes  Unternehmen,  in 
vdehem  Dampf-  oder  andere  Eüraftmotore  zur  Anwendnng 
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gelangen  —  TonnuigeMlit  jedoch,  dan  die  6  oder  mdir  Ar- 
beiter nielit  Terwandtsehaftlicb  an  einer  Familie  geliSrea  und 
die  Motore  für  langer  ab  3  Monate  m  einen  J alire  benutzt  werdw* 

Mit  der  üeberwachnng  der  gesetzlichen  Bestinimiingea 
wird  vom  Ministerium  ein  Oberinspektor  be tränt,  dem  m  viele 
Inspektoren  beigegeben  sind,  als  aar  gewissenhaften  Ans&bong 
der  £oniroHe  erforderlich  erscheint.  Die  Fabrikarste  werdoi 
Tom  Gesandheitsamt  Torgeschlagen  nnd  vom  Minister  emuint 

Alle  Fabriken  und  Unternehmungen  ,  welche  unter  die 
Bestimm nnrren  des  Hesetzes  fallen,  müssen  vom  Oberinspektor 
registriert  werden.  Neu  errichtete  Fabrikgebäude  unterliegen 
annerdem  der  Inspektion  des  Gcenndheitsamtes ,  ohne  desNo 
Genehmigung  keine  Arbeiter  in  demselben  beschäftigt  werden 
dürfen.  Bei  der  Eintragung  in  das  Register,  welche  allj&hrlieh 
erfolgen  muss,  wird  eine  Gt:bühr  erhoben,  welche  mit  der  Zahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  steigt. 

Jeder  Fabrikinspektor  hat  das  Becht,  bei  Tag  und  Kachi 
die  Fabrikgebäude  zn  besuchen,  sobald  Termutet  wird,  dsss 
irgend  Jemand  beschäftigt  sei  und  ebenso  am  Tage  jedes  Ge- 
bäude einzusehen,  in  welchem  er  fabrikmässige  Beschäftigungen 
erwartet.  Er  kann  nach  Gutdünken  Polizeisoldaten  zu  seiner 
Unterstützung  mitnehmen,  die  Vorlage  von  Kiuschreibzertiä- 
katen  und  andern  Dokumenten  verlangen,  welche  mit  diesem 
Gesetze  in  Bexiehnng  stehen,  persdnliche  Erkundigungen  bei 
den  Arbeitern  eineiehen,  Schulen  besuchen,  in  welchen  in  Ft- 
briken  beschäftigte  Kinder  crzoo:oii  werden  u.  s.  w.  Die  Ab- 
nahme von  Eiden  ist  nicht  vorgesehen. 

In  jeder  Fabrik  sind  über  die  Namen  der  Arbeiter  udü 
ihr  Alter,  wenn  unter  20  Jahren,  sowie  Aber  ihre  Beecb&f- 
tigungsweise  Einti^ge  su  machen.  Ebenso  hat  an  einem,  fon 
dem  Inspektor  zu  beEeichnenden  Orte  die  Adresse  des  Distrtki»* 
Inspektors  sowie  des  Fahrikarztes  angeheftet  zu  werden.  Ausser- 
dem ist  noch  besonders  aufzuzeichnen,  wieviel  Arbeit  ausser- 
halb der  Fabrikränmc  hergestellt  wird  und  Name  und  Wohnort 
dieser  ausserhalb  beschäftigten  Arbeiter. 

Der  Oberinspektor  hat  allj&hrlich  an  den  Minister  su  be- 
richten über  seine  Beobachtungen  und  Erfahrungen  hinsicht- 
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Ikh  der  Anwendimg  des  Gesetzes,  Ober  die  Zahl  der  Arbeiter 
QDd  deren  KlassifizieniDg  nach  Qeechlecht,  Alter  und  Lohne, 

über  Lohnverhaltnisse,  Arbeitszeit,  Veihältula  der  innerhalb 
und  a\i«serhrili»  der  Fabriken  gefertigten  Arbeitsqiianta,  wie 
über  die  allgemeine  Lage  der  verschiedenen  Industrien  in  Viktoria. 

Die  sehr  rigorosen  geeandheitspoHzeilichen  BestiiDmangen 
sind  dem  Gesandheitsamte  sur  Ueberwachnng  sa  Ubergeben, 

Keine  Person  unter  18  Jahren  nnd  keine  Fran  soll,  aos- 
genommen  an  Samstagen,  länger  als  5  Stunden  ohne  Unter- 
brechung durch  eine  Mahlzeit  von  nuiidestens  Vt  Stunde  be- 
schäftigt werden.  In  besonders  dringenden  Fällen  kann  der 
Minister,  unter  Einwilligaug  der  Arbeiter,  von  dieser  Bestim- 
mutig  dispensieren,  worüber  im  Staatsanaeiger  jeweilig  an  pnb* 
liaieren  ist.  Nnr  fttr  Zeitnngsdrackereien  soll  davon  keine 
Ausnahme  geslaltel  werden.  Die  Mahlamten  sollen  nie  in  den 
Fabrikräomen  gehalten  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Räume 
i]acii  der  einen  Seite  offen  sind  and  vom  Inspektor  dazu  als 
geeignet  befunden  wurden. 

Keine  Person  unter  18  Jahren  und  keine  Frau  soll  in 
einer  Spinnerei  beschäftigt  werden,  in  der,  unter  Benntmng 
▼on  Wasser ^oder  Wasserdampf,  fencht  gesponnen  wird,  &lls 
nicht  dnrch  besondere  Vorkehr  ungen.  jedes  Nasswerden  der 
Arbeiter  verhindert  ist. 

In  jenem  Teil  einer  Fabrik  bzw.  eines  Arbeitsraumes,  in 
welchem  die  Quecksilberauflage  auf  Spiegel  oder  Bleiweiss  her- 
gestellt wird,  ist  die  Beschäftigung  von  Personen  anter  18  Jahren 
▼erboten.  Wo  Glas  gesehmolzen  oder  ausgeloht  wird,  dsrf 
keine  mannliehe  Person  unter  14  Jahren  und  keine  weibliche 
Person  unter  18  Jahren  beschäftigt  sein.  Das  Verbot  der  Ver- 
wendung von  Mädchen  unter  16  Jahren  gilt  für  die  Salz- 
werke und  für  die  Ziegeleien  mit  Ausnahme  der  Herstellung 
von  Omamentziegeln.  Das  Verbot  zur  Verwendung  von  Ar- 
beitern unter  16  Jahren  gilt  för  trockene  Metallschleifereien 
und  für  das  Phosphoresraeren  der  ZllndluUzer  in  den  Zfind- 
holzfabriken.  In  den  anderen  Metallschleifereien  sollen  keine 
Personen  unter  14  Jahren  Beschäftigung  finden.  Kein  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  und  keine  Arbeiterin  soll  länger  als 
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48  Stunden  in  der  Woelfe  arbeiten.  Ansnahmen  kennen  vmn 

Minister  gestattet  weideu,  die  dann  im  Staatsanzeiger  bekannt 
zu  geben  sind. 

Die  Beschäftigung  von  Kindern  unter  IS  Jahren  ist  gänz- 
lich nntenagt  Jagendlicbe  Arbeiter  unter  15  Jahren  müasea 
Yor  ihrer  Aufnahme  in  die  Fabrik  ein  Schnlseognia  bringen, 
welches  bestätigt,  dass  eie  ihrer  allgemeinen  Sehnlpflicht  im 
Sinne  des  Gesetzes  von  1872  genügt  ]iu])en.  Von  iunrendlichen 
Arbeitern  unter  16  Jahren  wird  ausserdem  der  Besitz  eines 
fabrikärztlicben  Zeugnisses  gefordert,  ans  dem  heryorgeht,  dass 
sie  für  die  betreffenden  Arbeitsverrichtangen  phjsiach  geeigoei 
seien.  Kein  Knabe  unter  14  und  kein  M&dchen  unter  16  Jahres 
soll  zwischen  6  Uhr  Abends  und  6  Uhr  Morgens  in  einer 
Fabrik  besclinftigt  werden. 

Die  Artikel  36  bis  43  enthalten  Bestimmungen  übei 
Sicherheitsmaasr^ln  nndSchntiTomchtongen  beim  Maschinen- 
betrieb. 

Die  Artikel  44  bis  47  incl.  regulieren  das  Sohliesaen  der 

Läden.    Als  allgemeiiie  Regel  gilt,  dass  sie  an  Sonntagen 
ganz,  am  Samstag  und  an  jedem,  dem  Feiertag  vorhergehenden 
Tage  om  10  Uhr,  au  den  übrigen  Tagen  um  7  Uhr  ge- 
schlossen werden  sollen.   Ausgenommen  von  diesen  Bestim- 
mungen sind  Apotheken,  Kaffeehauser,  Koofektionsläden,  Re- 
staurants, Fisch*  und  Anstemlftden ,  Obst-  und  Gerafladiden, 
TabalcYerkaufsstellen   und  Buch-  und  Zeitungsveikaufsläden. 
Indes  mögen  für  diese  wie  für  andere  Luden,  nach  vorheriger 
Petition  der  Majorität  der  Ladeninhaber,  von  selten   des  Ge- 
meinderates andere  Stunden  festgesetet  werden.  Dem  Gesund- 
heitsamte  ist  es  flberlaasen,  das  Anbringen  Ton  SitsTorrieh- 
tungen  wie  die  Einführung  von  Buhepansen  lllr  das  Verkaufo- 
personal  unzuordnen. 

Dem  folgen  weitere  Artikel  Aber  das  Strafverfahren  und 
die  Höhe  der  Bc^^trafungen ,  wonach  n.  a,  bei  Unglückafalkn 
infolge  mangelhafter  AusfQhrung  der  angeordneten  Schnlib- 
Torrichtungen,  auf  Geldstrafe  bis  2000  M.  erkannt  werden 
kann,  welche  Summe  ganz  oder  teilweise  nach  ministeriellti 
EntSchliessung  dem  Verletzten  bzw.  dessen  Familie  scu^ewiesen 


Der  acbUtünd.  Arbeitatag  u.  d.  ArbeiterschuUgeaeUgbg.  Auätraliens.  295 

wird,  ohne  dats  dadareh  die  EotsdiSdigQDgsklage  nach  der 

£mplofjcr\9  LiahilHy  Act  irgendwie  beeinträchtigt  würde. 

Die  Amendment  Act  vom  17.  Dezember  18B7  bestimmt, 
daas  jeder  Arbeitsraum,  in  dem  ein  Chinese  beschäftigt  wird, 
unter  den  Wirkangabereich  dea  Geaeiaaa  falle  und  in  welcher 
Weise  Maschinisten  in  den  Fabriken  Geriifikate  tSber  ihre  Be- 
fähigung erlaugeu  können. 

Aas  den  verschiedenen  Bestrebungen  zur  weiteren  Aus- 
dehnung der  Arbeiierschutzgesetzgebung  in  den  australischen 
Kolonien  mag  hier  noch  hervorgehoben  werden,  dass  in  den 
letaten  drei  Jahren  in  den  Parlamenten  ^on  Viktoria,  Neu* 
Sfidwales,  Tasmanien  nnd  Sfidaustralien  Qesetaentwtirfe  über 
den  achtstündigen  Arbeitstag  für  erwachsene  männliche  Ar- 
beiter eingebracht  wurden,  die  indes  Gesetzeskraft  nicht  er- 
langten. Diese  Entwürfe  enthielten  nur  allgemeine  Dekla- 
rationoi  gleich  den  entsprechenden  Gesetzen  der  Staaten  New- 
York«  Illinois,  Wisconsin  nnd  Ealifornia.  Der  Hauptgrand 
der  Terweigerten  Annahme  soll  sein,  dass  ein  solehes  Geseta 
>ts  scarcely  needed< 

III.  Aus  den  ßenohten  der  Fabrikinspektoren  in  Victoria. 

£s  ist  bereits  erwähnt  worden,  dass  nach  den  Fabrikge- 
setzen ftlr  Neuseeland  wie  fttr  Tasmanien  die  Ortspoliaeibe- 

hörde  mit  der  üeberwachung  und  Ausführung  derselben  be- 
traut ist.  Besondere  staatliche  Fabrik iiispektoren  fehlen  in 
diesen  beiden  iioionien.  Und  ebenso  fehlen  die  Berichte.  Nur 
die  Kolonie  Victoria  —  hier  wie  immer  an  der  Spitze  austra- 
lisehar  Entwicklung  —  hat  einen  wohl  organisierten  Stab 
staatlicher  Fabrikinspektoren,  an  deren  Spitze  ein  Oberin- 
spektor stellt,  dessen  Aufu^abe  es  u.  a.  ist,  aus  sniiien  eignen 
Beobachtungen  und  Ermittlungen,  wie  aus  den  Berichten  der 
ihm  unterstellten  Inspektoren  alljährlich  einen  Report  an  den 
Bftiniater  sa  erstatten,  der  dann  dem  Parlament  in  Vorlage  ge- 
hnwdit  wird* 

1)  Vgl.  auch  Briefe  der  Agent-Generals  von  Victoria,  Südaustralien 
nnd  Nen-SßJwalea  an  den  Heranngeber  der  t^tnighUy  Mme»,  abge- 
dniokt  im  Mftnheft  1880. 
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Diese  Berichie  des  Chief  Inspector  of  Fadories,  Workr 
rwms  and  Shops  ^  die  mir  in  ihren  sämtlichen  Ausgaben  — 
▼on  1887  bis  1890  ind.  —  Torliegen ,  sind  keine  dieken  Fo- 
lianten. Sie  umfassen  nur  lö  bis  22  Seiten  grössten.  BUu- 
buchformats,  aber  sie  enthalten  trotzdem  eine  Fülle  wertvoller 
Mitteilungen.  Die  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  er- 
wartende Auskonft  über  die  allgemeine  Lage  der  Indostrie  wird 
indes  nicht  gegeben.  Nach  den  Bemerkungen  des  Oberin- 
spektors wäre  eine  solche  Berichterstattung  nur  möglich,  wenn 
die  FalM-ikanten  verpflichtet  wären,  detaillierte  Angaben  ükr 
ihre  ökonomische  Lage  und  deu  Erfolg  ihrer  Wirtschaftsthätig- 
keit  zu  machen.   Im  übrigen  entlehne  ich  den  Berichten  die 


nachfolgenden  Aassflge. 

£iagetrageii  waren  in  den  Jahien 

1886 

1867 

1888 

1889 

1949 

2182 

2382 

25« 

mit  einer  Getamtarbeitemhl  toq 

89506 

41088 

48  288 

4722$ 

daTon  waren  mftanliehen  Oeachleehts 

28479 

29  969 

81648 

84850 

»       >    weiblichen  » 

11027 

111)4 

11 640 

128» 

Nnr  wegen  BenQteang  von  Kraftnuh> 

toren  worden  registriert  üntemeh- 

407 

541 

568 

609 

U51 

1581 

1645 

1766 

und  Arbeiterinnen  

5 

4 

11 

5 

Die  DurcbscbDittsahl  der  Arbeiter  in  den 

Betrieben  mit  6  iu  mehr  Arbeitern  war 

27 

25 

23 

19 

Es  folgt  ans  diesoi  Ziffern  ganc  offenbar  die  Tendern, 
dass  an  der  annehmenden  Zahl  der  BeeehSftigten  die  Arbaler 

einen  weit  grösseren  A^uteil  nehmen  als  die  Arbeiterinnen  and 
dass  die  Entwicl<lnng  sich  zweifelsohne  mehr  zu  Gunsten  der 
kleineren  Betriebe  gestaltete.  In  den  europäischen  Industrie- 
staaten würde  das  ohne  weiteres  als  ein  äusserst  gOnstigiBS 
Zeichen  betrachtet  werden  dürfen.  Für  Anstralien  bangen 
diese  Ziffern  mit  speziellen  sozialen  Fragen  zasammen, 
die  wir  weiter  unten  behandeln.  Hier  mag  den  Fabrikinspek- 
toratsberichten  entnommen  werden,  dass  es  vorläufig  nicht  ge- 
lungen sei,  das  Verhältnis  der  hinausgegebenen  Arbeit  zn  der, 
innerhalb  der  FabrikHinme  hergestellten  Arbeit  ziffermäasig  la 
ermitteln,  wie  es  im  Gesetz  gefordert.  Wenn  indea  andi 
:»The  Swmiing  System* y  wie  der  aus  England  entlehnte  Ter- 
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minus  laatei,  noxweifelhaft  in  nemlicbem  Umfange  in  der 
Kolonie  Tertrefcen  sei,  so  würden  doob  Fraaen  und  Kinder  dabei 
weniger  yerwendet  Der  Gmnd  sei  darin  ta  snchen«  dass  die 

Nachfrajje  nach  diesen  beiden  Arbeiterklassen  stets  das  An- 
gebot iUx  rrage  und  vielmehr  die  Arbeitgeber  gezwungen  seien, 
die  Arbeiterinnen,  wie  auch  die  Knaben  aafeusuchea.  Deshalb 
seien  in  eister  Linie  erwachsene  Arbeiter  »otäside  workert^ 
Sonst  kirnen  noeh  verbeiratete  Franen  und  Witwen  in  Be- 
tradit,  welche  das  Hans  der  Kinder  halber  nicht  Terlassen 
könnten  nnd  deshalb  glücklich  seien,  durch  die  Ton  den  Fabri- 
kanten ausgegebene  Arbeit  ein  Einkommen  zur  Unterstützung 
ihrer  Familien  m  gewinnen.  Ob  hierbei  übermässig  lauge 
Arbeitszeiten  eintreten  oder  nicht,  das  entziehe  sich  der  Kon- 
trolle durch  die  Fabrikinspektoren.  Der  letzte  Bericht  für  das 
Jahr  1889  gibt  indes  schon  ein  ganz  anderes  Bild.  Der  Ober- 
inspektor ffihrt  in  demselben  ans,  dass  UDZweifelhalt  Tiele  Ar- 
beiterinnen es  vorziehen,  zu  Hause,  wenn  auch  zu  geringerem 
Loliiip,  zu  arbeiten.  Für  diese  Vorliebe  möge  die  grössere 
Freiheit  in  der  Selbstbestimmung  sprechen.  Aber  es  möchte 
auch  sein ,  dass  ein  Mann  als  Vorarbeiter  in  seinem  Hause 
leicht  einige  Madchen  fttr  geringere  Bezahlung  bekömmt,  weil 
er  ihnen  erlaubt,  zur  Arbeit  zn  kommen  und  Ton  der  Arbeit 
zn  gehen ,  wenn  es  ihnen  beliebt.  Andererseits  kSmen  hier 
Witwen  mit  kleinen  Kindern,  Frauen,  deren  Männer  krank 
seien,  Töchter  als  Ernährer  kranker  Eltern,  und  Frauen,  deren 
Männer  Trunkenbolde  oder  Verbrecher  seien,  in  Betracht: 
alles  Fälle,  in  denen  die  Arbeiterin  ihr  Haus  zur  Arbeit  nicht 
▼erlassen  könne.  Wfirde  der  Staat  hier  eingreifen  in  der  vor- 
geschlagenen  Weise  nnd  das  ^Sweaiing  Systeme  dadnrch  be- 
seitigen, dass  er  ^aU  ouiside  worht  yerbieten  würde,  so  wQrde 
er  dadurch  unzweifelhaft  die  Verpflichtung  übernehmen,  für 
den  Unterhalt  von  vielen  Personen  zu  sorL^c  n,  die  heute  unter 
dem  gegenwärtigen  System  sich  selber  durchzuschlagen  ver- 
stehen. 

Die  gesetdiehen  Bestimmungen  fiber  die  Beschrän- 
kung der  Arbeitszeit  fllr  Frauen  und  Kinder 

sollen  sehr  heilsam  gewirkt  haben,  ohne  dass  deshalb  die  Lohn- 
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flSftse  nachleilig  beeinflusst  worden  wären«  EztrastuadeD,  weldM 
iiBiner  «twa«  höher  beuhlt  werden,  findeo  die  Oenehinlgiiiig 
von  eeiten  des  Oberinspektors  mit  aosdrUcklicher  Znstimmiiiig 

der  Arbeiter  und  mit  der  Znsicherang  von  seiten  des  ünter- 
uebmers,  dass  für  jene,  welche  eine  Nacharbeit  abUhuen, 
keinerlei  Schädigung  oder  ZurQcksetzoug  einbreie«  Das  Gesuch 
om  Genehmigung  von  Eztrastunden  wird  indes  nur  von  ge- 
wissen Indostrien  and  nur  während  der  Hauptsaison  des  Jahrs 
gestellt,  weshalb  es  sich  nach  der  Meinung  des  Oberinspektoxt 
empfehle,  diese  Genehmigung  nur  fttr  diese  Jndnstrien  und 
Periode:)  in  einem  gewissen  Uiiif;i!is^e  fjesetzlich  zu  geben 
ein  Mo  jus.  der  von  der  englischen  Gesetzgebung  bereits  an- 
geuouuuen  worden. 

Der  Bericht  fttr  das  Jahr  1888  bietet  Ober  diesen  Punkt 
statistisdie  Angaben ,  wonach  aus  40  Teischiedenen  KlasMU 
Yon  Fabriken^  welche  Arbeiterinnen  beschäftigen,  nur  14  um 
ÜYirastanden  nacbgesncbt  haben.  Nach  der  Zahl  der  Besebäf- 
tigten  liaben  von  11114  luir  3811  Arbelterinnen  Extras  tu  üden 
ß;earbeitet.  Die  Bekleiuuugbiiulustneu  koniuieD  dabei  weit-aus 
am  meisten  in  Betracht,  woiür  592  Unternehmungen  mit 
9345  Arbeiterinnoi  r^pstriert  waren.  Nur  107  dieser  Arbeit- 
geber mit  3116  *fmah8€  suchten  um  Gestattung  von  Eärtra- 
stunden  nach,  m.  a.  W.  wihrend  ein  Drittel  aller  Frauen  in 
dieser  speziellen  Industrie  über  normale  Zeit  beschäftigt  waren, 
ist  dabei  weniger  als  ein  Fünftel  der  registrierten  Unterneh- 
mungen in  Betracht  gekommen  und  es  sind  mithin  nur  die 
grösseren  Geschäfte,  bei  denen  zeitweilig  die  Notwendigkeit 
einer  längeren  ab  achtstflndigen  Arbeitszeit  eintritt 

Im  ganzen  haben  131  Fabriken  in  172  Fällen  die  G«* 
nehmiguug  der  Etegierung  auf  diesem  Pnnkte  in  Anspruch  ge- 
nomuieu  und  iiir  1318  Wochen  oder  10  019  Stunden  Kxtra- 
arbeit  während  des  Jahres  und  für  3811  Ar]»eiterinneu  und 
457  Knaben.  In  Wirklichkeit  beschränkte  sich  die  Uebeneit 
auf  10  Wochen  ä  7Va  Stunden. 

In  demselben  Jahre  war  fttr  die  Wollenspinnereien  der 
Kolonie  die  gesetaliche  Arbeitsxeit  auf  56  Stunden ,  f&r  alle 
Seilereien  auf  54  Stunden  per  Woche  erweitert  worden. 
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Wbi  die  (Mmcbreitimg  der  gesetsliehen  Arbeitaceit  be- 
iriffb,  80  klagen  die  Berichte,  dus  die  Fraoeii  nicht  wie  die 

Männer  den  Inspektoren  darüber  Angaben  machen,  sondern 
sich  vielmehr  von  dem  Willen  des  Arbeitgebers  leiten  lassen. 

Der  Bericht  für  das  Jahr  1889  besagt,  dass  von  1250 
Fabriken,  in  welchen  Frauen  beschäftigt  sind,  102  in  126 
Fallen  nm  Genehmigung  Ton  Uebeneeit  nachgesucht  haben, 
welche  im  ümfimge  "von  984  Wochen  oder  7910  Stunden 
gewährt  wurde.  Die  durchschnittliche  Zahl  der  Stunden, 
welche  pro  Woche  als  Ueberzeit  genehmigt  ward,  ist  etwa 
gleich  8. 

Was  die  Bestimmung  anbelangt,  dass  die  jugendlichen  Ar- 
beiter unter  16  Jahren  ein  ärztliches  Zeugnis  Aber  ihr 
psjrchisches  Geetgnetsein  für  die  sn  Terrichtende  Arbeit  be-> 

sitzen  müssen,  so  wird  gekla^^t,  <]as3  der  Preis  von  5  Mk.  fttr 
ein  solches  Zeugnis  viele  jugendliche  Arbeiter  veranlasse,  so- 
bald sie  vom  Inspektor  entdeckt  werden,  den  betreffenden  Platz 
zu  verlassen  und  in  einen  anderen  einzutreten,  wo  es  wieder 
einige  Zeit  erfordere,  bis  die  FabrikinspekÜon  die  mangelnde 
Beobachtung  des  Gesetzes  entdeckt.  Auf  solche  Weise  sollen 
viele  Müdchen  und  Knaben  von  einer  Fabrik  zur  andern  wan- 
dern, bis  sie  endlich  das  16.  Jahr  erreicht  haben,  eine  Praxis, 
die  namentlich  dadurch  erleichtert  werde,  dass  die  Nachfrage 
nach  eolehen  »Händenc  das  Angebot  eteta  abersteigt  Oben- 
drein finden  dieselben  auch  viel^Msh  in  solchen  Unterneh- 
mungen Verweudung,  auf  welche  das  Arbeiterschatzgesetz  nicht 
aasgedehnt  ist. 

Der  Bericht  für  das  Jahr  1888  gibt  an,  dass  seit  Geltung 
des  Gesetzes  fOr  3  304  Knaben  und  1  705  Mädchen  arztliche 
Zeugnisse  ausgestellt  wurden.  Während  des  Jahres  1889  wurden 
diese  Gertifikate  von  1 198  Knaben  und  674  Mädchen  ver^ 
langt,  was  gegen  das  Vorjahr  einen  Rückgang  der  Knaben 
um  62  und  eine  Zuuahme  der  Mädchen  um  7  bedeutet.  Der 
Oberinspektor  versäumt  nicht  darauf  hinzuweisen,  dass  diese 
Ziffern  mit  der  mehr  und  mehr  sich  ausbreitenden  Tendenz 
der  Knaben,  sich  von  jeder  gesetzliehen  Kontrolle  unabhängig 
zu  machen,  im  Zusammenhang  sieben  und  die  Fabriken  ge- 
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zwangen  wurden,  an  iSbeile  der  Knaben  Mädchen  als  Lehr- 
linge einzastellen. 

Auch  das  erforderliehe  Staatsachnlseiignift  Dir 
Kinder  bis  15  Jahren  soll  grosse  Schwierigkeiten  bieten.  Die 
wenigsten  Knaben  erwerben  ein  solches.  Man  mnss  sieb  mit 
dem  spärlichsten  Schnlbesuch  zufrieden  geben ,  >oiist  gehen 
cliese  Juugeu  zu  Beschäftigungen  über,  wie  als  Bureaujunge, 
Strassenreinigerf  Zeitungsverkäufer,  Telegraphenbote  u.  8.  w. 
wodurch  sie  der  Kontrolle  d^  Inspektors  ganz  entzogen  sind. 

Am  Nachteiligsten  aber  beeinflussen  diese  Bestimmungen 
das  Lehrlingweaen  und  die  Heranbildung  tüchtiger  Hand- 
werker. Knaben  Ton  13  Jahren  haben  noch  eine  grössere 
Folgsamkeit  und  erlernen  bei  der  vollständigeren  Unterordnung 
unter  die  Disziplin  des  Lehrmeisters  eiu  Handwerk  viel  besser 
und  Tollkommener,  als  halb  aufgewachsene  15  jährige  Jungen, 
die  sich  schon  nicht  mehr  viel  sagen  lassen  wollen  und  lieber 
von  einem  Platz  zum  andern  sieben,  bis  sie  anfgewaehsen  sind, 
ohne  irgend  ein  Gewerbe  grfindlieh  erlernt  su  haben. 

Diese  Beschränkunj?  der  Zahl  der  in  den  Fabriken  be- 
schäftigten KuaiM  n  hewirkt  aiiLh,  dass  dieselben  —  im  Be- 
wusstsein  ihrer  günstigeren  Stellung  gegeuüber  der  weit  grös- 
seren Nachfrage  —  bei  einer  in  Frage  kommenden  Einstellung 
als  Lehrlinge  so  hohe  Lohnforderungen  stellen,  wie  sie  Ton  den 
Fabrikanten  nicht  gesahlt  werden  kennen«  Ünd  die  weitere 
Folge  ist,  dass  die  Zahl  der  Lehrlinge  stetig  abnimmt  und  der 
Stamm  der  tüchtigen  Handwerker  sich  bedenklich  zu  mindern 
droht.  Der  Oberinspektor  bemerkte  schon  in  seinem  Bericht 
pro  1885,  dass  diese  betrübenden  Beobachtungen  von  allen 
ihm  beigegebenen  Inspektoren  gleichmässig  gemacht  worden 
und  in  seinem  letzten  Berichte  pro  1889  steigern  sich  noch 
seine  Klagen.  Et  sagt,  dass  das  Problem  der  Knabenarbeit 
ein  sehr  ernstes  geworden  sei.  Die  Jtingens  seien  viel  zu  un- 
abhängig —  sie  wollen  nur  arbeiten  wenn  es  ihnen  beliebt, 
wo  es  ihnen  beliebt  und  wie  es  ihnen  beliebt.  So  werde  die 
Zahl  der  tüchtigen  Handwerker  immer  kleiner  und  die  Zahl 
der  »larrikins  and  loaJerS€  —  der  Taugenichtee  und  MOssig* 
gänger  immer  grtoer.    Das  eigentliche  Mittel  zur  Abhilfe 
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liege  hier  zunächst  unzweifelhaft  in  der  besseren  Handhabung 
der  elterlichen  Autorität.  Soweit  das  Gesetz  in  Betracht  kommt, 
kennt  das  Fabrikinspektorat  keinen  anderen  Ausweg,  als  der 
Vorliebe  der  Knaben  fttr  eine  möglichst  geringe  Belästigung 
Reehnung  zu  tragen.  In  dieser  Richtung  habe  die  neuerliche 
Aenderung  der  Educational  Act ,  welche  das  schulpllichtige 
Alter  von  15  auf  13  Jahre  herabgesetzt  habe,  sehr  heilsam 
gewirkt.  Bezüglich  der  ärztlichen  Zeugnisse  wird  vorgeschlagen, 
dass  für  dieselben  zunächst  von  Seiten  des  Unternehmers  ge- 
lahlt  werden,  der  diese  Auslage  dann  allmählich  vom  Lohne  in 
Abcng  bringen  möge. 

Auf  die  Einführung  der  nötigen  Schutzvorrich- 
tungen an  den  Maschinen  und  Maschinenteilen 
wird  auch  in  Victoria  von  der  Fabrikinspektion  grosse  Sorg- 
falt verwendet.  Und  hier  wie  Gberall  die  Klage,  dass  nicht 
bloss  die  Arbeitgeber,  sondern  auch  die  Arbeiter  selbst  diesen 
Nenerungen  Tiel  passiven  Widerstand  entgegen  setzen.  Erst 
wenn  ein  UnglOck  passiert  ist,  entsehliesst  man  sieh  mt  all- 
geraeiuen  Benützung  der  vorhandeLieii  Scliut/vori  iclitungeu. 
Indes  Liiiin^t  diese  Mitthätierkeit  auf  sei  Leo  der  Unteruehmer 
nach  den  Berichten  des  Oberinspektors  doch  auch  viel  cnit  den 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  die  Haftpflicht  der 
Arbeitgeber  ansammen.  Weil  darnach  die  Entschädignngs- 
pflticht  das  dreifache  Jahreseinkommen  eines  Arbeiters  in  der 
gleichen  Position  und  in  dem  gleichen  Distrikt  nicht  Gber^ 
steigt,  hat  sich  bei  den  Unternehmern  die  Gelegenheit  heraus- 
gebildet, sich  gegen  dieses  Risiko  durch  eine  Prämie  von  1  d. 
bis  B  d.  per  Woche  und  per  Arbeiter  zu  versichern,  die  noch 
dazu  nicht  selten  von  dem  Lohne  der  Arbeiter  in  Absag  ge- 
bracht wird.  Die  privaten  Versiehemngsgesellschaften  geben 
diese  Art  Ton  Versicherung  ganz  allgemein.  Was  die  Folge 
davon  ist,  dass  die  Inspektoren,  welche  sich  für  die  Einfüh- 
rung besserer  Schutzvorrichtungen  beuiühen,  von  den  Fabrik- 
herm  Antworten  hören,  wie:  »i/  is  to  expensive.  I  have 
misured  the  whole  oj  my  worhjyeople  a<jainsi  any  accidents 
Aa<  way  um«,  and  thai  is  sufficient  far  m^f  proteetion€, 
Nenerdings  sollen  einige  Unternehmer  heraosg^nnden  haben, 
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dass  die  AnschaffuDp  vou  Scliut/.vorrichtungen  doch  noch  bilUger 
zu  sieben  koirwDt,  und  diese  haben  danii  die  Uuiallversicheraiig 
ihrer  Arbeiter  wieder  aufgehoben. 

In  Verbindung  damit  steht  die  luspektioc  der  Davpf* 
keenl  und  die  VermitÜnng  praktiacher  Kenntiiieae  fUlr  die 
Haacbiniaien.  Auch  nach  diesen  Richtiiogen  werden  tot  den 
Bericbten  ^natige  Resultate  Teneeiobnet.  Nor  dass  voa  s^ten 
der  LiiterDehnier  darflhei-  li^eklaii^t  wird  ,  dass,  sobald  ein  Ma- 
8chi^i^^fc  sein  I^rüfuugszeuguiö  von  der  Kommission  erlangt  habe, 
er  auch  liöhnungszulagen  fordere,  ohne  deshalb  ein  irgendwie 
besserer  Arbeiter  geworden  za  sein. 

In  Bezng  anf  die  gesnndheitspoliaeiliche  üeber* 
wacbnng  der  Fabrikränme  beben  die  Bericbte  den 
ausserordentlichen  üntersebted  ber?or,  welcher  iwisehen  den 
alten  und  den  neuen  Fabrikgebäuden  ])estclie.  Bei  Neubauten 
ist  man  selbstredend  bemüht,  den  Anforderungen  des  Gesetzes 
zu  genügen.  Alle  Arbeitsrilume  aber,  welche  vor  dem  1.  März 
1886  bereits  benQtzt  wurden,  kannten  bei  ihrer  Elrricbtoiig 
die  Beobachtung  solcher  Bestimmungen  nicht.  Und  so  stehen 
sie  allerdings  in  der  Kegel  nur  sn  weit  hinter  den  gestellten 
Anforderungen  snrttck.  Wenn  nun  ein  solcher  Unternehmer 
seine  Arbeitsräume  zu  verlegen  beabsichtigt,  oder  wenn  ein 
Meister,  der  bislaug  mit  4  Gesellen  gearbeitet  hat,  und  des- 
halb den  Bestimmungen  des  Gesetzes  nicht  unterstellt  ist,  eines 
weiteren  Arbeiters  bedarf,  dann  kommen  in  beiden  Fallen  anf 
einmal  die  Verordnungen  des  Gesundheitsamtes  in  Anwendung, 
wonach  auf  jeden  Arbeiter  ein  Luftraum  von  600  Kubikfnas 
gerechnet  wird.  Die  Arbeitsräume  werden  dann  in  9  Fällen 
unter  10  als  i^esetzlich  ungenügend  verworfen  und  wären  sie 
auch  im  Vergleich  zu  früheren  Eäumeu  palastartig  zu  nennen. 
Was  ist  die  Folge?  Dass  man  vorzieht,  die  weit  schlechteren 
Baumlicbkeiten  auch  fOr  die  Zukunft  beianbehalten ,  gebau- 
liehe Veränderungen  nicht  vorzunehmen  und  in  beiden  Fallen 
den  zunehmenden  Aufträgen  dadurch  zu  genOgen,  dass  man 
die  entsprechende  Arbeit  ausserhalb  der  Fabrikrüunie  her- 
stellen lässt.  So  entstehen  als  Zubehör  zn  den  iudustriell^^n 
Unternehmungen  überall  in  den  Privaiwohuungen  sKerstreute 


Digitized  by  Googl. 


Der  aehUt&nd.  Arbeitttag  n.  d*  ArbeitenohutigeMtigbg.  Anstmlieiit.  308 

Hausiudustriestätten,  wovon  nicht  5  %  sich  zur  Einschreibung 
anmelden,  falls  sie  nicht  ?on  den  Fahrikinspektoren  entdeckt 
werden. 

Die  Inspektion  ist  der  Meinung,  daes  die  Forderung  eines 
LuftxBumminimums  Ton  600  Eubikfuss  fttr  jeden  Arbeiter  su 
hoch  sei.  In  England,  wo  die  Arbeitszeit  eine  viel  längere  ist 
und  die  Luft  in  den  grossen  Städten  mehr  verbraucht,  werden 
trotzdem  nur  260  Kubikfuss  als  genügendes  Minimum  be- 
traehtet  Das  Minimum  für  englische  Gefängnisse  sei  860  und 
Itlr  gewöbnliehe  Logierhauser  nur  292  Kubikfuss  [uro  Kopf. 
EiDe  Heiabsetsung  des  Minimums  auf  850  F^ss  dürfte  deshalb 
in  der  Kolonie  allen  billigen  Anibrdernngen  genügen. 

Aus  den  Berichten  für  1887,  1888  und  188ü  lässt  sich 

die  folgende  Unfallstatistik  zusammenstellen: 

Personen  Personen 
über  20  Jahre      unter  20  Jahre  gwwen 

1887  1888  1889  1887  1888  1889  1887  1888  1889 

B(>  V«  IC»  V»  H*  V»  Ifl»  V*  K«  V«      9»  U*     H«  JP*  M#  V* 

ünfillle  mit  tSt- 

lichem  AiiHganfT  1 —   3 —   4 —  2   1 —   5 —  4  — 

Verlust  v< Iii  Artu , 

Hand  od. Finger  17  —  15—  27                13—  16  1  17—  28  -  43  1 

Knochenbruch      3—11—   4  —  -  3—10  1   4-  6—21  1  8  — 

Kopfverletzung     4 —   5 —   3 —   4 —   5 —  8  — 

Andere  ünfftlle  19  1  28  1  34  -  11  1  10  2  17  2  30  2  38  3   51  2 
Im  gaaseo  44  1  62  2  72—  14  1  3&  3  87  3  58  2  97  4  109  3 

Von  60  Unglücksfällen  im  Jahre  1887  ist  also  die  Zahl 
anf  101  im  Jahre  1888  und  auf  112  im  Jahre  1889  gestiegen. 
Dazu  bemerkt  der  Bericht  pro  188Ö,  dass  die  Todesfälle  aüe 
auf  nicht  vorhennsehende  Weise  eingetreten  seien,  während 
allerdings  ein  grosser  Teil  der  fibrigen  Unfälle  durch  bessere 
SohntzTorrtchtungen  bitte  verhütet  werden  hdnnen.  »Die  In- 
spektoren thun  was  sie  können,  aber  sie  können  doch  nicht 
alles  tlmij  Der  Bericht  für  das  Jahr  1889  sagt,  dass  es  fast 
scheinen  mix'htp,  als  oh  der  Durchschnittsarbeiter  in  '^Hoichem 
Masse  sorgloser  werden  würde,  in  dem  es  der  Fabrikiuspektion 
gelingt,  die  Terschiedenen  Maschinenteile  zur  Verhütung  von 
ünglflcksfallen  mit  Schntzvorrichtongen  versehen  su  lassen. 

SdtMibr.  t  SiMtnr.  mu  II.  H»ft.  20 
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Von  den  aligemeinen  Vorgängen  in  der  In- 
dustrie wird  fUr  das  Jahr  1888  berichtet,  dass  die  Ver- 
bemeraog  der  YerkehreTerhaltnisse  durch  die  Errichtimg  toh 
BrQcken,  den  Baa  der  vortrefflicheD  Dmhtseilstrassenbabnen 

für  Melbourne  und  Umgegend,  die  Verbesserung  der  Wasser- 
strassen nnd  die  ausserordentliche  Verteuerung  des  Gruud  und 
Bodens  innerhalb  der  City  allgemeinerem  Verlegen  der  Fabriken 
und  Werkräame  ans  der  Stadt  nach  den  Voreiadten  und  selbst 
in  die  Landbeairke  hinaus  bewirkt  haben.  Damit  wird  auch 
die  Ausdehnung  der  Fabrikgesetagebung  auf  das  flache  Land 
eine  Notwendigkeit  und  eine  entspreclieude  Mehrung  der  Zahl 
der  luspektureii  erforderlich,  wenn  anders  die  bisherigen  Ge- 
pflogenheiten beibehalten  werden  sollen,  wonach  Jede  einge- 
tragene Fabrik,  bexw.  jeder  eingetragene  Arbeitsraum  nach 
wenigen  Wochen  immer  wieder  Ton  einem  Inspektor  besucht  wird. 

In  Besmg  auf  einzelne  Industrien  entnehme  ich  den  Be- 
rielit<jü  Doch  das  Folgende: 

Als  Eiseugies8eieien  waren  in  der  Kolonie  im 
Jahre  1887  193  Unternehmungen  mit  5448  Arbeitern  einge- 
tragen. Im  Jahre  1888  waren  es  256  Unternehmungen  mit 
6237  Arbeitern,  1889  275  üntemehmungen  mit  6969  Arbei- 
tern. Knaben,  als  Lehrlinge  augenommen,  sind  meist  auf  5 
bis  7  Jahre  verpflichtet.  Im  letzten  Utlire  ihrer  Lebrliugszeit 
erhalten  sie  20  bis  25  Mk.  Lohn  per  Woche,  in  den  ersten 
12  Monaten  5  Mk.  Meist  bleiben  die  Jungen  in  derselben 
Branche.  Wo  man  jedoch  hohe  Eintrittsgelder  sahlt,  tritt  nach 
entsprechender  Zeit  ein  Uebergang  auch  su  den  anderen  Ar- 
beitsarten ein.  Dreher  und  Monteure  erhalten  10  bis  13  Mk. 
per  Tag.  Der  Lohn  der  Schmiede  wechselt  von  9  l)is  14  Mk. 
per  Tag.  Eisengiesser  werden  mit  10  bis  11  Mk.  bezahlt.  Die 
ungelernten  Hilfsarbeiter  erhalten  entsprechend  ihrem  Älter 
und  ihrer  Geschicklichkeit  von  4  bis  7  Mk.  per  Tag,  Viele 
der  Qebaude  sind  alt  und  in  schlechtem  Znstande.  Zumeist  ist 
die  eine  Seite  der  Fabriken  ganz  oflfen»  was  indes  bei  dem  gön- 
stigen  Klima  der  i\uK)nie  den  Arheitorn  keinerlei  Uuannebm- 
lichkeiten  bietet.    Das  Jahr  18Ö9  bot  viele  Schwierigkeiten 
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mgen  der  aoTorbergeBebenen  Steigerung  der  Boheiaeupreiäe 
m  /  7.  10  8.  nnd  ^  8.  auf     IB.  per  Tonne. 

Als  Scbahwarenfabriken  waren  eingetragen  im  Jahre 
1$B7  106  ÜDternebmiiiigea  mit  2691  Arbitern  und  958  Arbuterinnon 
1888101  •  >  8892       »        >   1988  » 

1889110  >  »  8855       »        »    999  » 

Die  EonbirreDs  soll  eebr  gross  sein.  Ueber  20  Fabriken  waren 
im  Verlaufo  des  Jahres  1837  gezwungen,  die  Arbeit  einzu- 
stellen. Frauen  und  Mädchen  sind  namenUich  als  NiLherinneu 
TtTwendet.  Sie  erhalten  anfangs  6  Mk. ,  später  lü  Mk.  und 
ab  gute  Arbeiterinnen  25  Mk.  per  Woche.  Männer  erhalten 
als  Ziucbneider  bis  za  70  Mk.  per  Woche »  andere  tüchtige 
Arbeiter  Ton  35  bis  60  Mk.  Die  Ldhne  hängen  nicht  aUein 
TOD  der  Tüchtigkeit  des  Arbeiters,  sondern  auch  von  dem 
Preise  ab,  der  för  die  aus  der  Fabrik  nach  Hause  gegebene 
Arbeit  bezahlt  wird.  Die  Verhältnisse  hatten  sich  im  Laufe 
des  Jahree  1888  etwas  gebessert.  Mit  1889  ist  jedoch  aber- 
mals eme  Depression  eingetreten ,  von  der  gesagt  wird ,  dass 
sie  auf  der  Schuhwarenfabrik  am  meisten  laste.  In  vielen 
Füllen  soll  es  schwer  gewesen  sein  .  trenOgend  Beschäftigung 
far  die  Arbeiter  zu  änden.  Von  anderer  Seite  wird  bezweckt, 
dass  zwar  die  schwereren  Schuhwaren,  nicht  aber  die  feineren, 
von  dar  aUgemeinen  Handelskrise  betroffen  worden  seien. 
Gleichseitig  wird  (Iber  den  Mangel  an  tflchtigen  Arbeiterinnen 
geklagt.  Im  Laufe  des  Jahres  wurden  9  Fabriken  gan«  oder 
teilweise  geschlossen,  wovon  101  Arbeiter  und  b6  Arbeiterinneu 
betroffen  wurden. 

Als  Kl  eidnngsgeschäfte  waren  eingetragen  im  Jahre 

1887  225  Werkittiten  mit  1882  Arbeitecn  ood  4948  Arbeiterinaen 

1888  264  >  >  1323  »  »  4793  » 
188d  864         »          •    1502       >         >     4617  > 

Dasn  kommt  namentlich  noch  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Ar- 
beiterinDen,  die  ftr  diese  Geechafte  in  ihrer  Wobnnng  ar- 
beiten.  Die  Angaben  über  Löhne  weichen  sehr  Ton  einander 

ab.  Männer,  welche  meist  als  Zuschneider  und  zur  Anfer- 
tigung von  nach  Mass  bestellten  Kleidern  verwendet  werden, 
erhalten  dorchschnittlich  50  Mk.  per  Woche.  Arbeiterinnen, 
welche  ansBchliesslicb  znr  Berstellung  von  fertigen  Kleidervor- 

20» 
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raten  verwendet  werden,  verdienen  von  15  bis  25  Mk,  in  der 
Woche.  Mädchen  werden  zum  Lernen  von  den  einzelnen  Ar- 
beitermoen  angenommen  und  von  diesen  bezahlt,  sieben  aber 
trotzdem  unter  der  Aufsicht  der  Fabrik  gleich  ihrer  Lehr- 
meisterin and  haben  sich  der  Fabrikordnung  ansabequemen. 
Alle  Arbeiter  werden,  mit  Aosnahme  der  Maechiniiten ,  nach 
StQcklohn  bezahlt.  AxNsh  von  dieser  Industrie  wurd  für  das 
Jahr  1889  von  einer  sehr  kritischen  Lage  herichtet.  Die  Mei- 
nungen über  die  Ursache  gehen  auseinander.  Von  der  einen  ^Jcite 
wird  behauptet ,  das  Schutzzollsystem  von  äüdaustralien  und 
Nen-Seeland  habe  dae  Absatzgebiet  wesentlich  eingeschränkt. 
Andere  sind  der  Meinung,  die  allgemeinere  Einftthmng  des 
Selbstmasssystems  habe  alles  verschaldei.  FrQher  seien  die 
Kaufläden  auf  dem  Lande  gezwungen  gewesen,  ein  mehr  oder 
minder  grosses  Lager  von  fertigen  Kleidern  zu  halten,  jetzt 
nehme  man  das  Mass  von  den  Kundeu  und  bestelle  nicht 
mehr,  als  gerade  verlangt  worden.  Durch  diese  Veränderung 
sei  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern  Qbeiflfissig  geworden.  Im 
Laufe  des  Jahres  worden  84  ünternehmnngen  gana  oder  teil- 
weise geschlossen,  wodurch  98  Arbeiter  und  268  Arbeiterinnen 
ausser  Beschäftigung  kamen. 

Ein  interessantes  Kapitel  der  Berichte  bezieht  sich  auf 
die  Möbelfabrikaiion  der  Chinesen.  Der  erete 
Jahresbericht  bemerkt,  dass  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf 
diesen  Teil  der  Industrie  die  grOssten  Schwierigkeiten  bereite. 
Die  Arbeitsraume  der  Chinesen  seien  schwer  zu  finden,  weil 
zumeist  in  Nebenstrassen  und  Rfickgebäuden  gelegen ,  wobei 
äussere  Anhaltspunkte  für  die  leichtere  Entdeckung  derselben 
nicht  gohoten  werden.  Und  wenn  die  Arbeitsräume  geiuniieii 
sind,  dann  sei  es  keineswegs  leicht,  den  Chinesen  die  geseti» 
liehen  Erfordernisse  begreiflich  zu  machen.  Zumeist  wohnen 
und  arbeiten  sie  in  den  gleichen  Kanmen,  die  anch  als  Bar- 
bierstube und  Restaurant  benutzt  werden.  Die  europaische 
Auffassung  von  dem,  was  fßr  die  menschliche  Gesundheit  not- 
ist,  fehle  den  Chinesen  volUt-mdig.  Die  Arbeitsrüunie 
seien  so  eng  und  so  überfüllt  alg  möglich.  Wenn  nun  ein 
Inspektor  diese  Räume  besucht  und  findet  jene  Zahl  von  Chi- 
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Uesen  «Mammen  arbeiten,  welche  erforderlich  iei,  nm  das 

Fabrikgesetz  in  AnweaduDg  za  bringen ,  so  sagt  man  ihm 
meist,  dass  die  Hälfte  der  Leute  Unternehmer  spien,  die  sonst 
nicht  arbeiten ,  und  die  Übrigen  seien  nur  ganz  zufällig  an- 
wesende Freunde.  Es  sei  fraglich,  ob  auch  nur  die  Hälfte 
dieser  chinesischen  Untemehmnngen  bereits  entdeckt  worden 
seien.  Im  ganzen  waren  während  des  Jahres  1886  23  ünter- 
nehmnngen  mit  820  chinesischen  Arbeitern  registriert,  die, 
mit  nur  einer  Au^ualiiae,  alle  in  Melbouiue  sich  befanden. 

Ein  Amendement  zum  Führikgesetz  vom  17.  Oezhr.  1887 
bestimmt,  dass  jeder  Arbeitsraum,  in  welchem  mehr  als  ein 
Chinese  m\t  lleretellang  oder  Verkauf  von  Waren  besclmfti^t 
ist,  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterworfen  wird.  Mit 
der  Beanfoichtigung  des  Ohinesenviertels  wurde  dann  ein  be- 
sonderer Inspektor  betraut,  dem  ein  Chinese  als  Assntent  bei- 
gegeben wurde. 

Mau  arbeitet  ohne  jede  bestimmte  Stundenordnung,  was 
durch  die  Zahlung  von  Stücklohn  begünstigt  wird.  Dabei 
bilden  die  chinesischen  Arbeiter  unter  sich  eine  Vereinigung, 
deren  Mitglieder  Beitrage  von  SO  bis  60  Mk.  per  Jahr  zu  ent^ 
richten  haben.  Die  Genossenschaft  hält  im  Jahre  zwei  be- 
sondere Feiertage,  an  deren  Festlichkeit  sich  die  Mitglieder 
vollzählig  beteiligen.  Für  Taglohuarbeit  gilt  als  Rege]  der 
lOstOndige  Maximaiarbeitstag.  Sobald  Streitigkeiten  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  entstehen ,  werden  mehrere 
Schiedoichter  berufen,  yor  ihnen  die  Angelegenheit  verhandelt 
und  durch  ihren  Spruch  der  Streit  endgültig  entschieden. 

Die  chinesische  Fabrikation  beschränkt  sich  anf  die  ge- 
ringeren Möbelsorten,  worin  sie  mit  den  europäischen  Impor- 
teuren konkurrieren.  Anfänglich  waren  ihre  Erzeugnisse  weniger 
gut.  In  letzter  Zeit  ist  jedoch  darin  eine  solch^  merkliche 
Verbesserung  eingetreten,  dass  nur  noch  Fachleute  das  chine- 
sische Produkt  vom  europaischen  Import  unterscheiden  können. 
Die  Zahl  der  eingetragenen  üntemehmungen  betrug  in  1887 
25  mit  341  Händen,  im  Jahre  1888  40  mit  435  Händen,  und 
im  Jahre  1889  45  mit  584  Händen.  Die  allgemeine  Handels- 
Stockung  in  Victoria  im  Laufe  dieses  Jahres  hat  sich  indes 
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auch  auf  die  chinesischen  ünternehmer  erstreckt,  15  derselben 
haben  im  Lanfe  des  Jabree  ihre  Möbelfabrikation  eingestellt, 

wovon  7  infolge  von  Zahlungsuufahigkeit.  Am  31.  Dezember 
1889  waren  nur  uoch  30  chinesische  Unternehmer  mit  410 
chinesiscben  Arbeitern  registriert. 

Alle  bisherigen  Versuche  der  Chinesen  in  anderen  In- 
dnstriessweigen  sind  missglfickt. 

Nnr  der  Bericht  fttr  1888  enthält  einige  nähere  Angaben 
über  Streiks  nnd  zwar  die  der  Kohlenberglen te  nnd  der 
Eibeagiesser. 

Der  Streik  der  Eisengiesser  begann  Ende  Juli  1888  und 
dauerte  16  Wochen.  Ursache  war  die  Forderung  einer  Lohu- 
erhöhnng  von  10  auf  II  Mk.  für  den  achtstündigen  Arbeits- 
tag. Der  Streit  wnrde  durch  die  Debereiukunft  geschlichtet, 
10  Mk.  66  Pfg.  pro  Tag  zn  zahlen.  Viel  Beunruhigung  ond 
Störung  ist  daraus  in  der  Beschäftigung  anderer  Arbeiter  ent- 
standen. Es  wird  berichtet ,  dass  einzelne  Unternehmer  sich 
damit  zu  liellen  suchten,  (iass  sie  aus  Neuseeland,  Neusüdwales 
und  Südaustralien  Arbeiter  bezogen,  welche  nicht  zu  den  Unions 
gehörten.  An  anderen  Plätzen  wie  in  Sandhurst  hatte  der 
Streik  deshalb  so  gnt  wie  keinen  Binfluss,  weil  sich  Unter- 
nehmer nnd  Arbeiter  dahin  einigten,  den  geförderten  höheren 
Lohnsatz  so  lauge  zu  zahlen,  bis  die  Differenzen  endgültig  ge- 
regelt und  entschieden  seien. 

Der  Streik  der  Koiiienbergleute  kam  weniger  plötzlich  und 
unvorbereitet.  Deshalb  waren  auch  vielfach  Vorkehrungen  tiber 
die  BezQge  von  Holz  getroffen  worden.  Er  begann  am  21.  Ao- 
gust  1888  und  dauerte  bis  zu  Anfang  des  Jahres  1889.  Die 
Ziegelsteinfabrikation  seheint  am  meisten  darunter  gelitten  zn 
haben.  Wenigstens  gingen  die  Prei'se  fflr  Ziegelsteine  rasch 
in  die  Höhe.  Doch  zulet/.t  hatte  auch  hier  wieder  der  Kon- 
sument alles  zu  tragen.  Namentlich  die  kleinen  Ziegeleien 
waren  besonders  benachteiligt^  weil  sie  bei  der  Steigerung  der 
Kohlenpreise  mit  den  grossen  Unternehmungen  nicht  Schritt 
halten  konnten,  in  denen  immer  noch  Holz  in  grösserem  Um- 
fange benntzt  wird.  Die  disponiblen  Holzlager  aber  waren 
vielfach  Ton  letzterer  Seite  aufgekauft  worden.  So  wurden  viele 
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Arbeiter  beachaftignngsloB.  Auch  die  Fuhrleute  hatten  weniger 
in  tbnn,  weshalb  sie  ihre  Pferde  auf  die  Waide  schickten. 

Und  damit  waren  wieder  die  Heu-  und  Koruverkäufer  wie 
auch  die  Sattler  in  Mitlf idenschaft  gezogen. 

üeber  die  gesetzlichen  BestimmungeD  zum  früheren 
Sehliessen  de  r.V  erkaufsläden  wird  in  den  Berichten 
bemerkt,  dass  hierin  der  erste  legislative  Versuch  vorliege, 
diese  Angelegenheit  su  regeln.  Um  der  Möglichkeit  voizu* 
beugen,  dass  das  Gesetz  Bestimmungen  treffen  möchte,  welche 
von  der  öffentlichen  Meinung  nicht  unterstützt  würdeu ,  hat 
man  die  Gemeindeverwaltungen  erniächtigk,  nach  einer  dies- 
bezüglichen Petition  der  Majoritiix  der  Ladenbesitzer  ent- 
sprechende Zeitbestimmungen  eintreten  zu  lassen.  Da  nun  in 
grossem  Um&nge  von  dieser  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht 
wurde  und  aneinander  grenzende  Gemeinden  nicht  immer  die 
gleichen  Beschlösse  gefasst  haben,  so  hat  das  Gesetz  nicht  so 
günstig;  gewirkt ,  wie  man  es  erwartet.  Zur  Illustration  der 
dadurch  eutstaudeuen  Verhiiltnisse  mögeu  die  folgenden  Zu- 
stände aus  Melbourne  und  seinen  Vorstädten  dienen.  Wenn 
Jemand  in  Richmond  wohnt  und  bei  seinem  Krämer  etwas  zu 
kaufen  hat,  so  mnss  das  in  Bichmond  vor  7  Uhr  abends  ge- 
schehen. Nachher  sind  die  Laden  geschlossen.  Er  kann  je- 
doch über  den  Fluss  geben  und  in  Prahran  bis  8  Uhr  ein- 
kaufen. Oder  er  geht  über  den  Simpson  road  nach  Fitzroy 
oder  CoUingwood  oder  er  kommt  nach  Melbourne  und  kauft 
bis  9  Uhr  abends.  Ein  Paar  Schuhe  können  in  Prahran  nur 
bis  8  Uhr,  in  dem  angrenzenden  St.  Hilda  bis  9  Uhr  abends 
käuflich  erworben  werden.  Dass  dadurch  auch  die  Ueber- 
wachung  sehr  erschwert  wird,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  entsprechenden  Missstände  und  Bestimmungen  würden 
nach  der  Meinung  des  Oberinspekt(Jift  am  zweckmässigsten 
Gegenstand  eines  Gesetzes  werden,  dessen  Ausführung  den 
ordentlichen  Polizeiorganen  zu  überlassen  wäre. 

Die  Unzulänglichkeit  gerade  dieser  Bestimmungen  spiegelt 
sich  denn  auch  wieder  in  der  Liste  der  Bestrafungen, 
welche  nach  dem  Fabrikgesetz  eingetreten  sind.  Von  62  Geld- 
strafen im  Jahre  1886  wurde  nur  eine  einzige  wegen  eines 
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Reates  des  eigentlichen  FabrIkgesetEes  verhängt,  nSmlidi 

wegen  der  Beschäftiguug  von  Frauen  über  48  Standen  in  der 
Woche.  Alle  übrigen  61  Fälle  bezogen  sich  auf  das  zu  späte 
Schliessen  der  Verkaufsläden.  Im  Jahre  ldÖ7  traten  38  Be- 
etrafungen  ein,  wovon  30  wegen  Verkaufen  in  den  Laden 
nach  der  gesetelichen  Zeit,  4  wegen  versaamter  Emenemng 
der  Registrierung,  2  wegen  der  Beschäftigung  von  Knaben 
und  Mädchen  unter  16  Jahren  über  48  Stunden  in  der  Woche, 

1  für  die  Beschäftigung  eines  Knaben  ohne  ärztliches  Zeug- 
nis und  1  w^en  versäumter  Kintraguug  der  Fabrik  verhängt 
worden.   Im  Jahre  188d  erfolgten  53  Bestrafungen,  wovon 

2  wegen  Terfläomter  Einiragserneuernng,  alle  flbrigen  auf  das 
En  spftte  Schliessen  der  Läden  Beeng  hatten.  Die  Inspektion 
hat  offenbar  keine  rechte  Freude  an  der  Üeberwachung  der 
Läden  und  die  Strafen  sind  so  niedri«^^  bemessen  (1  Mk.  zu- 
meist!), dass  es  sich  für  den  Ladeuinlmber  oft  rentiert,  den 
liaden  offen  zu  lassen  und  die  Sfcrafe  zn  zahlen.  Obendrein 
scheint  auch  bei  den  Richtern  eine  allgemeinere  Geneigtheit 
an  bestehen,  im  Bemfangsfalle  hierauf  Freisprechung  an  er- 
kennen. In  dm\  Bericht  pro  1889  erscheiueu  auf  einmal  die 
Bestrafungen  lu  ganz  veiüüuertem  Verhältnis.  Von  56  An- 
klagen beziehen  sich  26  auf  versäumte  Eintragserneuerung  und 
nur  30  auf  zu  s|Mltes  Schliessen  der  Laden.  Der  Oberinspektor 
bemerkt  dazu,  dass  das  veränderte  Verhalten  der  Ladeninhaber 
mit  der  erwarteten  Norelle  des  Gesetzes  im  Zusammenbang 
stehe,  die  indes  beim  Parlament  noch  nicht  in  Vorlage  ge- 
kommen sei. 

Zum  weiteren  Ausbau  des  Gesetzes  sind  von  der  Inspektion 
namentlich  die  folgenden  Vorschläge  in  den  Ber i ch te n 
niedergelegt  worden: 

1)  Ueberweisung  auch  der  gesundheitspolizeilicheu  Beauf- 
sichtigung an  die  Fabrikinspektion, 

2)  Zahlung  der  Kosten  der  ärztlichen  Untersuchung  der 
Kinder  durch  die  Unternehmer,  eventuell  mit  dem  Rechte, 
den  Betrag  nach  und  nach  Tom  Lohne  in  Abzug  zu  bringen, 

3)  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  das  flache  Land, 
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4)  BefrdiiDg  der  Inspektion  yon  der  Anfsidit  ttber  die 

Verkaufsläden,  and 

5)  Gresetz  über  die  Revision  der  Dampfkessel. 

IV.  Geschichte  des  achtstündi^^en  Arbeitstag  und  der  Or- 
ganisation der  Arbeiter  in  Anstralien. 

Wie  alle  Länder  mit  jnnger  Ealtar  so  haben  aneh  die 
BQstralieelien  Kolonien  noch  keine  Wirtecbaftegesebtchte  ge* 

schrieben.  Und  soweit  hier  überhaupt  historische  Aufzeich- 
nungen gemacht  worden,  sind  sie  mehr  persönlicher  und  ver- 
fassnDgspoUii^cher  Art.  Man  keuut  genau  die  Namen  und 
die  Verwandtschaft  der  ersten  Kolonisten ,  ihre  Lebensdaner, 
die  Namen  der  Schiffe,  anf  denen  sie  angekommen,  die  Namen 
der  Mitglieder  der  ersten  gesetzgebenden  Kdrparsohaifcen «  die 
Namen  mid  Wappensehiider  der  Terschiedenen  Statthalter  n. 
drtrl.  m.  Man  verfolgt  auch  genau  AbstaniniLiut.^  und  Her- 
kunft der  besseren  landwirtschaftlichen  Nut/tiere  und  die 
Namen  ihrer  ersten  Importeure,  aber  niemand  kümmert  sich 
um  die  Geschichte  der  Arbeiterbewegung  oder  um  die  Ver- 
andenugen  in  der  Lage  des  Bauernstandes.  Man  feiert  all* 
jährlich  die  Einführung  des  achtstündigen  Mazimalarhatstags 
für  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  und  zwar  in  Victoria 
seit  deui  21.  April  1856,  in  Neu-Süd-Wales  seit  dem  1.  Ok- 
tober 1863,  in  Südaustralien  seit  dem  1.  September  1873,  in 
Queensland  seit  dem  1.  März  1S78,  in  Tasmanien  erst  seit 
dem  vorigen  Jahre.  Man  hält  bei  diesen  Gelegenheiten  grosse 
feierliche  UmsÜge  ab,  an  denen  20  bis  25  000  Menschen  teil- 
nehnaen  und  eine  jede  Arbeiter-Ünion  sich  uro  ihr  Banner 
schart,  das  oft  mehrere  tausend  Mark  gekostet  hat.  Man  lässt 
grosse  Festpiele  und  von  den  Arbeitern  veranstaltete  Festessen 
folgen,  an  denen  nicht  nur  die  Minister,  sondern  oft  auch  der 
Statthalter  teilnehmen,  aber  niemand  weiss,  welcher  Prozent« 
sata  Ton  den  gelernten  oder  ungelernten  Arbeitern  an  dieser 
so  hoch  gefeierten  Einrichtung  Anteil  hat  und  welcher  nicht 
Ueberau  tritt  dem  Beobachter  die  Macht  und  der  Einfluss  der 
Trades  Unions  entgegen,  aber  nicht  eiuuial  auf  ihren  alljähr- 
lichen interkolonialen  Kongressen  war  man  bis  jetzt  in  der 
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Lage,  anch  Dur  über  die  Zahl  der  UnionSp  wieTtel  weniger 
ttber  die  Zahl  der  tmionierten  Arbeiter  und  deren  Ziffenrer-» 

hältnis  zu  den  übrigen  Arbeitern  Australiens  zuverlässii^^e  An- 
gaben /.u  macben.  Nur  Viktoria  besitzt  aus  der  l  eiler  des 
amerikanischen  Regierungskommissärs  M*Coppin  eine  als  au- 
verlässii;  anerkannte  historische  Skizze  seiner  Arbeiterorgani- 
sationen. Und  ausserdem  gibt  noch  »2%e  Sau^  AusträlieH 
Eegister*  Tom  8.  September  1880  No.  18  866  in  seinem  Fest- 
bericht  über  die  16.  .labresfeier  der  Einführung^  des  acht- 
stündigen Maxiinalarbeittitages  in  Südaustralieu  einige  gescbicht- 
liclie  Informationen.  Sowohl  der  Spärlichkeit  des  Materiales 
halber,  wie  auch  der  echt  australischen  Auffassungen  wegen 
möge  es  gestattet  sein«  diese  Quellen  so  viel  als  möglich  in 
der  üebersetzung  hier  wieder  zu  geben. 

Der  erste  Versuch  einer  Organisation  der  Arbeiter  in 
Victoria  —  so  berichtet  MCoppin  —  fällt  in  die  frühesten 
Tage  der  Kolonie,  nänilich  in  das  Jahr  1847,  als  eine  Hand 
voll  Maurer  damit  beschäftigt  war,  die  Anfange  der  Stadt 
Melbourne  zu  erbauen  und  diese  Maurer  sich  zu  einer  »Sb- 
eiHy^  vereinigten.  Zweck  der  Gesellschaft  war,  gegen  jede 
Beeil)  träcbtigunir  der  Arbeit  an  zu  kämpfen.  Da  jedoch  die  da- 
maligen Verhältnisse  ganz  ausnehmend  günstig  fttr  die  In- 
teressen der  Handwerker  waren,  kam  die  »Soci<  ti/*  nie  in  die 
Lage,  ihren  Einfluss  geltend  zu  machen.  Deshalb  begann 
diese  Organisation  der  Arbeiter  zu  erschlaffen,  um  bald  mit 
der  Entdeckung  der  Goldfelder  und  der  Ausgabe  von  Minen> 
rechten  im  Septem l)er  1851  <fmz  aufzuhören.  Denn  kaum 
war  die  Nachricht  von  dem  Vorhandensein  grösserer  Gold* 
lager  bestätigt  worden,  als  sich  auch  das  Goidfieber  schon 
überall  einstellte;  Die  Maurer  warfen  ihre  Kelle,  die  Zimmar- 
lente  ihre  Ait  beiseite  und  selbst  die  Banuntemehmer  gaben 
ihre  bisherige  Tliütigkeit  auf,  um  genieinsam  mit  ihren  Ar- 
beit^irn  mit  Haue  und  Schaufel  nach  dem  kostbaren  gelben 
Metalle  zu  suchen.  Doch  ewig  konnten  auch  diese  Zustande 
nicht  dauern;  der  Ruf  nach  >Gold<  hatte  Taosende  von 
Menschen  nach  Victoria  gebracht,  die  als  Bergleute  gftnslich 
unbrauchbar  waren.    Der  Ertrag  der  Goldwischerei  «rwies 


Digitized  by  Google 


Der  achtstund.  Arbeitstag  u.  d.  Arbeiterscliutzgesetzgbg.  Australiens.  313 

sich  bald  als  nicht  flherall  dm  gehegten  Hoffnungen  nnd 

Wünscheu  entsprechend.  Und  da  mittlerweile  für  jede  Art 
gelerute  und  ungelernte  Arbeit  ^anz  exorbitante  Lohne  ge- 
zahlt wurden,  kehrten  viele  Handwerker  wieder  zu  ihrem  (be- 
werbe zurück f  wo  sie  jetzt  ein  höheres  und  sichereres  Ein- 
kommen fanden  als  die  grosse  Mebrsahl  der  Goldwäscher.  Die 
Städte  in  den  wichtigsten  Goldminendistrikten  verwandelten 
ihre  primitiven  Segeituchzelte  und  Bretterhütten  in  stattliche 
Gebäude  aus  Stein  und  Eisen.  Damit  konzentrierten  sich  auch 
die  Industrien  nach  diesen  Plätzen  und  damit  notwendiger 
Weise  auch  wieder  die  Zahl  der  Handarbeiter.  Der  Geburtstag 
der  australischen  Arbeiterorganisation  muss  deshalb  auf  diesen 
Zeitpunkt  verlegt  werden.  Deber  die  Gebart  selbst  ersäblt 
ifian  sich  die  folgende  kleine  Geschichte: 

In  der  Mitte  des  anstralisdien  Sommers,  im  Dezember  des 
Jahres  1855  wareu  in  einer  der  Vorstätlte  Melbourne's  20  bis 
30  IMaurer  an  der  Herstellung^  eines  Gebäudes  beschäftigt. 
Während  des  Behauens  der  Steine  fielen  die  Strahlen  der 
Sonne  unbarmherzig  anf  die  Arbeiter  nieder.  Es  war  bald 
3  Uhr  Nachmittags  geworden,  kq  welcher  Zeit  ebenso  wie  nm 
11  ühr  Vormittags,  den  ansserhalb  geschlossener  Arbeitsranme 
thätigen  Arbeiter  eine  freie  Viertelstunde  fnr  ein  Pfeifchen 
'Iiibak  üblicherweise  vergönnt  war.  Die  Glocke  sclilug.  Lad 
die  schweissbeperlte  btirne  trocknend,  schritten  sie  hiuab  nach 
einem  schattigen  Plätzchen,  um  dort  die  Pfeifchen  in  Brand 
n  setzen.  Ein  jeder  klagte  über  die  HitM  nnd  dass  sie  so- 
weit gereist  seien,  nnr  nm  wieder  10  Stunden  pro  Tag  wie 
in  England  zn  arbeiten.  Da  warf  Einer  nnter  ihnen  die  Frage 
auf:  »Wie  \\iue  es,  wenn  wir  den  achtstündigen  Maximal- 
arbeitstag eintüiireu  würden?*;  —  Die  allseitige  Zustimmung 
Hess  nicht  lange  auf  sich  warten.  Man  beschloss  alle  Ar- 
beiter der  Baugewerbe,  zusammen  neun  verschiedene  Branchen, 
zu  einer  Versamminng  einzubernÜBn,  die  in  der  Vorstadt  Ool- 
lingwood  stattfand,  wo  heute  der  Hauptstamm  der  Arbeiter- 
wobnnngen  ist  Die  von  der  Versammlun«^  angenommene  Re- 
solution besagte,  dass  für  alle  Branchen  der  Baugewerbe  künftig 
eine  achtstündige  Arbeit  als  Tagewerk  zu  betrachten  sei.  Und 
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damit  hatte  die  Organisation  der  Arbeiter  in  Victoria  und  in 
Anstralien  fiberbaapt  begonnen. 

Die  einzelnen  Branchen  benachrichtigten  akdann  ihre 
Arbeitgeber,  dass  kflnftig  der  achtsttlndige  Arbeitetag  Oeltonfip 

habe.  Dif  xMaurer  und  Zimmerleute  warteten  damit  bis  zum 
März  1856.  Die  Winterzeit  hatte  mittlerweile  begonnen  und 
die  ünteruehmer  waren  durch  die  Neuerung  wenig  gestört, 
da  sich  während  der  kanen  Wintertage  doch  nicht  viel  länger 
arbeiten  liess.  Nichtadeetoweniger  behielfc  man  rieb  eine  ge- 
wisse Bedenkteit  vor.  Auch  die  Unternehmer  hatten  inswiscben 
eine  grosse  beratende  Versammlung,  iu  der  beschlossen  wurde, 
der  Forderung  der  Arbeiter  zuzustimmen  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  die  bereits  eingegangenen  Verträge  noch  in  der 
bisher  üblichen  Weise  ansgeffifart  werden  sollten.  Der  einzige 
Strrik,  der  bei  dieser  Kdnang  der  ArbeitsBeit  eintrat,  dauerte 
nnr  wenige  Tage  und  betraf  die  Arbeiter  am  Parlamenta- 
gelSnde,  dem  grOesten  Oebftade  der  Kolonie.  Nachdem  eine 
Woche  laug  die  Arbeit  eiuf^estellt  war,  stimmte  der  ünter- 
uehmer den  Vorschlägeil  der  Arbeiter  bei  ,  die  uaun  aru  21. 
April  18öb  liire  Arbeit  nach  der  neuen  Tagesregel  wieder 
aufnahmen. 

Das  war  das  erste  grosse  Prinxipt  zn  dessen  Verteidigong 
sich  die  Arbeiter  enger  zasamroenschlossen.  Es  war  nicht  die 
Idee  eines  einzelnen  Mannes  oder  einer  kleineren  Zahl  roa 

Aliinnern ,  welche  unter  dem  Einflüsse  der  australischeu  Som- 
merhitze gereift  wäre,  obwohl  dieselbe  uuzweiielhaft  zur  Ent- 
scheidung beigetragen  hat  Es  war  vielmehr  der  kühne  Eat- 
schlnas  von  Männern,  die  von  einem  ttberyölkerten  Lande 
gekommen  waren,  wo  die  Arbeit  schlecht  gelohnt  wird,  daas 
auf  diesem  neuen  Kontinent  anf  der  anderen  Srite  der  Brde 
eine  billige  Tagesarbeit  einen  guten  Lohn  hinfort  ernten  möge. 
Das  Leben  sollte  nicht  bloss  da  sein,  damit  man  arbeite  um 
zu  leben,  und  lebe  um  zu  arbeiten,  sondern  dass  ein  gewisser 
Teil  eines  jeden  Tages  dem  Arbeiter  zu  seiner  Erholung  and 
Erbauung  zur  Disposition  Tcrbleibe. 

Zur  Erinnerung  an  die  Einführung  des  achtstOndtgen  Ar- 
beitstages wurde  am  Montag  nach  dem  weissen  Sonntag  des 
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Jahres  1856  eine  grosse  Demonstration  Teranstaltet.  £0  war 
ein  allgemeines  grosse«  Arbeiterfest,  an  dem  sich  alle  be- 
stehenden Arbeitenrereimgnngen  beteiligten.  Man  marschierte 
in  Prosessionen  durch  die  Hanptstrassen  der  Stadt  Melbourne 
nach  dem  Festplatze,  wo  Spiele  und  Sports  veranstaltet  wurden. 
Aus  deii  erhobenen  Eintrittsgeldern  konnte  nach  Deckung  der 
Auslagen  noch  ein  ansehnlicher  Betrag  an  das  Melbourner 
Hospital  überwiesen  werden.  Doch  schon  damit  steht  eine 
sweite  Idee  in  Verbindung,  die  den  Trades  ünians  noch  zu 
festerem,  engerem  Zosammenschlass  yerhelfen  sollte. 

Man  entschloss  sich  nämlich,  künftig  die  üeberschflsse 
dieses  alljährlichen  Festtages  zur  Erbauung  eines  eigenen  Ver- 
8aiiimlungsh;iuses  ZU  verwenden.  Am  21.  April  1857  wurde 
der  zweite  Jahrestag  zur  Erinnerung  an  die  Einführung  der 
Achtstandenarbeit  gefeiert.  Zwar  waren  noch  keineswegs  alle 
Gewerbe  sn  dieser  nenen  Ordnung  ttberg^angen ;  aber  mit 
jedem  Jahre  wuchs  die  Zahl  der  Anhänger  nnd  im  gleichen 
Verhältnis  wurden  neue  Unions  gegründet.  Gegen  Ende  des 
Jahres  1857  erhielten  die  Vertreter  derst^lbcn  vou  der  Regie- 
rung 2  Acres  Land  zur  Errichtung  eines  Versammluugshauses 
geschenkt. 

Etwa  um  dieselbe  Zeit  fllhrten  kleine  Differenzen  der 
Maschinisten  mit  ihren  ünterDehmern  zu  einem  Streik,  bei 
welcher  Gelegenheit  auch  die  Forderung  des  achtstündigen  Ar- 

btitsta<j;e8  erhoben  wurde.  Sie  hatten  schon  vor  zwei  Jahren 
versucht,  diese  Zf  ukiirzung  ihrer  Arbeit  zu  erlangen,  aber  der 
mangelnden  Organisation  halber  ohne  Erfolg.  Der  Streik  dauerte 
diesmal  nur  eine  Woche  nnd  endete  mit  dem  Sieg  der  Arbeiter. 
80  verschaffte  sich  langsam  aber  sicher  das  neoe  Prinzip  immer 
weitergehende  Anerkennung.  Die  ausserordentliche  Eneigie, 
welche  allen  ersten  Solonisten  eigen  ist,  wurde  hier  dazu  Ter- 
wendet,  der  Arbeit  einen  verhältnismässigen  Auteil  an  der  Ent- 
wicklung des  Landes  zu  sichern.  Schon  damals  hatten  die 
Arbeiter  eine  grosse  Macht  in  Händen.  Es  gereicht  ihnen  zur 
Ehre,  dass  sie  dabei  mit  rechtem  Mass  nnd  Ziel  den  Grund- 
sats  niederlegten,  dass  die  kommenden  Generationen  der  Ko- 
lonie und  ihre  eignen  Söhne  eine  australische  Nation  aus- 
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machen  solltea,  innerhalb  welcher  nicht  die  Arbeiter  blosse 
Maschinen  seien  nnd  dass  sie  die  rechten  Lehren  zogen  ans 

den  Erfahrungen  ihrer  früheren  Heimat  —  Lehren,  gegeben 
von  Almut  und  Mühsalen,  die  ebendeshalb  desto  fester  ihrem 
Geiste  sich  eingeprägt. 

Im  September  1858  ward  eine  Massenversammlung  der 
Mitglieder  der  Trades  Unimt  abgehalten ,  wobei  beschlossen 
wurde,  anf  dem  geschenkten  Grandstfick  ein  Holsgebande  Ar 
etwa  2OO0O  Mk.  als  Versaromlnngshalle  zn  errichten.  Im 
April  des  folgenden  Jahres  wurdeu  die  neuen  Räume  bereits 
bezo^ren  und  die  Er.-taikiniL^  düs  Trades  Vnionism  in  Victoria 
int  dadurch  unzweifelliaft  sehr  begünstigt  wordeu.  Die  regel- 
mässigen Zusammenkünfte  aller  organisierten  Arbeitergenosses 
unter  Einem  Dache  brachte  die  Mitglieder  derselben  einander 
personlich  naher  nnd  förderte  so  in  hohem  Masse  die  ge* 
schlossene  Vereinigung  aller  Arbeitergesellschaften  unter  ein- 
ander, dereu  gemeinfchaftliches  Vorgehen  gerade  lu  den  jetzt 
folgenden  Jahren  höchst  nötig  war. 

In  den  Jahren  1861  bis  1S64  ging  uämlich  die  Mitglleder- 
sahl  der  Union»  sehr  stark  zurück.  Die  aUjabrliche  Acht- 
Stundendemonstration  war  in  dieser  Zeit  ?iel  weniger  besucht 
Die  Zahl  der  Personen,  welche  daran  Teil  nahmen,  fielen  Ton 
5000  im  Jahre  1859  auf  wenig  Über  3000  im  Jahre  186S. 
Eine  intensive  Krisis  in  Handel  uurl  Industrie  war  ausire- 
brocheu.  Mit  dem  Jahre  1865  häulteu  sich  die  Elrwerbsschwie- 
rigkeiten  noch  mehr.  Aber  gerade  diese  Zeit  hat  nach  austra- 
lischer Auffassung  den  Anspruch  darauf,  die  gegenwärtig  so 
prosperierende  Lage  der  Kolonie  herbeigeÜQhrt  su  haben.  In 
diesem  Jahre  erklärte  sich  nämlich  das  Volk  mit  aUer  Ent- 
schiedenheit zu  Gunsten  der  Schutzzollpolitik.  Einige  Jahre 
vorher  lion,  nämlicli  im  Jahre  1860,  hatten  Industrielle  Vic- 
torias vor  einem  Farlamentskomitee  nachgewiesen,  da.^  ihnen 
eine  Eonkurrenz  mit  den  alten  europäischen  Kulturlandern  nicht 
möglich  sei  ohne  einen  Schutazoll  von  10  bis  25  ®/o  des  Wertes 
der  Gfiter.  Diese  Angaben  erwiesen  sich  in  den  nachfolgenden 
Jahren  als  völlig  zutreffend. 

Während  der  Krisis  war  die  Nachfrage  nach  Arbeit  so 
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gering  geworden,  dass  viele  gelernte  wie  ungeiemte  Arbeiter 
unfähig  waren,  ihren  LebeDsonterhalt  zu  verdienen  und  des- 
halb sar  Emährang  ihrer  Frauen  und  Kinder  anf  mildthatige 
ÜQtmfcttfanmgen  angewieeen  waren«  Obgleich  damale  die  Löhne 
Ar  gelernte  Arbeiter  nominell  anf  6  bis  10  Mk.  pro  Tag  sich 
stellten,  war  doch  eine  ^yrosse  Zahl  derselben  froh,  anch  nur 
4  Mk.  täglich  zu  verdienen.  Die  GoUifeUier  gaben  keine  Ge- 
legenheit mehr  für  einen  reichlicheren  Verdienst;  nnr  wenige 
Gold  Wäscher  erlangten  ein  liöheres  Einkommen. 

Die  schnta5Uneriscben  Agitationen  in  Victoria  hatten 
ihre  mten  grossen  Erfolge  im  Jahre  1865,  wodurch  sofort 
industrielle  Fortschritte  angeregt  wurden.  Die  Zeitung  >TÄe 
A(/t€^  welche  von  Anfang  au  die  neue  Bewegung  unterstützte, 
entwickelte  sich  von  einem  kleinen  täglichen  Blatte  zu  einer 
populären,  einflussreichen  Zeitung  mit  einer  taglichen  Auflage 
von  82000  Ezempkiren.  Der  Mann,  welcher  damals  die  FQhrer« 
Schaft  der  sehntaDIlnerischen  Partei  übernahm  —  5tr  Graham 
Berry  ist  heute  Victoria*s  hoehan gesehener  Agent  Qeneral 
in  London.  Die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  selilossen  sich 
der  Bewegung  energisch  au.  Und  die  Zahl  der  letzteren  stieg 
in  der  Kolonie  von  994  im  Jahre  1665  aui  1923  im  Jahre  1869. 
Infolge  der  damit  sich  steigernden  Nachfrage  nach  Arbeit 
sehen  wir  im  Jahre  1886  den  Tradea  ünimism  in  Victoria 
von  nenem  wieder  erwachen. 

Die  Arbeiter  in  Victoria  hatten  bis  daliin  schwere  2ieiten 
durchzumachen.  Keine  Union  kann  dem  Sclireckensrufe  »Keine 
Arbeit!<  widerstehen.  Und  wenn  von  den  Jahren  iBül  bis 
1864  gesprochen  wird  als  einer  Zeit,  in  welcher  das  heute  so 
einftnssreiche  System  der  Arbeiterorganisation  in  Victoria  in 
seiner  Entwicklung  nicht  nnr  nicht  fortgeschritten,  sondern 
selbst  dem  Zusamroenbmche  nahe  war,  so  ist  die  Erklärung 
naheliegend.  Die  Entwicklung  der  ünions  ronssie  notwendiger- 
weise zurückgehen,  sobald  diepelbeu  weniger  zu  thun  hatten 
und  die  Zahl  der  der  Organisation  bedürftigen  Arbeiter  ab- 
nahm. Mit  der  Rückkehr  besserer  Zeiten  knm  dann  auch  die 
Energie  der  arbeitenden  Klassen  für  ihre  eigentlichen  organi- 
satoriadien  Aufgaben  wieder.  Bald  wnrden  weitere  Fortsehritte 
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in  der  Achtstundenbewegung  gemacht.  Die  Arbeiter  der  Uolz- 
handelsbranche  erlangten  dieses  Zugeständnis  beinahe  ohne 
jede  Schwierigkeit  Dann  begann  die  Bewegung  anter  den 
Seeleuten.  Da  es  jedoch  praktisch  unmöglich  ist,  die  Achi- 
siundenarbeit  anf  See  aufrecht  zu  erhalten,  wurde  die  Forde- 
rung gestellt  und  genehmigt,  dass  auf  dem  Schiff  iiu  lliii'en  <iie 
Leute  nur  8  Stunden  aus  24  beschäftigt  werden  sollten.  Bis 
gegen  Ende  der  70er  Jahre  war  dann  die  Achtstundenbewegang 
in  Victoria  bereits  soweit  ▼orgeschritten,  dass  (1878)  von  allen 
Gewerben  nur  das  Schneidergewerbe  noch  nicht  die  neue  Re- 
gelung angenommen  hatte.  Dies  hauptsächlich  infolge  des  hier 
allc^emein  übliciieu  Stücklobiips-,  wodurch  der  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit sich  wesentliche  Schwierigkeiten  bieten.  Die  Scbnei- 
dergesellschaft  bildet  deshalb  auch  eine  selbständige  Vereinig* 
nng,  welche  nicht  in  der  T^Trades  HdUt  Tertreten  ist  Trota- 
dem  ist  selbstredend  nicht  zu  zweifeln,  dass  sie  im  Falle  eines 
Streiks  aus  triftigen  Gründen  der  Uüterslüt/üug  durch  die 
Trades  Unions  sicher  wäre. 

Das  ist  in  kurzen  Zügen  die  Geschichte  der  Aohtstunden- 
bewegung  in  Victoria.  Doch  damit  ist  noch  keineswegs  die 
Thatigkeit  und  Aufgabe  der  Arbeiterorganisation  ersdidpft. 
BcTor  jedoch  Ober  deren  weitere  Erfolge  und  Bestrebungen 
berichtet  wird,  sollen  hier  zunächst  einige  Angaben  über 
Geschichte  und  Verfassung  »o/  the  Trades  Haü 
and  the  Trades  Haü  CounciU  Torau^^gef^chickt  werden. 

Das  Holzgebaude,  welches  als  erste  Versammlnngshalle  im 
Jahre  1859  bezogen  wurde,  war  nur  als  ein  provisorisches 
betrachtet  worden,  bis  die  Tereinigten  Arbeiter  ein  würdigeres 
Versau  11  II lungshaus  sieh  zu  bauen  in  der  Lage  sein  Wörden 
Die  60er  Jahre  waren  der  Ausführung  dieser  Absicht  weniger 
günstig.  Und  so  war  es  denn  nicht  früher  ahi  187St  bis 
ernste  Schritte  zur  Erbauung  einer  neuen  und  permanenten 
^  Trades  HaU€  unternommen  worden.  Das  Gebäude  sollte 
massiv  aufgeführt  werden  mit  einem  Kostenaufwaude  von 
70000  Mk. ,  welcher  lietrag  —  soweit  nicht  eigene  Mittel 
reichten  —  von  den  verschiedenen  Unions  im  Verhältnis  lu 
ihrer  Wohlhabenheit  leihweise  vorgeschossen  wurde.  Mitte  1874 
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konnten  die  neaen  Ranme  bereits  eingeweiht  werden  and  bis 
Ende  1877  waren  samtliche  Anleihen  zarflckgezahit  Die  Ein- 

nahmeor  lieferten  dazu  die  Gebühren  für  die  Aufnahme  neuer 
Luiuns  in  den  Council  und  namentlich  das  Reineinkommen 
aus  den  jährlichen  Demonstrationen  am  Festtage  der  Acht- 
stnndenarbeit. 

Mit  der  wunderbaren  Entwicklung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Landes  gewann  aach  die  Arbeiterotganisation 
immer  neoe  Kräfte  nnd  frischen  Znwachs.  Schon  im  Jahre  1881 

erwiesen  sich  deshalb  die  Versammlungsräume  und  Arbeits- 
zimmer der  T>Trades  MaiU  als  völlig  unzureicheud.  Man  ent- 
schied <%ich  für  einen  Neubau  mit  einem  Kostenaufwand  von 
68  000  Mk.,  der  mit  Anfang  des  Jahres  1883  bezogen  wurde. 
Aber  kaum  war  auch  nur  ein  Jahr  allgemeiner  Frospertt&t 
wieder  ins  Land  gegangen,  als  abermals  Aber  die  ünsulang- 
lichkeit  der  Ränme  geklagt  wnrde.  Die  Regierung  gab  wieder 
eineLandschenkung,  worauf  ein  weiteres  Gebäude  errichtet  wurde. 

Mit  dem  zunehmenden  Vermögen  des  ^  Trades  IhdU  trat 
im  Jahre  1885  die  Frage  nach  den  Organen  der  Verwaltung 
desselben  in  den  Vordergrund.  Das  Land  war  ursprünglich 
TOD  der  Regierung  an  einielne  Personen  ala  Geschenk  mit  der 
Verpflichtung  sweckm&ssiger  Verwaltung  ttbergeben  worden. 
Aber  das  Geld  zur  Anff&hmng  der  Gebäude  hatten  die  Trades 
ünions  aufgebracht.  Man  war  deshalb  der  Meinunt^,  dass  der 
^Trades  Hall  CmmciU  die  volle  Verwaltung  über  das  in 
seinem  Besitze  befindliche  und  für  «eiue  Zwecke  angesammelte 
Vermögen  haben  sollte.  Nach  einem  längeren  Streit  mit  den 
*Tru8Ue9^^  den  »LandTerwaltemt ,  kam  man  dahin  flberein, 
dass  der  Minister  fClr  Land  die  Entscheidung  tre£Pen  sollte. 
Der  Minister  ermächtigte  darauf  die  Trades  ünions^  eine  wei- 
tere Zahl  von  *TrusteeS€  zu  eroennen,  welche  alsdann  ge- 
meinschaftlich mit  dem  *  Trades  Councüt  in  Vermögensauge- 
legenheiten entscheiden  sollten. 

Die  Nettoeinnahmen  aus  den  alljährlichen  Feierlichkeiten 
nr  Erinnerung  an  die  EinfOhrnng  der  Achtstundenarbeit  er» 
reieliten  immer  grössere  Beträge.  Und  die  Beteiligung  wurde 
eine  immer  allgemeinere.    So  sollen  am  21.  April  1888  etwa 
Imkuchr,  C  StMUw.  1891.  iL  Holt.  21 
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25  000  Personen  an  dem  Festzöge  Teil  genommen  haben.  Der 
Festtag  ist  ofifiaieU  als  Feiertag  anerkannt.  Der  Statthalter 
wie  die  Minister  der  Kolonie  wohnen  vom  Ministerialgeb&Qde 

dem  Vorbeimarsch  des  Featzuges  an  und  nehmen  an  dem  darauf- 
folgenden Festessen  Teil,  au  dem  es  niemals  an  jolitiscb  wich- 
tigen Tischreden  fehlt.  Der  Festtag  wird  ?on  allen  Arbeitern 
streng  gehalten,  die  dann  mit  ihren  Frauen  und  Kindern  nach 
dem  ^Friendlff  Society  Garden^  hinanswandenit  um  in  lustiger, 
Mhlicher  Weise  bei  Spielen  und  Sports  des  Tages  in  gedenken, 
an  dem  das  Aehtstnndensyvtem  in  Vietoria  ein^ftthrt  worden. 
So  ist  die  Art  der  Kundgebung,  welche  besagt,  dass  in  der 
Kolonie  die  Arbeit  ^ni  bezahlt  und  zufrieden  ist  und  (Uvss  des- 
halb die  Sicherheit  des  Eigentümers  garantiert  und  Friede  und 
Fortschritt  und  Gedeihen  im  Lande  walten. 

Der  Reinertrag  der  FeierlichkeitenTonl888 betrug  24000 M. 
Bs  wurde  alsdann  beschlossen,  mit  den  so  gesammelten  Mitteln 
Kwei  weitere  Flügel  an  diu»  Torhandene  Gebftude  m  bauen,  mit 
einem  Kostenaufwand  von  100 000  Mk.  Auch  diese  Anbauten 
sind  inzwischen  bezogen  worden. 

Der  >  Trades  Hall  Councih  setzt  sich  zusammen  aus  den 
jeweiligen  Vermögensverwaltem ,  den  »Trustees^ ,  welche  U>r- 
mell  von  der  Regierung  eingesetst,  thatsSchlich  aber  von  den 
ünions  ernannt  werden  und  ans  den  Vertretern  aller  ünioaSt 
welche  die  entsprechenden  Einzahlungen  in  die  ^Trades  HalU 
geleistet  Imi^cn.  Zu  Aniunii;  dps  Jahres  1889  war  die  Mit- 
gliederzahl des  Councils  130,  wobei  61  Unions  vertreten  wurden. 
Diese  Vertretung  der  Unions  ist  in  der  Weise  geregelt,  dass 
fOr  «ne  GeseUschaft  von  20  bis  100  Mitglieder  1  Vertreter 
»>  »  »100  »200  »  2  » 
»»         »         »   200  »400       »       S  » 

>      »  »  mit    über      400        »        4  > 

erwählt  werden.  Andere  Arbeitergesclhschaften  können  eiueu 
Abgeordneten  in  den  Council  entsenden  gegen  Zahlung  einer 
jährlichen  Gebiilir  von  20  bis  80  Mk.  entsprechend  der  Zahl 
ihrer  Mitglieder.  Die  Unions,  welche  in  dem  Versammlnnga- 
gebäude  ihre  Sitaungen  abhalten,  zahlen  die  folgenden  Bei- 
trage: bei  nicht  weniger  als  20  und  nicht  mehr  als  200  Mit» 
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glieder  6  d.  für  jedea  Mitglied;  bei  nicht  weniger  als  200  and 
bis  400  Mitglieder  4  d.  per  GenoBse ;  bei  noch  grSeierer  Mit> 

gliederzahl  2  d.  per  Kopf. 

Die  Zalilung  dieser  Gebühren  berechtigt  jede  Gesellschaft 
zur  Beimtzuug  jener  Räumlichkeiten  für  eine  Nacht  während 
jeder  Woche,  welche  ?on  dem  Baukomitee  ihr  /agewiesea  worden. 
Za  ihrer  Anerkennung  Ton  eeiten  des  »Trades  HaU  Cotmei^c 
bedarf  eineGesellechafk  mindeBfcens  einer  Miigliederzahl  Ton  20 
snd  ebenso  ist  bestimmi,  dass  man  nnter  »Trade  ünum€  eine 
Vereinigung  von  Personen  versteht,  die  einem  bestimmten  Ge- 
werbe angehören  und  zum  Schutze  nnd  zur  Förderung  ihrer 
Interessen  als  Arbeiter  zusammengetreten  sind. 

Die  grosse  Mehrzahl  dieser  Genossenschaften  haben  48 
Standen  Arbeitsseit  in  der  Woche,  Maurer  nnd  Steinmetaen 
jedoch  trar  45  Standen.  Erst  in  letsterer  Zeit  ist  es  auch  den 
Smmerlenten  gelungen,  ihre  Arbeitszeit  auf  dieses  kleinere 
Mass  zu  reduzieren.  Zur  Stundenzahl  45  gelangt  man  itifolge 
des  halben  Feiertags  in  jeder  Woche,  der  meistens,  wenn  auch 
nicht  immer,  auf  den  Samstag  verlegt  ist  und  an  dem  statt  8 
nnr  5  Standen  gearbeitet  wird.  Wo  an  Samstagen  viele  Leute 
vom  Lande  som  Einkan&n  in  die  Stadt  kommen,  bat  man  den 
halben  Feiertag  auf  Mittwoch  odw  Donnerstag  verlegt.  Die 
Arbeiter  mit  48  Stunden  Arbeitszeit  repartieren  die  am  halben 

Rasttag  gesparten  drei  Stunden  auf  die  übrigen  Arbeitstage 
der  Wociie  und  arbeiten  deshalb  an  diesen  etwas  länger  als 
8  Stunden. 

Die  beiden  grossen  englischen  ünions  der  vereinigten 
Maschinisten  nnd  der  vereinigten  Zimmerlente  haben  auch  in 
Victoria  ihre  Branchen.  Aach  gewahren  sie  nach  englischem 
Vorbilde  ihren  MitgHedem  noch  weitere  Vorteile,  wie  Unter- 
stützung der  Unbeschäftigten  ,  Krankengelder,  ünfallentschä- 
digungsgelder,  Sterbe-  und  Alterversorgungögelder.  Eine  ähn- 
liche Organisation  bat  die  Union  der  vereinigten  australischen 
fierglente.  Alle  ttbrigen  Unions  kennen  dagegen  neben  dem 
Schatze  ihrer  Interessen  als  Arbeiter  keine  solche  Erweitemog 
ihrsr  Zwecke. 

Ein  wichtiges  Ereignis  für  den  >Trad€S  Hall  CauneÜ€ 

21- 
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datiert  vom  Jahre  1BÖ2.  Seit  beinahe  dO  Jahren  hatten  sich 
die  Arbeiter  der  Kolonie  vereinigt,  um  angemessene  Beschrän- 
koDg  der  Arbetteseit  ond  Terhältnisinawig  mitsteigendeo  Ar^ 
beitabhn  sich  sn  sichern.  Aber  die  Arbeiterinnen  hatten  noeh 
mit  keinem  Organisationsversucb  begonnen.     Die  Fabriken, 
welche  nach   Emführung  des  Schutzzolls  überall  gegründet 
wurden  f  bescliäftigten  Hunderte  von  jungen  Mädchen  und 
Frauen,  deren  Löhne  immer  mehr  reduziert  worden.   Mit  Be- 
trdbnis  aahen  sie  ihre  Position  nchwaeher  and  trauriger  werden, 
doch  blieben  ihre  EHsgen  ohne  merklichen  Erfolg.    Da  brach 
endlich  ein  Streik  aus  in  einem  grossen  Verkauf.^gescluLft  für 
feitige  Kleider.    Die  Arbeiteriuüeu  wandten  sieb  an  den  Mit- 
eigentümer der  Firma,  ein  beiYorragendes  Mitglied  der  »  Young 
Men's  Christian  Associationt^  aber  ohne  jeden  Erfolg.  Und 
dann  kamen  etwa  hundert  Mädchen  nnd  Frauen,  welche  in 
▼erschiedenen  Kleidnngsetablissemente  beschäftigt  waren,  in  der 
^Treldes  UalU  zusiiiumeii.     Dieser  Schritt  charakterisiert  das 
Vertrauen ,  welches  die  arbeitenden  Klassen  ganz  allgemein 
dem  Trades  Mail  Council  entgegenbringen,  sobald  es  sich 
darum  handelt,  ihre  Intereeaen  an  Terteidigen.   Dan  dieser 
dann  von  den  Hilfesnchenden  das  Versprechen  verlangte,  sich 
nach  Beendigung  des  Streites  au  Tereinigen  und  dem  Council 
anzuscbliessen,  kann  nur  als  selbstverständlich  bezeichnet  werden. 

Nun  wurde  keine  Zeit  verloren,  die  Forderung  der  Ar- 
beiterinnen fOr  bessere  Bezahlung  zu  unterstfittmi.  OcfiTent- 
liehe  Versammlungen  der  arbeitenden  Fkauen  und  Mädchen 
wurden  abgehalten,  und  deren  Resultat  war  die  Gründung  einer 
Taiforesses'  Union  sowie  die  Feststellung  einer  gerechteren 
Lohnliste  für  die  Stückarbeit.  An  die  Unious  wie  an  das 
Publikum  wurde  zur  linterätützuog  der  streikenden  Schneide- 
rinnen appelliert.  Die  Presse  unterstützte  den  Aufruf  in  der 
sympathischsten  Weise.  Die  erwartete  Hilfe  blieb  nicht  aus. 
Und  die  Schneiderinnen  erlangten  volle  Genehmigung  ihrer 
Ansprüche  von  ihren  Arbeitgebern.  Seit  dieser  Zeit  sind  die 
weiblichen  H;Liuiai  1  unter  hesser  gestellt.  Sie  habt  n  jetzt  einen 
weiblichen  Sekretär  und  sind  im  Trades  HaU  Couxri!  yerivei^im 
Im  Jahre  1886  wurde  beschlossen,  für  die  Arbeiterinnen- 
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ünions  ein  eigenes  Versaromlon^shaus  zn  bauen  mit  einem 
Kostenaufwand  von  37  000  Mk.  So  wurde  das  jetzt  als  Fe- 
male  Operatives  Mall  bekannte  Gebäude  erricbtet.  Dazu  ge- 
boren heate  ausser  der  ^Taihresses  Union*  nocb  die  >A9s<h 
dated  Female  Operatives*,  Der  Venuch,  anish  Doch  eine 
>lhmesiie  Servants  Umon*  zu  grdndeD,  sefaeiteiie:  sei  es  an 
der  niangeluden  Energie  der  weiblicheu  Dienstboten,  sei  es  an 
der  Opposition  der  Stellenvermittluugsbureaus.  Gesellige  Un- 
terbaltuagen,  welche  viel  zur  Erweckung  eiues  isprit  de  corps 
beitragen ,  werden  von  Zeit  zu  Zeit  Ton  den  beiden  Arbei- 
terinnen-üniona  in  ihrem  Versanunlnngshanae  abgehalten. 

Ansflerhalb  der  Metropolis  finden  sich  Ober  ganz  Victoria 
die  Arbeiteroii^anisationen  im  Verhältnis  7ur  Bevulkerung  der 
einzelnen  Platze.  Die  eiuÜussreichste  Vereinigung  ist  die 
»Amalgameted  Miner' s  Association  of  Australasiat ,  deren 
Hanpteits  in  der  fOr  Qoldbergbaa  wichtigen  Stadt  Creswick 
liegt.  Die  Oeeellschafl  dehnt  sich  fiber  sämtliche  australische 
Kolonien  einschliesslich  Nenseeland  ans  nud  nmfasst  alle  Berg- 
leute^ mögen  sie  nun  im  Gold-  oder  Silberbergbau,  im  Kohlen- 
oder Zinnbergbau  beschäftigt  sein.  Sie  zählt  42  /wf  i^fgeseil- 
scbaflen  mit  zusammen  14  697  Mitgliedern  (EndelS881)i  die 
sieh  anf  die  einzelnen  Kolonien  wie  folgt  verteilen: 

Zweiggesellschaflen :   Hitgtiedersahl : 


Victoria  81  7657 

Neu-SQdwales  3  4502 

Queensland  4  1842 

Tasmanien  2  145 

Neuseeland  2  551 


Die  Zvi^eiggesellsehaft  Nen-SOdwales  nmfasst  15  Logen 

der  Kohlenbergleute  in  New-Castle,  des  weitaus  wichtigsten 
Kobleudistriktes  Australiens.  Die  Mitglieder  desselben  zählen 
4100.  Die  in  ihren  Händen  aogesauiinelten  Fonds  betragen 
sm  SO.  Juni  1888  nicht  weniger  als  392940  Mk.  WiUkxend 
der  nnmittelbar  vorausgegangenen  12  Monate  waren  von  den 
Logen  an  ihre  Mitglieder  im  ganzen  251800  Mk.  verausgabt 
worden  und  zvsur  120620  Mark  für  Unfalleiitsciiüdiguni^, 
38  040  M.  Sterbegelder  und  65  BOO  M.  für  Streiks,  Für  cbari- 
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tatm  Zwecke  wurden  in  der  gleichen  Zeit  26400  Mk.  ge- 
spendet. Dass  indes  im  Versicherungswesen  nicht  der  eigent- 
liche Zweck  der  Vereinigung  liegt,  daranf  weist  der  Jahres- 
bericht ausdrücklich  hin,  indem  gesagt  wird:  »Wenn  auch  deu 
UnglficksföHen  die  gebttbrende  Beachtong  geschenkt  wird«  so 
Bollien  die  Mitglieder  doch  nie  Tergeeeen,  dass  die  Veisorgiuig 
nach  DnglQcksfftllen  keineswegs  die  wichtigste  Aufgabe  der 
Union  ist,  sondern  vielmehr  die  Bewahinug  und  Verteidigung 
jener  Privilegien,  die  wir  als  zu  unserem  Beruie  gehörig  be- 
trachten ic 

Der  an  Bedentung  folgende  Zentralplats  fttr  Arbeiter- 
organisation ist  Ballarat«  die  sweit  grdsste  Stadt  der  Kolonie. 
Hier  haben  die  Arbeiter  wie  in  Melbourne  eine  Trades  HaU^ 

wenn  auch  die  Zahl  der  darin  vertretenen  Gesellschaften  eine 
weit  kleinere  ist.  Die  wichtigste  Union  ist  die  tEifjht  liours 
Lcagu€€^  welche  ihren  Repräsentanten  in  den  Melbourner 
Tradea  HM  (huneil  entsendet«  der  wieder  amgekehrt  darch 
einen  solchen  in  Ballarat  vertreten  wird.  Das  gleiche  Ver- 
hftltnis  besteht  zu  der  ^Eight  Hours  League^  in  Geelong.  Aeihn- 
liehe  Vereinigungen  finden  sich  ausserdem  noch  in  Horsham, 
Sale  und  Echuca. 

Bezüglich  Sudaustraliens  entnehme  ich  dem  äusserst  um- 
fangreichen Festbericht  (lOVt  Spalten  grOssten  Formats!)  fiber 
die  13.  Jahresüeier  des  achtstdndigen  Arbeitstages  dem  herror- 
ragcndsten  Zeitungsorgan  der  Kolonie  *The  South  ÄustraUan 
Regist  er  €  die  folgenden  Angaben  : 

Zur  Zeit  der  Gründung  der  Kolonie,  als  es  galt,  die  ersten 
Fundamente  moderner  Kultur  zu  legen,  da  arbeiteten  die  Leute 
beinahe  so  lang  als  es  ihre  Kräfte  nur  erlaubten.  Naeh  und 
nach  wnrde  jedoch  ein  gewisses  System  in  der  Regulierung  der 
Arbeitszeit  eingeführt.  Und  um  das  Jahr  1850  war  es  unter 
den  Handwerkern  Sitte,  58  Stunden  in  der  Woche  zu  arbeiten: 
10  iStunden  an  den  gewöhnlichen  Wochentagen  und  8  Stunden 
am  Samstag.  Um  diese  Zeit  erlangten  die  Zimmerleute  in 
Port  Adelaide  die  Konaession  einer  halben  Freistunde  tig^ck 
um  4  Uhr  nachmittags,  wodurch  sich  ihre  Arheitsieit  auf  53Vt 
Stunden  reduzierte.    So  blieb  es  für  mehrere  Jahre.  Daun 
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erfolgte  die  Mindernng  der  Samvtagsarbeit  «if  7  Standen  und 
endlkh  im  ansiratiMlien  Frühjahre  1873  die  nemlich  allge- 
meine Einführung  des  achtstQndigen  Arbeitstages.    Dabei  ist 

es  von  besonderem  Interesse,  daas  diese  neue  Arbeitsorduung 
ohne  einen  Streik  und  mit  Tollem  Einverständnis  der  Arbeit- 
geber eingefQhrt  wurde,  nachdem  durch  die  agitatorisohe 
Thatigkeit  zweier  Arbeiterfrennde  die  5ffentliche  Meinung  ge- 
nügend Torbereitet  war.  Und  schon  der  ersten  Feier  am  l.  Sep- 
tember 1873  wohnten  die  Arbeitgeber  in  der  einträchtigsten 
Weise  als  Gäste  ihrer  Arbeiter  dem  Feste  bei.  Seitdem  ist  die 
alljährliche  Acbtstundeudemonstration  weitaus  der  bedeutendste 
öffentliche  Feiertag  der  Kolonie  geworden,  an  dem  dch  am 
L  September  1889  nicht  weniger  alt  90000  Menschen  beteiligt 
haben  sollen.  Der  Statthalter,  fast  sämtliche  Minister  nnd 
eine  grosse  Zahl  der  tinfliissreichst^n  Parlamentsmitglieder 
tauschten  bei  dieser  Gelegenheit  in  ihren  Eeöbreden  mit  den 
Führern  der  Arbeiter  die  liebenswürdigsten  Redewendaugen 
ans.  Und  >2%e  Sauih  AustraUan  Begi8ier€^  das  nicht  im  ge* 
ringiBten  der  Arbeiterpartei  angehört,  beginnt  seinen  Leitartikel 
in  dem  Tagesereignis  in  der  folgenden  Weise: 

»Das  grosse  Acbtstundenfest,  welches  gestern  in  aller  Feier- 
lichheit begangen  wurde,  war  namentlich  deshalb  ganz  beson- 
ders bemerkenswert,  dass  an  ihm  Arbeiter  wie  Arbeitgeber 
gleich  sehr  in  der  herslichsten  Weise  Anteil  nahmen.  Der 
Sieg,  welchen  die  EinfShruug  des  achtstündigen  Arbeitstages 
bedeutet,  ist  friedlich  bei  uns  errungen  worden  nnd  mit  dem 
Einverständnis  aller  beteiligten  Klassen.  Eis  ist  wahr,  dass 
der  Triumph  auf  Seiten  der  Arbeiter  ist.  Nachdem  er  aber 
ihnen  so  leicht  zugestanden  worden,  würde  es  ihnen  gewiss 
schlecht  anstehen,  bei  den  Festlichkeiten  snr  Erinnerung  dieses 
Erfolges  den  Ton  fiberhebeoder  Beschrfinktheit  ansnschlagen. 
Deren  Gewinn  war  kein  Verlust  für  die  Unternehmer,  ausge- 
nommen in  jenen  Fällen,  in  denen  die  Arbeiter  nicht  die  auf 
sie  übergegangene  Verpäicbtung  anerkannt  haben,  in  der  acht- 
stfindigen  Arbeitsieit  eine  ehrliche  Achtstundenarbeit  zu  leisten. 
Wo  sie  aber  getreulich  ihre  Schuldigkeit  gethan  haben,  da 
folgten  WOB  der  Nenernng  Vorteile  für  beide  Teile.  Die  Arbeiter 
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gewannen  för  sich  an  Zeit  —  der  wertvollste  Besitz,  den  ein 
Mann  haben  kann,  die  üaternehmer  haben  den  Vorteil  williger 
und  loyaler  Arbeiteleistang  sich  gewonneD^  and  die  Konsnmenteii 
hatten  nicht  m  klagen  Aber  Preiserhdhong  der  Waren,  die 
ihnen  von  den  Arbeitern  nnd  Unternehmern  BOBammen  gelie> 
fert  wurden.  < 

Die  ersten  Uuions  sollen  ?or  etwa  25  Jahren  in  Port  Adelaide 
gegründet  worden  sein.  Von  ^TJieWorking  Mm's  Association^ 
nnd  *The  Federated  Seamen^s  Union*  sagt  man,  da»  eie  im 
Jahre  1872  bezw.  1876  infolge  Tersuchter  Lohnreduktion  ine 
Leben  getreten  seien.  Die  Zahl  der  am  letzten  Jabresfest  der 
Achtstundenarbeit  beteilijrten  Unions  war  30.  Sie  gedenken 
jetzt  erst  zar  Erbauung  eines  gemeinsamen  Versammlungsbaases 
ZQ  eohreiten  nnd  dann  wohl  zu  einer  ganz  ähnlichen  Organi- 
sation an  gehuogen,  wie  wir  sie  f&r  Victoria  im  Trades  Haü 
C^mneü  kennen  gelernt  haben. 

Nicht  viel  weiter  oder  nicht  einmal  soweit  ist  die  Ausge- 
staltung der  Arbeiterorganisation  in  den  nbrii^en  Kolonien  ge- 
diehen, denen  allen  Victoria  in  der  Kiniührung  des  uchtstQndi- 
gen  Arbeitstages  ▼onra^gegangen  iet,  wie  ich  einleitend  achon 
gesagt  habe. 

Seit  dem  Jahre  1883  finden  abwechselnd  in  den  verschie- 
denen Hauptstädten  der  Kolonien  interkoloniale  Kongresse  der 
Trades  Unions  statt,  wozu  die  einzelnen  Unions  direkt  ihre 
Vertreter  entsenden.  Die  Frage  der  Vollendung  der  Arbeiter- 
organisation in  Australien  befindet  sich  angenblicklich  noch  im 
Beratnngsstadimn.  Bei  der  Energie  aher,  welche  ihr  die  Uni- 
ons auf  ihren  Kongressen  gerade  in  letster  Zeit  sngewendet  nnd 
bei  (Ii  111  neuen  Leben,  das  in  der  Bewegung  zur  australischen 
Federation  jüngst  erwacht  ist,  darf  in  wenigen  Jahren  eine  u'^- 
schlossene  Organisation  der  Arbeiter  sowohl  innerhalb  der  eia- 
«elnen  Kolonien,  wie  dnrcbaos  in  Aastralieni  erwartet  werden. 
Hente  schon  soll,  nach  mir  zugänglich  gewordenen  Schitaungen, 
wenn  nicht  jeder  vierte,  so  doch  gewiss  jeder  fünfte  Arbeiter 
in  Australien  den  ünions  angehören.  In  England,  derGebnrts- 
städte  dieser  Arbeiteitervereinigungen,  soll  nur  der  zehnte  Ar- 
beiter dain  lahleiL 
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V.  Die  Politik  der  Trades  ünions. 

AIb  Anbaltspankte  für  die  Beorieilung  der  Politik  der 
Trades  ünions  benfltze  ich  senSchBt  die  Geschichte  einvelner 
wichtigerer  Streiks  und  dann  die  Beechlflsse  und  Dehatten  der 

Trades  Unions  auf  den  interkolonialen  Kongressen  in  Bezog 
auf  die  wichtigeren  politischen  und  wirtacbafUpolitiächen  Frap^en. 

Im  Jahre  1884  spielte  der  Schuhmacherstreik  in 
Victoria  eine  grosse  Rolle.  Das  Betreben  der  Arbeiter  war^ 
das  berfichtigte  ^SweaUng  Systeme  aufanheheu.  Es  worden  Ver- 
sQche  gemacht^  die  Angelegenheit  dareh  Schiedsrichter  tu  ord* 
nen,  welche  vom  Trade8  HaU  C&uneü  ernannt  wurden.  Die 
Unternehmer  weigerten  sich  jedoch,  deren  Entscheidung  anzu- 
erkennen. Der  Streik  dauerte  13  Wochen,  wahrend  welcher 
Zeit  die  Schulmmcher  von  den  übrigen  Trades  Unions  um- 
fassend unterstütat  wurden.  Die  Verteilung  der  Geldmittel  vr^r 
in  der  Weise  ger^lt,  dass  jeder  verheiratete  Arbeiter  35  Mk., 
jeder  nnrerheiraiete  18  Mk.  pro  Woche  sls  .  UnterstQtBong  er- 
hielt.  SchliessHdi  kam  ein  Kompromiss  zu  Stande,  der  indes 
die  streitige  Angelegenheit  keinesweg'^  in  bt^friedigeuder  Weise 
loste,  weshalb  weitere  Arbeitseinstellungen  zu  erwarten  sind. 

Ein  anderer  Streik  war  gegen  Ende  des  Jahres  1886  von 
den  Hafenarbeitern  organisiert  worden«  Man  hatte  Er- 
höhung der  Löhne  gefordert,  ohneZnstimmnng  zu  erhalten.  Det 
Streik  begann  am  1.  Januar  1887.  Die  Unternehmer,  bexw. 
Schiffseigentümer,  versuchten  Arbeiter  von  anderen  Kolonien 
zu  erhalten  und  reüssierten  damit  teilweise  wenigstens.  Diese 
von  auswärts  he7X)genen  Arbeiter  sollen  jedoch  sehr  niederen 
Grades  und  teilweise  sogar  ehemalige  Verbrecher  gewesen  sein. 
Deshalb  gab  zunächst  die  Union  der  Seeleute  bekannt,  dass  sie 
ihre  Blitglieder  von  den  Schiffen  xorflckssiehen  wflrde,  falls  die 
Beschäftigung  und  Znsiehung  dieser  Arbeitslente  fortdauere. 
Und  hIü  diiraufhin  die  ünternehraer  nicht  sofort  einlenkten, 
erteilte  auch  die  CooJcs  und  Stewarts  rnion  ihren  Mitgliedern 
Instruktion,  die  Schiffe  au  einem  bestimmten  Tage  zu  verlassen. 
Gkichzeitig  weigerten  sich  samtliche  Maschinisten  auf  den 
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Schiffen  Feuerleate  zu  beschäftigen,  welche  kein  Führimgs- 
sengnia  als  solche  aafireisen  konnten,  wodurch  alle  nemmge- 
kommenen  Lente  anverwendbar  worden.  Danaf  entschlossen 
sich  die  Unteniehmeri  die  Angelegenheit  einem  Schiedsgericht 
SU  ttbergeben,  wosn  von  jeder  Ptatei  flnf  Mitglieder  ernannt 
wardtjii.  Würde  das  nicht  geschehen  sein,  SO  au  einem 

bezeiclineten  Tage  2000  -dn  Hord  der  Schiffe  beschäftigte  Ar- 
beiter ihre  Tliätigkeit  eingestellt  und  der  KOstenTerkehr  wäre 
damit  lahm  gelegt  gewesen.  Das  Schiedsgericht  gewahrte  den 
Arbeitern  alles  was  sie  verlangt  hatten. 

Bald  daraof  begann  ein  Streik  in  den  Bisen  werken 
Melbonrnes,  weil  einer  der  grOssten  Unternehmer  einen 
iSüuunionisten  zu  entlassen  sich  weit^'erto,  ii:ieliLlein  es  von  den 
ünions  verlangt  worden  war.  Dieser  Arbeiter  war  persönlich 
Behr  unbeliebt,  auch  deshalb,  weil  er  sich  geweigert  hatte,  einer 
Union  beizutreten.  Die  Unternehmer  drohten,  alle  Unionisten 
an  entlassen,  falls  sie  mit  dieeer  verULnrndeten  PersQnliohkeit 
nicht  zusammen  arbeiten  wollten.  Die  Gesellen  worden  aoeh 
eine  Woche  hindurch  nicht  beschäftigt,  als  mau  sich  einigte, 
die  Angele^^enlieit  einem  Schiedsgericht  zu  Übertragen.  Bei 
der  Ernennung  der  Schiedsrichter  ergaben  sich  jedoch  Ton 
neuem  Schwierigkeiten.  In  der  Zwischenzeit  war  jedoch  der 
Streit  dadurch  beigelegt,  dass  der  betreffende  Arbeiter  die 
Kolonie  Terliess. 

Wfthrend  des  Jahres  1888  sind  dnrch  die  Initiativ  der 
Arbeiter  in  zwei  verschiedenen  Gewerkon  Lo  h  ii  e  r  hö  h  u u  gd  a 
eiügetretpn,  Zuerst  forderten  die  BucliJruckergehilfen  eine 
Lohnerhöhuug,  die  von  deu  beiden  grossen  Unternehmangen 
sofort  gewährt  wurde,  wodurch  die  kleineren  Unternehmer  zur 
Nachfolge  gezwungen  waren.  Dann  streikten  die  Eisengiessar 
fttr  eine  Lohnerhöhung  Ton  10  auf  11  Mark  pro  Tag.  Die  Ai^ 
beitseinstellnng  dauerte  18  Wochen,  worauf  die  Angelegenheit 
einem  Schiedsgericht  übertragen  wurde,  welches  den  Minimal- 
lohn  auf  10  Mk.  66  Pfg.  festsetzte. 

Ein  in  anderer  Weise  interessanter  Streit  war  im  Jahre 
1887  zwischen  der  Strassenbahngeeellschaft  und  den  S  trassen- 
babnbediensteten  in  Melbourne  ausgebrochen.  Ich 
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«Dbielime  darttber  dem  offiziellen  Berieht  des  Trades  HaM 
Qmneü  an  den  {ttnften  iDterkolonialen  Ünions-Kongress  die 

folgenden  ADgaben :  Die  Strassen bahngesellsc La tb  hatte  den 
Wnnsch  geäussert,  dass  die  Bedieusteten  unter  sich  eine  Ver- 
8ichenrii^:sgesell8cbaft  bilden  mocbten  and  stellte  znm  Grftn- 
diiDgsfoiid  eioen  entsprecheDden  Beitrag  mr  Verfttgang.  Die 
Skitaten,  welche  von  den  GrQndeni  vorgelegt  winden,  erschie- 
nen einer  grossen  Zahl  Ton  Bediensteten  so  unannehmbar,  dass 
beschlossen  wnrJe,  eine  Union  zu  gründen,  welche  auch  die 
ünfallversicherung  mit  eiuschliessen  sollte.   Der  Direktor  der 
Gesellschaft,  welcher  zuerst  die  neugegrflndete  ünion  nicht  an« 
erkennen  wollte,  gab  nachher  die  J^klftniag  ab,  dass  die  Mit- 
glieder derselben  gans  gleich  den  Mitgliedern  der  dennoch  an 
stsnde  gekommenen  Versicherungsgesellschaft  behandelt  werden 
soUteu.    Indes  wuiden  dennoch  von  den  übrigen  Beamten  der 
Gesellschaft  die  Unionisten  schlechter  behandelt  und  als  dann 
eine  Anzahl  neuer  Bediensteter  angelernt  wurde,  ward  die  Union 
sltrmiert  durch  die  Yermntang,  dass  ihre  Angehörigen  entlassen 
werden  sollten.   Anch  diese  nene  Arbeiterrereinigung,  welche 
erst  wenige  Wochen  existierte,  war  in  den  Trades  Hall  Council 
eingetreten  und  erwartete  so  natörlicher  Weise,  von  dieser  Seite 
durch  Bat  and  That  unterstütast  zu  werden.    Hach  reiflicher 
Erwägung  wurde  durch  den  Oooncil  der  Union  angeraten,  ?or 
allem  die  Bflckknnft  des  Direktors  abanwarten,  der  l&r  einige 
Tsge  die  Kolonie  Terlassen  hatte.    Auf  ihrer  nftdisten  Ver- 
sammlung wurde  jedücli  unter  vollständiger  Missachtung  dieses 
Rates  beschlossen,  von  der  Strassen babngesellschaft  zu  verlangen, 
die  neueingetreteuen  Bediensteten  zum  Eintritt  in  die  Union 
TO  swingen.   Anderenfalls  würden  die  Mitglieder  der  Union 
innerhalb  24  Stunden  die  Arbeit  einstdien.  Diese  Versammlnng 
fuid  am  Sonntag  statt.   Der  Traäea  Hall  Couneü  war  sehr 
erstaunt,  in  der  Montagsausgabe  der  Zeitungen  den  betreffenden 
Bericht  davon  zu  leseu.  Auf  Wunsch  des  Vorstands  der  Union 
wurde  spät  am  Montag  abend  noch  eine  zweite  Sitzung  des 
ständigen  Komitees  des  Trades  Midi  d^uneü  abgehalten,  in 
der  abermals  die  Angelegenheit  eingehend  erörtert  wurde.  Der 
Besebluss  ging  auch  diesmal  dahin,  nnter  allen  Umstftnden  die 
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RfickkuDft  des  Direktors  absawarieD,  und  wenn  ndtig,  w&brend 
der  Nacbt  noch  die  Mitglieder  zn  iDstmieren,  daas  am  Morgen 
die  Arbeit  wieder  anfzunebmen  sei.   Aiieb  dieser  gute  Rat 

blieb  Uübeaclitet  und  am  uächsteu  Morgen  hatten  sSintliche 
UnioDisten  die  Arbeit  eingestellt.  Die  Gesellschaft  suchte 
durch  Annoncen  der  verschiedensten  Art  nach  Arbeitern,  die 
eich  in  Tdllig  genfigender  Zahl  anboten.  Der  GonnciU  weleber 
die  Sache  der  Union  trotzdem  nicht  an&ngeben  beabeichtagte» 
enehte  die  UnteratQtzong  eines  Herrn «  der  schon  frQher  in  &bn* 
liehen  Fällen  als  Vermittler  gewirkt  hatte,  um  die  Gesellschaft 
zu  bestimmen,  die  Angelegenheit  einem  Schiedsgericht  zu  über- 
tragen. Doch  dieser  Vorschlag  war  ebenso  erfolglos  wie  der 
andere,  die  Union  und  die  Versicbemngsgesellschafit  anfsnlSaeo 
nnd  die  Lente  ihre  VersieherongsaDgelegenheit,  nnabbSugig 
von  irgend  welcher  Beeinflussung  von  Seiten  der  Gesellschaft^ 
ordnen  zu  lasseu.  Da  mittlerweile  die  Position  der  Gesellsi  liaft 
sich  täglich  besserte,  die  der  Union  aber  sich  täglich  ver- 
schlimmerte, konnte  es  nur  eine  Frage  ftlr  wenige  Tage  sein, 
bis  die  erstere  gesiegt,  die  letztere  volktandig  nnterdrOckt  war. 
Das  AbtrQnnigwerden  einiger  Mitglieder  der  Union  Yeraulasste 
einen  Massenaus tritt,  so  dass  schliesslich  nur  noch  wenige 
Mitglieder  übrig"  blieben.  Trotzdem  erklärte  sich  die  Gesell- 
schaft immer  noch  bereit,  ihren  früheren  Bediensteten  den 
Vorzug  gegenfiber  den  nen  eintretenden  Arbeitern  zu  geben, 
wenn  sie  auch  nicht  genau  in  ihrer  firflberen  Position  belassen 
wQrden  —  voransgesetzt  jedoch,  dass  die  Sireikers  bis  zn  einem 
gewissen  Tai^e  sich  zur  Arlieit  meldeten,  was  geschah. 

Aus  deni  Verlaufe  dieser  Angelegenheit  wurden  vielfach 
Anklagen  gegen  den  Trades  HaU  Council  in  der  Presse  er^ 
hoben,  weshalb  sich  derselbe  Teranlasst  sab,  w  dem  inter- 
kolonialen  Trades  Union  Congress  seine  prinzipielle  Stellang 
an  Streiks  in  der  folgentlen  Weise  zn  ebarakterisieren: 

*Es  ist  wünscheiiäwert,  dass  alle  Arbeitervereini^ungen  iu 
den  Council  eingetreten  sind.  Bevor  aber  irgend  eine  ihrer 
Angelegenheiten  in  ein  akutes  Stadium  tritt,  mass  darüber 
das  standige  Komitee  des  Councils  zu  Rate  gesogen  werden. 
Dann  wird  man  erlügen,  ob  genflgend  Qmnd  sur  Klage  und 
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geBÜgeTid  Aussicht  aaf  Erfolg  vorhanden  sei.  Nach  Massf^abe 
dimr  VoTauaseteongeD  wird  der  Cöandl  den  Rat  erteileo^  in 
der  einen  oder  anderen  Weise  yorzugehen.  Diese  Vorschlage 
mfisteD  befolgt  werden,  sonst  ist  in  keiner  Weise  anf  die  Unter- 
stützung der  übnVen  ünions  zu  rechnen,  welche  in  ihrer  Ge- 
samtheit die  Traden  HoU  ausmachen.  Die  Tramtvay  Employer  s 
Union  hat  diese  Voraussetzungen  nicht  erfüllt  und  deshalb 
kann  keinerlei  Verantwortung  wegen  des  onglflcklichen  Ans- 
gangee  ihres  Streiks  anf  den  Schnltern  des  Council  lasten. 
Wenn  man  aber  gesagt  hat,  dass  dieser  Verlauf  der  Dinge 
eine  schwere  Schädigung  des  ünionism  bedeutet,  so  ist  in 
Wahrheit  das  gerade  Gegenteil  zutreffend.  Die  Geschichta 
dieses  Streiks  ist  eine  gute  Lehre  für  alle  ünions,  bei  ihrem 
Beginnen  die  ihnen  drohende  GefiBkhr  in  der  rechten  Weise  an 
TermMden  U 

Das  El  DwodOf  das  sich  die  Arbeiter  in  Aostmlien  teils 
geechaffisn  haben,  teils  noch  zu  schaffen  bestrebt  sind,  erfordert 

notwendiger  Weise  Beschützung  nach  verschiedeaeu  Seiten,  trotz 
der  ganz  exzeptionellen  insnlaren  Lage  dieses  jüngsten  und 
kleinsten  der  Kontinente.  Und  damit  komme  ich  zu  dem  politi- 
schen wie  wirtschaftspolitischen  Programme  der  Trades  ünumB 
in  Australien, 

üm  die  günstige  wirtschaftliche  Stellung  einer  Berdlkemngs- 

klasse  zu  erhalten,  oder  um  sie  gar  noch  vat  erweitem,  bedarf 
es  nach  alter  Ei  f:ihrung  eines  umtüssendeu  politischen  Einflusses. 
Die  Verhältnisse  der  australischen  Kolonien  sind  in  dieser 
Hinsicht  den  arbeitenden  Klassen  selten  günstig.  Die  Ent- 
wicklung des  Landes  ist  eine  sehr  jugendliche,  eigentlich 
nar  20  bis  40  Jahre  zur&ckreiehend.  Gegensatze  swischen 
den  Besitzenden  und  Besitzlosen,  wie  sie  Europa  und  auch 
Amerika  kennen,  existieren  hier  nicht.  Die  Arbeiter  haben  in 
keiner  Weise  den  Eniauzipatiouskampf  des  vierten  Standes  zu 
kämpfen.  Die  ausgezeichnetsten  Minister  der  Kolonien  haben 
sich  als  einfache  Arbeiter  zu  dieser  Position  emporgerungen.  Die 
dffentliche  Meinung  in  Australien  ist  deshalb  im  Zweifel  stets 
Ar  das  Interesse  des  arbeitsthatigen  Mannes^ 

Trotz  alledem  dachte  und  denkt  man  auch  hier  an  direkte 
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Vertretuug  der  Arbeiter  im  Parlament.  Früher,  als  die  Volkv- 
Vertreter  noch  keine  6000  Mk«  jährlich  aoB  der  Stoatekasse  er- 
hielten,  hatte  flieh  die  Praxis  herausgebildet,  die  auch  in  Eng- 
land bekannt  ist,  den  Kandidaten  doreb  eine  jahrliehe  Snb- 

skription  der  Wähler  zu  uiiterstützeu  und  ihn  in  solcher  Wei>e 
als  ihr  Sprach orL:;aii  im  PjiHamente  direkt  zu  houorieren. 
Mehrere  der  Politiker,  die  mittlerweile  die  höchsten  verant- 
wortlichen Stellen  in  der  Verwaltung  dee  Landes  eingenommen 
haben«  vraren  Mher  sokhe  Ton  den  Arbeitern  beiahlte  Park- 
mentsmitglieder.  Trotadem  hatte  dieser  Modos  seine  ünb^ 
quemlichkeiten  auch  für  die  Arbeiter.  Die  Traxles  L'utons  sind 
deshalh  sehr  energisch  für  Bezahlung  der  Volksvertreter  au8 
der  Staai«ika886  eingetreten.  Die  Liberalen  haben  sie  darin 
gegen  die  KonservattTen  anterstQist  nnd  das  Verfassoogsrecht 
aller  Kolonien  ist  inawischen  dementsprechend  geändert  worden« 

Das  war  der  grandlegende  Sehritt  fttr  eine  direkte  Ver- 
tretung der  Arbeiter  durch  Arbeiter  in  den  gesetzgebenden 
Körperschaften.  In  Melbourne  suchte  man  damit  sofort  vor- 
angehen und  stellte  bei  der  allgemeinen  Wahl  3  Arbeiter- 
kandidaten anf«  von  denen  jedoch  kein  einziger  gewählt  wurde. 
In  Sfidanstralien  ging  man  rorsichtiger  xn  Werke.  Der  Traä€» 
Hall  Council  in  Adelaide  stellte  fÄr  diese  Stadt  und  Üingebung 
9  Kandidaten  auf,  die  zwar  keine  Arl)eitHr  waren,  sich  jedoch 
vorker  gewissermassen  verpflichtet  hatten,  jederzeit  fdr  die 
Interessen  der  Arbeiter  einzutreten.  Von  diesen  9  Kandidaten 
wurden  7  geviAhlt,  während  die  beiden  andmn  Torgeblich  nur 
infolge  von  kleinen  Uneinigkeiten  innerhalb  der  Arbeiter  mit 
einer  sehr  starken  Minorität  der  Stimmen  unterlagen.  Bei  der 
nächsten  Walii  gedenkt  man  jedoch  mit  der  Einführung  einer 
Vertretung  durch  Arbeiter  zu  beginnen. 

Ausserdem  richten  sich  in  diesen  verfasaungspolitiachen 
Angelegenheiten  die  Bestrebungen  der  ünions  noch  auf  Auf- 
hebung aller,  fOr  den  Besitz  geltenden  Ungleichheiten  in  der 
Wahl  zuui  sog.  Oberhaus,  auf  eine  Verlängerung  der  Zeit  für 
die  Stimmabgabe  in  der  Weiae,  dasis  jeder  Arbeiter  nach  Be- 
endigung seines  Tagewerks  noch  zn  wkhleu  in  der  Lage  ist  und 
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•nf  eine  enttpiedieade  Regelang  der  Voranaseiningea  m  Ana- 
Qbting  de«  StimmrechtB  ftr  Seeleute« 

Wftbrend  die  ünione  in  soleber  Weise  sich  einen  mög- 

iicbst  weitgehenden  Eintiuss  auf  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
siclieru,  gilt  es  im  weiteren  vor  allem,  die  bestehenden  glück- 
licheren Arbeits-  and  Lobnverhältniase  zu  schützen.  Sobald 
desfanlb  die  grossen  Goldwäschereien  erseböpffc  waren  und  ein 
fraebibares»  mit  genOgend  Regen  gesegnetes  Hinterland  von 
der  Ansdebnnng  der  Mississippiebenen  fehlte,  blieb  die  Ein- 
fObrung  eines  wirksamen  Sebntesolls  snf  den  Import  von  Waren 
unerläs.slich.  Victoria  begann  damit,  wie  schon  gesagt,  be- 
reits Mitte  der  60er  Juhre.  Inzwischen  ist  auch  SQdaustralieu, 
Neuseeland,  Queensland  und  Tasmanien  gefolgt,  während  Nea- 
Sfidwalee,  das  sich  ans  bekannter  Rivalität  bislang  dag^n 
gesträubt  hat,  angenblicklich  ebenfells  im  Begriffe  steht,  vom 
FMbaadel  som  Protektionismus  flberzngehen. 

Dieser  Schutzzoll  von  10  bis  20  bi.s  25  und  mehr  Pro- 
zent des  Wertes  gilt  natürlich  vor  allem  für  industrielle  Pro- 
dukte. Zwar  giebt  es  auch  Zölle  auf  Oetreide  und  solch* 
rigorose  sanitäre  Bestimmungen  über  die  Einfuhr  von  lebendem 
Vi^  dass  die  Zficbler  von  Sfid-Anstralien  a.  B.  es  vondeben, 
ihre  eoglischen  Znchttiere  cnerst  nach  der  Kronkolonie  West- 
anstralien  m  importieren  und  sie  dann  von  dort  ans  herfiber 
zu  nehmen.  Daraus  irisst  sich  indes  keine  agrarische  Schutz- 
zollpolitik konstruieren.  Die  Getreidezölle  sind  niedrige  Fioanz- 
zolle.  Und  die  sanitären  Yorsichtsmassregeln  hängen  mit  den 
herben  Erfahrungen  ansammen ,  die  man  mit  der  freien  Ein- 
fiibr  von  Sperlingen  nnd  Kaninchen  gemacht  hat. 

Die  notwend^  Ergänsnng  des  ScbotczoUs  als  der  Pto- 
tektion  gegen  die  Einfuhr  billiger  Waren,  bildet  nach  aussen 
der  Schutz  gegen  die  Einfuhr  billiger  Arbeitskrätte  und  gegen 
den  Zuzug  von  Arbeitskräften  überhaupt.  Für  die  Politik  der 
Trades  Unions  erwuchs  daraus  die  Chinesenfrage,  die  Auf- 
hebung der  staatlich  unterstQtaten  Einwanderung  ans  Europa 
und  das  Bestreben  anr  Minderung  der  Einwanderang  flberhaupt. 

Die  möglichste  Aussebliessnng  der  chinesischen  Einwan- 
derung wurde  im  Jahre  18ÖÖ  auf  direkte  Anregung  der  Ar- 
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beiteranaschfiase  der  australiBchen  Kolon ieD  gesetzlich  darch* 
gef&hri,  gegen  den  ansgesprochenen  Willen  der  englischen 
Regierung.  Der  Ptomierminieter  Sir  Henry  Parkes  erklärte 
damals  vor  dem  Parlament  in  Sidney  unter  laatem  Jubel  sämt- 
licher Anwesenden  :  Seither  for  Her  Majesft/s  ships  of  war, 
nor  for  Her  Majesty*8  representatwe  on  the  spot^  nor  jor  Her 
Md^est^s  Secretary  of  Staie  Jor  the  Colonies  do  we  intend  io 
turn  asiäe  frem  imr  purpose  U  Die  staatlich  nnterstütate  Ein- 
wanderung ans  Europa  wnrde  nach  den  Besehlttssen  des  inter- 
kolonialen  Trades  Union  Kongresses  so  plötzlich  eingestellt, 
dass  z.  B.  im  Jahre  1887  die  Reprieruii^^  in  Tasmauien  mit 
knapper  Mühe  die  datür  m  der  bisher  üblichen  Weise  bereits 
Teraoagabten  Gelder  vom  Parlament  genehmigt  erhielt.  Die 
oben  angeführte  Ausnahme  für  Queenshmd  hangt  mit  der 
hier  besonders  grossen  Nachfrage  nach  landwirtschaftlichen 

Arbeitern  zusainmeu. 

Zur  direkten  gesetzlichen  Beschränkung  der  europäischen 
Einwanderung  —  wobei  namentlich  auch  die  Einwanderung  aus 
Deutschland  in  Betracht  käme  —  ist  man  bis  jetst  noch  nicht 
geschritten,  wobei  ich  allerdings  von  den  Bewegungen  gegen 
die  Deportation  tou  Verbrechern  und  ▼on  den  Bestimmungen 
gegen  ^Imbecile  Passengers*  absehen  zu  kounen  glaube.  Als 
jedoch  vor  wenigen  Jahren,  augelockt  durch  sehr  günstige 
Zeitungsnachrichten,  gewerbliche  Arbeiter  aus  Engknd  in  gros- 
serar  Zahl  nach  Australien  einwanderten,  da  schickten  die 
anstralisehen  Trades  ümans  einen  spesiellen  Vertreter  nach 
England,  der  in  (öffentlichen  ArMterTenaromlnngen  Vortrage 
darOber  hielt,  dass  die  australischen  Lohn-  und  Arbeiterver- 
hältnisse nur  bei  einer  beschrankten  Zahl  von  Arbeitern  auf- 
recht erhalten  werden  könnten.  Grössere  Einwanderungen 
würden  sanSchst  die  Einwanderer  selbst,  dann  aber  auch  die 
Qhrigen  Arbeiter  in  eine  nngtlnstigere  Position  bringen.  Die 
Mission  des  Spezialgesand ten  hatte  Erfolg.  Die  Zahl  der  von 
England  einwandernden  Handwerker  ist  seitdem  weit  kleiner 
geworden.  Die  eiu%elueu  B.  von  Deutschland  em wandernden 
Handwerker,  die  auch  der  englischen  Sprache  mmeist  nicht 
wSchtig  sindi  werden  anfangs  von  den  Unternehmern  viel 
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weuiger  gut  bezahlt,  wie  die  australischen  Arbeiter.  Und  wenn 
dieSpracbschwierigkeiten  bewältigt  zu  werden  beginnen,  kommen 
die  Schwierigkeiten  mit  den  Ünions,  die  diese  Einwanderer 
keineswegs  in  frenndschaftlielier  Weise  behandeln.  Doch  diese 
Dinge  gehören  schon  mr  Poh'tik  des  Schutzes  nach  innen. 

üm  die  Ai  btjitslühiie  lux  h  /n  halten,  muss  natürlich  die 
Konkurrenz  auf  dpm  Arbeitöiuarkle  möglichst  ^erainflert  werden. 
Mau  muss  dafür  Sorge  trageu,  dass  die  Industrie  uicht  durch 
Qbermässig  lange  Arbeitszeiten  in  die  Lage  kommt,  die  Pro* 
dnktion  mit  einer  TOlleicht  geringeren  Arbeiterzahl  an  be- 
wältigen nnd  so  eine  indnstrielle  Reserrearmee  geschaffen  werde, 
die  dann  die  Löhne  berabdrückt.  Daher  die  grosse  prinzipielle 
Bedeutung  des  achtstflndigen  Arbeitstags  in  Aastralieu.  Die 
Entwicklung  muss  auf  eine  weitere  Kürzung  der  Arbeitszeit 
abzielen.  Jedenfalls  aber  darf  keine  Vi  rläng^rung  derselben 
eintreten.  Daher  die  ganz  speaielie  Bedeutung  des  sog«  »Swea^ 
ting  Sysim8€  fQr  diese  Kolonien.  Die  Politik  der  ünions  ist 
mit  aller  Entschiedenheit  bestrebt,  jede  Hansindustrie,  bei  der 
naturgeraäss  die  Arbeitszeit  sich  nicht  öffentlich  überwachen 
lässt ,  durch  gesetzliches  Verbot  aufzuheben.  Aber  auch  die 
Kegelang  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  hat  von  hier  aus  noch 
eine  andere  als  eine  bloss  humanitäre  Aufgabe.  Frauen,  Kin- 
der und  jugendliche  Arbeiter  können  vieUach  an  die  Stelle  der 
Beschäftigung  erwachsener  männlicher  Arbeiter  treten  nnd 
durch  den  geringeren  Lohn,  der  ihnen  gezahlt  wird,  die  Eon- 
kurrenz zwingen,  entweder  den  Lohn  der  Männer  hcrabziusctzeu 
oder  die  Produktion  einzustellen.  Die  Unionisten  argumen- 
tieren ganz  offen  und  ehrlich  n  solcher  Weise.  Und  wesent- 
lich auch  deshalb  das  energische  Interesse  an  der  umfassenden 
Regelung  der  Frauen-  und  Kinderarbeii 

Neben  der  Arbeitsaeit  spielt  natttrlich  der  Arbeitslohn  die 
gleich  wichtige  Rolle.  Dessen  Erhaltung  muss,  wenn  irgend 
möglich,  durchgesetzt  werden.  Unter  den  ünions  ist  es  des- 
halb Sitte,  ialls  die  Bauunternehmer  z.  B.  erklären,  zu  dem 
bisherigen  Lohn  für  ihre  sämtlichen  Arbeiter  keine  dauernde 
Beschäftigung  mehr  zu  haben,  zwei  bis  drei  Tage  in  der  Woche 
beschäftigungslos  zu  bleiben,  aber  unter  keinen  Umständen  den 
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Lohn  berabset'/eu  zu  lassen.  Diese  tat^^eweise  A rljeitseinstelluiig 
wird  natürlich  von  den  Uuions  orgauisiert  und  durcbgefnhrt, 
bis  bessere  Zeiten  wieder  volle  Bescbäftigung  gestatten.  Bei 
den  nngelernfeen  Arbeitern,  die  sumeist  nicht  organisierfc  sind« 
ist  eine  solche  systematische  Arbeitseinstellnng  natürlich  nicht 
möglich.  Und  bei  den  starken  Anf-  und  Abschwanknngen  der 
allgemeirieii  »Lage«  in  Australien,  aber  auch  aus  anderen  hier 
nicht  näher  zu  erörternden  Gründen  ,  findet  sich  in  den  ver- 
schiedenen Kolonien  von  Zeit  zu  Zeit  eine  grössere  Zahl  von 
»Dubesehäftigtenc.  Nach  der  Politik  der  »Dnions«  werden 
diese  Unbeschäftigten  auf  Staatskosten  beedi&ftigt,  was  indes 
stets  nnr  als  eine  Torflbergehende  und  -  nicht  einmal  als  eine 
beliebte  Aushilfe  betrachtet  wird.  In  dieser  Lage  haben  sieb 
naraeotlicb  schon  Neu-Seeland  und  Neu-Südwales  befunden. 
In  der  letztgeuaunten  Kolonie  wurden  3  bis  4000  Uobeächäf- 
tigte  über  3  Jahre  vom  Staate  mit  ErJiefwork  beschäftigt 
Der  gezahlte  Lohn  war  anfanglich  fflr  die  achtstündige  Arhat 
b  Mk.,  was  mindestens  2  Mk.  niedriger  als  der  Tolle  Taglohn 
ist.  Nachdem  wieder  bessere  Zeiten  einzutreten  begannen,  er^ 
achteten  auch  die  Unions  die  geringere  Bezahlung  von  Staates 
wegen  als  ein  Verhältnis,  das  möglicherweise  die  allgemeinen 
Lohnsätze  herabdrücken  könnte.  Es  begann  eine  Agitatioa 
für  eine  entsprechende  Lohnzulage.  Die  »Unbeschäftigten« 
streikten  und  hielten  grosse  Umzüge  in  der  Stadt  mit  Bannen 
und  von  Mnsikbanden  begleitet  und  verlangten  vom  Ministertuni 
eine  Erhöhung  ihrer  L5hne  auf  7  Mk.  Nachdem  jedoch  die 
Staatsregierung  davon  iiberzeuüt  war,  dass  alle  besseren  Ar- 
beiter schon  anderweit Beüchüfti;j,uiig  zu  den  üblichen  Löhnen 
gefunden  hatten ,  wurde  die  Bezahlung  für  den  Rest  der  Un- 
beschäftigten, statt  einer  Erhöhung,  jetzt  auf  4  Mk.  herabge- 
setzt und  angekündigt  f  dass  von  einem  bestimmten  Termine 
ab  überhaupt  kein  Beliefwark  mehr  vom  Staate  gebotf^n  würde 

Ausserdem  ist  noch  hervorzuheben,  dass  die  Unions  gleich- 
zeitig eine  besondere  Aufmerkj'amkeit  der  technischen  Erziehung 
der  Arbeiter  zuwenden.    Hohe  Bildung  und  tiefes  Wissen  ist 

l)  Meine  tndenrftrtt  genaebteo  davon  abweioheodea  Angaben  be- 
mhen  auf  faUoheo  loformatiopen. 
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dAbei  ireilioh  nicht  gemeint.  Mau  begnügt  sich  mit  dem  An- 
lernen einer  gewiesen  praktischen  Rontine.   Aber  man  geht 

offenbar  von  der  ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dass  ein  besser 
gebildeter  Arbeiter  auch  einen  höheren  Lohn  beanspruchen 
könne  imd  dass  somit  namentlich  die  Fachbildung  ein  Mittel 
sei,  das  Einkommen  der  Arbeiter  sn  steigern.  Und  aus  den 
gleichen  Gründen  ist  anch  nenerdinge  eine  gesetcliche  Rege- 
lung des  Lehrlingswesens  ins  Auge  gefasst,  wonach  der  Lehr» 
liog  sich  nicht  bloss  vertragsmässig  auf  drei  bis  fünf  Jahre 
verpdichteu  soll,  sondern  auch  überall  ein  bestimmtes  Zifferver- 
bültnis  zwischen  den  Gesellen  und  Lehrlingen  bestehe  und  der 
geschäftlichen  Ausbeutung  auf  diesem  Punkte  gewisse  Grenzen 
geugen  weiden. 

Der  Grund-  nndSehlusssfcein  der  Politik  der  Tradea  ünums 
in  Australien  liegt  aber  in  der  Organisation  der  Arbeiter.  Und 
da^u  habe  ich  noch  Einiges  zu  bemerken. 

Jede  praktische  Politik,  und  sei  sie  noch  so  richtig,  wird 
bekanntlich  wertlos  dann,  wenn  der  Träger  derselben  nicht 
stsrk  genog  ist,  sie  anssuftihren.  So  hat  auch  die  Politik  der 
Trad$$  ünians  keinen  praktisehen  Wert,  wenn  die  Arbeiter 
ftir  sich  nicht  Organisationsformeu  gefunden  haben  ,  die  ihre 
Kräfte  y.nsaiiuneiibiuden.  Die  blosse  Vereinigung  der  einzelnen 
Gewerbe  zu  Üuions  genügt  keineswegs.  Viele  Uuionisten  sind 
dann  meist  kunsichtig  genog  zu  glauben,  dass  die  Sorgen  einer 
sndeien  Union  nicht  ihre  Sorgen  seien.  Sie  sind  nur  zu  oft 
geneigt,  das  »heute  mir,  morgen  dirfc  au  vergessen.  So  er- 
ringen dann  die  Unternehmer  Inild  bei  der  einen,  bald  bei  der 
iiüdem  Kouzeaöiünen  zu  ilireni  Vorteile  und  schliesslich  geht 
es  auch  der  stärksten  an  den  Kragen.  Die  einzelne  Union  ist 
im  Kampfe  gegen  das  Kapital  su  schwach  und  selbst  ffir  ge- 
nfigende  Disziplin  innerhalb  ihrer  Reihen  nnaureichend.  Ein 
abtrünniges  Mitglied  geht  in  die  nSchste  Stadt  und  arbeitet 
dort  ungestört  weiter.  Streiks  kijnnen  nicht  nachhaltig  und 
namentlich  nicht  vorsichtig  genug  organisiert  werden.  Die  in 
direkte  Mitleidenschaft  gezogene  Union  ist  dabei  selten  kühl 
g^ng«  um  alle  ETentualitaten  vorher  au  Überlegen.  Man  be- 
ginnt an  rasch  und  zu  leicht  den  Streik  und  mnss  deshalb 
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nicht  selten  Tollst&ndig  onterlief^en.  Aber  wenn  auch  im 
Kampfe  gewonnen  wnrde,  so  bleibt  doch  darnach  im  Ver> 
bSltnis  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  eine  Bitterkeit 

zurück,  die  erst  nach  Jahren  ganz  verschwindet.  Anch  die, 
unter  noch  so  günstigen  Umstanden  zu  beginnenden  Streiks 
sollten  deshalb  im  Interesse  der  Arbeiter  selbst,  wenu  irgend 
mißlich,  unterbleiben.  Das  Ziel  und  die  Aufgabe  der  Arbeiter- 
organisation mnss  der  Friede  sein  im  Kampfe  iwiachen  Ar- 
beit nnd  Kapital. 

Die  Erreichung  dieses  Ziels  wird  möglich,  wenn  erst  alle 
Arbeiter  zu  Unions  und  alle  ünions  v\ner  Kolonie  und  schliess- 
lich aller  Kolonien  Australiens  eng  mit  eiiian(ier  verbonden 
sind.  Dann  findet  da»  wegziehende  treue  Mitglied  an  jedem 
Platte  seinen  brüderlichen  Anschlnss  nnd  der  Abtrfinnige  kann 
überallhin  verfolgt  werden.  Ein  Zentralansschnss  aller  Ar^ 
beiterverciuiguugen  ist  in  Streitfällen  viel  vorsichtiger  und 
küliler  aU  die  Voibtünde  der  angegriffenen  Union.  Und  weun 
alle  Unioos  einen  Streik  besch Hessen ,  so  ist  ihre  Macht  eine 
ungleich  gewaltigere.  Die  Unternehmer  bringen  deshalb  m 
den  Verhandlnngen  mit  dem  Zentralansschnss  aller  ünions  eine 
ganz  andere  Geneigtheit,  als  va  den  mit  dem  Ansschnas  ihrer 
eignen  Arbeiier.  Der  Kampf  zwischen  Arlieit  und  Kapital 
wird  friedlicher,  die  Streiks  werden  immer  seltener. 

Aber  wie  kein  Kampf  ohne  Mittel  geführt  und  keine  Po- 
sition ohne  Waffen  verteidigt  werden  kann,  so  ist  nach  der 
rechten  Organisationsform  die  wichtigste  Frage :  wie  kann  ein 
snreichender  Streiksfond  anf  die  praktisdiste  Welse  ange- 
sammelt werden.  Das  Geld  uiuss  vorher  in  Bereitschaft  liegen. 
Und  2000  Mk.  bares  Geld  in  schwierigen  Zeiten  sind  mehr 
wert,  als  10  und  20000  Mk.,  die  dann  erst  susamm engebracht 
werden!  Dass  freiwillige  Beitrage  dam  ungenügend  aeien, 
wird  allseitig  zugestanden.  Dafür  wnrden  swei  Yorsohlage  ver- 
treten. Nach  dem  einen  sollte  jede,  dem  höchsten  Gonneit  sich 
anixliedernde  Union  einen  gewissen  Eintrittsbeitrag  zahlen,  ent- 
sprechend der  Anzahl  der  Mitizlic  1er ,  wofttr  dann  der  Union 
von  Seiten  des  Councils  der  achtstündige  Arbeitstag  garantiert 
wird.   Nach  dem  andern  soUte  dnrch  die  (Jesetsgebnng  den 
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ünioiu  niclit  bloss  das  R«cbt  der  jnrtstisehen  Pmon,  sondern 

aacb  ein  öffentlich-rechtlicher  Charakter  verliehen  werden  in 
der  Weise ,  dass  der  Zentraluuöschuss  in  der  Lage  wäre,  bin- 
dende Verordnungen  zu  erlassen  und  steuermässige  Umlagen 
za  erbeben.  Und  das  ist  der  Punkt,  ans  dem  sieb  von  selbst 
die  Frage  nacb  der  Bebandlong  der  Nonnnionisten  und  der 
ESnwanderer  nnd  nach  der  Oiganisation  der  nngelernten  Ar^ 
heiter  ergibt. 

Der  Fall,  wo  eiue  Liiion  einen  einzelnen  Nonunionisten 
herausgedrängt  hat  gegen  den  Willen  und  trotz  der  Unter- 
stfitasnog  des  Untemebmers,  ist  oben  bereits  ausgeführt  worden« 
Das  kommt  indes  nor  selten  vor*  Wo  aber  bereits  Spezial- 
▼treinigungen  dnreb  sftmtllebe  Kolonien  besteben,  wie  bei  den 
Bergleuten  ,  da  sind  Streiks  wegen  der  Forderung,  sämtliche 
Nonunionisten  zu  entlassen,  viel  hiiuüger.  Doch  hat  auch  hier 
die  Zentralleitung  eine  kühlere  und  besonnenere  Aufiassung. 
Der  Präsident  der  rereinigten  anstraliscben  Bergleute  bemerkt 
darOber  in  dem  mir  vorliegenden  Jabresbericbt :  »Die  Regel, 
dass  Mitglieder  unserer  Vereinigung  mit  Niebtmitgliedern  nicht 
zusammen  arbeiten  wollen ,  erscheint  in  dem  gegenwärtigen 
Entwickiuugsstadium  des  Trades  Unionism  notwendig.  Dabei 
ist  das  jedoch  eine  Regel ,  welche  eine  recht  sorgfaltige  und 
delikate  Behandlung  erfordert  und  Ton  der  ich  hoffe,  dass  sie 
in  naber  Zukunft  von  selbst  (IberflOssig  werden  wird«  Aber 
wahrend  das  Recht  der  Leute,  unter  gegebenen  ümstSnden  zu 
arbeiten  oder  nicht  zu  arbeiten,  unbestreitbar  ist,  sollte  man 
Dicht  vergessen,  dass  diese  Freiheit  auch  den  (  Gegnern  zusteht. 
Sobald  solche  Streitigkeiten  zum  Ausbruch  kommen ,  wird  es 
Sache  des  Untemebmers,  su  entscheiden,  welche  Partei  am 
bssten  seinen  Interessen  dient.  Und  diese  kann  immerbin  auch 
za  Gansten  der  Nonunionisten  ausfallen.  Es  erscheint  mir 
deshall)  als  die  Pflicht  aller  wahrer  Unionisteu,  gerade 
hier  out  aller  Ruhe  zu  Werke  zu  gehen  und  Sorge  zu  tragen, 
dsBB  nur  die  erlaubten  Mittel  der  moralischen  üeberredung 
benntat  werden,  sonst  aber  sie  ihrer  Pflicht  als  Arbeiter  in 
lolcbem  liasse  nachkommen,  dass  sie  für  den  Unternehmer 
iiie  ihm  wertvollere  Partei  werden.  Ich  bin  der  festen  Ueber^ 
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zengang,  dass,  weon  alle  unsere  Mitglieder  eine  solch*  ge- 
massigie  Anffiusang  in  dieser  Frage  haben  würden,  anser 
Verhältnis  zwischen  Arbeiter  and  Arbeitg«  her  ein  besseres  wäre. 

Es  bleibt  mithin  unzweifelhaft  za  erwarten,  riass  mit  der 
fortschreitenden  VerTollkoiumnuug  der  Organisation  der  Ar- 
beiter die  Stellung  der  Nononionisten  in  Australien  immer  un- 
haltbarer werden  wird.  Man  wird  nicht  immer  an  Gewaliroaas- 
regeln  greifen,  wenn  auch  gelegentlich  das  demokratische  Recht 
der  Majorität  mit  voller  Härte  entscheidet.  Das  Ziel  ist  das 
völlige  Versduvimlt'n  d^s  individualistisch  freien  d.  h.  k»  iii»M- 
Union  eingegliederten  Arbeiters.  Der  Einwanderer  wird  hier 
eines  Tages»  sobald  er  im  Lohnverhältnis  an  arbeiten  beginnt, 
so  selbstferstindlicb  den  Unions  angehören,  wie  er  mit  dem 
Betreten  des  anstralischen  Gebietes  der  dortigen  Staatsgewalt 
unterstellt  ist. 

Auch  den  Einwanderern  gegenüber  vertritt  der  Kongress 
eiue  ruhigere  Auffassung:  »Mau  nmss  die  Neuankömmlinge 
nicht  als  Feinde,  sondern  als  Freunde  behandeln  1«  Mit  der 
Organisation  der  ungelernten  Arbeiter  hat  man  in  Sfldauatralieii 
und  in  Victoria  bereits  einen  glUcklfchen  Anfang  gemacht.  In 
anderen  Kolonien,  in  Queenslaüd,  wu  der  Tradcs  Unionism 
erst  aus  dem  Jahre  1885  sich  datiert,  ist  man  noch  weniger 
fortgeschritten.  Wenn  aber  die  Organisationsfrage  mit  dem 
gleichen  Eifer  wie  in  den  letaten  Jahren  weiter  betrieben  wird, 
so  kann  die  Ansicht  des  Kongresses  von  1888  nicht  gerade 
als  sanguinisch  bezeichnet  werden,  wonach  die  Arbeiterorgani- 
sation etwa  in  einem  Jahrzehnt  ihren  Ausbau  vulleudet  haben 
dürfte. 

Ich  will  dieses  Kapitel  scbliessen  mit  einer  Bemerkung 
Uber  die  Stellung  der  Tradea  ünüms  in  Australieo  zu  den 
sogen,  sozialistischen  wie  Henry  Georgischen  Ideen* 

Dass  die  vereinigten  gelernten  Arbeiter  Aostraliens  keine 
Sozialh^ttij  iiii  üblichen  Sinne  des  Wortes  sind,  geht  ans  den 
bishtrigen  AusfQbrungen  zur  Genüge  hervor.  Ihr  Programm 
kennt  das  Programm  der  >roten  Internationalen«  so  got  wie 
gar  nicht.  Die  Lente  sind  viel  zu  praktisch  und  Tiel  zu  ru- 
hige, fiberlegende  Menschen,  als  dass  sie  sich  ffir  theoretische 
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S^eknlatioiieo  erwärmen  sollteo,  von  denen  die  Glänlnger  hoffni, 
daü  sie  sich  nach  der  Aussage  der  Propheten  nach  Handerten 

Ton  Jahren  erfüllen  mochteu.  Höchstens  dass  ein  oder  zwei 
Redner  pf-UH^anitlich  ihre  Sympathie  mit  diesen  Bestrebungen 
erklärtu  und  sich  dabei  als  »a  OU  of  a  Socialistt  bezeichnen. 
Aher  auf  detuselben  Kongress  bezweifeln  gelegentlich  andere 
Redner,  ob  man  durch  Aufbebang  des  Privateigentams  und 
Verstaatlichnng  der  Produktionsmittel  flberbanpt  in  die  Lage 
käme,  das  Einkommen  der  Arbeiter  m  steigern.  Das  Höchste, 
wozu  sich  iL  dieser  Richtung  der  Kougress  versteigt,  ist  eine 
Resolution  zl  Gunsten  versuchsweiser  Einführung  von  Pro- 
duktioDS-  und  Konsumgenosseuschaften.  Die  Produktionage- 
nossenschaft  solt  neben  dem  Streik  als  ein  Mittel  dienen,  dem 
Arbeiter,  seinen  Ycrhältnismassigen  Anteil  an  der  Prodnkti- 
vitat  des  Volkes  si  sidiern.  Und  die  Konsuml&den  sollen  die 
Verdienste  der  Zwischenhändler  nmgehen.  Viel  Tersprieht 
man  sicli  ]tide>  iiich*;  nach  der  einen  und  nicht  tuirh  der  an- 
dern lüchtung.  »Unsere  Arbeiter  siutl  heute  viel  zu  gut 
daran,  als  dass  sie  f&r  eine  solche  Pfennigsparerei  (pmny- 
cotin^tn^!)  ein  Interesse  Latten!«  Und  »wenn  auch  im  einzelnen 
Falle  ein  genoesenschaftliehes  Znsammenarbeiten  geglQckt  war, 
dann  fehlte  ee  nnter  den  Arbeitern  doch  immer  an  dem  rechten 
kaufmännischen  Talent,  nm  das  Unternehmen  gewinnbringend 
zu  machen.«  Die  Arbeiter  stellen  sich  ausserhalb  der  Genossen- 
schaft besser  als  in  derselben.  Und  dabei  sind  natürlich  die 
Aussichten  flQr  Aufhebung  der  PriTatunternehmungen  herzlich 
schlecht. 

Weit  gflnstiger  sind  die  Aussichten  filr  eine  prinsdpielle 
Umgestaltung  des   privaten   Grundeigentumsrechtes.  Zwar 

haben  die  Fragen  der  Arbeiterorganisation,  des  Schutzzolls,  der 
Fabrikgesetzgebung,  der  Chiueseneinwanderung  u.  s.  w.  heute 
noch  eine  ungleich  grössere  Bedeutung.  Man  künnnert  sich 
noch  wenig  um  die  Art  der  Ausführung  und  hat  gelegentlich 
kurze  unklare  Debatten,  insofern  der  Kongress  als  ansge- 
sprochener  SehntzzoUner  Resolutionen  angenommen  hat,  die 
das  Hettrif  George'nßhe  Single  Taz-Prinzip  befOrworten.  Aber 
darüber  i&i  muu  ^ich  völlig  einig,  dass  unter  keinen  Umständen 
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ein  englischer  Landlordism  io  Australien  aufkommen  darf,  wail 
dadurch  die  iDteresten  der  Arbeiter  auf  das  Schwerste  gestfui- 
digt  werden  wfirden.  Ebenso  besteht  eine  entschiedene  Tedlens 

ge<^en  den  spekulativen  Aufkauf  von  Grundstücken,  die  dann 
unbenutzt  liegen  bleiben  und  für  das  Reservat  eines  freien 
Bergbaues  auf  jedem  privaten  Grundstück.  George  seM>st,  der 
soeben  einen  Cyclus  von  Vorträgen  in  Australien  beendet  hat, 
fand  mit  seiner  Single  Taz*Theorie  viel  Widersprndi  nament^ 
lieh  von  Seiten  der  Schut8s51Iner  wie  der  Temperjnsler.  Den 
Schutz  der  nationalen  Arbeit  nnd  die  tüchtige  fieransiehnng 
aller  Spirituosen  Getränke  zur  Besteuerung  wollei  sich  die  Ar- 
beiter in  Australien  unter  keinen  Umständen  /ür  eine  glück- 
liche theoretische  Spekulation  verkaufen  lassea  Die  Bewegung 
ist  indes  weit  mehr  schon  von  dem  radikaleii  Flügel  der  libe- 
ralen Partei  in  Australien  aufgegriffen  word«n.  Das  Programm 
der  Arbeiter  in  Australien  ist  noch  nicht  positiv  genug  gevror- 
den,  um  heute  bereits  auf  diesem  Punkte  klar  und  bestioimt 
Antwort  zu  geben. 

VI.  Die  Politik  der  Unterneluner. 

Es  ist  im  Verlaufe  der  bisherigen  Entwicklung  wiederholt 

schon  Veranlassung  gewesen,  zu  /a  :geu,  dass  die  Kolonie  Vic- 
toria die  Führerschaft  in  der  moderneu  Entwiclxlmi^j;  AustralirT\s 
übernommen  bat.  Der  acbUtündige  Arbeitstag  mit  der  Arbeiter- 
organisation ist  hier  snerst  eingeführt  worden.  Ebenso  hat 
das  industrielle  SchutssollBjstem  mit  der  Besahlung  der  Mit- 
glieder des  Parlaments  und  der  umfassenderen  Fabrikgeseti- 
gebung  hier  begonnen.  kann  schon  deshalb  erwarten, 

dass  auch  die  Gegenpolitik  der  Arbeitgeber  hier  iluea  be- 
stimmtesten Ausdruck  gefunden  hat  Und  thatsäcblich  hat  sie 
sogar  nur  hier  ihren  Aasdruck  gefunden.  Südaustralien  bat 
Kwar  vor  etwa  2  Jahren  einen  schwachen  Versuch  der  Nach- 
folge gemacht,  doch  ohne  Erfolg.  Die  Zeit  war  hier  noch 
nicht  reit  zur  positiven  Bewegung.  Und  es  ist  ollenbar  not- 
wendig, dass  nicht  bloss  die  Arbeiter,  sondern  auch  die  Arbeit- 
geber in  der  nötigen  Zahl  und  Stärke  vorhanden  sind,  nebst 
einer  gewissen  Summe  soaialwirtschaftlicher  Heibungen,  sonst 
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wefden  aoiiale  OrgaDisationsformen  nicht  geschaffen  —  oder 
wran  sie  geschaffen  werden,  fnnlctionieren  sie  nicht. 

Victoria  ist  also  hier  in  der  Entwicklun<^  bisher  allein 
vorgegangen  und  hat  so  auch  in  der  Politik  der  Ünteruebmer 
den  anderen  Kolonien  den  Weg  der  Zukunft  gezeigt.  Die  Ver- 
gleiche nnd  Beohachinngbn  sind  deshalh  weniger  vielseitig,  aber 
gewiss  nicht  weniger  wichtig,  ünd  damit  will  ich  wieder  die 
QQellen  mSglichst  seihst  reden  lassen: 

Es  war  zu  Anfau^^  des  Jalu  *  s  1885,  als  der  Schuh raacher- 
ätreik  in  Melbourne  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  von  ganz 
Australien  auf  sich  lenkte,  ab  gesammelte  Geldmittel  znr 
UnteratQtznng  der  Streikenden  Ton  überall  her  geechiekt  worden 
tmd  als  snm  ersten  male  die  Bedentong  des  ^Sweating  System* 
in  Australien  den  arbeitenden  Klassen  zum  allgemeineren  Be* 
wusstseiu  kam.  Dip  Unternehmer  wurden  durcli  die  lauge 
Dauer  des  Streiks  schwer  geschädigt.  Die  Verhandlungen  mit 
den  Arbeitern  selbst  waren  der  Schroffheit  ihrer  Forderungen 
halber  resnltatlos  geblieben.  Die  Angel^enheit  wnrde  dann 
r<m  Seiten  des  Trades  HaU  CauneU  als  der  höheren  Instanz 
Tsrtreten.  Und  siehe  da :  die  Arbeitgeber  fanden,  bei  aller 
Ruhe  der  Argumentation,  dieseU  i  n  weitgehenden  Forderungen. 
Der  Streik  dauerte  fort,  weiter  unterstützt  von  allen  Trades 
Unions  in  Australien.  Das  Tersetate  die  Arbeitgeber  Victoriaa 
in  kein  geringes  Erstannen.  Man  hatte  immer  nur  die  ein-* 
sehen  Arbeiter  gesehen,  die  nm  ihr  tagliches  Brot  anr  Arbeit 
gehen  und  nach  Arheit  suclieu.  Uud  jetzt  stand  man  auf 
einiütil  einer  grossen  Organisation  der  Arbeiter  gegenüber. 
Und  während  die  Position  der  Arbeitgeber  durch  den  tStreik 
mehr  nnd  mehr  eine  recht  unangenehme  wurde,  schienen  die 
Streikenden  ruhig  der  Dinge  zu  warten,  die  da  kommen  sollten. 
Das  genügte  an  einem  allgemeinen  Alarm.  Man  hielt  öffent- 
liche Versammlungen  ab,  um  den  Schuhfabrikanten  seine  Sym- 
pathie zum  Ausdruck  zu  bringen.  Bruce  Smith  schrieb  eiuen 
grösseren  Artikel  in  die  Victorian  Beview^  der  nachher  als 
Fimphiet  aberall  Terteilt  wurde:  >Trade8'ünian%9m  in  Vit^oria, 
or  ^taU  be  master?  A  wate  of  Waming  io  Employers,* 
Im  März  1886  kam  ea  dann  cur  (trQndong  der  >  Viäarim 
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Employer's  Union*  und  Brme  Smith  ward  ihr  erster  Präsident 
Der  ausgesprocliene  Zweck  der  neoea  Vereinigung  war:  »den 
UnternehmerD  die  gleichen  Vorteile  der  einheitUcheii  Handlimg 
zu  flichem,  deren  sich  die  Trades  ünians  bereits  erfreaten 

nnd  gleichzeitig  durch  Beiträge  der  Mitglieder  einen  Fond  an* 
zusammeln,  um  (l  inuis  die  einzelnen  Unternehmer  in  Streik- 
falleii  zu  nnterstützen.-?  Das  waren  die  Rüstuügen  zur  Bereit- 
schaft fUr  den  Kampf,  von  dem  man  künftig  erwartete,  >tkat 
there  wiU  not  be  any  hüing  behtc  the  heU.* 

Der  neu  gegrfindete  Verein  der  Unternehmer  ernannte  ein 
Komitee  von  7  Mitgliedern,  das  in  Gemeinschaft  mit  7  Vertretern 
des  Trades  Hall  Countil  die  Angel(?genheit  des  Schuhmacher- 
streikf)  zum  Austrag  brii]^<  n  sollte.  In  der  gemeinschaftlichen 
Sitzung  der  Vertreter  dieser  beiden  Körperschaften  entwickelte 
sich  nun  etwa  das  folgende  höchst  charakteristische  Zwie- 
gespräch : 

JSmpL  ü. :  »Findet  das  Recht  der  freien  Entsehliessnng  der 
Fabrikanten  hei  Ihnen  Anerkennung,  ausserhalb  der  Fabrik- 
räume Nonunionisten  zu  beschäftigen  ?€ 

Tr.  II,:  »Nein!  und  zwar  existieren  keinerlei  Urastäude, 
unter  denen  eine  solche  Anerkennung  unsererseits  erfolgen 
könnte.« 

.£^2».  ü, :  »Würden  sie  die  Mitglieder  einer  Union  awingen, 
nur  innerhalb  der  Fabrik  au  arbeiten,  auch  dann,  wenn  die 
Leute  noch  so  gerne  geneigt  w&ren,  Arbeiten  mit  nach  Hause 

zu  nehmen?« 

Tr.  U.:  >Tm  Prinzip  ganz  zweifelsohne.  Indes  sind  wir 
nach  reiflicher  Erwägung  in  Anbetracht  der  bisherigen  Ge* 
pflogenheiten  an  der  »Eonzession«  geneigt,  die  Arbeit,  welche 
jedem  Arbeiter  nach  Hanse  gegeben  werden  darf  und  gleich* 
massig  vergeben  werden  mnss,  auf  V«  des  innerhalb  der  Fabrik 
gefertigten  Arbeitsquantums  zu  beschränken.« 

Efnp.  ü.:  »Angenommen,  dass  der  achtstündige  Maximal- 
arbeitstag auch  gesetzlich  anerkannt  wäre,  würden  Sie  infolge 
dessen  das  Recht  für  sich  in  Anspruch  nehuaen,  einen  Arbeiter, 
welcher  geneigt  wäre,  länger  au  arbeiten,  davon  ab&ubalten?c 

Tr.  ü,:  tGewiss!  denn  wenn  es  dem  Einseinen  beliebig 
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erlanbi  wäre,  die  acbtstfindige  Arbeitszeit  zn  ftberacbreiten,  so 
wflrde  dadurch  die  für  die  Obrigeu  Arbeiter  verbleibende  Arbeit 
fcrmindert  werden.« 

Emp.  U. :  »Aber  gesetzt  der  Fail,  ein  Mann  erfreut  sich 
einer  sehr  guten  Gesandheit  und  findet,  dass  er  durch  längeres 
Arbeiten  in  die  Lage  käme,  seinen  Kindern  eine  höhere  Er- 
ziehung zu  geben  nnd  so  die  ganze  soziale  Stellung  seiner 
Familie  zn  ▼erbeesem,  oder  dass  er  beföhigt  wäre,  dnreb  mög- 
licbste  Anstrengung  aller  seiner  Kräfte  grosse  wirtschaftliche 
Erfoltje  zn  erzielen :  würden  Sie  ein  solches  fleraufarbeiteo  der 
Lobnarbeiter  verhindern  wollen?« 

Tr,  ü.:  Jedenfalls  kann  uns  auch  die  Antwort  auf  diese 
Fragen  absolut  nicht  bewegen,  Prinzipien  anfzngeben,  die  wir 
im  wohlverstandenen  Interesse  aller  nnserer  Genossen  festhalten 
müssen.  Soweit  die  Eraiehnng  der  Kinder  in  Betracht  kommt, 
lösen  sich  die  Schwierigkeiten  durcli  freie  Staatssclmlen,  die 
wir  fordern.  Ünd  der  Fall,  dass  Jemand  durch  Ersparnisse 
aus  dem  Loh  nein  kommen  der  Nachar  beit  grosse  wirtschaftliche 
Erfolge  abzuleiten  in  der  Lage  wäre,  charakterisiert  sich  als 
eine  so  ansserordentlich  seltene  Ansnahme,  dass  wir  darauf 
keine  Prinzipien  bauen  kdnnen.«  — 

Das  waren  dem  »liberalen«  Geiste  der  Unternehmer  denn 
doch  höchst  erstaunliche  und  wunderliche  Ansichten  und  klang 
wie  barbaribche  Tyrannei  —  im  Frühjaiir  1885! 

Nur  zwei  Jahre  später,  nämlich  im  März  1887,  hielt  der- 
selbe Bruce  SmUh  als  erster  Präsident  der  Victorian  Employer's 
Union  seine  Abgangsrede  ?or  dieser  Vereinigung,  der  ich  die 
folgenden  Stellen  entnehme: 

»Nach  reiflicher  Erwägung  sollen  die  internen  Vorgange 
der  Vereinigung  nicht  der  Oelfentlichkeit  nberceben  werden. 
Im  übrigen  war  die  Entwicklung  eine  prosperierende.  Der 
Verein  begann  mit  70  Mitgliedern  nnd  zahlte  nach  2  Jahren 
fiber  300,  worunter  die  leitenden  Firmen  von  beinahe  jeder 
Indostrie  der  Kolonie.  Es  ist  bereits  ein  betrSditlieher  Fond 
angesammelt  worden,  ans  dem  in  mehr  als  einem  Falle  Firmen 
während  eines  Streiks  weitgehende  Unterstützuu^en  erhalten 
haben.    Der  Verein  als  solcher  ist  allseits,  namentlich  aber 
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auch  vom  Irades  MaU  Council  anerkannt  worden.  Das  regel- 
mässige ZluammeDkoinmen  nnd  Beraten  tod  offiziellen  Y^- 
fcretern  der  Unternehmer  und  der  Arbeiter  bat  das  Verhiltnii 
Kwiseben  beiden  Parteien  ganz  ansserordentHeh  günstig  beein- 

flusst.«  Bruce  Smith  fühlt  sich  verpflichtet  zu  sagen,  das«  er 
nach  persönlicher  näherer  Rtkanutticbaft  mit  den  Führern  des 
Trades  Hall  Council  dieselben  als  Männer  mit  ganz  seltener 
Intelligenz  schätzen  gelernt  bat,  die  natürlich  im  einzelnen 
Falle  ihren  Interessenstandpnnkt  geltend  machten,  sonat  aber 
kflbl  und  tiberlegend  nnd  gans  entsobieden  ftr  Yemanfts- 
gründe  und  eine  gereehte  Anffaasnng  der  wirklieben  Yerbilt- 
nisse  zugänglich  seien.  Die  einzelnen  Verhandlungen  hätten 
eine  ganz  erstaunliche  Fülle  von  vorher  unheachtet  gehli*^l>»*nen, 
aber  höchst  wertvollen  Materialien  zur  Kenntnis  gebracht  und 
in  jedem  einzelnen  Streitfälle  habe  sich  gezeigt,  dass  aof  beiden 
Seiten  der  redliche  and  ernste  Wille  Torhanden  sei,  die  ent- 
standenen Zwistigkeiten  in  friedlicher  Weise  und  unter  tst- 
nfinftigen  Bedingungen  zn  entscheiden.  »So  worden  in  diesen 
zwei  Jahren  in  6  verschiedenen  Fällüu  drohende  grössere  Streiks 
verhindert  un  d  Kutscheiduiigen  getroffen,  die  —  wenn  sie  auch 
nicht  die  Freunde  auf  beiden  Seiten  toU  befriedigten  —  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  and  nach  umfassender  Wftrdignng 
aller  einschlägigen  Verhältnisse  getroffen  waren.« 

Aus  diesen  gemeinsamen  Beratungen  der  Vertreter  der 
Employer's  Union  und  des  Trades  Hall  Council  über  Streiks- 
angelegenheiten entwickelte  sich  zu  Anfang  des  Jahres  1887 
unter  Mitwirkung  der  Staatsregierung  als  permanente  iusti- 
tution  ein  Board  of  Conciliation ^  dessen  Au%abe  es  ist,  die 
Gründe  der  Streitigkeiten  swiseben  Arbeitgebar  und  Arbeiter 
au  ermitteln  und  sur  Ausgleichung  derselben  solche  Beding- 
ungen vorzasehlagen ,  welche  gerecht  und  billig  erscheinen 
mögen.  Dieses  Schiedsgericht  besteht  aus  18  Mitgliedern,  von 
welchen  9  dem  Trudfs  Hall  CokwH  und  9  der  Victor ian  Em- 
ployer's  Union  augehören.  Die  Wahl  erfolgt  für  12  Monate. 
Die  Mitglieder  desselben  können  jedoch  wieder  gewählt  werden. 
Die  weiteren  wichtigeren  Verfassungabestimmungen  dieses 
Schiedsgerichtes  sind  die  folgenden:  Sowohl  tou  Seiten  der 


Digitized  by  Google 


Dar  Achtstfliid.  ArbeiMag  d.    ArbeitertcbatigMetsgbg.  ÄiutmlieiM.  347 

Arbeitgeber  wie  tod  Seiten  der  Arbeiter  soll  keinerlei  Ver- 
anderang  weder  in  Be^ng  auf  die  Arbeitezeit,  noch  in  Bezug 
aof  den  Lohn,  noeb  in  Bezug  auf  das  System  und  die  Verbält- 
nisse,  unter  denen  gearbeitet  wird,  gefordert  werden,  wptiu 
nicht  zwei  Monate  vorher  von  der  iVrsou  bezw.  den  Personen, 
welche  die  Veränderung  verlangen,  den  Personen  bezw.  der 
Person,  auf  welche  die  Veränderung  Anwendung  finden  wfirde, 
darttber  BcbriftUeb  Nachricht  gegeben  worden«  Bevor  zum 
Mittel  des  Streiks  bezw.  zur  allgemeinen  Entlassung  gegriffen 
wird,  soll  die  streitige  Angelegenheit  dem  Sekretär  des  Trades 
Hall  Council  und  dem  Sekretär  der  Emjiloyer's  Union  mitge- 
teilt werden.  Falls  dieselben  nicht  in  der  Lage  sind,  den 
Streit  zu  schlichten,  soll  die  Angelegenheit  einem  Untersuchungs- 
komitee Überwiesen  werden,  welches  aus  zwei  Mitgliedern  des 
Tradea  HaU  Council  und  zwei  Mitgliedern  der  Emphffer's  Union 
besteht.  Sollte  auch  dieses  Komitee  in  seinen  Bemühungen 
erfolglos  sein,  so  kommt  als  letzte  Instanz  der  Board  oj  Con- 
ciliüff^ni.  Derjäplhe  hat  das  Recht,  Zeugen  zn  vernehmen  uud 
ZU  vereidigen.  Findet  sich  eine  Partei  mit  dem  bchiedsrichter- 
sprach  des  JBoard^s  nicht  zufrieden  gestellt,  so  mnss  vor  dem 
Streik  bezw.  vor  der  allgemeinen  Entlassung  das  Untersuchungs* 
komitee  davon  in  Kenntnis  gesetzt  werden.  Das  ist  der  ord* 
nungsmSssige  Instanzenweg.  Sollte  von  irgend  einer  Seite 
d^egen  Verstössen  nnd  ein  Streik  bezw.  eine  allgemeine  Ent- 
lassung mit  Missachtuug  derselben  begonnen  werden,  so  ist 
jede  mit  dem  Board  oj  Conciliation  in  Verbindung  stehende 
Union  Terpflichtet,  den  Zuwiderhandelnden  keinerlei  Unter- 
sttltsEung  und  keinerlei  Sympathiebezeugung  zu  Teil  werden 
zu  lassen. 

Ans  den  Kommissionsverhandlungen  Ober  die  Errichtuug 
des  Board  of  Conciliation  mnss  noch  hervorgehoben  werden, 
dass  man  allseitig  ein  ganz  besonderes  Gewicht  darauf  legte, 
beide  Parteien  mit  gleicher  Stimmenzahl,  ohne  eine  besondere, 
entscheidende  Prasidialstimme  vertreten  zu  sehen  und  unter 
keinerlei  Umstanden  Juristen,  Gerichtskosten  und  juristische 
Formalit&ten  in  den  Yerbandlungen  einzuflibren. 

Das  Prinzip  dieser  Organisationen  \al  klai  uud  stellt  ein 
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grossartiges  System  gesellschaftlicher  Re^iiliei  ungen  des  im 
Grunde  doch  noch  privatwirtschaitlicheu  Arbeitsvertrages  dar. 
Das  Individuum,  als  Arbeiter  wie  als  Arbeitgeber,  bat  immer 
noch  die  Freiheit  selbsiharrlicher  Entacblienuagen.  Es  kann 
den  Unions  angehören  and  nieht  angehören.  Es  kann  deren 
Beschlüsse  befolgen  und  nicht  befolgen,  ebne  irgendwie  ?on 
der  staatlichen  Exekutive  berührt  zu  werden.  Aber  diese  Unions 
sind  da.  Sie  haben  allgemein ,  auch  von  selten  der  Staats- 
gewalt offizielle  Anerkennung  gefunden.  Und  iiiateaeblicb  gehen 
die  Streitigkeiten  des  ArbeitsTerhältnisees  in  den  vetechiedenen 
Phasen  ihrer  Entwicklung  durch  dieselben.  Das  Prinsip  der 
Inkorporation  des  Einzelnen  in  die  Berufsgenossenschaft  ist 
heute  bereits  so  sehr  erstarkt,  dass  der  Einzelne  dem  gegen- 
über machtlos  ist  und  im  Momente  eines  drohenden  Ausbruchs 
▼on  Streitigkeiten,  sich  auch  als  ungelernter  Arbeiter  mit  seinen 
Genossen  zu  Unions  snsammenschliesst.  Auf  dem  Wege  ron 
der  Entstehung  der  Streitigkeiten  bis  mr  Schlichtung  derselben 
wird  dauii  daran  festgehalten,  dass  sich  Uiitcruelimer  und  Ar- 
beiter als  zwei  verschiedene  Interessengruppen  stets  gleich 
stark  aber  auch  frei  einander  gegenüber  stehen.  Da  ist  kein 
Richter,  kein  Verwaltungsbeamte«  der  durch  sein  Ansehen  die 
Verhandlungen  an  rasch  zu  Ende  fahren  könnte,  oder  dessen 
Anwesenheit  andernfalls  wertlos  wäre.  Die  Entwicklung  des 
Streites  bleibt  in  der  ausschliesslichen  Verantwortlichkeit  der 
beiden  zunächst  betroffenen  Interessengruppen,  Aber  die  Ver- 
handlungen werden  sofort  aus  den  Händen  derer,  die  den 
Streit  begonnen,  in  die  Hände  der  berufsmassigen  Vertreter 
der  Standesgenossen  verlegt,  was  die  Objektivität  wie  auch  den 
Fortgang  der  Unterhandlungen  unzweifelhaft  gewaltig  fördert. 

Weitere  Grundsätze  sind  dann  :  volle  Oeffeiitlichkeit  und 
möglichste  Erschöpfung  der  strittigen  Argumente.  Auch  we- 
sentlich deshalb  die  verschiedene,  instanaielle  Vorbereitung  und 
selbst  das  Prinzip  vereidigter  Zeugenvernehmung.  Hier  kann  Alles 
ermittelt  werden.  Und  was  ermittelt  wird,  wird  durch  die  Presse — 
in  wichtigen  Fällen  sogar  als  vou  beiden  Parteien  kontrollierter 
stenographischer  Bericht  in  Bänden  von  2  bis  300  Druckseiten ! 
—  der  allgemeinen  Oeffentlichkeit  übergeben.  Und  nicht  bloss 
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der  Board  oj  CondliatiOH^  sondern  die  gaoze  oÜ'entiiohe  Mei-* 
miDg  der  Kolonie  and  selbei  Australiens  nimmt  dann  in  der 
Fhige  eine  ganz  bestimmte  and  xwar  erfiihrangegemase  ttber- 
eimtimmende  Stellung.  Die  wirklich  streitenden  Arbeiter  bezw. 

ünternebmer  können  dann  immer  noch  thun  und  lassen  was 
sie  wollen.  Aber  —  sie  nehmen  jetzt  das  Risiko  auf  .sich, 
die  öifentlicbe  Meinung  zum  Gegner  zu  haben  und  selbst  von 
ihren  BerafBgenoeeen  Terlassen  za  werden ,  während  die  mit 
der  5flPentlichen  Meinnng  im  Einklang  handelnde  Partei  sieh 
der  allgemeinsten  Sympathie  nnd  ünterBtfitsung  erfreut.  Was 
das  in  Australien  bedeutet,  ist  Europa  in  dem  berühmten  Lou- 
doüer  Doek-Lalionrers-Strike  bekannt  geworden.  Die  gegen  die 
öffeDtliche  Meinung  und  gegen  den  Rat  der  Genossen  nach 
e^nem  Ermessen  handelnde  Partei  kehrt  damit  in  den  Zu- 
Staad  absoluter  freier  Individualität  xurQck,  aber  —  sie  wird 
sls  solche  in  dem  dann  ausbrechenden  Streite  unzweifelhaft 
wirtscLattlich  zu  Grunde  gericiitet. 

Das  i.st  so  etwa  der  prinzipielle  Charakter  dieser  Organi- 
sationsfornien  in  Bezug  auf  den  Arbeitsvertrag  und  die  Be- 
bsndlung  der  daraus  erwachsenden  Streitigkeiten.  Einen  wie 
gSnstigen  Umschwung  die  Absichten  der  Unternehmer  Vio- 
toriss  darQber  genommen  haben,  wurde  bereits  angedeutet. 
Und  ich  darf  hinzufügen,  dass  die  Arbeitrr  wo  möglich  davon 
noch  mehr  enthusiasmiert  .sind.  Aut  den  mter kolonialen  Kon- 
gressen der  Traxl  es  ünions  werden  die  Vertreter  ans  Victoria 
in  den  lotsten  Jahren  nie  mfide,  darauf  hinsuweisen,  welchen 
Sebats  sie  in  dieeen  Institutionen  fQr  den  socialen  Frieden 
ihrer  Kolonie  gewonnen  haben,  wie  durch  die  ernstlichen  Be- 
ratungen itut  den  Vertretern  der  Unterneliiucr  jene  Wahn- 
vorstellungen zerstreut  werden,  wonach  die  Arbeitgeber  nur 
als  Tyrannen  und  Ausbeuter,  die  Arbeiter  als  Erpresser  in 
Zeiten  dringender  Beschäftigung  za  betrachten  seien.  Das 
Recht  des  Terhältnismassigen  Mitsteigens  des  Arbeitslohnes 
wird  allgemein  als  ganz  selbstverständlich  anerkannt.  Und  die 
Fehrer  der  Arbeiter  Vikt^rias  nahmen  keinen  Anstand,  auf  dem 
interkolouialen  Arbeiterkongress  zu  erklären,  dass  sie  die  feste 
Hoffnung  habeUf  nach  ▼oUendeter  Organisation  namentlich  der 
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ungeleruten  Arbeiter  auf  dem  bisher  betretenen  Wege  den  glück- 
lichen Tag  zu  erleben,  nach  dem  es  keine  Streiks  mehr  gibt 

YII.  Der  aoktBtöAdige  Arbeitstag  und  das  »Swiattng  iiystm* 

in  Anstraiien. 

Die  australischen  Arijuiter  habeu  zuiu  weitaus  grössten 
Teile  den  achtstüiuligeii  Arbeitstag  bei  einem  täglichen  Ar- 
beitslöhne von  7  bin  12  bis  15  Mk.  und  mehr.  Sie  haben  heaU 
bereits  die  vollstandigete  Organisation  in  der  Welt  und  nir- 
gends Hindernisse  rar  weiteren  Vervollkommnung  derselbeo. 
Die  öffentliche  Meinung  ^  wie  die  massgebenden  politischen 
Körperschaften  sind  offenbar  den  Interessen  der  arbeitenden 
Klassen  in  hohem  Masse  zugetban.  Und  trotzdem  auch  hier 
eine  entschiedene  Teudeiiz  zur  Minderung  der  Arbeitslöhne 
nach  dem  Existenzminimum?  Die  £gl  ParlamenUkommission, 
welche  diese  Fragen  zu  untersuchen  hatte,  wurde  in  Viktoria 
durch  einen  Erlass  des  Statthaliers  vom  3.  Februar  1882  ein- 
gesetzt.  Ihr  letzter  sumtnarischer  Bericht  datiert  sieli  vom 
6.  Juni  1884.  Die  P'olge  war  die  luaiigriffnahme  der  Fabrik- 
gesetzgebnng,  die  bereits  eingebender  behandelt  wurde  und  die 
Einsetzung  des  ebenfalls  bereits  erwähnten  Board  of  Von- 
eUiatian»  Das  Bild  aber,  welches  sich  den  *Mniute8  of  Eoi- 
deneet  entnehmen  ISsst,  ist  etwa  das  folgende. 

Wenn  die  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  es  verstehen, 
fttr  den  achtstfludigen  Maximalarbeitstag  sich  eine  Bezahlung 
von  mindestens  7  bis  8  M;irk  zu  smheru  ,  so  liegt  es  nahe, 
dass  die  Unternehmer  auf  die  Idee  kommen,  Kinder  und  ju- 
gendliche Arbeiter  so  viel  als  irgend  möglich  y.u  bescbaf^^igen. 
Diesen  »Händenc  fehlt  die  Organisation.  Sie  können  f&r  län- 
gere Arbeitszeiten  beschäftigt  werden  und  ebenso  ist  ihr  Lohn 
gelegentlichen  Herabsetzungen  zugänglich.  Das  verbilligt  die 
Produktion  und  zwingt  die  Konkurrenten  entweder  zur  Nach- 
folge, oder  zur  Herabsetzung  der  Arbeitslöhne  für  erwachsene 
Arbeiter ,  oder  zur  Produktiouseiusteilung.  Das  alles  wurde 
von  der  Kommission  iu  Viktoria  als  »vielfach  vorhanden«  kon- 
statiert. Namentlich  die  Tabakfabriken  und  die  Druckereien 
zeichneten  sich  hier  recht  unvorteilhaft  aus.  FOr  lelztere  wird 
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häufige  Naehtarbeit  der  Knaben  un(\  jugendlichen  Arbeiter 
heryorgehoben.  In  einzelnen  Tabakfabriken  aollen  auf  20 
Männer  00  bis  70  Knaben  and  fifödchen  venrandet  worden 
sein.  Bei  TerbältDismassig  recht  geringem  Lohne  war  die  Ar- 
beitszeit derselben  14  bis  16  Stunden  pro  Tag.  Das  Fabrik- 
gesetz soll  in  dieser  Hinsicht  sehr  heilsam  gewirkt  haben. 
Doch  das  alles  sind  für  die  europäischen  Industrieländer  be- 
bannte Erfahrungen.  Weniger  bekannt  ist  die  Stellung,  welche 
der  Stücklohn  im  System  des  achtstflndigen  Mazimalarbeits* 
tages  einnimmt  nnd  wie  sich  daraas  in  Aostralien  das  sog. 
StceoUing  System  entwickelt  hat.  Ich  will  znnSchst  versnchen, 
diesen  Entwicklungsgang  in  seineu  verschiedenen  Stadien  hier 
tu  beschreiben. 

Ein  Unternehmer,  und  zwar  sagen  wir  ein  Schuhwaren* 
&brikant,  beabsichtigt  seine  Arbeitslöhne  herabsosetaen.  Er 
sacht  sich  »t  diesem  Zwecke  einen  seiner  strebsamsien  Ar^ 
heiter  heraas  and  sagt  ihm:  »Ich  habe  hier  einen  grösseren 
Auftrag  für  billige  Schuhe  —  vielleicht  Kinderschuhe  —  den 
ich  annehmen  möchte.  Ich  kann  jedoch  iiaeli  dem  Preis,  der 
mir  geboten  worden,  den  vollen  Arbeitslohn  nicht  zahlen. 
Wenn  sich  aber  die  Arbeitskosten  etwas  billiger  stellen  würden, 
so  wflrde  es  sich  am  einen  sehr  grossen  Auftrag  handehi.  Ich 
will  nicht,  dass  die  anderen  Arbeiter  etwas  davon  erfahren. 
Aber  wenn  Sie  es  möglich  machen  kdnnten ,  die  Arbeit  mit 
iiacli  Hause  zu  nehineu  und  sich  vielleicht  noch  einige  Ge- 
hilien  dazu  suchen  ,  dann  will  ich  Ihnen  den  Auftra«^  über- 
geben —  selbstredend  mit  der  Voraussetzung,  dass  Sie  sich 
15  %  (oder  20  °/o)  von  dem  in  der  Fabrik  gezahlten  Stück- 
lohn in  Abaug  bringen  lassen.«  Der  Arbeiter  sieht  die  Mdg- 
lichkeit,  sich  ein  hftheches  Nebeneinkommen  an  erwerben  and 
nimmt  die  Bedingnngen  an.  Anfangs  kommt  er  noch  seine 
8  Stunden  zur  Fabrik.  Bald  bleibt  er  jedoch  aus,  richtet  sich 
zu  Hause,  oder  irgend  sonst  wo,  ein  möglichst  billiges  Ar- 
beitalokal  ein  uud  sucht  sich  einige  Jungens  und  weniger 
brauchbare  Arbeiter.  Die  Knaben  erlernen  schon  in  1  bis  2 
Wochen  einige  weniger  schwierige  Handfertigkeiten.  Sie 
kommen  sogar  darin  bald  za  einer  gewissen  BoatinOt  die  fflr 
sriftMat.  t  siMtiw.  mu  II.  BMI.  28 
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den  MittelmaDU  sehr  vorteilhaft  ist.  Und  wewu  auch  die  Ar- 
beitsleistung weniger  vollkommen  wird,  so  genügt  aie  doch  für 
den  YCkrli^enden  Fall.  Tüchtige  Schahmacher  werden  sie  aber 
in  ihrem  ganzen  Leben  nicht  mehr. 

Wenn  nnn  ein  solches  Hinansgeben  der  Arbeit  ans  der 
Fabrik  nnr  yereinfelt  Torhame  und  nur  vereinzelt  bliebe,  eo 
wäre  seine  Bedeutung  eine  geringere.  Aber  es  hat  leider  die 
ganz  eutschiedeiic  TeiKleijz,  sich  immer  weiter  auszubreiten 
und  sich  immer  mehr  zu  verallgemeinern.  Der  Mittelmann  ist 
nämlich  nicht  bloss  in  der  Lage,  für  sich  selbst  nnd  mit  seitten 
Gehilfen  ml  langer  als  die  üblichen  acht  Stunden  an  arbeiten 
nnd  deshalb  trots  der  um  15  ^/o  geringeren  Beasahlung  mehr 
als  in  der  Fabrik  m  verdienen,  er  entlohnt  auch  seine  »Hände« 
wieder  um  15  ^jo  unter  dem  allgemeinen  Lobusatze,  so  das? 
die  wirklich  erzeugende  Arbeit  tbatsächlich  um  30  ®/o  billiger 
bezahlt  wird.  Die  Gehilfen  sind  dabei  dem  Mitte! manne  aal 
Gnade  und  Ungnade  überantwortet,  denn  in  der  Fabrik  würden 
die  besseren  Arbeiter  sich  weigern ,  mit  einer  grosseren  Zahl 
solch  schlecht  geschalter  Gesellen  zusammen  zu  arbeiten.  So 
macht  also  der  Mittelmann  seinen  Gewinn  aus  der  üeberzeit 
wie  aus  der  schlechteren  Bezablunj^  seiner  Gehilfen.  Beides  hat 
seine  besonderen  Reize  und  ist  die  Ursache,  dass  mau  nur  mit 
grossem  Widerwillen  wieder  zur  Fabrik  zurückgeht,  sobald  man 
einmal  mit  dieser  Art  Geschäfte  begonnen  hat.  Die  Stellung 
der  Afieruntemehmer  geföllt  viel  zu  gut»  als  dass  man  sie  so 
leidit  wieder  aufzugeben  geneigt  ^^e.  Und  auch  das  kommt 
wieder  dem  t'i<;eutliohen  Unternehmer  zu  statten. 

Dieser  hat  nämlich  jetzt  auf  einmal  die  alten  bilhgeQ 
Schuhaufträge  nuht  mehr.  Der  Arbeiter  entscbliesst  sich  des* 
halb,  ihm  auf  halbem  Wege  entgegen  zu  kommen.  Wenn  es 
die  niedrigste  Schuhsorte  nicht  ist,  ist  es  vielleicht  eine  etwas 
bessere.  Und  dann  offeriert  der  Fabrikant  einen  Auftrag  fftr 
etwas  theuerere  Schuhwaren,  vorausgesetzt,  dass  sie  zu  dem 
gleichen  Preise  wie  die  ersteren  geliefert  werden.  Der  Mittel- 
mann acceptiert  auch  diesen  Auftrag.  Und  so  «^eht  es  fort. 
Und  wenn  B  sieht,  dass  A  so  viel  Arbeit  bekommt  und  so 
viel  Geld  verdient,  so  hat  er  keine  Ruhe,  bis  er  zu  den  gleichen 
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BedifigoDgen  ansaerlialb  der  Fabrik  arbeiten  kaoii,  bis  endlieh 
die  Hälfte  und  xwei  Drittel  der  gesamten  Warenprodoktion  der 

Firma  ausserhalb  der  Fabrikraame  nach  diesem  Swcating  System 
hergestellt  wird.  Es  ist  vorgekommen,  dass  diese  Mittelmänner 
ihre  Mitarbeiter  in  der  Fabrik  zu  Streiks  aufgehetzt  haben, 
um  sich  hinter  dem  RQcken  ihrer  Kameraden  die  ganze  Arbeit 
für  ihre  Haasindastrie  zo  sicbem.  Und  was  in  dieser  Weise 
ftlr  das  Sebnhinachergewerbe  berichtet  ist,  das  gilt  anch  fttr 
slle  fibrigen  Bekleidungsgewerbe. 

Die  tiefgehenden  Schädigungen  dieses  Sweating  Sj/stem 
liegen  auf  der  Hanrl.  Das  Prinzip  des  achtstOndigen  Maximal- 
arbeitstages  wird  durchbrochen  und  der  Arbeitslohn  systema- 
üflch  berabgedrückt.  Die  Preisliste  für  Stückarbeit,  welche  von 
den  Unternehmern  nnd  den  Trades  Unions  Tereinbart  wird, 
ist  mehr  oder  minder  bedeatnngslos,  weil  die  grtaere  Hälfte 
der  Prodnktton  nach  geheim  gehaltenen  Lohnsätzen  ansgefOhrt 
wird.  Und  tull^  die  übrigen  Arbeiter  zu  den  von  dem  Unter- 
nehmer geforderten  billigeren  LiUmou  nicht  arbeiten  wollen, 
bleiben  sie  beschäftigungslos.  Die  tüchtigsten  Arbeiter  werden 
teils  ihrem  Klasseninteresse  entfremdet ,  teils  fiberflüssig  ge- 
macht. Die  Bedeotnng  nnd  der  Znsammenhalt  der  Unions  wird 
ontergrahen.  Der  Nachwuchs  eines  tüchtigen  gewerblichen  Ar- 
beiterstammes wird  mehr  oder  weniger  Tollständig  gestört, 
denn  die  jungen  Burschen  gehen  lieber  für  einen  anfangs  et- 
wa.«*  bülieren  Lohn  in  eines  der  Steeativg  houscs^  statt  1,  2  und 
mehrJaliK'  bmdurch  als  Lehrlinge  in  der  Fabrik  zuarbeiten; 
auch  gewährt  man  ihnen  in  der  Fabrik  nicht  so  Tiel  Freiheit 
im  Betragen,  Und  dabei  arbeiten  sie  in  einem  viel  an  engen, 
schlecht  Tentilierten  nnd  nngesanden  Ranme  nnd  bleiben  ihr 
Leben  hindurch  Pfoscher  ihres  Gewerbes.  Der  Eommissions- 
bericht  konstatiert,  dass  Kinder  mit  dem  Tagesgrauen  auf- 
stehen ,  ein  llüciitiges  I  rülistnck  nebriH  n  ni)d  dann  mit  ge- 
ringen Unterbrechungen  für  die  Esseuszeit  oft  bis  in  die  Mitte 
der  Nacht  hinein  arbeiten.  Gleichzeitig  finden  sich  auch  fttr 
die  Konsumenten  gesnndheitsschädiiche  Folgen :  es  ist  nachge- 
wiesen worden ,  dass  man  einen  Anzng  in  einem  der  ersten 
Kleidungsgeschäfte  Melbonrne's  bestellte,  der  ihatsächlich  in 

20* 
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einem  Arbeitmum  gefertigt  wurde,  der  weit  abeeitB  gekgeOf 
eng,  nngesiind  und  mit  Miasmen  einer  ansteckenden  EranUMik 
infiziert  war,  die  sieh  dadorcb  auf  den  Ti^ger  des  Ansngs 

fibertrug. 

Mit  Selbsthilfe  iässt  sich  hier  nur  wenig  machen.  Alle 
Ueberredungskunst  in  der  Tailor's  Society^  die  Mitbelm&niMr 
mm  Aufgeben  ihrer  Haosindastrie  su  bewegen,  blieb  Tergeb- 
lieh.  95  ^/o  samtlicher  Beteiligten  an  der  Schohwarenindostrie 
waren  emstlich  bestrebt ,  Ordnung  schaffen  und  ein  nenes 
»?o/7«  mit  höherer  Bezahlung  einzuführen.  Ihre  Bemühaugeo 
scheiterten  an  dem  Entschlüsse  der  übrigen  5  % ,  die  bishe- 
rigen Zustände  festzuhalten.  Verschiedene  Sachyerständige  waren 
der  Meinung,  dass  das  üebel  nur  dnreh  absolutes  gesetsiichci 
Verbot  des  Hinansgebens  der  Arbeit  aus  der  Fabrik  oder  doccli 
ein  unbedingtes  Verbieten  des  Stflcklohns  und  allgemeine  ob- 
ligatorische Einfühlung  des  Tag-  bezw.  Wochenlohns  sich  be- 
seitigen Hesse.  Die  Gesetzgebung  hat  bis  jetzt  noch  keine  Koi- 
scheidung  getroffen ;  wenigstens  werden  in  Australien  die  dies- 
bezüglichen Bestimmungen  des  Fabrikgesetses  nicht  als  sokbe 
betrachtet. 

Die  Qaelle  der  ganzen  Kalamität  liegt  aber  unzweifelhaft 
in  dem  achtstündigen  Arbeitstag.  Würde  man  statt  nur  8 
Stunden  12  oder  14  Stunden  in  der  Fabrik  arbeiten,  so  wQrde 
kaum  Jemand  daran  denken,  sich  noch  weitere  Arbeit  mit  nach 
Hause  an  nehmen.  Wollen  deshalb  die  Arbeiter  der  Beklei- 
dungsindustrien Australiens  an  dem  achtstfindigen  Arbeitstig 
ernstlich  festhalten ,  so  bleibt  wohl  nichts  anderes  übrig,  tb 
den  privaten  Arbeitsvertrag  in  der  Weif»e  einzuschränken,  Ja:s 
die  Nacharbeit  in  ihrem  ganzen  Umtange  den  gesellschaftiicheo 
Interessen  unterstellt  wird.  Nachdem  einmal  für  Arbeitszeit 
nnd  Arbeitslohn  die  gesellschaftlichen  Regulierangen  anerksBDt 
sind,  kann  auch  das,  was  der  einzelne  Arbeiter  —  nnd  sei  ei 
in  seinem  eigenen  Hause  —  berufsmässig  arbeitet,  nicht  länger 
seinem  freien  Ermessen  überlassen  bleiben.  Ein  Stehenbleibrn 
auf  halbem  Wege  ist  hier  auf  die  Dauer  unmögiicb.  Dieser 
Konsequenzen  sind  sich  die  Führer  der  Arbeiter  in  Australien 
voll  bewnsst   Und  bei  der  Entschiedenheit,  mit  der  sie  sn 
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dem  achtstüodigea  Arbeitstag  festzuhalten  entschlossen  sind, 
waiden  sie  diese  Koiueqaeiizen  liehen  —  sei  ea  nun  bald«  sei 
68  erst  «pftter. 

VUL  SUtistisohe  MateriaUen. 

Die  B  c  V  ü  i  k  e  r  11  n    der  australischen  Kolonien  stellt  sich 
nach  den  letzten  mir  vorliegeuden  Antraben  für  das  Jahr  1888 
in  Victona  auf   1090  869  Einwohner 

»  Neu-Sttd-Wales  >     1085356  » 
>  Queensland        »       387463  > 
»  Sfldausiralien     >       313065  > 
9  Westaustralien    >         12 137  > 
Tasmanien         »       146  119  » 
:»  Neu-Seeland        >       607  380  » 
also  in  ganz  Australien  zusammen  3  672419  Einwohner«  bei 
einer  letztjährigen  Zunahme  von  120668  Einwohnern* 

Das  VerhSltnis  der  Bevölkerung  der  Hauptstadt  zur  Ge- 
samtbefdlkerung  der  xespekÜTen  Kolonie  stellt  sieh  in  der 
nachfolgenden  Weise 

für  Melbourne    41,is  Prozent 
^   Adelaide      36,6  0  » 
9   Sydney        33,6x  » 
»  Hobart       23,«6  » 
»  Brisbane     22,?»  » 
>  Perth         21,«s  > 
»   Wellington    5,o6  > 
Das  entsprechende  Verhältnis  stellt  sich  zwischen  Loiitlon  und 
i:kiglaud  ohue  Schottland ,  Wales  und  Irland  auf  100  :  19, 
zwischen  Paris  und  Frankreich  auf  6 :  100 ,  zwischen  Berlin 
und  Prenssen  auf  5 : 100,  zwischen  Berlin  und  Brandenburg 
auf  36  : 100,  und  zwischen  MOncben  und  Bayern  auf  5  : 100. 

Der  gesamte  FISebeninhalt  der  australischen  Eo* 
looien  beträgt  3  075  238  euglisclie  Quiidratmeilen  oder  etwa 
um  ein  Sechstel  kleiner  als  ganz  Europa  und  etwas  grosser 
noch  als  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  ausschliess- 
lich Alaska.  Den  austraUschen  Kontinent  in  100  gleiche  Teile 
getolt,  ergibt  Uhr  Viktoria  3  solche  Teile,  f&r  Neu-Sfldwales  10, 
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ftlr  Qaeenalaad  23,  fOr  Sadauatraliaii  30  onil  für  WestMutralieD 
34  solcher  Teile. 

Die  knlÜTierte  Flache  betriigk  pro  Kopf  der  Be- 

TÖlkeruog  und  pro  1888  : 

in  Südaustralien    8, so  acrea 

>  Tasmanien        3,i9  » 

»  Neuseeland      2,4«  > 

»  Vicloria         2,ii  > 

»  Weataiwtralien  2,if  » 

»  Nen-Sfidwalee  0,ft  » 

»  Queensland       0,6  9  » 
Nach  dem  Victorian  Year-Book  war  die  durchsclmitÜiche 
Zahl  der  Einwohner  pro  Wohnung  in  Berlin  62,o,  in  Wien  60,«, 


Neu-Söd- 

Süd- 

Wales 

aostr&lieD 

Mk.  IL  Ffg. 

Mk.  tt.  Pfg. 

Mk.  ikFliK. 

1.  Speck  per  Pfand 

0,00^1,0 

0,80—1,01 

2.  Rindfleisch  » 

0,84 — 0,60 

0,80—0,10 

0,86  0,80 

3.  Brod  > 

0,16 

0,11 

0,10  0,11 

4.  Butter  > 

1,17 

1  1,60 

1—1,00 

5.  Kaee  » 

1,0 

0,00 — 1,0 

1— 1,00 

6.  Kaffee  > 

1,60 

1.0—2 

1,10  1,10 

7.  Hammelfl.  per  Pfd. 

0,00 — 0,00 

0,18  0,40 

0,00 — 0,10 

8.  Zucker  per  Pfund 

0,80  —  0,86 

0,ao — 0,40 

0,20  0,40 

9.  Thee  » 

1,80 

1,0  —  2,0 

1,60—2,60 

10.  Tabak  » 

2,60 

3,60 

3,60 

IL  Mehl  per  Ctr. 

13,0 — 16.0 

18,0 

12.  Kartoffeln  per  Ctr. 

6,0 

3,0 — 6,0 

6,10—7,10 

la  MUch  per  Quart 

0,io — 0,00 

0,80—0,00 

0,80—0,10 

Hierzu  noch  die  folgenden  Bemerkungen  für  die  einzelnen 
Kolonien. : 

Ein  kleiues  Haus  in  Öyduey  oder  einer  der  Vorstädte  mit 
drei  bis  vier  Zimmern  und  eiuer  Küche  kostet  10  bis  15  Mk, 
Miete  pro  Woche,  in  einem  Landatadtcheo  etwa  5  bis  10  Mk. 
Die  meisten  Arbeiter  beaitzen  indes  ihre  Häuschen  zu  Eigentam. 
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in  Petersburg  43,o,  in  Paris  19,o,  in  London  28,o,  in  Melbourne 
4,i«  Und  dabei  mimen  innerhalb  des  Stadtgebietes  in  Paris 
121,8  Personen,  in  Berlin  83,8,  in  London  53,«,  in  Mflncben  22,7, 
in  Melbourne  mit  Vorstädten  2,7  Personen  pro  acre. 

Den  neuesten  offiziellen  Publikationen  der  Emigrant* 8  In- 
formation ojfice  (31.  Broadway,  Westminster)  vom  1.  April  1890 
entnehmeich  die  nachfolgenden  Angaben  über  Lebenskosten 
in  den  australischen  Kolonien.  Die  Angaben  beaiehen  sieh  anf 
englisches  Mass  nnd  Gewicht  nnd  anf  Detailpreise,  wie  sie  Ton 
den  Arbeitern  besahlt  werden.  Das  Plbnd  ist  gleieh  46B  Gramm, 
das  Quart  gleich  ],i3  Liter.  Die  llaiiiburger  Angaben  sind 
entsprechend  umgerechnet. 


Qaeesalaiid 

West- 
aiuiralien 

Tasmatiien 

Nea-Baebuid 

Hanbo^ 

Hk.  D.  Pfg. 

Mk.  0.  Pfg. 

Mk.  a.  Pfg. 

Mk.  a.  Pfg. 

Mk.  D.  Pfg. 

0,i8— l,w 

1,0 — 1,88 

0,78-^1,0 

0,80 

0,U  0,86 

0,42 — 0.76 

0,86 — 0,60 

0,iO — 0,60 

0,60 

0,1«— 0,18 

0,17 

0,1« 

0.18 

0,10 

(Margariü) 

0,80  1 ,80 

0,88—2 

1-2,88 

0,78  1,80 

0,08—0,80 

0,80—1 

1,88—2 

0,80 — 0,78 

0,88  0,78 

0.88 

1,88^2 

1,0—1,88 

1,88—1,80 

1,88— *1,78 

1,80—1,80 

0,tO  0,08 

0,4  t 

0,85  0,41 

0,81  — 0,1« 

0,60 

0,ao  — 0,6  0 

0,26  —  0,86 

0,2  5 

0,17  0,84 

0,82  — 0,40 

1,80  3,0 

1,86  2,60 

1,60  1^,60 

1,«0  — 2,80 

6—6,88 

4,60  8,6 

12,0 

12,0—16,0 

15,0 

10,0^15,0 

12,0—17,0 

3,50 — 6,0 

5,80  12,8 

3,8 — 6,0 

0,88— '0,80 

0,88 — 0,«t 

0,8Z— 0,88 

0,20 

Im  lulande  sind  Häuschen  von  Holz  sehr  billig  aufzubauen, 
wobei  in  dt  r  Kegel  für  die  Benützung  des  Bodens  nichts  ge- 
zahlt wird.  Kost  und  Logis  für  eine  einzelne  Person  in  Sydney 
betragen  15  bis  25  Mk.  per  Woche.  Im  Innern  des  Landes 
ist  es  etwas  billiger.  Kleider  sind  im  allgemeinen  10  */o  teuerer 
nie  in  England  (nnd  Deutschland). 
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In  Melbourne  kosten  die  Hauser,  welche  von  Handwerkern 
bewohnt  werden,  per  Woche  7,60  bis  15  Mk.  Miete.  Aach  hier 
bat  jeder  bessere  Arbeiter  meist  sein  eigenes  Hans.  Kost  ond 
Logis  für  einen  einzelnen  Mann  ist  von  15  bis  25  Mk.  wöchent- 
lich zu  haben.  Die  Kleiderpreifie  sind  im  allgemeinen  15  V 
höher  als  in  England. 

In  Adelaide  bezahlt  ein  besserer  Arbeiter  mit  Familie  für 
ein  Häuschen  mit  4  bis  5  Zimmern  6  bis  13  Mk.  wöchentlich 
als  Haosreote.  Die  grössere  Zahl  derselben  ist  selbst  Hans- 
eigentümer.  In  Privathäusern  kosten  Kost  und  Logis  wöchent* 
lieh  16  bis  20  Mk.  für  Männer  und  10  bis  15  Mk.  für  Frauen. 
Kleider  sind  auch  hier  etwas  teuerer  als  m  Kngland.  Im  In- 
nern des  Landes  stellen  sich  rlie  Lebenskosten  etwas  billiger. 

Fflr  Queensland  wird  die  Rente  der  Arbeiterhauser  im 
Sllden  auf  7  bis  20  Mk.,  im  Norden  auf  7,50  bis  12  Mk.  an- 
gegeben. Die  Baukosten  eines  Hauses  von  Baumrinden  stellen 
sieh  auf  200  bis  400  Mk.,  von  Holz  auf  2000  bis  3000  Mk. 
Im  Norden  lebt  man  meist  in  Zelten,  bis  man  ein  Haus  sich 
zu  bauen  in  der  Lage  ist.  Für  Kost  und  Logis  bezahlt  man  im 
Norden  15  bis  20  Mk.  und  mit  Wäsche  bis  30  Mk.  wöchent- 
Hch.   Im  Sflden  ist  es  etwas  billiger.   Die  Kleider  sollen  15 

bis  20  ^Vo  teuerer  sein  als  in  Eugland. 

Zu  den  Lebpnskosteu  in  Westaustraiien  bemerkt  der  Bericht, 
dass  ein  Haus  mit  3  Zimmern  in  der  Stadt  7  bis  10  Mk.,  auf 
dem  Laude  5  Mk.  wöchentlich  kostet,  ein  Haus  mit  5  Zimmern 
stellt  sich  auf  12  bezw.  9  Mk.  die  Woche.  Die  Ausgaben  fttr 
Kost  und  Logis  schwanken  swischen  15  und  25  Mk.,  in  den 
Kimberley  Goldfeldern  bis  30  Mk.  die  Woche.  Hier  sind  auch 
die  Detailpreise  för  Waren  viel  höber.  Das  Pfund  Thee  kostet 
von  3  Mk.  an,  das  Pfand  Mehl  kostet  84  Pfg.  und  präservierte 
Kartoffel  75  Pfg.  pro  Pfund.  Auch  alle  Gemfise  sind  hier  sehr 
teuer.  Kleider  sollen  sich  auf  10  bis  20  höher  stellen  als 
in  England. 

Von  Tasmanien  wird  berichtet,  dass  kleine  *Cotta(jes*  io 
Ilobart,  Lannceston  und  den  Vorstädten  mit  3  bis  4  Zimmern 
von  5  bis  8  Mk.,  im  lalande  2,50  bis  6  Mk.  wöchentlich  kosten 
—  mit  4  bis  5  Zimmern  9  bis  15  Mk.  beaw.  5  bis  10  Mk.  resp. 
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Board  and  lodffing  16  bis  20  Mk.  wOcheutüch.  Kleider  sind 
10%  teneier  ala  Id  England. 

Neu-Seeland  gibt  an,  dass  die  Miete  eines  zwei-  bis  drei- 
snmTTieri^en  Arbeiterhauses  etwa  6  Mk.,  grössere  Häuser  für  Hand- 
werker 7,öÜ  bis  14  Mk.  in  der  Woche  kosten.  Die  Preise  auf  dem 
Lande  wechseln  von  4  bis  10  Mk.  Kost  und  Lo<^is  stellt  sieb  auf 
15  bis  20  Mk.  Und  hier  sollen  die  Kleider  lö%  (euerer  sein. 

Die  Arbeitslöhne  der  gleichen  Quelle  sind  wohl  eher 
etwas  20  niedrig  angegeben  infolge  der  Bestrebungen  der 
australischen  Regierungen,  nicht  zu  sehr  zur  Einwanderung 
anzulocken.  Im  übrigen  sind  diese  Angaben  neuesten  Datums. 
Sie  sind  iu  der  nachfolgenden  Tabelle  —  wo  nicht  anders  an- 
gegeben —  auf  den  achtstündigen  Arbeitstag  und  auf  Mark 
and  Pfennig  nmgerechnet  Die  beigefOgten  Löhne  ans  Berlin 
entnehme  ich  der  Lohnstatistik  rom  September  1888,  wie  sie 
durch  die  Gewerbedeputation  des  Magistrats  einbezogen  worden. 
Diese  Löhne  beziehen  sich  auf  eine  zehustündige  Arbeit.  Aus 
dieser  offiziellen  englischen  Publikation  noch  die  folgeinie 
charakteristische  Notiz  über  die  Lage  des  Arbeitermarktes  iu 
Australien : 

In  allen  Kolonien  sind  Landwirte  mit  einem  kleinen  Kapital 
▼on  sage  4000  Mk.,  namentlich  als  Obst-  und  WeingSriner 
sehr  willkommen.  Es  ist  jedoch  anßin glich  fär  sie  notwendig, 

sieh  vorerst  etwas  Erfahrung  aus  den  australischen  Verhältnissen 
anzusammeln,  weshalb  angeraten  wirc],  tlas  erste  Jahr  als  Farm- 
arbeiter zu  verbringen.  Als  solche  dürften  sie  stets  leicht  Be- 
schäftigung finden.  Handwerker  sind  in  keiner  Kolonie  speziell 
gewünscht  und  in  einseinen  Fällen  wird  sogar  ausdrücklich  vor 
Einwanderung  gewarnt.  Im  allgemeinen  ist  man  jedoch  der 
Meinung,  dass,  wenn  ein  ttlcbtiger  Arbeiter  noch  etwas  Geld 
mit  sich  l)ringt  und  geneigt  ist,  anfänj^lich  auch  andere  Be- 
schäftigungeu  anzunehmen ,  so  dürfte  es  ihm  schlieasiich  ge- 
lingen, die  angegebenen  guten  Bezahlungen  zu  erhalten.  Mit 
>  General  Labourers^  steht  es  schon  wieder  etwas  ungünstiger. 
Und  Handlungsgehilfen  und  Ladendiener  werden  ansdrttcklich 
Yor  der  Auswanderung  nach  Australien  gi  warnt  Günstig 
sind  dagegen  wieder  die  Verhältnisse  für  weibliche  Dienstboten. 
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Lohnttatutik  der  austraiiachen 

Victoria 


Backsteinmaarer 

Ziegeleiarbeiter 

Mauerer 

Zimmerleute 

Maler 

Schmiede 

EeaMlaehmiede 

Monteure 

Eisengiesser 

Farm  arbeitet 

Köchin  ^) 

Haasmädchen ') 

Kindermädchen 


Neu- 
Sfld-Wale« 

10—11 
8-11 
10—11 

10—11 
7—10 


10-12 

10—12 

10*-12 

8,60-10 


9,aft— 10,70  10—14 

9,16— 10,fo  10—14 

9,B6  10,70 

8-10,70 


9—13 

8—12 
20 

900—1200  700-1000 
600—800  600—700 
400-780  400—500 


Kolonien  für 

8sd- 
AnitnUin 

8—10 

7-  10 

8-  9 

7,60—10 

7—  12 

9-  12 

8—  11 
8—11 

8—12 
20—30 
ÖOO- 1000 
400—500 
400—500 


Jahrg. 

Zahl  d.  Unter- 

Pferdekraft 

ZaVil  der 

nehmangeo 

d.Ma8cbinea 

Arbeiter 

1879 

2343 

18064 

38278 

1884 

2777 

17602 

46857 

1889 

2975 

24  938 

Ö4  46Ö 

Statistik  der  industriellen  Entwicklung  in  Victoria. 

Wert  der  Fabriken 
mit  EinrichtuDgen 
Mk 

135972720 

188  280  540 
29584Ö220 

Bankstatistik   der    australischen  Kolonien 

für  1889. 

Zahl  der  Noten  in  Wechiel 

Banken  Zirkulation  Hk. 

Ges.  Australien     69  108  406  060 

Victoria  16  33  568  020 

Guthaben  f.  Banken  Depositen 
Mk.  Mk. 

Victoria  5  139  920  76 106  040 

Ges.  Australien  14  251  420      2  071 046  ÖoO 


7  997  000 
2504260 

Total 
Mk. 

802  272  600 
2  201 701  m 


1)  Diese  Angaben  bekiehen  eich  bei  frei  Eoet  nnd  Logit  anf  die 
Woehe  wahrend  der  Berbitteii 

8)  Jahreelohn  bei  freier  Wohnong  and  Verpflegang,  die  Asgabea 
fHk  Berlin  Terdanke  ieh  priTater  Küleilnog. 
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Achtstondenarbeit  in  Mark  and  Pfennig. 


Queeosland 

•war  A. 

Anttralian 

Tasmanien 

Neu-Seelaod 

Berlin 

10-12 

10 

7—12 

^  3-6 

7,5«— 10 

6—8 

10-12 

9—11 

10 

6—10 

3,60 — 5 

7-10 

9— iO 

8-10 

6-10 

3,26 — 6 

8-10 

7—8 

2,78—5 

8)60—12 

9-11 

8 

7—12 

1— 4,M 

9-12 

8—9 

10 

- 

2>so— 6 

9-12 

8-9 

3-6 

8—9 

2,60  2,60 

14-20 

IB— 20 

13-20 

12—22 

550-1000 

720 

800 

400—1560 

240—300 

400-&00 

360 

500 

400-700 

150—180 

2(S0— 600 

600 

200—400 

120-160 

Bta 

Victoria  122  443  760 

Ges.  Aostralien  361 181 760 


OrunUatücke 
and  Gebftode 

32  204  440 
97  630  800 


Guthaben  bei  Banken  Wertpapiere 
Victoria  8340940  936780920 

Ges.  Amiralien  67  663  720      2  611 469 140 


Noten  u«  Wechsel 
anderer  Baaken 

5  051  720 
12  436  660 

Total 
104827780 
3160281680 


IX.  Der  deutsclie  und  der  auätraliacäd  Staatäsozialismos. 

Seitdem  Montesquieu  in  England  mit  seiner  Theorie  von 
der  Teiliing  der  Gewalten  die  beste  Losung  des  Verfassungs- 
probiexns  gefunden  zu  haben  glaubte,  betrachten  alle  Staaten 
Europas  in  koDstitationellen  Fragen  die  englische  Verfassung 
ab  das  beste  Master  in  der  Weli.  Seit  den  leisten  10  bis  15 
Jahren  ist  es  bei  den  englischen  Staatsmannern  wiedemm 
Sitte  geworden,  die  australiscbeii  Verfassungsgesetze  und  Er- 
fahrungen in  den  V^ordergrund  der  Debatten  zu  stellen.  Und 
nachdem  England  für  Europa  hierin  immer  noch  die  vielfach 
snerkannte  Snprematie  besitzt,  ist  es  jetzt  in  Wirklichkeit 
Aostnlien,  das  hier  in  der  Entwidüong  der  Ere^nisse  den 
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Weg  leite!.  Nach  der  bewundernswerten  Aasgestaltuog  seines 
öffentlieheii  Verstchernngswesens  fttr  die  Arbeiter  hat  Dentscb- 
land  sieh  cten  Rnf  erworben,  fftr  die  Kultnrstaaten  der  Erde 

iü  der  glüc'.  liehen  Lösung  des  sozialen  Problems  vorangegangen 
zu  sein.  Tnd  namentlich  die  öffentliche  Meinung  Englands 
folgte  allen  unseren  Bewegungen  auf  diesem  Punkte  mit  un- 
geteilter Aufmerksamkeit.  Da  kommt  nun  Sir  Charles  Düke 
nnd  beweist  seinen  Landslenten,  mit  der  ibm  in  so  hohem 
Masse  eigenen  Gewandtheit  der  Darstelinng,  dass  anch  in  den 
sozialwirtsc!  aftlichen  Fragen  nicht  Deutschland,  sondern 
Australien  die  weitaus  voilkommeneren  Zustände  geschaffen 
habe  und  d.HS  mithin  die  wahre  Aufgabe  der  englischen  Politik 
darin  liege,  auch  hier  wiederum  nur  dem  glanaenden  Beispiele 
der  anstrali.^ohen  Kolonien  an  folgen. 

In  der  That  —  bis  zn  einem  gewissen  Grade  mcheint 
auch  mir  d.:  unstreitbar. 

Uilke  1  t  Recht,  wenn  er  Australien  als  *a  worlers  para- 
dise€  bezei' Iinet.  Seine  Zustände  sind  auf  diesem  Punkte 
besBor  als  ^«slbst  in  den  Vereinigten  Staaten  yon  Amerika. 
Von  Ausmü'.insföUen  abgesehen,  erhüt  hier  der  Arbeiter  den 
höchsten  Lelm  fflr  die  kflrzeste  Arbettssett.  Dabei  sind  die 
Le'  -nskosteii  nur  wenig  oder  trar  nicht  teuerer  und  selbst 
billiger  als  anderwärts.  Das  Eiokomiiien  der  Arbeit  ist  also 
hid*  am  höchsten.  Klassengegensätze  und  üiasseuunterschiede, 
wio  sie  in  der  alten  nnd  erst  recht  in  der  neuen  Welt  Amerikas 
b(.  tehen,  sird  seit  der  Unterdrückung  der  Squatter-Aristokratie 
dv.rch  die  Farmer-  nnd  Stadtdemokratie  völlig  Terschwnnden. 
M::n  hat  üii  '.i  heute  in  Australien  ganz  allgemein  mit  der  De- 
ff"^kratie  al  gefunden.  In  Kleidung  und  Lebensweise  uuter- 
sr  leideu  sich  die  Arbeiter  gar  nicht  von  den  reichen  Leuten. 
A  t;ch  sie  haben  zumeist  ihre  eigenen  Häuser  auf  eigenem  Grund 
und  Boden.  Die  Frauen  haben  MSdehen  als  Gehilfen  im  Hause. 
In  den  Fabriken  finden  wir  unter  den  Arbeitern  Musikkapellen 
IT  d  Disputiv'ige  llschaiten.  Sie  haben  ihre  eigenen  Klubhäuser 
r  't  Bibliotl  kei  und  Gesellschaitbräunien  so  gut  wie  irgend  eine 
1  >here  Gese  sei  ttsklasse.  Und  zu  den  gelegentlich  abgehaltenen 
Konierten      J^lebhabertheatem  sehen  wir  die  Herren  im  Fraek 


Digitized  by  Google 


Der  »ditrtllnd.  Arbeitstag  n.  d.  ArbdtortckntigeietKgbg.  AniUaliesf.  SsS 

imd  mit  weiaser  Weste«  die  Frauen  in  Balltoilette  eraeheinen. 
Weitrerbreiiet  ist.  die  Sitte,  dase  der  Arbeiter  alljührlich  mit 
■einen  Angeh5rigen  zur  Ihrliolnng  anf  einige  Zeit  nacb  der 

Seeküste  geht.  Die  Rudergesellschaften,  football-,  cricket-  und 
cycling -did)S  der  Arbeiter  siiiil  nicht  l»loss  die  beäten  in 
Australien,  sondern  die  besten  der  Welt,  wie  die  Resultate 
bei  den  letzten  internationalen  Konkurrenzen  gezeigt  haben. 

Und  dabei  ist  der  feste  Glaube  an  die  glflckliche  nnd 
grosse  Znkonft  des  Landes  geradezu  nnflbertrefflieh.  Mehrere 
der  reichsten  Leute  in  Australien  waren  noch  Tor  verhältnis- 
mässig wenigen  Jahren  dem  Arbeiterstande  angehörig.  In 
verschiedenen  (7eg;eudeii  ist  die  Zahl  der  Sparkasseneinlagen 
gleich  der  Zahl  der  Familienhäupter  und  die  Zahl  der  Bank- 
kontos grosser  als  ein  Drittel  derselben.  Die  Landpreise  in 
der  Umgegend  Ton  Melboome  sind  in  6  bis  7  Jahren  nm  das 
fUnfzigfache  gestiegen.  Die  3  Vs  Millionen  Einwohner  Australiens 
sind  mit  fiber  900  Millionen  Mark  an  der  Lebensversicherung 
beteiligt.  Und  wie  diese  hofiuungsfreudigeu  Verhältnisse  weiter 
lauten  mügea !  Wenn  es  gilt,  die  Jugend  in  einem  der  alten 
Kulturländer  Europas  für  das  Vaterland  zu  begeistern,  dann 
wird  auf  die  Qrossthaten  der  Vorfahren  hingewiesen.  Wenn 
es  in  Australien  gilt,  den  gleichen  Zweck  zu  erreichen,  dann 
deuten  Redner  und  Schriftsteller  auf  die  Zukunft  hin,  wie  sie 
so  glänzend  winkt.  Und  während  uns  im  alternden  Europa 
ein  gewisses  Unbehagen  unwillkürlich  beschleicht,  sobald  wir 
die  voraussichtliche  Bevölkerungsziffer  nach  weiteren  hundert 
Jahren  berechnen,  weisen  die  Australier  stolz  darauf  hin,  dass 
dann  ihr  Kontinent  Toraussichtlich  etwa  100  Millionen  Ein- 
wohner hat  und  sie  eine  der  grSssten  Nationen  der  Welt  sein 
worden. 

Das  alles  sind  unbestreitbare  Thatsacheu.  Aber  Bilhe 
geht  weiter  und  sagt,  mUiss  sich  die  Arbeiter  Australiens  nur 
um  ihre  eigensten  Angelegenheiten  kümmerten  und  sonst  zu- 
frieden seien,  die  Politik  von  erfahrenen  Berufspolitikern  ge- 
leitet zu  sehen  —  dass  deshalb  die  Wirtschaftspolitik  Austra- 
liens doch  in  den  HSnden  der  liberalen  Demokratie  liege  und 
sich  der  Hauptsache  nach  mit  progressiver  Erbsteuer,  Staats- 
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subTenitoii  xn  Bergbau,  Garkenbaa  und  Landwirtocbaft,  freiem 

Staatsflchnlweseii  ond  sozialpolitischer  Leitung  des  Ministerinms 
für  öffentliche  Arbeiten  voraussichtlich  genüge,  naobdein  Zah- 
lung der  rarlamentsmitglieder  und  in  Victoria  wenigstens  die 
Fabrikgesetzgebung  gelangen  seien.  Eine  radikalere,  sozial- 
demokratische  Reformbewegang,  insbesondere  hinsichtlich  des 
Qrandeigeniamsrechies,  widerstrebe  hier  auch  dem  politischen 
GeffihI  der  Arbeiterpartei.  Die  Ausbildung  eines  deutseben 
Staatssozialismus  sei  in  Australien  unmöglich.«  In  allen  diesen 
Funkten  bin  ich  wesentlich  abweichender  Meinung. 

Was  zunächst  die  Vertretung  der  Arbeiter  durch  Arbeiter 
im  Parlament  betrifft,  so  fibersieht  Dilke,  dass  daran  erst  nach 
fiinflQhrong  einer  Besoldung  der  »M.  P.«*s  gedacht  werden 
konnte.  Seitdem  bat  der  interkoloniale  Trade-  ünions  Congress 
sich  mit  aller  Energie  für  eine  direkte  Vertretimcr  ausgesprochen. 
Und  namentlich  Südaustralien  hat  damit  auch  bereits  ertoigreicb 
begonnen.  Es  ist  mitbin  nur  eine  Frage  der  Zeit,  dass  auch  die 
australischen  Parlamente  ihre  grOssere  Zahl  von  Arbeitern  als 
Mitglieder  haben  und  sswar  in  erster  Linie  auf  Kosten  der  be- 
mfsmässigen  liberalen  Politiker. 

Da5??<  die  Tradcs  ÜHioiis  bis  heute  —  mit  Ausnahme  der 
Chineseufrage  und  d«r  staatiicbeu  Unterstützung  der  Einwan- 
derung —  sich  Überwiegend  um  ihre  eigenen  An  gel  e<:^enheiten 
gekfimmert  habeut  hat  seine  guten  Orflnde.  Die  Entwicklung 
des  Trades  üniimism  in  Australien  ist  noch  sehr  jung.  Sie 
datiert  eigentlich  erst  seit  dem  Jahre  1883  —  dem  Beginn 
der  intt>rkolonialen  Kcjiigresse.  Für  Südaustralien  und  Queens- 
land ist  das  ausdrücklieb  konstatiert  worden.  Aber  auch  für 
Victoria  lasst  sich  das  nachweisen.  Die  Victorian  Emphtfer^s 
Untons  wurde  erst  im  Marz  1885  als  Gegengewicht  an  der 
wachsenden  Macht  des  Tradts  Unumism  ins*  Leben  gemfen. 
Nacluleiu  aber  die  Arbeitervereinigungen  zum  rechten  Selbst- 
bewu-^tsein  erweckt  waren,  gehörte  es  natürlich  zur  ersten 
und  wichtigsten  Aufgabe,  ihro  inneren  Organisationen  zu 
Tollenden.  Dazu  sind  die  australischen  Arbeiter  viel  zu  praktische 
Leute«  um  zunächst  andere  Ziele  ins  Auge  zu  fassen.  Vor 
allem  mnss  in  jeder  Kolonie  eine  Trtides  Hall  erbant  werden 
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und  der  Trades  SaU  Cauneü  tSchtig  entarki  sein.  Dum 
konmife  die  Frtge  der  rechten  VerbiDdongsform  der  Arbeiter- 
verein igon  gen  durch  ganz  Australien  und  die  Fraj^e  der  Ein- 
gliederung der  ungelernten  Arbeiter.  Und  zuletzt  kommt,  mit 
der  Behandlung  der  Non-Ünionisten,  die  Erweiterung  der 
Trades  ünions  zum  obligatorischen  berufsgenoesenscbaftlichen 
Orgao  der  Arbeiter  und  damit  der  Arbeit. 

Anf  diesem  Wege  ergibt  sich  schon  von  selbst  die  Be- 
handlung des  Probleme  der  Knabenarbeit,  das  in  Anstralien 
seine  besonderen  Schwierigkeiten  bat.  Wir  haben  au  einer 
früli<  ren  Stelle  schon  darüber  berichtet.  Sobald  diese  14-,  15- 
und  löjährige  junge  Burschen  auf  leichte  Weise  ihre  3,  4  und 
5  Mark  täglich  yerdienen  Icönnen,  beginnt  die  Autorität  der 
Eltern  anfznhören«  An  der  Disaiplin  der  Fabrik  hat  man  als 
Lehrling  auch  keine  rechte  Freude.  Von  der  Fabrikinspektion 
will  man  so  wenig  als  möglich  behelligt  werden,  ünd  so 
wendet  man  sich  andereu  Beschäftigungen  zu ,  die  sich  als 
Lau  Ii  Hirsche,  Hnrtaudiener,  Telegraphen  böte,  Ümnibuskünduk- 
teurc  u.  s.  w.  mehr  als  genägeud  finden.  Die  Zahl  der  zur 
tüchtigen  Ausbildung  gelangenden  Handwerker  nimmt  ab,  und 
der  Charakter  der  heranwachsenden  männlichen  Jagend  wird 
in  ansgesproehenem  Masse  der  Ton  Taugenichtsen  in  Flegel- 
jaliren.  In  Anstralien  hat  man  dafttr  das  besondere  Wort 
9larrikins€  und  T^Iarrildnisnf<  erfunden. 

Dieses  Herabsinken  der  Qualität  der  Arbeiter  drückt  un- 
zweifelhaft den  Lohn.  Deshalb  ist  die  Politik  der  Trades 
ünions  bestrebt,  die  Regelang  des  Lehrlingswesens  zunächst 
in  der  Weise  herbeizafShren,  dass  die  Zahl  der  beschäftigtett 
Knaben  in  einem  bestimmten,  engeren  VerhSltnis  sar  Zahl  der 
beschäftigten  männlichen  Arbeiter  stehe.  In  dem  Masse  jedoch, 
als  die  Arbeiterorganisation  alle,  und  also  auch  die  ungelernten 
Arbeiter,  umspannt,  tritt  auch  die  Frage  des  Alters  für  den 
zwangsweisen  Eintritt  der  männlichen  Jugend  auf.  Mau  darf 
wohl  Tertranen,  dass  dann  diese  Grenze,  im  Interesse  der  £r- 
sieliang  der  Arbeiter,  wie  anch  der  öffentlichen  Ordnung, 
niedrig  genug  gegriffen  wird.  Die  Disziplin  der  ünions  wird 
dann  auch  Über  die  ihnen  eingegliederte  Jugend  keine  schwache 


Digitized  by  Google 


aee 


sein;  denu  die  Strafbefugnis  der  Zwangsunions  gegen  den  Ab- 
trünnigen fiberbietet  natargemSss  die  Landesverweisong  unseres 
SozialisteDgesetzes.  Das  z,  Z.  gegen  den  i^larrikimsm*  toi  An- 
wendung gelangende  Heilmittel  der  liberalen  Demokratie  ist 

recht  seltsam.  Man  gilit  den  jungen  Burschen  für  die  Fabrik 
soviel  Freiheit  als  iivroiid  niöt^'lich  uud  buciit  in  den  Schulen 
aUgemeiue  ächülerbataillone  zu  grüudeti,  die  sich  dann  in  die 
Miliz  hineinwachsen.  Man  sucht  die  Auswüchse  in  dem  Be- 
tragen der  frfihreifen  Jagend  darch  das  Angewöhnen  einer  ge- 
wissen militärischen  Disziplin  m  beschneiden  und  so  Qber  den 
^larrikinism*  Herr  zu  werdeu.  Dia  Erfolge  sind  nocli  abzu- 
warten. 

Ebensowenig  h&t  Düke  sich  der  Mühe  unterzogen,  das  »Swea- 
iing  System€  in  Australien  nnd  die  daraos  Ittr  die  Politik  der 
Arbeiter  sich  ableitenden  Eonseqnenaen  eingehender  zu  behan- 
deln. Die  bisherige  Gesetzgebung  auf  diesem  Punkte  wird  yon 

keiner  Seite  als  befriedigend  bezeichnet,  dn  nuch  derselben 
die  Quantitäten  der  ausserhalb  der  Fabrik  gefertigten  Arbeit 
uieht  einmal  ermittelt  werden.  Es  bedarf  deshalb  nur  der 
äusseren  Veranlassung  gedrfickter  MarktTcrhaltnissef  um  diese 
ganze  Kalamität  in  ihrer  ruinösen  Bedeutung  ftr  den  aehi- 
ständigen  Arbeitstag,  wie  für  die  australische  Lohnhöhe  wie- 
der zu  allgemeinerem  Bewusstsein  zu  bringen.  Und  dann  wird 
es  vielleicht  der  Politik  der  Trades-Unions  endlich  geimgen, 
das  T^Sweaiing  Spstemt  ganz  aufzuheben.  Die  eigentliche 
Schwierigkeit  auf  diesem  Wege  liegt  nur  in  der  Bedeutung 
des  ^auidoar  worht  fOr  Wittwen  und  Waisen  und  flQr  Frauen 
und  Kinder  kranker  Arbeiter,  wie  das  den  eben  angeftthrten 
Auszügen  aus  den  Berichten  der  Fabrikinspektoren  zu  ent- 
nehmen ist.  Es  kann  deshalb  den  australischen  Unions  kein 
besserer  Rat  erteilt  werden,  als  das  deutsche  System  der  ob- 
ligatorischen Unfall-  und  Krankenversicherung  zu  adoptieren, 
ünd  wie  ich  aus  Gesprächen  mit  ganz  herrorragenden  Poli- 
tikern in  Australien  entnommen  habe,  denkt  man  sogar  daran, 
nach  der  von  Bismarck'scheu  Idee,  ein  Staatsmonopol  zur  Aus- 
stattung des  Arbeiter  Versicherungswesens  zu  schaüen.  Un- 
wahrscheinlich wäre  es  also  nicht,  dass  sich  auch  DUke  noch 
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für  das  deutsche  Zwangsversicherungssysiem  begeistern  konnte, 
sobald  SB  seinen  Weg  nach  Australien  gefunden  hat  Wesent- 
liche Schwierigkeiten  liegen  dort  der  Einitthrung  nicht  im 
Wege,  wenn  auch  gewiss  kein  reiner  Abklatsch  unserer  deutsehen 

Gesetze  erwartet  werden  kann.  Man  wird  in  den  Zwangs- Unions 
den  geeigiietöten  Träger  der  iieueu  Rechtsordnung  finden,  wo- 
mit dann  die  Uuternebmer verbände  in  bestimmter  Weise  kom* 
biniert  werden  könnten.  Den  Friendly  Societies  mag  daneben 
immer  noch  ihre  erg&nsende  Thatigkeit  belassen  bleiben. 

Das  Alles  geht  Aber  die  DtJ^^schen  PerspekÜTen  weit 
hinaus  und  doch  scheint  mir  damit  die  australische  Politik 
noch  lange  nicht  an  ihrem  Ende,  wenn  anders  sie  an  ihrem 
bisher  befolgten  Grundsätze  festzuhalten  gedenkt,  wonach 
nicht  die  möglichst  billige  Produktion  der  Waren,  sondern 
der  maglichst  höchste  Lohn  aller  produktiven  Arbeit  das 
LeiimotiT  der  Wirtschaftspolitik  des  Staates  sein  soll.  Die 
progressiTS  Erbsteuer  bis  m  18*/o  in  den  Kolonien  Keu-SOd- 
wales,  Victoria  und  Neu-Seeland  ist  kein  so  wesentlicher  Be- 
standteil dieses  Prograuini«^.  Ihre  Einführung  ist  Überwie- 
gend aus  Schwierigkeiten  finanzpolitischer  Art  erwachsen« 
Und  die  progressive  Grundsteuer  auf  grosseren  Grundbesits  in 
Victoria  ist  Yon  der  obsiegenden  liberalen  Demokratie  ange- 
nommen worden,  um  die  unterliegende  Squatter«  Aristokratie 
zum  Aufteilen  ihrer  Ländereien  zn  bewegen.  Schon  wichtiger 
war  die  Einführung  der  SchntzzoUjiolitik,  die  Besoldung  der 
Volksvertreter,  die  EinfQhrung  allgemeiner  freier  Staatsschulen 
und  die  yictorianiscbe  Fabrikgesetzgebung.  Insbesondere  aber 
liegt  eine  grosse  Bedeutung  in  der  soaialpolitisohen  Leitung 
der  Ministerien  fttr  dffSentliche  Arbeiten. 

Ifit  einer  einadgen  wenigbedeutenden  Ausnahme  sind  sftmt* 
liehe  Bahnen  der  australischen  konstitutionellen  Kolonien  Staats- 
balmen.  Und  namentlich  ihre  Personentarife  tragen  vielfach 
einen  anderen  als  privatwirtschaftlichen  Charakter.  In  Neu- 
Büdwales,  z.  B.  haben  die  Kinder  aui  der  Fahrt  nach  der 
Schule  und  surück  freie  fienutanng  der  Staatsbahnen.  Für 
den  Verkehr  von  Melbourne  und  ümgegend  ist  seit  Jahren 
schon  mn  Zonentarif  eingeführt,  der  den  neuen  ungarisdien 

Z«ltMliT.  L  SUattw.  1891.  IL  Heft.  84 


Digitized  by  Google 


968 


Dr.  G.  Bnbland: 


Tarifsätzen  nicht  nachsteht.  Von  der  Beschäftigung  der  in- 
dustriellen  Reservearmen  auf  Staatskosten,  wurde  bereits  be- 
richtet Sie  gehört  sa  den  wichtigen  Aufgaben  des  Mintrte- 
riams  f&r  öffentliche  Arbeiten.  Und  das  alles  Kosammen  genoiii'-* 
men  unterliegt  es  gar  keinem  Zweifel,  dass  der  Anteil  difses 
Ministeriums  an  der  gesamten  Volkswirtschaft  in  Australien 
die  M,  de  Fr ey einet 'nchen  Pläne  zum  Ausbau  der  französi- 
schen YerkehrsTerhäitnisse  weit  in  den  Schatten  stellt. 

Und  immer  noch  weiter  drilngt  notwendigerweise  die  Ent- 
wickelang ! 

In  Australien  ist  der  Bergbau  noch  nicht  zur  Tollen  Ent- 
wicklung gelangt,  die  Forstwirtschaft  wird  fast  ganz,  die  Land- 
wirtschaft vielfach  vernachlässigte  Wo  das  letztere,  wie  in 
Nenseeland  und  Südaustralien,  weniger  der  Fall  ist,  da  hat 
neuerdings  die  industrielle  SchutzcoUpolitik  mit  einer  Inten- 
sität eingesetzt,  dass  die  Zusi&nde  bald  denen  in  Vietona 
gleich  sein  werden.  In  anderen  Gegenden,  wie  namentlich 
im  Norden  Queensland,  ist  die  Landwirtschaft  im  Interefoe 
der  industriellen  Arbeiter  geradezu  in  ihrer  Entwicklung  be- 
lastet worden.  Das  kann  auf  die  Dauer  nicht  gehen,  dass  ein 
Staatswesen  nur  seine  Arbeiter  und  seine  Industrien  begfin« 
stigt.  Für  die  Eröffnung  neuer  Absatzfelder  muss  gleich- 
zeitig Sorge  getragen  werden.  Absatz  nach  aussen  ist  för 
Australien  vorlänfij?  nicht  zu  erwarten.  Seine  A  r})eit.^lohne 
sind  etwa  doppelt  so  hoch  als  die  in  England  bei  etwa  20  ^/o 
geringerer  Arbeitszeit.  Die  Produktionskosten  haben  sich  da- 
durch 10^25^/o  höher  gestellt.  Eb  kommt  aleo  lediglich  die 
Stärkung  der  AbsatzYerhältnisse  im  Inland  und  zwar  nament- 
lich durch  Schaffung  eines  blühenden  Bauernstandes  in  Be- 
tracht. Die  bisher  üblichen  Subventionen  sind  dabei  völlig 
unzureichend.  Es  handelt  sich  um  eine  entsprechende  Aende- 
mng  der  englischen  RechtsTerhaltnisse  am  Omndeigentam. 
Australien  hat  damit  bereits  begonnen  und  in  der  yielgerflhm- 
ten  T&rren*8  Akt  deutsche  Kintragungs-  und  üebertragnugs- 
formen  des  GrnndeigeDtuinr-i  anf?enomnieu.  Aber  auch  dauiit 
ist  noch  nicht  genügt,  wie  wiederum  die  Erfahrung  gezeigt 
hat.   Das  Grundeigentum  muss  in  höherem  Masse  den  sozial- 
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politischen  Interessen  der  Gesamtheit  unterstellt  werden.  Die 

Freiheit  des  Bergbaues  auf  privaten  Grundstücken  m^fr  ein 
Teil  davon  sein.  Für  die  Landwirtschaft  ist  jedenfalls  H,  Gcor^ 
ge*s  Programm  ein  irriges.  Aber  man  wird  immer  aus  seinen 
Ideen  yiel  Anregung  schöpfen  nnd  deshalb  wird  auch  seine 
jfingste  Agitationsreise  dnrch  Australien  gate  Früchte  tragen* 
Die  Bdbrm  seihst  wird  mehr  in  derBichtong  liegen  mtlssen, 
wie  sie  namentlich  Ton  Schdffle  aber  auch  von  Schreiber  diesee  ^) 
an  aiideren  Stellen  augedeutet  worden.  Da  in  Anstralien  keine 
grossen  Gegen {Kirteien.  aber  auch  kein  V^erkn(>chorn  in  Theo- 
rien, sondern  eine  möglichst  unmittelbare  Erwägung  dessen,  was 
aom  Wohl  des  Volkes  dient,  ausschlaggebend  ist,  so  erscheint 
es  mir  sehr  wahrscheinlich,  dass  wir  dort  anch  bald  anf  dem 
Ponhte  der  agrarischen  Reformen  die  wertrollsten  Erfahrungen 
zo  sammeln  in  der  Lage  sind.  Denn  die  bisherigen  Darleg- 
ungen haben  wohl  gezeigt,  dass  u  ir  es  hier  mit  mehr  als  bloss 
entfernt  verwandten  Verhältoissen  zu  thun  haben. 

In  der  That  bin  ich  der  Meinung,  dass  es  Düke  sehr 
wenig  gelungen  ist,  einen  tiefgehenden  Unterschied  zwischen 
dem  Staatssoztalismns  in  Anstralien  nnd  dem  Staatssozialismns 
in  Dentschland  ku  konstmieren.  Sie  sind  hente  gewiss  nicht 
einander  gleich.  Dazu  war  der  Ausgangspunkt  beider  viel 
zu  sehr  beinahe  ein  entgegengesetzter.  Und  auf  beiden  Seiten 
finden  sich  viele  Punkte,  die  sie  niemals  gemeinsam  haben 
werden.  Aber  in  zwei  wesentlichen  Dingen  werden  sie  sich  bald 
gleich  sein :  nämlich  in  der  Arbeiter-  nnd  Un&U-  nnd  Kran- 
kenTersichemng  und  in  der  gesellschaftlichen  Regulierung  des 
privaten  Arbeitsvertrags.  Die  erstere  Reform  wird  Anstralim 
Deutschland  entlehnen,  auf  dem  letzteren  Punkte  ist  Deutschland, 
so  gut  wie  England,  auf  dem  l)esten  ^Vege,  dem  australischen 
Vorgänge  zu  folgen.  Spezieil  die  deutschen  Ereignisse  sind 
hier  Torläufig  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  Tom  4.  Februar 
dieses  Jahres  und  dnrch  die  Ausführungen  yon  Schäffle  und 

1)  A.  SchäffU,  fokorporation  des  Hypothekenkr^^dits.  —  Der?  Die 
Atiss!cht«lo8?gkeit  der  SoüiaHemokratie.  —  G.  Ruhlanrl^  Rpform  des 
laaJw.  Kreilitfl,  Bericht  an  die  XXVII.  VVaDderversammluiif^  bayr.  Land- 
wirte. Alle  diese  Schrilten  im  Verlag  von  H.  Itaapp-l'übmgea. 
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Sehmoüer,  ron  Oechelhäuser  und  Hitze  bestimmt  begrenzt 
Aber  auf  dem  Wege,  den  wir  damit  betreten,  irt  Aoetnlien 
nnxweifelhift  scbon  weit  Torane.  Und  desbatb  namentlich  er- 
ecbien  ee  mir  Ton  Wert,  meine  dort  geeammelten  Erfihmngcn 

und  Beobacbtuiigeu  auch  uach  ihrer  priuzipieileu  Seite  be- 
stimmter zu  formulieren. 

Die  praktischen  Schlussfolgenmgen  für  Deutschland  er- 
geben rieh  daraus  von  selbst 

H5here  Arbritsldhne  nnd  kürzere  Arbeitsniten  aind  f&r 
ein  Volk  Ton  gans  herforragender  BedentuDg.  Sie  fördern  die 
wirtsehaftlicbe  Entwieklnng,  begünstigen  die  Eniehnng  der 
Massen,  machen  die  Arbeiter  konservativ  und  geben  dem  ganzen 
Volksleben  einen  gewissen  sonnir^en  sorglosen  Charakter.  Das 
Wort  > Armen wesen«  kennt  man  im  eigentlicheu  Australien 
nicht.  Aber  aie  bedrohen  eventnell  die  Ausfuhr  von  Produkten, 
sie  fordern  notwendigerweise  gerade  auch  von  den  Arbeitern 
einen  weitgehenden  Verzicht  auf  ihre  EVeihrit  beim  Arbeiti- 
▼ertrag  und  zwingen  den  Staat,  alle  grossen  Zweige  der  Tolks- 
wirtschaftlichen  Produktion  in  den  Kreis  seiner  sozialpolitischen 
Erwägungen  zu  ziehen. 

Die  Steigerung  der  Produktionskosten  erfolgt  keineswegs 
in  direktem  Verhältnis  zur  Arbeitslohnerhöhnng  nnd  Cttmng 
der  Arbeitszrit  Australien  zahlt  mindestens  die  doppelten 
Löhne  für  20  bis  40  kürzere  Arbritsseiten  wie  das  idustri- 
eile  Europa  und  die  Produktionskosten  seiner  ludustriellen  Er- 
zeugnisse stellen  sich  im  allgemeinen  nur  10  bis  25  "/o  hoher. 
Aber  mit  der  Kürzung  der  Arbeitszeit  scheint  notwendigerweise 
eine  Lohnzulage  immer  Hand  in  Hand  gehen  ?u  müssen. 

Die  Freiheit  der  einzelnen  Arbeiter,  berulsmaasig  beliebig 
lange  zu  arbriten,  um  zu  dem  geltenden  Lohnsätze  müglichst 
Tiel  zu  Terdienen,  muss  mit  der  gesellschaftlichen  Regulierung 
des  Arbeitsvertrags  notwendiger  Weise  aufhören.  Seine  Bernfs- 
genossen  und  die  allgemeinen  Verhältnisse  gewähren  ihm  die 
Annehmlichkeit  eines  gerechten  und  billigen  Arbeitsverdienstes 
für  rine  massige  Arbeitszeit  nnd  verlangen  dafür  das  Opfer 
der  TüUigen  Unterordnung  nnd  obligatorischen  Singliedemng 
unter  Androhung  seiner  wirtschaftlichen  Vernichtung.  Dia 
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ladiTidualisierimg  der  Lohae  ist  in  Australien  im  allgemeinen 
eine  geringere.  Es  kommen  mehr  die  Klassenlöhne  in  Betracht, 
sobald  das  Arbeiteemkommea  in  seinen  venehiedenen  Esfc^ 
gorien  gsnz  vor  des  Foram  der  Oeffentlidikeit  gezogen  wird. 
Und  schon  deshalb  liegt  es  nahe,  dass  sidk  anch  bald  die  ver- 
nachläsäigien  ünternehmerklassen  an  den  Staat  und  an  die 
Oeffentlichkeit  wenden  werden.  Die  wirtschaftspolitisclieD  Auf- 
gaben des  Staates  wie  der  Bero&geuossen  werden  damit  un- 
gemein erweitert  und  ungemein  erschwert  Und  das  alles  ist 
gewiss  nicht  bloss  frende-  sondern  anch  sorgeerweckend.  Einen 
T^ost  aber  glanbe  ich  hier  mit  aller  Bestimmtheit  entnehmen 
>o  können: 

»Die  Zukunft  wird  das  Problem  der  ge- 
rechten Arbeitsbelohnung  lösen,  ohne  Auf- 
hebnng  des  Privateigentums  an  den  Produk- 
tionsmitteln.« Und  entwicklnngsgeschichtiich  lässt  sich 
folgern,  dass  die  Freiheit  des  Vertrags  die  Koalitionsfreiheit 
fordert  nnd  die  Koslitionsfreiheit  aber  die  alte  Freiheit  des 
Vertrags  vernichtet. 


A  n  m.  loh  sehe  mioh  Yoranlaut,  za  den  vorstehenden  AnsfQbrnngen 
ausdnlcklich  ?.n  erklären,  da»  flie  lediglich  und  alleine  meliie  Fmat- 
mciiittog  repräaentierea. 
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Der  Begriff  der  Üriügliclikeit. 

Von  Dr.  AadroM  ¥oi^. 


Die  Dringlichkeit  einee  Beclllrfiiieeei ,  oder  ridiügmr  g»- 

sagt,  die  Dringlichkeit  der  Befriediguntr  eines  Be<]üriiiisses 
spielt  bei  der  subjektiven  Beurteilung  des  Wertes  eines  Gutes 
unter  Umständen  eine  so  bedeutende  Bolle,  dass  eine  nübere 
Uotersuchimg  des  Begri£P8  der  Dringlichkeit  und  wo  möglich 
em«  Bfcrengere  Definition  dewelben,  nieht  ohne  theoretiieliei 
Interene  sein  dürfte.  Wenn  wir  dabei  Ton  einigen  Grundbe- 
griffen der  Mathematik  Gebranch  machen  müssen,  werden  wir 
diese,  um  die  Lesbarkeit  dieses  Artikels  auch  für  Nichtmathe- 
matiker  nicht  zu  beeinträciitigen ,  soweit  kurz  erklären  als  es 
notwendig  ist. 

Soviel  ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  dass  die  DringUdi- 
keit  eines  Bedfirinisses,  wie  wir  korz  sagen  wollen,  eine  Eigen- 
schaft desselben  ist,  die  yon  der  Zeit  abhSngt.   Wären  die 

Bedürfhisse  von  der  Zeit  unabhängig,  entstünden  und  vergingen 
sie  nicht  mit  der  Zeit,  könnte  man  sie  nach  Belieben  auf- 
schieben und  dadurch  ihre  Befriedigung  in  eiueu  willkürlich 
gewählten  Zeitpunkt  verlegen  ,  dann  würde  es  offenbar  aneh 
keine  Dringliehkeit  geben.  Wir  wollen  daher,  be?or  wir  anf 
den  speaiellen  BegrilF  der  Dringliehkeit  eingehen,  zonichst  die 
Abhftngigkeit  der  Bedfirinine  Ton  der  Zeit  im  allgemeinen  ins 
Auge  fassen. 

Unter  Bedürfuis  verstehen  wir  im  Folgenden  iiiinier  ein 
ganz  konkretes,  aus  einem  Mangel  entspringendes  Verlangen 
nach  Befriedigung,  das  immer  mit  einer  gewissen  Unlust  Ter» 
bnnden  ist  fii  ist  ein  Vozrecht  des  Menschen,  die  Bedtlrf- 
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nisse  in  der  Regel  ▼onanehen  so  kdnnen.  Die  Tiere  fühlen 
eio  Bedfirfiiie  nur  unmittelbar,  wenn  es  eohon  vorhanden  ist. 
Aber  auch  der  Mensch  kommt  manebme)  in  die  Lage,  von 

einem  F^edurfnis  überrascht  zu  werden,  oder,  aus  Maiif^'el  <m 
Kräften  und  Mitteln  der  Vorsorge ,  dasselbe  an  sich  beran- 
kommea  za  lassen,  um  seiner  unmittelbar  mne  zu  werden. 
Solange  es  dann  nnbefiriedigt  bleibt«  verorsacht  es  ein  grösseres 
Missbehagen.  Doch  selbst  das  Toransgesehene,  noch  nicht  aktiv 
gewordene  Bedürfnis  ist  mit  einem  stellyertretenden  Oeftthl  der 
ünljst,  unt  der  Sorge  verbunden.  Die  Unlust  nun,  welcher 
Art  sie  luimer  sein  mag ,  verändert  sich  mit  der  Zeit  Bei 
joaochen  Bedürfnissen,  den  unabweisbaren,  nimmt  sie  im  all- 
gemeinen  mit  der  Zeit  stetig  an,  bei  anderen  exsetat  sie  nnr 
TBL  einer  bestimmten  Zeit  ein  Mazimnm,  um  dann  wieder  ab- 
SQnehmen,  bei  noch  anderen  endlich  treten  Schwankungen  anf 
TOü  zunehmender,  wieder  abnehmender,  dann  wieder  wachsen- 
der Unlust  und  Sorge  ohne  streng  gesetzliche  liegel.  Gewöhn- 
lich Terhindem  wir  durch  rechtzeitige  Befriedigung  bezw.  Für- 
sorge, dasa  die  Unlust  oder  Sorge  den  bdcbsten  Grad  erreicht» 
Andererseits  aber  hangt  anoh  das  Wohlgeftthl,  das  die  Be- 
friedigung des  Bedürfnisses  bezw.  die  Beseitigung  der  Sorge 
am  die  Befriedigung  veranlasst,  davon  ab,  dass  das  Bedihinis 
schon  einen  gewissen  Grad  erreicht  hatte.  Wer  isst  ohne 
Honger ,  hat  keinen  rechten  Genuss  dabei ,  um  ein  triviales 
Beispiel  ansnfCIhren,  und  wer  gar  an  sorglos  in  den  Tag  hinein- 
leben  kann,  dem  fehlt  einer  der  wesentlichsten  Reize  des  Lebens, 
das  Wechselspiel  zwischen  Mangel  und  Beseitigung  desselben 
dnrch  eigne  Kraft.  Nur  darf  man  die  Unlust  des  Maugels 
nicht  zu  gross  werden  lassen,  sonst  kann  sie  die  Lust  der  Be- 
friedigang  nicht  mehr  ansgleiohen.  £s  wird  sich  also  hier  so 
m  sagen  om  die  Lösung  einer  Maximuman%abe  handein,  d.  b. 
um  die  Ansfindigmachung  des  günstigsten  Mo  m  en  t  es. 
Diese  Art  Aufgaben  sind  für  die  Oekonomie  charakteristisch, 
ja  die  ganze  Oekonomie  ist  im  Grunde  ein  solches  Maximum- 
problem, nämlich  die  Aufgabe,  mit  den  vorhandenen  Kräften 
und  Mittebi  ein  Maximum  von  Gütern  m  schaffen,  die  grösste 
Gssamtsumme  der  Befriedigung  au  erzeugen,  oder  mit  mÖg* 
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liehst  wenig  Arbeitskraft  und  Zeit  möglichst  viel  zu  proda« 
zieren. 

Betrachten  wir ,  nach  diesen  Vorbemerkungen ,  den  Ver- 
lanf  eines  bestimmten  ^  simächrt  eines  zur  Zeit  yorhandenen, 
also  nicht  bloai  Tomnageaehenen  Bedttrüiiaaea.  Ea  kann  m 
Teradhiadanen  Zeiten  befriedigt  werden  und  je  nach  dem  Zeit- 
punkte der  Befriedignng  wird  die  durch  den  Hangel  yemr- 
sachtö  Unlust ,  sowie  die  durch  die  Befriedigung  verursachte 
Lust  eine  bestimmte  Grösse  haben.  Jedem  Momente  entspricht 
ein  bestimmter  Grad  beider  Gefühle. 

Unter  der  Dringlichkeit  des  Bedilrfnisses  veratehen 
wir  nnn  eine  Grtae,  welche  den  Grad  des  Wachatnms 
der  Unlnat  mit  d«r  Zeit  angibt  Wir  nennen  ein  Bedür&ia 
in  einem  Momente  sehr  dringlich  oder  dringend,  wenn  wir  im 
folgenden  Momeute  ein  starkes  Wachstum  der  ünlnst  er- 
warten, wobei  die  Unlnst  sich  nus  zwei  Summanden,  dem  phy- 
siologischen Unlustgefuhie  und  der  mehr  physischen  Sorge  um 
die  Folgen  der  Nichtbefriedigung  znaammenaetat.  Ein  Be- 
dürfnis dagegen,  dessen  Niehtbefriedignng  nnr  einen  geringen 
Zawacha  von  Unlust  im  nachaten  Momente  bedingt,  beaeichnen 
wir  als  nidit  sehr  dringend.  Wächst  die  Unlust  gar  nicht, 
oder  nimmt  sie  gar  ab  mit  der  Zeit,  so  kann  von  einer  Dring- 
lichkeit überhaupt  keine  Rede  sein.  Im  letzten  Falle  wäre  die 
Dringlichkeit  gewissermassen  negativ,  ein  Zustand,  wofür  wir, 
wegen  der  ökonomischeu  Unwichtigkeit  desselben,  gar  keinen 
Anadrock  haben.  Von  ökonomischer  Wichtigkeit  ist  daher  die 
Dringlichkeit  nnr  bei  den  Bedürfnissen,  die  eine  mit  der  Zeit 
wachsende  Unlust  und  Sorge  verursachen. 

Wie  bestimmen  wir  nun  genauer  die  Grösse  der  Dring- 
lichkeit? Die  hier  zu  lösende  Aufgabe  ist  eine  der  gewöhn- 
lichsten der  höheren  Mathematik.  Wir  teilen  die  Zeit  in  gleiche 
Teile  s«  B.  in  Stunden  ein.  Jeder  Stunde  entspricht  dann  ein 
beatimmter  Zuwachs  der  Unlust  Jeder  Zuwachs  im  Yerhältnis 
zum  gewählten  Zeitabschnitt  (Stunde)  bildet  dann  den  soge- 
nannten Differenzquotienten  der  Unlust  nach  der  Zeit.  Der 
Wert  des  Verhältnisses  ist  gleich  einem  Bruche,  dessen  Zähler 
die  Grösse  des  Zuwachses  der  Unlust  and  dessen  J^enner  die 
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Grosse  des  gewählten  Zeitabschnittes  ist.  Schon  dieses  Ver- 
hältnis ist  ein  angenäherter  Wert  der  Dringlichkeit  des  Be- 
dfirfnisMe  wa  Anfiuig  des  betreffenden  Zeitabedmittee ,  der 
Stande.    Je  grösser  der  Zuwachs  wShrend  der  betrachteten 

Stunde  ist,  desto  grosser  ist  im  allgemeinen  auch  die  Dring- 
lichkeit im  Anfang  der  Stunde.  Sie  kann  deshalb  etwas 
Yon  dem  gefundenen  Verhältnis  abweichen,  weil  sie  ja  den 
Verlauf  der  Unlust  während  der  Stunde  nicht  berücksichtigt. 
8oU  dieses  gesehehen,  dann  müssen  wir  kleinere  Zeitabschnitte 
als  Standen ,  a.  B.  Yiertelstanden  oder  Minuten  wShlen  und 
dieselben  Verhiltnisse,  der  jetzt  offenbar  kleineren  Zuwachse 
zu  den  kleiiiereu  Zeitabschnitten  betrachten.  Diese  geben  schou 
viel  genauer  den  wahren  Wert  der  Dringlichkeit  im  Anfang 
jedes  Zeitabschnittes  an.  Je  kleiner  wir  die  betrachteten  Zeit- 
abschnitte wählen ,  eine  nm  so  genauere  Vorstellang  erhalten 
wir  von  dem  Wachstum  der  Unlust  von  Moment  au  Moment, 
und  damit  auch  Ton  der  Dringlichkeit  in  jedem  Momente. 
Wollte  man  mathematisch  genau  verfahren,  so  müsste  man  zu 
sogenannten  Differentialen  der  Zeit  Übergeben,  d.  h.  zu  unend- 
lich kleinen  Zeitabschnitten  und  für  diese  die  Quotienten  aus 
Zuwachs  der  Unlust  und  Grösse  des  Zeitdifferentiales  bilden. 
Doch  genügt  es  vollkommen,  wenn  wir  die  Dringlichkeit  des 
Bedlirfiiissss  in  einem  bestimmten  Zeitpunkte  durch  das  Ver- 
hältnis des  Zuwachses  der  aus  der  Nichtbefriedigung  sich  er- 
gebenden Unlust  und  Sorge  während  der  nächsten  Sekunde 
etwa^  zu  der  Länge  einer  vSekunde  definieren.  Kennen  wir 
diese  Grösse  fQr  jeden  Augenblick,  während  dessen  das  Be- 
dürfnis besteht,  so  kennen  wir  auch  den  Zuwachs  der  Unlust 
flir  jede  beliebige  andere  in  Sekunden  messbare  Zeit,  und  die 
EnnSglichung  einer  solchen  Beurteilung  der  Zunahme  der  Un- 
lust mit  der  Zeit,  ist  ja  der  Sinn  und  Zweck  des  Begriffes  der 
DriDglichkeit. 

Einer  ähnlichen  Hetrachtung  kann  man  mm  auch  die  Lust 
der  Be&iedigung  in  jedem  Momente  unterwerfen.  Ihre  Ver- 
inderung  mit  der  Zeit  würde  einen  etwas  anderen  Verlauf 
nehmen,  denn  die  Lust  der  fiefinedignng  ist  nicht  immer  der 
Unlust  der  Nichtbefiriedigung  proportional.  Das  der  Dring- 


Digitized  by  Google 


S76 


Dr.  A.  T<rigt: 


lichkeit  entsprechende  Verhältnis  von  Zawachs  zum  Zeitab- 
sehoitt  bat  hier  keinen  besonderen  Namen.  Am  besten  ver^ 
anscbanlicbt  man  sieh  die  besprocbenen  Verbalinitiae,  indem 
man  sie  graphisch,  durch  Rnnren  darstellt. 

Subtrahiert  man  nun  die  Uulust,  die  man  schon  ausge- 
standen bat ,  im  Mompiite  der  Befriedigung  von  dem  Wohl- 
gefühi,  das  diese  verursacht,  so  erhält  man  für  jeden  Zeit- 
punkt, in  dem  die  Beficiedigang  eintreten  kann,  eine  neue 
Grösse,  die  den  GesamtObersehnss  der  Lost  Ober  die  Unlust 
darstellt  War  die  Ünlnst  grösser,  so  wird  die  Differens  ne- 
gativ werden.  Den  Verlaaf  der  Grösse  dieser  Differensen  kann 
mau  dann  auch  von  Moment  zu  Moment  verfolgen ,  und  sie 
event.  durch  eine  dritte  Kurve  graphisch  darstellen.  Wo  diese 
Kurve  ihren  Höbepankt  erreicht,  ist  der  günstigste  Mo- 
ment der  Befriedigung,  von  dem  wir  oben  sprachen.  Es 
mnss  immer  einen  solchen  Moment,  in  dem  der  Oeberschnss 
an  Lost  ein  Maximum  erreicht,  geben.  Er  wird  gewöhnlich 
ziemlich  im  Anfang  des  sich  entwickelnden  Bedflrfnisses  liegen. 

Ein  gewisser  Grad  der  Dringlichkeit,  wenn  auch  nur  ein 
»ehr  geringer,  ist  schon  vorhanden,  sobald  ein  Be  liirfuis  vor- 
ausgesehen wird.  Die  Dringlichkeit  wächst  dann,  bei  unabweis- 
baren Bedttrfoissen,  wie  dem  nach  Nahmng  z,  B.,  snerst  lang- 
sam, dann  immer  schneller,  nm  schliesslich  geradesn  nnendlich 
tvL  werden.  Bei  anderen  Bedörfnissen,  die  nicht  indispensabd 
sind,  iat  von  einer  eigentlichen  Dringlichkeit  kaum  zu  sprechen, 
doch  lässt  sicli  aucli  Ijei  ihnen  ein  günstiger  Moment  in  der 
Regel  ausündig  machen.  Gewöhnlich  ist  es  der,  in  dem  das 
Bedürfnis  selbst  einen  Höhepunkt  erreicht  hat. 

Besonders  henroigehobea  werden  mnss  noch  die  Dring- 
lichkeit, nicht  der  Befriedigung  eines  Bedfirfnisses,  sondern  der 
Produktion  der  Mittel  zur  Befriedigung  desselben.  Ist  man 
selber  oder  Jemand  anders  in  der  Lage,  das  Gut  zu  erzeugen, 
welches  Befriedignnpf  bringen  soll,  dann  kommt  auch  der  Ar- 
beit eine  gewisse  Dringlichkeit  zu.  Sie  ergibt  sich  einfieush, 
wenn  wir  die  zur  Produktion  notwendige  Zeit  berücksichtigen. 
Die  Dringlichkeit  der  Produktion  ist  dann  gleidi  der  Dring- 
liehkeit  des  Bedtti fnisses  im  Momente  dar  VoUendang  der 
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Produkiioii,  also  im  aUgemeinen  gt688er  als  die  Dringlichkdt 
daa  B«dQrfnuie8  sa  der  Zeit,  in  der  man  sieh  eben  befindet 
Kann  das  Gnfc  niebt  mebr  bergestellt  werden,  beror  die  Dring- 
lichkeit nnendlich  gross  wird,  daiiu  ist  die  Dringlichkeit  der 
Produktion  Null,  dann  ist  bei  einem  unabweisbaren  Bedürfnis 
der  Höhepunkt  Uberschritten,  z.  B.  Tod  eingetreten,  dann  ver- 
schwindet pldtalich  Lnst  nnd  Unlnsti  also  anch  die  Drinf^ 
licbkeii« 

Wir  wollten  an  diesem,  niebt  fiberans  wicbtigen  Beispiele 

nnr  zeigen,  einer  wie  exakten  Behandlung  die  Begriffe  der 

Oekonomik  fähig  sind.  Eine  ebenso  exakte,  dabei,  was  die 
mathematischen  Hilfsmittel  betrifft,  bei  weitoni  nicht  so  kom- 
piiiierte  Behandlung  des  so  wichtigen  Wertbegriffes  in  allen 
seinen  Geetaltnngen  steUen  wir  in  Aussiebt. 
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H.  Ton  SohdDan,  ein  dentselittr  StaaMkonom  ur  MX  dar 
Begienmg  des  Kaisen  Mathias. 

£iii  Btitmg  m  Qenbiohto  d«r  8tMttwiMeiiioluiflaii. 
Von  Dr.  ViAO.  fioeUsri. 

Auf  den  nur  Kunst  und  Wigsenscbaft  liebenden  Kaiser  Rodolf  H. 
folgte  denen  thaten lustiger  Bruder  Mathias,  wiewol  bei  seinem  Torge- 
rflckten  Alter  leine  lieben senergie  teilwciae  gebrochen  und  seine  Thaten- 
lait  infolge  seines  kOrperlieheo  Leidene,  der  Gicht,  vielfneh  gehemmt 
wnr*  Mathias  betrachtete  es  als  eine  seiner  ereten  Regierungianfgabei]. 
die  während  der  Regierung  Rudolfs  gänzlich  zerrütteten  Finanzzust&nde 
in  den  Österreichischen  und  böhmischen  Landen  wieder  in  Ordnung  in 
bringen.  Zu  diesem  Behufe  wurden  die  Karomerpräsidenten')  in  Oester- 
reich, Böhmen  und  Schlesien  beauftragt  ihr  Gutachten  über  die  finan- 
zielloü  Verhiiltüisde  in  diesGu  Ländern  und  über  die  Hebebung  der  vor- 
kommenden Gebrechen  in  der  Gebarung  der  kaiserlichen  Einnainnen 
ab:^npebea.  Mit  der  Verfasaunrj  des  General benchtefl  an  die  k.  k.  Hot- 
kammer (oberste  Finanzhebörde)  wurde  der  schlesische  Kammerpräsi- 
dent H.  von  Schönau*)  betraut  (1^18).  Schon  die  Schreibweise  bis  auf 
die  Orthographie  unt«r  möglichster  Vermeidung  von  Fremdwörtern,  wis 
sie  sonst  in  Staateschriften  üblich  gewesen  sind,  gibt  Zeugnis  von  dem 
hohen  Grad  der  Bildung  dieses  Mannes.  Diesen  Bericht^  welchem  der 
Kardinal  Khlesl  eigenhändig  am  Schhitse  dewielben  beiftlgt :  >Ein  au- 
sehnliches  Gutachten  wie  man  um  besten  die  Wirtschaft  bestelle  soll« 
wolleu  wir  hier  nun  im  Wortlaute  folgen  lassen  *). 

»Demnach  Euere  kaiserliche  Majestät  anjeso  zur  Beratacli lagung 
für  iicli  liaben  sollen ,  wie  sie  iiire  kaiserliche  und  künigliche  Ooko* 

1)  Batqprieht  Mnlece  der  SCellaar  staetPtlsMentMi  4tr  PMftailal-nMuw 

V    Die  Herrn  von  ftcbönao  geliörtsa  sa  einer  der  ittesten  AdelsfamUteo  in 

SdUe&icn. 

i)  Dm  Orictael  bitedH  M  te  AieUf«  der  Mhadite  Belkanricl  an  Wte 
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Bomie  and  Kammonreeen  in  «men  riohtigeii  Staad  und  Ordnimg  bring^a 
nad  dm  flriUleodea  Aligaag,  Hangel  nad  üaocdauag  fatMhafliMi  mödi- 
taa  oad  SU  solcher  BeratMUaguag  atUelia  Pemnea  orforderC^  hierllber 
auch  unterschiedUcha  Qntacbieii  yerfasset  wardan.  Da  aber  mir  in 
meinem  Kanzleramt  und  Dienst  neben  Bef5rderang  der  Jottis  avdi  ob* 
Hegen  will»  mieli  an  Euerer  Majestät  Oekonomie  anzonehmen,  ob  und 
WM  Yoa  der  mir  anvertraaten  Proyinz  (Schlesien)  an  ihier  Notdurft 
etlicbermassen  Hilfe  und  Vorschub  haben  und  erlangen  mOgen,  so  habe 
ich  dieser  Materie  zum  öfteren  fleisaig  nachgedacht.  Was  nun  hievon 
meine  Gedanken  sind  und  wie  mich  bcdünkt,  dasa  solche  Oekonomie 
anzustellen,  derselben  zu  raten  und  za  helfen  »ei,  solches  geb&rt  mir 
tum  besten  Euerer  Majeftät  untertänigst  anzudeuten.« 

»Anfänglich  befinde  ich  in  obberürteD  Gutaciiten,  daas  darin  zu- 
vörderst mehrenteils  nur  die  Mängel  und  Gebrechen,  so  bei  dem  k.  k. 
Kammerwesen  zeither  fürgelaufen  und  woher  die  angezogene  Unord- 
nung geflossen,  erzählt  werden,  auch  wie  solchen  Mängeln  und  Unord- 
nungen zu  helfen,  zweiiela  aber  alle,  ob  solche  mi  verbeäöein  möglich, 
und  schliessen  endlich  dahin ,  das»  dieser  Oekonomie  ohne  ergieb^^ 
Hilfe  des  rOmisohen  Reiches  und  Euerer  Migest&t  ErbkOaigreiche  aiehi 
iB  raiea  aodi  in  halfea  lel  i  winea  kaiaea  algentliobea  Weg,  wie 
lolcbd  Hilfi»  aa  begeren  aela  •olle.  Daher  will  ea  Toanötea  aeia»  dasa 
Snerer  MajeitiU  bleria  etwaa  aflaliehee  geiatea  werdea  soll;  welcbem- 
aaeh  Eoere  M^eatiLt  ohne  Weitlftnfigkeü  aaf  dea  reehtea  Weg  an  ftthren, 
ob  nad  wie  Enerer  Migeet&t  Terworreaem  Kammerweeon  ao  helfea,  so 
eiad  hieria  fllaf  Fttakte  wol  aa  bedeakea  aad  aa  berataehlagea  TOnaOtea.« 

»Bcailieh,  woria  Enerer  Mejeetftt  gaatee  Kamnerweiea  beraha; 
All*  aadere»  waa  flbr  Uakoetea  Euerer  Hajeetftt  auf  jedes  Wirtschafts- 
eiOek  jährlich  erlaufen ;  Rlrs  dritte,  was  Euere  JCl^eatit  in  allen  König- 
zdeliea  und  Landen  Dir  Oefillle  und  Einkoaunen  haben  und  ob  dieselben 
sa  yermehren  und  zu  erhöhen  seien  oder  nicht ;  fär  Tierte,  woher  die 
Notdurft  oad  Uakoetea  fiär  Euerer  Majestät  Oekonomie  su  nehmen;  fftr 
f&nfte,  7on  wem  diese  Oekonomie  angestellt  und  fortgetrieben  werden  soll.« 

»Was  den  ersten  Punkt  belangt,  da  weiset  sich  selbst,  dnsa  Eoerer 
Majestät  ganzes  Kammerwesen  in  vier  Hauptst(5cken  bestehe :  erstlich 
in  Beetellung  und  Unterhaltung  Uee  k.  k.  Hotstaata  mit  aller  Zubehör, 
dann  in  Bestellung  und  Unterhaltung  des  hungarischen  ürenz-  und 
Krie^aweseas,  in  Versorgung  der  Schulden laat  und  endlich  in  ausser- 
ordentlichen Zufällen  und  Ausgaben,  als  Absendoug  und  Unterhaltung 
der  Botschafter,  Begnadigung  der  k»  k«  Bäte  und  Diener ,  Kleidung, 
Schmuck  u.  s.  w.c 

»Soll  man  nun  zu  gewiaaöu  und  richtigen  Mitteln  gelangen,  da- 
durch die  vier  Stiicke  der  Notdurft  a&ch  können  versorgt  werden ,  so 

])  Verfnssnnp  eines  Voraassblsgss  dsT  otdsatlielien  nad  anssevordsDtUslMa 
▲ulaa^  In  Jedem  Jalire. 
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nfiMfln  IBft  ABdttO  alle  diese  vier  Sttteke  id  eioe  gewiite  und  richüge 
Ordnmig^  sieht  saeh  dem ,  wie  de  jeil  eind ,  wodmn  wie  lie  Euerer 
MajestSi  Oelegenhett  und  der  Uiider  Zmtand  naeh  sein  loUen,  derge- 
italt  TerfiyMt  werdeot  daie  Bnaie  lüyettit  riehtige  WiweBeehell  babco 
mSgeo,  was  Hir  avf  jedes  der  vier  Stücke  erlaufe;  denn  ohne  loldie 
Winenaehafl^  damu  Ordnung  gebOrtp  ist  ee  annOglieh,  da«  gnie  Witt» 
aohaft  gefibt  werden  kann.  Daber  wlre  TonnOten,  da«  Eoere  Ifajeittt 
an  gelillrigen  Orten  die  goftdige  Verordnung  tUten ,  daes  nTOrdent 
obberftrte  vier  St&cke  eins  nach  dem  anderen  fürgenommen  und  wol 
erwogen  und  dann  in  ein  ordentliches  Verzeichnis  gebracht  würde»  WM 
Euerer  Majestät  anf  diesen  vier  NetdOrften  jährlich  erlaufe.« 

»Nach  solchem  ist  die  Einname  and  worin  dieselbe  bestehe«  sn  wisaea 
TOnnOten.  Die  Einname  besteht  erstlich  in  den  noch  flbrigen  Herrschaften 
nnd  EaTnroergütern,  in  den  8aUgefällen,  in  freiwilligen  Hilfen,  Zapfeo- 
masfl-  und  Bierget^llen  ,  in  Berpwprken  und  in  allerlei  an??ft€rordent-  [ 
liehen  EiDkommen,  ale  Lehensfälligkcitcn,  I'unrillon  u.  n.  ^K.  Zur  Aß- 
itelluni:^  ^'uter  Wirtschaft  wäre  vonnöteii  ,  dasa  über  alle  diese  Stöcke 
besoudere  VerzeicboiHse  verfa8«*t  würden,  waa  es  um  ein  jedes  derselben 
für  Gelegenbeit  habe  und  de«  Jahres  über  nnt^efcthr  ertra^'^e  Sonder- 
lich aber  wäre  gut,  dass  in  ein  ordentliches  Verzeich ni-?  gebracht 
Wörde,  wa«  Euerer  Majestät  allerorten  in  den  Landen  für  verpfündcte 
und  unverpfündet^  Herrschaften  und  Güter  zustftndig  und  was  die  ud-  | 
verpfändeten  an  Ueberschuss  jährlich  ertragen.  Auch  die  Salssiede 
werke,  wie  viele  dieaelben  etnd  und  was  sie  an  Ueberschnss  ertragen, 
ebemo  die  Zapfen-  nnd  Biergef&lle  und  die  Bergwerke  in  den  Landen  i 

»Ob  aber  nnd  wie  aolclie  Einkommen  nnd  OeflUe  au  erheben ,  ist 
in  den  eingekommenen  Outaekten  erwfthnt»  dan  dieeelben  um  ein  an* 
•ebnliehee  au  erheben  und  au  erhüben  sind,  intonderlieh  die  Kammer* 
gOter.  Dieeelben  in  eine  rechte  Kuiung  lu  bringen,  iet  kein  beqoe* 
merei  Mittel,  ale  wenn  Euere  Hejeetftt  die  Nuaungen  einer  jeden  Herr* 
eobaft  von  guten  nnd  venttodigen  Wirten  in  einen  riektigen  Antehlag 
bringen  lienen,  wae  eie  wol  ertragen  künnten.  Zu  solchem  Aaechlag 
aber  und  getreue  Leote^  die  nur  anf  Euerer  Majest&t  Bestes  sehen,  wä 
gebrauchen.  Nach  eolchem  gemachten  Ueberaehlag  wäre  alsdann  n 
versuchen,  ob  man  Amtleute  haben  könnte,  welche  sich  verpflichteten» 
der  Hemchaft  m  vorzustehen,  dass  sie  die  geseste  Quota  einbringen, 
oder  wenn  solche  treue  Amtleute  nicht  en  bekommen,  so  wäre  zu  -rer- 
Ruchen,  ob  man  Leute  haben  könnte,  welche  es  in  Bestand  nahmen  und 
jährlich  ein  gewisses  nn  barem  Geld  herausgeben.  Auch  n; einen  etliche, 
(ii  '  Güter  und  Untertanen  werden  ilurch  diese  Vermietung  ausgesogen 
und  beschwert,  so  ist  solchem  durch  gute  Ordnung  wol  fürsakonuneo.« 

1}  VerCssauiif  eines  Voraoacbiage«  der  orüeotlicheu  uod  auMerordeotlicksa 
BlaiuüimeB  in  Jedem  Jahre. 

i)  ▼•rftwsaoff  elaee  Inveatm  tther  die  8leelifSCw, 
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»Den  vierten  Punkt  bplangend,  woher  für  Euerer  Mf^jestiit  pr^nze 
Wirtgchfift  die  Notdurtt  zu  nehmen,  da  ist  zuvörderst  für  deu  Hofstaat 
zu  pinri'^n  ,  woher  m;in  für  denselben  die  Notdurft  hab*'n  m5gre;  denn 
wenn  dieser  den  nötigen  Unterhalt  nicht  hat,  sonltm  armselig  ge- 
führt werden  muds,  fallet  nicht  allein  'die  Autoritüt  eine-^  Herrn,  son- 
dern man  kann  auch  in  den  übrigen  Stih  kfu  übel  fortkommen.  Darnro 
fit  zuvörderst  auf  den  Hofstaat  zu.  sehen  und  fürzusinnen,  ob  man  von 
den  Landen  jährlich  so  viel  alt  znm  Hofstaat  vonnuten  haben  könnte. 
Solches  sollte  nicht  unschwer  zu  erhalten  sein  ;  denn  weil  auf  den  Hof- 
staat über  300  000  Thlr.  jiUirlich  nicht  erlaufen  und  die  Erblande  einen 
Herrn  mit  NutJurft  zu  verborgen  schuldig  sind.  Hievon  würde  auf 
jede«  der  Erbtande  nur  ciu  geringes  entfallen  und  es  käinc  auf  Büheim 
60000  Thlr.,  auf  Schlesien  50  000  Thlr.,  auf  Mähren  40  000  Thlr.  nnd 
Mf  Ob«rx  und  Nieder^Laasita  10  000  Thlr.,  welches  einem  jedem  Lande 
to  ertragen  gar  leicht  wire.  Wie  aber  solche  Qaota  Toa  den  Lftnderii 
n  erlangen,  w&rde  in  erwlgeo  ma,  darch  welche  Hittel  lolohee  eich 
im  faglicheten  schicken  wolle,  ob  durch  eine  Qeneralanlage  der  Sohisong 
nach  oder  durch  Special-Eiiiteilaag  der  Sttade  oder  durch  andere  Mittel.« 

»Woher  flr  Euerer  V^ettftt  Unterhaltung  dee  hungariechea  Orena- 
nad  Kiiegsweeent  die  Notdurft  su  nehmen,  da  weiset  «ich  celbst,  daie 
lelchee  von  Euerer  M lyestilt  KamnergefUlen  gar  nicht  sein  kann,  ton- 
dctn  notwendig  Ton  dem  lOmisoheii  Reich  und  Ton  den  Erblanden  er* 
folgen  mflsae»  wflrde  auch  gar  leicht  Ausführung  su  machen  sein,  dass 
ne  solches  der  Billigkeit  wegen  su  tun  schuldig.  Wie  aber  solches  sa 
ttlaogen,  besteht  ftmemlich  in  drei  Stocken:  erstlich  in  genügsamer 
Zogemfiteftthrung,  dies  eolches  die  ftuseerste  Notdurft  der  gauen  Christen* 
hett,  insonderheit  des  rOmischen  R^cbs,  wie  auch  der  Crone  Hungern 
nnd  Böboim  sei.  FOrs  andere  in  rechter  Einteilung  der  Notdurft  in 
den  einielnen  Landen;  denn  wenn  eine  richtige  Einteilung  nach  Grösse 
snd  Vermögen  hierin  gemacht  nnd  gehalten  wird,  wird  auf  jedes  Land 
Bor  ein  geringes  kommen  und  gern  und  gutwillig  auf  sich  nebmra. 
Fürs  dritte,  dasa  die  Lande  vergewiesert  werden,  dass  solche  sum  Schuze 
der  Christenheit  bewilligte  Hilfe  an  nichts  anderem  verwendet  und  da- 
mit treulich  gebart  werden  solle.« 

»Was  endlich  die  Schuldenlast ')  anlanget,  woher  die  Bezalung  an 
nebmeo,  so  ist  das  eine  Last,  die  sich  zwar  übel  heben  läset  nnd  dasu 
viel  Zeit  gehört ,  aber  doch  so  schwer  nicht ,  wenn  man  sich  darum 
recht  annehmen  wollte.  Ich  ?tt'he  auch  in  dem  an,  ob  Euerer  Maje- 
stät zuraten,  da=s  solche  Last  zu  heben  und  in  Richtigkeit  zu  bringen 
sei.  Wenn  Euerer  Mn  jestät  sich  dessen  unterziehen  wollten  ,  ?o  ist  zu 
besorgen,  es  möchten  die  anderen  Zweige  der  Wirtschaft  erlie;^'rii  Itloiben. 
Ich  wäre  derwegen  der  Meinung,  dass  Euere  Majestät  bei  diesem  Funkt 

1)  Dl«  Kaauntrsebalden  vpn  Bdiuiiai  nnä  ScblssieB  hclnifen  damals  (ici»; 
«  Minioaea  Thalsr. 
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ihre  Liebe  ge^'OD  die  Nachkommen  geDugsam  erweisen,  wenn  es  da- 
hin gerichtet  wird,  dass  die  Sehn] d  bei  Schuld  mit  dem  Credit  orbalten 
wird;  welchoH  ^av  wol  l>eschehen  könnte  uud  m  dem  bestehet,  daia 
dtthin  getrachtet  werdö,  damit  die  Zinsca  j^ihrlich  richtif^  abj^etra^en 
werden*).  Weil  aber  die  Einnamen  hiezu  eicht  genug,  so  würde  oich 
zu  bemühen  leio,  dwa  die  Erblando  lar  Abtragung  der  jUhrlichen 
Zinsen  nnd  mr  ErhAltnog  te  Gredite  jfthrUeli  eo  viel  hergeben,  wii 
hieni  Booh  iiiuigelt.c 

»Welcbee  alles  aber  so  riehten,  bettebt  in  dem  Yentand,  Trend 
mid  Flein  der  Kamner-PAndenten;  denn  weim  dieeelben  mit  den  Sgeo- 
eehaften»  lo  la  ihrem  Amt  TonnOtea,  begabt  oad  demaelben  geoBge 
tnn,  eo  wiid  et  an  Hitteln  nicht  mangeln,  solchee  la  richten.  Et  wollte 
aneh  gut  nnd  vonnttten  eein,  dam  einer  jeden  Kammer  die  Terordanag 
beiohehet  dam  eie  nach  Gelegenheit  ieimig  acht  halten,  wtm  an  euMr 
oder  der  anderen  Poit  in  ercparen ,  damit  eine  rechte  Eileiehtenug 
gemacht  werden  kOnne.« 

»Weil  aber  die  Anstellung  aller  guten  Wirtschaft  ganz  rergebens, 
wenn  nicht  auch  darfiber  gehalten  und  dieselbe  fleissig  betrieben  wird, 
so  ist  auch  su  wissen,  wer  der  Ansteller  und  Treiber  dieser  Oekocomie 
sein  solle.  Diese  drei  Regeln  bleiben  wahr  wie  im  kleinen  so  im  gros- 
sen :  Gottes  Segen  Timcht  reich  ,  Ordnung  hilft  Hauübalten  und  treib, 
so  gehts.  Der  l  ieiber  solcber  Wirtscliait  ^oWe  Euere  Majestät  billig 
selbst  sein  ;  dcun  es  seien  die  Räte  und  Diener  ^^o  vc'^^>titndig  uini  treu, 
aln  äie  itiimer  wollen  sein,  90  vermögen  sie  docli  eine  solche  \S'irt8chaft 
nicht  80  anzuatellea  wie  der  Herr,  welchem  die  VVirtöcbaft  zuetebt. 
Wollte  es  aber  Euerer  Majeatilt  nicht  gelegen  sein,  sich  damit  zu  be- 
laden, 80  wäre  gut,  wenn  Euere  Majestät  zwei  oder  drei  der  geheimeD 
Räte  erwälten ,  welchen  äie  diese  Oeconomie  anzustellen  und  zu  be* 
treiben  gänzlich  vertrauten.« 

>  Solches  habe  ich  Euerer  Majestät  aus  treuherzigem  Gemüt  anso- 
deaten  nicht  unterlassen  sollen.« 

Wenngleich  die  in  diesem  fiertehte  aufgestellten  OrondriUn  lor 
Begelang  md  Ordnung  der  8taatrfnaa«en  Infolge  dee  bald  damef 
erfolgten  Todes  dee  Kaisen  Hathiae  nicht  cor  praktiebhen  Dordi- 
flhmng  gelangt  sind ,  so  liefern  sie  dodh  immerhin  den  Beweis^  dass 
ee  schon  früher,  heror  noch  Colbert  (geb.  1619)  mit  seinen  reformato* 
riechen  Ideen  lorBegeloog  der  Btaatsfinaaiea  Frankreichs  anfgetrstsn 
ist,  in  nneeren  deotsehen  Landen  MRnner  gegeben  hat,  welche  das 
Gldchgewicbt  iwisohen  den  Staate-Einnahmen  nnd  AnsgaXten  auf  m^ 
tionellen  Ornndlagen  hergostellen  beflissen  waren. 

Grai  (in  Steiermark)  im  Mta  1891. 

1)  Sonach  eine  oiobt  surücksahlbare  üffeotHche  SditUd  C&ente&seluüd) ,  vi« 
sie  gef  enwärtig  in  fMt  allen  earopilisclien  Statlen  hertsht. 
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— e.  Die  Miqael*8eke  Steoorreforai  im  preu  tischen  Abgeerdnettap 
ktnse.  Die  Freilaasnng  der  LebeBsrerslohening^piteieii  Ton  der  a. 
Binkommeiissteaer.  Wir  haben  io  Heft  I.  d.  Jahrganges  der  Miqoer- 
schen  Steuerreform  gedacht.  Inzwischen  eind  im  pr.  Abgeordnetenhame 
die  betr.  Entwürfe  so  gut  wie  aufgearbeitet  worden.  Die  steuertech- 
ni«ch  origHnellste  und  BteuervTiepenBchaltlicb  interessanteste  der  drei 
Vorlagen,  jene  über  die  Gewerbebesteuerung,  welche  wir  genauer  vor- 
geffihrt  haben,  ist  ziemlich  glatt  durchgedrungen  und  kann  als  ge- 
boff^'en  an^'^eHehen  werden.  L)ip  in  der  t-rbsteuervorlage  erstrebte  Ein- 
fÖbrung  einer  ,^  ErbHcliaftnhteuer  bei  Vererljung  unter  nächaten  Ver- 
waudten  uiues  (lugegeu  bis  auf  Weiteroa  als  getalJen  gelten.  Damit 
hat  auch  die  allgeuieine  Einkommenssteuer  der  dritten  Vorlage  ihr  wert- 
vollste« KontroUemittel  guter  Einschätsnng  verloren,  was  in  hohem 
Grade  zu  bedanern  ist.  Die  stattgehabte  Annahme  der  Selbsteinschät^iing 
wird  —  selbst  mit  der  im  Abgeordnetenbaose  beschlossenen  Znthat  einer 
Belastung  fassion  verweigern  der  Steuerpflichtiger  mit  einem  2i)])roz(  n- 
tigen  Zuschlag  zum  Steuerkapital  —  es  keineswegs  sicher  stellen,  dasa 
Preussen  hiuloit  die  a,  Kinkommenssteuer  schon  iu  jener  Vollkommenheit 
erreichen  werde,  wie  aie  m  anderen  deutschen  Staat^a  bereits  erreicht 
ist  Im  Sinne  des  prenssitchen  Finanzministeriums  wäre  es  sicherlich 
gelegen  gewesen,  die  ganze  Einschätzung  in  weit  höherem  6rade  einer 
den  Bock  zom  G&rtner  setzenden  Selbstverwaltung  zu  entziehen,  als  der 
Entwurf  der  Regierung  ee  gewagt  hat,  AMm  der  ganze  Verlauf  der 
Verkandlimgeii  bat  bewiMaiir  dait  mehr  ab  der  Bntworf  verlangte  und 
i)i  nnn  wohl  durchgehen  wird,  In  der  FnndementaUnge  des  Ein- 
■ch&tBQiigeTerfehme  aleht  la  errelelwD  geveeen  wAie.  0er  kervorra- 
gttde  SteatenuuiB  an  der  Spiiie  der  preneiiaeheii  FiBaaeverwaltttBg 
hat  die  Pappenheimer  dee  Dreiklaien^Landtagee  aehr  genau  gekannt ; 
ohne  eeine  geeohiekte  Vertretung  der  Vorlage  wäre  wohl  kanm  daa  er- 
reieht  worden,  waa  erreieht  ial.  Daa  EinaohfttinngaTerfkhren  der  Vor- 
lege tat  aieherlieh  aoeh  auf  Seite  der  preuaaiachen  Finaniverwaltnng 
von  Anfang  an  nur  ala  der  erate  Sehritt  in  jener  findgeataltang  der 
a.  fifnkoBamenabeateoemng  angeaehen  worden,  welche  allein  geatattet, 
der  Zakunfk  in  voller  finaniieller  LeiatangaflUiigkeit  entgegenaogehen. 
Der  Bcfonn  In  Einem  Zage  war  die  Zeit  der  Steoerttberaehüaae  nicht 
gftoatig.  Indeaaen  wird  der  im  Beioh,  im  Imad  nnd  in  den  Oememden 
waehaande  dffentliefae  Bedarf  aohon  dafttr  aorgen,  daaa  daa  Werk  achritt« 
«iiae  wdterer  Vollendnng  enigagengefllhrt  wird.  —  Beaftglich  der  Etn- 
aalnheiten,  welche  im  Abgeordoeteahaeae  nen  aufgetancht  aind,  aei  hier 
nor  der  Freilaaanng  eines  Teile  der  Prämien  f&r  Lebena* 
veraiehernng  gedacht.  Diese  steuerwissenschaftlicb  wenig  erOr> 
terte  Freilassung  war  Tenehiedentlich  verlangt  nnd  wird  wohl  in  S. 
Lesung  zu  Stande  kommen.  In  aweiter  Leeung  nahm  der  H.  Finene- 
näniater  (nach  dem  »Beicha-A««)  folgendennaaaen  Stellang  zu  dieaer  Frage: 

MiMhr.  t  Blsstow.  llil.  II.  Hsllt.  25 
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»Ich  verhalte  mich  gej^en  die  Bestrebungen,  die  in  diesen  AutrageQ 
enthalten  sind,  nicht  absolut  abwehrend.  In  der  Kommisaion  kam  diese 
Frage  ja  auch  gchou  zur  Sprache;  eB  wurde  bervorgehobeo  >  dasa  dies 
doch  nur  eine  Fora  der  ErsparuDg,  und  dase  ea  nicht  begründet  sei, 
einen  M;mn,  der  seine  Ersparnisse  in  der  Form  der  Lebensverwchening 
anlege,  anders  zu  l>eharidelii  al^  einea  Mann ,  der  seine  Ersparnis^  io 
der  Sparkasse  hat.  Das  ist,  glaube  ich,  in  der  Kommiagiou  mehr  oder 
weniger  durchschlagend  gewesen.  Trotzdem  aber,  wenn  in  den  An- 
trägen da  anterschieden  wird,  wo  unterschieden  werden  muss,  wenn 
es  nch  mn  miiiiir«  Betrftge  handelti  lo  dam  man  nicht  reiche  Leat« 
▼evanlaMt,  in  dieier  Form  die  EiolconineinteQer  in  hinteniehen  i  lo 
will  ich  mich  lueht  unbedingt  ableliaeiid  Terballen,  weil  ieh  «llerdingi 
mit  den  gitoten  Wert  darauf  lege*  da«  gerade  di  eee  Farm  der  Er* 
•pamng  eine  grOasere  Verbreitnng  findet ,  ale  eie  bisher  gefunden  hat 
Man  kann  die  Saehe  iogar  ron  dem  Oencbtipankt  dee  VerhiltniiMt 
Tom  fundierten  und  nicht  fundierten  Binhommen  auffiaMen,  Durch 
eine  Lebenmnicherang  bekommt  gewimermaaeen  ein  nieht  fundiertet 
Einkommen  mehr  oder  weniger  den  Charakter  ennea  fundierten  Em- 
kommene*  Also  ieh  sage:  gana  ablehnend  will  ioh  mich  gegen  die 
Sache  nicht  Terhalten.  Wie  aber  die  Antr&ge  heute  Torliegen ,  würde 
ich  mich  dagegen  erklären  mttssen,  und  wenn  die  Henen  Antiagateller 
▼idleicbt  bis  sor  dritten  Lesung  die  Sache  aurilokiiehen  wollen,  bia 
ich  nicht  abgeneigt^  darüber  mit  ihnen  in  nftheres  Benehmen  an  treten^ 
fieispieliweiae  würde  ich  im  eigenen  Interesse  der  Tendens,  die  die 
Herron  Antragsteller  verfolgen,  den  Sats  in  dem  Antrag  Lfiokhoff  »and 
8o£sm  dieeelben  5  Pros,  des  Jahreseinkommens  nicht  übersteigen«  ui- 
bedingt  lu  streichen  beantragen.  Denn  da  würden  wir  gerade  die  kUih 
neren  YermOgen,  wo  eine  solche  Zahlung  tod  500  M.  über  5  Pros,  des 
Jahreseinkommene  ausmacht,  am  alleischlechtesten  behandeln.  Die 
Sache  ist  so,  wie  die  Antrftge  vorliegen,  nach  meiner  Meinnng  nieht 
reif;  man  kann  auch  sehr  wohl  unterscheiden  zwischen  den  ▼erscbie- 
denen  Arten  der  Lebenf^vfr^^ichcmn^,  für  welchen  Zweck  die  Versiche- 
rung eingegangen  ist.«  (Die  Verabschiedung  wird  wohl  dan  steosr» 
freien  Abaug  von  600  M.  Leb.-V.-Piftmie  ergeben.) 

— e.  Zum  Personen-  und  Ottter-EisenbahntarifweBen.  Demnächst 
wird  die  weitere  Ermässigung  der  Personenfahr taxen  auch 
in  Deutschland  zur  Entecheidnng  gelangen.  Sobald  die  BcacblfSsse  der 
deutschen  Vorwaltungen  nebst  Begründung  bcViinnt  «?ein  werden,  hoffen 
wir  auf  «Hf"  P'rage  einläeslicher  zurückzukommen  ')  h^in  jetvt  ^clifint  der ^oj*. 
Zonentarif  keine  Aussicht  auf  Einführun;jr  in  I Deutschland  zu  haben  (s.u.). 
ilan  wird  aber  gut  thun,  jetst  schon  die  maMgebenden  Gesichtspunkt« 

1)  ist  laswlseliea  giawheben  lud  geben  wtr  dohalb  sdien  tu  der  niekstss 
Missen«  aa  der  Haod  des  smtllehen  Materials  «af  den  Oegenstsad  albar  «Is. 
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•ich  klar  zu  sfelleD. —  Der  neue  Tarif  wird  in  seinem  Werte  für  Deutsch- 
land Liiuptaächlich  von  folgenden  Fragen  abhängen.  Einmal  von  ein- 
facher Vereinheitlichung  für  ganz  Deutechlaud.  öo- 
dauD  von  dem  Einfluss  auf  Vereinfachung  und  VerbiUigang  des  Bil  let» 
imd  Sehalterdienito«;  wtai  darf  begierig  ■ein,  welches  Intereese  diete  Seite 
der  Saehe  in  Dentachland  nach  AnffwBoog  der  Verwaltnsgeii  danteUt  % 
Ferner  Ton  der  gleiobmfttngenBflekaieki  anf  den  Nah e-  wie  FemTerkehr ; 
der  errtere  AUt  um  ao  mehr  ins  Geiriefat,  je  diebter  eine  Eisenfaahnione  be> 
völkert  lei»  denn  je  mehr  die  BevOlkenrng  dieht  iat»  die  Stationen  sahlreioh 
dnd  ottd  einander  naheliegen»  desto  mehr  eehftdigen  fiSaheitmitie  fllr 
breite  Zonen  den  Nafaeverkehr  nnd  den  Verkehr  der  kleinen  Leate.  Eine 
weitere  vierte  drnndfrage  iet  weeentlieb  lonalpolitieeber  Natorj  es  fragt 
sich,  ob  hiebei  dnreh  einen  gestaffelten  (mit  der  Entfemang  sin* 
kenden)  Zonentarif  der  Geschäfts-  nnd  Touristen-Fernverkehr  erleich* 
tert  oder  der  Verkehr  der  3. ,  bezw.  3.  n.  4.  Klasse  im  Nahe-  und 
im  Fernverkehr  verbilligt  werden  soll.  Ein  fünfter  Gesichtspunkt,  wel- 
cher bei  and  ohne  Zonentarif  mit  grösstetn  Gewicht  in  die  Wagschale 
fällt,  stellt  sich  in  der  Frage  dar,  ob  durch  VerbiUigang  des  Personen- 
tarifcs  überhaupt  eine  die  Eisenbahnrente  nicht  bf»ein  trächtigen  de  oder 
dip!»e  «sogar  stciperndo  Vf^rmohrung  der  B^ifefrequcnz  ^'e-Aonnen  werden 
könnte.  l>ie-'^c  :^;i,ujtliclieu  Gesichtspunkte  müssen  auseinandergehalten 
oder  vieinit'hr  in'beneiniuidor  erwogen  T\^erdeD,  wenn  man  in  Beziehung 
auf  den  ZoDent^irit  eine  von  der  Toui  i^teubegeiHterung  freie  Entschei- 
dung gewinnen  will*).  —  Der  Österreichische  Zonentarif,  dessen  Einfüh- 
rnng  zugleich  mit  ErHiässiguDg  der  Fahrtax- Einheitssätze  verbanden  war, 
ist  für  deutoclie  \  eihaltnigse  nicht  ohne  Weiteres  aiivveudbar.  An  und  für 
sich  gewährt  der  Einiieitsdütz  irgendwelcher  Zone,  wenn  diese  aUbtrecken- 
einheit  an  Stelle  der  Kilometer entfcrnung  tritt,  keine  Ermässigung  fQr 
den  Oeaamtverkehr  innerhalb  der  Zone,  sondern  nur  eine  Begünstigung 
dea  Fernverkebn  innerhalb  der  Zone.  Von  Zone  sa  Zooe  (25  etc.  Eilom.) 
etaigt  in  Ungarn  der  Fahrpreii  nm  denaelben  Sats  ble  sa  225  Eilom«  $ 
eret  von  da  ab  iet  der  Fabipreii  fllr  alle  Entfemnngen  defeelbe*).  — 
Auch  dae  Ofl  tertari  f  wesen  wird  demnäcbett  wenn  die  Ver- 
haadlnagen  in  Wien  Uber  einen  die  gfitertarifariiobe  Gleiohbehandlnng 
betweekeoden  Zoll-  oder  Headelevertrag  iwiieben  Dentnhland  nnd 
Oeeteneieh-Ungara  inm  Ziele  f&bren,  aafe  neue  die  Offentliehe  Aof- 
merkeamkeit  in  Anapmch  aebmen.  Wir  hoffm  anch  hieranf  einUae- 
lieber  snrQekzukommen.  In  dieser  Hinsicht  ist  vorläufig  zn  bemerken, 
daat  der  ungarische  Handelaminister  mit  seinen  Ausnabmetarifen  fOr 
nngariaches  Frachtgut  nur  nachgeahmt  zu  haben  scheint,  was  Deutsch- 
land —  eben  imOeiate  der  Sobntipolitik  Ton  1879  ^  aehon  aeit  Jahren 

1)  Vrgl.  nächste  MlscoUe,  Schluas. 

t)  IMa  alahato  Miasone  laigt  die  Badaatooff  aller  dtaaar  Erwlgongan. 
9  Kibaraa  In  dar  niebalan  Mlaaella. 

25* 


Digitized  by  Google 


386 


MinftUen. 


prakiisiert.  Die  zaemlich  zahlreichen  Anniabtnetarife  in  Deutschland 
(namentlich  seit  1884)  haben,  wie  dem  preussiicben  Landeseiaenbahcnt 
Yon  der  Regierung  mitgeteilt  worden  ist,  folgende  Zwecke  verfolgt : 
1)  Förderung  der  gewerblichen  oder  land wirtscbaftlicheD  Produktion 
durch  erleichterte  Zufuhr  yot  weadiger  Roh-  und  Hilfsstoffe  ;  2)  Förde- 
rung des  Ahsatzes  einheimischer  Erzeugni«?8e  in  den  durch  fr»  in  ie  Kon- 
kurrenz 1)0  Irohteii  f^e/.irken  des  Inlandes ,  eowie  —  in  besonders  be- 
merkMiiHwertem  ürado  —  zur  Erleichterung  der  Ausfuhr  deutscher  Er» 
zeu^'nis-e  in  das  Ausliind;  3)  Unterstützung  des  Handels  deutscher  Hao- 
delsplutzö  —  naiiiüutlich  der  deutschen  Seehäfen  —  gegen  den  Wett- 
bewerb fremder  LMitze ;  4)  Uuterstützuug  einheimittc  her  Verkehrsaa- 
iiUittiu  —  insbesondere  der  Staatseisenbahnen  —  geg^n  den  Mitbewerb 
fremder  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen.  —  Der  ronftglioh  unterrichtete 
H.  Geh.  R.  ÜMd^  de«en  AoffUiruiig  (Ck»anidV  Jahrb.  1891,  1.  B«ft) 
wir  letiiere  Thataache  entoehmen,  loh&trt  d«n  Jahntwert  dar  pmmfl- 
•eben  Anmahmetarir-NaeUiMe  tait  1878  auf  jährlich  8  IL  IL,  daa  Jih- 
remrt  dar  daatNfaaa  Tarif-G«amteraAengang  seit  1678  anf  100  H.  IL 
DiM  hat  gldehwobl  in  PreoMen  bedeutende  Abliefernngen  an  dee 
Finanfmiaiiter,  eine  Art  ergiebigere  ^erkehnbeeteoeroog  in  Begalfofai 
bekanntiieh  aieht  gebindert  — >  Wir  filhren  bei  dieser  Gelegenheit  an, 
des  H.  Q.-B.I71rid^  am  a.  0.  den  Forteehritt  der  FraebtverbOlignng  aeit 
Beginn  der  fiSienbahnaeit  fllr  swei  Hanptfiachtartikel  wie  folgt  be- 
rechnet: 

I.  E 0 h  1  en  Ar  das  To nncnkilometer  i 

Einstige  Beförderung  durch  Frachtfuhrwerk    «...         40  Ffg, 
AnAogliche  Fracht  auf  den  Eisenbahnen    .   .   .   •  «  18 — 14  » 
Allmähliche  Herabeetsong  anf  den  heutigen  regelmfte* 

Bigen  Satz  von   2,»  » 

and  auf  den  Satz  der  Atisnahmetarife  bis  su  .  .   .  .  1,m  * 

II.  Eisen: 

Vor  der  Eisenbahnzeit  Rülieiaen    40  MkpL 

Nach  Einführung  der  Eisenhahnen:  Roheisen   ....        11, i  » 
Stab-  und  Bandeisen,  Eisen-  und  Stabiwareu  .    *   .        13,«  * 
Gegenwärtig  unterscheidet  man : 

1)  Eisen  uiid  Stahl  des  Spezialtarifs  I,  umfassend  alle 
nicht  in  Spezialtarif  II  und  III  gehörige  Eiaenaorlön 
und  Eisenwaren,  einschliesslich  Maschinen  und  Ge- 
iftte  aller  Art  TOn  Eisen  und  Stahl   4^  » 

8)  Bisen  nad  Stahl  des  Speiialtariii  II,  «mÜMseBd  Stab- 
nnd  Bandeisen  aller  Art,  Platten  und  Bleche  ein- 
schliessliob  Weissbleoh,  Bohren,  Sftnlen,  Brocken-  n. 
andere  Konstmktionsteile,  Eisenbahnschienen,  Sehwel- 
len, Weichen  and  sonstige  hierher  gehörige  Artikel, 
Bestandteile  Tcn  fiisenbahalokomotiYen  und  Wagen, 
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inäbesoüdere  Achgen ,  Räder  u.  g,  w. ,  Eiflen-  ond 

Stahldraht,  grobe  Fiiyoriatücke  ,  3,6  Mkpf, 

o)  Roheiten,  Alteisen  nnd  EiHenabtälle,  Spesialtarif  III  2,«  » 

über  100  Kilometer   2,a  » 

Ausserdem  bestehen  sowohl  für  Roheisen,  als  iür  i^ieen 
und  Siftbl  der  Spezialtarife  I  aod  II  eine  grosse  Zahl 
von  AafDAbmetarifeo  mit  noch  wesentlich  niedri- 
geren Sfttien  Ins  so   1,t  » 

NMh  dem  von  H.  UMd^  dtietten  Fkarä  {indU  äa  ihemin»  de 

fir  I.  584)  hatte  die  Sinanlime  ?om  Tonnenkilometer  Frachtgut 
betsagott  in  Centimet: 

Fhwkfoloh     DevtwUuid  Oeeterraioh*Üngani  Italien 

1878        5,si               5,st                 %t§  6|tt 

1880        5,ss               5,41                 7^  6,ss 

188?        5,ss               4,1t                 6^  5,Ts* 


— Ot  Die  dentaehe  Pereonentarifreform  gegenttber  dem  tfsterrei- 
ebiscben  und  anf  triaohen  Zonentarif.  —  Im  >D.  Eeiohsanzeigerc  (1891 
Nr.  56)  wird  der  vorläufige  Reformplan  der  Eisenbahn  Verwaltungen 
kandgegeben  und  auf  äusserst  instruktive  Weise  begrfindet.  Hienach 
will  der  Ein -Kilometertarif  (Kilometertarif)  beibehalten,  also  der  Kilo- 
metertyruppen-  oder  sog.  Zonentarif  nicht  eingeführt  werden.  Auf  drei 
grosae  Ziele  haben  jedoch  die  Verwaltungen  ihr  Auge  gerichtet:  Ria- 
mal auf  die  Vereinheitlichnn  g  des  ganzen  Perfonentarif- 
weaens  für  dae  gesamte  Deutschland,  indem  Prev!H>^on  die  IV. 
Wagen k lasse  und  das  Freigepäck  (25  Kilo)  fallen  Viiuai.  äodauu  auf 
die  Vereinfachung,  indem  viele  Sonderbegünstigungen 
(Rückfahrbilette ,  Rnndreieekarten,  Sommerkarten  u.  s.  w.)  abgeschafft 
werden.  Drittens  auf  eine  bedeutende  Verbiiiiguug  des  Fer- 
iOsentransportes. 

Das  Entfallen  der  IV.  Wagenklasse  soll  gleichwohl  keine  Verteu* 
mng  für  das  bisherige  Pabliknm  der  IV.  Klasse  bringen,  welches  in 
Freoven  erkeblleli  aabbreidiar  iit ,  alt  dasjenige  der  enten  8  Klaesen 
smammen.  Der  kflnilige  Penosentarif  III.  Klasse  toll  anf  den  Sata 
der  biaherigen  17.  Kbuee  beiabgesetat  nnd  dem  VorortsTerkebr  der 
halbe  Sata  der  Xlaste  lY  (IPt  per  Kilometer)  beiaasen  werden.  So- 
dann aoU  die  Poraonengepftckataze  eine  weaestliehe  ErmBaaignng  er- 
fitbten.  Der  Betrag  der  ErmBaaignng  ist  noeb  niebt  vereinbart,  doob 
aprieht  der  »B.  Ä„«  bypothetiaeh  von  einer  Herabsetsong  nm  SOProa., 
eo  daae  aebon  Ton  51  Kilogramm  Oepiok  an  aelbat  lär  Prenaaen  gegen 
biaber  eine  Erteichtening  trotz  Abschafifnng  dea  Freigepfteks  von  25  Kilo 
eintreten  würde.  —  Auch  einige  SondervergOnstigungen  für  den  Ar- 
beiteryorortsverkebr,  für  den  Marktverkobr  nnd  für  Sohfllerreiaea  aobeinen 
aofiroebterbalten  werden  la  aollen« 
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Die  Verb  il  Ii  gong  würde  im  allgemeineii  denlieb  erhebHeh 
werden,  indem  s.  B.  die  gleiehe  Fieqaeni  wie  diejenige  dee  Jahiei  1.  Des. 
1888/80.  Not.  1889  in  Plrenflsen  nm  35 176718  Hark  biUiger  treiupor. 
.  tieri  werden  wQrde.  Also  im  Qanien  eebr  erbeUiebe  BrmiNigoDgai. 
Im  Gineelnea  würden  ErbObnngen  gegen  bieber  nnr  eintreten  Ar 
Hin-  und  Rflckreieen  in  Klasse  I  und  II  der  Scbnelliage. 
Unter  Annahme  der  Frequenz  des  obengeoaanten  Betriebejebres  ixrürde 
das  reisende  Pobliknm  bei  Annahme  der  neaen  Sätze  Hber  35  Mil- 
lionen Mark  ersparen:  am  meisten  das  Publikum  der  III.  Klasne,  nllm' 
lieh  die  Reigenden  I.  Klaen  nur  792  967  M.,  die  Reisenden  II.  KUm 
5  645  871  M.,  die  Reisenden  III.  Klasse  28  737  875  M.  An  Erhöhungen 
würden  sich  bei  den  Rückfahrkarten  I.  Klasse  Schnellzog  2i7  858  M., 
II.  Klasse  Schnellzug  1  128  986  M.,  bei  Arn  Sommerkarten  und  Ruod- 
reisekarten  I.  Klasse  Schnellzug  57  744  M. ,  II.  Klasse  Schnellzug 
639  068  M.  ergeben,  sie  würden  aber  durch  die  Ermässigungen  für  «in- 
fache  Fahrten  aufgewogen  und  werden  wohl  noch  fallcFi.  »Hnsa  die  III. 
Klasse  —  achreibt  der  »Reichs-A,*  —  den  Hauptanteil  an  den  Krmä«- 
siguiigeii  erhält,  entspricht  der  Sozialpolitik  der  Rpt^irrting ,  welche 
wie  bei  der  Steuerretorin  auch  hier  die  Entlastung  *ler  unteren  Kla&it'ö 
in  erster  Beziehung  m  dan  Auge  getasst  bat.  Schembar  steht  bieriait 
die  Thatsaclie  nicht  in  lunkhinq-,  dasa  die  TV.  Klasse  beseitigt  werden, 
bezw.  keim  Ermässigung  eriiallen  soll.  Allein  daltt  i  \N'ird  übersebeu, 
dass  —  abgeaehen  ¥on  den  in  den  letzten  Jahren  schon  gewährten  Er* 
m&ssiguDgen  für  diese  Klasse  auf  den  meisten  früheren  Privatbahnen — 
bereits  eine  neue  IV.  Khuge  luit  sehr  niedrigen  Sätzen  geschatten  worden 
ist  in  den  Arbeit  orkarte  n.c 

Die  den  preussischeu  EiHtinbahurilten  zur  Begutachtung  vorgelegte 
Reform  trhollt  ans  den  nachfolgcüdcn  Einheitssätzen.  Bisher  sind 
erhoben  worden  und  künftig  würden  erhoben  werden  per  l^er- 
souenkilometer  in  Markpfennigen : 


A)  in  gewOholiohen  Zflgen 


t  KUase 

U.  KJmm 

UL  Klasse 

lY.  KluM 

Biabor  8 

6 

4 

$ 

Kflnftig  6 

4 

8 

B)  In  SekitUilgtti 

t  KImm 

n.  KloMe 

m.  Ehm 

Biiher 

9 

<Ut 

4^ 

Kftnftig 

7 

5 

8 

Infolge  dieoer  ErnftnigQiigon  wttrde  neh  der  doattcbe  PenooM* 
tarif  fattdurobgohondi  niedriger  ttellen  alt  der  oitlti- 
tbaniscli-Oete  rrei  chiaohe  Penonentarif,  der  nnr  b«i  geai 
grooMo  Bntfemnngen  ein  ▼eoig  niedrigere  Sfttie  ergiebL  Im  Nahem-  : 
kehr  (bia  so  15  Kilom.)  wflrde  er  gm  erheblieb  biUiger  sein  •owohl  I 
als  der  nene  ongariiche  wie  der  neue  otileiihniiiKhe  Tarif«  Bnt  fllr 
Streoken  von  mehr  alt  225  Kilometer,  alao  TOm  Beginne  der  »Fern» 
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z  o  u  e«  an,  für  welche  in  üiigarn  die  Taxe  nicht  weitet  Ntt  i^'t .  würde 
der  uogarische  Tarif  beginnen  erheblich  üiedriger  zu  werden.  Dies  geht 
ans  der  nächBtseitig  abgedruckten  hochinteressanten  üeber- 
eicbt  des  »Heiciiaanzeigerd«  hervor: 

(Siehe  umstehende  Tabelle.) 

*Als  Einheitssätze  des  Tarifs  der  n  n  g  a  r  i  8  ch  e  n  Staats- 
bahnen ergeben  sich  —  für  die  mittlere  Entfernung  der  einzelnen  Zonen 
berechnet  —  für  die  ersten  dreizehn  Zonen  (d,  i.  bis  m  225  km,  und 
abgesehen  von  dem  nur  zur  erste  n,  bezw.  zweiten  Station 
sich  bewegeudeii  Nahverkehr,  für  welche  bestimmt© 
Entfernungen  dem  Tarif  nicht  zu  Grunde  liegen)  fol- 
gende durchschnittliche  Sätze  für  das  Kilometer  in  Pfennigen: 

für  SchnellzQge  für  Personenzüge 


I. 

II. 

III. 

1. 

IL 

III. 

zum  Parikurs 

7,7 

6,5 

3,9 

5,2 

3,24 

znmColin  von  v 

180V*  (1  Fl.  ( 

7 

5»8 

^6 

5^8 

4^66 

2;» 

=  180  Pf.)  ) 

gegen 

7 

5 

8 

6 

4 

2 

der  fttr  Dentaehlaad  TorgOBohliigenaD  neuen  Säfie.  HiemAch  aind  die 
Letsteren  in  denjenigen  Entfernongittofen,  in  welchen  der  grOatte 
Teil  dei  PereonenTerkebia  aieb  bewegt  >  im  Duzehacbnitt  nieht  uner- 
heblieb  günetlger  ale  in  üngnrn«  Aneb  auf  Strecken  vonmebr 
nla  225  km,  ffir  welche  in  üngnm  die  Tarilb  anverftodert  bleiben  und 
demgemftM  die  neu  geplanten  Sätze  bei  weiteren  Entfernungen  unterboten 
werden,  bleiben  die  Letzteren  doch  noch  etreckenweit  (in  der  III.  Klasse 
bis  za  360  km)  niedriger  als  die  ungarischen  Tarife.«  Die  bil- 
ligen  Sätze  des  ungarischen  Zonentarifs  über  225  km 
stehen  aber,  sagt  der  > Reichs- A.<,  »zum  grössten  Teil  auf  dem  Papier, 
weil  bei  jeder  Reise,  welche  über  Budapest  oder  A  g  r  a  m  (SiPRek) 
fuhrt,  und  dies  ist  bei  der  Gestaltung  und  dem  Fahrplan  dc^  unga- 
rischen Staatseisenbahnnetzes  bei  den  meisten  grösseren 
Reisen  der  Fall,  in  diesen  Orten  die  Reise  unterbrochen  und  eint' 
neue  Fahrkarte  für  die  weitere  Strecke  bezahlt  wer- 
den muss.« 

Der  Österreichische  Staatsbahntarif  »beruht  mit  der  Grund- 
taxe von  1,  2  und  3  Kr.  für  die  III.,  IL  uud  I.  Wa^'cn klusöe  mit  Zu- 
schlag von  50  Proz.  für  die  Schnellzüge.  Diese  Grumitaxen  entsprechen 
zum  Parikurse  genau  den  Sätzen  von  2,  4  und  6  Pf.  des  neuen  Tarif» 
plane.  Die  Ermfttisigung,  welche  in  der  Kundifferens  gegen  den  jewei- 
ligen BOrtenkort  der  Oeterreichiaohen  Gulden  liegt,  wird  dadurch  viel- 
laeb  ausgeglichen  nnd  nicht  selten  überholt,  dass  als  Gruppen- 
iitfirpreise  die  nach  der  weitesten  Bntfomung  jeder  Gruppe  (Zone) 
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idcb  berechnenden  Sätze  erhoben  werden,  lo  d«n  s.  B.  für  201  km  der 
Tenfratz  für  250  km  bezahlt  werden  mow.  Im  Oronen  und  Qanien 
werden  die  Sätze  för  die  Fahrt  in  Personenzügen  den  jetzt  in  Aussicht 
genommenen  deutschen  Sätzen  eutsprecben,  während  die  Zuschläge  filr 
8dinellzüge  in  Oeeterreich  für  die  I.  und  II.  Klasse  hdher  sind.« 

Die  Vergleichung  stellt  sich  aber  weiter  entschieden  zu  Gunsten 
der  neuen  dentieben  Personentarife ,  wenn  berückgichtigt  wird  ,  dase 
nicht  nnr  unsere  SchQler-,  Arbeiter-  und  Zeitkarten  für  den  täglichen 
Nahverkehr  die  billigsten  sind,  sondern  dass  auch  die  III.  Klasse 
Dor  in  einige  wenige  Schnellzüge  der  österreichischen  und  tiogariuchen 
Staatsbahnen  ein^e?tc1H  und  gntrar  deren  gänzliche  Beseitigung  aus  den 
Schnellzügen  fiir  Jen  Sommer  in  Ausaicht  genommen  ist.  Dn^i^egeü  wird 
aut  den  preussischoü  Staatsbabnen  die  III.  Klasse  bereits  auf  eiwft  70 
Proz.  aller  Scbnelhugs'-Kilometer  gefahren. 

Es  ergiebt  sich,  bemerkt  der  »R.-Anz.«,  »aus  dieser  vergleichenden 
Znsamnicnstellung  ,  dasa  der  ungan^^che  und  österreichische  Zonentarif 
mit  dem  Zonentarif  bekannter  A<;ittitoren,  welche  den  Fahrpreis  in 
III.  Klasee  durch  ganz  Deutachland  lut  1  M.  festsetzen  wollen,  nichts 
gemein  hat  als  den  Namen.  Derartige  Bestrebungen  schiessen  über 
eine  vernünftige  und  durchführbare  Reform  der  Personentarife  nicht 
weniger  weit  hinaus,  aiö  die  Be8trebunf.,'t'n  der  Sozialdemokratie  über 
diü  Bozialistidcheu  Kefomigeselze.  Der  Zonentarif,  wie  ihn  die  unga- 
rischen und  Ö8terr«icLiijchen  Staatebahneu  eiügetührt  haben,  hetzt  (von 
der  schon  besprochenen,  dem  nngarischen  Tarif  eigentümlichen  Fern- 
zone von  mehr  als  225  km  abgesehen)  einfach  an  Stelle  der  Berechnung 
des  Fahrpreises  Ton  Kilometer  ta  Kilometer  eine  Berechnung  nach  10, 
15,  20,  25  oder  50  km.  Es  Iii  diee  eine  bloeee  Form,  welche  eine  Ver- 
ringeroog  der  Fahrkarten  und  eine  Tereinfaehnng  der 
Fahr kar ten-Aoegabe  sor  Folge  hat,  aber  mit  einer  firmäa- 
sigung  der  Probe  an  aich  nieht  notwendig  varbosden  iai  Im  Gegen* 
taQ  ontitehen  dadurch  nngerechto  PreiaerhOhnngen,  indem 
Bom  Teil  fUr  erhablieh  hOhare  Entfernungen  beiahlt  werden  moaa,  alt 
gefahren  wird,  ErhOhnngen,  welche  aich  bei  dem  dichteren  Neti 
der  prooaaiachen  SCaatabahnen ,  wo  die  Stationen  aich  in  weit  gerin- 
geren Entfernungen  folgen,  aehr  nnliebaam  bemerkbar  machen  würden, 
wie  ja  aach  in  Oeaterreich  fielfaob  hierfibor  geklagt  wird.« 

W«iteff«t  m  den  amwilnalsalitii  TruitM,  Hit  den  TTnter- 
aahmnnga-Zentraliaatione-Yerbinden,  genannt  2hial«,  haben  wir  nna  an 
diner  Stella  wiederholt  beachftftigt  Ihr  Weien  beateht  bekanntlich 
daiin,  daaa  die  Yereinigong  aämtlieher  oder  einer  entaeheidenden  Hehr- 
aahl  Yon  üntemehmangen  deiaelben  Art  eine  aentratiderte  Oeataltang 
annimmt;  die  beteiligten  üntemehmangeD  legen  ihr  Oaachftftakapital 
in  Aktienform  in  die  Vertranenahand  einea  fietriebeaaaachnaMa  {Triüle») 
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und  eniptangeo  dafür  »Certificate«,  d.  h.  Anteilsschcine  auf  den  Bezug  des 
Reinertrages  der  vereinigten  Unternehmungen.  Die  in  Verwahrung 
(trust)  gegebenen  Aktien  geben  dem  Betriebszt ntriiUuidBchu&s  de« 
Vereins  die  sichere  Mehrheit  in  den  UenernlverBaMitulungen  der  ein- 
zelnen zum  VerLand  gehön^^üu  Geschäfte,  damit  aber  auch  den  eat- 
«cbeidenden  Einfiuss  auf  den  Betrieb  sämtlicher  am  Trust  beteiligter 
tJüteroehmangen  des  Oetoh&fbasweigee.  Dadurch  werden  die  vereinigten 
OesehKfte  ein  eionges,  einbaitUoli  geldtetee,  dm  Mnrkt  mehr  oder  we- 
niger behemcbendes  Getamtgetehftft ;  die  frllhereii  Inhaber  der  telb» 
•tftndig  gewesenen  TeilgettcbKfte  aber  nehmen  mit  dem  Werte  dee  foa 
ihnen  in  den  ThMt^Yerband  eingeworfenen  Oeaehftflelcapitale  am  Bein* 
ertrag  dee  2V«af<GeeamtgewhAftei  ?erbftltnumftaiigen  Anteil.  Das  Oeaie 
wird  Ton  den  DniM$  gelmtat;  die  Anteile  ans  den  eisgewoifeiMa 
Sondergeaebftften ,  oder  die  a.  g.  Certifikate  eind  frei  vecftnmerlicfa. 

Wir  waren  im  Heft  I  dieier  Zeit^hiill  bereits  in  dttr  Lag«b 
das  amerikanisehe  Bnndesgesets  vom  2.  Jali  1890  gegen  die  TViitit 
genauer  YonsufSbren,  ein  Qeaetz,  welchem  Verbots-  und  Strafgesetze 
von  Einseln-Staaten  (Kansas,  Michigan,  Missouri,  Texas)  nur  Seite 
stehen.   Die  Entstehung  jenes  fast  drakonischen  Gesetzes  vennoebtsa 
wir  nicht  vollständig  su  erklären.   Inzwischen  ist  ein  ziemlieh  reiohes 
Material  an  Artikeln  von  Zeitschriften  (Politicdl  5ctence  Quarter^),  an 
Berichten  des  Kongresses  und  einzelner  Staaten  Vertretungen  einge- 
langt, welche  uns  das  volle  Veritändnis  dieses  Gesetzes  eröffnen.  Im 
Bundesgesetz  vom  2.  .Vuli  fiel  uns  namentlich  die  Strenge  auf,  welche 
das  Gesetz  gegen  F(' rdemug  der  Trmts  seitens  des  Handels  und  der 
Verkehrsanatalten  athmet.  Hie  uns  jetzt  vorhcLCude  Litteratur  erkiait 
nun  diefp  ThntHnche  vollkommen.    Die  *  Standard  Oil  Co.*  —  selbst 
ein  *St(indar(U  der  iimeri kanischen  2)rwts  —  erzielte  ihren  Erfolg  we- 
sentlicli  durcli  da^  ßünduis  mit  Eisenbahngeselischaften ,  welche  dem 
Oil-Trmt  ausKchhessliche    Kefactien  (FrachtnachläiBse)  für  die  Verla- 
dungen der  kStandard-Oil  Co.,  ja  sogar  tiir  die  Verladungen  konkur- 
rierender Frachtaufgaben  einräumten.    iJaa  nötigte  die  Konkurrenten 
zum  Verkauf  um  jeden  Preis  und  schemt  einige  selbst  zur  Zahlangl* 
einstellung  gebracht  sn  haben.   Ob  das  Qesets  vom  2.  Joli  Wiedel^ 
boinngen  dieser  Fk»ktik  hindern,  ob  es  dnieh  seine  Strenge  nicht  dai 
Kind  mit  dem  Bade  ansschotten  und  legitime  GesehSfte  beengen  wirf, 
steht  dahin.  Fflr  Deutschland  mit  seiner  fortgeschrittenen  Eisenbahn? sr- 
staatlichung  läge  die  AWlfe  gegen  Be&ktien-7hM<s,  wenn  diese  luer 
denkbar  wftxen ,  gans  anders.     In  den  neoesten  TVicsl-QesetMn 
offenbar  die  Politik  eine  grosse  Bolle,  am  meisten  im  Oesets  von  Hi* 
ehigan,  in  welchem  vom  Thuf-Verbote  die  Yereinignngen  von  Lohnsf 
heitern  nvd  Landwirten  ausgenommen  sind,  weiche  diePreinteigeniDg 
ihrer  Ware  beawecken.  In  dieser  Ansnabmebeslimmnng  kommt  frei- 
lich das  begründete  oder  unbegrandete,  bis  su  einem  gewissen  0»d 
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wobl  zutreffende  Misatraueo  zum  Auädrucke,  dass  die  zentrale  Macht 
des  Trust  den  Arbeits-  und  den  Rohstotfmarkt  zum  Nachteile  der  Lohn- 
arbeiter und  Landwirte  zu  beeinflussen  geeignet  eei.  Allein  die  Vor- 
stellung hievon  wird  wohl  von  üebertreibnng  nicht  frei  und  das  üeil- 
mittel  in  der  Preis- und  Lohnkoalition,  nicbt  im  Tru^t- Verbot  zu  suchen 
sein.  Mit  demselben  Orund  könnte  man  auch  das  Verbot  einheitlicher 
Einziehung  der  Geschäftsnachrichten  und  des  Ankiiula  von  Patenten 
begrönden;  denn  durch  daa  Eine  wie  duich  das  Andere  erzielen  die 
TVw^i»  Ersparnisse ,  bezw.  Gewinne.  —  Volks  wirtschaftlich  fQhren 
die  Verteidiger  der  Trusts  immer  wieder  zwei  Vorteile  an:  einerseits 
Vermeidung  ruinöser  Konkurrens  Bowi«  der Ueberproduk- 
tioD  durch  einheÜlkheZaMiniiidii&nung  dar  kmikoiriereiidea  Geiehftfteb 
andmnät«  die  Prazii,  von  den  gegen  Certifikai  eingezogenen  einstigen 
Konknneuzgescfaftften  die  leietangtnnftthigeten  gnns  na 
tcblieaten  und  in  Teiftnaeeni,  die  leiitangeffthigeten  nber 
▼  oll  und  gans  in  beiGhft ftigen.  —  Der letsiereUmitand giebt 
dem  Tnut  gegenflber  dem  s.  g*  Kartell  Tolkiwirtiohaftlicb  eine  iweifel- 
loee  üeberlflgenbeit.  Bei  alledem  fragt  aioh  doch,  ob  die  IVwift  ihre 
Monopolitellnng  niobt  rar  Frei streiberei  anf  Kosten  des 
konsumierenden  PuUlkums  missbranGhen.  Von  den  Yerteidigern 
derselben  wird  dies  immerfort  so  entschieden  gel&ugnet,  irie  es  Yon 
den  Gegnern  behauptet  wird.  Eine  preiasUitistisch  ganz  exakte  J&at- 
Scheidung  hierüber  wird  kaum  möglich  sein.  Für  uns  hat  das  ganae 
Material  den  Eindruck  hinterlassen,  als  ob  die  Wahrheit  in  der  Mitte 
liege.  Eine  willkürliche  Preistreiberei  lässt  sich  nicht  erweisen ;  dafür 
sorgt  schon  die  gewinnschmälemde  Wirkung  der  Kon8umeinschränlcnnc:r 
bei  maseloser  Preistreiberei.  Andererseits  wird  mehr  oder  w^ni^cr  »Aus- 
beutung« der  Monopolstellung  in  der  Ntitur  der  Sache  lie^^t  n,  v-eni<?- 
stens  in  der  Weipe,  da^s  die  Preise  nicht  im  Verhältnis  der  durcli  die 
Zentralisation  bewirkten  Erspuruug  an  i'roduktionskosten  rasch  herab- 
gehen.  Ob  freilich  das  Publikum  billijjer  bedient  würde,  wenn  die  etwa 
nur  den  Iru.^ts  mo^Viche  Ermässigung':  d.  r  mittleren  Produktionakoatea 
nicht  stattfände,  wenn  die  vielköpüge  Konkurrenz  fortbeatände ,  iat 
Bchwer  zu  entscheiden.  Man  mnss  be/üglich  der  Rückwii knngen  aal 
die  FreiöbiUlunf»  erst  weitere  Erfahrungen  erlangea.  —  Eande  eine  we- 
sentliche Eeeiuträchtigong  des  Publikums  durch  monopolistische  Preis- 
stellung statt,  80  wiire  immer  noch  nicht  das  Verbot  der  zentralisierten 
Privatproduktion ,  anoh  nicht  der  Üebergang  lur  ataatUcben  öffant* 
lieben  Produktion  gerechtfsrtigt ;  es  könnte  sieb  um  eine  neuieitlicbe 
Taxbüdung ,  um  Regulierung  »anstibidiger  Preise«  handeln*  Doch  ver^ 
mag  beute  Niemand  ra  sagen,  ob  die  weitere  Entwickelung  diesen 
Verlauf  nehmen  wird.  —  Die  ZoUwsung  der  Thuirs,  jedoch  mit  straf- 
leebtlicb  strenger  Yerpönung  unredlichen  Zwanges  g^gen  Konkorrens* 
geechftfte  sowie  gewisser  Preistreibereien  ist  der  Weg,  welchen  die 
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CiinadiHchB  Gesetzgebung  eingeschlagen  bat.  Ob  auf  demselben  grower 
Erfolg  enielt  werden  wird!? 

— e.  Die  neue  Organisation  und  das  alte  Programm  der  sozial- 
demokratiHohen  Partei.  Die  deutsche  Sozialdeinokrfiuo  hat  sieb  nach 
dem  Aufhören  des  Sori allsten -Geaetzes  eine  neue  0  r  a  n  i  s  a  t  i  on  ge- 
geben (Ualle,  Okt.  1890) :  mitgewäbken  Vertrauensmännern  innerhalb  der 
einzelnen  Ueicbitagswahlbedrke,  mit  dem  Parteitag  »als  oberster  Ver- 
tretung der  Partei«  und  mit  der  »Parteileitnng«,  welche  vom  Partei- 
tag gewühlt  wird  und  aus  12  Personen  (2  Vorsitzenden.  2  Schrifttiihrem, 
1  Kaasierer  nnd  7  Kontrolleuren)  hestcht.  Hervorzulielien  i.-it  zweierlei: 
eiüma,!,  ddss  am  Parteitag  auch  die  Mitglieder  der  lieichatagefraktion 
und  die  Mitglieder  der  Parteileituug  teilnehmen,  allerdings  'iu  allen 
die  parlamentarische  und  geschäftliche  Leitung  der  Partei  betreffenden 
Fragen«  nur  mit  beratender  Stimme;  sodann,  dass  die  Vertretung  zoa 
Parteitag  wo»  den  einzelnen  Wahlkreisen  ohne  RQcksioht  avf  ^  w- 
aohttdeiie  Stftrke  der  Partei  in  den  mmelntn  Wahlkveiiaii  hOchrteai 
ans  8  Peieonan  flir  jeden  WabJkreit  bestehen  darf.  Ein  neoü  Pro» 
gramm  bat  eieh  die  Partei  niolit  gegeben,  die  alten  Progamme  abir 
aneh  nloht  sarackgenommen.  Angenobt«  der  KImpfe  der  nnd  mit  der 
wiederbefreiton  Partei  bat  es  daher  ein  bobai  latuPOMO,  die  Haupt- 
efttie  der  twei  Alteren  Programme  aieb wieder iae Oedfteht» 
nie  SU  mfen.  Hieboi  eind  das  Programm  von  1889  and  dasjenige  voo 
1876  anieinaader  an  halten« 

A.  Programm  Tom  Angait  1869  (BiioBaeb}: 

I.  Die  eonaldemokratieobe  Arbeiterpartei  eretrebi  die  Brriebtmg 
des  freien  Volkeetaata 

IL  Jedee  MitgHed  der  eomaldemokratiiebai .  Arbeiterpartei  tm^ 
pfliebtot  sieh,  mit  ganaer  Kraft  dnintreten  für  folgende  OraaddUm: 
1)  Die  heutigen  politiieben  nnd  soaialen  ZnitAade  eind  im  bUebitoa 
Grade  nngereeht  und  daher  mit  der  grOotea  Energie  in  bekftmpfen.  — 
9)  0er  Kampf  fttr  die  Befreinng  der  arbeitenden  Klassen  ist  nicht  ein 
Kampf  fOr  Klaasenpri?ilegien  nnd  Vorrechte,  sondern  filr  gleiche  Rechte 
und  gleiche  Pflichten  und  fQr  Abschaffung  aller  KlamenherrschafL  — 
3)  Die  ökonomische  Abhängigkeit  des  Arbeiters  von  dem  Kapttolisten 
bildet  die  Grundlage  der  Knechtschaft  in  jeder  Form,  und  es  erstrebt 
deshalb  die  eonaldemokratische  Partei  natw  Abschaffung  der  jetziges 
Produktionsweise  (Lohnsjstem)  durch  genossenschaftliche  Arbeit  des 
T  0 1 1  e  n  Arbeitsertrag  für  j  e  d  e  n  Arbeiter  ')■  —  4)  Die  politische  Freiheit 
ist  die  nnentbehr liebste  Vorbedingung  zur  ökonomischen  Befreiung  der 
arbeitenden  Klassen.  Die  soziale  Frage  ist  mithin  untrennbar  ron  der 
politischen,  ihre  Lösung  durch  diese  bedingt  und  nur  möglich  im 
demokratischen  Staat  —  5)  in  Erwägung,  dass  die  poUtieohe  und  öko- 
1)  Verffl.  Jedeeh  ProgrsmiB  vea  iltft. 
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aoiiitKliO  Befreiung  der  Arbeiterklasse  nar  möglich  ist,  wenn  dieee  gih 
meinsam  und  dnfaeitlich  den  Kampf  fuhrt,  gibt  eich  die  aozialdemo- 
kiatiscfae  Arbeiterpartei  eine  einheitliche  Organisation,  welche  es  aber 
aooh  jedem  Eintelneo  ermOgliobt,  seinen  Ei □  Ohm  fttr  das  Wohl  der  Qe- 
•amtheit  geltend  zn  machen.  ^  6)  In  Erwägung,  dats  die  Befreiung 
der  Arbeit  weder  eine  lokale  noch  nationale,  sondern  eine  soziale  Frage 
ist,  welche  alle  Länder,  in  denen  es  moderne  GesellBchaft  gibt,  um- 
fasst,  betrachtet  siclj  die  sozialdemoVratieche  Arbeiterpartei,  soweit  ee 
die  Verein Rfresety^e  frestatton  ,  a1<?  Zweier  der  intor nationalen  Arbeiter* 
AlSOsiatiOi},  f-ich  deren  Beatrebuiifj^eii  a lisch hüSBe od. 

III,  Als  die  ij  ;i  c1i?t  en  Forderungen  in  der  Agitation  der  sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei  sind  fjeltend  zu  machon :  1 )  Erteilung 
des  allgemeinen  gleichen  direkten  und  ^^'f  lieuuen  W  alilrerhtn  an  alte 
Männer  vora  20.  Lebensjahre  an,  zur  Wahl  für  das  Fariaraent,  die 
Landtage,  die  Provinzial-  und  Gemeinde  Vertretungen,  wie  alle 
übrigen  Vertretungskörper,  Den  gewillilten  Vertretern  sind  genügende 
Diäten  zu  gewähren.  —  2)  Einführucg  der  direkten  Gesetzgebung  (d.  h. 
Yorschlags-  und  Verwerfungsrecht)  durch  das  Volk.  —  3)  Aufhebung 
aller  Vorrechte  des  Standes,  des  Bentzes,  der  Geburt  und  Konfession. 
—  4)  Bmebtnng  der  Vollnwehr  an  Stelle  der  etelieiiden  Heere. 
5)  T^enno  ng  der  Kirche  vom  Staat,  and  Trennung  der  Sebnle  tob  der 
Kirohe.  —  6)  Obligatoriieher  ünterricht  in  Yolksicbnlen  und  nnent- 
geltUcber  ünterrioht  in  allen  Oifentiiehen  Bildnngsanstalten.  ^  7)  Un- 
abhftngigkieii  der  Gerichte,  BinfQhmng  der  Oeeehworenen-  und  Facb- 
geriehte»  EisflUiniBg  des  Oflfontliohen  nnd  mftndliehen  GeriehteTerfiüi- 
rena  nnd  nneotgeltUefae  Beehtvplege.  ^  8)  Abiohaffang  aller  F^eas-p 
Veiebe-  nnd  EoaSitioBegeietM ;  BinfQhniBg  des  Normalarbeitelagee; 
Sneehrinkung  der  Fraaen>  nnd  Verbot  der  Kinderarbeit  —  9)  Ab- 
eehaffung  aller  indiiekten  Stenern  und  Binfllhniag  einer  einzigen 
direkten  progressiven  Einkommensteuer  nnd  Erb- 
eohaftssteuer.  —  10)  Staatliche  Förderung  des  QenoMeatobafta- 
Wesens  nnd  Staatskredit  für  freie  Prod  u  ktivgenosBensehaf- 
t  e  n  unter  demokratischen  Garantien'). 

B.  Programm  der  sozialistischen  Arbeiterpartei  1876  (Gotha): 
I.  Die  Arbeit  ist  die  Quelle  alle**  Heichtuma  und  aller  Kultur,  und 
da  allgemein  nntzbrin^cnde  Arbeit  nur  durch  die  Gesellschaft  möj'lich 
ist,  PO  gehört  der  Gesellschaft,  das  heisst  allen  ihren  Gliedern,  das  ge- 
samte Arbeits|)rodukt,  bei  a  1  1  e  ni  e  i  n  e  r  A  r  b  e  i  t  3  p  f  1  i  h  t,  nfich 
gleichem  [{et  ht  jedem  nach  seineu  vernauftgemftssen  BedUrtuisKen. 
(Anm. :  Nach  dem  Programm  von  1869:  »der  volle  Arbeitsertrag  tür 
jeden  Arbeiter I«)  —  In  der  heutigen  Gesellschaft  sind  die  Arbeite- 
mittel Monopol  der  Kapitalistenklasse;  die  hierdurch  bedingte  Ab- 

1)  Vergl  jeduch  den  stfsag  koUekllvIstlsohea  8ats  I  ALS  ImOolbaerPiotfamai 
vra  1S75.  Anm.  d.  B. 
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h;in^ML:keit  drv  Arijeiterklasse  ist  die  UrBorbo  des  Elends  und  df*r  Knecht- 
8chatt  in  aliea  I  ot  iupti.  —  Die  Befrehm;:,'  der  Arbeit  erfordert  die  Ver- 
wi^mdlanp  der  ArbeitsmitTcl  iu  Gemeingut  der Gesellf«chaft  un  l  .Up  «j»»- 
noHseuschaftliche  Regelung  der  Gesamtarbeit  mit  gemeinnütziger 
Verwendung  und  gerechter  Vert^ilunt,'  des  Arbeit sertrüges.  —  Die 
Befreiung  der  Arbeit  muss  das  Weik  der  A r bei terkl aase  sein,  der  g^en* 
über  alle  anderen  Klassen  nnr  eine  reaktionäre  Masse  und. 

II.  Von  diesen  Grundsätzen  ausgebend,  erstrebt  die  so7aaUstische 
Arbeiterpartei  Deutschlands  mit  allen  g  e  »  e  t  z  Ii  c  h  e  n  ')  Mitteln  den 
freien  Sta:it  und  die  80zial:sti?che  Gesellschaft,  die  Zerbrechung  des 
ehernen  Lolingesetze»  durch  Abbchaffang  de«  Systems  der  Lohnarbeit, 
die  Aufhebung  der  Ausbeutung  in  jeder  Gestalt,  die  Beseitigung  aller 
Bosialen  und  politischen  Ungleichheit.  —  Die  aozialistiscbe  Arbeiter- 
partei Dtutacblands,  obgleich  zunächst  im  nationalen  Rahmen  wirkend, 
iBt  nch  dfitiniernationaleii  Charakters  der  Arbeiterbewegung 
bewmit  und  entediloMeii,  alle  Pfliehlen,  wdebe  derselbe  den  ArbeiteB 
auferlegt,  wa  erfülleii,  am  die  YerbrUdenuig  aller  Heueben  aar  Wahr> 
beit  an  maehen.  —  

Die  ProdnktiTgenotseatcliaReD  sind  ftrladoslrie  nndAeksr- 
ban  in  aolchem  ümfange  ins  Leben  sa  rufen»  dast  ans  Urnen  die  sesisr 
listisohe  Organisation  der  G  e  s  a  m  t  arbeit  entsteht^  —  Die  sosialistisabt 
Arbeiterpartei  Dentaeblands  fordert  als  Grondlagen  des  Staates: 
1)  Allgemeines,  gleiobes,  direktes  Wahl*  nnd  Stimmrecht,  mit  geheimer 
und  obUgatorisoher  Stimmabgabe  aller  Staatsangehörigen  icm 
20.  Lebensjahre  an  fllr  alle  Wahlen  nnd  Abatimmnngen  in  Staat  vnd 
Gemeinde.  Der  Wahl-  oder  Abstiramnngstag  mnm  ein  Sonntag  odsr 
Feiertag  sein.  —  2)  Direkte  Oeaetsgebong  dnich  das  Volk.  Entsehei- 
dung  über  Krieg  nnd  Frieden  dnreh  das  Volk.  ^  8)  Allgemeine  Wshr* 
haftigkeit.   Volkswehr  an  Stelle  der  stehenden  Heere  ete.  etc.  — 

4)  Abschaifnng  aller  Ansnahmegesetae,  namentlich  der  Pjress>  Vereine 
und  Versammlnngsg^tre ;  überhaupt  aller  Gesetse,  welche  die  Ms 
Meinungsäusserung,  das  freie  Denken  nnd  Forschen  besohränken.  — 

5)  Reclitgprecbung  durch  das  Volk.   Dnentgeltliche  Rechtspflege.  ^ 

6)  Allgemeine  und  gleiche  Volkserziehung  durch  den  Staat»  Allgemeine 
Schulpflicht,  ünentgeltlicber  Unterricht  in  allen  Bildungsanstalten,  fih 
klärnng  der  Religion  zur  Privatsache.  —  Die  sozialistische  Arbeiter- 
partei Deutschlands  fordert  innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft*): 
1)  Möglichste  Ausdehnung  der  politischen  Rechte  und  Fraiheilen  im 
Sinne  der  obigen  Forderungen.  —  2)  Eine  einzige  progresBite 
Binkommenatener  für  Staat  und  Gemeinde,  anstatt  aller  bestebeadsa 

1)  Auf  die  Einführung  dei  SoxlMUstengesetxes  bat  die  i'artci  16^  mit  dorSirei« 
ehang  dss  Woitcs  «ceietalteh*  gesatwortst  Wls4erhsrgsslttNt  Ist  llssss  Woilteek 
dnoQ  Parteiboseblnu  noch  nldlt. 

f)  Dcnmach  als  U  ebergaagsssl  ttelt 
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inibeMiidere  der  das  Volk  belastenden  indirekten  Steuern.  —  :>)  bii- 
betcbrftaiktea  KoalitioBireelil  —  4)  Einen  den  Gesellschaftsbedürfnissen 
entiipreolienden  HormftUrbeiUUg.  Verbot  der  Sonntagaarbeit  —  5)  Ver- 
bot der  Kinderarbeit,  und  aller  die  Gesundheit  nnd  Siitliobkeit  aclildi* 
genden  Franenarbeit.  ^  6)  Sehntsgesetae  ftr  Leben  ond  Oesnodbeit  der 
Arbeiter.  Sanitätliohe  Konttolle  der  Arbeiterwobnnngen.  Ueberwachung 
der  Bergwerke^  der  Fabrik-,  Werkstatt-  und  Hauaindustvie  dnreh  von 
den  Arbeitern  gewählte  Beamte.  Bin  wirksames  Haftpfliehtgeeets.  — 
7)  Begelang  der  Oef&agnisarbeil  —  8)  Volle  Selbetverwaltnng  f&r  alle 
Arheiterhilis*  nnd  UnterstQtnagskassen. 


— e«  Zmm  sosialpolitiseheBBiBwandeniagenelite  der  Ver.  Staaten 

in  »eü fester  Zeit.  Die  grosse  Republik  hat  von  1880  bin  1890  lant 
dem  11.  Censas  (1890)  abermals  nm  24,67  Proz.  an  Bevölkerung  zuge- 
nommen.  Sie  besitst  jetst  62  480  640  £inw.  Den  amerikanischen  Stati- 
stikern ist  dies  nicht  genng;  denn  sie  suchen  die  grössere  Zunahme  am 
30,08  Proz.  %vährend  des  y  or  letzten  Jahrzehntes  als  eine  teilweise  sohoin- 
bare  (unvollständige  Zählong  von  1870!)  zu  erweisen.  An  dem  neuen 
proseen  Wachstum  hat  die  Einwanderung  hervorra^end^'n  Anteil.  Um 
80  bemerkenswerter  i^t  es,  da.fis  sich  ein  eteigender  Widerstand 
gegen  die  freie  Einwand  e  i  u  n  <y  erhebt  —  Ueljer  diesen  Wider- 
stan  d  siirioht  sich  in  Bd.  V  der  trefflichen  '  Revue  ä'rro)).  pclr  ique^^ 
welclie  den  Franzosen  die  national-  nnd  sozial-ökonomische  Bewegung  der 
Geister  ausserhalb  Frunkreichs  vermittelt,  ein  Aiüeiikaner,  Professor 
Miehmond  Mayo  Smith  am  Columbia  Koll.,  Newyork,  in  bemerkeuswerter 
Weise  ans.  —  Dauuch  war  das  erste  Bandesgesetz  (1882)  ein  reines 
Polizeigesetz,  welches  armenpolizeilich  der  Stadt  Newjork  duicli  eine 
Abgabe  von  50  Cents  von  jedem  Kingewanderten  Entschädigung  für 
ihre  Kosten  geben  und  sonst  wohlfabrtspolizeilicb  die  Zurückweisung 
Ton  Geisteskranken,  ErwerbsnnAbigen  und  Sträflingen  siehern  wollte. 
Die  Folge  dieses  Oeseties  war,  dass  von  den  2  525 175  Ftesonen,  welche 
1889i/89  in  Newjork  landeten»  8108  enrackgesehiekt  wurden.  Das  Oe- 
eets  ist  offenbar  wirklich  nnr  als  Poliieigesebs  {mapeelkn  loio)  gehand- 
babt  worden.  —  Einen  anderen  Geist  atmet  schon  das  Geseti  vom  J. 
1886  Aber  die  Binwandernng  unter  Arbeitskontrakten 
(eONtroei-Zafror-MtX  Die  Heransiehung  auswärtiger  Arbeitskräfte  mit 
Unterstfltinng  amerik«iniehflr  Arbeitgeber»  denen  sie  sieh  Terdungen, 
wird  bekämpft.  Die  Kontrakte  werden  flir  reehtsangfiltig  erklärt  und 
Auf  Zuwiderhandlung  wird  eine  Strafe  von  je  500  Doli.  fQr  den  An- 
werber und  fSr  den  Kapitän  der  Auswanderersehiffe  gesetzt.  Nur  die 
Sebanspieler,  Yortraghalter,  Kfinstler,  Sänger,  Domestiken,  auch  die  Ac- 
fceitekrafte  für  in  den  Ver.  St.  noch  nicht  betriebene  Indostrieen  worden 
Verbot  der  Arbeitskontrakt-Einwanderung  freigelassen.  Ein  Gesetz 
woa  1887  gestattete  die  Unteraochong  landender  iäawanderer  auf  Ein- 
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wandern tiL^'  unter  Koutrakt,  was  freilich  wenig  Erfolg  hatte.  —  Scbon 
das  (iceotz  von  1885  i^t  nicht  mehr  bloss  Polizeigeeetz.   Allerdings  auch 
niclit  eiij  Genetz  im  binne  dea  trühereu  Nativismn«»,  welcher  den  Ameri- 
kanif^mus  >  der  Väter«  gegen  unreine  Blutznraischung  schützen  wollte. 
Das  Gesetz  war  entschieden  ein  p  o  z  i  0  1  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  r  Akt ;  es  eot- 
stand  unter  dem  Druck  der  Lobuarbeiter,  welclie  das  Verbot  der  Kod- 
traktzuwanderuug  als  Schutz  gegeo  Lobnermüssiguog  und  al**  Stärkung 
der  Stellung  der  LohDarbeiter  bei  Streiks  forderten.   Die  BeeinduMung 
des  Arbeitern arkts  zu  Gunsten  der  amerikanischen  Lohnarlx-uer  igt  der 
leitende  Beweggrund,   iiliulich  wie  bei  der  von  Ruhlujui  im  vongen 
Hefte  d.  Z.  ^^jhchilderten  ArLtitHgesetzgebung  der  australischen  Kolo- 
nien.   Danebeu  wirkte  der  Widertslanii  gegen  Zuschiebun^  unfähiger 
babjekLe  aller  Art  fort.  —  Diese  sozialpolitigche  Richtung  hat  iicli  seitdem 
verächärft.    Man  verlangt  eine  strengere  Ausführung  der  Gesetze  toq 
1885  and  1887  nnd  die  Aufnahme  neuer  Artikel.   Der  Kongress  tiesi 
die  Frage  durah  daa  »Ford-^kmimiiUe*  (1888)  studieren.   Der  Bericht 
dM  letateren  fordwt  db  ZarfiekweiMing  auch  der  Anarchisten  and  80- 
daliiten,  definiert  genaiier  die  ontentHtefte  Znvanderung »  entnlit 
mittelbar  die  Erlifthang  der  Ueberfabrtekotten  dmoh  BetchilakiiBg  der 
AmwaedemagMaftihr  auf  1  Aaswattdeier  fBr  5  Toonea  Scbilbgebalt, 
empfaU  eine  EÜBwanderaagitaie  tob  5  Dollars  pro  Kopf  mid  MUeg 
vor,  daas  jeder  Eiawanderer  8  Monate  vor  Abgang  lich  beim  amerik. 
Kooealat  aeiset  Belmatebenrke  so  melden  nad  einen  BinwaadeniBgi- 
tohein  ea  lOaen  habe,  der  verwagert  werden  darf,  wenn  der  Anewande* 
nrngtlnstige  nicht  beweiet,  dam  enner  Binwanderong  in  Amerika  kda 
amerikaniedhee  Geeete  im  Wege  itehe;  ohne  Einwanderangaeehebi  tolle 
km  Aoewanderer  gelandet  werden  dürfen.  Der  Beriefat  kam  1889 
nieht  mehr  rar  Beratnng.  Aber  im  J.  1890  pflog  ein  neuer  AeeMhoH 
Beratnngoa  nod  aoe  letsteren  droht  ein  etrengee  Oeeeta  hervomgebte« 
welohei  Tielleieht  echon  im  nichsten  Heft  dieierZeiteohrift  niherwird 
beeeiehnet  werden  kSnnen.  —  Der  eoeialpolitiiehen  Bfloknehtoabme  aaf 
die  heimitche  Lohnarbeit  leisten  zwei  Umstände  bei  der  Oflbntlicliei 
Meinung  Vorschub:  einmal  die  Agitation  der  Armenpflege>Yerane  gigte 
die  durch  Einwanderung  naeh  Amerika  überti-agene  Armenlast;  sodano 
die  Abneigung  gegen  die  gewerbamAsttge  Schraubong  der  Einwand»- 
mng  seitens  der  Dampfschiffahrtsgesellsehaften  .  nnd  ihrer  Agenten- 
Die  nationale   oder  religiöse  Abneigung  gegen  die  Einwanderer  iia 
Sinne  des  Nativismos  vor  30  Jahren  hat  keinen  Anteil  an  den  Be* 
sehränknngsgesetzen.    »Die  Frage  der  Beschränkung  der  fiinwaaderangt 
sagt  Smi^,  hat  eine  fast  vollständig  soaiale«  —  armen-  nod  soxi&I* 
politische  Bedeutung.    Nur  desto  interessanter  ist  di^  Hemmnng  der 
Ackerbankolonialstaaten  ,   Amerikas  und  Australiens,  gegenflber  einer 
Forderung  von  so  ungeheurer  Tragweite,  wie  es  der  allgemeine  inter- 
nationale achtstöndige  Arbeitstag  ist.  Hoffentlich  steigert  sieb  der 


Digitized  by  Google 


399 


Widantend  gegen  die  Einwandenmg  nicht  weiter;  die  Abtchlieflsnng 
der  neuen  Kontinente  wäre  für  diese  wie  fikr  die  alten  Staaten  ein  Un- 
glQck.  —  Die  erste  Mitteilung  über  die  neneete  Answanderungspolitik 
der  Verein.  Staaten  ging  der  Redaktion  dieser  Zeitechrift  im  J.  188d 
durch  eiDCD  deutschen  Landsmann  zn,  welcher  der  deutschen  Staate- 
Wissenschaft  immcriort  mit  Aufraerkeainkeit  fol^t,  seit  er  in  den  Ver. 
St.  sich  iSngst  niedergelassen  hat.  Es  ist  Karl  iiiu^/ie/ui  (geb.  Württem- 
bergerj.  Derselbe  hielt  in  Cincinnati  1889  einen  überaus  gedie- 
genen und  feiii  durchdachten  Vortrug  für  die  Freiheit  der  F^njwanderung. 
Darin  getnahnt  er  seine  neuen  Landsleute  an  das,  waa  sie  der  Ein- 
wanderung verdanken,  durch  da«  folgende  SchluHswort:  »Amenkauische 
Unabhiingigküit  hat  Bedeutung  nur  inaoleru,  ald  aie  ganz  Nordamerika 
allen  fremden  Einfiflaeen  eröffnete  und  es  frei  machte  vou  dem  Aber 
ilim  h&ngenden  Schickial,  dan  es  auf  die  Einwirkung  in  seinem  Ge- 
•ehieke  von  snr  einer  (engliiehen)  enropliiciwi  Kolonisation  beschränkt 
werden  iolI«i  Man  vergleiche  einmal  die  Schklnak  der  venehiedenen 
Liader  m  ATnerika,  welelie  frei  gewoideii  sind,  üneere  Geiehiohte 
Iii  die  mftebtigtte  und  veiehste  geweeeo,  weil  eie  infolge  Ton  ▼iel- 
f  n  eh  e B»  iteh  gegenaeltig  kompletierenden  EinflIlMen  durch  freie  Ein- 
wandemng  eich  ToUiog»  wfthMnd  Hedkob  Onha  und  Sfldamerika  ana- 
■ehlieMKeh  ipaDiqeher,  biaeQiamicher  ond  lomtiger  Zivilitation  anheim- 
fielen ,  ond  Oaaada  in  awei  nie  recht  TCieinharte,  Yolkaelemente  ge- 
t«Üt  blieb.  Derselbe  Unterschied  bestand  schon  im  Altertum»  denn 
nuch  da  erreichte  immer  die  nationale  Qewalt  den  Zenith  von  Ruhm 
nnd  Wehl&hrt,  welehe  Terstand,  sich  zum  Nadir  und  £itthettsTerband 
so  auMdMn  nnd  diesen  noimalen  Zustand  in  sieh  bewahrta.« 


— e.  üeher  ftoldkeisnmtien  nnd  Ooldprodoktion  nach  E.  Sueas.  « 
»Der  Kampf  um  die  W&hmng«  druckt  eine  Rede  des  Genannten  ab, 

welche  folgende  tbatsäcfaliche  Mitteilungen  enthält:  Nicht  ein  einziger 
Staat  hat  die  Goldwährung  mit  Erfolg  durchgeführt.  In  Italien  ist 
es  2,  3  Juhre  gut  gegangen,  dann  ist  das  Gold  nbgefloesen;  man  hatte 
gegenüber  den  Bedürfnissen  der  kaufmännischen  und  ijiduatriellen  Kreiae 
nicht  den  Mut,  den  Diskont  zu  erhöhen,  daas  da»  Gold  fe8ti,'eimlten 
worden  wäre.  Heute  eteht  Italien  wieder  vor  dem  Zwangakurse,  die 
Zinsen  der  Anleiben  sind  zurückgeblieben,  aber  man  findet  in  Italien 
kein  Goldstück  im  Umlauf.  —  Soetbeer  berechnete  iui  Jahre  18^3  den 
Goldbedarf  der  Industrie  mit  90000  kg,  die  Gesamtproduktion 
im  Jahre  1884  mit  140  000  kg.  Dieser  Konbum  steigert  bich  mit  dem 
Fortachreiten  dea  Wohlstandes  in  ganz  unglaublicher  Weise.  Vereinigen 
Wochen  habe  ich  an  die  SocUti  anon^ftne  ^affinage  in  Q  e  n  f  die  An- 
frage gerichtet,  wie  viel  sie  im  abgelftnfcnen  Jahre  an  Geld  fOr  Uhren, 
Ketten  a.dgl.  benOligt  habe^  nnd  man  hat  mir  geantwortet:  10200  kg  1 
Die  Bandelekammer  in  Birmingham  hat  mir  mitgetmlt,  dass  man  dort 
Zcitsehr.  f.  Stastsw.  iflil.  II.  Seil.  20 
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im  Jahre  1889  fBr  den  Export  7on  Goldwaren,  übrendeckela  n.  •.  v. 
12  400  kg  Feingold  gebraucht  habe.    Diese  beide  Orte  brauchen  also 
tUMUnmen  22  600  kg.    Ein  Teil  davon  ist  allerding-s  Brnchi^^old;  aber 
die  Societe  d^afirnage  in  Genf  hat  mir  auch  mitgeteilt:  Das  ist  lias  Gold, 
welches  wir  raltinieren;  eine  sehr  bedeutende  Menge  ^ehi  stets  von 
den  Wechselötubcn  in  Form  von  Napoleonid'ors,  Sovereigns  w.  s.  w.. 
welche   die  Reisenden  in  die  Schwei?;  g-ehracht  habea ,   direkt  in  die 
Werkstütte  i  uud  dieses  Quantuui   können  wir  nicht  Obereehen.  iyoet- 
beer  sch&tzte  nun  damals  den  Bedarf  der  Indtjstrie  KuföOODOk^.  Heute 
schätze  ich  den  Bedarf  der  Künste  an  Gold  ;iuf  luO  UOO  bis  r2 u  Oiiu  k^', 
und  nun  stelle  man  diesen  Bedarf  uBbea  die  140  000  Produktion 
[rage  sich  dann,  wie  viel  übrig  bleibt.    Dabei  darf  man  nicht  über- 
sehen, dass  der  Konsum  in  der  Industrie  yon  Jahr  zu  Jahr  steigt,  will* 
rend  die  ProdoUioii  in  dtn  Bergwerken  nnd  AHurien  etagniert  nnd  in 
den  nftehtten  Jabxen  eehr  weientlieh  inraekgelien  wird.  —  Während  aber 
die  Indoetrie  Ton  der  Goldprodoktion  eo  viel  Tenehrt,  was  nie  in  die 
Münte  hineinkommt,  eo  iet  doeh     und  dae  iit  ein  edir  eanderlinrei 
Kapitel  —  die  Auemfininng,  wie  die  Gold-  nnd  flill»erkommiBnoa 
in  London  geseigt  hat,  an      liAher,  eie  betrSgt  nSmlieh  180000  kg» 
Wie  itt  das  nun  mOglioh  ?  Bin  Teil  wird  gemllnii»  am  dae  eigentiielie 
Zahlmittel  sn  erhalten*  ein  Teil  wird  in  Lindern  amgemfinst,  die  lieh 
nen  kultivieren,  ein  Teil  eind  ümprigongen  ametikaniicher  in 
englieehe  Minien  nnd  Tengl.  Minaen  in  anerik.;  eehr  viei.  wird  end- 
lich geprägt,  um  verarbeitet  zn  werden,  namentlich  in  Orten,  wo  keine 
guten  Raffinieranatalten  sind.  Aach  bei  uns  lässt  der  Qoldarbeiter 
Dukaten  prägen,  um  sicher  zn  sein,  dass  er  Gold  von  einem  bestimmten 
Oehalt  hat.  —  Nun  noch  einige  Worte  über  die  QoldproduktioB. 
Als  im  Jahre  1877  der  Aufschwung  der  Silberproduktion  nnd  der  Nieder- 
gang der  Qoldproduktion  vorauspe^Rpt  wurde,  der  dann  eingetreten  ist, 
hat  man  sich  —  e«  waren  nnr  «wei  Fachmänner  in  Australien  anderer 
Ansicht  —  ;Mif  die  stei;^^endo  l'roduktion  in  Viktoria  berufen.    In  Vik- 
toria ist  aber  die  üoldproduktion  so  ^nrückgeganpen.   dass  in  diesem 
Jahre  das  dortige  Parlament  eine  Staatshilfe  von  80  lÜO  Pfuinl  votierte, 
um  irgendwelche  HofFnnngsbauten  zu  machen.    Der  grosse  Gold-  und 
Silbergang  Co  ai  stock,  der  gröbste,  den  die  Welt  je  gekannt  hat» 
ist  abgebaut  und  liefert  nur  1—2  Millionen  im  Jahre.  Die  Amerikaner 
Bind  bei  ihicr  grossen  Kiiergie  iß  unglaublich  kurzer  Zeit  bis  zu  einer 
Tiete  von  3000  Fuss  vorgedrungen  ,  wo  die  Temperatur  so  hoch  ist 
dass  kein  Mensch  mehr  arbeiten  kann  ,  obwohl  man  bis  zu  40  kg  Eis 
per  Kopf  hinnntergefQhrt  bat  In  Amerika  hat  sich  die  Produktion 
liemlieh  auf  dem  bieherigen  KlreMi     SSMÜlionenDoUaia  —  erhalten, 
nicht  daroh  Mehrerzeugung,  sondern  dnreh  Terbeeierte  meialiargtsobe 
Proietee.  In  Sfldamerika  hat  lie  eieh  ein  wenig  gehohen.  Bra- 
sil t  en  iet  wie  frfther  tot  geblieben.  Auetralien  iet  eehr  mriek* 
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gegtngen,  aber  man  hat  eine  Mise  gefondeo,  die  Moant  Morgaa-Uiiid 

)D  Qneenslaod,  jetzt  die  reichste  der  Welt,  and  dieter  aXl^n  ist  es  ea 

danken ,  dass  das  Niveau  der  Goldprodnktion  noch  einigermaseen  er- 
halten wird;  die  jetzige  Liefeninfj  ist  tausend  ünzeo  im  Tag'.  End- 
lich hat  man  auf  das  Gold  vom  Kap  Huffnungea  gesetzt,  welches  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  ziemlich  viel  geliefert  hat.  Damit  aVier  ver- 
hält 88  sich  so:  alle  die  Goldßfänge  in  Kalifornien,  die  alten  Gänge  in 
Böhmen  und  Schlesien  waren  in  ihren  oberen  Teilen  zersetat  und  lie- 
ferten in  diesen  Teilen  freies  Gold,  ergaben  also  ziemlich  leicht  ein 
grosses  Erträgnis.  Sobald  aber  das  Grundwasser  erreicht  ist ,  kommt 
man  in  ein  Nivean,  wo  das  Gold  nicht  zerf-etzt  ist;  die  Gcwinnunp^  iat 
viel  schwieriger  und  lohnt  m  der  Uegei  nicht  mehr.  Und  dieäöibe  h*r- 
•cheinnng  wird  auch  in  Transvaal  eintreten. 

Sur  PiodiktliM  ind  KsisuitliHi  vim  TMk  ti  DratwIüMid 
Mit  im  IM«  MiMMtiftwte.  (Naeh  dar  D«olnelirift  dea  D. 
Bimdotraiei.)  Im  Anichln«  ao  die  Becatang  dei  Beiehihainhalto'Bfaite 
fea  1889/90  luttte  der  Beiehatog  in  feiner  Sitrong  vom  8.  Febr.  1889 
bMbleMen,  die  ferbfindeteo  Begienrngen  ra  enocbeii,  den  mehrbeh  her- 
vorgetreteoen  Klagen  nnd  Wflmcben  Ton  inltndieciien  Talmkbaiiem 
gegenftber  in  eine  Prllfang  der  Frage  einmtreten ,  inwieweii  eine  Br> 
Mehtening  der  Formen  der  Veranlagung  nnd  Erbebang  der 
Tabaksteuer,  lowie  der  Steaertätze  f&r  Tabak  sich  empfehle,  and 
di»  firgebnis  dieser  Untersuchung  dem  Reichstage  baldthnnliohst  TOr^ 
mlegen.  Der  Bondeerat  hat  hierauf  an  den  AusführungtbeetimniQngen 
tom  Tabaksteuergeeets  eine  Aendemng  betr.  die  Entrippung  nnd  ESnt- 
rippangsabechreibung  getroffen,  dagegen  alle  übrigen  Forderongen  ab- 
gewiesen und  diese  Abweisung  in  einer  dem  Reichstag  vorgelegten 
Denkschrift  —  u.  E.  nberzeof^'end  —  bprirurtdct.  Dieser  Deok- 
pchrilt  entnf'hincn  wir  tolfrendes:  An  der  A n bautlilche  von  durch- 
schnittlich 20  0(11)  ha  hat  sich  seit  dem  vorletzten  Jahrzehnt  kaum  eine 
kleine  Verringerung  ergeben.  In  Bajeru  ist  eine  wenig  merkliche 
Verritii^'erunL':  ,  in  Baden  eher  eine  Vergrössemng  eingetreten.  Den 
»tärksteü  iiückgang  hat  Elsass-Lothringen  erlitten,  wo  die  AnbLuiHärhe 
von  mehr  als  3400  ha  in  den  Jahren  1872/73  bis  1876/77  auf  durch- 
schnittlich 2500  ha  in  den  Jahren  1884/85  bis  1887/88  und  auf  durch- 
schnittlich 1850  lux  in  den  vier  nächsten  Jahren  herabgesunken  ist. 
Der  Gruud  hiervon  wird  darin  gefunden,  dass  die  französische  Monopol- 
Verwaltung,  welche  vordem  bedeutende  Mengen  Rohtabak  ans  Elsan- 
Lotbringen  bezog,  seit  dem  Jahre  1884/85  anfgebört  bal,  Tabak  da- 
lelbit  III  Isaaftn.  Infolge  deeeen  und  da  in  Alt-Dentaeblaad  fBr  die 
Udler  in  Eleaw-Lotbringen  gebauten  vorsogeweiae  schweren  Tabake 
keine  Venrendnng  deb  gefimdeB  hat»  iat  für  den  dortigen  Tabakbau 
eina  Criaie  eiagetraten,  deren  Uebennndting  erat  davon  erhofft 
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wird,  dasö  die  auf  Verbetöcrun;^'  der  Tabakkalt'jr 
durch  veränderte  D  ü  n     ii  n  [jj  und   E  i  n  f  ii  h  r  u  n  leich- 
terer borten  gerichteten  Beatrebungtin   der  LKiideeverwaltung  Er- 
folg haben.  ~  Der  Preis  tür  mittelgulea  lulandischen  Rohtabak  (in 
dacbreiiem  Zustande)  hat  sich  in  denjeuigeu  Jahren,  in  denen  er  weder 
durch  die  Spekulation  infolge  der  einn^etret^neu  oder  beabsichtigt  ge- 
weueuea  Gefaelzesünderungen —  wie  in  den  Jahren  1879/8ü  und  ISBO'SI  — , 
noch  durch  die  infolge  ungOnstiger  Witterung  ungewöhnlich  tchkciite 
Qoalit&t  des  Erzeugnisiies  —  wie  im  Jahre  1887/88  —  in  auckaerordent- 
Uoher  Weilt  liMinfliinl  war,  fon  dam  Beirage  von  40  M.  für  100  kg 
(anMcliUeMUdi  der  Steaer)  nor  wenig  entfernt  Dagegen  iit  der  Preii 
fttr  mlnderwertigee  Oat  getanken  und  der  Qrond  bierfttr  in  der  vtr- 
minderten  Abittabarkeit  ao  tntlien«  welehe  Infolge  der  Vemngenmg 
der  Antfnhr  und  namentUeh  dtt  KontnmrQekganget  im  Inlande  ndi 
geltend  gemaoht  hat.  AutMr  Prankieieh  haben  nimlieh  0  e tt e  r r  t  i eh« 
Ungarn,  Italien  nnd  die  Bcbweia,  welche  früher  Abnehaur 
deottchen  Tabaht  aller  Art  waren,  ihre  Beaftge  ant  Deatteh- 
land  fast  ganz  eingeatellt,  m  daat  tiefa  jetat  die  Aafnhr 
auf  BoUand  nnd  England  beschrftnkt»  wohin  nur  noeb  entrippte  Bl&tter 
in  niehi  ganz  unbeträchtlichen  Mengen  eipertiert  werden.  Der  Rück- 
gang des  inländischen  Kontoma  an  Tabak  ist  öberall 
ersichtlich.  In  der  jüngeren  Qeneration  itt  die 
wohnbeit  dea  Ranehent  allgemein  weniger  ver- 
breitet, als  sie  es  ehedem  gewesen  ist.  —  Am  meisten  aber  tritt 
die  Abnahme  in  dem  verminderten  Verbrauch  an  P  fei  f  e  n  tabak  her- 
vor, welcher,  selbst  nuf  dem  platten  Lande,  mehr  und  mehr  der  Cigarre 
gewichen  ist.   —  Es  erklärt  eich    hierans,   da^s  der  E  o  n  s  u  in  r  u  c  k- 
gan  g  vorwiegend  den  Tabakba  u  dinj»  tiii;en  Landesteile  beeinträchtigt, 
wo] clie  hauptsächlich    minderwertigen  schweren  Tabak 
gewinueu,  d.  h.  Elsass-Lothringeus  und  der  östlichen  und  nördlicheD 
Gebiete  des  Reichs.    Infolge  dessen  wird  auch  in  den  ans  diesen  Ge- 
genden einpej_^angi;neü  Petitionen  überall  da«  Hauptgewicht  auf  eine 
Verstärkung  den  ZoUschutzea  lür  den  inlandißcheii  Tabakbau,  sei  es  im 
Wege  der  Erhöhung  der  Eingaugsabgabe  für  ausländischen  oder  der 
Herabsetzung  der  Steaer  fflr  inländischen  Tabak,  gelegt,  während  die 
Petitionen  aut  den  Qbrigen  Tabakbeiirken  in  der  Mehnahl  neb  mehr 
anf  andere  Punkte  detGetetaet  oder  der  dam  erlattencn  AntfiUimnge- 
bettimmongen  beaiehen. 

-*e.  Besendere  Begelnng  dea  ArbaltemehmtMa  Ar  die  eaalvirl- 
tohaftt-  ud  Verkebrageverbe.  ^  Ant  Anlatt  der  Beratnng  von  9  105  i 
der  Gewerbe-0.-NoTeIle  bat  im  Reichstag  der  H.  Staatuniniater  Bm- 
leptdk  toeben  folgende  ErkUrang  abgegeben:  »Anf  die  Fhige,  ob  die 
verbQndeten  Regierungen  geneigt  teien,  den  VerbftUniaaen  der  Gehilfoa- 
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•ebaft  in  Oul-  und  SefaaiikwirtaohAfl»-  iowie  im  ^erlrebragewerbe 
sUmt  n  Man  md  in  ragtlii,  erwkiws  iob»  dui  ieb  aiittkenii«, 
diM  dsM  TerUUtniiM  driogend  •in«r  AbhfllÜB  bedUrfcs,  und  dMS  ich 
sieht  aotiehen  wllid«,  all«t  lo  thvB,  mn  mdgHehrt  btld  tur  TcrbeiM- 
nog  diflier  Mimiftiid«  boBotiagen.  Ich  glaube  auch  aieht»  beiweifeln 
10  toUen,  dais  die  TerbttDdeteii  Begierongen  auf  demselben  Staad- 
ponkte  itehea,  wenn  aie  aneh  nieht  einen  dietbeettglicben  Beeehlnm  bi» 
jetsi  gefarnt  haben.  lob  bin  der  Meinung,  daas  die  Verbftltniaw  der 
Gehilfen  nnd  Lehrlinge  im  Oaet-  ond  SebankwirlMhaftabetriebe,  im 
Yerkehregewerbe  sowie  aoeli  io  dem  bereite  frfiher  behandelten  Han- 
delsgewerbe dnieh  eine  spesielle  Gesetsgebaag  ta  erledigen  sind, 
nleht  hier,  im  Rahmen  dieeee,  allgemein  gewerbliche  Verhftttnisse  be- 
treffienden  Gesetaaa.« 


Die  rnielacha  Derfimhale.  Die  mtsisehen  Dotlsehiilen  nnd  Ausser^ 

lieh  der  Mehrsahl  nach  derart  eingoricht^t,  dasa  sie  gewöhnlich  einen 
Religionslebrer  and  daneben  einen  zweiten  Lehrer  oder  eine  Lehrerin 
haben.   Abweichungen  hiervon  sind  nicht  allzu  häufig.  Bei  Benutsnng 
whandener  Schätzungen  findet  man  unter  100  Schulen  70—75,  welche 
dsr  erwähnten  Grundform  entsprechen;  7—8  haben  einen  Lehrer  odttr 
eine  Lehrerin,  jedoch  keinen  eigentlichen  fieligion sichrer;  6  haben  um- 
gekehrt nur  einen  Beligionslehrer,  nnd  die  ftbrigeo  werden  von  swei 
oder  mehr  Lehrkräften  neben  dem  Religionslehrer  versehen.    Die  so- 
eben im  ümrisse  geschilderte  Unterscheidung  der  Schalen  hat  insofern 
eine  aber  das  unterrichtstechnische  Gebiet   hinausgehende  Bedeutung? 
für  die  russische  Landbevölkerung,  iile  mir  denjenigen,   weU'he  eine 
Schule  mit  nnndestens  2  Lehrenden  (r  inpcl]!.  den  Keligionslebrers)  oder 
neuerdings  auch  eine  Parochialschule  be-ucbt  haben,  hinsichtlich  der 
Ableistung  der  Dienstzeit  im  Heere  ;^'''wi8-^e  Vergünsti^^  inK*?"  Teil 
werden  können.  —  Nach  unserer  Quelle,  welche  sich  über  47  Gouver- 
nements   verbreitet,  entfallen  auf  je  eine  Dorfschule  durchschnittlich 
50  Schüler,   wenn   die  Zahl  der  Schuler  fiJr  die  Gflte  des  Unterrichtes 
ausschlaggebend  wäre«   so  befänden  sich  die  russischen  Dorfschulen 
hiernach  in  günstiger  Lage.    Im  Norden  und  Westen  des  Zarenreiches 
ist  jene  Durchschnittszahl  noch  kleiner,  im  Sflden  und  Osten  dagegen 
grösser.    Grosse  Abweichungen  von  letzterer,  und  zwar  nach  oben,  fiuden 
sich,  vereinzelte  Fälle  ausgenommen,  luu  im  unteren  Wolgagebiete,  wo 
in  den  ijüuvurncments  ISsaratow  und  Ssamara  auf  je  eine  Schule  durch- 
schnittlich  112— lia  bezv^.  91-i>2  Schalkinder  kommen.   Diese  E5r- 
fcheiuung  ist  für  uns  Deutsche  um  deswillen  beeondeif  interewent,  weil 
der  hohe ,  stellen  weis  Ober  300  Kinder  fftr  die  Sehnle  hioausgebende 
Sehulbesncb  lediglich  eine  Folge  der  in  jenen  Lnndesteilen  lahlreioh 
angesiedelten  denitohen  KoIoniiteD  beiw.  der  Wertaehfttsong  dee 
TolhMehntonterrichte  itt«  welche  leistere  »ne  ihrer  alten  Heimat  |n  die 
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Doao  mit  hioftbergenoiBiiiMi  und  lieh  dort  erhalten  haben»  md  welche 
iie  dfftngt»  Ihie  Kinder  to  gut  wie  anesahmeloe  war  Sehole  m  aehiekeii. 
^  Im  Unügebiete  i.  B.  (Wjatka,  Pens,  Oienborg,  Uia)  mit  aetner  in- 
telligenteren  berg-  vnd  hftttenmtnniaehen  BeYdlhemng  find  dieSeholen 
dnrcheehnittlich  von  b3  Kindern  beenchtk  nnd  doob  ifthlen  die  Dörfer 
dort  darebiehiiittlioh  nvr  89  BAfe;  ähnlich  liegen  die  Verhftitniise  in 
den  iubmoehowiiehen  nnd  in  den  lentralen  »nicht  achwanerdigeoc 
GoaTememente  (Moskan,  Twer,  Juoelaw,  K<Mtroma,  Niaebni-Howgovod, 
Wladimir»  Kaluga,  Smolenak),  in  welchen  die  Bevölkerung  Ton  Alten 
her  verschiedenerlei  Oewerbtfaätigkeit  geübt  und  eine  höhere  Durch- 
lehnitlibildang  licb  angeeignet  bat.  Umgekehrt  sind  die  Dörfer  in 
den  neuruMischen  Gonvernementa  swar  die  grössten,  wie  schon  gMigti 
aber  die  Schulen  haben  dort,  wenn  die  deutschen  Kolonistendörfer  aut» 
geschieden  werden,  durchschnittlich  doch  nur  58  SchOler.  In  den  deat- 
scheu  Kolonistengegenden  wirkt  die  GrSsse  der  Dörfer  und  der  höhere 
Kultur-  und  Wirtschaftsstand  der  Bevölkerung  voi  teiriiaft  auf  den  Schul- 
besuch ein.  —  Die  Anfwendunguii  liir  die  niebisci:e  [  »orlächu]*'  smd  nicht 
unbeträchtlich;  im  DurchBclinitte  entiallen  auf  jeden  Schüler  6  Kübel 
38  Kop.  Schulunterhaltungskosten  -  ein  Betrag,  der  reichlich  zwei 
Drittel  von  dem  ausmacht,  was  ein  Dorfachulkind  bei  uns  iu  Preuasen 
kostet,  wofern  die  russischen  Zahlen,  was  nicht  kontrollierbar  ist,  sich 
inhaltlich  mit  den  preuBsiecheu  dtckin  und  der  jetzige  Rubtilkura  zur 
Vergleichung  benutzt  wird.  Im  littauischen  Gebiete  (Wilna,  Kowno, 
Grodno)  werden  nur  4  Rubel  92  Kop.«  in  dem  benachbarten  weisarus» 
■iichen  (Miotk,  Witebik,  Mohilew)  dagegen  7  Bnbel  84  Kop.  fOr  den 
SehflUcr  Toransgabt,  obwohl  beide  Gebiete  hiariehtlieh  der  Verwaltong 
der  Sehnlangelegeaheiten  nnd  in  wirteohaftlieher  Benehung  gleidiea 
Bedmgnngen  nnterworfen  lind.  —  Die  niteiiehe  Dorfeehnle  iet  gam 
überwiegend  Knaben  echole;  M&dchen  liad  in  derielben  nur  als  na^^ 
bedentende  Beigabe  sn  finden:  auf  100  Knaben  kommen  dmeheehnitt* 
lieh  nnr  18^i  Hfldehen ,  nnd  wenn  man  aneh  hier  die  mehrerwilwten 
Behnlen  der  dentaehen  Koloniiteadörfer  annehlient»  to  ainkt  die  Ver* 
hältniüiffer  flir  Mftdebea  anf  18|«.  Dm  Groe  der  mmiaehen  Lendbe* 
Tölkemng  hftlt  die  Sehulbüdung  bei  Fhtnen  für  entbehrlich;  dieFreooi 
treten  dort  bekanntlich  ja  auch  wenig  ani  der  Hanswirtichafil  und  Fa- 
milie heraus.  In  den  littaniechen  Gouvernements  ist  die  Torgedaehte 
Verbältniszabl  der  M&dchen  sogar  nur  3,8,  im  Weissrussischen  6,«.  im 
Kleinrussischen  (CharkoWp  Techemigow,  Poltawa)  8,».  In  den  Schulen 
der  deutschen  Kolonistengegenden  ist  demgegenüber  die  Zahl  der  Mid- 
chen  fast  ebenso  gross  wie  die  der  Knaben  t  in  Wolhynien  kommen  auf 
100  Knaben  90  und  am  Unterlauf  der  Wolga  ^op:nr  9'2  98  Mädchen. 
Spezielle  Mädchenschulen,  welche  efwn  die  L^orlscinile  ergänzen  könnten, 
sind  nur  sehr  wenig  vorhanden;  sie  machen  etwa  2-3  Proz.  alier 
Schulen  aus»  (Ztechr.  des  &*  preu^s.  stat  bur.), 
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B.  Lehr,  BUmenis  de  droit  ci?UlE«iM.  Tom.  II.  Paiia»  EL  Plön 

Nourrit  et  Cie.  1890.  p.  573.  XVI. 

Der  erste  Band  diese«  Werks  erschien  im  Jahr  1877 1  die  Fori- 
■elRiiig  unterblieb  aber  sonächst,  weil  wichtige  Aenderiiogen  der  ras- 
sisohen  Ziyilgesetsgebang,  speziell  auf  dem  Gebiete  des  Testaments-  und 
Obligationenrechts  in  Aussicht  standen.  Neuerding«  ist  nun  aber  in 
Rnssland  durch  einen  Ukas  vom  23,  Jan,  bezw.  26.  Mai  1882  eine  Kom- 
mission zum  Zwecke  eiuer  umtattscndeu  Revision  des  gesamten  bürger- 
lichen Rechts  ond  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  niedergesetzt  worden.  Da  hiemach  eiue  isolierte  TTmarbei- 
tuQg  einzelner  Titel  des  Svod  nicht  mehr  in  Rechnung,  vieimuhr,  wie 
die  von  der  Sektion  für  die  Kodifikation  selUt  noch  im  Jahr  1ÖS7 
publizierte  neue  Ausgabe  der  bisherigen  börgerlichen  Gesetze  nahelegt, 
bis  zur  EmauatioD  des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuches  noch  eine  län- 
gere Foitdauer  des  bisherigen  Rechtssustands  in  Aussicht  nehmen 
ist,  so  bat  jetst  der  Verf.  die  Fortsetaung  seines  Werkes  wieder  aufge- 
nommen. Der  vorliegende  II.  Band  umfasst  die  Lehre  Ton  der  testa- 
mentariaelieii  Sooeeinoii,  daiOlUtgAtioiieiireeht,  die  Lehre  von  der  K<m* 
etotieroBg  und  Bettfttigimg  der  Beehte  (d.  b.  dei  Earegtetrement,  die 
V^ktion  der  OffentUeben  BeliOrdeii  «nd  Bfleher  sum  Zweeke  der  An- 
tbratiiiening  yoii  Beehteekien)  und  den  Beweit  der  Beehta^  endltob  in 
einem  Antmog  die  OmndiKtee  det  geiiligen  Eigentanw  en  Werken  der 
Uttemtar  nnd  Knnel,  towie  die  Adoption,  alles  in  der  oben  uigefitbrten, 
ftt  nve  angewöhnten  Beibenfolge.  —  Bei  der  Denftellang  der  ein« 
vlnen  Beobtnnititnte,  weloher  rflgelmlaeig  eine  bittoriiehe  Einleitung 
▼omngertelU  iit,  wird  neben  dem  nmisobeo  Beebt  immer  anob  des  nof 
deutscher  d.  h.  gemeinrechtlicher  Grundlage  bembende  Beebt  der  bal* 
tischen  Provinzen,  sowie  die  polnisohe  Zi?i]reoht  gesondert  vorgetragen, 
letsteret  jedoch,  da  es  gaisz  auf  dem  französischen  code  dvü  beruht, 
and  der  Verfmer  sein  Werk  in  erster  Linie  anf  fransüaiaohe  Leeer  be* 
rechnet  hat,  nur  soweit  das  polnische  Recht  ausnahmsweise  vom  fran- 
zösischen Zivilrecht  abweicht.  Ueberall  ist  auf  die  Entscheidungen  des 
diric^ierenden  Senats  als  Kassationshof  —  bis  auf  die  neueste  Zf  it  Be- 
sng  genommen»  Ga%^> 
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B.  Höst,  Die  Prosesakosten.    Brealaa,  Verlag  von  SchottUlnder, 

1890.    63  S. 

Aungehend  vom  Standpunkte  der  Adyokatnr  will  der  VvrUmet  dem 
Tieltach  angefochtenen  Zustande  des  gerichtlichen  KoftenwMeBl  dmeh 
eine  grundsätzliche  Reform  der  Gebührengeaetie  abbelfea.  Für  dMOe* 
richtskosten  toll  kfinftighin  attwehHMilich  dio  HObe  dee  Straitwerli 
mastgebend  sein,  dieier  aber  nicht,  wie  i^tli«r  nach  wülkttrlichea, 
oifaiibar  ixrataoneUen  Stofen  ,  londera  nach  ProMnteo  dem  GebflliriB'' 
aoiata  sa  Grand  gelegt  werden.  Nor  eoll  bei  den  bdberen  Streü* 
werten  der  Proaentiats  eieb  aUmftblich  vennindem.  IieMerer  loll  im 
flbrigen  «o  hoeb  gegriüini  werden ,  dan  anob  eimtliebe  Analagin  dei 
Geriehii  dadureb  gedeckt,  letalere  alio  niobt  mehr  beeondere  ao%e- 
redhnet  werden.  —  Fttr  die  Aowaltegebllbren  dagegen  loll  dee  Um 
der  Tbfttigkeit  dee  Anwalt»  die  Orondlage  bilden ,  der  Streitwert  anr 
nebenher  in  Betracht  kommen.  Die  Sehätning  der  Höhe  dee  gaaita 
Honorare  dem  Anwalt  in  flberlaeaen,  tagleteb  aber  aneb  nach  de« 
Vorgang  Englands  nnd  FVankreiche  dae  eo  feetgeitelHa  Honorar  ab 
biomo  Ebreneehuld  des  Klienten  —  anter  Ausschluss  des  Klagrecbti  — 
en  bebandeln,  scheint  dem  Verfasser  dem  dentscben  Publikum  gegm> 
fiber  ohne  Oeföbrdung  dear  Advokatur  nicht  dnrohfQhrbar.  Wohl  aber 
glanbt  er  daran  festhalten  zu  müssen ,  dass  die  freie  Gebühren bettira- 
mnng  durch  den  Anwalt  ein  KiMrrelat  der  freien  Advokatar  sei,  wobei 
dann  der  Staat  seinen  Arm  zur  Beitreibung  der  lo  vom  Anwalt  be- 
stimmten Gebühren  leihen  soll.  Da  er  aber  mit  dieser  Auffiueong  oidlt 
durchzudringen  erwartet,  so  schlägt  er  einen  Mittelweg  dahin  Tor,  dan 
zwar  das  bisherige  System  der  relativen  Pauachqnanta,  dessen  Unbil- 
ligkeit im  einzelnen  Fall  der  Verf.  richtig  schildert,  aufgegeben,  da- 
gegen für  jede  einzelne  T/eistnnpf  besondere  Taxen,  jede  Äwischen  eineni 
Maximal-  und  Minimalbetrag  ^ich  bewegend,  bestimmt,  innerhalb  der 
hu  riiiich  ^'ef^^elienen  ürenEcn  aber  dem  Anwalt  die  freie  Normierung  dei 
ziitrefTeiiden  Satzes  nach  Mafs^gabe  der  jeweiligen  Mühev-altunf:  ^^^f- 
luseen  werdea  hoII,  ao  üiiss  der  Richter  innerhalb  dieses  liabmeDt  SA 
die  SelbBtachätznnp:   den  AnwalU  gebunden  wiiie. 

Die  vom  Verf.  sclilitHslich  näher  begiündete  Forderung,  das«  der 
Gesamtertrag  der  Gebiiliren  —  also  der  an  .valtef  haftlichen  Praxis  — 
jedem  Anwalt  minde»teii8  ein  standesm&sHiges  Auskomujen,  welche«  dec 
DurciiHchiiittagehalt  eines  Richter»  (4200)  immerhin  nicht  unbedeutend 
Übersteigen  hüllte,  gewahren  müsse,  bcbeint  nna  vom  wirtechalilicben 
Standpunkt  aus  ganz  unhaltbar  und  der  wiederholt©  Angriff  auf  die 
bundesrätliche  Vorlage  von  1886  m  dieser  Beziehung  unbegründet  zo 
•ein.  Wenn  der  Verf.  selbst  behauptet,  dass  die  Zahl  der  Anwälte  sieb 
eeit  dem  Erlaae  der  neuesten  Taxe  verdoppelt  bat  (in  Wirklichkeit  be- 
tiigt  dio  Vermobmng  ant  1.  Jan.  1880-90  nur  25  %I)  und  tägliefc 
wiebet,  dia  boraiie  ftberfUIto  Ad?okatar  mehr  und  mehr  von  juQgsD 
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Leuten  überschwemmt  wird,  »o  beweist  di«M  tor  GenQijre,  daas  wo,  wie 
jetst  io  der  Advokatur ,  Angebot  und  Kaobfrage  da«  Emkommen  be- 
itimmen,  der  Staat  nicht  mehr  in  der  La^^  ist,  einer  unbe«timmbaren 
Zahl  voü  Anwälten  ein  gesichertes  Auskommen  und  eine  gewiskse  soziale 
Stellung  zu  garantieren.  Als  man  die  freie  Advokatur  in  Etoatachland 
•inf&brte ,  war  ncli  der  GeietEgeber  nach  den  Erfabrangeii  derjenigen 
dentiohoB  Stattton»  in  w^lehen  lolohe  aehoa  Mit  langen  Jahnn  bavfamd» 
IwiniMi,  dam  man  damit  aooh  «in  >tog,  Advokatenprolfllariatc  mit 
laiBMi  Falgaa  in  Kauf  nahmen  mUtia.  Neban  den  aneh  jätet  glinaend 
gflitollten  Korjpbien  der  Advokatur  wird  in  Zaknnft  notwandig  «ina 
aieht  garinge  Zahl  lolohar  Anwilta  aioh  befinden,  deren  Einnahmen 
kaum  die  Enetanigraaie  arraiehan.  Die  lehOaan  Zeiten  der  geechloa- 
•man  AdTokatnr,  wia  eie  hie  1879  in  Fkannaa  beelandant  and  wohl 
flir  immer  dahin.  Wir  liad  weit  entfernt,  die  VonBgo  dieeer  früheren 
Oidnnng  der  Anwaltrahaft  to  Terkenneo;  aueh  politlieh  bat  die  freie 
Advokatur  neben  fielen  Vorteilen  ancb  mancha  Schatteneeiten ,  wäh- 
rend der  ScbnU  der  Unabhängigkeit  dea  Riehtaritands  —  welchen  die 
Möglichkeit  det  BQcktritta  in  die  Advokator  gewährt  —  fQr  den  An* 
waltetand  nicht  in  Betracht  kommt.  Aber  die  HofTnang  des  Verfassers, 
wenn  auch  nnr  auf  dem  ümweg  der  Beschränkang  der  Zulassung,  wie- 
der SU  einem  Numerus  clau9U8  gelangen  zu  können,  scheint  unn,  nament- 
lich wenn  man  die  VerhältniRge  a^rsgerhalb  Prenasens  in  Eechnung 
nimmt,  auf  sehr  schwachen  Füssen  xu  stehen.  0» 


F.  Meili,  Die  Codifikation  des  internationalen  CiTÜ-  nad  Han- 
dalarechtfi.  Leipzig  1891.    Verlag  von  Dunker  u.  Humblot  151  S.  VIII. 

Die  Reßrierung  des  Kantons  Zfirich  hat  im  Februar  1890  einen 
eigenen  Lehrstuhl  für  das  internationale  Fnvatrecht  und  fQr  verglei- 
chendes Recht  —  »den  ersten  Lehrstuhl  för  dieae  Materie  in  den  Lan- 
dern deutscher  Zunge«  —  kreiert,  und  den  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Verkehrsrechts  durch  seine  litteraritichen  Leistungen  rühm- 
liehat  bakanntan  Verfasser  lom  Vertreter  dieses  Fachs  ernannt  Late* 
tarer  h»t  nun  eowoht  fthr  dm  Labitwaek  ala  f&r  den  DioDet  der  Piasie 
dae  gaaamta  Material  an  poeitivan  Normen  dea  intemationalan  Zi?il- 
nnd  HnndeiaraehtB,  eoweit  er  ae  eammaln  konnte,  in  der  forliegendan 
8ehrifi  vaveinigt  nnd  iwar  eind  im  enten  Teil  dia  Geeeteeenormen  ab- 
gadmokt  oineohliaMlieh  auigar  im  Anltrag  von  fiagierongan  gefeitigtar 
Oeeetaeeprojekta;  d«  awaita  TtSl  anthtlt  YofWihttga 
(elT.  Arob.  B.  61  &  197  IT.)  nnd  von  dem  Oiterreiehieehen  Jnrlitan  Dth 
wrii^Pginuheveea,  dar  dritte  die  Vertragtprii(jektadare0damerikanieohen 
Staaten  Aber  internationales  Frivatrecht;  der  vierte  dia  beetehanden 
Staataverteiga  Über  Fragen  dea  internationalen  JSrbreeht«. 

G. 
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J.  OlshanseD)  Srimdriss  in  reohtswitsenaohaftlieheB  VorlAsaa^M 
an  der  K.  Foritakademie  sa  Ebenwalde.  1.  Heft.  Oarieht»>T«rt  lUid 
PMmm;  8.  Heft,  Civilieehi.  BerliiL  Fir.  YaUen.  1889. 

Der  jetzige  Meliigeriehtnat  0.  hat,  eolaag  er  ale  Kunmergeriehl^ 
rat  in  Berlin  VorlemDgen  ftber  EeefaUwiteenichaft  an  der  K.  FohAp 
akademle  m  Ebenwalde  in  halten  hatte » leinen  ZohOiem  den  TOiUe- 
genden  Gnindrue»  der  in  freiem  Torirag  eeiae  Brlintening  erhittia 
eolite»  in  die  Hand  gegeben.  Dieeein  Zweeke  entmreohead  errtiedkt 
iieh  das  eiete  Heft  nicht  blo«  anf  die  Bettimmungen  dee  Qeriehtefert» 
Qet.  und  der  Proeete-Ordanngen»  eondem  anoh  anf  die  durch  die  pren» 
Partikolargesetzgehnng  geregelten  Organisationen  und  VerfahrenMrUn 
und  bietet  ioeoforn  auch  fQr  weitere  Kreise  eine  übersieh tlicbe  Dar- 
•tellong  der  gesamteD  BehOrdenorganisation  und  des  Verfahrens  io 
Prenssen.  Im  zweiten  fieft  ist  entsprechend  dem  BedArfuis  der  Forst- 
leute nur  der  allgemeine  Teil  und  das  Obligationen«  und  Sachenrecht 
behandelt.  Es  sind  dabei  aber  auch  —  eben  mit  Rück»icht  anf  dieses 
Zweck  —  eine  Reihe  von  Rechtaverhältnissen  erörtert,  welche  streng 
genommen  nicht  dem  Zivil>  sondern  dem  öffentlichen  Hecht  angehOreo. 

Q. 


J.  Petersen  unii      Kleinfeiler.  Konkarsordnung  für  das  Deatscbi 
Kelch.   Zweite  vollständig  umgearbeitete  Aufl.  lö^^/so.   Verlag  tob  IL  > 
Schauenburg  in  Lahr.  | 

Die  deutsche  KoDk.-0.  hat  bei  ihrer  Einführung  der  Recht^sprechaug 
ungleich  weniger  Schwierigkeiten  bereitet  als  die  Ziv.-Proz.-O. ;  denn  lie 
schuf  für  eiueu  groiseu  Teii  von  Deutschland  kein  ma,teriell  neues 
Recht,  da  sie  sich  im  wesentlichen  an  die  preusa.  £.-0.  anlehnen  und 
die  seit  1855  in  PreoMen  und  deigenigen  Staaten  ,  welche  dem  preoss-  ' 
Vorgang  gefolgt  waren,  M  der  Anwendimg  gemaehten  fidUimngea 
▼erwertea  konnte.  Nar  dae  in  der  Konk.-0.  nnd  in  dem  B.'-Oet.  fon 
21.  Jnli  1879  niedergelegte  sog.  AnMitnngereeht  iet  eine  nene  S^Opfung, 
welche  der  Theorie  wie  der  Beehtsaawendnng  wegen  der  nnnStig  ünnea  l 
Kligranarbeit  dee  Getetiee  Ton  Aofiuig  an  keine  kleine  Anljgabe  ge*  | 
etellt  hat  Dem  entspricht  aneh  die  Litfceratvr.  Neben  einer  hOehak 
nmfangreichen  Bearbntnng  dee  Anfbohtongeieehte  nnd  den  eehr  mU*  | 
reichen  (  anf  daenlbe  beefiglioben  Bntacheidnngen  dee  Reieh^gemhto 
hat  das  oeoe  Eooknrsrecht  —  abgetehen  natfirlich  von  einer  Meng« 
handwerksm&ssiger  Arbeiten  —  nur  wenige  bessere  Kommentare  und 
neben  dem  Lehrbuch  von  Fittmg  keine  einiige  ijjekema tische  Bearbei^ 
tung  anfaoweisen.  Unter  den  Kommentaren  nimmt  der  Komment,  von 
Ttiersm^  welcher  jetzt  in  zweiter ,  unier  Mitwirkong  von  KlemfeOer 
gänsdich  nmgearbeiteter  Auflage  vorliegt,  eine  hervorragende  Stellang 
ein.  Während  die  erste  Auflage  sich  im  wesentlichen  auf  die  Vorar- 
beiten und  die  Litterator  und  Praxis  der  preoas.  Koak.>0,  stätste  and 
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namentlich  die  Vermittlaog  des  neuen  Konkurarechta  mit  dem  fran- 
BÖsischen  Zivilrecht  anstrebte ,  ist  die  neue  Aaflage  den  jetzigen  An- 
forderungen der  Theorie  und  Rechtsprechung  nachkommend  su  einer 
selbständigen  Bearbeitung  des  Stoffs  Übergegangen,  welche  die  Vorteile 
der  9v8t^matischen  Darstellnnp^  mit  der  Kommentarform  verbindet.  Die 
Verf.  waren  hierbei  bemüht,  eine  möglichst  vollständige  Uebersicht  über 
die  crarize  Litteratur  und  deo  Stand  der  einzelnen  Ötreitfrap-en  m  £reben, 
zugleich  aber  die  Anwendung'  do9  Gesetjei  durch  selbständige  wiiMO- 
sehafUiche  Aualührungen  £u  erieichtern*  0, 

Olshansen,  Koanoiter  sam  StTtf^efletsboch  fttr  das  dentsok« 

Seieli.    Dritte  nnigMrb.  AuB.   2  Biode.   Berlin  1890,  Fr.  Vahlen. 

Der  Kommentar  von  OUhattsen,  welcher  jetzt  in  dritter  Auflage 
tollendet  vorliegt,  hat  alle  andern  ähnlichen  Bearbeitungen  detStraf- 
gMeisboebs  flberholt  und  nimmt  in  Theorie  nad  Rechtsprechung  eine 
ganz  hervorragende  Stellung  ein.  In  der  neuen  Auflage  ist  neben  de& 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  die  neuere  Strafrechtslitteratur  sorg« 
fällig  berücksichtigt.  Der  Abschnitt  von  den  Uebertretnngen,  welcher 
in  der  ersten  Auflage  gar  nicht  bearbeitet  war^  in  der  zweiten  Auflage 
nur  IVa  Bogen  umfasste ,  ist  jetzt  auf  5Vs  Bogen  mit  derselben  Sorg- 
falt erläutert ,  wie  die  übrigen  Teile  des  Strafgesetzbuchs.  Da  dieRer 
Aböchnitt,  welcher  sich  auf  die  rrrschiedensten  Gebiete  der  Verwaltung 
erstreckt,  für  die  Verwaltungsbeamteu  beaondercR  Interesse  darbietet, 
aber  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Besitzer  der  frühen  n  AtifUgen,  hat 
sich  die  VerlagHbucbhandlung  veranlaest  ;2:ei^etieD,  diesen  Teil  des  Werkes 
auch  in  einem  Sonderabdrnck  zu  veröÜentlichen. 

Ces.  LombroBO,  Der  Verbrecher  in  antbropologleelier,  Srztlicher 
«Bd  jarUtiaoher  Besieltiuiff.  In  deutscher  Bearbeitung  v<mM*0^äHkeL 
Hamborg,  J.  F.  Richters  Verlag.    II.  B.  1890.  412. 

Wenig  Werke  habeo  in  letzter  Zeit  io  grove  Bewegong  in  der 

Wissenschaft  hervorgerufen  wie  Tuomo  delinquenie  von  Ce»are  Lombroso. 
Der  Gedanke  ,  die  Person  des  Verbreobers  uU  eine  in  det  Natur  be- 
grftndete  pathologische  Erscheinung  aufzufassen,  war  zwar  nicht  neu, 
aber  noch  nie  mit  so  grossem  Aufwand  von  thatsftchlichem  Material 

nnd  von  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  begründet  worden.  Besonders 

in  den  Kreisen  der  Philosophen  und  Kriminalisten  rief  das  Buch  den 
lebbafteylcri  Widerstand  bervor,  da  ea  die  Grvmdkiii^en  der  Z/urechnung 
und  damit  der  ^an^en  ^trafrecht9\\isöeiischat'i:  unixuatürzeii  und  ;Ln  die 
Stelle  der  Strnfe  einen  psychiatrischen  lieilun^^njirozesa  zu  setzen  drohte, 
[»er  vorliegende  zweite  Band  behandelt,  nachdem  der  erste  sich  mit 
dem  Wesen  des  geborenen  Verbrechers  beschäftigt  hatte,  deu  Verbre- 
cher, der  iu  plötzlich  erwachter  Leidenseliaft  ohne  Vorbedacht  handelt, 
sowie  den  irren  und  den  Gelegenheitsverbrecher.  Auf  Einzelheiten  ein» 
zugeben  liegt  nicht  in  der  Aufgabe  dieser  ZeiUichrift  Q. 
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K*  Birkmeyer.  Die  Lelire  von  der  Teilnahme  «iid  die  Recht- 
spreehaoff  des  deatechoii  Reiobegericlitfl.  18^.  Berlin«  Verlag  won 
0.  Liebmann.    S.  305. 

Das  Eeicbagericht  bat  bis  jetzt  konstant  daran  feetgehalten.  daM 
<l.iä  unterscheidende  Merkmal  zwischen  Mitthfttemhaft  und  R^ihilfe  auf 
einer  Verscbiedenbeit  der  Willensrichtung  beruhe,  also  dern  fiuViiektiTen 
VerbrechensthatUeatande  angehöre.  Verf.  sucht  nun  die  Unrichtigkeit 
dieses  Rtandpunkts  und  die  Inkonflequenz  der  Rechtsprechung  dps  Reich<*- 
gerichts  in  Beziehung  auf  die  ganze  subjektive  Teilnahmet beorie  dar- 
zulegen. Zu  diesem  Behuf  werden  nicht  weniger  als  168  Entscheidungen 
d«i  Beicbsgerichte  gewOrdigt.  Verf.  legt  insbenondere  dar,  da«  diese 
Theorie  in  der  Praxis  zu  ungerechten  Verurteilungen  fahren  mfisst, 
weil  sie  den  üntenohied  der  Teilnabmehandlungen  statt  in  ftosserUch 
leieht  erkennbere  objektive  Momente  in  die  nicht  festsiellbai«»  inner* 
sten  SeelenTOrgäoge  des  Headelnden  lege.  Diese  Theorie  habe  noeh 
keine  Stiltee  im  Oesets,  da  des  Strefgeseteboeh  diejenige  Knoselitils- 
theorie ,  aneh  ireleher  jede  Bedingung  eines  konkreten  Erfolge  diesen 
Erfolg  gans  und  voll  ▼snuraaeht»  sieht  adoptiert  habe»  vielmehr  ttbendl 
lediglieh  nach  der  Art  ond  Weise  dar  Thitigkeit  der  Znaammenvir- 
kenden  nnterseheide.  Statt  anf  das  Gesete  grOade  sieh  die  Theorie  des 
Beiehsgeriehts  ausscblieMlieh  anf  die  nieht  massgebenden  Motive;  dabsi 
werde  der  innige  Zusammenhang  der  Lehre  von  der  Teilnahme  mit  d« 
Lehre  von  der  Kanaalitit  im  Strafreeht  verkannt  Endlieli  verleogne 
das  Beiehigerieht  selbst  in  nieht  wenigen  Urteilen  die  subjektive  TeQ* 
nahmetheorie  vollstiadig,  indem  es  iwisohen  Mitthitersohaft  und  Bei- 
hilfe naeh  rein  objiektiven  Merkmalen  ontersdMidew  Verf.  sehliesst  mit 
dem  Wunsche ,  dam  im  Interesse  des  Ansehens  des  Gesetzes  nnd  des 
Reichsgeriehts  selbst  das  letztere  baldigst  mit  einer  Rechtsprechung 
}  rp<  hen  mOge  ,  die  ebenso  mit  dem  Oeseta  wie  mit  der  Wisseneehaft 
im  Widerspmeh  stehe« 


H.  Slsaesy  Ueber  das  Begntdigungsreeht.  Ein  Beitrag  snr  Bog* 
matik  des  gegonwfirtig  in  Dentsehlaad  gelteilen  Beehta.  Manchen 

1888,  Verlag  Ton  Bensheimer.  136  S. 

Eine  Strassburger  Inauguraldissertation,  welche  AnfmerVsamkeit 
verdient ,  weil  sie  die  gewöhnlichen  LeiRtungen  solcher  Dissertationen 
erheblich  Überragt.  Verf.  gibt  eine  umfa^'^pTidf'  do^^rriBtiBche  Darstellung 
der  Lehre  von  der  Bepnadipiing  aul  dem  Hoden  di  r  Hcich^gesetzgebang 
vom  «itnnf «rerhtlirhr*!]  und  n1  rnfprozessua  1  iHtdien  Standpunkt.  In  gewandt*»: 
Darnlell  imp,  mit  loi^isciier  bchärfe  und  unter  eingebender  tieriickHK  Ijti^uDg 
der  gt^^iinitc'ii  neiKMpn  r>itff»ratur,  werden  die  zahlreicheu  9ui  iltiu  Ge- 
biete <i'-8  fif-guiid ignn^'^^rt-olitH  heptehenden  KontroTerflen  eröriert  und 
dorchwe^^  selbständig  entficliieden.  Heyüglich  de^  Al>ul itiunsrechts  kommt 
der  Verf.  zu  dem  Kesult«te,  dass  die  Aboiitionsbefugnit  der  Einzel- 
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tUaten  zwar  —  loweit  toloh«  Tor  Einfübning  dar  BeiehijastiEgetetao 
bestanden  babe  —  ancb  femerbia  bettche,  aber  mir  bia  mm  BeeebliHM 
dea  Qaridito,  daa  Hanplferlahreii  la  eröffnen«  0, 

Mit  dem  Strafvollzug,  inabesondere  mit  der  Frage  Ton  den 
Ersatzmitteln  für  k  u  i*  z  e  i  t  i  g  e  eibei  tas  t  r af  en  beacb&f- 
tigen  aich  folgende  Publikationen  : 

1.  Die  MitteilaDgen  der  iDtemationalen  kriminalißtiflohen  Ver- 
einfg'Qiig'.  Heilm,  Guttentag.  1889  90.  —  Nach  dem  Frogramra  dieser 
Vereiuigung  wird  die  Trennung  des  Strafvollzugs  von  der  Strafrecbts- 
pflege  als  unrichtig  und  zweckwidrig  bekämpft  und  der  Ersatz  der 
kurszeitigen  Fruiheitsatrafe  durch  andere  Strafmittel  von  gleicher  Wirk- 
samkeit für  möglicli  und  wünschenswert  erklärt;  unverbesserliche  Ge- 
wohnheitaverbrecher Holl  diü  Stra%esetzgebuag  tür  eiua  mögiicbat  lauge 
Zeitdauer  unschädlich  machen. 

2.  L.  Aßchrutt,  Ersatz  für  kurzzeitige  Freiheitabtrafeu.  Haiu- 
lurg  1S&9,  vürmals  KichterscLe  Verlagsanatall.  o9  S.  —  Verf.  empfiehlt 
KU  diesem  Zwecke  neben  einer  Neuregelung  der  Geldstrafen  die  Km- 
ffibrung  der  Friedensbürgscbaft  und  des  Urteils  mit  bedingter  Strafe. 

3.  H.  Appelina,  Die  bedingte  Vemrteilnng  und  die  andern  Br- 
aatnittel  fftr  knmaitige  rreibeitaatrafen.  Kassel,  F.  Kessler.  1890 
119  8.  —  Enthftlt  mnfilüandt  Yoneblftga  fttr  die  raiebsgesetzlicbe  Bege- 
lOBg  daa  Straffoüzngs  und  filr  die  Bafonn  daa  TarüiibvenB  gegen  jagamd» 
liafaa  Varbiaobar  ostar  iillektaniar  Wflfdigong  dar  In  nanarar  Zeit  vlal* 
bah  in  mebr  oder  wanigar  aehwindalhaftar  Waiia  vor  daa  grona  Pnbli- 
knm  gebraohtan  XMifeaban  RaforoiToneblftga. 

4.  T.  Hippel,  Dia  kornktioBaU«  Vaabkall.  Fraiborg,  J.  C.  B. 
Mokr»  1889.  184  8.  —  Eine  von  IM  ampfoUena  BntlingMurbait  aoa 
daaea  kriaiiuiliatiialiaiii  Sanuniur;  im  wawatlialian  eine  Zmamman- 
stellwig  dar  MAtariallan  ftbar  den  biaharigaii  RaehtaaiigtaBd  in  dan  Ter* 
•aUedenan  dantaakan  Btaatan  in  Banabnng  auf  dia  korrektioiieUa  Naafa- 
haft  ond  vanrnndta  Lutitata.  Q, 


Piaar,  Baakt  «ad  Wlllkir  im  dantaakan  Stra^maai.  Hamborg 
1888;  TOraiala  Bioktar*Kkar  Yarlag.  86  S* 

Dia  llftagal  dar  daatsakaa  Btrafprnaaiaordanag  aiad  bakaaai  81a 
war  daa  Produkt  aiaea  navarmmdliakan  Kompr«»iimaa  iwiwban  gaaa 
aatgagaagaeatataa  AnfEMaoagan  Aber  dia  Ziala  uad  Aafgaban  daa  8lraf- 
praiaeses.  Es  galt  sonftohst,  eine  gemeinsame  Gnudlaga  für  dia  kfinf- 
tigaa  Eeformbestrebungen  zu  scbafiTen.  Dia  Sebrift  von  Pfizer  ist  aia 
^dienstlicher  Baitrag  für  diese  Gesetzgebung  der  Zukunft.  Was  er 
zur  Kritik  der  aus  Frankreich  importierten  Institute  der  Staatsanwalt- 
schaft nnd  des  GeschwornaDgericbts  vorträgt,  mag  Manchem  vielleickt 
ala  an  dnnkal  anfgatragan  araohainanf  antepriobt  aber  dnrehaiM  dar 
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Littenitiir. 


Wahrheit  und  ist  von  dem  Verf.  direkt  am  den  Leben  geschöpft.  — 
Was  insbesondere  den  Wert  der  Goschwornengerichte  in  ihrer 
bi^;herit^en ,  dem  franz<>gisrhf>n  Mnstpr  nachgebildeten  Gestalt  betrifft, 
80  haben  sie  bekannt  heb  in  jnn'^tischrn  Kreisen  heutznla^'e  in  Deutsch- 
land nnr  nricli  wenif^Mj  Vertpidif^'pr .  desto  nichr  unter  den  Politikern, 
selbst  von  der  reeliiea  Seite.  i)enn  aolani^c  die  Gescbwomen  deai  Eio- 
ÜUS6  der  StaaUiui waltscbaft  »ich  nioht  entziehen,  "v\eiss  luan  gich  mit 
einem  Institute  ganz  wohl  zu  befreunden,  das  ohne  allzuvieie  rechtliche 
Bedenken  und  ohne  nach  aussen  eine  Verantwortung  zu  tragen,  selbst 
in  zweifelhaften  Fällen  sein  Verdikt  erUsat.  Verf.  will  an  die  Stelle 
des  bisherigen  Schwurgerichts  12  Laien  setzen,  welche  unter  dem  Vor- 
iits  eioea  Joriiten  «le  eialicitlielifle  Kollegium  daa  Urteil  an  fUlen  h&ttea« 
wobei  dem  TOteitMnden  fiaebter  dJe  LeHoag  dee  Vbr&hxenB  ond  alle 
damit  soiAmmenbftiigeiideD  fieeoblfliee  aomohlieiatieb  soatelie«  wolOm^ 
beü&niig  bemerkt  eb  Yoneblag,  der  Miaeneit  anob  eeboa  ia  der  Joaiii- 
kommiasion  dee  Reiebetage,  wena  aoeb  obae  Erfolg,  gemaeht  ward» 
Ueber  die  Sebaldfirage  aolJea  die  Laien  obae  Unteraebeidaag  iwiaobea 
Bechi-  ond  Tbaifrage  eataebeidea.  Abeolote  Hebrbeit  der  Siimmoa 
geallgt  Nar  aoll  mm  Sehnte  gegaa  aagereebte  TeBartmlnagea  gegea 
die  Stimme  des  Voiutaeaden  eine  Vemrteilang  niebt  beaehloaaea  weidaa 
können.  Die  StraCaoamessung  wäre,  wie  in  England,  dem  YorntMndea 
allein  an  übertragen.  Ob  man  das  so  reformierte  laatitat  ScbOffeag^ 
riebt»  oder  aber  nach  seiner  dem  bisherigen  Geschwomengericht  äoaser» 
tiob  aogepaiaten  Erscheinung  mit  Aficksicht  aaf  die  Vorurteile  der 
grosaen  Maase  aocb  fernerfaiB  Schwnrgerieht  beaennea  will,  thut  aiebta 
aar  Sache. 

Die  Stellung  des  Stnatsanwaltsim  heutigen  Strafproze?«  hält 
der  Verf.  fCir  eine  geradezu  gefäbrlicbp.  Die  beiden  Funktionen  des- 
selben aly  Beamter  im  Vorverfahren  und  zugleich  als  ööentlicher  An- 
kläger im  Hauptverliihi en  erscheinen  ihm  ihrer  Natur  nach  nnvertnLtz-- 
lich.  Die  Strafrechtspriege  soll  vielmehr  ausschliesslich  Sache  der  (St^ 
richte  sein,  das  Vorverfahren  von  dem  aus  der  Mitte  der  Landgerichcs- 
mitglieder  auf  Zeit  bestellten  Untersuchungsrichter  unter  Aufsicht  der 
Strafkammer  —  also  mit  Beseitigung  des  sog.  Ermittlungsverfahr.  iis 
uiid  ini  fcuiue  der  obligatoiischen  Voruntersuchung  —  geleitet  und  nur 
die  Vertretung  der  Strafverfolgung  im  Hauptverfahren  dem  Staatsanwalt 
dbertragen  werden,  welchen  der  Verf.  aus  der  Mitte  der  Gerichtemit- 
glieder  entaehmen  wfll.  ff. 
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Karl  der  Grosse  als  Volkswirt, 


Von  Dr.  Iran  Uvot. 


Um  die  Mitte  des  achten  Jahrhunderts  der  christlichen 
Zeitrechnung  vollzog  sich  fast  gieicbzeitig  im  Orient  and  im 
Ocddeot  ein  bedeatongsfoUer  folgenreicher  Wechsel  der  Herr- 
schergeschlechter. Ging  dort  das  fiüiali&t  von  den  Omayaden 
auf  die  Äbhasiden  über,  so  kam  es  hier  zor  VerdrSngiing  der 
Akrowinger  durch  die  Pippiuiden.  Hat  dieses  Geschlecht  schon 
vordem  in  Karl  dem  Hammer  einen  grossen  Mann  hervorge- 
bracht, der  durch  den  Sieg  bei  Poitiers  die  Christenheit  und 
das  Abendland  vor  der  Ueberflutang  durch  den  Islam  gerettet, 
80  sind  ebenso  die  beiden  ersten  Herrscher  des  neaen  K5nig8- 
banses  boehragende  Erscheinungen  in  der  Gesehichte  des  deni- 
^cheu  Volkes.  Pippin  hat  seinem  Hause  die  Krone  erworben, 
sie  festzuhalten  und  zu  vererben  verstanden;  sein  Sohn  hat 
eine  Grossmacht  gegründet,  wie  eine  solche  später  im  Abend* 
lande  nicht  wieder  anr  Erscheinnng  kam  —  aber  noch  mehr 
als  das,  er  hat  seinen  Völkern  nach  langen  ond  blutigen 
Kämpfen  den  Frieden  gegeben,  unter  dessen  Segnungen  allein 
des  Volkes  Wohl  blühen,  ge^lr-ilien  kann. 

Was  Karl  auf  diesem  Gebiete  für  seine  Ländt  r  und  Völker 
erstrebt  nnd  gethan,  möge  in  der  folgenden  Studie  Darlegung 
finden. 

L 

Karl  war  ein  grosser  Kroberer,  ein  müchtiger  Krieges- 

i^eitscbr.  t  8tMU«w.   it^l.   Iii.  Heft.  jt7 
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fürst;  aber  noch  mehr  als  das,  er  war  der  grosse  Ordner, 
Eichter  und  Gesetzgeber  seines  gewaltigen  Reiches  ;  ihm  ge- 
lang es,  nicht  bloss  mit  dem  Schwerte  in  der  Hand  ein  Reich 
m  Mhaffen,  das  vom  stiantisehen  Ocean  bis  an  die  Theisa  und 
▼on  der  Nordsee  bis  an  die  Slldspifczen  Italiens  reichte,  ihm 
gelang  das  noch  schwierigere  Werk,  diesen  lindem  yon  ri^ 
sigem  Umfange  und  von  zahlreichen  Völkern  bewoiiut  eine  ge- 
ordnete Verwaltung  zu  geben  und  sie  zu  einem  leistungsfähigen 
und  lebenskräftigen  Ganzen  zu  verbinden.  Diese  Arbeiten  des 
Friedens  fallen  in  die  zwei  letzten  Jahrzehnte  seiner  Regie- 
mng,  denn  erst  nach  ünterwerfong  aller  dentschen  Stamme 
unter  seine  Herrschaft,  nach  Beendiguiij^  der  auswärtigen 
Kriege,  die  ihn  nach  Italien,  Spanien  uml  Paimonien  geführt 
hatten  und  nach  Jijrlanguug  der  Kaiserkrone,  wobei  er  seibet 
aussprach,  dass  er  glaube,  neue  Rechte  und  Pflichten  em- 
pfangen zu  haben,  erst  nachdem  er  all*  das  grosse  nnd  schwere 
follfthrt,  konnte  er  daran  denken ,  das  Innere  seines  Reiches 
zo  ordnen,  Einheit  in  der  Regieraug  herzustellen  und  gleich- 
massige  Einriclitiirigen  zu  begriiiulen,  so  dass  der  llauptteil 
seiner  Thätigkeit  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  in  die  Jahre 
Ton  790  bis  814  fallt  Bemerken  doch  die  Reichsanoalen 
ausdrficfclieh  tarn  Jahre  790,  dass  Earl  in  diesem  Jahre  keinen 
Heereszug  unternommen,  so  dass  also  dieses,  das  23.  Jahr 
seiner  Kegierung  sein  erstes  wirkliches  Friedensjahr  gewesen. 

Vor  allem  war  Karl  ein  grosser  Kolonisator;  plau- 
mässig  und  in  grossem  Massstabe  Hess  er  Rodungen  vornehmen 
und  Höfe  anlegen.  »Unsere  Wälder  und  Forste  sollen  in  gutem 
Stande  erhalten  werden ;  wo  sich  aber  ein  geeigneter  Ort  zum 
Roden  findet,  dort  soll  gerodet  werden  und  die  WSlder  sollen 
das  Feld  nicht  Überwuchern«  »Weinberge  und  Obstpflan- 
zuugeu  sollen  angepflanzt  werden  uud  wenn  sich  geeignete 
Leute  finden,  soll  ihnen  der  Wald  zum  Roden  übergeben 
wordene  So  heisst  es  in  seinen  Kapitularien.  Wenn  ancb 
die  Politik  ihn  yeranlasste,  Sachsen  in  grossen  Mengen  nadi 

1)  Waiie,  VerfiMaangs^eschichte,  III.  185  f.  —  2)  Capitulare  de 
viOit,  cap.  36,  MQH.  hU  1.  188.  —  3)  CapUkkure  Aqmigrmtme,  813, 
oap.  19,  LL.  1.  189. 
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RnmkeD ,  Alamuinien  und  Buern  xa  Terpflanseii ,  und  daftr 
Franken  nnd  aneh  Wenden  im  Sachsenlande  anznsiedehi,  eo 

waren  die  Folgen  dieser  Massregelii  doch  wesentlich  wirtschaft- 
licher Natur.  In  den  Jahren  795  bis  804  wurden  zu  ver- 
schiedenen Malen  jeder  dritte  Mann,  dann  1600  ,  7070,  end- 
lich 10000  Sachsen,  Männer  mit  ihren  Weibern  und  Kindern, 
in  andere  Teile  des  Reichs  zwangsweise  übersiedelt.  Es  war 
eine  förmliche  Yölkerwanderang,  die  Karl  in  jenen  Jahren  ins 
Werk  setzte,  wodurch  eine  umfassende  Kolonisation  weiten 
Waldlandes  durchgeführt  wurde.  Nach  der  Besiegung  der  Avaren 
erfolgten  ähnliche  Ansiediuiigen  in  der  Ostmark  und  in  Pan- 
nonien  und  die  Kolonisation  der  durch  Erbauung  der  Seedeiche 
in  Holland  9  in  den  Hambarger  und  Holsteiner  Marschen  ge- 
wonnenen BmchlSadereien  ist  anf  Karl  «orQcksnf&hren«  — 
Seinem  Beispiele  folgten  bald  die  Klöster,  deren  Gründung 
liiiit  lumier  scliun  ein  Akt  der  Kolonisation  ist,  und  die  welt- 
lichen grossen  Grundherren 

In  seinem  grossen  Kelche  war  Karl  selbst  weitaus  der 
grösste  Grundbesitzer;  sein  Eigentum  waren  die  Reste 
der  Merowingischen  Domänen «  der  alte  pippinidische  Grund- 
heeitc  zwischen  Mosel ,  Bhein  und  Scheide;  duroh  Eroberung 
erwarb  er  das  longobardische  Krongnt,  das  bairische  nnd  ala- 
maunische  Herzogsgut  und  die  Besitzungen  in  den  Marken  *). 
Bedeutend  waren  insbesondere  die  Erwerbungen  in  Baiern,  denn 
die  bairischen  Agilolfinger-Uerzoge  waren  die  grössten  Grund- 
eigentfimer  in  ihrem  Lande  gewesen.  Am  Schlüsse  der  Ka- 
rolingerzeit gab  es  176  grosse  Kanmiergüter ;  nicht  viel 
weniger  m5gen  es  gewesen  sein,  die  schon  Karls  Domanial- 
btjäitz  bildeten.  Die  Aufzeichnung  und  Beschreiljun;^  aller  seiner 
Güter,  sowohl  der  im  Eigenbesitz  befindlichen,  als  der  zu  Lehen 
Tergabteu,  welche  Karl  im  Jahre  811  anordnete,  ist  leider 
Terloren. 

l)  ImmO'Slemegg,  Deutsche  Wirtachaftsgeschichte.  I.  S.  207—225 
(Leipsig  1879).  —  2)  Nüzach,  Geschichte  de«  deutschen  Volke«  I.  214. 
—  8)  Inama-Stemegg  f  Die  Ausbildung  der  grossen  Qrundherrschaften 
Deutschlands  während  der  Karolingerzeit.  In  Schmoller^s  Staats-  und 
aoaalwiHeiiachaftlidieQ  Forschungeo.   I.  S.  1 — llü.  Leipzig  1878. 
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Ebenso  wie  er  selbst  an  der  Spiise  aller  seiner  kriege- 
riscben  Untemehmangen  stand,  wie  er  seibat  Qnmittelbar  die 
Verwaltnng  der  unter  seinem  Scepter  stehenden  Lander«  und 
VöUcermassen  leitete,  so  war  er  der  wirkliche  Verwalter 

seiner  Landgüter.  Die  grössteu  politischeD  Entschei- 
dungen gingen  von  ihm  aus ,  er  verffigte  aber  auch  selbst 
direkte  Ober  alles,  was  die  Wirtschaft  auf  seinen  Domänen 
betraf,  mochte  es  die  Aufseher  und  Arbeiter  angehen,  mochte 
es  sieh  nm  die  Art  des  land*  nnd  foratwirtschafUichen  Be- 
triebes oder  nm  die  Zahl  des  Zucht*  nnd  Mastviehes  handeln. 
—  Das  Gnradgesets  fÖr  die  Verwaltung  und  Bewirtschaflong 
der  Domänen  liilJet  das  berühmte  CapUulare  de  villis  et  curlis 
imperialihus  vom  Jahre  812 

Die  Centralverwaltung  der  Domänen  befand  sich  am  könig- 
lichen Hofe  und  lag  unmittelbar  in  der  Hand  des  Königs  und 
der  Konigin;  auadrQcklich  wird  dabei  die  Königin  erwähnt, 
was  wir  in  den  fibrigen  Oapitnlarien ,  die  politischen  Inhalts 
sind,  nicht  finden;  die  wirtschaftende,  erhaltende  Frau,  die 
Hausfrau,  wird  da  an  die  rechte  vStelle  gesetzt,  denn  es  handelt 
sich  hier  nicht  um  Staatsangelegenheiten,  sondern  um  wirtschaf- 
liche  Dinge,  um  die  Güter,  deren  Eankünfbe  der  König  selbst  be- 
vog,  und  diese  Kinktlnfte  dienten  rar  Verpflegung  des  Hofes  und 
des  Heeres.   Die  Hofbeamten,  welche  sonächst  die  Oberauf- 
sicht Qber  die  Domänen  fShrten ,  waren  der  Seneschalk  und 
der  Mundschenk;  jenem  lag  die  Sorge  fiiT  das  gesamte  Haus- 
wesen, vornehmlich  für  den  Luterhfilt  des  Uoles  üb,  dieser 
hatte  die  Oberaufsicht  über  die  königlichen  Kellereien;  die 
Mittel  snir  Befriedigung  des  ersteren  und  snr  Füllung  der  letz- 
teren lieferten  die  Domänen  und  deshalb  waren  Seneschalk  nnd 
Schenk  die  obersten  Domänenrerwalter.  Ihnen  unterstand  ein 
bedeutendes  Schreiberpersonale  znr  Führung  der  Pücher,  Prü- 
fung der  Rechnungen  und  Berichte  und  zur  Ausfertigung  der 
schriftlichen  Anordnungen.   Diese  Centralstelle  nahm  die  Rein- 
erträgnisse der  Domänen  in  Empfang  und  yermittelte  den  Ver- 

1)  MUH.  LL.  1.  pag.  181—187.  —  Vgl.  dazu:  Lamprecht,  Deni&ches 
Wirt^^chafUloben  im  Mittelalter.  I.  S.  804—807,  und  Thaar  in  Fühlmg^M 
landwirtschaftlicher  Zeitschrift,  1878,  S.  241— 26a 


Digitized  by  Google 


Karl  der  QrofN  ab  Volktwirt. 


417 


kehr  der  einzelDeu  Güter  unter  einander;  sie  I)etabl,  Arbeiter 
von  emem  Gute,  wo  mcli  deren  mdir  beCuideii,  alt  nötig, 
nach  einem  andern,  wo  daran  Mangel  war^  an  senden ;  ebenso 

TerfQgte  sie  über  die  vorriltigen  Produkte ,  sie  Terteilte  die 
8cbweineherden  je  nach  dem  Stande  der  Waldweide,  sie  «en- 
dete von  Zeit  zu  Zeit  Jäger,  Falkoer  und  andere  Pfalzmiui- 
sterialen  zur  Auebeatung  gewisser  8ondererträgois8e  aus  den 
Feisten,  sie  wies  gewissen  Domänen  Bande  nur  An&nebfc  und 
Jagdaosbildnng  an,  sie  überwachte  die  Ergebnisse  der  Pferde- 
zucht, sie  übte  die  oberste  Eontrolle  über  alle  Gntsrerwel- 
tnngen  aus,  sie  urteilte  Ober  Klagen  der  Hofgenossen  und  der 
ünterbeamteu  gegeu  den  Verwalter;  sie  verwahrte  die  Nor- 
malgewichte  und  Muttermasse,  die  auf  allen  GOtern  gleich 
sein  sollten,  sie  war  die  Bechnnngsbehörde  für  alle  Domänen. 
Dem  Seneschalk  nnd  dem  Schenk  stand  ohne  Zweifel  ein  nam- 
haftes Rechnungspersonale  an  der  Seite,  um  den  Verkehr  mit 
den  im  I\ei(  he  weitzerstreuten  Domänen  aufrecht  zu  erhalten 
uod  alle  bei  xhnen  eiulaugeadeu  iiechnungen  prüfen  zu  können. 
Die  Führung  nnd  Prüfung  dieser  Rechnungen  war  im  8.  und 
9.  Jahrhundert  nm  so  schwieriger,  als  man  damals  die  heute 
gsbiaucblichen  arabischen  ZifiFem  nicht  kannte  nnd  alle  Rech* 
outigen  in  römischen  Zahlzeichen  durchgeführt  werden  mussten. 

Das  guiize  Duuiuuialgebiet  Karls  zerfiel  in  einzelne  Guts- 
gebiete (ßscus,  vi  IIa  dominica),  deren  jedes  aus  einem  grösseren 
Komplex  von  Gütern  und  Höfen  bestand;  jedes  solche  Guts- 
gebiet nmfassta  mindestens  einen  60—100  Quadratkilometer 
grossen  Bezirk,  der  in  seinen  yerschiedenen  Ortschaften  meh- 
rere Fronhüfe  (villa)^  Vorwerke  {mansiomle)y  Möhlen,  Wein- 
sclieiikeu,  Arbeitshäuser  für  Frauen  und  Handwerker  hatte. 
Der  grösste  Teil  der  Höfe  stand  unter  der  Verwaltung  der 
königlichen  Beamten  und  diese  Höfe  waren  je  nach  dem  Stande 
ihrer  Inhaber  entweder  freie  Hufen  (manH  ingenmles)  oder 
Ledenhnfen  (mansi  kdiles)  oder  Kneehtshnfen  (mansi  servUei)*, 
die  freien  und  die  Ledenhufen  waren  zu  itste]]  Xaturalliefe- 
rungen  an  deu  Oberliui  gebalteu,  auf  den  iuiechUhufen  lai>teten 
Frondienste,  und  ihre  Inhaber  dienten  zum  Teil  als  hörige 
Handwerker  in  der  königlichen  Pfak.  —  An  der8pitie  eines 
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jeden  solchen  Guisgebietes  stand  der  Amtmann  oder  Verwalter 
(iudex)  ^  der  Fronhof ^  in  welchem  dieser  seinen  Sitz  hatte, 
hiess  der  »Hofe  kanweg  oder  der  königliche  Hof,  der  Sal- 
oder  Herrenhof  (curtts^  eurtis  tZorntfiiea,  curia  saika^  curia 
ilwhminieata) ;  znweilen  befand  sich  dabei  andh  ein  gioMeres 
Gebäude  zur  Aufiiahine  des  Hofstaates  bei  zeitweiligem  Aufent- 
halte daselbst,  eine  königliche  Pfalz  (palatium).  Der  Amt- 
mann war  stets  ein  freier  Manu,  er  war  der  Richter  der  Freien 
ond  der  Unfreien,  welche  zum  Gute  in  Beziehung  standen,  er 
war  königlicher  Beamter  nnd  unterstand  der  Disziplinargewalt 
des  Königs;  in  einielnen  Fällen  nnd  bei  nniergeordneten  Ge- 
schäften dürfte  er  sich  durch  einen  Gewalttrager  (missus)  ver- 
treten lassen.  Da  ihm  für  sein  ganzes  Gebiet  die  Rechts- 
pflege, die  Wirtschaftsverwaltung  und  die  Polizei  übertragen 
waren  und  da  er  ein  umfangreiches  Rechnungswesen  zu  be- 
sorgen hatte,  so  stand  ihm  sicher  eine  Beihe  von  ünierbe- 
amten  snr  Seite. 

Vor  allem  lag  dem  Amtmann  die  Verwaltung  der  Wirt- 
schaft des  ihm  uuterstehenden  Domanialbezirkes  ob.  Er  hatte 
die  oberste  Leitung  über  den  Acker-  und  Weinbau  ,  hatte 
drei-  bis  viermal  im  Jahre  die  ihm  unterstellten  Fronhöfe  zu 
besichtigen,  Stticke  Landes  zur  Urbarmachung  auszuwählen, 
Yerbesseningen  durchzufahren,  er  hatte  die  Aubicht  Aber  die 
Viehzucht,  besonders  fiber  die  eifrigst  gepflegte  Fferdezacht; 
ihm  unterstand  die  Pflege  der  Forstwirtschaft,  er  hatte  Fiech- 
teiche  anzulegen,  für  die  entsprechende  Zahl  und  Listandhai- 
tung  der  Weinschänken  zu  sorgen ,  die  Bauten  und  Brühle 
(bewässerte  Wiesen)  in  Ordnung  zu  halten ;  wenn  Erzeugnisse 
seines  Gebietes  in  demselben  überschüssig  waren  nnd  daselbst 
nicht  Verwendung  finden  konnten,  so  hatte  er  darüber  Bericht 
an  den  königlichen  Hof  zu  erstatten,  welcher  anordnete,  dass 
sie  entweder  au  denselben  abzuliefern  oder  einem  andern  Guts- 
ge))iete,  wo  daran  Mangel  war,  zuzuleiten  seien;  ebenso  hutte 
er  über  die  Zahl  der  Mastschweine ,  der  leerstehenden  HiUeu, 
der  überschüssigen  unfreien  Arbeiter  zu  berichten.  Ihn^  ob- 
lag die  Einnahme,  Verrechnung  und  Verteilung  aller  Erträge 
seines  Gebietes;  die  Aufseher  der  Fronhöfe  und  Vorwerke 
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hatten  ihm  daher  alle  gesauuuelteii  Ein/elerf  rägnisse  abzu- 
liefern; ¥0D  dem  Gesamterträgnis  behielt  er  so  viel,  als  er  in 
seinem  Amtsbezirk  bedurfte ,  den  Ueberschoss  lieferte  er  ent- 
weder dem  königlichen  Hofe  oder  Aber  Anordnung  deeselben 
einem  anderen  Gntsgebiete  ab.  —  Er  hatte  endlich  Air  richr 
tiged  Mass  und  Gewicht,  für  gute  Wirtschaft  in  den  Wein- 
schänken,  für  die  Behütung  der  Frauenhäuser  vor  unsittlichem 
Einbruch,  der  Aecker  vor  Zauberei  Sorge  zu  trageu  uud  Mass- 
regeln zur  Vertilgung  der  Wolfe  zu  ergreifen.  Er  hatte  die 
Oberau&icht  wol  führen  über  die  Fronhöfe  und  Aber  die  be* 
aonderen  land-  und  foretwirtachaftlichen  Betriebe,  Aber  die 
ForetTcrwaliang ,  PferdeEoeht,  Müllerei,  Fischerei,  Branerei, 
Hundezucht,  Zeidlerei  und  über  das  Handwerk.  —  Strenge  war 
den  Amtsleuteu  verboten  ,  die  Arbeitskraft  der  ilinen  unter- 
stellten Unfreieu  zu  eigenem  Vorteil  auszubeuten,  Frondienste 
▼on  ihnen  zu  fordern  nnd  andere  Geschenke  Ton  ihnen  ansa- 
nehmen,  als  Wein,  Gemüse,  Obst,  Eier  nnd  Hühner. 

An  der  Spitze  der  einzelnen  Fronhöfe  nnd  der  gesonderten 
hiofl-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  standen  ünterbeamte 
(ju)iiores,  ministeriales)  ;  jeder  Fronhof  wurde  von  einem  Maier 
(moQorJ  geleitet  und  sollte  nur  so  gross  sein,  dass  man  ihn 
in  einem  Tage  umgehen  konnte;  andere  solcher  Unterbeamten 
waren  die  Dekani,  die  Vorsteher  der  ans  mehreren  Höfen  sn- 
sammengesetKten  Dekanien,  die  Förster  (forestarii),  die  Keller^ 
meister  (celerarü),  die  Gestütsaufseher  (pa^rarii)^  die  Zoll- 
beamten (telonarii)  y  die  Braumeister,  welche  gutes  Bier  zu 
bereiten  hatten;  daneben  finden  sich  noch  die  Meister  der 
Knechte,  welche  die  Verpflichtung  hatten  ,  ihre  Untergebenen 
in  Rechtastreitigkeiten  zu  vertreten,  die  Meister  der  Forster, 
denen  eine  Art  Gerichtsbarkeit  in  Beehtsstreitigkeiten  der  Forst- 
leute anstand.  Diese  Ünterheamten  wurden  meist  ans  den 
niedrigen  Ministerialen  genommen ,  sollten  Leute  mittlerer 
Lebensstellung  sein,  Ton  denen  man  getreue  Verwaltun*:^  er- 
warten konnte.  Sie  hatten  die  Erzeugnisse  ihrer  Betriebe  dem 
Amtmann  abzuliefern  und  Über  alles  in  ihren  Wirtwhaften 
Torkommende  Bericht  zu  erstatten. 

Endlich  hatte  der  Amtmann  dafür  Sorge  zn  tragen,  dass 
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sein  Gebiet  anch  mit  den  rar  Verfertigung  aller  nötigen  g^ 
werblichen  Ereengnisse  erforderliehen  Handwerkern  rersehen 

Die  Arbeiten  auf  den  Domänen  wurden  von  unfreien 
Knechten  und  Mägd'^n  geleistet,  welche  Köche  und  Keller, 
Wäsche  und  Reinigung,  Garten  und  iStall,  Wiese  und  Wald 
zu  besorgen  hatten ;  entweder  waren  sie  dem  Uauebalte  dtt 
Hofes  eingereiht  V  dann  erhielten  de  dort  ihre  Tollstiuidige 
NatnralTerpflegung  in  Nahrang,  Kleidung  und  Wohnung,  oder 
sie  führten  ihren  eigenen  Haushalt  in  den  ihnen  zutjewieseuen 
Gebunden  des  HerreuhofeSi  dann  bekamen  sie  Rohprodukte  aus 
dem  Jüktrage  der  Hof  Wirtschaft,  die  sie  selbst  für  sich  zube- 
reiteten und  Terarbeiteten;  anch  war  ihnen  nicht  eelten  ein 
Stfick  Garten  oder  Ackerland  zngeteilt,  das  aie  für  ach  be- 
bauen und  auf  dem  sie  aoeh  ein  oder  das  andere  Stfick  Vieh 
züchten  konnten.  Geldluhii  au  Dienstleute  wird  uirgeiids  erwähnt 

Die  Einriahiiieu  des  Gutsgebietes,  welche  der  Amtmann 
sammelte,  bestanden  aus  den  Erzeugnissen  der  eigenen  Land- 
wirtschaft, aus  den  in  Geld  einfliessenden  Ertragnissen  des 
Bodens-  und  Yerkehrsregals ,  der  Gerichtsbarkeit,  aas  den 
Steuern,  welche  von  den  niehthofhörigen  ünterthanen  ent- 
richtet werden  mussten,  hus  den  Prodiilvten  der  Spezialbetriebe, 
aus  dem  Zinse  der  vom  inskus  verliehenen  iiufen  und  aus  den 
Erträgen  von  fiskalischen  Handwerken  und  bergmännischen 
Betrieben. 

Diese  Einnahmen  fanden  ihre  Verwendung  in  erster  Beilis 

zur  Erhaltung  und  Erweiterung  der  Wirtschaft  des  eigenen 
Gutsc^ebietes.  Deber  alle  diese  Einnahmen,  mochten  sie  in  Geld 
oder  in  natura  einfliessen  ,  und  Über  ihre  Verwendung  hatte 
der  Amtmann  genau  Buch  und  Rechnung  su  fClhren ;  fQr  die 
Ausgabe  in  zwei  Bflchern ,  in  dem  einen  waren  die  Aufwen^ 
düngen  f Qr  den  Gutsbetrieb  selbst,  in  dem  andern  die  f&r  des 
Staatsdienst  einzutragen;  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  mussten 
die  Daten  beider  Bücher  zusammen^efasst  und  den  Einnahmen 
gegenübergestellt  werden,  woraus  sich  der  Jahresreinertrag  er- 
gab.  Alljährlich  am  25.  Dezember  musste  der  Amtmann  eioen 
Bericht  Uber  Einnahmen,  Ausgaben  und  Reinertrag  dem  h5aig^ 
liehen  Hofe  erstatten;  dort  wurde  derselbe  geprüft,  bei  c^ 
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kannter  Richtigkeit  dem  Amtmann  die  Entlastung  erteilt  nnd 
beiühlen,  den  Reinertrag  entweder  abzuliefern  oder  aufzube- 
wahren oder  an  Ort  nnd  Stelle  zu  verkaufen.  Der  Geldertrag 
für  die  verkauften  Naturerzeugnisse  musste  bis  zum  nächsten 
Palmsonntag  abgeliefert  werden.  Aosser  dieser  Rechnnngs- 
fQhroDg  nnd  -Legaog  hatte  der  Amtmann  noch  andere  Be- 
richte 2u  erstatten:  über  die  Beschaffenheit  der  Hengste,  über 
den  Umfang  der  Schweinemast,  tlber  die  Vorräte  an  Wein, 
über  die  Zahl  der  unfreien  Arbf^iter,  über  die  aus  dem  Guts- 
gebiete verlieheneu  Huieu  und  über  die  Zahl  der  getöteten  Wölfe. 

So  bildete  der  königliche  Hof  eine  genaue  Kontrollbe- 
hörde für  den  Amtmann,  dessen  Gntsgebiet  ausserdem  noch 
öfter  Yon  den  königlichen  Gewaltboten  (missi  dominici)  he- 
aucht  nnd  untersucht  wurde. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Capittdare 
de  villis,  das  man  als  das  Grundgesetz  fUr  die  königlichen 
Domänen  bezeichnen  kann. 

Damit  hatte  Karl  in  wahrhaft  grossartiger  Weise  eine 
wichtige  organisatorische  Aufgabe  auf  seinen  eigenen  Gutem 
gelöst;  sein  ganzes  Domanialgebiet  wurde  dadurch  in  eine 
Reihe  selbständiger  Verwaltungen  gegliedert,  in  welchen  die 
wirtschaftliche  Einheit  aufrecht  erhalten  wurde,  aber  doch  jeder 
einzelne  Hof  die  wichtigsten  Aufgaben  der  Gutswirtschaft  für 
sich  besorgte 

Auch  nach  dem  CapUülare  de  vüUs  et  eitrtis  imperialibus 
erfloeaen  noch  Anordnungen,  welche  von  Karls  Obsorge  für 
Wald  und  Wirtschaft  Zengnis  geben.  In  dem  813  zu  Aachen 

erschienenen  Capitulare  ^)  ordnet  er  au ,  dass  die  Förster  die 
Forste,  das  Wild  und  die  Fische  wohl  behüteu  sollen  und  dass 
niemand  mehr  Wild  erlegen  dürfe,  als  es  der  Kouig  gestattet; 
er  erinnert,  dass  nur  tüchtige  Männer  als  Wirtschaftsbeamte 
auf  den  königlichen  Gütern  bestellt  werden  sollen,  welche  die 
Viehzucht,  den  Acker-,  Garten-  und  Weinbau  zu  fördern  Ter* 
stehen. 

Auf  diese  Weise  hatte  Karl  wie  ein  alter  germanischer 

1)  Jhama- Stemegg ,  Deatiche  WirtBchafUgesohiehte.  I.  321.  — 
SS)  CapMan  AgfttMgrmnenu,  {Mm,  gern»  hi$t^  Legu  h  187— 18d.} 
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Volkskönig  die  Verwaltang  seiner  Höfe  mit  der  Unuicht  eines 
reich  begßterten  und  reich  begabten  Bauern  geordnet.  Die 
ganze  Organisation  beruhte  auf  dem  PriDsipe  der  Grundh^rr- 
schaft  und  sie  konnte  nur  mit  Hilfe  eines  einheiÜieheii  Herr- 
•eherwillens  durchgeführt  werden  %  —  Alle  Gttter  waren  nadi 
dem  Systeme  der  Natoralwirtichaft  rerwaltet;  sie  lieferiea  ' 
ihrem  Herrn  im  grossen  und  ganzen  nur  Naturprodukte,  diese 
aber  in  grossen  Mengen,  und  dadurch  konnten  die  Menschen- 
mengen, welche  bei  der  lieichsfersammlong  zusammenkamen, 
und  der  grosse  Hofstaat  Jahr  aus  Jahr  ein  erhalten  werden.  — 
Die  Domänen  waren  Musterwirtschaften  für  das  ganze  Reich;  : 
sie  waren  in  dieser  Benehung  den  übrigen  geistlichen  und  welt- 
lichen Territorien  weit  überlegen,  es  kann  aber  keinem  Zweifel  ' 
unterließen,  dass  jene  fördernd  auf  diese  rOckwirkten  und  dass  ' 
das  leuchtende  Beispiel,  das  Karl  mit  seinen  Gütern  gegeben, 
die  übrigen,  mindestens  die  grossen  Grundbesitaeer,  zur  Naeh- 
abmnng  veranlasste.   Gross  ist  der  Fortsehritt,  den  Karl  da* 
durch  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  ersielte.  Im 

(Aij)f.t'i/nrc  de  vilUs  ist  ausdrücklich  angeordnet,  das^  auf  den 
königlieiieu  Gülern  der  Wald  gerodet,   der  Boden  urbar  ge-  j 
macht,  dem  Püuge  unterworfen,  Ackerland  gewonnen  werden  | 
solle;  was  da  geschah,  dem  foliirtc  bald  der  übrige  geistUehs  { 
und  weltliche  Qrossgrundbesiti,  der  rem  8.  bis  aom  10.  Jsbr-  , 
hundert  aus  diesen  Rodungen  hervorging,  und  so  kann  Ksil  , 
als  der  Urheber  der  ersten  Krilünisation  in  den  deutsehen  Lau-  >. 
desteileu,  ja  als  der  grösste  Kolonisator  und  als  der  erst« 
rationelle  Landwirt  bezeichnet  werden.    Auf  den  königlicheu 
Villen  zeigt  sich  suerst  der  Uebergang  von  der  nngeregeltso 
Feldgraswirtschaft  zu  einer   sehlagmSssigen  Einteilung  der 
Felder  und  damit  zu  einer  geregelten  Wechselwirtschaft ;  ioi- 
besoudere  hob  sich  die  Wiesenkultur  und  damit  die  Viehzacht. 
Während  frUher  die  Zahl  der  gehaltenen  Schweine,  Schafe  und 
Ziegen  ganz  überwiegend  Gber  das  Gross-  und  Arbeitsrieh 
war  (7  <^/o  Rindvieh ,  d3  %  Kleinvieh) ,  nimmt  in  der  Kaio- 
lingerzeit  die  ProzentBahl  des  Grossviehes,  der  Pferde  mi 


1)  iHama-ÜinrHegg,  DeaUobe  Wirtschai tige«cbichte.  I.  101 


Digitized  by  Google 


Karl  der  GroMO  als  Volkswirt 


423 


Rinder,  bedeiiteiul  zu,  oUwohl  Jas  Schwein  iiocli  ifiimer  das 
vricbtigste  Haustier  des  ganzen  Mittelalters  blieb,  denn  vom 
Torfschwein  der  Pfahlbauten  an  bis  ans  Ende  des  Mittelalters 
war  dieses  Tier  ausser  der  Jagdbeate  der  fast  einsige  Fleisch- 
lieferant,  daher  man  das  Sehwein  dai  »erste  Kiüturtier  der 
europäischen  Völker <  nennen  kann 

Noch  ein  weiterer  wichtiger  Fortschritt  Yollzog  sich  in 
der  Landwirtschaft  dieser  Periode;  während  in  der  Merowinger- 
uii  der  Betrieb  derselben  noch  ein  vollkommen  regelloser  war, 
erscheint  wenigstens  hei  den  Grossgrundbesitaem  am  Ende  der 
KaroHngerzeit  eine  ökonomische  Anordnung  der  Güter,  was 
siclier  auf  Nachahm  mi  t:  der  von  Karl  im  Capitulare  de  villis 
vorgeschriebenen  Massnahmen  zurückzuführen  ist*).  Aber  auch 
unmittelbar  forderte  Karl  solche  Bestrebungen  ;  er  gestattete 
nrkondlich  den  Tragern  königlicher  Benefizien,  besonders  aber 
den  Kirchen,  ihr  Besitztum  durch  Austanaeh  ahraranden,  — 
Karl  war  der  Gründer  des  Villensystems  und  damit  gewinnt 
der  Herrenhof  nicht  bloss  eine  bkoiiornische  Ueberlefi^enheit 
über  die  dienenden  Güter,  sondern  er  wird  das  Haupt  aller 
kleinen  Wirtschaften ,  welche  mit  ihren  Arbeitern  und  ihrem 
Frachtanban  von  ihm  abhangig  werden  und  so  nicht  mehr  als 
selbständige  Wirtsehaften,  sondern  als  Teile  eines  grossen,  wohl 
organisierten  Ganzen  erscheinen 

Die  intensive  BewirUchaftung  der  königlichen  Domänen 
Ueferte  über  dem,  was  auf  den  Gütern  selbst  verbraucht  und 
was  an  den  königlichen  üof  abgeliefert  warde,  noch  weitere 
üeberschtlsse,  welche  entweder  nnter  der  Band  verkanft  oder 
auf  einen  Markt  vam  Verkauf  gebracht  werden  mussten;  wo 
dLis  letztere  der  Fall  ist,  da  arljcitet  man  nicht  mehr  bloss  für 
die  private  Kuiiduintion,  sondern  beginnt  bereits  für  die  natio- 
nale Konsumtion  zu  arbeiten ;  damit  fängt  ein ,  wenn  auch 
anfönglich  noch  geringer  ^  HandelsTerkehr  an ;  für  denselben 
waren  die  Wasserstrassen  von  hervorragender  Bedentong,  daher 
bildeten  Compiegne  nnd  Kiersy  an  der  Oise ,  Attigu j  an  der 
Aisne,  Heristall  an  der  Maas,  Düren  an  der  lioer,  Aachen 

1)  Westdeuttcbe  Zeitscbrirt,  1882,  8.  289«  —  2)  Inama-Stmugg, 
a.  a.  O.  I.  298  und  801.  —  8)  Jnma*Skniigg,  a.  a.  0.  L  311. 
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zwischen  beideu  Flüssen,  Mete,  Diedenhoieu,  Trier  an  der 
Mosel ,  Nimwegen  am  Niederrhein  ,  iDgelheim ,  Worms  and 
Speier  am  Mitteirhein  die  Knotenpunkte  des  königliehen  Pfkiioi- 
sjstems;  am  Mflndangsgebiete  des  Mains  lag  der  Beacbafonl 
Dreieich,  an  der  BCainseite  desselben  erlwnte  Karl  die  Pfiüi 
Frankfurt,  gegenüber  von  Tribur,  und  Salz  an  der  IränkiscbeD 
Saale  war  der  östlichste  Punkt  des  rheinischen  Güterkom- 
plexes —  Eine  besondere  Grappe  bildeten  die  Waldpfaken, 
die  forsUich  ansgenfitat  worden  nnd  besonders  in  den  Ardennoi 
nnd  in  den  Vogeien  dem  Hofe  wahrend  der  Jagdzeit  som 
Aufenthalt  dienten.  Auch  im  Odenwald,  im  Spessart,  im 
Schwarzwalde  wurde  die  Forstkultiir  eitrig'  betrieben  und  in 
den  den  Ölaven  und  Avaren  abgeuommeueu  östlichen  Teileo 
des  Reiches  gab  es  ausgedehnte  Wälder,  welche  durch  die  £f- 
obemng  königliches  Gut  geworden  waren  nnd  häufig  weit« 
vergabt  worden. 

Um  stets  eine  genaue  Kontrolle  und  einen  vollständigen 
üeberblick  über  alle  seine  Güter  zu  haben,  ordnete  Karl  schliess- 
lich ihre  detaillierte  Beschreibung  und  Inventarisierung  an; 
80  gab  er  das  Muster  sur  Anlegung  von  Grondbfichem  (Dr- 
barien),  welches  bald  von  geistlichen  nnd  weltlibhen  GrosKi 
nachgeahmt  wnrde  nnd  wesentlich  znr  vorteilhaften  wirtschaft- 
lichen Gliedenm^"  und  Ui'gaiiisieniiii!;  ihres  Bejsitzstaiides  bei- 
trug. Auch  jene  Teile  des  Krongutes,  welche  als  kirchliche 
oder  weltliche  Benefizien  ansgethan  waren,  mussten  über  Karls 
Anordnung  inventarisiert  und  beschrieben  werden,  damit  «r 
sich  dadurch  eine  genaue  Kenntnis  des  Gesamtbestandes  diesN 
Teiles  des  Krongutes  verschaffen  konnte  und  die  etwa  ver- 
suchte Entfremdung  desselben  durch  Anfügung  des  Lehengutes 
zum  AUod  hiutanzubalteu  im  stände  war. 

Nicht  bloss  für  die  Pflege  und  das  Wohl  seiner  Güter 
war  Karl  bestens  bedacht,  auch  den  Bauern  seines  Reich« 
—  und  diese  bildeten  weitaus  den  Hauptteil  der  Bevdlkirmig 
seiner  Lander  —  widmete  er  seine  f&rsorgende  Tfaätigkeit ;  die 
vielen  uud  weithiureichenden  Kriege,  welche  er  führte  und 


1)  Nüa§Gkf  a.  a.  0.  1,  215. 
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woza  er  die  ackerbautreibende  Bevölkerung  in  Massen  auf- 
bieten mosste  and  diese  von  ihren  Arbeiten,  ihrem  Erwerbe 
abzog,  yeranlmten  ihn,  diese  schweren  Lasten  darch  Erleich- 
terungen anderer  Art  auszugleichen.  Diese  bestanden  in  Ver- 
änderungen im  Gerichtswesen;  Karl  l>es(liiankte  die  Zahl  der 
angebotenen  Gerichtstage  auf  drei  im  Jahre  und  ersetzte  für 
die  gebotenen  Dicgtage  die  alte  Gerich tsTersammlnng  durch 
die  Gerichtskomniissionen  der  Schöffen ;  jeder  Qraf  erhielt  das 
Reehi,  fOr  seinen  Gerichtsbezirk  sieben  Beamte  auf  Lebenssieit 
zu  eriicuueu,  welche  an  Stelle  der  Gesamtheit  der  Din^pilich- 
tigen  die  Funktion  des  Urteiltinders  übernahmen.  \\  ean  nun 
auch  der  freie  Bauer  einen  guten  Teil  des  Jahres  durch  die 
Verhandlungen  des  Maifeldes  and  durch  FeldzQge  ferne  von 
seinem  Hofe  gehalten  war,  so  konnte  er  nun  doch  wenigstens 
den  Best  des  Jahree  seiner  Wirtschaft  widmen ,  ohne  durch 
die  Ladung  des  Beamten  oder  durch  die  häufige  Wiederkehr 
der  ungebotenen  Gerichtstage  nach  dem  Malberge,  zur  Ge- 
richtsstatte,  gerufen  zu  werden 

Ging  Karls  Walten  in  solcher  Weise  ins  Volle  und  Grosse, 
so  war  er  nicht  minder  bemüht,  auch  in  selbst  klein  und  wenig 
bedeatend  erscheinende  Dinge  einzugreifen  und  fürsorgend  zu 
schaffen;  und  t^erade  von  einer  derartigen  Anordnung  des 
grossen  iblerrschers  haben  sich  die  »Spuren  bis  heutzutage  er- 
halten. —  Im  Artikel  LXX  des  Capitulare  de  viUis  ist  eine 
betrachtiiche  Anzahl  (89)  Pflanzen  and  Baumarteo  Terzeichneti 
in  Betreff  deren  angeordnet  wird,  dass  sie  in  den  Garten  der 
kÖDiglichen  Maierhofe  gepflanzt  werden  sollen ;  darunter  be* 
finden  sich  viele  südeuropüische  und  orientalische  Arten,  denn 
in  Italien  hat  sich  der  Gartenbau  bis  ins  9.  Jahrhundert  so 
erhalten,  wie  er  in  der  Zeit  des  römischen  Reiches  bestand, 
and  jenes  Verzeichnis  im  Capitulare  mag  von  Benediktiner* 
mönchen,  welche  sich  am  Hofe  Karls  aufhielten,  Italien  früher 
kennen  gelernt  hatten  und  die  Schriften  der  lateinischen  An- 
toren ,  besonders  die  Columella's  kannten ,  entworfen  worden 
sein  f  aus  den  Bericiiteu  der  missi  doniinici,  welche  auf  Karls 


1)  IftlMcft,  a.  a.  O.  L  210. 
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Befehl  die  Maierhofe  bereisten,  ist  zu  entnehmen,  dMS  det 
£5nig9  Anordnung,  den  Anbau  jener  Pflansen  betreffend,  wirk- 
lich ^^eiiau  vollzogen  wurde.  Aber  DOch  viel  mehr  als  das-, 
eiueu  beträchtlicbeu  Teil  jeuer  Pflanzen  finden  wir  noch  heute 
in  den  Bauerngärtchen  Deutschlands  und  Oesterreichs  als  Zier* 
und  Nutzpflanzen  ^) ;  so  die  Rose,  den  Rosmarin  (Bosmarinui 
officinalis  L.),  die  Ringel-  oder  Totenblume  (Oedendida  o/J(- 
cinalis  L. ,  im  Capitulare  nnter  dem  Namen  Solsequia) ,  die 
Faconia  ofjkinalis  L.,  im  Cajjitulare  JDipUt/niias  genannt,  der 
Mohn  (Fupaver  somniferum  L,)^  die  Lilie  (Lilium  candidum  L.), 
die  Salbei  (Sahm  offichicdis  L.)^  der  Saturei  (Saiureia,  Suta 
regia)^  die  Mttnzen  (Menta  und  Menttistrum)^  die  Katzenmfinse 
(Nepeta  cataria  L.),  die  Raute  (Euta  (jraveolus  XJ,  den  AUmt« 
die  Petersilie,  den  Fenchel,  die  Mohrrübe  (Bauern  carota  L.), 
deu  Schnittlauch,  den  Rettig,  den  Zwiebel,  das  J\erbelkraut 
(Anthriscus  cerefolium  JUo/jm,)  und  den  Se?eubaum;  ebenso 
die  Pappelrose  oder  Rosenmal ve  (Althaea  rosea  Cuv,)^  die  fon 
ihrer  orientalischen  Heimat  (Persien,  Kurdistan)  zuerst  als 
Arznei,  dann  als  Zierpflanze  sich  Ton  Garten  zu  Garten  bis 
ins  Abendland  geschleppt  haben  mag,  bis  sie  durch  Karl  in 
seiue  Maierhöfe  verpflanzt  wurde  und  tum  seit  einem  Jahr- 
tausend sich  bis  iu  die  kleinsten  Garteuwinkel  verbreitet  hat. 
Von  der  Hauswurz  (Sempertnvum  tectanm  L,)  glaubt  man 
noch  heutzutage,  dass  sie  gegen  Blitz  sehfltze  und  stellt  sie 
daher  in  Töpfen  auf  das  Dach  des  Hauses ;  Karl  ordnete  iln«n 
Anbau  als  G()tlerb:irfc  (Joris  harla)  an  und  huldigte  sicher 
damit  dem  aittu  Volksglauben.  Von  deu  Bäumen,  deren  An- 
pflanzung Karl  verordnete ,  üudeu  sich  heute  noch  iu  den 
meisten  Gärten  des  deutschen  Landes  der  Apfel-,  der  Bimeo-, 
der  Pflaumen-,  der  Büspel-,  der  Pfirsich«',  der  Quitten-,  der 
Wallnuss-,  der  Kirschenbanm  und  der  Haselnussstrauch.  — 
So  ist  die  Verbreitung  dieser  Kultur] pflanzen  die  Folge  der  Ver- 
ordnungen üarls,  des  ebenso  mächtigen  als  klugen  Uerrscbers, 

1)  Kernt.1,  Die  Floni  der  Bauerugurieu  m  ÜeutschlanJ.  In  den  Ver- 
haudluugeii  des  zoologi8ch-bütani."^chen  Vereins  in  Wien.    Hd.  V 
S.  787—826;  IJngcr,  das  liauerngiutcbeii  in  Oeaterreicb.  Iu  der  ütet^rr, 
Revue,  1.  Bd.  (16G4)  S.  212-229. 
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der  darin  ein  erholiliches  Moment  für  die  wirtschaftliche  För- 
denukg  seiner  Völker  sah.  Auf  den  königlichen  Meierhöfen 
und  m  den  Garten  der  Klöster  worden  diese  Cbarakterpflanzen 
znerst  gepflanzt,  von  da  traten  sie  ihre  mehr  als  taoaend* 
jährte  Wandemng  bis  an  die  kleinsten  Banernbtttten  an  nnd 
sind  dort  hente  noch  ein  wenn  anch  nnr  wenigen  bekanntes, 
Joch  sprechendes  Zeugnis  der  allumfassenden  Fürsorge  Karls 
des  Grossen. 

U. 

Lange  nicht  so  genau  wie  über  Karls  Wirken  f&r  die 
Landwirtschaft  sind  wir  Uber  seine  Bemühungen  zur  Hebung 
und  Forderung  des  Gewerbewesens  nnierriehtet  Er  be- 
mühte sich,  Handwerker  aus  dem  Süden,  wo  das  Gewerbe  in- 
folge von  Italiens  Nahe  sich  auf  einem  höheren  Stande  l)e- 
^nd,  nach  dem  Norden  zu  yerpÜanzeu;  er  ordnete  au,  dass 
auf  seinen  Domänen  stets  die  zur  Verfertigung  der  nötigen 
gewerbliehen  Erzeugnisse  erforderlichen  Handwerker  vorhanden 
seien,  als  da  sind:  Schmiede,  Zimmerleute,  Sehildmacher, Seifen* 
rieder,  »Siceratoresc ,  welche  Bier,  Apfel-  oder  Bimenmost, 
oder  i rötend  ein  anderes  ähnliches  Getmnke  zu  bereiten  ver- 
stehen sollten,  Bäcker,  weiche  iSemmeln  (similas)  zu  backen 
hatten,  Yerferüger  von  Netzen  zur  Jagd  und  zum  Fischfang; 
auch  die  Fischer  und  Vogelsteller  werden  an  dieser  Stelle  ein- 
gereiht Anf  den  Domänen  wurden  FSrbepflanzen  gebaut  und 
in  den  FVanenhausem  derselben  wurde  gesponnen  und  gewebt 
—  also  schon  Anfönge  einer  Produktion  im  grossen ;  das  Ca- 
pj'titlare  von  789  *)  verbietet  den  Sonntag  zu  entheiligen  durch 
Weben,  Zupfen  der  Wolle  und  Klopfen  des  Flachses  und  das 
Capitulare  Ton  813  ^)  ordnet  an,  dass  den  Frauen  in  den  Ar- 
beitshausem ausreichend  Wolle  nnd  Leinwand  gegeben  werd^ 
damit  sie  fClddnngsstücke  daraus  verfertigeu,  die  an  den  könig- 
lidien  Hof  abzuliefern  sind ;  solche  gewerbliche  Arbeiten  sind 
also  schon  damals  gewiss  nicht  mehr  selten  gewesen.  Diese 
und  andere  ähnliche  Anordnungen  beweisen,  dass  unter  Karl 
dem  Grossen  die  öfföutliche  Gewalt  die  Orduuug  des  Gewerbe- 


1)  Mm.  GmvL  But,  Leget  L  184,  Cap.  43.  —  ^  Ebeada.  S.  189. 
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wesenii  ak  ihre  Obliegenheit  aasah  —  und  zwar  begegnet  uns 
dieee  Eracheinnng  zuerst  unter  ibm  bei  den  Dentscbeo,  er  ist 
also  ancb  der  erste  deutscbe  Herrscher,  der  der  gewerblidwD 

Produktion  die  Fürsorge  der  Reji^ieruiig  zuwendete 

Drei  ArUn  von  Gewerbe  wurden  in  der  Karoliugerzeit  be- 
sonders gepÜegt:  die  Weberei,  die  Verarbeitung  der  Metalk 
und  das  Baugewerbe. 

Gewebt  und  gewirkt  wurde  in  den  Franenbansem  der 
königlichen  Pfalzen  und  in  jenen  auf  den  Hdfen  der  groflsen 
Gmndherren  —  also  auch  in  diesem  Zweige  ging  die  Anregung 
vornehmlich  von  dem  königlichen  Hufe  aus.  Die  damals  iu 
Deutschland  erzeugten  Gewebe  waren  jedenfalls  nur  ramderer 
Sorte,  obwohl  Quantität  und  Qualität  derselben  in  dieser  Pe- 
riode gestiegen  sein  mag;  zur  Befriedigung  höher  gehender 
Bedfirfnisse  der  Kleidung  und  Ausschmückung  der  Wohnriinme 
des  königliehen  Hofes  und  jener  der  geistlichen  und  weltlieben 
Grossen  wurden  Webe-  und  Wirkwareu  aus  Seide  und  Baum- 
wolle vom  Orient  in  ziemlicher  Menge  eingeführt.  Iliren  alten 
guten  Ruf  behauptete  die  friesische  Leiuenindustrie;  unter  den 
Geschenken,  welche  Karl  an  Harun  al  Raschid  sendete,  befaiid 
sich  friesische  Leinwand,  »welche  dort  (im  Orient)  selten  und 
nur  um  teuren  Preis  zu  haben  ist«  *}. 

Die  Erzeugung  von  Metallwaren  erstreckte  sich  haupt- 
sächlich auf  Waffen  zu  Schutz  und  Trutz  und  imf  Geräte  für 
den  häuslicheu  und  für  den  landwirtschaftlichen  l^e  iarf.  Dass 
die  Waffen  in  erster  Reihe  und  in  bester  Qualität  am  könig- 
lichen Hofe  erzeugt  wurden,  ist  wohl  zweifellos;  aber  auch  der 
auf  Karls  Anordnungen  hin  organisierte  Betrieb  des  Ack«** 
bans  und  der  Bedarf  von  Acker*  und  Hausger&ten  auf  dse 
königlichen  Villen  weist  darauf  bin,  dass  man  auch  in  diesem 
Gewerbszweige  den  c^rosscn  Kaiser  als  den  mächtigsten  För- 
derer desselben  bezeichnen  kann.  Die  Erzeugunc]^  von  Waffen 
war  so  bedeutend,  dass  man  schon  an  eine  Ausfuhr  derseibeo 

1»  Waitz,  Voi  l,i88un^'sjrpsch.  IV',  74  ff.;  Sehmoller,  Die  Strassburj^tr 
Tuchmacher-  und  Weber/.uutL  (Straasbiirg  187^^)  S.  357  ff.  ;  Below  in 
SybeVs  bist.  Zeitschrift,  1887,  58.  Bd.  S.  207.  —  2)  Momchus  Sangd- 
Imsis,  II.  Buch,  9.  Cap.   Mon.  Oerm.  Eist.  SS.  II.  752. 
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dachte,  welche  jedoch  durch  das  Capitulare  von  781  ver- 
boten wLinle  und  neuerdings  beauftragte  Karl  die  Königsboten 
in  der  Instruktion  von  805^),  die  Ausfuhr  der  WaÜen  über 
die  Reichsgrenzen  m  verhindern,  and  wenn  sich  bei  einem 
Kaofmann  Waffen  nnd  BrünneQ  landen,  so  sollten  ihm  alle 
seine  Waren  nveggenommen  werden,  die  Hälfte  an  die  Krone 
fiallen,  die  andere  zwischen  dem  betieiieuden  Missus  und  dem 
Anzeiger  geteilt  werden. 

Noeh  sicherer  iässt  sich  Kark  KinÜuss  auf  das  Bauge- 
werbe und  anf  die  Banknnst  nachweisen.  In  seinen  Pfalzen 
za  Aachen,  Ingelheim  nnd  Nimwegen  liess  er  grosse  Paläste 
anfiPQfaren,  welche  als  Prachibaoien  bezeiehnet  werden;  der 
Ingelheiuier  Palast  war  reich  mit  Gold  verziert,  bujidert  Säulen 
trugen  seiue  Decke,  die  Wände  waren  mit  Bildern  geschmückt, 
welche  die  Leidensgeschichte  Christi  und  Ereignisse  aus  der 
Weltgeschichte  bis  anf  die  Thaten  Karls  seihst  darstellten, 
im  Scbloss  zn  Aachen,  das  noch  grosser  nnd  prachtiger  war, 
hefimden  sich  Bilder,  welche  die  Kämpfe  Karls  gegen  die 
Mauren  verlitn lichten.  Zu  Ingelheim  liess  er  eine  Hasiliku, 
das  sogeiiaiinte  Baptisteiiuui,  aufführen  und  796  bis  b04  wurde 
zu  Aachen  die  herrliche  Marien-  oder  Münster kirche  erbaut, 
welche  Papst  Leo  III.  einweihte.  Sie  war  eine  Nachahmang 
der  Vitaliskirche  zu  Bavenna,  Ton  wo  Karl  flElr  seinen  Ban 
Sanlen  nnd  Zierraien  kommen  liess  Eän  Magister  Odo  wird 
als  ihr  Architekt  geiiaiiüt,  der  kunstgewandte  Abt  Ansigis  von 
8t.  Vandrilie  bei  Ronen  stand  den  verschiedenen  Künstler- 
werk^tätteD  vor,  Einhard  war  der  Oberleiter  des  Ganzen. 
Dieses  Münster  zu  Aachen  sollte  nicht  sowohl  die  Palastkapelle 
des  Kaisers,  als  vielmehr  die  Hof-  nnd  Staatskirdie  des  Reiches 
sein,  ein  Werk,  das  bestimmt  war,  die  Samme  des  bankOnst- 
lerischen  Könnens  der  Zeit  darzu:?telleii  ■*). 

l)ciH  Hcisjiiel,  das  Karl  auf  diese  Weise  gab,  land  bald 
Nachahmung  an  den  Bischofsitzeu  und  in  den  Klöstern,  welche 
soch  grosse  kirchliche  Baolicbkeiten  reich  ausgestattet  anf- 

1)  Legef>).  41,  cap.  7.  —  2)  Ebeoda  S.  133.       3)  /«orstör,  Geschichte 
'\vr  deuUchvu  Kuiisf.    I-eipzig,  1851,  1.  Bd.,  S.  23—26.  —4)  i>Oihfll«, 
üesuhicbte  der  deutsction  liaukuust.  üerlia,  1Ö87.  S.  7  ff. 
SMüaniui,  t,  SkMiiw.  1991.   II.  H«ft.  OO 
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fOhrten  und  zo  ihrer  Herstellang  kfinstlerisch  und  technisch 
gebildete  Ikumeister  aus  fremden  Landen,  yermotlich  meistens 
aus  Italien,  herbeiriefen.  Mit  welchen  Mitteln  die  grossen 
Bauten  Karls  aufgeführt  wurden ,  erzahlt  der  Mönch  von 
Gallen  Wenn  Kirchen,  welche  unmittelbar  znm  kdnigÜcheii 
Gate  gehörten,  mit  Tafelwerk  oder  mit  Wandgemälden  sa 
eehmQcken  waren,  so  besorgten  dies  die  nScbsten  Biseböfe  und 
Aebte.  Waren  sie  aber  neu  zu  erbauen,  so  mussten  alle  Bi- 
scli (ife,  Herzöi^e  und  Grafen,  alle  Aebte  und  wer  sonst  könig- 
lichen Ikircheu  vorstand,  nebst  allen,  welche  Lehen  vom  Könige 
hatten,  sie  vom  Grunde  aus  bis  zum  Giebel  anfiEÜhren ;  so  ge- 
schah es  bei  der  Kirche  nnd  bei  dem  Schlosse  zu  Aachen,  bei 
den  nm  das  letatere  gelegenen  Frästen  der  Grossen  nnd  bei 
den  Wohnhausem  des  königlichen  Dienstgefolges. 

Neben  der  Aachener  Alarienkirche  heben  Eiuliard  ^)  und  der 
Mönch  von  St.  Gallen  als  das  vorzüglichste  und  bewunde- 
rungswürdigste Bauwerk  Karls  die  Brücke  über  den  Rhein  bei 
Mainz  herTor;  nicht  weit  unterhalb  der  Mündung  des  Mains 
nnd  Gastds  ttbeispannte  sie  den  Strom  in  einer  Länge  yon 
500 Schritt;  sie  war  aus  Holz  erbaut,  schien  aber  einem  langen 
Zeiträume  trot/f  n  zu  können.  Im  Jahre  813  jedoch  brannte 
sie,  wie  der  Mönch  von  St.  Oallen  berichtet,  durch  die  Hiuter- 
list  einiger  Bofiwiiligen ,  weiche  von  dem  Fährgelde  sich  un- 
billigen Sold  erwerben  wollten,  angezündet,  in  drei  Stunden 
Tollstandig  nieder ;  nur  die  vom  Wasser  bedeckten  Fondamente 
blieben  flbrig.  Es  war  ein  Karls  wflrdiger  Gedanke  and  da 
Beweis  der  unverminderten,  bewunderungswürdigen  Energie  des 
körperlich  hiufiilli^  gewordenen  Greises,  dass  er,  wie  Einhard 
schreibt,  die  Absicht  hegte,  die  zerstörte  hölzerne  Brücke  durch 
eine  steinerne  zu  ersetzen.  Sein  schon  im  nächsten  Jahre  er- 
folgter Tod  (28.  Januar  814)  verhinderte  die  Ausführung :  mehr 
als  tausend  Jahre  verflossen,  ehe  sich  dieser  Plan  verwirklichte^ 
denn  erst  seit  Dezember  1862  fahrt  eine  steinerne  Brficke  bei 
Mainz  über  den  Khein  *). 

1)  I.  Book,  80.  EapiteK  —  2)  Vita  KaroU,  Kap.  17;  Annaks  ai 
813.  —  8)  I.  Baoh,  80.  Kapitel.  —  4)  Simaon,  JahrbOoher  des  deotwbaa 
Beiehei  noter  Karl  dem  Qroeaen.  II.  510—618. 
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Auch  anderwärts,  ja  in  allen  Teilen  seines  Reiches  sorgte 
Karl  för  die  Herstellung  von  Mitteln  znr  Förderung  des  Ver- 
kehrs. Wenn  auf  sein  Gebot  hin  irgendwo  Brücken,  Schiffe 
oder  Fähren  zu  baaeo  oder  Wege  zo  reinigen,  zu  pflastern 
oder  aüSzafÜUen  waren,  so  oblag  diee,  wenn  die  Sache  nicht 
▼on  Bedentung  war,  den  Grafen  durch  ihre  Stollverfcreier  nnd 
Beamten ;  die  Obsorge  Ober  die  wichtigeren  Arbeiten  und  ins- 
besondere bei  Neuherstellungen  stand  den  Grafen ,  Bischöfen 
und  Aebten  zu  Wo  sich  ihm  Veranlassung  hiezu  erbot, 
griif  Karl  selbst  thätig  ein.  Als  er  sich  702  nach  dem  ersten 
Feldzuge  gegen  die  Avaren  lange  Zeit  in  Kegensborg  aufhielt, 
um  Vorbereitongen  für  die  Fortsetzong  dieses  Krieges  za  treffen, 
Hess  er  Aber  die  Donan  eine  SduffbrQcke  baoen ,  weldie  mit 
Ankern  und  Tanen  befestigt  wurde,  so  dass  sie  raseh  Terbunden 
uiul  gelöst  werden  konnte'*);  wurde  diese  Brücke  zwar  nur 
für  Kriegszwecke  herj^^estellt,  so  war  sie  aicliur  nicht  uiiwiehtig 
fQr  den  Verkehr  im  Frieden.  —  Im  Jahre  811  besuchte  Karl 
Bononia  (Boulogne)  ,  um  die  daselbst  vor  Anker  liegende 
Flotte  zu  besichtigen,  deren  Bau  er  im  veriossenen  Jahre  an- 
geordnet hatte;  bei  dieser  Gelegenheit  Hess  er  den  schon  von 
alten  Zeiten  her  dort  stehenden  Leuchtturm  wieder  herstellen 
und  auf  seiner  Spitze  ein  Nachtfeuer  aii/uädeu  — 

Die  grossartigste  Unternehmung  auf  diesem  Gebiete  war 
der  geplante  und  begonnene  Bau  eines  Kanals  zur  Verbindung 
der  Stromsysteme  der  Donau  und  des  Rheins«  Dort,  wo  sieh 
beide  bis  auf  eine  geringe  Entfernung  nähern,  sollte  zwischen 
der  AltmOhl  und  der  Hezat  ein  schiffbarer  Kanal  hergestellt 
werden.  Mit  Eifer  und  Thatkraft  schritt  Karl  zur  Verwirk- 
lichung dieses  Plaues;  im  Herbste  793,  den  er  fast  ausschliess- 
lich diesem  Werke  widmete ,  begab  er  sich  mit  seinem  ganzen 
Hofstaate  vou  Regensburg  die  Donau  und  die  Altmühl  auf- 
wärts Ehrend  nach  dem  Snalafeld ;  «wischen  AltmOhl  und 
Beiat  wurde  ein  Graben  gezogen,  der  2000  Schritte  Länge 
und  300  Schritte  Breite  hatte;  er  begann  bei  Bubenheim  an 
der  Altmühi,  iiihrte  über  »Grabeu« ,  das  wohl  davon  meinen 

8)  MCach  von  St  Gallen,  1.  Bach,  80.  Kapitel  —  2)  Einhard,  Ao- 
naleD,  od  annum  792.  —  8)  Einhard,  Annslen  ad  atmum  SU. 

28  • 
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Namen  tragt,  nadi  Weiesenbarg  an  der  scliwäbiBdien  Bessat 
Spuren  der  Anlage  finden  eich  in  der  That  in  jener  Gegend 

nocli  lieute.  Indessen,  obwülil  eine  grosse  Zahl  von  ArbeiUru 
yerwemlet  wurde,  kam  mau  doch  nicht  zum  Ziele.  Die  Schuld 
lag  neben  der  Ungunst  der  Witterung  an  der  ud vollkommenen 
Technik  jener  Zeit ,  welche  den  zn  überwindenden  Schwierig- 
keiten nicht  gewachsen  war.  Infolge  beet&ndigen  Regen«  wnrie 
der  ohnehin  sampfige  Boden  TdUig  durchweicht,  dass  die  am 
Tage  ausg»  grabene  Erde  während  der  Nacht  wieder  zurücksank, 
uud  so  scheiterte  die  Ausführuni^  des  gross  gedachten  Werkes. 
Was  Karl  vor  melir  als  tausend  Jahreu  beabsichtigt  hatte, 
wurde  erst  in  unserem  Jahrhundert  dnrch  König  Ludwig  1. 
▼on  Bayern  realisiert.  Da  wählte  man  aber  eine  andere  fiel 
wettere  Verbindangslinie  Ton  23  Meilen  Länge  awisehen  beiden 
FinsssystemeD,  gab  jedoch  dem  Konig^Lndwig-Kanal  eine  fid 
geringere  Breite  und  Tiefe  als  der  von  Karl  iii  Angriff 
iiommene  Graben  hal>en  sollte*).  Karls  iSchiffahrUgraben  kam 
nicht  zustande,  der  Ludwig-ilaual  erfüllte  aber  auch  nicht 
die  Hoffnungen,  die  man  in  ihn  gesetzt  hatte;  der  Verkehr 
auf  demselben  entwickelte  sich  nicht  so,  dass  er  die  Kosten 
der  Erbanung  und  Erhaltong  deckte  und  den  Wettbewerb  mit 
den  bald  nachher  entstandenen  Eisenbahnen  konnte  er  nicht 
bestehen. 

Eine  besondere  Forderung  wendete  Karl  der  Goldschaiiede- 
kunst  zn.  Obwohl  er  selbst  stets  sehr  einfach  gekleidet  war, 
liebte  er  es  doch,  dass  Gemahlin  und  Tdchter  namentlich  bei 
feierlichen  Anlässen  in  golddurchwebten  Gewändern  und  mit 
reichem  Schmuck  geziert  erschienen,  was  auch  die  Vornehmeo 
an  seinem  Hofe  nachahmten.  Die  Paläste  Karls  und  seiner 
Grossen,  ebenso  wie  die  Kirchen  strotzten  von  vergoldeten 
Einrichtungsstücken,  von  Teppichen  und  Tapeten  aus  Goidstoff 
und  von  kostbaren  aus  Gold  Terfertigten  oder  vergoldeten 
Metallg^nständen.  Wie  sehr  er  diesen  Knnstaweig  förderte^ 
ergibt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  er  anordnete,  dass  in 
jeder  der  ihm  gehörigen  Ländereien  ein  Goldschmied  sein  sollte, 
dass  er  Klöster,  in  denen  diese  Kunst  betrieben  wurde,  beson- 

1)  »nwm,  a.  a.  0.  S. 


Digitized  by  Google 


Karl  der  Grosse  als  Voikswirt. 


433 


ders  begünstigte,  dass  er  Männer  von  Kuustbildung  an  die 
Spitze  der  Kloster  und  Diözesen  setzte.  Es  mms  königliche 
Werkstätten,  in  denen  die  Kleinknnst  betrieben  wurde,  gegeben 
haben,  denn  Karl  ernannte  zAim  obersten  Vorstand  seiner  Werk- 
statten  Einhard,  der  im  Kloster  zn  Fulda  eneogen  nnd  dort  in 
allen  Kflnsten  aosgebildet  worden  war.  Karl  verlieh  ihm  den 
biblieehen  Namen  Beseleel,  das  ist  derjenige,  der  in  Gold, 
Sill)er  und  Erz  künstlich  m  arbeiten,  Steine  zu  schneiden,  sie 
einzusetzen  und  auch  in  Holz  zu  arbeiten  vf  rRteht.  Auch  dem 
Erzguase  widmete  er  seine  Fürsorge;  ThortlUgei  und  Gitter, 
hente  noch  vorhanden  im  Münster  en  Aachen,  worden  in  der 
dortigen  Werkstätte  verfertigt 

Diese  blühende  Metallwarenindnstrie,  sowie  die  Erzeugung 
grosser  Mengen  von  Kriegsgeräteu,  Haus-  und  Feldgerätschaften, 
und  von  Werkzeugen  für  das  Baugewerbe  setzen  einen  eifrig 
betriebenen  Bergbau  namentlich  auf  Eisen  Toraus. 

III. 

In  gleichem  Masse  wie  Landwirtschaft  und  Gewerbe  er- 
freuten sieh  Handel  nnd  Verkehr  der  E^rderong  durch 
Karl  den  Grossen;  auch  auf  diesem  Gebiete  beEeichnet  seine 

Regierung  einen  mächtigen  Aufschwung  bei  den  seinem  Szepter 
unterworfenen  \  i»lkern.  Herrschten  die  Merowinger  zwar  auch 
über  die  Länder  rechts  und  iiuks  vom  Eheine,  so  bestand  doch 
zwischen  diesen  Landesteilen  ein  tiefgreifender  Unterschied. 
Kenstrien  ond  Aquitanien  waren  alter  Kulturboden,  trota  der 
StOrme  der  Y5lkerwanderang  hatten  sich  dort  mancbe  Reste 
der  römischen  Zivilisation  erhalten  in  den  Städten  nnd  in  den 
sie  verbindenden  Strassen,  in  Ackerbau  und  Gewerbe,  in  Han- 
del und  Verkehr,  in  den  Sitten  der  iievüikernng  nnd  in  der 
Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die  rechtsrhei- 
nischen Gebiete  waren  aewar  von  den  Merowingern  zum  guten 
Teile  bereits  erobert  worden,  sie  hatten  hier  fttr  Einf&hrung 
der  Recbtspflege,  fttr  das  Aufgebot  des  Heerbannes  und  für  die 
Elrwerbung  von  Domänen  Sorge  getragen,  um  die  Hebung  und 
Forderung  der  Kultur-  und  wirtschaftlichen  Verbältnisse  jedoch 

1)  FaOBt, GeiobiehtedeidetttMheQ  Koiistgewerbei.  Bertin,  1888»  &24tf. 
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«ich  wenig  gekammert  In  Neustrien  und  Aqoitauien  waren 
die  eiozelnen  PriYatwirtecbaften  sich  bereits  naher  getreten^ 

erzeugten  üeberschüsse,  die  sie  iu  UDiiiiUöch  setzten  und  Handel 
und  Verkelir  gediehen.  Tn  den  Landschaften  rechts  vom  Rheine 
gab  es  nur  isolierte  Privatwirtschaften,  welche  allein  für  sich 
arbeiteiien,  nicht  mehr  prodiuierten ,  als  jede  zu  konsumieren 
im  stände  war;  es  fehlte  an  Waren  und  damit  an  dem  Snbetnie 
jedes  Handels.  Die  alten  Handelsstrassen,  welche  das  deotscbe 
Land  von  Norden  nach  Süden,  von  Westen  nach  Ost^n  durch- 
zogen hatten,  waren  durch  die  Einbrüche  der  liunnen  und 
Avaren  ganz  unterbrochen  worden  Hatte  Karl  durch  die 
Hebung  der  Landwirtschaft  auf  den  königlichen  Villen  bewirkfci 
dass  Produkte  derselben  in  Handel  ond  Verkehr  gebraisht  wer- 
den konnten,  hatte  er  dnrch  Heratellnng  der  Rohe  nnd  Ord- 
nung im  Innern  nnd  durch  die  Niederwerfang  der  Feinde  an 
den  Grenzen  den  nationüleu  Güterverkehr  wieder  möirlicb  ge- 
macht, so  wurde  durch  seine  Gesetzgebung  das  Biraüsenwesen 
wieder  gehoben,  und  durch  seine  grossartige  Politik  wurden 
die  beiden  Reichsgebiete  rechts  und  links  vom  Rheine  gleich 
berechtigt  nnd  gleich  beracksichtigt  Die  Markte  und  Hafen 
Neostriens,  welche  bisher  fast  nur  die  Bewohner  dieses  Landes 
benützten,  wurden  nun  anch  von  den  Aastrasiern  häufig  und 
immer  häufij^er  besucht  und  dadurch  wurden  das  grosse  Reich 
Karls  und  seine  Ltewohner  nicht  bloss  politisch,  sondern  auch 
wirtschaftlich  immer  fester  und  enger  aneinander  gekettet.  Die 
königlichen  Villen  und  darunter  namentlich  die  Pfalzen  bil- 
deten Mittelpunkte,  wo  Waren,  besonders  Naturprodukte,  in 
grosserer  Menge  zusammengebracht  wurden,  als  für  den  lokalen 
Bedarf  erforderlich  war,  und  gestalteten  sich  so  zu  Markt- 
plätzen ersten  I'iuiges,  was  um  so  leichter  war,  als  sie  durch 
Karls  Anordnungen  bald  auch  Hauptpunkte  für  das  Zoll-  und 
Mtinzwesen  wurden;  in  den  Pfalzen  und  um  sie  herum  liess 
sich  eine  grössere  Anzahl  von  Leuten  höherer  Stande  nieder, 
welche  ihre  Bedflrfinisse  durch  Ankauf  ?on  Waren  aller  Art, 
was  sich  ihnen  darbot,  zu  befriedigen  suchten  und  dadurch  we- 
nigstens dem  Kleinhandel  Leben  und  Aufschwung  gaben. 

1)  Inama-Sitrnegg,  DeatMhe  WictMhaftH^hiohtt.  1.  427--4dä. 
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lieber  die  Handelswege  im  kaxoliDgischeu  Reiche  und  Aber 
den  Verkehr  anf  denselben  sind  wir  im  einzelnen  allerdings 
nur  wenig  nnterrichtet.  Die  Tomehmlichsten  derselben  waren 

die  Rbeiu-  und  Donaustrasse,  die  Strasseu  uuch  Italien  und 
zwar  vom  Rhein  nnd  Bodensee  nach  Chur  über  den  Sejitiiuer 
an  den  Comersee,  vom  Douaugebiet  durch  Kärnten  und  Tirol. 
Aus  Thüringen  führte  ein  Handelsweg  nach  Mainz,  dessen  Eaof- 
leate  Getreide  in  Süddeutschland  einhandelten  nnd  es  sn  Schiff 
anf  den  Main  in  die  Stadt  brachten.  Töpfer  befnbren  mit 
ihren  Waren  den  Rhein,  um  sie  den  Anwohnern  desselben  zu 
Verkaufen,  nnd  zwar  ]«flegt«  man,  wenn  die  Fahrt  gegen  den 
Strom  ging,  das  Schiff  vom  Ufer  aus  an  einem  Seil  zu  ziehen ; 
durch  mehr  als  tausend  Jahre  erhielt  sich  dieses  Schi ifziehen ; 
noch  nm  die  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  arbeiteten 
die  Schifizieher  am  Rhein  und  1848  verlangten  sie  Ton  dem 
Fflnfzigeraassehuss  in  FVankfnrt  am  Main,  dem  Vorläufer  der 
Nationalversammlnng,  die  Unterdrückung  der  Dampfschiffahrt, 
die  ihrem  Gewerbe  Abbruch  tbue.  —  Aus  dem  Elsass  wurden 
Wein  und  Getreide,  Holz  aus  den  Wäldern  der  Vogesen  auf 
dem  Rheine  yerschifift ;  die  Friesen,  welche  diesen  Fluss  lebhaft 
befiuhren,  waren  die  Käufer,  von  denen  man  dafQr  bnntgefarbte 
Zeuge,  weite  lange  Mäntel  u.  a.  eintauschte.  In  Worms  er- 
scheinen schon  unter  den  Merowingern  friesische  Händler  und 
in  Mainz  war  in  der  zweiten  Haltte  des  9.  Jahrhunderts  der 
beste  Teil  der  Stadt  von  Friesen  bewohnt.  Sie  gehörten  zu 
jenen  Kaufleuten,  welche  die  in  der  Merowingerzeit  errichtete 
jährliche  Messe  zu  St  Denis  besuchten.  —  Mastricht  mag  schon 
SU  Karls  Zeit  ein  stark  bevdlkerter  und  belebter  Handelsplatz 
gewesen  sein.  In  Aquitanien  war  Poitiers  ein  lebhafter  Markt- 
platz und  als  Haupt-,  See-  und  Zollplätze  au  den  Nordküsten 
gaiteu  Quentow'ic  (Wicqninghem),  Duurstede  und  Shiis  fÖr 
den  rechtsrheinischen  Teil  sind  als  Handelsplätze  Worms,  Frank- 
furt, Mainz,  Köln,  Eegensburg,  Passan  und  Lorch  zu  bezeichnen. 

Besondere  Bestimmungen  erliess  Karl  für  den  Handel  nach 
den  Landern  der  Avaren  und  Slaven  in  dem  Kapitulare  7on 
Diedenhofen  aus  den  Jahren  805 — 806  %  aus  welchem  wir  auch 

1)  Simton  a.  a.  0.  8. 66$— 564.  —  2)  Mon,  Qarm.  M«tor.,  Ugea  1. 138. 
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die  Namen  einiger  Missi  erfahren.  Die  Kaufleate  durften  mit 
ihren  Waren  an  der  Ostgrense  nnr  bis  za  einer  bestimmten 
Linie  sieh  begeben,  welche  dnreb  folgende  Punkte  beseiehnet 

wird :  Bardewik,  wo  Hredi,  Schezla  (Schesel  bei  Celle),  wo  Ma- 
dalgaud,  Magdeburü;,  wo  Aito,  Erfurt,  wo  Madaliraud,  Halaz- 
stadt  (Ballstädt  bei  Bamberg),  wo  derselbe  Madalgaud,  Förch- 
ho\m  und  Breemberg  (Pfreimt  oder  Briemberg  bei  Burglengen- 
feld),  Begensbnrg,  wo  Andnlf  und  Loreb,  wo  Werner  als  MiasoB 
waltete.  Diese  Missi  hatten  die  Au&icht  Aber  den  Aussen- 
handel  zu  ftthren  und  insbesondere  war  es  den  Eaufleuten  unter-' 
sagt,  Wafien  uml  Hniiiueu  auszuführen;  würden  sie  dabei  be- 
trofifen,  so  boilfce  ihnen  der  ganze  Warenvorrat  ab<?enommen 
werden,  die  üälfte  desselben  au  die  liroue  iaiien,  die  andere 
Hälfte  zwischen  demMissus  und  dem  Anzeiger  geteilt  werden. 

Aueh  dsm  Zoüwesen  wendete  Karl  besondere  Fflraorge  sn; 
mehrÜRch  ordnete  er  an,  dass  die  Z51ie  nur  naeh  Massgabe  des 
alten  Herkommens  erhoben  werden  sollten,  er  verbietet,  neos 
Zölle  einzu tu luen  M  nnd  nur  von  Kaufleuten,  welche  mit  ihren 
Waren  Handel  treiben,  nicht  aucli  von  andern  Leuten,  welche 
ihr  Eigentum  von  einem  Orte  zum  andern  bringen,  sollten  sie 
erhobt  werden.  Ueberhaupt  liess  sich  Earl  bei  der  Erhebung 
▼on  Zöllen  nnd  bei  der  Verleihung  von  Zollfreiheiten  nicht  nm 
fiskalischen  Rücksichten  leiten,  sondern  stets  von  Geeidits- 
punkten  zur  Hebung  der  Verkehrs  bestimmen.  Die  liefreiung 
von  der  Entrichtung  der  Zölle  wurde  von  Karl  nicht  hänfig, 
und  dann  nur  meist  geistlichen  liörperschatten  m  Anerkennuug 
ihrer  besonderen  Verdienste  gewährt.  So  bestätigte  er  (775) 
dem  Kloster  Bt.  Denis  auf  Bitte  des  Abtes  Fulrad  laut  der  tot- 
gelegten  Urkunden  der  früheren  ESnige  und  seines  Yatsrs 
Künig  Pippin  die  seit  langem  besessene  Zollfreiheit  in  den 
Iiei(lieii  Fraucien  und  Italien,  verlieh  er  (775 j  dem  Kloster 
Flavigiiy  im  Gau  Auxois  auf  Bitte  des  Abtes  Manasses  Zoll- 
freiheit und  schenkte  demselben  den  auf  dessen  Besitzungen 
einsuhebenden  Zoll,  verlieh  er  (775)  den  Leuten  der  Kirche 
▼on  Strassburganf  Bitte  des  Bischöfe  £tto  Zollfreiheil  im  ganisn 
Reiche  ausser  au  Quentovic  (am  Pas  du  Calais),  Duurstede  und 

1)  Kapitulare  von  Nimwegen  von  ÖÜi>,  Kap.  10:  Legea  L  144. 
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SlaiB,  flchenkie  er  (777)  der  Kfrclie  Ton  ütrecbt  den  üferzoll 

am  Leck,  bestäticrte  er  (779)  dem  Kloster  Sfc.  Genuairi  des- 
Pres  auf  Bitte  des  Abtes  Hrotbert  laut  der  vorgelegten  Urkunde 
seines  Vaters  Pippin  Zollfrei h ei f  im  ganzen  Reiche,  verlieh  er 
(7B1)  dem  Kloster  Hönau  auf  Bitte  dee  Abtes  Beatus  fOr  dessen 
Yerdiensie  Zollliwiheit^  dem  Benediktinerkloster  Cormery  (800) 
anf  Bitte  seines  vielgeliebten  getreuen  Älcnin,  Abts  yon  8t. 
Ifartin,  ZoUfreibeit  für  zwei  Schifte  auf  dm  Flüssen  Loire, 
Mayennei  Sartlie,  Loir  und  Vienne  und  (803)  Fortunat,  dem 
Patnarcben  von  Venedig  und  Istrien, Zollfreiheit  fdr  vier  Schiffe 

Während  Karl  in  allen  seinen  Anordnungen  in  Betreff  des 
Handels  und  Verkehrs  Ton  grossen  Gesiebtspunkten  ausging 
und  sich  stets  nur  Ton  staatlichen  Rficksiehten  leiten  liess,  ge- 
schab es  doch  einnnil,  dass  er  in  Angelegenheiten  seiner  Familie 
diesem  seinem  Grundsätze  untreu  wurde.  Er  beabsichtigte 
seinen  gleichnamigen  ältesten  Sohn  mit  einer  Tochter  des 
Königs  Offa  Ton  Mercia  zu  vermählen  *) ;  Offa  wollte  in  diese 
Vermählung  jedoch  nur  dann  einwilligen,  wenn  ihm  selbst 
Karls  Tochter  Bertha  zur  £he  gegeben  würde.  Karl,  der,  wie 
Einhard  sagt  seine  Töchter  aufs  zärtlichste  liebte,  ohne  ihre 
Gesellschaft  nicht  leben  konnte  und  sie  daher  alle  bis  zu  seinem 
Tode  bei  sich  im  Hause  behielt,  war  (Iber  die  Forderung  Offas 
so  heftig  erzürnt,  dass  er  gegen  die  britisohen  Kauflente  eine 
Handelssperre  yerhängte,  in  der  Art«  dass  kein  Kaufmann  von 
den  britischen  Inseln  und  Tom  Volke  der  Angelsachsen  Han- 
dels halber  die  Küsten  des  fränkischen  Reiches  betreten  durfte; 
0S&  erwiderte  diese  strenge  Massregel  mit  einer  gleichen  in 
seinem  Reiche.  Der  Verkehr  zwischen  Britannien  und  dem  Franken- 
reiche  scheint  aber  damals  ein  so  bedeutender  gewesen  zu  sein, 
dass  man  dieses  VerkehrsTcrbot  schwer  ertrug.  Der  Abt  Ger- 
wold von  Foutanelle  (St.  Wandrille),  der  viele  Jahre  hindurch 
in  Städten  und  Häfen,  vornehmlich  in  Qnentovic  (Wicqninghem 
onterhalb  St  Josse  sur  mer)  Zölle  und  Abgaben  erhoben  hatte, 
und  als  super  regni  negoda  pracuraior  bezeichnet  wird,  trat 

1)  B6hmn-Mnhlh(iche.r ,  Rcgesten  dea  Kaiseireichä  unter  den  Karo- 
lingern. Innsbruck  1880  ff.  I.  Nr.  176,  181,  195,  206.  237,  345,  393.— 
2)  Gtsia  atibatum  Fontandl.  cap.  16,  SS.  II.  291.  —  3)  Vito  CaroU,  cap.  19. 
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als  Vermittler  auf,  erwirkte  bei  Karl  die  Aafbebung  des  Ver* 
botes  und  spSter  wurde  das  Einvemehmeii  zwischen  den  beiden 

Königen  wiederhergestellt. 

Besonderes  Augenmerk  wendete  Karl  dem  Mass-  miJiu^ 
wichtswesen  zu^  indem  er  strenge  darauf  drang,  dass  iti  dem 
ganzen  Reiche  mm  Schutze  des  Verkehrs,  Yor  allem  zum  Schakie 
der  Armen  und  Schwachen,  ein  festes  staatliches  Mass-  aad 
Gewichtssystem  dnrchgefShrt  werde.  Gleiches  ond  richtiges 
RIa<s  und  gerechti  s  und  gleiches  Gewicht  solle  alltu  zu  Teil 
werden,  sowohl  in  den  Städten  wie  in  den  Klöstern,  beim  Kauf** 
ebenso  wie  beim  Verkaufe,  so  ordnete  Karl  in  der  Reichs?er- 
sammlang  zn  Aachen  ansdrflcklich  an  (789).  Nicht  minder 
sorgte  er  ftir  die  Anfrechterhaltnng  der  Freiheit  des  Verkdin 
im  Innern  nnd  Terbot,  Leate  des  Zolles  w^en  zur  Benützung 
einer  Brücke  zu  zwincren,  wenn  sie  anderwärts  leichter  deu 
Flnss  überschreiten  können,  oder  auf  freiem  Felde  Brücken- 
oder UeberfuhrzoU  zu  erheben 

Zar  Forderang  des  auswärtigen  Handek  knflpfte  er  Hsn- 
debheziehangen  mit  fremden  Landern  an,  sorgte  dafür,  im 
der  Ueberschnss  der  Produkte  seines  Reiches  gegen  Wsr«a 
fremd^T  I;;liiiler  und  Vdlkci' inisgetauscht  werden  konnte.  Frem- 
den Kauüeuten  gewährte  er  Zulass  in  sein  Keich,  wo  es  durch 
die  fremde  Ware  Gewinn  ziehen  konnte,  verbot  aber  die  Aus- 
fahr,  wo  der  einheimische  Bedarf  nicht  aasreichend  gedeckt 
schien  and  Ansfnbr  and  Etnfahr»  wenn  hühere  politische  nnd 
Machtinteressen  es  erheischten.  So  nntersagte  er  (781)  sof 
das  strengste  die  Ausfuhr  von  christlichen  und  heidnischen 
Sklaven,  von  Waflen  und  Pferden  über  die  Reicbsgrenze  und 
Baugen  und  Brünnen  (also  Rüstungen)  sollten  an  HandelsleiiU 
überhaupt  nicht  verkanft  werden*). 

Wie  weit  Karls  Blicke  In  Betreff  der  Erweiterang  des  ans* 
wartigen  Handels  reichten,  mag  der  Umstand  beweisen,  ds» 
die  durch  die  Vernichtung  der  Avaren  freigelegte  Douaustrasso 
und  die  Anlegung  des  Donau-Main-Kanals  darauf  hindeuten, 
dass  er  an  die  Eröffnung  des  Handels  mit  dem  Orient  dachte. 
Dies  zeugen  auch  die  Gesandtschaften  zwischen  Karl  und  Hanu- 

1)  MoN,  Germ.  Legoi  1.  15ö.  —  2)  L.  c.  I.  41.  —  3)  L.  c.  115. 
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al-Raflchid,  wodarcb  dem  Kaiser  freier  Verkehr  mit  JeramleiD 

ohne  Dazwischenkunffc  de«  arabischen  Souveräns,  des  Emirs  al 
Muroinim  i^f  u  iiiirt  wurde  und  die  Gründung  eines  Hospitals 
zu  Jerusalem  zur  Auiuahme  von  Pilgern  romanischer  Nationen, 
welches  immer  als  eine  Stiftang  Karls  des  Grossen  betrachtet 
wurde 

Als  die  Tomehmlichsten  Artikel  des  Handels  im  Innern 
ond  nach  aussen  können  ans  dem  Reiche  der  Naturprodukte 

Salz,  Wein,  iiilute.  Felle,  und  von  Erzeugnissen  des  Gewerbe- 
fleisses  friesibciie  üewänder  und  Waffen  bezeichnet  werden;  Ge- 
treide, üolz  und  Vieh  mögen  auch  in  lebhaftem  Verkehre  ge- 
standen sein,  aber  immer  nur  auf  beschranktem  Gebiete,  da 
diese  schwierig  %a  transportierenden  Gegenstande  auf  weitere 
Entfemniigett  hin  nicht  verfrachtet  werden  konnten. 

Den  Handel  im  grossen  und  kleinen  hatten  in  der  Zeit 
Karls,  sowie  in  der  ganzen  karolingischen  Periode  in  erster 
Ueihe  die  Juden  in  ihren  Händen;  erst  in  zweiter  und  dritter 
Beibe  treten  Friesen,  Lombarden  und  Franken  als  Kaufleute 
auf.  Die  Juden  waren  damals  schon  die  Grosshändler  der  ganzen 
Welt,  Termittalten  insbesondere  die  Zufuhr  der  hochgeschätzten 
orientalischen  Waren  nach  dem  Abendlande  und  waren  auf  der 
f^rossen  Uandelsstrasse ,  welche  von  der  Mitte  Europas  nach 
Zentralasien  führte,  am  besten  7A1  Hause.  Daher  .sciiickfe  Karl 
den  Juden  Isaak  zu  Uaruu-al-Kaschid,  als  er  mit  dem  Oriente 
nähere  Handelsverbindungen  anknüpfen  wollte.  Das  damals 
besonders  wichtige  Geschält  des  Hausierhandels,  welches  in 
jener  Zeit  der  ersten  Entwicklung  Tolkswirtschaftlichen  Lebens, 
bei  dQnner  Bevölkerung,  seltenen  und  von  einander  weit  ent- 
ieruten  Märkten,  zur  Befriedigung  lokaler  Bedürfnisse  unum- 
gänglich nötig  war,  lag  in  den  Händen  der  Juden.  Sie  waren 
die  einzigen  Wechsler  und  Geldverleiher*,  da  man  Geld  nur 
gegen  Zinsen  zu  Leihe  bekam,  den  Christen  nach  den  Vor- 
schriften des  kanonischen  Rechts  das  Zinsnehmen  verboten, 
nach  ihren  Religionssatzungen  den  Juden  aber  von  Christen 
gestattet  war,  so  ist  es  erklärlich,  dass  der  Geldbedürftige  sich 

1)  Aml^  Weltgewshichte.  V.  2.  S.  205. 
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an  niemand  andern  ale  an  Jaden  wenden  konnte,  wodnrcli  diese 
leicht  nnd  eetinell  m  Reiebtam  gelanfi^ten 

Karl  der  Grosse  war  der  Gründer  der  Gau  Verfassung;  an 
die  Spitze  eines  jeden  Gaues  stellte  er  einen  Grafen  ;  dieser 
war  der  yom  staatlichen  Oberhaupte  ernanute  absetzbare  Beamte, 
der  oberste  Heer-  und  Gerichtsbeamte,  zuweilen  auch  der  Do- 
milneii?erwalter  des  Gaaes;  ihm  oblag  die  Obsorge  Ober  Dftmme 
and  Strassen,  Aber  die  Sicherheit  auf  diesen  VerkehrewegeD, 
unter  seinem  besonderen  Schutze  standen  die  Kaufleute,  die 
eines  solchen  auf  ihren  geilihrlicben  Handelsreisen  auch  be- 
durften. Damit  hatte  Karl  die  Orgaue  geschaflen,  welche  be- 
stimmt uud  geeignet  waren,  seine  Anordnongen  darchzafBhrsn 
und  diese  DorchfÜhrong  za  flberwachen. 

Wie  bei  der  Landwirtschaft,  so  wirkte  Karls  Beispiel 
auch  im  Handel  und  Verkehr  in  weiteren  Kreisen.  Diessm 
und  seinen  ausdrücklichen  Anordnungen  entsprechend  folgten 
auch  auf  d^'scm  (jebiete  viele  der  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen;  au  ihren  Sitzen  entstanden  Märkte  für  den  Klein* 
▼erkehr,  bald  auch  Jahrmarkte,  auf  denen  Kaufleute  aus  ver- 
schiedenen Gegenden  sosammenkamen  nnd  ein  lebhafter  Aus- 
tausch der  Waren  stattftmd. 

Mit  diesen  Massregeln  war  Karls  FOrsorge  fHr  daa  Wohl 
der  seinem  Szepter  unterworfenen  Völker  noch  lauge  nicht  er- 
schöpft. Er  griff  auch  unmittelbar  in  die  Frage  der  Preisbe- 
stimmung unentbehrlicher  Lebensmittel  ein,  indem  er  in  dem 
Kapitulare  von  Nimwegen  (806)  und  in  dem  von  Aachen  (80d) 
strengstens  den  wucherischen  Handel  mit  Getreide  und  Wein 
verbot  und  untersagte,  diese  Enseognisse  vor  der  Ernte  m  Ter- 
kaufen,  da  dadurch  Verarmung  hervorgerufen  werde  ^).  Nach- 
dem im  Jahre  793  Teuerung  und  grosse  Not  an  Getreide  ge- 
herrscht hatte,  ordnete  Karl  794  im  Kapitulare  zu  Frankfurt  ^) 
einen  Maximalpreis  fOr  Getreide  und  Brot  an,  welcher  weder 
in  den  Zeiten  des  Ueberflnesee  noch  des  Mangels  tiberschritlen 
werden  dfirfe ;  für  das  von  den  königlichen  Domänen  TerkanfteGe- 

1)  Jnama-Stcmegg,  Deutsche  Wirtachaftsgeschicht«.  I.  1.  c. ;  Waii:. 
Verf.  Gesch.  Ul.  457.  —  2)  Legei  h  145  aod  155-157.  —  S)  Ebenda 
l,  71-75. 
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treide  wurde  der  Max  im  alpreis  noch  niedriger  bemessen.  An  die 
königlichen  Leheusleute  erging  der  Befehl  ,  keiiieu  liirer  Hö- 
rigen HuQgers  sterben  zu  lassen  und  Dur  das  su  verkaufen, 
was  nach  Befriedigung  des  Bedürfnisses  des  ganzen  Hansstandes 
erfibrige.  Durch  das  Kapitalare  Ton  Diedenfaofen  ^)  (805)  sucht 
er  dem  Dmck  m  Stenern,  welcher  von  Machtigen  anf  mle 
kleiue  Freie  ausgeübt  wird  und  dnrch  den  diese  gezwungen 
werden,  ihre  Güter  zu  verkauTeu  oder  hinzugeben,  denn  da- 
durch leide  der  köuighche  Dienst,  da  die  dergestalt  euterbieu 
Kinder  solcher  Eltern  zum  Heeresdienst  unfähig  sind  und  selbst 
ans  Not  Banber  oder  Bettler  werden.  Bei  der  in  demselben 
Jahre  herrschenden  Hungersnot  solle  jeder  die  Seinigen  nach 
KrSften  onterstütsen  und  sein  Korn  nicht  zu  teuer  Yerkaufen ; 
die  Ausfuhr  vou  Getreide  aus  dem  Reiche  wurde  unhedin^t 
untersagt.  Und  als  806  wieder  in  einijjen  (lehieten  des  Reiches 
Hunger^^not  ausbrach,  forderte  er  im  KapituLare  vou  Nimwegeu 
alle  Bischöfe,  Aebte,  Aebtissinneu,  die  weltlichen  Grossen  des 
Reichs  und  die  Lehensleute  auf,  dass  jeder  für  die  Ernährung 
der  Seinigen  Sorge  trage  und  erst  wenn  dies  geschehen,  seinen 
Ueberfluss  an  Getreide  und  diesen  nur  zu  dem  im  Kapitalare 
festgesetzten  Preis  verkaufe. 

Zum  Behüte  der  Regelung  des  Anneuwesens  bestimmt 
dasselbe  Kapitulare,  dass  jeder  Lebensträger  die  Bedürftigen 
seines  Lehensgutes  selbst  ernähre  und  nicht  gestatte«  dass  sie 
anderswo  bettelnd  umherziehen ;  solchen  herumstreifenden  Bett- 
lern soll ,  wenn  sie  nicht  arbeiten ,  nichts  gegeben  werden. 
Als  im  Winter  von  bü7  auf  808  am  Niederrhein  Hungersnot 
droiite ,  Unwetter  und  Pest  lu  rrschten  ,  ordnete  er  in  der 
Diözese  Lüttich  Jb'asten  mit  üüeutiicheu  Gebeten  und  Aimosen- 
geben  für  je  drei  Tage  im  Dezember,  Januar  und  Februar  an'). 

Nicht  nur  für  seine  deutschen  Lande  war  Karl  in  den 
angedeuteten  Bichtungen  thätig,  auch  auf  Italien,  soweit  es 
ihm  durch  die  Vernichtung  des  Langobardenreiches  unter- 
worfen war ,  erstreckte  sich  seine  Fürsorge.  Als  durch  die 
wiederholte  Anwesenheit  fränkischer  Heere  in  einigen  Gegeiideii 
Italiens  Notlage  her?orgerufen  worden  war,  erliess  er  um 

1)  181—185.  -  2) BAiMf-lfiraaeftcr.Begsiteii  Nr.423,L  174. 
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die  Folgen  der  eiagenssenen  Yeraimiung  unsebädlich  zu  machen 

und  denen  ,  die  dadurch  nm  Hab  nnd  Gut  gekommen  waren, 
wieder  dazu  zu  verhelfen,  durchgreifende  Auordnungeii :  Alle 
Rechtsgeschäfte,  welche  im  Drange  der  Hungersnot  unter  Be- 
nachteiligung des  einen  Teils  abgeschlosaeu  worden ,  soUeu 
nngttltig  sein;  wer  sich  selbst,  seine  Frau  und  Kinder  in  die 
Enecbtsehaft  bingegeben  bat «  soll  seine  Freiheit  wieder  er- 
langen, Verkaufe,  die  unter  dem  wirklichen  Werte  des  Eanf- 
gegenständes  abgeschlossen,  Schenkungen,  welche  unter  dem 
Drucke  der  herrschenden  Not  gemacht,  sollen  rückgängig  wer- 
den. Weiter  befahl  er,  dass  Wohnungen  zur  Auiuahmc  armer 
Leute  hergestellt  werden  sollen,  untersagte  den  Handel  mit 
Sklaven  and  den  Yerkaaf  von  Waffen  Über  die  Grenzen  des 
Reiches  bei  Strafe  des  Bannes  und  Erlegung  des  Wergeides, 
wenn  der  Sklave  nicht  mehr  znrQckcreschafft  werden  kann 

Besonders  bemerkenswert  ersclicint  der  [  instand  ,  das» 
Karl  bereits  an  eine  Ynjl^szäbiuug  dachte  und  eine  A nordnung 
erliess,  welche  darauf  hinzielte.  In  der  Instruktion  für  die 
Kdnigsboten  vom  Jahre  786  ^)  befiehlt  er ,  dass  behufs  der 
allgemeinen  Eidesleistung  in  jed«n  Gan  durch  den  Grafen 
Verzeichnisse  aller  in  demselben  Wohnenden,  aller  dort  vor- 
kommenden  Geburten ,  sowie  aller  derjenigen  gefiShrt  werden 
sollen,  welche  durch  Kommendation  anderswohin  gekommen 
sind.  Der  Grund  dieses  Gesetzes  lag  obne  Zweifel  darin,  dass 
Karl  dadurch  alle  HeerespÜicbtigen  in  Evidenz  halten  und 
verhindern  wollte^  dass  die  biean  Verpflichteten  sich  dem  Auf- 
gebote entzogen.  Gleichen  Zweck  verfolgte  die  Instruktion  an 
die  Kdnigsboten  von  Weihnachten  805  *) ;  um  dem  Miesstande 
entgegenzutreten  ,  durcb  welchen  diu  Zahl  der  freien  Ileeres- 
pflichtigen  verringert  wurde,  verbietet  Karl,  dass  Freie  sich 
dem  kirchlichen  Dienste  weihen,  ohne  vorher  um  die  Erlaub- 
nis bei  ihm  nachzusuchen ,  weil  es  zu  seiner  Kenntnis  ge- 
kommen ,  dass  sie  dies  nicht  sowohl  «u  frommem  Herzen»- 
triebe,  als  zu  dem  Zwecke  thun,  sieb  auf  diese  Weise  der 
Heerespflicbt  oder  andern  staatlichen  Leistungen  en  entziehen, 

1)  Leges,  f.  41.  —  2)  BiSImer-MMbachar,  Begcaten,  I,S.  100,  Nr. 
—  8)  Lege$,  I,  m. 
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oder  sich  lUuck  fuhike  solcher,  die  nach  ihrem  Gute  lüstern 
sind,  dazu  bestimmeu  lassen.  Staatlicher,  polizeilicher  Natur 
war  auch  die  Beetinunung  des  Kapitulare  von  779  *) ,  durch 
welche  Vereinigungen  (ßädania)^  deren  Mitglieder  sieh  durch 
¥&d  verhinden,  untersagt  werden«  nur  zum  Behufe  gegenseitiger 
ünterstntzung  durften  Verbindungen  (convenienHae) ,  welche 
den  Zweck  liatLoü  ,  sich  bei  BrauJ  und  Schiffbruch  und  iu 
Armut  zu  helfen  ,  bestehen.  Sind  in  den  letzteren  nicht  die 
ersten  Keime  des  Versicherungswesens  gelegen,  die  mau  biaher 
im  Island  des  12.  Jahrhunderts  za  finden  glanhte? 

IV, 

Sowie  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  in  der  karo- 
liugischen  Zeit  vollständig  auf  der  Stufe  der  Naturalwirtschaft 
sich  bewegten,  so  trug  auch  das  Finanzw  esen  jener  Pe- 
riode entsprechend  der  privatrechtlichen  Auffassung  vom  Staate 
ganz  den  privatwirtsehi^tlichen  Charakter  an  sich.  Der  Schwer- 
punkt der  Finanzen  Karls  lag  in  den  Domänen  und  zwischen 
den  Einkfinften  des  Staates  und  des  Königs  gab  es  keinen 
Unterschied.  Die  kuDigliche  Familie,  der  Hofstaat  wirtschaf- 
teten in  gleicher  Weise,  wie  jede  andere  Familie,  nur  in  viel 
grösserem  Masastabe.  An  der  Spit/e  der  Finauzverwaltung 
stand  der  König  und  die  Königin ;  alle  Einkünfte  des  Königs 
flössen  in  die  Schatzkammer,  welche  sich  im  Palaste  zu  Aachen 
be&nd ;  der  königliche  Schatz  bestand  aus  barem  Oelde,  Schmuck 
und  Kostbarkeiten  verschiedener  Art;  der  Schatzmeister  oder 
Käiiimerer  behütete  ihn;  aus  ihm  wurden  bestritten  die  Aus- 
gaben des  Hofstaates,  soweit  diese  nicht  durch  die  Erträgnisse 
der  Domänen  und  auf  andere  Art  gedeckt  waren,  die  Geschenke 
an  geistliche  und  weltliche  Grosse,  an  fremde  Fürsten  und 
deren  Gesandte,  an  Kirchen  und  Klöster.  FQr  öffentliche 
Zwecke  wurde  ans  dem  Schatze  fast  nichts  verwendet  ^.  Es 
waren  dies  durchaus  privute  Ausgaben,  für  welche  der  König 
niemandem  Rechenschaft  schuldig^  war;  was  er  schenkte,  war 
eine  Gabe  der  königlichen  (^nade. 

Die  Quelien,  aus  welchen  die  königliche  Kammer  ihre 

1)  Legesy  1,  186.  —  2)  Foite ,  Verfainmgsgeaohiebte  IV.  5  ff. 
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Einkünfte  besog,  waren'):  l)die  Erträgnisse  der 
grossen  Domänen  deskönigliohenBanses,  so- 
weit sie  nicht  als  Lehen  vergeben  waren.  Dieses  EBnigsgat 
vermehrte  sich  durch  Erobemngen  nnd  Konfiskationen  als  Strafe 

für  Untreue  und  Hochverrat.  In  den  eroberteu  iVoviuzen  galt 
der  Grund  und  Boilen  durch  das  Recht  der  Eroberung  als  Eigen-  ' 
tum  des  Königs,  neue  Ansiedler  fanden  nur  mit  dessen  Er- 
laubnis Aufnahme,  nnd  erhielten  Land  zum  Anbau  nur  sIs 
Lehen.  So  waren  in  Italien  die  Gfiter  der  langobardisehoi 
Könige  und  in  Bayern  die  der  Agilolfinger  in  den  ßesita  der 
Karolinger  gelangt.  2)  Tributzahlungen  unterwor- 
fener Völker.  3)  Die  jährlichen  Geschenke, 
welche  aber  nicht  mehr  wie  unter  den  Merowingern  als  frei- 
willige Gaben,  sondern  als  eine  dem  Könige  gebührende  Steuer 
betrachtet  wurden ;  Kirchen  und  Klöster  hatten  f Qr  den  Schott, 
den  ihnen  der  König  gewahrte,  diese  Abgaben  zu  entrichten,  \ 
welche  in  Waffen,  Rossen,  Edelsteinen,  Geld,  bei  FVauenU5-  ' 
steru  üuch  in  Gewiüideni  bestanden.  So  sehr  Karl  die  Kirche 
als  eine  der  Hauptstützen  seiner  Herrschaft  betrachtete,  zog 
er  sie  dennoch  ^ur  Bestreitung  der  Ausgaben  für  Hof  und 
Reich  herbei ;  er  bezeichnete  die  Kloetergüter  geradezu  ab  seis 
Eigentum  nnd  nahm  das  Recht  in  Anspruch  sie  zu  Terleibeo, 
wem  er  wollte  %  ohne  Widersprach  su  erfahren.  Schon  Pippin 
hatte  auf  die  Entrichtung  des  von  der  Kirche  in  Ansprach 
geuüiuiiieiien  Zebents  gedrungen,  Karl  wiederholte  diesen  Be- 
fehl ')  und  verdoppelte  den  Zehent,  indem  er  anordnete,  u:^s.- 
die  kirchlichen  Benefizieu  ausser  dem  Üblichen  Zins  noch  den 
Zehnten  und  Neunten  {decma  et  nona)  entrichten  soUten. 
Neben  diesem  verdoppelten  Zehent  hatten  die  als  Lehen  tv- 
liehenen  Kirchengfiter  regelniSssig  noch  eine  weitere  Abgabe 
zu  entrichten,  die  teilweise  schon  früher  bestanden  ,  teilweise 
aber  erst  neu  aufgelegt  wurde;  im  ersten  Falle  bestand  sie  im 
ursprünglichen  Betrage  fort,  wo  sie  aber  trüber  nicht  be- 
standen, sollte  sie  neben  Zehnten  und  Neunten  in  betrachtlich 

1)  Jliclder,  Annalen  der  deutschen  Geschichte,  II,  2,  S.  566—577. 
—  2)  Hanke,  Weltgeächichte,  V,  2,  S.  167.  —  3)  Kapitttlare  ?oa  779, 
Caput.  13,  Ltges  1,  37. 
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hflfabgefletBtem  Betrage  entrichtet  werden  Die  Fflhrnng 
dnes  achriftliehen  Registen  Ober  den  eingelieferten  Zehent, 
sowie  die  Art  nnd  Wose  der  Terwendung  desselben  war  genau 

vorgeschrieben  ,  nnd  die  Ablösung  des  Zehnten  in  Geld  ge- 
stattet 4)  Die  regelmässigen  Lieferuugeu  an 
die  königlichen  Pfalzen,  zu  denen  einzelne  Klöster 
nnd  Bistümer  Terpflichtet  waren.  5)  Stenern  nndZinse. 
Als  die  Franken  Gallien  eroberten,  behielten  sie  die  römische 
Steaerverfasanng  bei ;  bis  in  die  Zeit  der  Karolinger  Tcrfiel 
sie  jedoch  allmählich  und  nur  einzelne  Trümmer  derselben 
blieben  übrig;  eine  durchgreifende  Keform  des  Steuerwesens 
wurde  weder  von  Karl  dem  Grossen  noch  von  seinen  Nach- 
folgern Tersneht.  —  Der  Königszins  war  eine  Gmndstener  nnd 
eine  Eop&tener,  welche  nicht  als  eine  aUgemeine,  im  ganzen 
Reiche  nach  gleichmässigen  Grundsätzen  geforderte  Steuer, 
sondern  nur  von  den  einzelnen  hiezu  Verpi lichteten  zu  ent- 
richten war.  Weitere  Abgaben ,  welche  der  König  bezog, 
waren  eine  Erbschaftssteuer  yon  einem  Zehntel,  wenn  die  Erben 
sich  nicht  gQtlieh  einigen  konnten  nnd  die  Entscheidung  des 
Königs  anriefen ;  ein  Zehent  von  dem ,  der  die  königlichen 
Waldungen  zur  Mast  der  Schweine  benützte ,  Abgaben  fÖr 
Nutzung  königlicher  Viehweiden,  eine  Salzsteuer  u.  a.  m. 
6)  Die  Gerichtsgefälle.  7)  Der  Anteil  des  Kö- 
nigs an  der  Kr  iegs  bente,  der  besonders  nachdem 
Avarenkriege  ein  grossartigsr  war.  Während  dnes  grossen 
Teiles  des  7.  Jahrhunderts  betmg  der  jährliche  Tribnt,  den  die 
oströmischen  Kaiser  den  Khakhans  der  Avaren  entrichten 
mussten,  die  für  damals  riesige  Summe  von  80000  bi^?  100000 
Goldsolidi ,  ja  Kaiser  Herakiias  musste  ihnen  einmal  sogar 
200000  Goldsolidi  snsagen.  Wenn,  was  höchst  wahrschein- 
lich ist,  der  grossere  Teil  dieser  jährlichen  Leistungen  der 
Schatzkammer  der  Khakhane  zufiel  nnd  anfgehänft  wurde,  so 
rousste  sich  dui  t  lai  Laufe  der  Jahre  em  grossartiger  Barschatz^ 
Tornehmlich  in  Gold  sammeln.    Nach  dem  Si^e  des  Mark- 

1)  JJui^  Jahrbttehsr  des  fränkitchen  Reichst  unter  Karl  dem  Gfoiwii. 
8.  sei  ff.  ^  fi)  Capitelare  Ten  801 ;  BUhmer'MMbadkr,  Begetten  Nr,  869, 
I,  8.  158.  —  8)  W€tiU,  Y«ifts8Qiigig6iebiehte  17,  184  ff. 
SaUMiir  t  atMlnr.  mu  1IL  Bell.  S8 
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grafen  Erich  von  Friaul  und  nach  der  Eroberung  des  Ringen 
zwischen  Donau  und  Theiss fielen  diese  Schätze  den  Kriegern  Ericbfi 
in  die  Hände;  nachdem  diese  genfigend  davon  genommen,  wurde 
der  grosse  noeh  tibrig  gebliebene  Besfc  vom  Markgzafen  nach 
Aachen  geschickt.  Noch  niemals  hatten  sich  die  Franken,  dk 
bis  dahin  für  ein  au  Geld  ziemlicli  ariueti  Volk  gelten  konnten, 
durch  einen  Krieg  in  solchem  Masse  bereichert,  zumal  ausser 
den  im  Ringe  gefundenen  Schätzen  ihnen  auch  noch  kostbare 
Beute  an  Waffen,  seidenen  Gewändern  n.  dgl.  m.,  welche  in 
den  Kämpfen  mit  den  Avaren  gemacht  wnrde,  sofiel.  Karl  . 
verfuhr  mit  diesen  Schätzen  auf  das  freigebigste,  indem  er  sie 
zum  grossten  Teil  an  die  Bischöfe,  Aebte  und  au  die  Armen,  • 
sowie  an  die  Graten,  au  die  weltlichen  Grossen,  an  die  Hol- 
beamten, an  die  Hofdienerschaft  u.  s.  w.  verteilte.  Ob  die^e^ 
plötaliche  Zustr5men  von  Edelmetall  in  so  grossen  Mengoi  im 
frankischen  Reiche  eine  Entwertung  des  Geldes  and  eine  Stei- 
gerung der  Warenpreise  hervorrief,  liisst  sich  bestimmt  nicht 
nachweisen,  nur  als  wahrscheinlich  hinstellen^).  8)  Zölle 
und  Wegegelder,  welche  bei  jedem  Kauf  und  Verkauf 
auf  den  Wochen-  und  Jahrmärkten,  von  Schiffen  bei  der  Lan- 
dung in  einem  Hafen  oder  an  einem  Flossufo,  als  Wege- 
gelder und  BrQckens;5lle,  jedoch  nor  von  Handelsgegenstin- 
den,  nicht  auch  von  leergehenden  Wiigen  und  Sauraroasen, 
noch  von  rrivateigentum ,  das  von  einem  Orte  zum  andern  I 
gebracht  wurde,  erhoben  wurden.  Zollhefreiungen  gab  es 
mannigfaltige ,  für  solche  die  an  den  Hof  oder  in  den  Kriig 
zogen,  fOr  Pilger,  fUr  geistliche  Stifter ,  bie  und  da  auch  ftr 
einzelne Kauflente  und  Jaden.  9)  Das  Mflnaregal.  üebcr 
eine  Edehnetallproduktion  im  fränkischen  Reiche  zur  Zeit  der 
Karolinger  fehlen  lustorische  und  urkundliche  Nachrichten  last 
vollständig.  Wenn  mau  aber  erwägt,  dass  für  den  jährlichen 
Silberverlast  dnrch  Abreiben  nnd  Verlorengehen  der  omlaafeo- 
den  Mfinsen  Ersata  geschaffen  werden  mosste,  dass  durch  Karl 

1)  Einhardi,  Vita  Caroli  cap.  13. —  Annalea  ad  annum  796.  —  Annal««  i 
Laureithamcnsefi  ad  annum  676.  —  Monachi  Sangallenais  Gesta  Caroli  Lib.  | 
Uf  1 .  —  Soeibcer,  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geeohichto  Vi,  3^2 
—  äimson,  102  fi'.  ! 
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4ie  Qeldwirtachftft  in  den  Gebieten  redits  Tom  Biheiney  wenn 
aaeh  nor  allmSblieh,  doeh  fbriwibrend  an  Anedefannng  cn-> 

nahm^  die  Handelsbilanz  des  Occidents  gegenüber  dem  Orient 
nngQustig  war  und  blieb  und  jäbrlicb  Silber  aus  dem  Lande 
sog  und  dass  in  den  Schatzkammern  einzelner  Stift«:  nach- 
wäelich  niebt  unbedeutende  Schätze  in  Gold  nnd  Silber  anf- 
gobaoft  waren,  so  mflason  wir  eine  betrSehfUcibe  Slberge- 
winnnng  im  Mnlriscben  Reiche  Tonrassetzen ,  wodurch  die 
jahrlichen  Abgänge  gedeckt  wnrden.  Wir  wissen  nur,  dass 
Poitu  Silber  in  dem  darnach  benannten  Orte  Metallnm  (Melle) 
lieferte,  wo  die  Zugänge  zu  den  eilberhältigen  Bleiersgmben 
mögiichat  Teratedct  gehalten  wnrden;  im  Fiofatelgebirge,  viel- 
leicht aneh  schon  in  Böhmen  und  in  den  Yogesen  scheinen 
in  Karls  Zeit  Silbergewerke  in  Betrieb  gewesen  eu  sein^  welche 
das  zu  den  Münzprägungen  erforderliche  Silber  boten*).  —  Im 
Merowingerreicbe  bildete  die  Hanptmünze  ursprunglich  der 
römische  Goldsolidns  (anfänglich  72,  später  84  Solidi  auf  ein 
Pfottd  Gold),  der  gans  oder  an  Dritteln  (Tremisien  oder  Trientes) 
ausgeprägt  wurde.  Gegen  Ende  der  Merowingerperiode  nahm 
jedoch  die  Silberausprägung  immer  mehr  zu  und  damit  be- 
gmnt  die  allmähliche  Umgestaltung  des  Münzwesens  im  frän- 
kischen ßeicbe,  der  Uebergang  von  der  Groldwährung  und  der 
Rechnung  nach  Goldsolidi  zur  Silherwährung  und  Rechnung 
nach  Silbersolidi,  welcher  sich  gerade  aar  Zeit  des  Wechsels 
der  beiden  grossen  Dynastien,  der  Merowingw  nnd  der  Karo- 
linger, vollzog  *).  —  Unter  Pippin  scheinen  nur  mehr  silberne 
Münzen  geprägt  worden  7u  sein;  er  ordnete  um  755  an,  dass 
aus  einem  Pfund  Silber  nicht  mehr  als  22  Solidi  (der  Bolidus 
war  eine  imaginäre  Mflnse  su  12  Denaren)»  also  264  Denare 
geschlagen  werden  sollen  *).  Karl  errichtete  eine  neue  Ord- 
nung im  MOnawesen,  indem  er  seit  780  ans  einem  römischen 
Pfunde  Silber  zu  325  Gramm  240  Deiiare,  gleich  20  Solidi 
prägen  Wem:  ein  Denar  enthielt  somit  1.35  (iramm  Silber  und 
12  Denare  machten  einen  Solidus  aus.  Später  führte  Karl 
einen  schwereren  Münzfdss  mit  einem  Pfunde  von  etwa  867 

1)  Soetbesr,  1.  c.  VI,  53  f.  —  2)  Soetbeer,  1.  c.  IV,  245  —  3)  Pip- 
pini  regia  capitulare  incerti  anni  cap.  5;  Leget  1,  31. 

29  • 
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(statt  325)  Graiiirn  ein;  dieses  galt  noch  im  späteren  Mittel- 
alter als  Normalgewicbt  und  wurde  mit  »Karies  lot^  oder 
i^pondtts  CaroU€  bezeichnet  Die  Folge  dieser  Reform  war, 
daM  durch  das  Kapitnlare  von  MaDtna')  die  bisher  gfiltigeD 
Silberdenare  in  allgemeinen  Vermf  erklart  worden  nnd  bei 
Strafe  des  Bannes  angeordnet  wurde,  dass  sie  vom  1.  August 
781  nicht  mebr  weder  ausgegeben  noch  in  Zalilung  angenommen 
werden  sollten.  Durch  das  Eapitulare  von  Frankfurt  von  794 
wnrde  abermals  die  gleichmässige  Geltung  der  neuen  Denare 
bei  strenger  Strafe  eingeschärft —  Die  Verrnntong,  dass  das 
neue  Pfand  Karb  des  Grossen  nrsprfinglich  von  den  Arabern 
herObergenommen  worden  sei,  erscheint  in  Ermanglung  be- 
stiiniiiter  oder  aiK  Ii  nur  dahin  zu  deutender  geschichtlicher  Zeug- 
nift.se  unbegründet*).  —  In  Sachsen,  das  allmählich  erobert 
und  der  Herrschaft  Karls  unterworfeu  werden  musste  ,  wurde 
das  fränkische  Münawesen  erst  797  durch  das  Capitulare  saxth 
nicum  eingeführt  nnd  ebenda  gab  Karl  eine  sehr  beachtens- 
werte Bestimmnng  der  Natoraiwerte  aom  Geldwert :  1  Solidos 
(12  Deuare  in  Silber)  stellte  er  gleich  o.  einem  einjährigen 
Kinde,  welches  Geschlechtes  immer,  b.  40  Scheffeln  llater  ixitj 
15  Scheitel  Dinkel  bei  den  Westfalen,  c.  30  Scheffeln  Hafer 
oder  15  Scheffein  Dinkel  bei  den  Nordsachsen  —  eine  Anordnnag, 
wodurch  der  üebeigang  Ton  der  bei  den  Sachsen  noch  beit- 
sehenden  Naturalwirtschaft  zo  den  Anföngen  der  fränkischen 
Geldwirtsehaft  erleichtert  nnd  geregelt  werden  sollte. 

Mit  der  Falschmünzerei  scheint  es  in  der  Zeit  Karls  ziem- 
lich arir  gestanden  zu  haben,  indem  mehrere  Kapiinlarieu  ^1 
Strafaudrohuugeu  gegen  dieselbe  outhalten.  Wahrscheinlich 
deshalb  und  überhaupt  zum  Behufe  der  besseren  and  leichteren 
Ueberwachnng  des  gesamten  MOnawesens  durften  nur  an  solchen 
Orten  Münzen  geprägt  werden,  wo  sich  kaiserliche  Pfalzen  been- 
den —  Wie  die  Aufsicht  über  alle  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
so  stand  auch  die  Obhut  über  das  Müuzwesen  den  Grafen  zu 

1)  Simson,  l  c  564—566.  —  2)  Caput  9;  Lege«  I,  41.  —  3)  Leg« 
I,  S.  72,  Caput  5.  —  4)  Scetbeer  a.  a.  0.  IV,  315—333.  —  5J  Cap.  U. 
Lege«  I,  76—76.  —  6)  Leges  I,  S.  116,  eap.  28;  I,  S.  134,  cap.  18.  — 

7)  Capitulare  Noviomagenso  duplex  anoi  808,  cap.  1,  LL.  1,  153.  — 

8)  Capitulare  de  moneia  von  809,  LL.  I,  159. 
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Dnrch  die  HersteUnng  des  rOmiseheii  Reiobes  uud  dnreb 

rlie  Kinfuhning  der  Gauverfatisiiiis^'  hatte  Karl  die  politischeu 
und  müitäriscben  Verhältnisse  seines  grossen  iieiches  ui  eine 
bleibende  Ordnung  gebracht;  die  Grundlage  des  Volkswirtschaft- 
liehen  Bestandes  desselben  bafete  das  Mtlnzwseen  zu  bilden,  das 
Geld  mnsste  nnTeränderlich  bleiben«  wie  er  es  vorgescbrieben; 
daher  Hess  er  seinen  Sohn  einen  feierlichen  Eid  schw5ren,  dass 
er  niemals  die  Münze  verschlechtern  werde 

Karl  beabsichtigte  die  Teilung  seines  Reiches  unter  seine 
drei  Sohne;  nach  des  Vaters  Tod  sollte  Karl  Austrasien,  Neosirien 
nod  die  ostfränkischen  Ftrovinxen,  Pippin  Bajoarien,  Ludwig 
Aquitanien  nnd  den  giössten  Teil  von  Buignnd  erhalten.  In 
der  sogenannten  Reichsteilnngsurknnde  vom  6.  Februar  806 
ordnete  er  an,  dass  die  Bröder  einander  £re<^en  äussere  uud 
innere  i^'eiude  zu  Hilfe  kommen  sollten^  er  bestimmt  die  Lieer- 
Strassen,  auf  denen  namentlich  Italien  Zuzug  von  den  andern 
Reiehsteilen  erhalten  sollte,  aber  dabei  wird  die  Unabhängig- 
keit des  einen  von  den  andern  selbst  in  jurisdikttoneller  Be- 
ziehung verfügt.  Verleihungen  von  Ländereien,  Weingärten, 
Wäldern,  mit  Land  ausgestatteten  Knechten  u.  s.  w.  sollten 
in  keinem  der  drei  Reiche  an  andere  gegeben  werden  als  an 
solche,  die  demselben  angehören,  bewegliche  Sachen  hingegen^ 
Gold,  Silber,  Edelsteine,  Waffen,  Kleider,  Handelswaren  sollten 
von  einem  Reiche  in  das  andere  Terkanft  werden  dfirfen;  auch 
sollte  keiner  der  Fürsten  Flilcbtiinge  aus  einem  andern  Ge- 
biete bei  sich  aufnehmen  dürfen  *).  So  trachtete  Karl  auch 
über  seine  Lebenszeit  hinaus  für  die  Ordnung  der  wirtschaft- 
liehen Dinge  seiner  Völker  Sorge  zu -tragen.  Die  Reichstei- 
lungsurkunde fand  keine  Anwendung,  denn  Karls  des  Grossen 
85hne  Pippin  nnd  Karl  starben  vor  dem  Vater  (810  und  811) 
und  Ludwig  wurde  der  Krbe  des  ganzen  Reiches. 

Wenn  wir  nun  einen  Leber-  uud  Rückblick  über  all  das 
werfen,  was  Karl  für  das  Wohl  seines  Reiches  uud  der  in  dem- 
selben wohnenden  Völker  gethan,  so  werden  wir  kaum  einen 

1)  Planta- Fürstenau,  Geld  und  Geldeawerte.  Im  16.  Jabrcabüi  ichtö 
der  biatorisch-antiqnariichen  Geaellechaft  von  Graubünden.  Cbur  1886. 
—  2)  Leget  L  140—143.  —  3j  Bänke,  Weltgeschichte  V,  2,  S.  238. 
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Widerspruch  befürchten  dürfen,  wenn  wir  sagen,  dass  Kail, 
was  die  Förderung  der  VolkiwirtachaltBpfiege»  der  Staatswirt- 
schaft  betrifft,  einer  der  herTonragendeten  Regenten  aller  Zeiten, 
ja  der  herrorragendste  in  der  ersten  Hälfte  dee  Mittelaltm 
war  und  daee  nor  der  Angelsachse  Alfred  der  Grosse  ihm  darin 
als  ähulich   bezeichnet  werden  kann.    Umfassend  war  Karla 
Fürsorge  für  die  Landwirtschaft,  wodurch  sich  der  Ackerbau 
rege  entwickeln,  der  Grossgrundbesiteer  der  Wirtschaft  widmen, 
immer  neue  Waldflachen  anbrechen  nnd  der  Knitar  snftUiran 
]u>nnte;  Gewerbe  nnd  Handel  befimden  dch  zwar  noch  in  dea 
ersten  Anfangen,  aber  anch  diese  knöpfen  nnmittdbar  an  seine 
Regierung  an  ;  eiDgehende  luirsorge  widmete  er  dem  Verkehrs- 
wesen;  die  gesamte  ökoiioniisclie  Entwickluiig  trug  zwar  noch 
den  Charakter  der  ^aturalwirtscbait  an  sich,  aber  das  Geld* 
und  Münsweeen,  so  gering  seine  Entfaltung  auch  damals  war 
nnd  so  wenig  es  in  die  andern  Zweige  der  Wirtschaft  bestim- 
mend eingriff,  fluid  durch  ihn  dauernde  Regelung.   Und  aU 
dies  geschah  durch  Karls  EapitalariengesetzgebuDg,  die  nicht, 
wie  die  Volksrechte,  von  einem  emzelneii  Stamme,  sondern  vou 
den  Organen  des  lleiches  ausging,  nicht  bloss  auf  die  Stammes- 
genossen, sondern  auf  das  ganze  Reich  sich  erstreckte  ^) ;  sie 
griff  leitend  und  lenkend  in  das  wirtschaftliche  Leben  ein  nnd 
stellte  den  £5nig  nnd  den  königlichen  Hof  in  jeder  Benehnng 
an  die  Spitze  desselben.    Durch  die  in  den  £apitnlarien  warn 
Ausdruck  gelangten  Gesetze  wurde  ein  festes  staatliches  Mass- 
und Gewichtssystem,  wurde  ein  stautlicb  geordnetes  Mflnzwesen, 
wurden  obrigkeitliche  Preisregulierungen  und  polizeiliche  Quah- 
tatsbestimmungen  snm  Schutze  des  Verkehrs,  vor  allem  zum 
Schntae  der  Armen  nnd  Schwachen  angeordnet  nnd  dnrehg^ 
fahrt   Die  Mftrkte,  der  Getreide-  und  SUavenhandel  wnrdea 
beanfiiichtigt,  fiber  alles  yerkanflie  Brot,  alles  Fleisch,  allen  Wein, 
Uber  allen  Handel  mit  Edelmetallen  wurde  btreogsteiis  Aufsicht 
geführt.    Der  Schwerpunkt   der  karolingischen  Gesetzgebunj^ 
lag  in  der  Herstellung  eines  geordneten  Markt-,  Münz-  und  Ge- 
wichtswesena,  in  dem  Eampf  fOr  festeOrdnnngen  in  allen  Zweigen 


1)  M&reUus,  Beiträge  eur  Capitularienkritik.  Leipng  1674,  S.  2d. 


Digitized  by  Google 


Karl  der  OroiM  aU  Tolkiwirt. 


451 


der  Wirtadiaft  Earl  enielte  diese  groeaartige  Umwandlung 
dtupch  die  ihm  eigeneD  glänsenden  ISgenscbaften,  durch  einen 
klaren  Blick  in  politischen  und  wirtschaftlichen  Dingen,  durch 
seine  Bildung?,  die  hoch  über  der  Durchschnittsbildung  seiner 
Zeit  stand,  durch  die  Gabe,  überall  die  geeigneten  Leute  an 
den  geeigneten  Platx  so  atellen  und  immer  weitere  Kreise 
aeines  Volkes  f&r  die  Dnrehftbruug  seiner  Ideen  zu  erwSmen 
nnd  SU  gewinnen  Karl  war  nicbt  bloss  ein  grosser  Kriegs- 
fürst und  Staat^nbildner ,  er  war  ein  ebenso  aus^yezeichneter 
Administrator  wie  seiner  Güter  so  auch  seiner  lieichsgebiete; 
die  Verwaltung  seiner  Lande,  die  Herstellung  von  Ordnung, 
Sicherheit  und  Stetigkeit  im  gansen  Kreise  des  wirtschaftlichen 
Lebens  gewahrte  ihm  tiefe  innere  Befriedigung«  Und  so  kam 
es,  dass,  wShrend  am  Beginne  seiner  Regierung  die  Bewohner 
der  rechtsrheinischen  Lande  nur  eine  unorgiuji^ierte  Masse  von 
bäuerlich-arbeitendeu  Menschen  war,  er  am  Schlüsse  derselben 
auf  ein  vorz&glich  ackerbautreibendes,  aber  doch  in  den  An* 
fingen  von  Gewerbe  und  Handel  begriffenes  gut  gegliedertes 
Volk  blicken  konnte. 

Die  Folgen  dieser  grossartigen  Bemühungen  Karls  f&r  den 
Wohlstand  seiner  Länder  und  Völker  lassen  sich  nicht  nur  in 
dem  urkundlich  nachweisbaren  Steigen  desselben,  sondern  auch 
in  der  Yolksvermebrung  der  von  ihm  beherrschten  Gebiete 
nachweisen.  Schon  unter  den  Merowingern,  noch  mehr  aber 
unter  den  ersten  Karolingern  hatte  sich  das  wirtschaftliche 
Leben  in  den  linksrheinischen  Reichsteilen  so  sehr  gehoben, 
dass  eine  bedeutende  Volksvermehrung  angenommen  werden 
darf,  so  dass  in  der  Zeit  Karls  des  Grossen  die  Bevölkerung 
auf  8  bis  9  Millionen  sich  belaufen  haben  mag.  Auch  das 
Rheinland  und  Westfalen,  die  schwäbischen  und  bairischen 
Gaue  mfissen  schon  siemlich  dicht  bevölkert  gewesen  sein,  wie 
das  aus  der  verhältnismässig  grossen  Anzahl  der  bereits  ur- 
kundlich erscheinenden  Ortschaften  uiul  aus  der  Beteiligung 
dieser  Gebiete  an  der  Kolonisation  der  östlichen,  südlichen 
und  nördlichen  Landschaften  sich  ergibt 

1)  SchmoOer,  h  c  &  871.  878.  —  2)  NiuiOi  a.  a.  0.  I,  210— m 
3)  Uandwörterbaoh  der  Staatswiasemoliaftftn  II,  484.  440« 
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Wir  können  diese  Studie  nicht  besser  schiiessen  als  mit 
den  Worten,  in  weicken  NÜMSch  *)  das  Ergebnis  der  Regierung 
Karli  deä  GroMen  inaaaiineDfaait:  »Ich  finde  fiberhsapt  d« 
Gro0ie  bei  Karl  nieht  in  dem  Tollendeten  OrganiBmna  sdner 
Verwaltnng,  sondern  in  der  ProdnktiTitftt  nener  Gedanken:  er 
wirkte  durch  den  Eindruck  eines  Mannes,  der  sich  grossen 
Aufgaben  ganz  hiugegeben  hat  und  immer  neue  zu  erreicht^a 
sucht.  Wie  wenig  unmittelbare  Resultate  seine  liegierung 
Mieh  geliefert  hat,  er  hat  einen  ungeheoren  moraliechen  £iii- 
dmdL  gemacht  nnd  das  grtoie  Resnltat  war,  daas  er  den 
dentachen  Stimmen  daa  Bild  eines  grosaen  Staatamannea  wieder* 
gewonnen  and  in  der  Erinnerang  fixiert  hat.« 

1)  A.  a.  0.  1,  225. 


Digitized  by  Google 


Die  wirtecliaftliclie  iiiiBcliliessuiig  der  im  Beutscbea 
Beiehe  belegenen  Moorflftchen  0. 


Von  AogQflt  f  Häg. 


Seit  etwa  aDderthalb  Jahrzebnten  wiid  in  Deatsoliland  auf 
dem  Gebiete  der  LandeskoItQr  eine  energische,  weit  umfassende 

und  plaomässig  eiugeleitete  Thätip^keit  entfaltet,  deren  Ziel  da- 
rauf gerichtet  ist,  anch  die  ausgedehnten,  unzugänglichen,  wüsten 
Moorflächen  durch  Anlage  von  Verkehrswegen  zugänglich  und 
durch  geeignete  Eulturanlagen  ertragfähig  zu  macheui  um  da- 
durch den  Nationalreidbitum  des  Landes  zu  vennehren  und  neue 
Kahrungsquellen  für  die  fortgesetzt  wachsende  Bevdlkerung  zu 
gewinnen. 

lu  Freussen  namentlich  sind  in  den  vorzugsweise  in  Be- 
tracht kommenden  Landesteilen  zu  jenem  Zweck  in  letzter  Zeit 
langgestreckte,  kostspielige  Kanäle  zur  Ausführung  gebracht, 
ferner  ist  eine  besondere,  zweckmässig  organisierte  Moorver- 

waltung  mit  Untersuchungen  über  die  Beschaffenheit  des  Moor- 
bodens, mit  der  Anlage  von  Moorrersuchsfelderu  sowie  mit 

1 )  Die  hier  zur  VerOffentliohiuig  gelaagsode  Arbdt  ist  ala  eine  Fort- 
setzung derjenigen  Pnblikatk>ii  sa  betrachten ,  welche  im  yergangonen 
Jahr  mit  noerStodie  Uber  »Die  wirteobaftliGhe  bdUiewung  derLflne* 
burfsr  Heide«  (vgl.  den  Jahrgang  46  dieaer  Zeitscbrift»  Saite  288)  Ton 
dam  VerfsMar  begoimen  ist,  und  welche  sich  nach  und  nach  Aber  nn- 
•are  gesamte  natienale  Laadesknltiir  Tarbreiteii  toll.  Die  Torliegende 
Arbeit  gründet  deh  teilt  anf  ein  eingehenderea  Stodinm  der  Littaiator 
Uber  die  einaehl&gigen  TielTertweigten  YerhftltDitta,  teilt  aber  auch  auf 
eigene  Anaehaniuigen,  walohe  der  Yerfatter  auf  einer  im  Jahre  1885 
antenommenen  Stadienreiae  durch  die  in  moorwirttohaftlioher  Beilahaag 
berühmte  ProTina  Hanaom  gawonnon  hat* 
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Ausarbeitung  und  Begutachtung  tou  Moorkultur-  und  Koloui- 
sationspläneD  beschäftigt. 

Ein  im  Jahre  1883  begrflndeter  »Verein  nur  F&rdemtig 
der  Moorkultor«  vereinigt  in  eich  alle  auf  die  Hoorknltor  ge- 
richteten Bestrebungen  und  sind  von  dieser  Stelle  aus  Beleh- 
rungen durch  Wort  und  Schrift,  sowie  namentlich  auch  durch 
Veranstaltung  von  Moorkuitar-AussteUungeu  gegeben  worden. 

Veranlassung  und  Anregung  zu  dieser  Tielseitigen  und 
regen  Tbätigkeit,  dureb  welche  eine  der  grtaten  nnd  erfolg- 
rereprechendeten  Landeskaltnrarbeiten  nach  nnd  nach  snr  Aua- 
ffthmng  gebracht  werden  eoU,  haben  Tmehiedene  ümstSnde  ond 

Verhüiinisse  gegeben. 

Eine  der  erfolgreichsien  Anregungeu  dürfte  von  dem  im 
Jahre  1870  begründeten  »Verein  gegen  das  Moorbrenneu«  ausge- 
gangenaein,  der  sich  zur  Aufgabe  geteilt  hatte,  die  Besitaer  und 
Päohter  von  Moorlfindereien  von  der  altfaergebraehten  elnfuhen, 
nnricheren  und  nnwirtschaftUohen  Hoorbrandknltar,  dordi 
welche  im  Frühling  und  Herbst  die  Atmosphäre  weithin  mit 
deui  ungesunden,  belästigenden  Moorrauch  erfüllt  wurde,  abzu- 
bringen und  dieselben  zur  Einführung  anderer  Moor  kulturarten 
zu  bewegen.   Die  Erreichung  dieses  Zweckes  war  aber  mit 
Schwierigkeiten  Terbonden,  denn  es  hing  dieses  unter  andarem 
wesentlich  von  der  Vorbedingung  ab,  dass  die  Moorbrenner 
▼on  dem  Nntaen  nnd  der  höheren  Brgtebigkeit  anderer  lfot»i^ 
kulturell  durch  Beispiel  belehrt  und  überzeui^t  \\ur(len.  In 
diesem  Bestreben  wurde  der  Veiein  untorstiilzt  erstens  durch 
die  erfolgreichen  Versuche,  weiche  der  Uittergutsbesitser,  jetzige 
Amtsrat  Hermann  Bimpau  anf  seinem  Gute  Gunrau  in  der  Alt- 
mark mit  einer  eigenartigen,  von  ihm  erfundenen  Knltnnnethode, 
der  sogenannten  »Moordammknltnrt  gemacht  hatte,  nnd  zweites 
durch  die  im  Jahre  1876  errichtete  Moor- Versuchsstation  in 
Bremen,  deren  vornehmste  Aufgabe  darin  besteht,  überall  im 
Lande  Moorversuchsielder  und  Musteranlagen  zu  schaffen  und 
für  jede  Moorfläche  nach  vorausgegangener  Untersuchung  der 
Eigenschaften  des  Moorhodens  die  erf olgyenpiechendste  Kaitor- 
methode feetaosetaen. 

Insbesondere  hatte  anch  die  preiusiscbe  Stnatsregierung 


Digitized  by  Google 


Die  vlrtseh.  EnebliMirag  d.  im  DniUdieii  Beiohe  beleg.  MeorflScheo.  455 

an  dieMD  MoorknUaF-BeBtrebongen  ein  grosses  Interesse,  da 
der  Staat  selbst  weite  Moorflaeben  besitst,  welobe  bisber  nocb 

wenig  oder  gar  kuiiieii  Ertrag  lieferten.  Bei  der  preussischen 
R^gieruug  als  hervorragendstem  M i t- luter essen teu  mussten 
daher  alle  die  bezüglichen  Bestrebungen  und  Vorschläge  tbat- 
kräftige  Förderung  finden. 

Ein  dritter  Umstand,  der  dabin  drängte,  den  Verb&ltnissen 
der  bereits  Torbandenen  Moorkolonien  und  des  Moorkaltnr'- 
weseDS  grossere  Beachtung  zu  schenkeu  ,  war  darin  gegeben, 
dass  die  älteren  Moorkolonien  anfingen  durch  den  infolge  der 
Konkorrenz  der  mineralischen  Kohlen  verinmderten  Wert  ihres 
wichtigsten  Artikels,  des  BrenntorÜB,  in  wirtschaftliche  Be- 
drängnis va  geraten«  Die  £xistens  der  älteren  Moorkolonien 
war  nämlich  banptsacblich  anf  einen  lohnenden  Absats  des 
Brenntorfs  begrflndet,  aus  welchem  die  ffioorkolonisten  ihre 
weseutliciisteu  Emiialiincn  beziehen.  Es  stellte  sich  somit  das 
Bedürfnis  heraus,  Versuche  zu  machen,  die^e  alten  Kolonien 
auf  eine  andere  wirtschaftliche  Grundlage  zu  stellen  und  sie 
nicht  ausschliesslich  abhängig  sein  zu  lassen  Ton  den  unsicheren 
£biiSgen  der  mit  der  Zeit  nnlohnend  gewordenen  Tor^räberei, 

Der  Torfgräberei  der  Moorkolonisten  ist  andern  noch  eine 
andere  bedeutende  Konkorrenz  geboten  worden  durch  die  neuer- 
dings aufgekommene  fabrikmässige  Herstellung  des  Presstorfes, 
welche  im  grossen  und  unabhängig  you  den  Moorkolonaten  be- 
irieben wird.  Der  auf  solchem  Wege  hergestellte  Torf  ist  wert- 
voller als  der  gewöhnliche  Stichtorf  der  Kolonisten  und  macht 
dem  letzteren  dsher  den  Markt  streitig. 

Aber  auch  allgemeine  nationalwirtsehaftliebe  nnd  sosial- 
politische  Rücksichten  drängtoii ,  naclulein  durch  die  epoclie- 
macbenden  Mimpau* Bchen  Moorkulturen  ilberzeugend  festgostpUt 
worden  war,  dass  den  Moortiächen  durch  geeignete  KuUurme- 
thoden  auch  hohe  landwirtschaftliche  Erträge  abge- 
wonnen werden  können,  dazn  die  KnltiTiemng  der  Moorflächen 
energisch  in  Angriff  zn  nehmen  nnd  dadurch  die  nationale 
landwirtschaftliche  Produktion  zu  erweitern.  Deutschland  führt 
Ton  Jahr  zu  Jahr  grössere  Mengeii  luudwirtbchaftlicber  Pro- 
dukte ein,  von  welchen  ein  erheblicher  Teil  im  Inlande  selbst 
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erzeugt  werdeu  k^Minte,  wemi  die  weiten  Moorflächen  kulti- 
viert wären.  Auf  der  letzten,  am  16.  Februar  d.  J.  zu  Berlin 
abgehaltenen  GeneralTersammlung  des  Vereins  zur  Förderung 
der  Moorkalior  führte  v,  Bahr-DaxammAde  aus:  »Wir  haben 
in  Pjreassen  350  Quadrat-Meilen  unkulÜTierien  Moorboden  und 
k5nnten,  wenn  wirdieseetwa  2  000  000  ha  Moore  mit  Getreidebe- 
bauen würden,  die  gesamte  heutige  Getreideeinfuhr  entbebreu. 
aucli  sei  Raum  gescliutien  iür  die  Auswanderer  und  Arbtjits- 
losen.«  Die  vielen  Arbeitskräfte,  weiche  heute  keine  Verwen- 
dani^  finden  könneUt  suchen  nach  lohnender  Beschäftigung,  und 
▼iele  Ton  ihnen  ringen  nach  eigener  selbetandtger  Ezisteni. 
Fflr  diese  aber  bieten  die  weiten,  nod&  unbewohnten  Moor- 
flächen die  Aussicht  auf  Verwirklichung  ihres  Ziels, 

Alle  diese  ümstäude  haben  in  erster  Linie  mitgewirkt, 
um  das  Moorkulturwesen  und  die  KoloDisieruug  der  Moor- 
flachen  neuerdings  lebhaft  in  Fluss  zu  bringen.  Die  auf  die- 
sem Gebiete  seit  dem  Jahre  1876,  mit  welchem  Zeifcpnnkte 
durch  Errichtung  einer  »Zentral^Moor-Kommisaionc  und  dsr 
Moor^Versuebsstation  eine  neue  Aera  im  Moorkultnrwesen  be- 
gann, bisher  erzielten  überrascheudeu  Erfolge  rechtfertigen  nun 
die  Hoffnung,  dass  die  im  Deutschen  Reiche  belegenen  Moor- 
flächen £ftBt  ohne  Ausuahme  m  nicht  ferner  Zeit  m  ertragreich« 
Flachen  umgewandelt  werden  können,  und  dass  dadurch  Kaum 
geschaffen  werden  kann  fttr  eine  auskömmliche  Existenz  yos 
einer  nach  Hunderttausenden  zahlenden  BeTÖlkerung. 

Es  möchte  daher  von  allgemeinem  wissensdialllichen  In- 
teresse  sein ,  einen  üeberblick  über  das  Wesen  uud  die  Be- 
deutung der  auf  diesem  Gebiete  bisher  geleisteten  oder  zu 
leistenden  Arbeiten  sowie  über  die  Verhältnisse,  durch  welche 
die  Moor -Kulturarbeiten  gefördert  oder  aber  in  ihrer  Aoe- 
ftlhrung  gehindert  werden,  su  erhalten. 

lieber  die  hier  in  Betracht  sn  riehenden  yerhaltnisse  flber- 
all  genaue  ziüenimiissige  Aufschlüsse  zu  geben  ,  dazu  bieten 
die  einschlägigen  Publikationen  vorerst  nur  noch  ein  lOcken- 
baftes  uud  zudem  weit  zerstreutes  Material.  Eme  für  das 
ganze  Deutsche  Reich  einheitlich  durchgeitlhrte  Moorkultnr- 
und  Anbau  ^Statistik  existiert  z.  Z.  noch  nicht.  Selbst  fiber 
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den  Umfang  der  vorbandeoen  Moorfläcben  und  der  Terschie- 
denen  in  Anwendung  gebraditon  Knltnrarten  Hegen  erst  stQck- 
weise  Ermittelnngen  Tor. 

Die  von  der  Moor- Versuchsstation  in  Bremen  in  Angriff 
^eiiomineue  Beschreibung  der  deutschen  Moorfiächen  er- 
streckt sich  bis  jetzt  vornehmlich  auf  das  im  Nordwesten 
Deutschlands,  zwischen  Elbe  und  Holland,  gelegene  Gebiet^ 
femer  auf  die  Moorflächen  in  denB^iemngsbezirkenKdnigsberg, 
Gumbinnen,  GSelin,  Stettin,  Schleswig-Holstein.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit in  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Moorfliehen, 
der  Unregelmässigkeit  und  der  grossen  Zahl  der  weit  zer- 
streuten Flächen  ist  e.-?  auch  mit  nicht  <feringen  Schwierig- 
keiten verknüpft,  zu  einer  ziüernmässigen  genauen  Feststellung 
des  gesamten  Flächeninhalts  der  deutschen  Moore  zu  gelangen. 

Die  ersten  Schritte  snr  Anbahnung  einer  dentschen 
Moorstatislik  sind  nenerdings  Ton  dem  iVerein  mr  F5rdemng 
der  Moorkulturc  gethan,  welcher  im  Februar  1890  unter  Mit- 
wirkunj/  des  königlich  preussischen  Statistischen  Bureaus  Er- 
hebungen über  den  Umlang  und  die  Art  der  Moorkulturen  im 
Deutschen  Reiche  angestellt  hat.  Zu  einem  befriedigenden  Er- 
gebnisse haben  jedoch  diese  Ermittelnngen  nicht  geführt«  denn 
es  ist  nicht  gelangen,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  alle  vor- 
handenen Moorkaltaren  zu  ermitteln.  Aas  dem  der  Zentralstelle 
7Aigegangeuen  Material  hat  sich  vielmehr  nur  ein  als  Muulestum- 
fanff  in  Betracht  zn  ziehendes  Flücheninass  für  die  in  den  einzelnen 
I^desteiien  ausgeführten  Moorkuituren  feststellen  lassen. 

Von  einflnssreicher  Bedeutung  für  die  Entwickelang  des 
Moorknltorwesens  sind  namentlich  die  Besita-  and  hligentams- 
Verhältnisse  an  den  yorhandenen  Moorflächen,  lieber  diejenigen 
Flächen,  welche  dem  Staate  angehören,  sind  die  Angaben  über 
den  Flacheninhalt  ,  die  Beschaffenheit  und  Nutzuncfsart  der- 
selben verhältnismässig  leichter  festzusteiieu.  Diese  hskalischen 
Flächen,  soweit  sie  namentlich  im  Besitz  des  preussischen 
Staates  sich  befinden,  kommen  aber  aneh  vor  allen  anderen 
in  Betracht,  da  der  Staat  sanächst  zar  Kaltimrnng  nad  Kolo- 

1)  Vgl.  die  betr.  Aulagen  zn  den  gedruckten  »Protokollen«  der  Zen- 
trai-Moor-KomniiMion. 
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Disierung  seiner  Moore  geschritteii  iai,  um  durch  sein  Vorgehen 
die  Privatbesitzer  je  nach  den  endelteD  Erfolgen  zur  Nacheife- 
mng  snzar^^n» 

üeber  die  Verhältnisse,  welche  sonst  nodi  in  Betrscht  sa 
ziehen  sind,  nlmlieh  über  Sliere  Moorkolonien  and  MoorM- 
turen  über  die  neu  zu  befrründenden  Aloorkolonate ,  über  die 
zunächst  in  Angriff  zu  nehuieudeu  Kulturanlagen ,  über  die 
Zahl  der  Moorversuehsfelder  liegen  schon  genauere  und  toU- 
siändigere  Angaboi  Tor,  da  dieselben  von  der  ZentraUtelle  am 
flberaehen  werden  Ic&nnen.  Aber  anoh  hier  w&re  es  im  Intoresw 
fttr  die  Moor-Wissensdiafl  hdchsfcerwQnschi,  dass  yon  Zeit  snZeii 
von  einer  Zentralstelle  aus  eine  über  das  gauze  Reich  sich  er- 
streckende allgemeine  Moorkultur-Statistik  aufgemacht  würde. 

Gerade  auf  diesem  Gebiete,  wo  noch  so  riel  Unklarheit 
und  Unkenntnis  über  die  bestehenden  Verhältnisse,  noch  so 
Tiel  Zweifel  Ober  die  Erfolge  der  Moorknltarrenache  besldien, 
wOrde  eine  znTsrlassige  allgemeine  Statistik  über  den  Foii- 
gaug  der  Arbeiten  Ton  nicht  zu  nnterscbfttcender  Bedentong 
für  die  weitere  Inangriünahme  der  Moorkuitureu  sein. 

I.  Verbreilung  des  Moorbodens. 

Der  Moorboden,  welcher  wegen  seiner  e^enartigen  orga- 
nischen Beschaffenheit  nnd  seines  hohen  Nntanngswertes  als 
Brennmaterial  schon  seit  langer  Zeit  eine  wichtige  Bedeutung 

in  uuseiem  nationalen  Wirtschaftsleben  erlangt  hat  und  m 
noch  weit  gri)sserer  Bedentunir  berufen  ist,  findet  sich  im 
Deutschen  Reiche  ui  vt  rbäitnismässig  recht  grosser  Ausdehnung. 
In  mehreren  Bundesstaaten  besw.  Provinaen  bedeckt  diese 
Bodenart  sehr  ausgedehnte  zusammenhangende  flachen;  in 
kleinerer  Ansdehnnng,  nesierweise  nnd  yielCMsh  gemischt  mit 
anderen  Bodenarten  tritt  er  in  der  ganzen  norddentselien  Tief- 
ebene sehr  häufig  auf.  In  grösster  Ausdehnung  koumii  er 
vor  in  der  preussischen  Provinz  Hannover ,  in  den  Grossher- 
zogtümern  Oldenburg  und  Mecklenburg  sowie  im  Königzeich 
Bayern.  In  dem  letateren  Staate,  wo  er  einen  Flächenranm 
von  64483  ha  bedeckt,  tritt  er  Tornehmlich  in  Sfidbajem  in 
der  Umgebung  Ton  München  nnd  Ingolstadt  auf;  er  bildet 
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hier  die  auch  weiterhin  bekau uteri  ^ Moose«,  nämlich  das 
Donau-,  Erdiiiger-,  und  Dachauer  Moos. 

In  Mecklenburg  gehören  die  Moore  zu  den  am  häufigsten 
▼orkommenden  AUaTialbildnngen  der  Oberfläche.  Es  eind  hier 
meist  »Wiesenmoore«  un  Gegensatz  sn  den  »Hochmooren«. 
Sie  dehnen  sich  namentlich  aus  an  den  alten  Flussläufen,  zu 
den  Seiten  des  heutigen  Wasserlaufs  oder  nehmen  das  guhze 
Thal  ein,  bilden  die  grünen  J^lächen  der  einst  vom  Wasser  er- 
mUten  Solle,  Kessel  und  Depressionen,  umsäumen  in  schmä- 
leren oder  breiteren  Streifen  die  dort  lahlreich  Yorhandenea 
Seen  oder  nehmen  die  Flache  früherer  Seen  ganz  ein.  In 
Medclenbnrg  ist  der  Moorboden  so  Terbreitet,  dass  es  im  Ver- 
hältnis wobl  nur  wenig  Feldiuurkeii  gibt,  wo  er  nicht  vertreten 
Ware.  Trotz  dieses  allgemeinen  niul  iiäutiofen  Vorkommens 
ündet  sich  jedoch  der  Moorboden  im  mecklenburgischen  Staats- 
gebiete nirgends  in  so  grossen  zusammenbangenden  Flächen 
wie  in  den  preossiscben  und  den  oldenbnrgiecben  Staatsge- 
bieten«  wo  derselbe  eine  ganz  berrorragende  Rolle  in  der 
Cteetaltnng  des  wirtschaftlichen  Lebens  spielt 

In  der  Provinz  lliiiinover  bedecken  die  Moorbildungen  nach 
der  letzten  Grundsteuerveranlagung  insgesamt  561  433  ha  oder 
14,6*^/0  der  Gesamtfläche.  Diese  Ausdehnung  entspricht  einem 
Flächennmfange  von  nind  100  Qnadratmeilen.  Hiervon  ent- 
fallen anf  den  Begiemngsbezirk  Stade  185 146  ba,  Osnabrttck 
127 160  ha,  Aurich  76  805  ha,  Hannoyer  91 634  ha,  Lüneburg 
80  064  ha,  endlich  Ilildesheim  1124  ha.  Oldenburg  bat  etwa 
100  000  ha  Moorboden. 

Auch  in  den  acht  älteren  preussischen  Provinzen  nimmt 
der  Moorboden  von  dem  gesamten  älteren  Staatsgebiet  5,2%  ^) 
oder  etwa  den  zwanzigsten  Teil  ein.  Viellach  findet  er  sich 
auch  hier  auf  bestimmte  Gebiete  zusammengedrängt  und  be- 
deckt weite  zusammenhängende  Flächen.  In  den  Provinzen 
Ost-  und  Westpreussen,  wo  der  Moorboden  nur  4,4' /o  der  Ge- 
samtfläelic  einnimmt,«  bildet  er  dennoch  weite  zusammenhängende 
Gebiete,  so  unter  anderem  in  der  Gegend  von  Labiau,  wo  er 

1)  MeiUm:  Der  Boden  und  die  landwirtsehafUichen  yerhäUnisie 
des  pmsiischea  Staates* 
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ein  weitliiu  sich  erstreckendes  Moosbruch  von  einer  wech- 
selnden Tiefe  von  6  bis  32  Fuss  bildet.  In  der  Provinz  Pom- 
meni,  wo  der  Moorboden  7^/«  der  ProTinzflache  einnimiiit, 
liegen  grosse  suaammenliängeDde  Mooiflachea  in  der  Nahe  der 
Strandseen.  In  den  Provinsen  Posen  und  Brandenburg  nebmen 
die  Moorboden  10,2'/o  bezw.  8,7 Vo  der  Gesamtfläche  ein.  Sie 
bedecken  hier  insbesondere  im  Thal  der  Netze  und  im  Gebiet 
der  Havel  (Havelländisches  Luch)  weite  Flachen.  In  den  an- 
deren Provinaen  halt  neh  das  Yorkoinmen  des  Moorbodens 
unter  dem  ftlr  den  Staat  angegebenen  Dnrehsefanitt  und  ist  in 
diesen  Provinzen,  nämlich  in  Schlesien,  Sachsen,  Westfalen, 
der  Moorboden  hauptsächlich  uucli  nur  in  den  in  die  nord- 
deutsche Tiefebene  reichenden  Distrikten  vertreten. 

Im  allgemeinen  finden  sich  die  Moorbildnngen  vorzugs- 
weise in  dem  Flachlande;  in  geringer  Avsdehnnng  finden  wir 
dieselben  anch  anf  Hocbplateans.  Als  die  in  dieser  Hinsieht 
bemerkenswertesten  Gebilde  sind  zu  ueunen  die  sogen.  »Maare« 
auf  der  Hochebene  der  Eifel,  woselbst  sie  die  dort  sehr  zahl- 
reich vertretenen  Bodeneinsenkungen  bedecken.  Die  grösste 
Flächenansdehnnng  haben  diese  Gebilde  im  »Hohen  Venne, 
wo  sie»  in  einer  Meereshdhe  von  695  m  belegen,  eine  Ansdd- 
nnng  von  7700  ha  erlangen.  Ausserdem  sind  noch  bemethent- 
wert  die  Moorbilduugeu  auf  dem  Kücken  dts  Brockens  uuu 
der  Rhön. 

Selbstverständlich  verdient  eine  Bodenart,  welche  so  häufig 
und  in  so  grossen  ansammenhängenden  Flächen  in  unserem 
raterlandischen  Gebiete  auftritt  und  in  yorsfiglichem  Masss  m 
Brennmaterial  und  bu  mehreren  anderen  industriellen  Zweden 

sich  verwerten  iässi,  eine  ganz  besondere  Beachtung.  Denn 
wenn  von  der  beschalieulieit  des  Grundes  und  Bodens,  vou 
dessen  Krtragfähigkeit  und  Verwendbarkeit  au  industriellen 
Zwecken  der  belebende  üauptstrom  fftr  das  nationale  Wirt- 
schaftsleben ausgeht,  so  entsteht  auch  besQglich  des  weit  am* 
gedehnten  Moorbodens  die  Frage:  inwieweit  ISsst  sich  derselbe 
wirtschaftlich  aasnutzen  nnd  in  welchem  Masse  kann  dadjirch 
der  Nationalreicbtum  vermehrt  werden? 

Beim  Eindringen  in  diese  Frage  hat  man  sunächst  awischeo 
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den  Moorfiäehen  iD  Bezog  auf  ihre  Lage  und  BescbafifeDheit 
mefar£Bohe  Unteraeheidangen  m  macben.  In  mter  Linie  kom- 
men  in  Beiracbt  diejenigen  Moorflaehen,  welcha  anf  B&hen- 

zQgen  liegeu ,  und  solche,  welche  in  der  Ebene  belegen  sind. 
Die  erstereil,  welche  sich  z.  B.  in  grosser  Ausdehnung  auf  dem 
Harz  (Brockenfeld),  auf  der  Rhön,  der  Eifel  etc.  Torfinden, 
spielen  in  der  Wasserwirtschaft  eine  grosse  RoUAi  indem  sie 
als  Kegnlatoren  der  Feuchtigkeit  dienen.  In  der  naaeen  Jabzea- 
zeit  saugen  die  TorfanaaMn  das  Wasser  scbwammartig  anl, 
halten  es  lange  Zeit  fest  und  geben  es  später  ganz  albnäb« 
lieh  wieder  ab. 

Unter  diesem  Gesichtspunkte  würde  es  nicht  ratsam  sein, 
diese  Torfinoore  wirtschaftlich  und  zwar  durch  Anfforstong 
ZQ  eiachlieBsen,  denn  der  Anbau  solcher  Flachen  etwa  mit 
Fichten  würde  die  Trockenlegnng  des  Moores  Termittelst  An- 
lage zahlreicher  Gräben  bedingen  und  einen  bebchleuui^'tcn 
Wasserabfluss  im  (lelolge  haben.  Diese  Art  Moore  müssen 
sonach  als  natürliche  Wasserreservoire  erhalten  bleiben.  Eine 
Ausnahme  hiervon  dürfte  indes  mit  dem  Moorfelde  auf  dem 
Hohen  Venn  gemacht  werden  können.  Bei  den  Erwägungen 
munlicfa,  welche  ttber  die  Frage  stattgefanden,  was  an  thnn 
sei,  um  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  der  Eifel  zu  heben 
und  die  dort  häutif^er  auftretenden  Nothstände  zu  mildern,  ist 
insbesondere  auch  eiue  rationelle  wirtschaftliche  Auäiiutzung 
jener  Torflager  ins  Auge  gefasst  worden.  Man  plant  dort  die 
Anlage  eines  grossm  Torfsticbwerkes.  Mit  Ansnahme  etwa 
dieses  Moorfeldes  kommen  die  auf  den  Hochplateaus  belegenen 
Moorflächen  bei  der  Frage  der  wirischattliciicu  Erschliessung 
der  Moorflächen  nicht  weiter  in  Betracht. 

Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  der  meisten  Torfbrüche 
der  Ebene,  welche  vielfach  als  Ursache  von  Veisnmpfang  weiter 
Gebiete  anansehen  sind  und  sich  fOr  die  £nltnr  hüiderlich  er- 
weisen, indem  sie  die  Schaffung  einer  geeigneten  Voiflnt  fQr 
andere  benachbarte  Grundstücke  verhindern.  Von  den  in  der 
Ebene  belegenen  Moorilächeu  sind  jedoch  nach  ihrer  Beschaffen- 
heit und  Kolturiahigkeit  wieder  zu  unterscheiden  diejenigen, 
welche  von  geringerer  Mächtigkeit  sind,  sich  xnmeist  zu  beiden' 
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Seiten  fliessender  Gewässer  erstreckeD,  kalkhaltig  und  siick- 
sioffreich,  aber  kali-  ond  phosphonurm  sind.  Dieselben  fallen 
unter  den  Begriff  der  »NiederuDgs«-  oder  »GrÜnlandsmoore«« 

auch  »Wiesenmooret  genannt.  Ihnen  gegenüber  stehen  die 
5 Hochmoore«,  welche  meist  von  grosser  MächticrVeit  bis  40  Fuss 
tief  siud,  sich  aus  stehenden  Gewässern  allmählich  herausge- 
bildet haben  und  kalkarm  sind. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Mooiflächen  ist  bereits  in  wirt- 
scbaftliebe  Bennicung  genommen  und  Kwar  teils  zur  Torfge* 
wiuDuiig  (Torfstich,  l  urfgraberei),  teils  auch  zu  Ackerland  und 
Forstkultur.  Die  Torfgewinnung  finflet  statt  namentlich  auf 
den  Fehnkolonien,  ferner  da,  wo  in  letzter  Zeit  Torfstreu  and 
Presstorffabrikation  betrieben  wird,  sowie  fast  überall  auf  den 
zahlreichen  zerstreuten  Torfparzellen,  wo  die  Besitzer  ihrcD 
eigenen  Brenntorfbedarf  stechen.  Wie  Tiel  Torf  jahrlieh  ge- 
wonnen wird  und  wie  gross  die  auf  solche  Weise  in  Benutzung 
genommenen  bezw.  nhgetoriten  FUiclien  sind,  lässt  sich  kaum 
annähernd  feststellen.  Die  Torfgewinnung  lüsst  sich  über  ab 
sehr  erheblich  annehmffli,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dast 
gerade  diejenigen  Landesteile,  wo  die  Moore  hauptsachlich  tot- 
kommen,  wegen  der  dort  herrschenden  Waldarmut  Jahrhnn* 
hunderte  hindurch  auf  den  Torf  als  Brennmaterial  augewies<?u 
gewesen  sind. 

Grosse  zusammenhängende  Flächen  sind  auch  bereits  in 
landwirtschaftliche  Kultur  genommen  und  haben  zu  dem  Zwcdc 
teilweise  kolonisiert  werden  mQssen.  Beispielsweise  sind  zu 
nennen  das  grosse  Moor  bei  Labiau,  die  im  Regierungsberirk 

Stade  belegenen  Distrikte  in  den  'Kreisen  Lilienthal,  Rothen- 
burg und  Osterholz,  sowie  Gebiete  in  Osttriesland  rechts  der 
Ems,  iu  01denburf:r  und  Bayern*  In  den  gegen  die  Nordsee 
belegenen  Moorgebieten  finden  wir  bereits  zablreiche  Moor- 
kolonien, deren  Entstehung  zum  Teil  bis  in  das  13.  Jabrhun* 
dert  zurackreicbt. 

Im  wirtschaftlichen  Leben  jener  Landesteile  spielen  diese 
Kolonien  laugst  eine  bedeutende  Rolle  sowohl  durch  den  von 
ihnen  vermittelst  zahlreicher  Schiffe  betriebenen  lebhaften  Torf- 
handel, sowie  durch  ihre  vielfach  eigenartig  gestaltete  Yieb- 
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zacht  und  den  Bezug  ihrer  eigenen  Bedürfnisse.  Es  handelt 
sich  nnn  Im  weiteren  Verlauf  darum,  die  Kolonien  za  ver* 
mehren  and  die  noch  nnersehloasenen  MootflSchen  weiter  aoe- 

znnntzen.  Das  Schwergewicht  der  Ansnntzung  aber  wird  fortan 
nicht  mehr  wesentlich  auf  die  mehr  und  mehr  uuloLuend  ge- 
worUeue  Torfgewinnung,  souderu  auf  die  landwirtschaft- 
liche Kultur  der  Moorflächen  gelegt  werden.  In  dieser  Hin- 
sicht sind  in  neneeter  Zeit  grosse  Anlaofe  genommen,  nament- 
lich dnreh  Anlage  von  Moordammkultnren  auf  den  NiedemDgs- 
mooren.  • 

Was  die  Pörderuuki  der  Moorwirtschaft  in  den  einzelnen 
Staaten  anlangt,  so  haben  in  neuerer  Zeit  in  Preussen  TKiment- 
lich  die  darauf  gerichteten  Bestrebungen  seit  der  Einverleibung 
HaonOTers  wieder  eine  tbatkräftige  Unterstützung  und  Förde- 
rung gefunden,  da  in  dieser  Provinz  die  ausgedehntesten  Moore 
sich  befinden. 

Ein  entscheidender  Schritt  auf  dem  Gebiete  der  Hoor- 

kolonisjitiou  wurde  in  neuerer  Zeit  durch  die  Allerhöchste  Ordre 
vom  10.  März  1869  gethan,  wodurch  der  Kessort chpf  ermäch- 
tigt wurde,  Landabtretungeu  zum  Zwecke  der  Kulbivieruug  von 
Mooren  in  Ostfriesland  selbständig  zu  gewähren  und  über  die 
dafür  zu  leistenden  Zahlungen  sowie  Über  die  sonstigen  fest- 
zusetasenden  Bedingungen  nach  eigenem  Ermessen  zu  befinden, 
da  hier  lüclit  ein  hnanzielles  sondern  das  Landeskultur-Inte- 
resse entschieden  im  Vordergrunde  stehe.  Der  preussischen 
Regierung  liegt  nämlich  wesentlich  daran,  durch  Kolonisierung 
der  Moorflächen  eine  möglichst  grosse  Zahl  neuer  wirtschaft- 
lich selbständiger  Existenzen  zu  schaffen.  Die  zum  grüssien 
Teil  noch  unerschlossenen  Moore  der  Provinz  Hannover  boten 
der  preussischen  Regierung  in  dieser  Richtung  ein  grosses 
Feld  für  eine  Kolnuisationsthätigkeit. 

Die  hannoversclie  iiegierung  hatte,  wohl  weil  ein  direktes 
Bedürfnis  zur  Ko Ionisierung  für  diesen  Staat  mit  seiner  dünnen 
Bevölkerung  nicht  vorlag,  nur  wenig  gethan,  um  durch  ge- 
eignete Anlagen  die  Grundlage  für  neu  zu  errichtende  Kolo- 
nien auf  den  weiten  Moorgebieten  zu  schaffen.  Damals  war 
auch  die  Zeit    für  eine  erfolgreiche  Kultur  und  Kolonisation 
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bei  dem  wenior  vorgeschrittenen  Stande  der  Moorknltur  nocli 
nicht  gekouimeu.  Dieser  Zeitpunkt  ist  erst  eingetreten,  nach- 
dem sioh  durch  die  Bimpau'schen  Moorkulturen  die  Erkenntiui 
einbUigerte,  dass  man  aneh  aaf  anderem  als  dem  biabengen 
Wege  die  Moorfläcben  ansnuteen  und  in  erferagieiches  Acker- 
land umwandeln  könne. 

Indes  mussten  erst  nach  dieser  Richtung,  nameutlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  in  der  BeschaÜenheit  der 
einzelnen  Moorflächen,  noch  zahlreiche  Vers  uche  gemacht  werden. 
Der  Gedanke  lag  nahe,  für  aolcbe  und  ähnliche  Vßrsucbe  eine 
wiasenaebaftliche  ZentnJafeelle  an  sebaffen.  Im  Jahre  1874  be- 
fttrworiete  ProieBsor  ^e^e-Thsrand  fttr  die  dem  nordwesU 
liehen  Deutschland  eif^entünilicben  Bodenarten:  Marsch,  Moor, 
Heide  (Geest)  die  Errichtuncr  einer  landwirtschaftlichen  Ver- 
suchsanstalt mit  dem  Sits  in  Bremen.  Deherraachend  achnell 
sollte  sich  dieser  Gedanke  verwirklichen. 

Wiederholte  Beiaen  durch  die  prenaaachen  Emamoore  nnd 
die  niederl&ndiadien  Fehnkolonien  hatten  den  damaligen  Mi- 
nister Dr.  Friedefithai  von  der  Möglichkeit  überzeugt,  die  un- 
absehbaren MoortÜLchen  auf  deutschem  Gebiet  einer  blühenden 
Kultur  entgegenzui Uhren.  Am  Schiuss  einer  solchen  Reise  im 
Oktober  1885,  zu  welcher  auch  der  Geschäftsführer  des  »Ver- 
eins gegen  das  Moorbrennenc  Dr.  Lammers  binsQgeaogen  wor- 
den war,  zeigte  der  genannte  Herr  Minister  den  WfinscbeD 
nach  Begründung  einer  Versnebsstation  für  das  Moor-  nnd 
Heidegebiet  ein  lebhaftes  Entgegenkonuiieii.  Es  erfolgte  zunächst 
im  Jahre  1876  die  Konstituierung  einer  >Zentral-Moor-Kom- 
mission«  für  alle  auf  die  Nutzbarmachung  der  MoorMächen  im 
preussischen  Staatsgebiete  gerichteten  Bestrebungen.  Au£jgabe 
dieser  Behörde  sollte  es  sein,  für  die  Eultnr  nnd  Eoloniaierong 
bestimmter  Moorgebiete  geeignete  Yorsebräge  za  machen,  aotehe 
zu  prüfen  und  deren  Ausführuug  zu  überwachen.  Diese  Kom- 
mission hiilt  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nach  Bedürfnis,  Sitzungen  ab; 
auch  untei  iH'liraen  die  Kommissionsmitgiieder  in  corpore  Reisen 
nach  den  betreifenden  Moorgebieten,  um  an  Ort  und  Stelle  Kennt- 
nis von  den  in  Betracht  zu  siebenden  Verhältnissen  an  nehmen. 
Bisher  bat  die  Kommission  26  Sitaungeu  abgehalten.  Die  Mii- 
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glioder  cler  Kommissiot)  Betzen  sieb  zusamDien  aus  Beamten 
der  Zentral-  und  Proviiizialljt4iürcleD,  aus  Moorkulturtecbnikern, 
IVlour-luteiebäeuten  und  sonstigen  Personen,  welche  der  Moor- 
knltur  Verständnis  uud  Interesse  entg^enbringen.  An  der 
letzten  Sitzung  der  Kommission,  welche  am  13.  Deiember  1890 
atatifand,  nahmen  ausser  dem  Herrn  Staatsminister  v.  Heyden 
und  dem  Herrn  Unterstaatssekretör,  Wirklichen  Geh.  Rat  Dr. 
V.  Marcard  als  Vorsitzender  noch  folgende  Herren  Teil:  Ober- 
priisident  Dr.  r.  Bennigsen  und  Landesdirektor  Freih.  v.  Ilam- 
merstein  (Hannover),  liegieruugspräsidenfc  Dr.  v.  Herfäehrand 
u.  d,  Losa  (Königsberg  i.  Pr.),  Rittergutsbesitzer  v.  Hopper^ 
9ieM  (Schladen),  Bittergntsbesiizer  Függe  (Blankenhoff),  Ge- 
heimer Obemgiernngsiat  Dr.  TfM  (Berlin),  Landes-Oekonomie- 
rat  Bokdmamn  (Kiel),  Ober-Landforstmeister  und  Ministerial- 
Direktor  Bonner  (Berlin),  Freih.  v.  Wangenheim  (Kl.  Spiegel), 
Professor  Dr.  Fleischer  (Bremen),  Pfarrer  Kronemeyer  und 
die  Meliorations-Bauinspektoren  Gerhardt  (Königsberg  i.  Pf.^ 
und  Dankwerte  (Berlin).  Die  Kommission  hat  bisher  fiberans 
anregend  und  fördernd  anf  das  Moorknltarwesen  gewirkt.  Be- 
reits in  ihrer  ersten  Bitanng  in  Bremen  am  6.  Angost  1876 
beschloss  diese  Kommission  die  Errichtung  einer  Moor-Ver- 
.onchsstatiou,  welche  als  ein  wissenschaftlich- technisches  Organ 
der  Z.M.K.  fungieren  sollte. 

Diese  zu  Bremen  errichtete  Moor- Versuchsstation  ist  der 
Z.M.K.  unterstellt  und  wird  geleitet  dnrch  Moorknltnr^Tech- 
niker,  als  welche  seit  £2rrichtong  der  Anstalt  der  Professor 
Dr.  Fleischer  als  Dirigent  nnd  Dr.  A.  Sülfeld  als  Landwirt 
und  Kulturtechniker  fungieren.  Alljährlich  nimmt  die  Z.M.K, 
den  Jahresbericht  dieser  Anstalt  über  ihre  Thätigkeit  ent- 
gegen, beschliesst  über  den  vorgelegten  Arbeit8])lan  für  das 
zukünftige  Jahr  nnd  bewilligt  den  Etat.  Zn  den  Betriebs» 
kosten  dieser  Anstalt  leistet  der  prenssische  Staat  zvr  Zeit 
einen  Zuschnss  von  21  (XK)  Mk.  Der  Verein  gegen  das  Moor- 
brennen, dessen  Ziele  durch  die  Thätigkeit  der  Station  in  her- 
vorragendem Masse  gefördert  werden,  zahlte  anfangs  einen  Zu- 
schnss von  2400  Mk.  Diese  Moor- Versuchsstation,  welche  die 
an  dieeelbe  bei  ihrer  Errichtung  geknQpften  Erwartungen  durch 
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die  sachTentandige  und  anfopfemd  thSftige  Leitnng  im  Tollsteo 
Hasse  erfinllt  hat ,  hat  sich  toh  kleinen  Anfangen  nadi  und 

nach  zu  einem  liocht^eschllt/teD  Zentralpunkte  für  alle  auf  (iie 
Müorkultur  Bezug  Laben deu  Fragen  herausgebildet.  Die  Hilfe 
dieses  gemeiniiützigeQ  Instituts  wird  von  immer  weiteren  Kreisen 
in  Ansprndi  genommen.  Die  unmittelbare  Fühlung,  welcbe 
die  Anstalt  mit  der  Landwirtschaft  ond  ihren  BedtürfnisBen 
nnterhftlt,  ist  rom  höchsten  Wert  fiDr  die  gedeihliche  Arbeit 
der  St ;iti»n.  Das  Wissen  über  das  Moor,  seine  geograplii>ehc 
Vt  rl  ireitiiii!:^,  Peine  Entstellung,  sei  inj  chemischen  und  physika- 
lischeu  Eigentümlichkeitei]  ,  seine  technische  Verwendbarkeit,  i 
seine  land*  und  forstwirtschaftliche  Benutsrang  bat  durch  die 
fortgesetzten  um&ssenden  Arbeiten  der  bei  der  Station  thatigen 
Beamten  eine  im  Verhältnis  mr  Zeitdaner  gans  ungemeine  Be- 
reicherung erfahren.  Eine  ganz  neue  Agrikultur- Wissenschaft 
—  die  Moorkultur-\V  irtsenschaft  —  ist  hier  begründet,  durch 
welche  hunderterlei,  die  Moorkultur  betreffende  Fragen  ihre 
sachgemässe  Lösnng  gefunden  und  auf  deren  Ergebnissen  die 
Lfteung  weiterer  Fragen  sich  aufbauen  lasst. 

Die  Versuchsstation  dient  nicht  nur  der  Forschung  zur 
Auftin  liing  neuer  Moorkulturartcn,  hoiulern  auch  der  prakti-  ! 
sehen  Auskunft  über  den  Charakter  und  die  Tieeiguetheit  ftir 
die  zur  Kultur  iu  Aussicht  genommenen  Flächeu.  Je  nach 
Befund  der  Beschaffenheit  des  Moorgrundes  gibt  sie  Auskunft 
fiber  die  in  Anwendung  zu  bringende  Kultur.  In  grossem  Um- 
fange werden  Boden-  und  Wasserproben  untersucht,  Analysen 
von  Dung-  nnd  Futtermitteln  angestellt.  Vor  Inangriflfnahme 
von  Muorkü Kuren  pflegen  sich  daher  die  Privatbesitzer  von 
Moorländereien  eingehenden  Rat  bei  der  Anstalt  einzubolen. 

Eine  Haupttbätigkeit  der  Moor- Versuchestation  besteht 
ferner  in  der  Anlage  von  Moorkultur- Versuchsfeldern,  auf  denn 
die  einzelnen  Kultnrmethoden  auf  ihr  Ergebnis  geprüft  und 
den  Besitzern  von  MoorlÄndereien  vor  Augen  geführt  werden. 
Solche  Versuchsteider,  welche,  soweit  es  anging,  zweckmässiger- 
weise zugleich  mit  landwirtschaftlichen  Schulen  in  Verbindung 
gebracht  worden  sind,  um  auch  hier  schon  auf  die  angehendes 
Landwirte  anregend  und  belehrend  zu  wirken,  sind  bereits  in 
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groeser  Zahl,  gegen  200,  errichtet,  daTon  in  der  Provins  Han- 
noTer  allein  fiber  100.   Der  EinriehtTing  dieser  Versaclisfelder 

ist  es  zn  verdanken,  dass  auch  die  zahlreichen  Besitzer  von 
Moorläcdereien,  weh  he  der  Sache  der  Moorkuitur  misstrauisch 
g^endberstanden,  oun  mit  aller  Macht  sich  der  Kultur  ihrer 
Mooriändereien  zuwenden. 

Der  Eingangs  erwähnte  Verein  zur  Förderung  der  Moor- 
kaitur  konatitnierte  sieh  im  Februar  1883.  Auch  dieser  Verein, 
welcher  nach  dem  1*  l/iverötleutlichten  Stande  713  Mitglieder 
zahlt,  hat  sich  das  nach  allem  trngenen  volkswirtschaftlich 
lohnende  Ziel  gesteckt,  die  Kultur  der  weiten  Flächen,  die  mit 
Torfmoor  oder  mooriger  Erde  bedeckt  sind,  durch  Rat  und 
Thai  mit  allen  Hilfsmitteln  zu  f5rdem.  Als  spezielle  Zwecke 
hat  sich  der  Verein  gestellt :  die  gegenseitige  Verbindung  aller 
Freunde  der  Moorkultur  und  den  Austausch  ihrer  Kriahrungeu; 
die  l'estiteiiuug  der  Zahl  und  Resultate  der  hisherigen  Kul- 
turen, die  Anregung  von  Versuchen  zur  besseren  Verwertuug 
des  Moorbodens;  Gewinnung  und  Verwertung  des  Torfes.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  von  Tomherein  in  Aussicht  genommene 
umfassende  Thatigkeit  entschloss  sich  der  bereits  vordem  ge- 
bildete »Verein  der  Toilmteressenten« ,  seine  Selbständigkeit 
ausgeben  und  unter  Mitbringung  seines  Veremsverniügeus  in 
dem  neu  gebildeten  Vereine  aufzugehen.  Der  Verein  gibt  eine 
Zeitschrift  unter  dem  Titel  »Mitteilungen  des  Vereins  zur  För- 
derung der  MoorkoUurt  heraus,  welche  anfangs  als  Beilage  dem 
»Landboten«  beigegeben  wurde,  jetzt  aber  selbstöndig  erscheint. 

Ueljeraus  belehrend  und  anregend  haben  ferner  die  Moor- 
kultur-A  ustellungeu  gewirkt,  von  denen  bisher  fünf  statt- 
gefunden haben.  Die  ersten  Ausstellungen  fanden  in  Bayern 
in  den  Jahren  1878,  1885  und  1886  statt.  Während  auf 
diesen  Ausstellungeu  hauptsachlich  die  Fabrikate  der  dort  hoch- 
entwickelten Torfindustrie  zur  Vorführung  gelangten,  umfasste 
die  im  Jahre  1887  zu  Berlm  vom  »Verein  zur  Fr)rdemng 
der  Moorkultur«  veranstaltete  Ausstellung  im  Hotbräu-Park 
vor  dem  Frankfurter  Thore  die  gesamte  Moorkuitur  und  Torf- 
industrie. Diese  letztere  Ausstellung  kann  als  eine  in  allen 
Teilen  wohlgeluugene,  reichlich  beschickte  und  viel  besuchte 
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b«eeiehnet  werden.  Aach  in  diesem  Jahre  (1891)  wird  mit 
der  TOD  der  »deatsehen  Landwirtsehaft^eseUachallbf  wrbe- 
reiteten  AnatiieUaiig  in  Bremen  eine  Moorknlinr-AoaeieUaDg, 

ähnlich  wie  8.  Z.  in  Magdeburg  verbunden  Würden. 

Wesentlich  unter  dem  Enitluss  der  soeben  im  einzelnen 
nach  ihrem  Wesen,  ihrem  Wirken  und  ilirer  Bedeutung  be- 
schriebenen EÜnciclitangea  hat  das  Moorkulturwesen  in  den 
kurzen  Zeitraum  von  etwas  mehr  als  einem  Jahraehnt  gass 
fihenraschend  grosse  Fortschritte  und  zwar  nach  zwei  Rich- 
tungen gemachtf  nSmlich  in  der  Erhdhnnf^  der  Ertragfafaigleit 
des  Moorbodens  durch  p^eei^uete  Kulturen,  sowie  in  der  Ver- 
wertbarkeit des  Müortortes  zu  indu.ilriellen  Zwecken. 

Beispielsweise  ist  durch  genaue  bucbmässige  Berech nuagea, 
welche  aöf  Terschiedenen,  nach  dem  Rimpao'schen  System  an- 
geiegten  nnd  bewirtschafteten  fiCoorkaltor^Anlagen  angestellt 
sind,  die  ganx  aberraschende  Thatsache  festgestellt,  daas  dss 
in  solchen  Kulturen  angelegte  Kapital  —  allerdings  unter  Za- 
grundlegunir  der  gegenwärtig  üoch  geringen  (i rundstückpreise 
fUr  Moorböden  —  eine  Verzinsung  bis  zu  2ü  und  25  Prozent 
abwirft,  während  in  der  Landwirtschaft  der  Regel  nach  nur 
auf  eine  Vendnsnng  von  3  bis  5  Prozent  za  rechnen  ist^  Femer 
iat  dnrch  zahlreiche  Tersnchsfelder  nnd  Mnsfcerwirtacbaftai 
dargethaUf  dass  der  Moorboden,  welcher  bisher  yielfach  nicht 
einmal  als  magere  ViühweiJe  BeaelituüL:  faiu]  ,  bei  rationeller 
Bewirtschaftung  für  da«?  Wacii&tuiu  aller  unserer  Kulturpdauzen 
namentlich  aber  der  ÜartoÜ'eln,  Hülsenj&ttchte  und  Kleearien 
sich  geeignet  erwiesen  nnd  Tielfach  üppigen  Wuchs  nnd  hohe 
Erträge  geliefert  hat 

Kanm  minder  bedentend  erscheinen  die  Fortsehritte,  wdebe 
in  neuerer  Zeit  in  Hinsicht  auf  die  industrielle  Verwertljarkeit 
des  Torfes  gemacht  sind.  Während  früher  der  ge^to.  liene  Torf 
allgemein  nur  als  leichtes  minderwertiges  Brennmaterial  eine 
beschränkte  und  einseitige  Verwendung  fand,  konkurriert  heute 
der  in  geeigneter  Weise  angerichtete  Presstorf  mit  den  besten 
Brennmaterialien  nnd  werden  selbst  diejenigen  leichten  oberen 
Torisehichten,  welche  frtther  beim  Tofibteehen  als  ISstiger  Ab- 
raum unbeachtet  und  uubeuut/il  bei  »Seile  geworfen  wurden, 
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ftls  wertTollee  Sl;renm&terial  und  Bindemittel  fftr  FSkalien  Tet- 

wandt.  Der  Torf  kann  bis  auf  den  dritten  Teil  des  bisherigen 
Volnmeiis  /.usauiiueugepresst  werden  und  wird  durch  dieses  Verfah- 
ren die  spezifische  Jlrizkraft  desgelbeu  auf  einen  solchen  Stand  ge- 
bracht, dass  der  Torf  dadurch  die  besten  Brennhölzer  über- 
trifft Damit  ist  anch  die  Möglichkeit  geboten,  den  Frees» 
torf  in  entlegene  Gegenden  cu  yereend«!  nnd  demselben  ein 
erweitertes  Al)s;it/i^ebiet  zu  verschallen. 

Durch  diese  eminenten  Fortschritte  in  der  Kultur  der 
Moorböden  und  der  Verwertbarkeit  des  Moortorfes  ist  den  noch 
unbertthrten  Moorflächen  schon  jetat  ein  erhöhter  Wert  bei- 
gelegt worden.  Die  Moorwirtschaft  nnd  Moorkoitar  ist  anf 
ganz  neue  Grundlagen  gestellt.  Die  bisherigen  Moorknltnr- 
systeme  (  Biaiidkullui  nnd  Fehn kultnr)  können  verlassen  wer- 
den, und  die  Moorkolonien  kimnen  sich  unabhängig  von  der 
Verwertbarkeit  ihres  gewöhnlichen  Stichtorfs  entwickeln. 

Die  Erkenntnis  von  den  Fortschritten  im  Moorknlturweeen 
erwächst  am  klarsten  dnrch  eine  eingehendere  Betrachtung 
Aber  das  Wesen  der  einzelnen  Moorknltnrsysteme,  welche  bifr* 
her  Anwendung  gefunden  haben. 

II.  Die  Moorkultur-Systeme. 

3oU  die  in  ihrem  Naturzustände  meist  ganz  ertraglose 
Mooriföche  oder  der  meist  ebenso  degenerierte,  von  dem  auf- 
geschichteten Moore  befreite  Moor-Üntergrand  in  land-  oder 

forstwirtschaftliche  Benutzung  genommen  werden ,  so  bedarf 
es  einer  zu  vorigen,  ganz  eigenartigen  —  bei  den  anderen,  vor- 
wiegend mineralischen  Bodenarten  nicht  in  Anwendung  zu 
faringenden  —  Bearbeitung  oder  Zurichtung  des  Moorbodens 
baw.  des  blossgelegteu  Untergrundes  desselben.  Die  in  diesem 
Rahmen  ausznftthreuden  Kultur- Arbeiten  fallen  unter  den  ge- 
meinsamen Betriff  der  »Mooikultur«.  So  sehr  sich  nun  die 
Moorkultur  von  den  anderen  Zweigen  der  Bodenkultur  ab- 
sondert und  die  Moorkulturtechnik  einen  fär  sich  abgeschlos- 
senen selbständigen  Wissenszweig  bildet,  so  finden  doch  auch 
bei  der  Kultur  der  Moorgebiete  wieder,  je  nach  Umstanden 
und  nach  Lage  und  Beschaffenheit  des  zu  kultiviereuden  Moor- 
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bodeiiB  Tenchiedene  Arten  tod  Moorknlturen  ADWendong,  die 
in  ihrem  Wesen,  ihrer  Anefühning,  den  dabei  angewandten 

Mitteln,  sowie  in  ihrem  wirtschaftlichen  l^rfol^e  von  tinander 
grundversrliiriieu  sind,  denüocii  aber  tla&  Gemeinsanie  haben, 
dass  diese  Kulturen  nur  aa88chlie88lich  bei  Moorböden  ange- 
wandt werden  können. 

Die  bisher  am  hänfigsten  und  in  ausgedehnterem  Masse 
in  Anwendung  gebrachten  Moorkoltarmethoden  sind :  die  Moor* 
Brandknltur,  Moor-Fehnknltor  nnd  Moor-Dammknltor. 

Die  M  o  o  r-B  r  ii  n  d  k  u  1  t  u  r  ist  die  einfachste  Moorkultur- 
inethode.  Sie  besteht  kurz  darin,  dass  vor  jeder  boabsichtigten 
Ernte  die  oberste  Moorsaixicht  in  einer  btärke  von  einigen 
Zentimetern  losgerissen,  dieselbe  nach  einiger  Zeit  des  Trock- 
nens in  Brand  gesteckt  nnd  danach  in  die  dadurch  geröstete, 
mit  der  gebildeten  Asche  leicht  Qberstreute  Decke  der  Same, 
meist  Buchweizen,  gestreut  und  etwas  eingeeggt  wird. 

Die  Moo  r  -  Fe  h  n  k  u  1  tu  r  befasst  sich  nicht  mit  der 
Kultur  der  Moor-Oberfläche,  sondern  vielmehr  mit  der  des 
Moor-Untergrundes.  Zu  dem  Zweck  wird  die  Moorschicht  ab- 
getragen und  sodann  der  blossgelegte  feste  mineralische  Unter* 
grond  mit  guter  fruchtbarer  E2rde  unter  Beimischung  von 
Danger  nach  und  nach  melioriert. 

Die  Moor-Dammkultur  befasst  sich  dagegen  mit  der 
Meliorierung  der  gewachsenen  Moor-OberHäche,  indem  auf  der 
in  Kultur  zu  nehmenden  FUichc  eine  etwa  10  cm  starke  Saud> 
Schicht  aufgetragen  und  dieselbe  mit  mineralischen,  insbeson- 
dere Kali  und  Phosphor  enthaltenden,  je  nach  Bedarf  auch  mit 
Kalk,  Salpeter  oder  animalischen  Düngemitteln  Teiaetst  wild. 

Die  Moor-Dammkultur  kommt  den  bei  den  übrigen  Boden- 
arten (iblichen  Kulturnicthoden  am  nächsten,  sie  ist  die  eiu- 
träglichüte  und  nachhaltigste  Kulturart. 

Was  nun  insbesondere  die  Moor- Brandkultur  anlaugt,  so 
ist  dieselbe,  wie  man  ersieht,  die  robeste  Form  der  Moorkultnr. 
Sie  kann  ihrer  Einfachheit  wegen  unabhängig  ?on  jedem  regel- 
rechten landwirtschaftlichen  Betriebe  von  jedem  Handarbeiter 
betrieben  werden.  Diese  Kultur  erfordert  weder  Düi.gtr  — 
weshalb  sie  an  die  Voraussetzung  einer  V  lehiialtung  nicht  ge- 
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bunden  ist  —  noch  Pferde,  noch  den  Pflug.  Unter  diesen  ITra- 
staoden  ist  die  Moor-TJrandkiiltur  aoch  recht  eicfentlich  die 
MoorkuHur  der  ärmeren  Klasse  der  Landbevölkerung  bis  auf 
diesen  Tag  geblieben.  Sie  gewährt  etwa  10  bis  15 000  Men- 
schen, die  sich  damit  beBchäftigen,  eine  änsserst  kfimmerliche 
und  sehr  nosiehere  EzistenK.  Der  Bnchweizen  erfriert  häufig 
—  im  Jahre  1883  selbst  noch  am  21.  Juli  —  und  Hungersnot 
ist  alsdann  die  Folge.  In  demjenif»en  Gebiet  Ostfrieslands, 
welches  man  allgemein  mit  dem  Namen  »MuÜVika«  bezeichnet, 
sind  ganze  Dorfschaften,  die  in  solchem  Falle,  wo  die  Buch- 
weiisenemte  infolge  eingetretenen  Frostes  vernichtet  worden  ist, 
nnr  mit  StaatshiJfe  dnrch  den  Winter  gebracht  werden  kennen. 

Neben  diesem    irt  m  liaftliclien  Nachteile  bat  aber  die  Moor- 
Brandkultur   noch  eine  andere  Unannehmlichkeit  im  Gefolge, 
welche  in  der  Belästigung  besteht,  welche  der  durch  das  Moor- 
brennen Ternrsachte  Hdhen-  oder  Haarranch  für  einen  grossen 
Teil  Deutschlands  im  Gefolge  hat.  Um  diesem  Uebelstande 
abzuhelfen,  hatte  sieh  der  schon  mehrfach  genannte  »Verein 
gegen  das  Mooi  brennen c  gebildet,  der  sich  zur  Aufgabe  gesetzt 
hat,  die  Moorbrandkultur  gänzlich  zu  beseitigen.    Allein  dieses 
Ziel  dürfte  noch  lange  ein  frommer  Wunsch  bleiben,  denn  da  an 
dem  Moorbrennen  gerade  eine  zahlreiche  arme  Bevdlkemngs- 
klasse  beteiligt  ist,  deren  Existenz  Torzngsweise  auf  den  Er- 
trag, den  die  Moorbrandknltur  ihnen  gewahrt,  gegründet  ist, 
.so  würde  ein  etwaiges  direktes  Verbot  des  Moorbrennens  als 
ein  tiefer  Eingriff  in  die  Erwerbs-  und  Existenzverhältnisse 
einer  grösseren  Volksschicht  empfunden  werden.    Die  Moor- 
brandknltnr  wird  sich  nur  allmählich  auf  ein  minder  belästi- 
gendes Mass  durch  ISinfllhrung  neuer  Eniturarten  zurückdrängen 
lassen.    In  diesem  Bemflhen  reichen  sich  die  preussische  und 
oldeuburtjischc  Regierung  die  llaud,   von  welchen  Seiten  seit 
etwa  15  Jahren  die  Frage  der  auderweiten  Moorkultur  und 
die  Beseitigung  der  Brandknltur  mit  ausserordentlicher  Energie 
und  Aufwendung  grosser  Geldmittel  in  die  Hand  genommen 
worden  ist 

Die  Moorflächen,  welche  alljährlich  in  Brandkultur  ge- 
nommen werden,  sind  ziemlich  erheblich.    lu  Holland  sollen 
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12000  ha,  in  PreosseD  und  Oldenburg  14000  ba  dazu  benuiat 
werden.   Die  zur  Moor-Brandkultur  erforderlichen  Flachen  in 

Ostfriesland  werden  überwiej^end  aus  den  dort  vorbandesen 
fiskalischen  Mooreu  &n  die  Moorkolonisten  verpacbtet.  Durch 
das  Moorbrennen  wird  der  Moorbodeu  degeneriert.  Auf  einer 
und  derselben  Flache  darf  die  Brandkultur  nur  5  bia  6  Jahre 
andauern,  worauf  eine  lange,  mindestens  12jährige  Panae  ein* 
treten  mnss.  Zu  der  Moor-Brandkultur  muas  auch  der  Fdin* 
kolonist  im  Anfang  seiner  Wirtschaft  seine  Zuflucht  nehmen; 
auch  mu8S  diese  Kultur  eine  Ueihe  von  Jahren  angewandt 
werden,  um  den  Moorboden  geeignet  fQr  forsf wirtschaftliche 
Kultnranlagen  zu  machen.  Somit  möchte  also  die  Moor^Braad- 
kultur  noch  auf  lange  Zeit  ein  wichtiger  Faktor  im  Moor- 
kttlturwesen  bleiben. 

Die  Moor-Brandkultur  ist  ebenso  wie  die  Moor-Fehnkult^ir 
aus  dem  benachbarten  Uoiiaud,  welches  gleiche  Bodenverhält* 
nisse  aufweist,  zunächst  nach  Ostfriesland  gekommen.  In  Hol- 
land wurde  diese  Kulturart  zuerst  1712  in  Wiidervank»  Ph>- 
▼inz  Groningen,  mit  grossem  Erfolge  betrieben.  Der  mut- 
massliche  erste  EinfDhrer  dieser  Kultur  war  Jan  Kruste  wel- 
chen ein  ostfriesischer  Prediger  kommen  liess,  um  auch  hier 
auf  deutschem  Boden  die  Moor-Brandknltur  einzuführen. 

Die  Moor  kultur  mi  t  St  alldün|::^n  n  g.  Hierbei  wird 
entweder  das  bereits  gebrannte  Moor  mit  Erddünger  hodi  b^ 
fahren,  um  die  Ackerkrume  zu  yerbessem,  oder  es  wird,  wenn 
es  sich  um  ein  entwässertes  wüstes  Moor  handelt,  das  Land 
in  IVa  luiten  breite  8tücke  abgeteilt,  die  Erde  von  den  Fur- 
chen in  einer  Breite  von  etwa  6  Fuss  nach  der  Mitte  zu  ge- 
worfen und  80  der  Rücken  des  Ackerlandes  bedeutend  erhöht 
Diese  aus  reinem  Moorboden  bestehende  Ackerfläche  wird  ge- 
ebnet und  mit  bestem  Stalldfinger  —  50  bis  60  Fuder  pro 
Morgen  —  befahren  ,  so  dass  der  Dünger  etwa  4  Zoll  hoch 
die  ganze  Fläche  bedtckt.  Es  wiivleii  dann  in  die  Düuger- 
schicht  die  Kartoüelu  gelegt.  Hernach  wird  das  i^eld  mit 
6  Fuss  tiefen  Gräben  umgeben  und  die  daraus  gewonnene 
Moorerde  über  die  Fläche  ausgebreitet.   Nach  den  Kartofiebi 


Digitized  by  Google 


Die  wiriach.  Erschlicssuag  d.  im  Deutachen  Reiche  beleg.  Moorääcbent  473 


kann  etwa  B  Jahre  lang  Roggen  bei  Zusetzung  vod  jährlich 
6  Fuhren  Stallmist  pro  Morgen  gebaut  werden. 

Diese  Kulturart  hat  namentlich  im  Kreise  Lilienthai  in 
den  dort  belegeueii  älteren  zahlieichen  Moorkolonien  seit  langer 
Zeit  Anwendung  gefanden. 

Die  Moor-Fehnknltor,  welche  mit  der  Begründung  von 
F^nkolonien  in  nnmittelharem  Zusammenhange  etdit,  wird 
weiterhin  eiugehende  Darstellung  litKlen. 

Die  Moor-  Da  nun  kultur  ist,  wie  schon  erwähnt  wurde, 
eine  lllrtindung  des  iiittergutsbesitzers  lUmpau,  welcher  die- 
seLbe  aneni  im  Jahre  1862  auf  den  Moorflaehen  seines  Gutes 
Conraa  angewandt  hat  Bis  dahin  war  der  Moorhoden  mit 
Unrecht  als  nnkultiyierbar  betrachtet  worden.  Rimpau  hat  nun 
geaeigt«  wie  auch  dem  Moorboden  durch  eine  geeignete  Bewirt- 
schaftung hohe,  ja  die  in  der  Landwirtschaft  überhaupt  höchst 
möglichen  Erträge  abgewonnen  werden  können. 

Die  Anlage  von  Moor-Dammkulturen  erfolgt  in  der  Weise, 
dassmandaasuknltiTierendeQrttnlands-MoorzuniichstentwasBert; 
denn  das  Grundwasser  muss  heim  Getreidebau  mindestens  auf  einen 
Stand  von  1  m  unter  die  Oberfläche  der  Ackerkrume  zurflck- 
gedriingt  werden.  Zu  dem  Zweck  mus.s  zunächst  für  eine  ge- 
nügende Vorflut  gesor-vf,  werden.  Darauf  wird  die  Fläche  mit 
Gräbeu  derart  durchschuitten,  dass  dieselbe  hierdurch  in  schmale 
Streifen  zerlegt  wird.  Es  folgt  darauf  die  Bedeckung  dieser 
Streifen  mit  mineralischem  Boden  und  zwar  in  der  Begel  mit 
einerlDeeke  grobkörnigen  Sandes  in  Starke  von  10  bis  12  cm. 

Die  Wirkung  dieser  Bedeckung  ist  erstens  die  Befestigung 
des  meist  lockeren  und  porösen  Moores,  ferner  die  Schaffung 
eines  Keim-  und  Samenbeets  für  die  auzubaueudeu  Kultur- 
pflanzen, endlich  die  bessere  Regulierung  der  Bodenwärme. 
Das  schwane  Moor  nimmt  die  Wärme  leicht  auf,  strahlt  sie 
aber  auch  nachts  leicht  aus,  aus  welchem  Umstände  sieh  das 
h&nflge  Erfrieren  der  PflanKen  auf  Moorböden  erklärt 

Da  das  Moor  der  ^ie  lerungsmoore  meist  grosse  Vorräte 
an  Stickstoft  Ijesitzt,  so  braucht  demselben  dieser  Stotl  nicht 
noch  in  i^'orm  von  hitalldünger  zugeführt  zu  werden;  dagegen 
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ist  der  Boden  arm  an  Kali  und  in  der  Regel  a  n  h  an  Phos- 
phorsäure, welche  Steife  ihm  a.m  eiuiachsteu  und  billigstea 
durch  KaiDÜ  hezv?,  Thomasscblacken-Mehl  zugeführt  werden. 

So  ausgeführte  Moorknltaren  sind  vollständig  aoabhäogig 
TOD  der  Viehzucht,  weil  dabei  von  der  Erzeugung  von  Stall- 
dung  abgesehen  werden  kann.  Das  Hauptziel  dieser  Arfc  Moor- 
wirtschaften ifst  lediglich  auf  die  Erzeugung  und  Verwertuiip 
der  Feldf'n'ichte  gerichtet,  wodurch  Stallung,  Futter,  Kosieu 
für  AbwartuDg  des  Viehs  ge^^part  und  auch  das  mit  der  Vieh- 
haltung verbundene  grössere  Risiko  nrngangen  werden  kann. 

Bei  Anlage  solcher  Ifoor-Dammknlturen  sind  indes  mancher^ 
lei  ümstönde  zu  berOcksichiigeu,  bei  deren  Nichtvorhanden- 
sein die  Kulturen  nur  unvotlkomnien  oder  f^ar  nicht  oder  dodi 
nur  mit  bedeutenden  Anlagekosten  auszutubren  sind.  Steht 
das  Moor  überall  gieichmassig  flach  auf  festem  UntergruDde, 
so  kann  die  Entwässerung  des  Moores  durch  Drainieren  er- 
folgen, wodurch  wenigstens  V«  der  Ackerfläche,  die  bei  anderen 
Anlagen  auf  Gräben  gehen,  gespart  werden  können. 

Die  Erfolge  der  JRtm|ievfe*8ehen  MoorkuHoren  sind  Qber- 
rascliend  günstig.  Es  liegen  darüber  /alilreicbe  genaue  Renta- 
bilitätsberechnnn sren  vor.  Eine  auf  dem  imte  Nennhauben  auf 
einer  Fläche  von  100  ha  ausgeführte  Moor-Dammkultur,  wo- 
von 10  ba  auf  Gräben  und  Schutzdämme  entfallen,  hat  ergeben, 
dass,  trotz  der  Kostspieligkeit  der  ersten  Anlage,  doch  ein 
Reinertrag  von  18017,io  Mk.  oder  eine  Verzinsung  des  sieh 
auf  90000  Mk.  beziffernden  Aulagekapitals  zu  20,oi%  erzielt 
wurde. 

Die  besten  Moor- Dam  mkultur- An  lagen  werden  biunen  kur- 
zem zu  nichte ,  sofern  durch  irgendwelche  Umstände  das  zu- 
rückgedrängte Grundwasser  wieder  einen  höheren  Stand  ein- 
nimmt. Ein  trauriges  und  au£Paliende8  Beispiel  in  dieser  An- 
sicht bietet  die  Moorkolonie  Scabj.  Der  Besitzer  hatte  hier 
aus  etwji  500  Mory^en  versum]iften  Moorlandes  ein  höchst  er- 
tragreicliL'.>  Ciruiidstück  f^cscliaflcn.  Mit  Ijostem  Erfolge  wurden 
aufäuglich  auf  den  Moordämmen  Raps,  Weizen,  Gerste  gebaute 
Ais  die  Getreidepreise  sanken,  wurde  der  Getreidebau  aufge» 
geben  nnd  fasi  das  ganze  Terrain  in  Kleewiesen  gelegt.  Hier^ 
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tlurcii  wurden  noch  lioliere  Erträge  erzielt.  Diese  so  prächtige 
Kulturanlage  ist  nun  durch  den  Oder-Spree- Kanal  vollständig? 
verwüstet ,  indem  das  gehobene  Grundwasser  die  LüDdereien 
▼ersiiiDpft  hat.  Wo  uoeh  vor  zwei  Jahren  der  üppigsie  Klee  und 
die  edelsten  Gräser  wuchsen,  standen  im  FHihjahr  1890  Binsen. 

Wesentlich  durch  die  eifrige  Mitwirkung  des  Vereins  mr 
Förderung  der  Moorkultur  ist  das  Interesse  gerade  für  Danim- 
kultur- Anlagen  auf  Niederungsmooren  überall  ein  sehr  reges 
geworden  und  sind  zahlreiche  neue  Anlagen  entstanden.  Um 
einen  Ueberblick  Ober  die  seitherigen  Erfolge  der  beKflgliehen 
Beetrebnngen  zu  gewinnen,  Teranlasste  der  Verein,  wie  im  Ein- 
giiug  erwähnt,  im  Februar  1890  eine  Erhebung  Ober  den  Um- 
fang und  die  Art  der  Mcorkultnren.  Danach  ^)  unifassten  die 
gesamten  Moorkulturflächen  im  Ueich  16395  ha,  wovon  10505  ha 
in  Ackemutzung,  die  fibrigen  Kulturen  in  Wiesen-  und  Weide- 
nutanng  sich  befanden.  Die  Moor-Dammkulturen  umfassten 
allein  9503  ha.  Wie  die  Erhebungen  ergeben  haben,  ist  die 
Moor-Damm kultar  in  allen  Regierun^^sbezirken,  wo  Moorboden 
überhaupt  vorhanden,  verbreitet.  Am  ausgedehntesten  sind  sie 
nach  den  Erhebungen  in  den  Provinzen  Ponnnern,  Branden- 
burg und  Posen,  in  welchen  Landesteilen  mehr  als  die  HäHte 
der  ermittelten  Moorkulturen  des  Reichs  belegen  sind. 

Ein  grosses  Interesse  an  derF5rderung  der  Moor-Damm- 
kulturen hat  auch  die  proussische  Regierung  an  den  Tag  ge- 
legt, indem  sie  die  A.nla<xe  von  solchen  Kulturen  auf  den  zu 
den  Königlichen  Domänen  gehörenden  Moorgrundälücken  anregt 
und  {5rdert. 

Ausser  den  soeben  besprochenen  Knltnrmethoden  haben  in 
neuester  Zeit  noch  swei  weitere  Kulturarten  grossere  Beach- 
tung gefunden,  nämlich  die  IJochmoorkultur  und  Moor-VVald- 
kuitur. 

Die  Hochmoor -Kultur  ist  die  jüngste  Kulturmethode. 
Dieselbe  ist  eine  Errungenschaft  der  unausgesetzten  Versuche 
und  BemQhungen  der  Moor- Versuchsstation.  Die  Kultur  der 
HocbmoorflSchen  hatte  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  mit  grossen 

1)  Vgl.  >Stat.  Korrcspntuleii/.''  vom  5.  Juli  IbdO :  I.  Die  Moorkuliur 
in  Preuggeu  und  Deutschland  1390. 
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Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  da  daskalkarinc,  in  seinen  oberen 
Schichten  aus  wenig  zersetzter  Pflanzenfaser  bestelieiule  lioch- 
moor  sich  gegen  Eulturversuche ,  nach  Analogie  der  Damm- 
koltar,  widerspeDfitig  zeigt.  Die  Verweodoog  tod  Sand  anf 
den  Hochmooi^Bachen  ist  wegaa.  der  Kostspieligkeit  i«st  ans- 
geechlossen,  ebenso  die  Verwendung  Ton  animalischem  DQnger 
wegen  der  geringen  Viehhaltung. 

Die  Versuche  der  Moor- Versuchsstation  sind  daher  daraof 
gerichtet  gewesen,  zu  ermitteln,  wie  den  kalkarmen  Hochmooren 
dnteh  ZofÜhrnng  kalkhaltiger  Materialien,  Yon  Phoephatan, 
Kalisalzen,  Stiekstoffdünger  etc.  lohnende  Erträge  an  Kartof- 
feln, Roggen,  Hafer,  Bhrbsen,  Klee  etc.  abgewonnen  werden 
können,  so  dass  der  Moorkoiouist  zur  Not  auch  auf  den  Absau 
von  Torf  verzichten  kann. 

Nach  den  Ergebnissen  der  bisherigen  Untersachungen  hat 
sieh  nun  fdr  Hochmoore  diejenige  Knltnr  am  erfolgieiehBtai 
erwiesen,  bei  welcher  mit  einer  grOndlichen  Bearbeitong  und 
einmaligen  leichten  Brandkultar  der  oberen  Moorschicfat  eine 
energische  Kalkzufnhr  uud  eine  reichliche  Düngung  mit  Stick- 
stoff, Kali  und  Phosphorsäure  verbunden  wird.  Hierdurch  ist 
es  gelungen,  auch  auf  ganz  rohem  Moore  gleich  im  ersten  Jahre 
sehr  ergiebige  Ernten  an  Boggen  nnd  Kartoffeln,  sowie  HOl* 
senfrQchten  zn  enielen ;  auch  steht  zn  hoffen,  dass  der  Fntter- 
bau  anf  dem  so  bebandelten  Moore  gute  Resultate  zeitigen 
wird.  Aul  dieser  neueren  Kulturmethode  beruht  die  iloiinuug, 
die  weiten  unerschlosseneu  Moorgebiete  zu  beiden  Seiten  der 
Ems,  soweit  sich  für  dieselben  die  Fehnkultor  als  aosstchtsk» 
erweist,  zn  knltineren  nnd  zn  kolonisieren. 

Die  Erfolge  dieser  Knltnrmethode  nnd  deren  Anwendnng 
zunächst  auf  die  links  der  Ems  belegenen  Moorgebiete  sind  er- 
probt durch  eine  im  Gross-Fullenor  Mooi,  westlich  von  MepptMi, 
errichtete  Versuchswirtschaft,  Zu  dem  Zweck  wurde  1885  von 
der  linksemsischen  Kanalgenossenschaft  eine  Fläche  von  14,72  ha 
angekanft  nnd  der  Moor- Versnchsstation  znr  Einriehtuig  einer 
Versnchswirtschaft  Qberwiesen.  Die  dort  gemachten  Versoohe 
sind  glänzend  gelungen.  Auf  einer  Moortläche,  auf  welcher 
vordem  kein  grtluer  Halm  sichtbar  war,  ist  eine  vorzügliche 
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Ernte,  nameDUich  an  Kartoffeln  nnd  jOrbflen  midi.  Diese 
YerBochewirtBchaft  bildet  den  Anfang  nnd  die  Grandlage  für 
die  Kolonirierang  des  linksemsiscben  Moorgebiets.  Mit  den  hier  ' 

erzielten  Erfolgen  ist  eine  neue  Aera  in  der  wirtschaftlichen 
ErschliesiRung  der  Hochraoorflaeiieu  aiiirebrochen. 

Moorwaldkultnr.  Dieselbe  beschäftigt  sich  mit  der 
Anfforstong  der  Moorflachen.  Beobachtungen,  welche  auf  den 
os^renssischen  Moorflacben  gemacht  sind,  haben  es  nahegelegt, 
dasB  die  Mooiflachen  sich  auch  sehr  wohl  anr  Aafforstnng 
eignen.  Dort  sind  nSmUch  die  Moore  vielfach  durch  Hobsbe* 
stände  begrenzt.  Nach  Massgabe  der  fortschreitenden  Entwäs- 
sernn^  iüegeu  die  Ränder  dieser  Moorflächen  mehr  und  mehr 
mit  Birken  und  Nadelholz  an.  Auf  den  Mooren  der  Provinz 
Hannover  liegen  so  günstige  Verhaltnisse  nicht  vor,  hier  moss 
zu  kOnstlichem  Holzbau  geschritten  werden.  Ein  solcher  künst- 
licher Hokanbaa  ist  &  B.  auf  dem  Angostendorfer  Moore  in 
der  Oberförsterei  Knbsted  anf  einer  nahesn  1000  ha  umfas- 
senden Fläche,  auf  welcher  vorher  etwa  6  Jahre  hindurch 
Brandfruchtbau  betrieben  wurde,  vollendet.  Die  AnfForstuni^ 
mit  Eichen,  Kiefern  und  Fichten  hat  sich  als  nicht  sehr  kost- 
spielig erwiesen«  Zn  dieser  Waldkai tur  eignen  sich  am  besten 
die  totgebrannten  Moore. 

III.  Die  Moorkolonisatlon. 

Bei  den  Mooi Hachen  haben  wir  nach  ihrer  Beschaffenheit 
und  Kulturfähigkeit  unterschieden  zwischen  den  Grünlands- 
oder Kiederongsmooren  und  den  Hochmooren.  Während  die 
KnltiTiemng  der  enteren,  welche,  weil  sie  meist  zerstreut  nnd 
in  Flächen  Ton  geringerer  Ansdehnnng  Torkommen,  wohl  In 
den  meisten  F&Uen  dnroh  bereits  bestehende  Wirtschaften  in 
nioorwirtschaftlicheu  Nebenbetrieb  genommen  werden  können, 
lässt  sich  die  Knltivierung  der  grossen  zusamraenhäugenden 
Hochmoore  mit  Erfolg  nur  durch  Begründung  neuer  Moor- 
wirtschaften ins  Werk  setzen.  Dadurch  wird  die  Kultivierung 
dieser  Hochmoorgebiete  allerdings  weit  schwieriger,  kostspie» 
liger  nnd  im  filrfolg  nnsicherer,  denn  bei  dieser  mit  Eoloni« 
sation  verbandenen  Knltnr  spielen  eine  Reihe  anderer  wirt- 

Zeltschr.  i.  öUaUw.  mi.  Iii.  Üeft  81 
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scbaftlicher,  sozialer  und  auch  politischer  Fragen  mit,  der«i 
Losung  oft  mit  Schwierigkeiten  verkuüpfb  ist 

Was  die  Anlage  ?on  sogen.  Moorkolonien  anlangt,  deren 
An^be  es  ist,  von  den  zu  erschlieasenden  Moorflächen  Besitz 
2U  ergreifen  and  den  Moorboden  in  moorwirtechaftlidie  Knitor 
xa  nehmen,  so  ist  das  Gedeihen  solcher  Kolonien  sonSohst  alh 
h&ngig  Ton  dem  Stande  des  Moorknltorwesens.  So  lange  der 
Moorkülüiiibt  keine  andere  Kultur  kennt  und  zu  betreiben  in 
der  Lage  ist,  als  die  Moor-Br an  d-Kultur,  welche  dem  Kolo- 
nisten weder  sichere  noch  dauernde  £a*träge  von  dem  in  Besitz 
genommenen  Acker  liefert,  kann  von  einer  Eolonisierung  der 
Moore  kanm  die  B«de  sein.  Diese  anf  den  Renbbaa  sieb  grün- 
dende Knltnrmethode  erfordert  grosse  Flachen ;  sobald  ein  in 
BrandknltuT  genommenes  Areal  nach  etwa  6  Jahren  totgebnumt 
ist,  sieht  sich  der  Moorbreuner  genötigt,  weiter  zu  ziehen. 
Solche  Kultur  nnicht  die  Kolonisteji,  weun  man  sie  so  ueuneu 
will,  zu  Nomaden,  äie  führen  meist  oiue  sehr  kiimmerlicbe 
Existena.  Auf  den  weiten  ostfriesischen  Mooren  bestehen  that- 
sachlich  solche  Verhältnisse  noch  hente.  Je  nach  Umatandsa 
k5nnen  anch  solche  Ansiedelungen  einigermassen  gedeihen,  so* 
fern  sie  am  Rande  der  Moorflächen  errichtet  sind,  nebenbei 
Torfgräberei  treiben  und  für  ihren  Torf  lohnenden  Absatz  finden. 
Dann  können  die  Leute  wohl  auch  zu  einer  kleinen  Viehhal- 
tung kommen  und  mit  dem  dadurch  erzielten  Dünger  Moor- 
kultur mit  Stalldfinger  beginnen.  Solche  Moorkolonien,  welche 
Tielfach  ohne  Wege  und  Stege  flDr  Zq>  und  Abfdhr  nnd  ohne 
jedwede  Entwässerung  der  in  Besita  genommenen  MoorfladieD 
eutstauden  siud,  treten  uns  z.  13.  m  deu  alten  KoloDien  Rüten- 
brock, Lindloh,  Hebelennoor  und  Twist  entgegeD.  Zu  eiüer 
Wohlhabenheit  oder  Blüte  haben  aber  diese  Kolonien,  wie  ge- 
sagt, nicht  gelangen  können. 

Anders  Terhtilt  es  sich  mit  den  sogen.  Fehn  ko  Ion  ie  n» 
welche  sidi  auf  den  Abban  nnd  die  indostrielle  Yerwertnng 
des  Moortorfes,  sowie  die  Kulti?ierung  des  blossgelegten  Moor- 
uutergrumles  stützen.  Ein  Urteil  über  das  Wesen  und  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Fehnkoionien  lässt  sich  am  besten 
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gewinneD,  iodem  man  sich  die  Eotsteiiang  einer  solchen  Ko- 
lonie Teigegenwartigt 

Die  Anlage  Ton  Fehnkolonien  gründet  sieh  anf  die  an  an- 
derer Stelle  hereits  in  Kürze  besprochene  Moorfehnkaltur.  Da 

mit  dieser  Kultur  erst  begonnen  werden  kann,  wenn  ein  kost- 
spieliger schiffbarer  Kanal  —  Fehnkanal  —  an  das  Moor  heran« 
nnd  dann  in  dasselbe  weiter  hineingeführt  wird,  so  moss,  da- 
mit das  in  aolchen  Anlagen  angelegte  Kapital  eich  einiger- 
masaen  tentiert,  von  Tomheretn  auf  Heranaiehnng  einer  grös- 
seren Zahl  von  Moorkolonisten  Bedacht  genommen,  also  eine 
wirkliche  Kolonie,  ein  Geraeinwesen  gegründet  werden.  Mit 
der  Errichtung  von  Fehnkolonien  beginnt  man  in  der  Weise, 
dass  You  einem  schiÜ' baren  Flusse  oder  je  nachdem  ancb  von 
der  See  ans  ein  für  kleine  Seeschiffe  fahrbarer  Kanal  allmäh- 
lich in  die  Torfmoorschicht  eingeführt  wird«  Der  Kanal  wird 
der  Regel  nach  beiderseits  von  Wegen  begrenzt,  die  überall, 
wo  ein  Seitenkanal  einmündet,  überbrückt  sind.  Den  ganzen 
Kanal  entlang  reihen  sich  die  eiuzulnen  Kolonate  aneinander 
und  zwar  der  Regel  nach  mit  der  schmalen  Seite  an  den  Kanal 
oder  Weg  stossend.  In  den  Hauptkanal  münden  meist  recht- 
winklig noch  mehrere  schmale  Kanäle,  sogen.  Inwieken,  welche 
wenigstens  für  kleinere  Kahne  fahrbar  sind  nnd  ihrerseits  wieder 
die  Basis  für  eine  weitere,  seitwärts  sich  ausdehnende  Koloni- 
sation bilden.  Grandbedingung  für  das  Gedeihen  eines  jeden 
Kolonatä  ist  die  unmittelbare  Berührung  mit  einem  schiffbaren 
Kanal.  EjS  sind  daher  auch  oft  noch  je  zwei  Kolonate  durch 
schmale  Kanäle  Ton  einander  geschieden. 

Hat  der  nen  eintretende  Kolonist,  welcher  der  Regel  nach 
mu  mit  sehr  geringem  Betriebskapital  Tcrsehen  ist,  eine  tMoor^ 
kawel«  erworben,  so  wird  ninSehst  anf  dem  nnabgetorffcen  Hoch- 
moore eine  vorläufige  Wohnung  errichtet,  in  welcher  die  ganze 
Familie  nicht  selten  in  einem  einzigen  Räume  ihr  Unterkom- 
oieo  tiiidet.  Neben  der  Wohnung  ist  noch  Haupterfordernis 
der  Besitz  eines  kleinen  Kahns.  Die  Arbeit  des  Kolonisten 
beginnt  mit  der  Abtorlnng  des  am  Kanal  oder  der  Inwieke 
sonächst  belegenen  Teils  des  Kolonats.  Die  obere,  meist  ans 
losem  Moostorf  bestehende  Schicht  (Bnnkererde)  wird  anf  den 
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gewohnlich  aus  Sand  besiebendf^n  üntergrnnd  gebracht.  Der 
tiefer  Btebeode,  besserweriige  Torf,  welcher  eich  aIb  Brenn- 
material eignet,  wird  in  regeltnSeeigen  Stücken  (Soden)  abge- 
fltocben  und  auf  der  OberflScIie  dee  Hochmoore  tom  Trocknen 

aufgestellt.  Nachdem  hiervon  genügender  Vorrat  gewonnen, 
erfolgt  die  Verschiffung  auf  dem  Kfiniil  iiacb  (len  benachbarten 
Städten  oder  Fabriken,  sowie  den  holz-  und  raoorarmen  Marsch- 
gegenden. Mit  dem  erlosten  Oelde  werden  die  nötigsten 
dfirf niese  beetritten  and  ala  Bftckfracht  wird  eine  Ladung  tob 
Meereeschlick  oder  animalischeni  Dfinger  eot  Meliorieniiig  da 
bloesgelegten  üntergrandes  eingenommen.  So  gelangt  der 
Fehnkolonist  allniüblich  zu  einem  ergiebigen  Ackergrunde.  Au- 
fänglich ,  bevor  eine  ij;rü>sere  I  'lLiche  des  abgetorften  Cnter- 
grundes  urbar  gemacht  ist,  muss  der  Braodfruchtbaa  auf  dem 
nicht  abgetorften  Hochmoore  aushelfend  eintreten  nnd  dem 
Eolonietmi  den  nnentbehrlichen  Bnchweisen  liefern.  Ist  dv 
Abban  des  Torfee  entsprechend  Yorgesehritten ,  ao  erfolgt  die 
Versetzung  des  Wohngebäudee  auf  den  üntergmnd  dicht  in 
dem  Wege,  welcher  das  Kolonat  vom  Kanal  trennt. 

Je  nach  Massgabe  der  langsam  gebesserten  YerhSltnBse 
können  die  Gebäude  nunmehr  echoo  in  gröss^er  Aasdehnnng 
and  für  die  Daaer  berechnet  angelegt  werden.  Nach  langen 
Jahren  and  meist  erst  in  der  folgenden  Generation  oder  noch 
spater  ist  der  Abban  des  Torfs  beendet.  Die  Moorwirteeliaft 
und  die  Einnahme  aus  dem  Torf  hören  auf,  aber  der  allmählich 
kultivierte  Untergrund  bietet  dann  auch  genügende  EmteOf 
um  das  Kolonat  in  einer  Ausdehnung  von  ca.  4 — 10  ha  ohne 
weitere  Beihilfe  zu  erhalten.  Wo  sich  Gelegenheit  dazu  bietet, 
dehnt  sich  das  Kolonat  auch  wohl  darch  Zokaaf  fiber  die  or- 
sprOngliehen  Grenzen  weiter  in  das  wflste  Moor  Idiiaafl  ans, 
nnd  die  alteren  Eolonate  zeigen  dann  oft  das  Bild  einer  er- 
freulicheu,  soliden  Wohlhabenheit,  während  der  gegen  das 
Ende  des  Fehiikanals  hin  angesiedelte  neue  Kolonist  noch  unter 
schwerer  Arbeit  um  das  Dasein  kämpft.  In  der  Hauptsache 
also  grfindet  sich  die  Moor-Fehn-Kolonie  auf  das  Vorhanden- 
sein eines  schiffbaren  Kanals.  Wo  ein  solcher  Kanal  nicht 
angelegt  ist,  ond  dennoch  Fehnknltar  betrieben  wird,  moss 
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die  Yetfraohtang  des  Torfes  durch  Fäbrwerk  erfolgen;  aber 
diesee  ist  eo  kostspielig  und  die  Heranschaffang  von  Boden- 
melioration sraitteln  so  beschwerlich,  dass  von  einem  blühenden 
Gedeiheu  solcher  Kolonate  nicht  die  Rede  sein  kann. 

Das  blQheodste  Gemein we<;en  im  Gebiete  des  Deutschen 
Reichs,  wekfaes  sieh  durch  die  Fehnkultnr  entwickelt  hat,  ist 
der  Ort  Fbpenbiirgt  welcher  1860  an  einer  Stadtgemeinde  er- 
hoben wurde  und  hente  über  7000  Einwohner  und  3  Kirchen 
zählt,  eine  bedeutende  Hafen-  unrl  Handelsstadt  ist,  eine  Navi- 
gaiionsschnle  und  ansehnliche  Seh lÖ's werften  besitzt.  Diese 
Fehukoltor  wurde  im  Jahre  1675  durch  die  Bemühungen  eines 
Freiherm  von  Landsbsfg  gegründet.  Wo  jelat  ein  so  blähendes 
GemeinweBen  steht,  war  damals  nichts  weiter  als  ödes  Moor 
zu  erblicken.  Für  das  Studium  wirtschaftlichen  Lebens  und 
wirtschaftlicher  Beziehungen  mocht«  ea  kaum  ein  lehrreicheres 
und  interessanteres  Stadiengebiet  geben  als  solch  eine  Fehn- 
kolonia^ 

Angesichts  dessen,  was  man  in  Fiipenbarg,  allerdings  erst  im 
Lanfe  von  Aber  ewei  Jahrhunderten,  hat  entstellen  sehen,  k5nntees 

aufi'iillend  erscheinen,  dass  dieses  Beispiel  nicht  mehr  Nachahmung 
gefuudeu  bat.  Allein  so  ß^ünstige  Verhältnisse,  wie  solche  bei  der 
Entwicklung  der  Fehnkolonie  Papenbur«^  mitgewirkt,  dürften 
namentlich  anter  den  gegenwärtigen  Zeitverhältnissen  sich 
kaum  wieder  vorfinden.  Das  Emporblühen  Papenburgs  gründet 
sieh  auf  dnen  schlanken  lohnenden  Torfabsata  nnd  die  fast 
kostenlose  BeschaÜuug  vuu  ander^värts  überflüssigen  Dünge- 
mitteln. Als  Papenburg  angelegt  wurde,  waren  die  Moore 
Ostfrieslands  noch  so  wenig  erschlossen,  dass  damals  Emden 
seinen  Bedarf  an  Brennmaterial  ans  den  holländischen  Moor- 
kolonien an  besiehen  genötigt  war.  Hente  ist  das  bei  der 
grossen  Menge  des  in  Ostfriesland  anf  yersehiedenen  Fehnkolo- 
nien gewonuenen  Torfes  zwar  längst  niclit  mehr  nötig,  dafür 
aber  hat  der  eingebürgerte  Gebrauch  von  englischer  Steinkohle 
dem  Torf  der  Moorkolouieu  so  bedeutende  Konkurrenz  gemacht, 
dass  sich  der  Torfrtich  nicht  Qbersll  lohnt  and  es  gewagt  ist, 
neue  Kolonien  an  grfinden,  deren  wirtschaftliche  Ezistens  sieh 
Torzagsweiae  anf  die  Verwertung  des  Torfes  stfitzt.  Ans  diesem 
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wirtscbaftlichen  Gesichtspmikfte  ungOnstiger  Koojonktor  im 

Torfhandel  müsste  hente  die  Eolonisierang  der  Moore  fast  gras 
unterbleiben,  wenn  man  nicht  inzwischen  durch  die  vüü  der 
Moor- VersuchRstation  in  Bremen  angestellten  Versuche  auf  Kol-  i 
turmethoden  gekommen  wäre,  durch  welche  es  möglich  wird« 
auch  die  obere  Flache  der  Hochmoore  in  ertragbare  Aednr« 
Wieeen  und  Weiden  sn  Terwandeln. 

Die  mannigfachen  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  An- 
lage von  neuen  Kolonien  entgegenstellen,  ßind  auch  tod  der 
Zentral-Moor-Kommission  hinreichend  erwogen.  Dieselbe  nahm 
noch  im  Jahre  1883  gegenüber  dem  Drängen  auf  Anlage  n^er 
Annedelongen  in  den  Mooren  etwa  folgenden  Standpunkt  ein: 
Die  Frage  sei  einstweilen  noch  an  ▼enehieben,  bia  dnrch  den 
Erlass  eines  Kolonisationsgesetzes  ftlr  Hannover  der  Boden  für 
neue  Kolonisation  in  grosserem  Umfange  trescbaffen  sei.  Einst- 
weilen müsse  man  sich  auf  die  Verbreitung  allgemeiner  Beleb- 
rang über  die  Wichtigkeit  des  Moors  und  die  dort  zu  lösKidea 
Knltnran%aben  beechranken.  Et  sei  schwer,  Kolonisten,  welche 
nicht  aus  den  Moorgebieten  selbst  seien,  eine  günstige  Zohnnft 
im  Moore  in  Aussicht  zu  stellen.  Es  sei  daher  auch  schwierig, 
den  Strom  der  Auswanderung  aus  nicht  Moorgebieten  in  das 
Moor  lenken.  Die  nächste  Aufgabe  in  den  hannoTer'-  ! 
sehen  Moorgebieten  sei  nach  der  Ansicht  Tieler  hannover'scher 
Behörden,  nicht  neue  Kolonien  an  gründen,  sondern  die  alten 
an  beben  nnd  in  ihrem  Bestände  sn  erhalten.  Am  wenigsten 
zu  fördern  sei  die  nur  zeitweilige  Ausnutzung  der  Moore  durch  ' 
Ahtorfeu.  Jedem,  der  Moor  zu  Torfstich  ausbeute,  mn«?e  die  | 
YerpÜicbtung  auferlegt  werden,  das  ausgetorfte  Land  in  Kultur 
zu  legen.  In  den  Regiemngsbezirken  Stade,  Osnabrück  und  ' 
Anrieh  hätten  sich  die  Zost&nde  in  dep  jüngeren  Moorkolo* 
nien,  namentlich  aber  in  denjenigen,  in  welchen  es  noch  an 
Ackerland  und  Wiesen  fehle,  und  die  Kolonisten  im  wesent- 
lichen auf  den  Unterhalt  aus  der  Torfvorwertung  angewie-äen 
seien,  von  Jahr  zu  Jahr  ungünstiger  gestaltet.  Die  Ansiedelung 
gänzlich  tmViemittelter  Existenzen  sei  za  Terhindern.  Das  Ver- 
hältnis  der  Kolonisten  znm  Staat,  snr  Gemeinde,  Kirche  und 
Schale  mfisse  von  Tomherein  gesetalich  geordnet  werden. 
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Manche  von  den  hier  angedeuteten  Bedeukan  und  Schwie- 
rigkeiten bezüglich  der  Moorkolonisation  sind  nun  zwar  inzwi* 
flehen  behoben,  aber  deonoeh  wird  es  mit  der  Kolonifliening 
niehi  so  eohnell  gehen,  wie  wohl  manche  Sangainiker  sich 
denken.  Obwohl  der  Staat  ftlr  diese  Angelegenheit  bereits  grosse 
Opfer  gebracht  hat  durch  Anlage  kostspieliger  Kanäle^  fehlt 
es  doch  vielfach  noch  an  geeigneten  Beamten  für  die  Ausitlh- 
mng  der  Kolonisation,  namentlich  an  solchen  für  Ausarbeitung 
geeigneter  Kolonisationsprojekte.  Ferner  hai  das  Privatkapitfld 
bisher  noeh  wenig  Neigung  verspürt,  sieh  der  Anlage  von  Ko- 
lonien dienstbar  zn  machen. 

Die  Moorkolon isatiou  in  Deutschland  hat  eine  mehr  als 
sechshundertjähnge  Geschichte.  Die  ältesten  Moorkolonien, 
deren  Ursprung  bis  in  das  Jahr  1233  znrflckreicht,  finden  sich 
io  den  Mooren  nnweit  der  Stadt  Bremen,  im  früheren  Amt 
LilienihaL  In  dieser  Gegend  finden  wir  das  Beispiel  einer  toU- 
standig  kolonisierten  grösseren  Hochmoorfläche.  Das  Amt 
Lilienthal ,  welches  3,65  Quadratmeilen  umfasst ,  besteht  aus 
lauter  Moorkolouicii.  Nach  Angaben  des  irühereu  Provinzial- 
Steuerdirektors  Sauerhering  sind  dort  nicht  weniger  als  42  Moor- 
d&rfer  mit  871  alten  Moorkolonaten  and  1200  Wohnhaosenii 
in  welchen  42  432  Morgen  Sfoorgrund  gehSren.  Aneh  in  den 
Kreisen  Verden,  Osterholz»  Lehe,  Kehdingen,  Stader  Geest, 
finden  sich  längest  zahlreiche  Moorkolonien.  Nach  einer  im 
Jahre  1860  stattgehabten  Aufnahme  waren  im  heutigen  Re- 
giemngsbeairk  Stade  bereits  96  :\Taorkoloniedörfer  mit  16449 
Einwohner»  wa  welehen  85  706  Morgen  Moorland  gehörten. 
Nach  einer  im  Jahre  1875  Torgenommenen  Erhebung  befanden 
sich  in  diesen  Laudesteilen  bereits  76482  ha  Moorland  als 
Acker,  Wiese  und  Holzung  in  Benutzung,  welche  mit  einem 
Reinertrage  von  1  317  516  M.  angesetzt  waren.  Auf  diesen  be- 
wirtschafteten Moordisirikten  wohnten  70  066  Menschen  in 
13  321  Hansbaltnngen,  von  welchen  12  476  Vieh  hielten.  Der 
Yiehstand  bedfferte  sieh  auf  8848  Pferde,  28 141  Kühe,  64880 
Schafe  und  18  612  Schweine.  Nach  massigen  Einheitssätzen 
repräsentierte  dieser  Viehstand  der  Moor  wirtschaften  allein 
einen  Wert  ?on  etwa  9  Müiioaen  Mark.   Ais  am  weitesten 
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Yorgeschritten  möchte  daher  die  Moorkolonisation  in.  diesem 
Reperungsliezirk ,  iu  den  Mooren  zwischen  Elbe  und  Weser 
anzusehen  sein,  ü rosse  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Moor- 
kolonisatioD  sind  daher  hier  nicht  mehr  zu  lösen.  In  Frage 
steht  Bonächst  noch  die  Koloikieation  des  Kehdioger  Moora 
nDweit  Stade.  Allein  hier  bieten  sieh  in  der  EntwisBening 
desselben  grosse  Schwierigkeiten. 

Die  Uauptepoche  in  der  Gründung  tod  Moorkolonien  fiüH 
iu  die  Zeit  des  17.  Jahrhunderts,  als  nach  den  Verwüstungen 
des  30 jährigen  Krieges  die  Fürsten  danach  strebten,  mit  aller 
Gewalt  die  entvölkerten  Gegenden  wieder  zu  besiedeln.  Aus 
dieser  Zeit  datieren  ancfa  die  Anfinge  einiger  der  bedentend- 
sten  Moorkolonien,  insbesondere  auch  Papenburgs*  Die  beiden 
Priyatfehne:  Ost-  nnd  Westrhauderfehn  wurden  1649,  Jherings- 
fehii  und  Neuefehn  1660  gegründet. 

Dib  Fehukultur  und  die  Anlage  von  Fehnkolouieu  iiiU^t- 
frieslaud  ist  aus  dem  benachbarten  Holland  zu  uns  herüber- 
gekommen. In  Holland  ist  man  auf  diesem  Gebiet,  in  der 
Erschliessung  und  Nutabarmaebung  der  Moorfläoben  yiel  weit« 
vorgeschritten  als  in  Hannover.  Auch  Oldenburg  weist  darin  gros- 
sere Fortschritte  auf  und  kann  fttr  diein  Aussicht  stehenden  Eo- 
lonisationsarbeiten  in  den  Emsmooren  vielfach  als  Vorbild  dicueu. 

In  Baiern  wendete  die  Staatsre^ierong  schon  F]iide  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  der  Kultur  und  Kolonisation  der  dort  be- 
legenen Moorfläoben  ihre  volle  Aufmerksamkeit  zu  Eine  der 
ältesten  und  umfisngreichsten  Moorkultnren  in  Deutscbland  ist 
die  des  Donaumooses,  welches  18  600  ba  umfiust  und  von  oft 
bedeutender  Mächtigkeit  ist.  Die  Entwässerungsarbeiten  wurden 
schon  im  16.  Jahrhundert  unternommen.  1791  bildete  sich 
eine  Aktiengesellschaft,  welche  sich  die  Kultur  des  Donaumooses 
zur  Aufgabe  machte.  Auch  dort  wurden  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  ersten  Donaumooskolonien  Karlskron  und 
Karlshuld  angelegt,  denen  später  weitere  Anlage  gefolgt  sind. 
Wie  anderwärts  erstreckt  sich  auch  hier  die  ThStigkeit  der 
Moorkol ouisten  teils  auf  die  TorfausbeuLe  und  Verwertung  des 

1)  Vgl.  »Die Land wirtacbaft  in  Bayern.  Deakiehrift  nach  amtäelMB 
Qatilen  bearbeitet  MOvoben  1890.«  &  49&  ft. 
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Torfes  als  Brennmaterial  und  Streumittel,  teils  auf  landwirt- 
schaftliche Benutzang  de«  Moorbodens.  Bemerkenswert  iat, 
daaa  im  Jahn  1875  der  Erfinder  der  Moor-Dammknltor,  Riftteiv 
gutsbeeitxer  JRimpati,  das  Donaninoos  bemste  und  sieh  bei  dieser 

Gelegenheit  yielfach  gutachtlich  ttber  das  weitere  Vorgeben  in 
der  dortigen  Moorkultur  äusserte. 

IV.  Die  Moorkultur-Hilfsätoffe. 

Da  die  nenete  Moorknlior,  insbesondere  die  als  ergiebigste 
erwiesene  Hoor-Danunkaltnr,  sowie  die  Hochmcor-Knltnr  auf 
der  Veranssetenng  bemhen ,  dass  anf  die  in  Knltar  an  neb- 

mcDdeu  MoorÜäclien  andere  Bodeuarten  aufgetragen  und  den- 
selben ausserdem  noch  reichlich  kflnstliche  Düngemittel  zuge- 
setzt werden,  so  haben  diejenigen  Btoite,  welche  sich  nach  den 
angestellten  Versuchen  hierzu  am  geeigoetsten  bewährt  haben« 
Diit  der  aonebmenden  Moorknltor  eine  gröeseie  Beaehtnng  nnd 
Werlsteigemng  erfahren.  Wie  wir  bei  der  Bsspvsebnng  der 
einaelneD  Moorknltnrarten  bereits  kennen  gelernt,  kommen  als 
Aufschüttungsmaterial  vorwiegend  der  Sand,  sowie  der  Fluss- 
und  Seeschlick  (auch  Wattschlick  genannt)  in  Betracht,  aus 
welchen  die  auf  dem  Moorboden  neu  zu  bildende  dünne  Acker- 
krume hersnstellen  ist  Als  mineraiische  Dfingemittel,  welche 
dem  nen  gebildeten  Ackerboden  in  bestimmtem  VerbSItnis,  je 
naeh  Besehaffenbeit  des  Moores  nnd  der  an  bauenden  Fkncbt- 
sorten,  zuzusetzen  sind,  haben  vor  allem  der  kalireiche  Kunit 
und  Sylvinit,  sowie  die  phosphorreiche  Thomasschlacke  und 
die  Lahnphosphate  ausgedehnte  und  bewährte  Verwendung 
gefunden. 

Für  die  Zukunft  des  Moorknliurwesens  ist  es  nun  Ton 
wntreiehender  Bedeutung,  dass  die  genannten  Stoffe  in  unse- 
rem deutseben  Vaterlande  nieht  nur  in  sehr  grossen  Mengen 

angehäuft  sind,  sondern  dass  sie  auch  —  namentlich  wa6  den 
Sand  und  Seeschlick  —  betrifft  teilweise  in  ziemlich  unmittel- 
barer Nähe  der  zu  kultinerenden  f'läcben  vorhanden  sind,  so 
dass  deren  Verwendung  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und  Un- 
kosten sieh  bewerkstelligen  iasit.  Da,  wo  das  letatere  nicht 
der  Fall,  wird  darauf  Bedacht  genommen ,  den  Besag  dieser 
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Materialien  in  jeder  Richtung,  namentlich  aber  darch  den  Bau 
von  Kanälen,  Anlage  von  Auf-  und  Ablaiiestellen ,  durch  er- 
mässigte  Frachtsätze  und  Feldbahnen  zu  erleichtern. 

Der  Seeschlick  findet  sich  in  Überaus  grossen  Mengen 
abgelagert  in  den  Mflndongsgebieten  der  Elbe,  Weeer  und 
Ebne,  aLw  derjenigen  FMseet  swucbeii  deren  unterem  Laufe 
sich  die  ausgedehntesten,  fOr  die  Moorlraltnr  im  groeeen  sn- 
nächst  in  Betracht  konnn enden  Mooriiächen  vorfinden.  Durch 
bereits  ausgeführte  oder  noch  auszuführende  Kanäle  sind  die 
betreffenden  Ablagerungsgebiete  mit  den  zu  erschliessenden 
und  SQ  koltmerenden  Moorflieben  in  geeignete  Verbindung 
gebracht,  so  daee  die  Bewegung  der  Scbliekeide  nadi  der  Ver> 
branohistfttie  anf  dem  billigen  Wasserwege  in  nneingeechtmnk* 
tem  Masse  erfolgen  kann.  Da,  wie  mehrfache  Versuche  er^ 
geben  haben,  nur  etwa  40  Doppelzentner  dieses  gehaltreichen 
Seeschlicks  erforderlich  sind,  um  durch  Ausstreuung  desselben 
anf  die  Hochmoorflache  und  flaches  Unterbringen  anter  die- 
sdbe  einen  Hektar  Moorland  so  hersnrichten ,  dass  er  fEliig 
wird,  aossergewöbnlieh  hohe  Brtrige  an  liefern,  so  laset  steh 
ermessen,  wie  bald  und  ^erhältnism&ssi^  leicht  unsere  Moof- 
flachen  in  höhere  Kultur  gebracht  werden  kiiunten,  wenn  Ton 
einer  Verweuduug  dieses  reichlich  vorhaudenen  Schwemmma- 
terials  ein  ausgedehnterer  Gebrauch  gemacht  würde. 

In  Bremerhafen  werden  nach  Torgenommenen  Sehätzungen 
jahrlich  60  000  Kubikmeter,  in  Wilhelmshalen  sogar  300000 
Kubikmeter  Seeschlick  rar  Offenhaltung  des  Hafens  ausge- 
baggert. Auf  dem  fertig  gestellten  Ems-Jade-Kanal,  welcher 
durch  die  Ems  auch  in  Verbindung  steht  mit  dem  durch  das 
Bourtangermoor  führenden  Süd-Nord kanal,  lassen  sich  die  Schlick- 
massen bis  in  die  unmittelbare  Nähe  unserer  ansgedehntestea 
MwHrflachen  bringen.  Der  in  Wilhelmshafen  ao^baggerU 
Schlick  wird  namentlich  bei  der  in  neuester  Zeit  geplanten  Kulti- 
Tiernng  des  grosse  Wies-Moores  eine  bedeutende  Bolle  spiekn. 
Von  Seiteu  der  Zentral-Moor-Kommission  ist  denn  auch  der 
Gewinnung,  dem  Transport  und  der  Abladuni^  des  Seeschlicks, 
weicher  bei  der  Koltirieraug  des  abgetorffcen  Untergroudes  des 
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Bip«iibiiig«r  Moorea  berate  eine  bo  herronagende  Rolle  ge- 
spielt hftt,  besondere  Soi^e  gewidmet  worden. 

Da  die  in  Frage  stehenden  Moor  flächen  sich  Uber  die 

Norddeutsche  Tiefebene  ausbreiten ,  und  diese  zum  ^rössten 
Teil  aue  Sandboden  besteht,  von  welchem  die  Moore  meist  be- 
grenst  werden  oder  auf  welchem  sie  Tielfach  als  neuere  Bil- 
dongen  aufgelagert  sind,  so  macht  es  in  der  Regel  ebenfalls 
wenig  Schwierigkeiten  das  mr  Herstellnng  der  10  cm  dicken 
Sandschicht  benötigte  Material  in  ausreichender  Menge  zur 
Stelle  zu  bringen.  Für  niedere  Moore,  welche  sandigen  Unter- 
grund haben,  bedurf  es  vielfach  nur  der  Heraufschalfung  des 
Sandes  aas  seiner  tieferen  Lage.  Sofern  aber  die  Moore,  wie 
das  oft  der  Fall,  von  Sandflächen  nmgeben  sind,  Iftsst  sich  der 
erforderliche  Sand  durch  Anlage  Ton  Feldeisenbahnen  in  grossen 
Mengen  und  in  kurzer  Zeit  heranschaffen. 

Von  besonderer  Wirksamkeit  bei  der  Moorkultnr  bat  sich 
auch  die  sogen.  »Wiererdec  erwiesen.  Dieses  Material,  wel- 
ches aus  den  Marsohgegenden  und  aus  Holland  bezogen  wird, 
stammt  ron  den  kflnstlichen  Bodenerhebungen,  welche  frfiher 
hei  dem  wenig  entwickelten  Deicbwesen  dazu  dienten,  bei 
Hochwasser  das  in  der  Umgegend  weidende  Vieh  in  Sicherheit 
m  bringen.  Linter  diesen  Verhältnissen  liildete  sich  nach  und 
nach  ein  mit  PÜanzenschichten  durchsetzter  Düugerbaufen. 

Natarliche  Düngemittel  beziehen  die  Moorbauern  in  reich- 
lichem Masse  aus  den  benachbarten  grtaeren  Städten  Ham- 
burg, BremMi,  Emden,  Wilhelmshafen,  in  neuester  Zeit  auch 
so«  Hannover ,  wo  die  Torfmulle  bei  dem  dort  eingefOhrten 
Abfuhrsystem  Aiiwendimg  gefunden  hat.  Die  dadurch  gebun- 
denen, fast  vollständig  geruchlos  gewordenen  menschlichen  Ex- 
kremente werden  schon  jetat  vielfiich  nach  den  Moordistrikten 
geschafft. 

Das  Hauptdüngemittel  ftlr Moorboden  ist  das  Kali,  das- 
selbe kommt  gebundeu  vor  in  den  Kalisalzen,  welche  in  rohem 
Zu.>5tande  in  einer  Anzahl  von  Bergworks|jrr)(]ukteu  bergmiinnisch 
gewonnen  wird.  Die  bekanntesten  Produkte  sind  der  Kainit, 
Caroallit,  Eieserit  und  Syl?inii  Diese  Rohprodukte  wer- 
te s.  Z.  in  grossen  Mengen  aus  den  Lagerstftttan  bei  Staas- 
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furfc,  Leopoidshali,  Ascheraleben,  Westeregeln^  Vienenburg  etc. 
gewonnen  ^)« 

Ton  dkm  Kaliealsen  ist  das  wichtigste  und  fdr  die  laiid* 
wirtMhaftlidien  Zwecke  Tortdlhafteete  und  wwertbaxefee  der 
Kainit,  welcher  ohne  weitere  Verarhatung  in  fem  geniahlenein 

Zustande  dem  zu  kultivierenden  Boden  zugesetzt  werden  kann. 
Das  Kainitmineral  enthält  nach  Torli^enden  Analjsen  zahl- 
reicher Dnrchschnittaprobeu  *) 

21^  Teile  schwefelsanree  Kali 
2,^   >  GhlorkaUom 
14,6   »    schwefelaaore  Ifagnetia 
12,i    »  Chlormagnesiam 
34,«    >     Chlornatrium  (Kochsalz) 
1,7    »     schwefelsauren  Kalk  (Gips) 
0,s   »     unlöslich  im  Wasser 
12,y   »  Wasser 
100,«  Teile. 

Die  chemische  Formel  für  Kali  ist  sonach  (Ks  SOi  KCl  HgSOi 

Mg  Cla  Na  ClCaS04).  Hieraus  berechnet  sieb  der  Gehalt  an 
reinem  Kali  (KiO)  auf  12,8  und  von  Ammoniak  bindenden 
Salzen  auf  28,«  Teile.  Noch  reicheren  Gehalt  an  Kali  bat  der 
SyWiuit ,  dessen  Gehalt  zwischen  16,t  nnd  IQ^  schwankt. 
Allein  dieses  Sala  wird  in  weit  geringsren  Mengen  als  der 
Eainit  gewonnen. 

Infolge  seiner  wichtigen  Eigenschaften  ftlr  die  Landwiri- 
scbaft,  liameiitlich  aber  für  die  Moorwirtscbaft,  bat  denn  auch 
der  Kainit  eine  fortgesetzt  steigcude  Verwendung  gefunden. 
Dieser  Umstand  hat  dazu  geführt,  an  den  obengenannten  Pro- 
dttktionsst&tten  in  kurzer  Zeit  einen  Industriezweig  ins  Leben 
IQ  rnfen,  der  zahlreiche  Arheitskxilte  heschäftigt  and  ein  IhMh 
dnkt  in  nnser  nationales  Wirtschaftsleben  eingeftlhrt  bat,  das 
io  unerschöpflichen  Mengen  im  deutschen  Boden  ruht,  bis  vor 
drei  Jahrzehuten  aber  noch  unbeachtet  war. 

Der  AufBchluss  der  Kalisalzlager  erfolgte  zuerst  Anfang  der 

1)  Dr.  Pn^i  JÜe  SaliiBdiiitrie  tob  Sttasfort  und  Ucagegeod. 

2)  »  AawaiOBg  fllr  die  sweehaoluige  YerweDdiuig  der  Kali-  nad 
MaanesiaMbe  in  der  LandwiiMialL  8.  Avfl.  Hasdehurg  189QL 
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60er  Jahre  im  anhaltiflclieQ  Bergwerke  Leopoldsball.  Bei 
Aschersleben  finden  sich  80  mächtige  Ealiaalzlager  wie  niigenda 
in  der  Welt  s.  Z.  bekannt  Dort  wird  der  Kninit  am  sehr 
groeser  Tiefe  heran^esehafft.  Die  dort  im  Betrieb  befindliehen 
Kaliwerke  sind  die  grossartigsten  der  Welt.  Obwohl  sie  erst 
am  10.  Januar  1883  eröffnet  wurden,  beschäftigten  sie  doch 
schon  im  Jahre  1885  bereits  1000  Arbeiter,  Es  .wird  dort 
hauptsachlich  schwefelsaures  £ali  gewonnen. 

Im  Jahre  1865  wurde  noch  kein  Kainit  gewonnen.  In 
den  Jahren  1871  bis  1875,  also  in  der  Zeit,  nach  welcher  erst 
der  Moorknltor  eine  grossere  Aufmerksamkeit  gesehenkt  wnrde, 
betrug  die  Produktion  von  Kainit  im  Deutschen  Reiche  im 
Jahresdurchschnitt  erst  180390  Doppelzentner;  im  Jahre  1889 
aber  war  die  Produktion  bereits  auf  3244777  Doppelzentner 
im  Werte  tod  4727000  Mk.  gestiegen. 

Hieraas  läset  sich  ermessen,  von  welch*  grosser  Bedentnng 
die  Bemehnngen  sind  swisehen  den  weit  ausgedehnten  kali- 
armen Moorfl&chen  nnd  den  fast  nnerschöpflichen  Kalisalzlagern, 
welche  tief  unten  im  vaterländischen  Boden  in  altersgrauer 
Zeit  aufgeschichtet  worden  sind.  Mit  Bewunderung  stehen 
wir  auch  hier  vor  der  Fürsorge  des  Schöpfers  und  Gestalters 
unserer  Erde,  der  vor  ungezählten  Jahrtausenden  die  Schätze  ent> 
stehen  liess,  mit  deren  Hilfe  die  in  der  Nähe  gelegenen,  hisher 
Iklesten  nnd  nniraehtharsten  Gefilde  m  den  ertragreichsten 
Aeckem  und  Wiesen  umgewandelt  werden  können. 

Im  Anschliis.s  an  die  bergmännische  Gewinnung  der  be- 
zeichneten Kalisalze  sind  zahlreiche  chemische  Fabriken  damit 
beschäftigt,  aus  diesen  natürlichen  Mineralsalsen  künstliche, 
konzentrierte  Kalisalze  herznstellen ,  in  welchen  der  Kali- 
gehalt  das  8-  bis  Mache  des  Kaligehalts  der  Bohsalze  betiagt 
Hierdurch  iSsst  sich  eine  Frachtermässigung  erzielen,  welche 
fÖr  weitere  Entfernungen  sehr  in  Betracht  kommt.  Als  solche 
künstliche  Düngesalze  kommen  in  den  Handel:  Schwefelsaures 
Kali,  schwefelsaure  Kali-Magnesia,  kalcinierter  Kiserit,  kalci- 
niertes  Düngesalz,  höherprozentiges  mit  mindestens  20%  Kali 
nnd  solches  niedrigprozentiges  mit  mindestens  15%  Kali« 
In  welchem  Hasse  die  Bedentnng  der  Ealidfingnng  in  den 
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Kreise!!  der  Landwirte  erkannt  wird  und  die  Verwen  luiig  der 
rohen  Kalisalze  zunimmt,  ist  aus  dem  KaiuitTerbrauch.  der 
deatscben  Landwirte  zu  erseben.  A.n  diese  wnrt^en  in  dea 
leisten  10  Jiibren  1880  bii  1889  toii  «anitlkhan  Eabwwk» 
msammen  12562766  Zoll8entiier  mkaoft.  Du  znr  Ycnb- 
gabnng  gelangte  Qoantam  hob  steh  475872  ZollnaiiMr 
io  1880  auf  3  006835  Zollzentnur  in  1889. 

Zur  vollen  Wirkuii;^  gelaugt  die  Kalidüngung  erst  durch 
gleichzeitige  Verwendung  von  Pbospborsäure  uud  Stickstoff 
enthaltenden  Düngemitteln.  Der  Sticksteff  findet  sich  indfio 
Mooren  swar  vielfach  reichlieh  an^geepeiehert,  aber  da,  wo 
das  nicht  in  genügendem  Masse  der  Fall  ist,  mnas  dem  Moor 
natürlicher  Stalldünger  oder  Salpeter  zugeführt  werden. 

Die  Pho»sp  her  säure  wird  geliefert  dnrcb  ein  bütteu  technisches 
Produkt,  die  sogen.  Tbomasscblacke.  Von  derselben  linden 
sich  im  deutschen  Reiche  ebenfalls  grosse  Vorräte.  Sie  wird 
in  Tennahlenem  Znstande  dem  Acker  beigesetit  Die  Tbomas- 
schlaeke  wurde  nieiat  1883  in  den  Handel  gebnMsht  nad  fud 
bald  so  nmfangreiche  Yerwendnng,  dass  der  Preis  dal&r  sehasU 
stieg.  Nach  Eintritt  diese«  Verhältnisses  kamen  die  sogeu. 
»Lahnpbosphate«  als  gleichwertiges  Düugeiiiaterial  in  Aufiiahine. 

Die  inländische  Produktion  an  Tbomaspbosphatmehl  wird 
für  1889  im  Magdeburger  Handelskammerbericbte  auf 
6500000  Ztr.  angegeben,  die  Tom  Aualande  eingefUirtan  aof 
ca.  8 — ^900000  Ztr.,  wocn  noch  ca.  1  MilL  Ztr.  BohseUafcke 
treten.  Nach  der  Reichsstatistik  wurden  im  Jahre  1889  an  * 
Schlacke  von  Erzen,  auch  gemahlen  (Scblackenmebl)  eiiige- 
fährt  4138  000  Doppelzentner  zum  Werte  tou  8898000  Mk. 

V.  Die  bisherigeu  wesentlichsten  Erfoljg^e  der  Moorkoltor-  lud 

KolonisatioAs-Bestrebimgen. 

Die  auf  die  ErBchliessting,  EoltiTierung  und  Kolonisiernng 

der  Moorflächen  neuerdiugs  gericlitetcn  Bestrebungen  haben 
in  dem  kurzen  Zeitraum  vuu  kaum  15  Jahren  auch  umfäng- 
lich überraschend  grosse  Erfolge  zu  verzeichnen.  Bei  der  Dar- 
stellung dessen,  was  in  dieser  Richtung  bisher  zur  AusfOhning 
gebracht,  in  der  Ausführung  begriffen  oder  geplant  ist,  soll 
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im  Interase  «iner  kUuren  Uebemchtliohkeit  die  staatswirt- 
flchafüiche  Thatigkeit  toh  d«r  der  pmaten  und  der  Selbst* 
TerwaltuDgskÖrper  soweit  möglich  aoseiiiandergehalten  werden. 

Wie  im  Eingänge  hervorgehoben  wordei),  ist  der  preus- 
sische  Staat  der  grösste  Besitzer  von  Moorflächen.  Die  weiteste 
Ausdehoaiig  haben  die  fiskalischen  Moorflächen  in  Ostfriesland 
(B^erungsbeiirk  Auriob)  ond  in  Ostprenssen.  Der  fiskalische 
Besitz  Ton  HoorUutdereieD  in  Ostfriesland  ist  em  Erfolg  der 
Politik  Friedrichs  des  Grossen  ans  der  Zeit,  wo  dieser  Landes- 
teil schon  einmal  mit  den  preussischen  Landen  vereint  war. 
Durch  das  Ürbarmachungs-Edikt  von  1765  wurden  alle  ost- 
friesischen Moore  für  Staatseigentum  erklärt,  deren  Privatbesitz 
nicht  durch  Urkunden  nachgewiesen  werden  konnte.  Die  so 
in  den  Besitz  des  Staate«  gelangten  Moorflachen  nmlsssten 
nach  den  Angaben  Ton  Prestd  12Vi  gcogr.  Qoadiatmetlen  ond 
liegen  rechts  der  Ems 

Die  fiskalischen  Moorf lachen  in  Preussen  stehen  teils  unter 
der  Domänen-  teils  unter  der  Forstverwaltuug.  Die  in  Ost- 
preussen  belegenen  Moorflächen  sind  vielfach  unter  forstlicher, 
die  in  Ostüriesland  nnter  der  Domänen- Yerwaltnng.  Bei  den 
der  Dominen-Verwaltong  zugeteilten  MooxflSchen  sind  zn  nnter- 
sebeiden  diejenigen,  welche  den  bereits  bestehenden  Domänen* 
Yorwcrküu  angescblos-sen  sind,  und  solche,  welche  noch  zur 
freien  Hand  liegen.  Zu  deu  letzteren  gehören  uameiitlich  die 
ostfriesiäcben  Moorfiächen,  während  die  ostpreussischen  Moore 
den  betreffenden  Oberforstereien  ^)  zugeteilt  sind. 

Was  wm  znnSehst  die  an  die  Domänen-Vorwerke  bezw. 
die  Oberförstereien  angeschlossenen  MoorflSehen  anlangt,  so  ist 
deren  Enltiyierung,  soweit  dabei  Niedemngsmoore  in  Frage 
stehen,  im  Jahre  1883  lebhaft  in  Fluss  gebracht.  Infolge  einer 
von  der  Zentral-Moor-Kommission  in  ihrer  17.  Sitzung  ge- 
gebenen Anregung  wurden  die  Regierungen  der  Monarchie 
dnrch  Ministerial-Reskript  TOm  28.  Marz  1883  beauftragt,  die- 

1)  Heute  ^ird  der  ümfnn^  der  hier  belogenen  fiskalischen  Moor- 
flachen  auf  noch  rund  81  000  ha  atif,fegel)en. 

2)  DerUmiang  dieser  unter  Forstverwaltung  stehenden  Moorfläcben 
wird  aof  28000  ba  angegeben. 
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jeuigen  im  Besitz  der  Domänen-  und  ForstTerwaltung  botiod- 
liehen  Miederangsmoore  nach  ihrem  Umfange  feetRostoUen, 
welche  rieh  m  Anlege  von  Demmkaltoren  nach  dem  eipiobta 
INmfKNi'Beben  Uebereandongssystem  eignen.  Nach  den  bezflg- 

licben  Erhebun^^en,  welche  jedoch,  wie  amtlich  herrorgehobt» 
ist,  auf  Vollstand it^keit  keinen  Anspruch  machen  können,  haben 
die  fraglichen  MoorflächeD  einen  Umfang  von  rund  663B  ha. 

Eine  grossere  Anzahl  der  im  einzelnen  namhaft  gemachtes 
MoorgrnndsjMIcke  wurde  sodann  toh  der  Moor-Versnchastatioii 
einer  grttndlicben  Unteranchung  nnterzogen  nnd  mit  der  Knl- 
ÜTierung  derselbeo  begonnen. 

In  der  Zeit  von  1884/87  sind  auf  fünf  Doniäuen,  nämlich 
in  Himnielstädt,  l-Iac^nw,  Dreetz,  Lobeofsuinl  und  Fienerode 
im  ^xanzen  219  ha  in  Moordämme  gelegt,  wofUr  aus  domanen- 
fiekalisehen  Fonds  den  betreffenden  Domänepächtern  Darlehen 
im  Gesamtbetarage  Ton  95829  M.  bewilligt  sind.  Es  m&dite 
wohl  anznnehmen  sein,  dass  die  hier  fraglichen  fiskalischen 
Moorflächen  in  nicht  femer  Zeit  Tollsiandig  in  moorwirtscbaft-' 
liehe  Benutzung  genommen  sein  werden. 

Dem  Vorgange  des  Staates  sind  in  noch  viel  weiterem 
Umfange  die  PriTaibesitzer  von  Moorlandereien  gefolgt  Ueber 
den  Um£sng  der  von  Privaten  ausgeführten  Knitaren  liegai 
«war  ziffbrmassige  nnd  anf  Vollständigkeit  Anspruch  machende 
Mitteilungen  s.  Z.  nicht  vor,  dass  aber  nach  dieeer  Richtang 
in  den  letzten  15  Jahren  bedeutende  Fortschritte  gemacht  sind, 
läsat  sich  nicht  nur  an  einzelnen,  genauer  bekai)nt  gewordeneo 
und  in  den  landwirtschaftlichen  Organen  besprochenen  um- 
fangreichen Kultoranlagen  ermessen,  sondern  namentlich  ancb 
an  der  Zahl  der  von  der  Moor*  Versuchsstation  anf  Eranchcn 
Ton  Privaten  ausgefDhrteii  üntersachnngen  von  Moorboden* 
proben,  deren  Zahl  sich  von  Jahr  zu  Jahr  steigert.  Es  betrog 
nämlich  die  Anzahl  der  mit  Rücksicht  auf  ihre  Eiji^nong  zur 
Anlage  Ton  Moorkulturen  geprüften  Bodenproben  1885  =  364, 
18S6  511  und  1887  ca.  700.  Beiden  im  Jahre  1889  unter- 
sachten  Bodenproben  handelte  es  sich  z.  B.  om  eine  Gesamt» 
fliehe  von  nicht  weniger  als  10  bis  11000  ha,  wovon  etwa 
2000  ha  anf  forst*  oder  domanenfisknlischen  Besita  kommen. 
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Allein  das  kalimtechnische  Bureau  von  Schweder  in  Grof^- 
Liehterfelde  hat  in  den  Jahm  1878  bis  1887  etwa  26000 
Morgen  Moor-DammknUaren  teils  fertig  gestellt,  teils  in  Ar- 
beit, teils  in  Vorbereitung.  Dasselbe  beschäftigt  täglich  mehr 
als  600  Arbeiter.  In  dem  Kreise  (Xsipnegnitz  allein  sind  auf 
verschiedenen  Kittergütern  in  den  letzten  .Jahren  ungefähr 
1200  Morgen  sehleebte  Moorwiesen  in  Moor-Dammkulturen 
Terwandelt  worden.  Einen  ferneren  Masssiab  Mr  die  Benr- 
teilnng  des  ümfangs  der  Moorknltnren  bildet  der  gesteigerte 
Absatz  von  Moorkultur-Hilfsstofifen,  insbesondere  von  Eainitf 
Thonjasöchlackennichl  und  I/dinphosphaten.  In  der  Zuuahiue 
dieser  Moorknltureu  zeigt  sich  in  augenialiiger  Weise  die  se- 
gensreiche Wirkung  der  wie  ein  Netz  fiber  ganz  Norddeutsch- 
land  verbreiteten  Moor-Yersnchsfelder  nnd  des  Vereins  l&r 
Moorknltnr,  welcher  es  sicli  znr  Ao%ibe  machte  fiber  erfolg- 
reich ausgeführte  Kulturen  Mitteilungen  zu  machen.  Die  Be- 
sitzer solcher  Moorkulturen  sorgen  selbst  für  weitere  Anregung, 
deuu  sie  können  mit  Recht  stolz  sein  auf  solche  Schöpfungen, 
in  welchen  sie  Tielfach  eine  Quelle  gefunden  zu  haben  glauben, 
den  landwirteehaftlichen  Betrieb  wieder  rentabler  zu  machen. 

Hinsichtlich  derjenigen  MoorflSehen,  welche  noch  ganz 
nnerschloseen  sind,  einem  bestimmten  lanflwirtBchaftlichen  Do- 
mänen- oder  Forstbezirk  nicht  zugeteilt  sind  oder  von  solchen 
i3€trieben  bequem  abgezweigt  werdeu  küuuen,  ist  das  Bemuhen 
der  preussischen  Staatsregiemng  darauf  gerichtet,  dieselben  an 
Private  zur  Begrfindnng  neuer  Ansiedelungen  nach  nnd  nach 
zn  veranssem.  Bisher  worden  diese  MoorflSehen  hauptsächlich 
in  der  Weise  ausgenutzt,  dass  sie  in  Zeitpacht  zur  Brandkoltnr 
oder  zum  Tortstich  an  Private  ausgewiesen  wurden. 

In  neuerer  Zeit  ist  man  hiervon  mehr  und  mehr  abge- 
gangen. Dagegen  ist  das  Bemühen  mehr  darauf  gerichtet 
worden,  ältere  Moorkolonate,  welche  hier  nnd  da  entstanden 
sind,  dnrch  Answeisnng  genfigender  Moorflächen  dauernd  exi- 
stenzfähig zu  machen  und  durch  Anlage  von  neuen  oder  Fort^ 
fOhrung  iiltor  Kanäle  in  die  wüsten  Moorflächeu  diese  zum 
i?'ehubetrieb  geeignet  zu  machen. 

Die  in  dieser  Kichtung  vom  preussischen  Staate  entl'altete 
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Thätigkeit  läest  sich  im  allgemeinen  wabrnehmeu  aus  den  ihm 
hieraus  erwachsenen  Einnahmen  und  Ausgaben,  Aus  deu  ost- 
üriesischeu  Domauialmooren  z.  B,  htX  der  Staat  von  1867  bii 
znm  Rechnungsjahre  1886/87  im  ganzen  1 312  697  M.  Tereit- 
nahmt.  Darunter  sind  enthalten  441443  .M.  JEaa^eldcr  fDr 
▼erkaafte  Moorländereien.  In  der  angegebenen  Zeit  worden 
im  ganzen  4255  ha  verkauft,  worunter  1592,«  ha  Fehn^ninH- 
stücke.  Verausgabt  wurden  in  der  Zeit  etwa  1400000  M., 
darunter  für  Erweiterung  des  Kaualneti^s,  Unterhaltung  der 
angelegten  Kanäle,  für  Anlage  nnd  Verbeasemng  von  W^gen 
943906  M. 

Fiakaliache  Fehnkanäle  sind  angelegt:  im  Kreise  Leer  d« 
Nord-  nnd  Sftd-Georgsfehn-  nnd  der  Holterfehns-Kanal,  im 

Kreise  Aurich  der  Kanal  hinter  Moordort  im  Vh  torbur-Tannen- 
hauser-Meerhuser-Moor,  ferner  der  Kanal  bei  Vossbarg,  welcher 
sich  vom  Spetzerfehn-Kanal  abzweigt.  Diese  Kanäle  weideo 
je  naeh  BedQrfnis  und  der  Nachfrage  nach  Fehnkolonaten 
weiter  gefthrt  Im  Anschlnss  an  den  Ems-Jade-Kanal ,  wel- 
cher dorch  die  grössten  Moore  Ostfrieeknds  führt,  wird  dort 
ein  Yollständigeä  Kanalnetz  für  die  wirtschaftliche  Erschliessuug 
dieser  Mourßächeu  yolleiidet. 

Die  an  den  ausgebauten  Kanälen  ausgewiesenen  äteilea 
m  Fehnkolonaten  haben  anfänglich  keinen  grossen  Znsproek 
gefanden ,  weil  die  Preise  des  Torfe  zu  niedrig  waren.  Zar 
Vermeidung  einer  zu  grossen  Konkurrenz  im  Torfhandel  ui 
ea  auch  iiiciit  rätlich,  dü^a  mit  einemmale  zu  viel  Fehiikolo- 
uate  begründet  Nverden.  In  den  Jahren  1884/88  sind  \un  ueu 
in  reichlicher  Zahl  zur  Verfügung  stehenden  Kolonatteüen  im 
ganzen  nur  37  mit  einer  Oesamtfläche  von  141,»  ha  zum  Ver* 
kauf  gekommen. 

HinsichtUeh  der  Anlage  von  neaen  Moorkolonien  in  gros- 
serem Massstabe  ist  in  den  letzten  Jahren  das  Interesse  we- 
sentlicb  auf  folgende  Moorgebiete  gerichtet  gewesen. 

1.  Das  im  Norden  des  Regierungsbezirks  Osnabrück  zwi- 
schen Oldenburg  nnd  der  Ems  belegene  Moorgebiet,  an  dessen 
nMlicher  Grenze  die  alte  blQhende  Kolonie  Papenbnig  li^ 
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and  welches  im  Sfiden  and  Sfidoeten  yom  Hfimmliog  be- 
grenzt wird. 

2.  Das  links  der  Ems  zwischen  dieser  und  der  LoUiliuli- 
schen  Grenze  belegene  Moorgebiet,  welches  den  hauuoverisch- 
preussischen  Auteil  am  Boartant^er  Moor  bildet. 

3.  Das  östlich  von  der  Stadt  Aurich  bis  znr  oldenborgi- 
schen  Landesgrenze  sich  erstreckende  Moorgebiet 

4.  Mehrere  in  Ostprenssen  bel^ene  Moorflachen  hei  La- 
bian  nnd  im  Kreise  Heydekmg. 

Bei  Wiederaufnahme  der  Moor  -  Kolouisatiousthätigkeit 
lag  es  nahe,  dass  mau  da  ansetzte,  wo  bereits  blühende  Ko- 
lonien ins  lieben  gerufen  waren.  Da  kam  denn  in  erster 
Linie  das  Torstehend  unter  No.  1  bezeichnete  Moorgebiet  in 
Betracht.  Ss  war  hier  der  Plan  ansEnfÜhren,  die  bei  Anlage 
der  Kolonie  Papenburg  vollendeten  Kanäle  weiter  in  das  on- 
erschlossene  Moor  bis  zn  dem  am  Hümmling  belegenen  Borger- 
Wald  auszubauen ,  um  dadurch  gleichzeitig  auch  für  dm  bis 
dahiu  abgeschlossene  Gebiet  des  Hümmlings  einen  leichten 
Verkehrsweg  zu  schaffen.  Es  wurde  der  sogen.  Splittings- 
Kanal  gebaut.  In  Verbindung  damit  wurde  auf  den  dort  be- 
legenen, in  ungeteilter  Gemeinschaft  befindlichen  Mooiflachen 
die  GemeinheitsteOung  ausgeführt,  so  dass  jeder  Besitzer  im 
Jahre  1881  seinen  Anteil  zugewiesen  erhielt.  Sobald  dieses 
geschehen  war,  ging  es  dort  mit  der  Kolonisation  schnell  vor- 
wärts. Eine  grosse  Anzahl  von  Interessenten  sah  sich  alsbald 
▼eranlasst,  ihre  alten  Wohnplätze  aufzugeben  und  sich  auf 
ihren  neuen  Abfindungen  an  den  neuen  Kanal  anzusiedeln. 
Bereits  im  Jahre  1886  waren  infolge  dessen  35  solcher  neuen 
Niederlassungen  in  der  Nähe  des  Börgerwaldes  begründet.  An 
diesem  Öplittint^skaiial  werden  wir  in  der  Zukunft  sehr  bald 
kräftig  empor  blühende  Gemeinwesen  entstehen  sehen. 

Die  Erschliessung  des  zwischen  der  Ems  und  der  hollan- 
dischen Grenze  sich  hinziehenden  Moorgebiets  hat  die  preussi- 
sche  Regierung  mit  einem  Kostenaufwande  von  rund  15  Mil* 
Honen  Mark  ausgeführt.  Es  sind  dort  ein  Hauptkanal  —  der 
Süd- Nord-Kanal  —  welcher  das  Moor  von  Süden  nach  Norden 
mitten  durchschneidet,  sowie  yier  Qnerkanäle  gebaut,  welche 
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nach  der  einen  Seite  dat  Moorgebiet  mit  der  Ems,  nach  der 
aüderen  Seite  aber  mit  dem  holländischen  Moor-Kaual-System 
in  Verbindung  bringen.  In  ihrer  vollständigen  Vollendung 
werden  diese  Kai^le  eine  Längenausdehnung  von  ca.  102  km 
haben  f  wovon  auf  den  Süd-Nord-Konal  allein  etwa  46  km 
entfallen.  Die  Tier  Anachln w^Kan&le »  welche  gemSaa  einem 
zwischen  dem  Deotsehen  Reiche  und  den  Niederlanden  unter 
dem  12.  Oktober  1876  getroffeneu  Uebereinkoniiiien  ausgebaut 
sind,  wareu  bereits  1887  sämtlich  vollendet.  Der  Uauptkaual 
zweigt  vom  lOnis-Vechte-Kaoal  unweit  Bakelde  ab  und  läuft 
durch  das  Bourtanger  Moor  parallel  der  Ems  bis  zum  Anschlnsa- 
Eanal  Haren-Rfilenbrock«  Durch  dieees  Eanal-Sysiem  ist  die 
Hauptrorbedingung  fllr  die  in  Aussicht  genommene  Kultur  und 
KolonisieruDg  dieses  grös^ten  zusammenhängenden  preussischen 
Moor^ebiets  geschaffen.  Das  hier  erschlossene  Moorgebiet  hat 
eine  Fläche  von  9  Quadratmeilen.  In  Kultur  kanu  dieses  Qe« 
biet  nur  genommen  werden  durch  neue  Ansiedelungen  längs 
der  geschaffenen  Kanäle.  Von  der  Begrandnng  Ton  Fehnkolo- 
nien muss  aber  hier  abgesehen  werden,  da  keine  Aussicht  auf 
lohnenden  Torfabsatz  vorhanden  ist.  Es  liegt  vielmehr  im 
Plan,  die  neue  >llocLmoorkultur<  auf  diesem  Gebiet  in  weitem 
ümfange  zur  Ausführung  zu  bringen.  Um  den  Kolonisten  den 
Erfolg  dieser  Kulturart  vor  Augen  zu  führen,  entschloss  man 
sich  im  Jahre  1886  inr  Anlage  einer  Moor^Versuehs-Muster* 
Wirtschaft,  (Iber  welche  auf  S.  476  berichtet  isL  Dieselbe  wurde 
mitten  in  dem  Mooigebiete  in  der  Gemarkung  Gioss-Fnllen  ei^ 
richtet 

Mit  der  Begründung  der  ersten,  auf  rationelle  Moorvvirt- 
schatt  sich  gründenden  Kolonie  im  Bourtanger  Moor  ist  nun 
aunachst  die  hannoverische  Provinzialständische  Verwaltung 
Torgegangent  welche  es  als  ihre  Aufgabe  betrachtet  hat|  mit 
den  ihr  sur  VerfOgung  stehenden  Ptovinsialmitteln  in  der  Weise 
fordernd  in  die  Moorkolonisationsfrage  einzutreten,  dass  sie 
mitten  iu  dem  Moore  eine  Musterkolonie  ins  Leben  ruft 

Dieses  neue  Kulturwerk  der  hannoverschen  Pro vinzial Ver- 
waltung ist  in  schneller  AusftibruDg  begriffen  und  wird  sich 
würdig  deijenigen  herrlichen  Kulturschöpfung  anachliessen, 
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welche  von  derselben  VerwaUunrr  mitten  in  der  Lfmeburger 
Heide  durch  AufiforstuDg  einer  Fläche  von  gegen  13  000  Mor- 
gen  YoUendet  worden  ist.  Nach  dorn  der  21.  Landtag  der  ProvinK 
HannoTer  am  28.  Oktober  1887  auf  Grnod  einer  lichtroUen 
übeneagenden  Denlnchrift  *)  fiber  das  Gelingen  und  die  Be* 
deatnng  einer  solchen  Kolonie  den  Beschluss  gefasst  hatte, 
eine  Fläche  von  433  ha  in  dem  Hochmoore  der  Geniarknnpf 
Gross-Fulien  zu  erwerben  und  diese  Fläche  zur  Anlage  einer 
Masterkolonie  zu  verwenden,  wurde  sofort  in  Verhandlnngen 
fiber  den  Erwerb  einer  solchen  Fläche  eingetreten.  Für  die 
Geeamtanlage  wnrde  ein  Betrag  ^on  400000  M.  bewilligt 
Hierron  sind  für  den  Ankauf  der  Moorfläcbe  101  248  M.  ver- 
wendet, wahrend  der  Rest  für  die  eigentlichen  Moorkultur- 
und  Kolonisationsarbeiten  zur  Verfügung  steht.  Mit  der  Kultur 
der  von  der  Provinzial-Yerwaltnng  in  Besitz  genommenen  Fläche 
konnte  nm  so  schneller  vorgegangen  werden,  als  in  dieser  Be- 
siebtuig  in  der  benachbarten  Venmchs-Mosterwirtschaft  bereits 
ansreicbende  Erfahrungen  gemacht  waren.  Die  ganze  FlSche 
ist  in  42  Koloaate  abgeteilt  und  wird  in  dem  im  November 
1889  von  dem  sachkundigen  Leiter  dieses  Unternehmens,  dem 
Provinzial-ForstmeisterQuo^^-jPas^m,  welcher  sich  diesem  wich- 
tigen Werke  mit  grosser  Liebe  nnd  vielem  Geschick  widmet, 
erstatteten  Bericht')  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dass  die 
Amtlichen  Kolonate  in  etwa  6  bis  7  Jahren  an  Kolonisten 
vergeben  sein  werden.  Dieser  erste  grosse  Versuch  einer  Moor- 
kolonisierung  auf  Grundlage  der  Hochmoorkultur  kann  heute 
schon  als  unbedenklich  zur  Nachahmung  empfohlen  werden. 

Durch  das  dritte  grössere  Eolonisationsprojekt  soll  das 
»Grosse  Wies-Moort,  welches  eine  Fläche  von  anniihemd 
10200  ha  hat,  nach  nnd  nach  aufgeschlossen  werden.  Dieses 
Moorgebiet  wird  iu  einer  Lüuge  von  10  km  von  dem  Ems- 

1)  Deukachrift,  betreüend  die  ErwerbuDg  einer  grösaeren  Moorfläcbe 
am  Süd-Nord-Kanal  seitens  der  hannover'Bchen  Provinzial-VerwaltnDg 
Zwecks  Anbahnung  der  Koloniaation  im  Boortaoger  Moore  nad  Hebung 
der  Hochmoorknltor. 

2)  Beiidlit  ftber  den  gegenwftitigeii  Staad  der  Koloniiationiarbeitaa 
auf  dem  Prarimkiliiiom  am  St^-Nord-Kaaal  vom  November  1889. 
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Jnfle- Kanal  (lurchschnitien.  Das  Moor  hat  eine  wechselnde 
Tiefe  yod  2—9  m,  im  Mittel  3  m.  Diese  grosse  Moorfläche, 
▼on  welcher  1321  ha  nördlich  yom  Kanal  helegea  sind«  worde 
hisher  nur  durch  Verpachtung  zu  Brandknltnr  und  Torfgewin- 
nung genutzt.  Jetzt  soll  das  Moor  «Inrch  Kolonisten  in  ra- 
tionelle landwirtscbaftliclie  Kultur  genommen  werileo,  und  zwar 
soll  auch  hier  von  der  Febnkultur  abgesehen  werden,  und  sollen 
die  Denen  Erfahrungen  anf  dem  Gebiete  der  Hochmoorknltar 
in  Anwendung  kommen.  Für  das  Gelingen  dieses  Planes  sprichl 
Tor  allem  der  Umstand,  dass  die  Kolonisten  in  der  Lage  sein 
werden,  aus  allernächster  Nähe  den  in  Wilbelrasbafeu  in  grossen 
Menden  ausgebaggerten  Seescblick  auf  billigstem  Wege  zu  be- 
ziehen. 

Die  Ausführung  dieses  Kolonisatiooswerkes  wird  direkt 
vom  Staate  in  die  Hand  genommen  und  erfolgt  aul  Grund 
eines  von  der  General-Kommission  in  Hannover  Qberana  sorg- 
faltig ausgearbeiteten  Besiedelungsplanes 

Was  eudlieh  die  Moor-Kolouisationspläne  auf  den  Mooren 
Ostpreussens  anlan^,  so  ist  dara?!  zu  erinnern,  dass  die  dor- 
tigen äskalisciien  Moorgebiete  zum  überwiegenden  Teile  (mit 
mehr  als  28  000  ha)  der  Staats- Forstverwaltung  unterstellt 
sind,  welch'  letztere  der  Kolonisation  ihr  lebhaftes  Interesse  zu- 
wendet. Die  Moorflachen  liegen  vorzugsweise  sOdlich  und  öst- 
lich vom  kurischen  flaff.  Hier  liegen  bereits  Moorkolonien, 
die  ein  Alter  von  mehr  als  hundert  Jahren  haben.  Die  Ko- 
lonisten nehmen  das  unabgetorfte  Hochmoor  sofort  in  Kultur 
und  bauen  vorzugsweise  Kartoffeln,  Zwiebeln  und  andere  Garten- 
gewächse. Diese  Kolonate  sind,  da  sie  Dfinger  bedürfen,  nor 
lebensföhig,  wenn  die  Gelegenheit  zur  Anpachtung  von  Gns- 
wuchs  vorhanden  ist,  um  ihren  notwendigen  Viehstand  zu  er- 
halten. Die  Forstvtrwaltuug  hüt  daher  ihr  Augenmerk  ins- 
besondere darauf  gerichtet,  Wiesengründe  zu  Schäften,  die  sieb 
durch  leichte  Besandung  der  Niederungsmoore  herstellen  lassen* 
In  der  Nähe  der  Moore  sind  meist  grosse  fiskalische  Wiesen- 
flauen  vorhanden. 

l)  Anlage  2  zum  Protokoll  der  24.  Sitzung  der  Zeuiral-Moor-iiom- 
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In  nenoBter  Zeit  ist  nun  die  Besiedelnng  des  im  Kreise 
Beydekrug  belegenen  »Angstamaller  Moores«  geplant.  Dieses 

llbkalische  Moor  umtasst  etwa  4000  ha.  Der  Grund  und  Boden 
soll  hier  in  Form  von  Rentengütern  herge^^eben  werden.  Das 
Projekt  ist  so  weit  yorgeschritten ,  dass  Anfang  Januar  d.  J. 
bereits  die  Termine  stattgefunden  haben,  in  welchen  die  Er- 
werbsbedingnngen  bekannt  gegeben  sind. 

Bei  den  Torstebenden  tbaisSchlichen  Mitteilungen  haben 
wir  nns  auf  die  beiden  im  Westen  und  Osten  belegenen  Hanpt- 
moorgebiete  beschrankt.  Es  ist  aber  darauf  hinzuweisen,  dass 
auch  in  anderen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie,  insbe- 
sondere in  Schleswig-Holstein,  Pommern  und  Schlesien,  sowie 
in  den  GxosshenBOgttlmeni  Oldenburg  und  Mecklenburg  die  Kul- 
ÜTiernng  der  dort  belegenen  Moore  eifrig  in  die  Hand  genom> 
men  worden  ist.  In  Oldenburg  sind  mit  TerhSltnismtoig  ge- 
ringen Mitteln  grosse  Kulturen  ausgeführt,  welche  als  Vorbild 
dienen  können.  Für  Schlesien  ist  die  Errichtung  einer  heso  i 
deren  Moor- Versuchsstation  in  Anregung  gebracht.  Der  schle- 
siscbe  ProTinziaÜandtag  bewilligte  1884  einen  Betrag  von 
1000  Mk.  zn  den  Kosten  einer  wisBenschaftlicben  Untersuchung 
der  scblesisehen  Moore.  Von  Seiten  des  Msidenten  der  schle- 
siscben  Gesellschaft  für  vaterländische  Kultur  wurde  dem  Land- 
tage eine  Denkschrift  über  die  Moorkulturfrage  überreicht. 

Süliluss. 

Nach  der  vorstehenden  Abhandlung  wird  man  fiber  die 
Bedeutung,  den  gegenidiriigen  Stand  und  die  Zukunft  des 
Moorkultnr-  und  Eolonisationswesena  folgende  S&tze  aufstellen 

können. 

Die  wirtschaftliche  Erschliessniirr  der  im  Deutschen  lieiche 
belegenen  Moorflächen  ist  erst  in  neuerer  Zeit  in  grossem  Um« 
£uige  energisch  und  planmässig  in  Angriff  genommen  worden. 

In  Frage  stehen  hierbei  noch  sehr  nmüuigreiche,  Hun- 
derte von  Quadratmeilen  bedeckende  Flachen  des  TaterlSndischen 
Bodens,  welche  bisher  zum  Teil  noch  vollständig  un erschlossen 
waren  und  nur  geringe  oder  gar  keine  Erträge  abwarfen. 

Hauptsuel  dieser  neuen  Landeskultur- Auf  gäbe  ist:  Ver- 
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Wandlung  der  ertraglosen  öden  Moorflächen  in  Acker-,  Wiesen- 
und  Weideland  oder  in  Forsten;  dadarch  allmähliche  Ein- 
schränkung der  unwirtaehaftlichen  älteren  Moorbrandkultnr 

und  des  dadurch  heryorgerufenen  ISstigen  und  schSdlichen 

Moorrauchs;  Erbühuuü;  iler  nationrilen  landwirtschaiilichen  Pro- 
duktion; Nutzbarmachung  insbesondere  der  iiskalischeu  Mcoi- 
fiächen;  Begründung  neuer  Nahrungs-  und  Erwerbsstelien  durch 
Kolonisierung  der  unbewohnten  Moorflächen. 

Nach  dem  heutigen  fortgeechrittenen  Stande  der  Moor- 
kulturtechnik  wird  bei  der  Frage  der  wirtschaftlichen  Nuti- 
barmachung  der  Moortläcben  die  industrielle  Ausbeutung  der 
Moorgründe  vor  der  landwirt?c!iaftlicbeu  Bewirtschaftung  der- 
selben iu  den  Hiutergruud  treteu  müssen. 

Die  grossen  Verschiedenheiten,  welche  die  Moorflacfaen 
unter  sich  nach  Lage«  Beadiaffenheit  und  Ausdehnung  auf- 
weisen, bedingen  die  Anwendung  ▼erschiedener  Kulturmethoden, 
bei  deren  richtiger  Wahl  und  sweekmässiger  Ausführung  dem 
Moorboden  sehr  hohe  iundwirtäcbaftiicbe  Reinerträge  abge- 
wonnen werden  können. 

Gegenüber  den  älteren  Moorkulturmethoden,  der  Brand- 
und  Fehnkultur,  haben  sich  in  neuerer  Zeit  lun  erfolgreichsten 
die  Moor-Dammkultnr  und  die  flochmoor-Kultur  erwiesen. 

Beide  Kultnrmethoden  bedingen  die  Anwendung  künst- 
licher mineralischer  Düngemittel  und  Erden  in  grossen  Mengen, 
insbesondere  von  Ivainit,  Thoraa*;schl  icke,  Seescblick,  Sand.  Alle 
diese  uud  andere  in  Betracht  kommende  Materialien  finden 
sich  in  grossen  Lagern  auf  und  'm  unserem  vaterländische 
Boden  aufgeschichtet  und  haben  durch  den  Fortgang  dea  Moor- 
kulturwesens eine  bedeutende  Wertsteigerung  erfahren. 

Durch  Anwendung  der  Moor-Dammkultur,  welche  sich  am 
geeignetsten  nur  für  die  Klasse  der  Ni<Mlpi  ungs-  oder  Grflnlands- 
moore  bewährt  bat,  sind  bereits  zahlreiche  und  zum  Teil  auch 
umfänglich  bedeutende  Moorgrundstücke  auf  einen  hohen  Stand 
der  Ertragfähigkeit  gebracht  worden. 

Die  Methode,  nach  welcher  die  Hochmoore  in  Acker-  und 
Wiesengründe  tn  legen  sind,  hat  erst  in  neuester  Zeit  nach 
vielen  wissenschafUicheu  und  praktischen  Versucbeu  liire  i  e^t- 
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stelloDg  gefanden.  Auf  Grund  des  festgestellten  Ergebnisses 
kann  nnninebr  auch  mit  der  landwirtschaftlichen  Kultur  der 
Hochmooriiächeu  begonnen  werden. 

Die  Enlimerung  dieser  Hochmoorgebiete  lässt  sich  im 
aUgemeinen  nur  in  Verbindung  mit  einer  gleichzeitigen  Ko* 
lonisieraiig  derselben  ansltthren. 

F0r  eine  erfolgreiche  Eolonisiemng  der  wichtigsten  and 
ans^edehntesteu  Hoclunoorgebiefce  sind  die  wesentlichsten  Vor- 
bedingungen und  Grundlagen  durch  den  Ausbau  emes  ausge- 
dehnten, den  Verkehr  in  und  mit  diesen  Gebieten  ?ermitteln- 
den  Eftnalsjstems  geschaffen. 

Anf  einigen  von  diesen  Hochmoorgebieten,  insbesondere 
am  Splittingskanal,  Sfid-Noid-Kanal  sowie  anf  mehreren  ost- 
preussischen  und  oldeuburgischen  Moordistrikteii  hat  die  auf 
die  ueuere  Hochmoorkultur  gegründete  Kuloiiisation  bereits 
einen  guten  und  gedeihlichen  Anfang  und  Fortgang  genommen. 

Als  Baaptförderer  der  Moorknltar  und  Moorkolonisation 
im  Dentseben  Reiche  bat  sieb  die  prenssische  Staatsregiemng 
erwiesen. 

Die  hervorrageudstco  persönlichen  Verdienste  um  die  Moor- 
kultur-Wissenschaft haben  sich  erworben  lümpau  als  £rüuder  ^) 

1)  Während  Mimpau  mit  vollem  Recht  alleraeits  ala  derjenige  an- 
geseheu  wird,  welcher  zuerst  im  Jahre  1862  eine  rationelle  Moorkultur 
auf  geinem  Gute  durch  Bedeckung  des  Moorbodens  mit  Sand  praktisch 
und  mit  bekanntem  günstigen  Erfolge  eingerührt  lud,  war  ea  Professor 
Dr.  Ahxander  Müller,  damals  in  Stockboliu,  jetzt  m  f^erlin  ,  welcher 
einige  Jahre  vorher  diese  Kiilturmethode  t  ii  c  o  r  e  t  i  a  c  ii  in  voUkommeu 
faaslicher  und  erschöpfender  Form  erörtert  hat.  In  einem  von  dem  letz- 
teren im  Jahre  1859  auf  Grund  einer  eiogebenden  Untersuchnng  der 
Moore  Schwedens  an  die  Ökonomische  Qesellsohaft  in  Oeitriketland  er- 
statteten, später  im  Heft  1  des  XIL  Jahrgangs  1861  der  Ton  Pteftwor 
SiöMafdt  hsramgegehenen  »Zeitaohrift  für  deutidie  Laadwirtec  abge- 
dziickten  Beriehte*  weldker  Simpau  nicht  nabekaiiat  geblieben  sein 
dOrfle,  faitt  der  Beriefatentatter  nach  einer  eiogebenden  und  lichtYollen 
DarstelliiDg  dei  Pflaoienlebsns  bei  Bildnng  der  Moore,  seine  Ansieht 
Ober  Moorknltiir  dabin  snsammen :  »dass  das  Moornaeh  Toransgegaogener 
passender  Entwftssenmg»  Abfftnmaag,  Breonen  nnd  DOngimg  mit  atka- 
lisohen  Snbstansen»  mit  einer  dfiaaen  Lage  fmohtbarsr  Erde  bedeckt 
werden  solL  Ein  besserer  Moorboden  kann  dann  sogleich  mit  Getreide 
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der  Moor-Dammkultur,  der  Professor  Dr.  Fleischer  und  Dr.  Sül- 
feld &h  Leiter  bezw.  Beamte  der  Moor- VersucbsstatioD  in  Bremen. 

In  Betreff  der  Moorkolooisation  gebührt  dem  Provinsial- 
fofstmeisfcer  Quaei-Faslem  In  Hannover  das  Verdienst,  dan 
derselbe  mit  grosser  Sachknnde,  aasserordentllebem  Gksehiek 
und  mit  Liebe  zur  Sache  im  Auftrage  der  provinzialständischeii 
Vt  i  waltunf^  im  Gr.  Fullener-Moor  eine  auf  rationelle  Grund- 
lage gestellte  Kolonie  ins  Leben  gerufen  hat,  die  berufen  sein 
soll,  den  späteren  im  Bourtanger-Moor  sn  begrfindenden  Ko- 
lonien als  Muster  xa  dienen. 

Der  »Verein  f&r  Moorknltnr«  darf  sieh  das  Verdiensl 
beimessen,  dsss  er  dnrdi  das  gemeinsame  Wirken  zahlreicher, 
wissensclialt lifh  und  praktisch  im  Moorkulturwesen  wohl  be- 
wanderter Miinuer  Verständnis  und  Interesse  für  diese  grosse 
Laudeskultur-Frage  verbreitet  hat. 

Im  ganzen  betrachtet,  ist  dieses  grosse  nationale  Werk 
binnen  kurzer  Zeit  tiberans  schnell  gef5rdert,  und  es  besteht 
die  Hoffnung,  dass  dasselbe  in  absehbarer  Zeit  seiner  Vollen- 
dung entgegen  geführt  werden  wird,  daRs  dadurch  die  natio- 
nale Produktion  von  landwirtschaftli'  Ik  ii  Gütern  um  einige 
hundert  Millionen  neuer  Werte  gehoben  und  in  vielen  neuen 
Nahrungsstellen  eine  nach  E  underttausendeu  zählende  Be?51ke> 
rung  eine  selbstftndige  zufriedene  Existenz  finden  wird. 

üm  den  Fortgang  dieses  grossen  nationalen  Landeskultoi^ 
Werkes  Überschauen  zu  können  und  das  Verständnis  dafür 
iiüiiier  weiter  zu  verbreiten,  erweist  es  sich  als  ein  Bedürfnis, 
dass  alles,  was  auf  dieseiu  lieljiete  ueu  geschaffen  wird,  eiue 
Zusammeufasäuug  findet  in  einer  für  das  ganze  Deutsche 
Reich  einheitlich  durchgeführten,  das  gesamte  Gebiet  des 
Moorknltur-  und  Moorkolonisationswesens  umfassendenStatistik. 
Da  das  MoorkuUurwesen  schon  in  seinem  gegeu wartigen  Um- 
fange eine  sehr  bedeutende  Rolle  in  unserem  nationalen  Wirt- 
schaftsleben nach  verschiedenen  Richtungen  spielt,  so  ist  zu 
hoffen,  dass  dem  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Statistik,  welche 
nicht  schwer  zu  erlangen  sein  würde,  bald  Genüge  geschehen  wird. 

oder  mit  edleren  Oranorten  betftet  werden«  Hiernaoh  beginnt  die  le- 
geboMge  Fhiobifoige  mit  saweilen  erfolgender  Mineraldflngang.« 
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Id  den  Torhaiideiieii  systematischen  Lehrbttcheni  über  die 
Nationalökonoinik  der  Landwirtschaft  hat  das  allgemein  Wis^ 
senswerte  Ober  die  Moorknltor,  welche  sich  in  neaester  Zeit, 

wie  ans  vorstebeDder  Abhandlung  ersehen  werden  mag ,  zu 
einem  so  bedeutenden  Zweige  des  laiid Wirtschaft lichon  Betriebes 
entwickelt  hat  und  daher  in  der  Oekonomik  des  Ackerbaues 
ein  gewichtiger  Faktor  geworden  ist,  noch  keine  der  Bedeutung 
des  Gegenstandes  entsprechende  Beachtang  und  systematische 
Eingliederung  gefunden.  Vollkommen  wahr  aber  ist,  wie  die 
▼erstehende  Darstellung  ergiebt,  das  kurze  Wort,  welches  über 
den  exbnisiven  und  intensiven  Ackerbau  handelt,  Boscher^s*): 
>Noch  jetzt  liaben  wir  in  unseren  norddeutschen  Moorkolo- 
nieu  die  bequemste  Gelegenheit,  den  Uebergang  von  den 
rohesten  Feldsystemen  zu  den  kultiTierteren  mit  eigenen  Augen 
KU  beobachten  c. 

Die  national5konomische  Bedeutung  der  neuen  Moorkultur- 
Bysteme  liegt  namentlich  darin,  dass  man  hierbei  unter  Ver- 
wendung grosser  Mengen  mineralischer  liinijremittel,  über  deren 
fast  unerschöpfliches  Vorhandensein  im  vaterländischen  Boden 
man  erst  in  neuerer  Zeit  sich  Rechenschaft  abgelegt  hat, 
schnell  vom  eztonsiTsten  zum  intensi?8ten  landwirtsch^licben 
Betriebe  hat  schreiten  können  und  femer,  dass  es  auf  Grund- 
lage dieser  Systeme  möglich  geworden  ist,  dem  bisher  bewirt- 
schafteten Kulturlande  sehr  ausrredehnte  Flächen  bisher  öden 
und  ertraglosen  Moorbodens  hinzuz,uiügen ,  ein  unschätzbarer 
Gewinn  für  ein  Land ,  in  dem  die  Bevölkerung  mit  Riesen- 
schritten sich  vermehrt. 

Von  welcher  Wichtigkeit  dieser  Umstend  gerade  f&r  die 
allgemeine  Wissenschaft  der  Nationaldkonomik  des  Ackerbaus 
ist,  erhellt  daraus,  dasn  vor  nicht  zwei  Jahrzehnten  in  der 
Wissenschaft  angenoiiinipn  wurde,  dass  die  Landkraft,  wenn 
nicht  als  ganz,  doch  aiti  beinahe  unverstärkbar  anzusehen  sei. 
Heute  ist  die  Meinung  darüber  eine  andere. 

Kaum  jemals  dürfte  die  Geschichte  namentlich  des  deut- 
schen Ackerbaus  solche  Fortsehritte  in  der  Ertragsteigerung 
des  Bodens  aufzuweisen  vermögen,  wie  sie  neuerdings  durch 
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die  mineralische  Befruchtung  des  seiDem  Ur- 
sprung nach  —  Tegeiabilischen  —  Moorbodens 
er  sielt  worden  isi 

Die  Statik  der  Landwirtschaft  hat  durch  die  Moorkul- 
turen eine  ^rrossr  l^lt  reicherung  und  Vertiefung  ihrer  Lehren 
gefunden.  Mau  vergegenwärtige  sich  nur,  in  weichem  Um- 
fange darch  die  zur  Ausführung  gelangten  Kulturen  eine  Be- 
reicherang der  znm  Ackerbau  herangeiogenen  Moorflacbeo  mit 
den  unentbehrlichen  Fflanzennahrungsstoffsn :  PhosphonAure, 
Salpetersäure,  Kali  etc.  stattfindet,  und  wie  diese  Stoffe  auch 
yermittelst  der  Viehwirtscbaft  etc.  in  den  ewigen  Wechselkul 
der  landwirtschaftlichen  Oekouomie  gesetzt  werden. 

Alles  in  aiiem  wird  sonach  die  Lehre  über  die  Kultur  der 
Moorfläehen  in  der  national-Ökonomischen  Wissenschaft  eine 
grössere  Beachtung  finden  mOssen.  Wenn  es  mir  gelmigeD 
sein  sollte,  mit  der  von  mir  den  wissensehafÜicheD  Erdscn 
dargebotenen  Arbeit  nach  dieser  Richtimg  eine  Anregung  ge- 
gegeben und  einen  verwertbaren  Beitrag  hierzu  geliefert  zu 
haben,  so  würde  der  Zweck,  den  ich  dabei  im  Auge  gehabt 
habe,  erflQllt  sein. 

Charlotten  bürg,  im  April  1891. 

August  Fäog. 
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Von  Dr.  tt.  SabUiid. 


Nach  Soetheer  wurden  in  dem  Jahrzphnt  1851  bis  1860 

2ÜÜ6CXX)  kg  Gold  gewouueu,  wovon  385  000  kg  eine  nicht 

mODetare  VerwendiiDg  &nden.  1  621 000  kg  blieben  für  Wäh* 

rangszweeke  der  Kolturstaateo  raemert  Dtmn  trat  eioeVer- 

BchiebaDg  in  der  Weise  ein,  dass  betrag: 

iodenPenodeii  «oldgewin-  diemclitmoaetare  ODdiofilriiioneteie 
iuucutociwuvu  jj^j^^  Verwendnng     Zwecke  wbheben 

1861—1870    1 900000  kg    877 000  kg     1 023000  kg 
1871—1880    1732000  >      958000  >        774000  » 

1881  —  1885      746  000  »      574  000  >         172000  » 
In  Trozeiiteu  der  Gesamtproduktiou  aasgedruckt  betrug  also 

in  den  Perioden      mooetÄre  VerwenduDg        uiQuetare  Verwenduog 

1851—1860  80  %  20  % 

1861—1870  54  »  46  » 

1871—1880  51  »  49  > 

1881—1885  33  »  77  » 

Die  Nachfrage  nach  Gold  fttr  industrielle  nnd  ähnliche 
Zwecke  zeigt  sich  mithin  als  die  weitaus  energievollere.  Der 
Zufluss  zur  metallischen  Deckuni^  der  Kreditinstrumente  un- 
seres Verkehrs  wird  mit  der  geringeren  Goldausbeate  immer 
kleiner.  Und  wenn  die  Entwicklang  der  Dinge  noch  einige 
Zeit  80  weiter  geht,  dann  mflssen  im  Falle  internationaler 
kriegerischer  Verwickinngen  die  ValntaTerhaltnisse  nnd  Wechsel« 

1)  VgL  diew  ZeiUcluift  1891,  ii.  Heft,  MiueUen. 
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korse  auch  der  GoldwähnmgsUuider  recht  ernsten  firachfitte- 
rangen  ftosgesetzt  werden. 

FOr  die  Sicberstellnng  unserer  Goldwihmng  wird  deshalb 
▼ieles  auf  die  Beantwortung  der  Frage  ankommen :  wie  steht 

es  mit  der  Zukunft  des  Goldes?  Ist  der  Rück- 
gang in  den  jährlichenGoldertragnissen  ein 
Anzeichen,  dass  die  in  nerhalb  der  K  rd  r  inde 
eingelagerten  und  hier  anser  er  menschlichen 
Hand  erreichbar  werdenden  Goldlager  ihrer 
Erschöpfung  näher  kommen?  oder  giebt  es  an* 
dere  Ursachen,  welche  die  Gel d prodo k t ion 
unserer  Zeit  quantitativ  beuiuflussen  uud 
welcher  Art  sind  diese? 


Der  berühmte  Wiener  Geologe  JBduard  Süss  hat  bekannt- 
lieh im  Jahre  1877  ein  Werk  fiber  »Die  Zukunft  des 

Goldes«  ^)  publiziert,  welches  die  hier  aufgeworfeneu  Fragen 
zum  Get/enstande  liat.  In  mehr  oder  minder  eingehender  VV^eise 
werden  hier  die  einachiägigeu  Verhältnisse  und  Zustande  aller 
fünf  Erdteile  zusammenge&sst  Und  das  Besnltat  ist  für  das 
gelbe  Metall  kein  gOnstigea 

Ans  dem  Umstände,  dass  die  Gesamtmasse  des  lärdballs 
um  ein  Beträchtliches  schwerer  ist  als  die  Felsarten  der  Ober- 
fläche, wird  zuiiiiciist  gefolgert,  dass  die  schwersten  Stoffe  bei 
der  Bildung  unseres  Planeten  sich  mehr  gegen  dessen  Mitte 
hin  vereinigt  haben.  »Die  iu  den  grossen  Tiefen  der  Erde 
enthaltenen  Metalle  sind  aber  dem  Menschen  anznganglich, 
da  in  Terhältnismässig  geringer  Entfernung  unter  der  Erdober- 
fläche die  nach  abwärts  zunehmende  Temperatur  bereits  einen 
so  hohen  Gr;i(l  *  rrcichi ,  dass  der  Ahbau  bald  beiue  Grenzen 
finden  niuss.  \\  ir  würden  in  der  That  auf  der  Erde  das  Gold 
nur  als  eine  grosse  Seltenheit  kennen,  wenn  es  nicht  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  in  der  Form  sehr  heisser  Dämpfe 
durch  Spalten  der  Erdrinde  von  Zeit  zu  Zeit  aus  der  Tiefe 
emporgestiegen  und  in  Verbindung  mit  anderen  Mineralstoffen 

1)  3Ö9  Seiten. 
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iü  diesen  Spalten  zurückgeblieben  wäre.  Auf  ihnen  beruhen 
unsere  Gangbergbauten.  —  Nun  zersetzen  sich  die  Mineral- 
TerbindaogeD,  insbeeondere  die  Sulfate,  in  diesen  Gängen,  das 
nmsehlieBsende  Gestein  ?erwittert  und  es  entstehen  an  den 
Lehnen  der  Gebirge  nnd  in  den  Tiefen  der  Flussthäler  Ab- 
lagtiruDgen  von  Schutt-  nnd  Schwüminliind ,  welche  d^a  (  !old 
der  zersetzten  Uangteile  in  einer  leicht  gewinnbaren  Form 
enthalten.  Die  Ziffern  der  Statistik  lehren,  dass  der  Reichtum 
dieser  Art  Ton  Lagerstatten  es  ist,  welcher  einen  so  beträcht- 
lichen Teil  der  gesamten  Goldprodaktion  liefert  nnd  dass  ihr 
£rtrag  allein  massgebend  wird  fttr  die  Bearteilung  der  Wirt- 
schaft h'chen  Bedeutung  des  Goldes.  Die  Angabe  von  Whitney^ 
dass  etwa  90  %  des  in  der  Hand  des  Menschen  befindlichen 
Goldes  ans  diesen  Ablagerungen  und  nur  10  Vo  aus  Bergbauten 
kommen,  scheint  nicht  übertrieben  zu  seine  (S.  333).  —  Diese 
Ablagerungen  sind  aber  bei  ebem  energischen  Abban  rasch 
erschöpft  nnd  die  Zahl  and  Ausdehnung  der  im  Lanfe  der 
JahrUuöeuiJo  vuii  den  Menschen  bereits  ausgebeutttuu  Distrikte 
ist  so  gross ,  dass  wohl  weit  mehr  als  die  Hälfte  des,  mit 
den  jetzigen  Arbeitsmethoden  Krreich baren  dem  Schutt-  und 
Schwemmland  bereits  entnommen  nnd  in  den  Verkehr  ge- 
bracht worden  ist  In  den  wichtigsten  der  noch  nicht  er- 
sdiöpften  Regionen  herrschen  jedoch  klimatische  Verhältnisse, 
welche  ein  stilrmisches  Hinströmen  weisser  Arbeitskräfte  höchst 
uuwahisrlieitilich  machen  oder  ganz  verhindern.  Es  lässt  sich 
also  Termuten,  dass  nach  einiger  Zeit  die  Heftigkeit  der  Schwan- 
koBgen,  welche  die  Goldprodnktion  bisher  gekennzeichnet  hat, 
sich  mildem  wird,  aber  gleichzeitig  lässt  sich  anch  Torans- 
sagen,  dass  —  sei  es  nnn  ein  Jahrhundert  später  oder  früher 
—  der  Zeitpunkt  eintreten  muss,  in  welchem  die  Goldprodnk- 
tion auf  die  Ergebnisse  der  Gänge  angewiesen  sein  wird.  Da 
aber  jene  Gänge,  weiche  die  reichsten  AUuvieu  begleiten,  selbst 
nur  nnsieher  im  Abbau  sind  und  zum  grössten  Teile  bereits 
zugleich  mit  den  Goldfeldern  abgebaut  wurden,  wird  sich  dann 
die  Goldproduktion  aaf  eine  so  geringe  Menge  beschranken, 
dass  sie  in  dem  Sinne  der  Beurteilung  der  W&hrungsfirage  als 
erloschen  betrachtet  werden  muss  |^S.  357),  —  Das  Gold  wird 
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clsnn  mehr  and  mebr  aufb&ren ,  das  Tanscfamittel  der  Welt 

/II  sein,  und  nur  iortfahren,  die  Zierde  der  WoLIhabeudeu  zu 
bleiben  €  (S.  367). 

Das  etwa  ist  das  Gesamtresultat  der  ^Sufs'scheD  Unter- 
anclituigen  (S.  353  ff.).  Sein  Eindruck  war  sofort  ein  adur 
tiefgehender  aoch  dort,  wo  der  Boden  fOr  den  Glaaben  an  die 
▼orgetragenen  Satze  weniger  vorbereitet  gewesen.  (L.  Barn- 
berger  und  Ad.  Soetbeer  nahmen  von  gegnerischer  Seite  da- 
mals schon  eine  entschieden  ablebueude  Stellung  ein.)  I^am- 
berger  verööentlichte  im  J.  iH77  im  Band  XIII  der  9Deutschen 
Rundschau«  S.  129  fif.  eine  Abhandlung  über  »Das  Gold  der 
Zuknnft«.  £r  schöpft  seine  Zweifel  weniger  ans  dem  Teile 
der  iSibSs^schen  AnsflQhningen,  welche  dem  Ghebiete  der  Geologie 
und  Montanindustrie  angehören.  Hier  wird  gelegentlieh  nur 
darauf  hingewiesen,  dass  andere  Autoritäten  mit  Süss  nicht 
übereinstimmen,  wenn  er  behauptet,  dass  neun  Zelmteiie  sämt- 
licher im  menschlichen  Besitz  befindlicheu  Goldmeugen  aus 
dem  lockeren  und  rasch  ansgebenteten  Schwemmlande  hei^ 
rOhren»  dass  die  Theorie  von  der  ephemeren  Natar  der  Gold- 
qoeUen  Tor  1849,  d.  h.  Tor  der  Entdeckung  der  grossen  Gold- 
felder Californiens  und  Australiens,  ganz  gewiss  nicht  hätte 
auttauchen  kiunien.  Und  in  spezieller  Bezujynahrae  auf  den 
australischen  Kontinent  macht  Bamöerger  auf  einen  in  der 
»Zeitschrift  der  Deutschen  geologischen  Gesellschafic  gleich- 
zeitig erschienenen  Bericht  des  Bergingenieurs  Dr.  Qusiw 
Wolf^  nachdrücklich  aufmerksam.  Wplf  hat  hier  nach  mehr- 
jährigem Studiam  der  Goldbergwerke  und  Goldfelder  an  Ort 
und  Stelle,  wesentlich  abweichend  von  Süss^  den  Satz  begründet, 
dass  gerade  mit  dem  Versiegen  der  Schwemmgeiielde  und  deui 
Wachsen  des  regelmässigen  Bergbaues  ein  Zustand  eintrete, 
wie  er  dem  wahren  Bedürfnis  des  Geldmarktes  besser  eni> 
spreche.  —  Der  Schwerpunkt  der  jBoffid«f^*8chea  Kritik 
wendet  sich  gegen  die  widsrnngspolitisehen  AnsfÜhningen  von 
Süss. 

Durch  Soetbeer' s  Am  egiiu^  und  V  ermittlung  gelaugte  unsere 
Litteratur  in  den  Besitz  einiger  fachmännischer  Aeusserungen 
Ton  Professor  Ulrich  inDunedin  (Neuseeland),  welcher  in  Aostrsr 
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Uen  als  die  hervorragendste  Autorität  speziell  auf  dem  Gebiete 
des  Goldbergbaues  anerkannt  ist.  Darnach  ist  der  Rückgang 
der  Goldausbeute  iu  Queensland  und  Heuseeland  sicher  nicht 
einer  Erschöpfung  der  Goldfei  (1er  zuzuschreiben.  Vielmehr  ist 
Vlrieh  der  Ansicbi,  dan  die  Goidprodakiion  der  anatmliaclieii 
E^lonien  aach  ferner  steigen  wird,  sobald  sieh  mehr  H&Dde 
derselben  zuwenden  und  die,  fOr  die  Entwicklung  des  Gold- 
ig gbuues  erforderlichen  Kapitalien  für  Maschinen,  Wasserlei- 
tungen u.  s.  w.  nicht  ausbleiben.  Werden  diese  Bedingungen 
nicht  erf&Ut,  dann  muss  die  Goldausbeute  naturgemäss  zurück- 
gellen.  Aber  fQr  das  Erschdpllsein  der  aostialischen  Gold-  • 
lager  Ist  damit  gar  nichts  bewiesen.  Diese  Sätze  werden  dann 
ftlr  die  einielnen  Kolonien  unter  Benfltsung  der  zuTerlässig- 
sten  Quellen  näher  begründet. 

Schreiber  dieses  gedenkt  im  nachfolgenden  eiueu  anderen 
Weg  zu  betreten.  Er  beabsit^btigt  die  eigentlichen  Grundge- 
danken der  iSt««^schen  Ausführungen  nnd  deren  thats&ehliche 
Unterlage  auf  ihre  ZuTerl&wigkeit  zn  prflfen.  Und  diese  Sätze 
glaubt  er  dabin  formulieren  zu  können,  dass  nach  Süss 

1)  das  durch  Menschenhand  erreichbare  Gold  zu  */io  aus 
alluvialen  Ablagerungen  gewonnen  wird, 

2)  dass  die  Erträgnisse  im  Quarzbau  dem  gegendber  weit 
zurücktreten  (Vi«!), 

S)  dass  —  von  einzelnen  Gegenden  in  Afrika «  Brasilien 
nnd  Queensland  abgesehen  —  die  Allavien^bereits  so  öemliciL 
erschöpft  sind, 

4)  dass  der  Quarzgang  in  der  Tiefe  als  Hegel  einen  ab- 
nehmenden Goldgehalt  findet, 

5)  dass  mit  dem  Auftreten  des  Goldes  in  schwefligen, 
arsenigen  etc.  Kiesen  die  Grenze  der  lohnenden  Arbeit  gezogen 
ist  und  dass 

6)  der  Rückgang  der  Göl  l})!*  duldion  auf  nichts  anderes 
als  auf  die  eintretende  Erschöpiung  der  üoldquellen  zurück- 
geführt werden  muss. 

IL  Die  Lage  des  Cloldbergbaues  in  Victoria. 
Zur  Prüfung  dieser  Sätze  eradieinen  die  Verhältnisse  Yio- 

ZciMcbr.  £  Slaatovr.  leti.  HI.  H«lt  38 
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torias  ganz  besondm  geeignet  Sie  ist  weitaue  die  goldreicbste 
aller  anstralieclien  Kolonien.   Neben  wenig6n  Oistirilctett  in 

Nordamerika  und  Kuropa  ist  hier  tler  Cjuarztiefljau  um  in  eisten 
zur  Ent Wickelung  gelangt.  Das  Verhältnis  der  Erträgnisse 
das  Qaugbergbaues  zu  deu  Alluvien  kaon  hier  eiuigermassen 
zuverlässig  ermittelt  werden.  Die  statistischen  and  bistCMiachen 
Materialien  sind  flDir  Victoria  noch  am  leichtesten  m  erlangen. 
Und  endlich  hat  anch  Süss  gerade  die  Zast&nde  des  Goldberg* 
banes  in  Victoria  in  ganz  besonderem  Masse  zum  Ausgangs- 
punkte  seiner  Argumentationen  ^emaebt.  Wie  bewahreu  sich 
also  auf  diesem  Gebiete  die  oben  geuaunteu  Süss^ach^  Kar- 
dinalsätze  ? 

Gel^entlich  der  Weltaasstellang  in  London  Yom  Jahre 
1862  wnrde  von  der  Eolonialregiemng  in  Victoria  eine  An- 
zahl TOn  Honographieu  pabliziert,  die  heute  noeh  mit  Recht 

aU  day  Beste  gelten,  was  die  einschlägige  Litteratur  besitzt 
Darunter  befindet  sich  auch  eine  ganz  vorzügliche  Abbandluüg 
Aber  »Bergbau  und  Goldstatistik«  von  R.  Brough  Smyth,  dem 
damaligen  Tielerfahrenen  Direktor  des  Departements  ftkr  Ber^ 
hanai^egeDheiten  der  Kolonie.  Ich  werde  noch  dee  öfteren 
anf  dieee  Arbeit  zurückzugreifen  haben.  Hier  sei  nur  daraas 
entnommen,  dass  schon  damals  —  also  im  Jahre  1860/61  — 
ein  Viertel  des  in  der  Kolonie  jährlich  gewonnenen  Goldes 
den  Quarzgängen  entuommeu  wurde.  Die  Goldausluhr  ^<^m 
Victoria  betrog  nach  der  gleichen  Quelle  im  Jahre  1860 
2156816  Unzen*  Der  Ertrag  des  Quarzbergbaoes  iSsat  sich 
also  ftr  das  gleiche  Jahr  auf  etwa  540000  Unzen  TeranechlageQ. 

Gelegentlich  der  i^Colonidl  anä  Inäkm  EaphUnHmt  in 
Loiitlon  vom  Jahre  1886  wurde  ein  anderes  »Handbuch  för  Vic- 
toria« vou  der  Regierung  herausgegeben,  welches  eine  grosi^tfre 
Abhandlung  über  physikalische  Geographie  und  Geologie  der 
Kolonie  ans  der  Feder  des  Begierangsgeologeo  F,  Mmrray 
enthalt.  Dort  ist  auf  Seite  82  zu  lesen,  dass  die  bisherige 
Gesamtproduktion  an  Gold  in  Victoria  ?on  den  ersten  fini- 
deckungen  an  bis  Ende  1885  etwa  54  Millionen  Unzen  betragt 
und  dass  der  Anteil  der  Alluvien  und  des  Quarzbaues  sich  so 
ziemlich  gleich  sei,  wenn  auch  in  den  ersten  zehn  bis 
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fünfeeliii  Jahren  das  Waschgold  an  QnantitiLi  das  Quaiv.gold 
noch  so  weit  überragt  habe. 

Nach  dem  let/toii  inir  vorliegenden  statistischen  Jahrbuch 
für  Victoria  pro  18öä/9,  herausgegeben  von  dem  Vorstand 
des  statistischen  Bureaus  der  Kolonie  H,  H,  Haifter  finde  ich 
im  Absatz  593  angegehen,  dass  von  dem  Golde,  welches  wah- 
rend des  Jahres  1888  in  Victoria  gewonnen  wnrde,  386392 
ÜDzen  aus  Quarzreefs  und  238  634  Unzen  aus  alluvialen  De- 
positen gewonnen  wurden.  Der  Anteil  des  Gangbaues  an  dem 
Jahreserträgnis  betrug  mithiu  63  ^/o  gegen  37  %  des  Wasch- 
goldes. Und  wenn  ich  narli  den  früheren  Jahrgangen  der 
gleichen  Qnelle  die  Jahre  1886  nnd  1887  noch  mit  in  Rech- 
nung ziehe,  so  war  das  Ertragnis  der  Goldbergwerke  1 192089 
tJnzen  gegen  705884  ünzen  der  Goldwaschereien.  Während 
mithiu  im  Jahre  1860  etwa  ein  Viertel  des  in  der  Kolonie 
gewonnenen  Goldes  den  Quarzgängen  entnommen  wurde,  liefern 
dieselben  heute  etwa  zwei  Drittel  des  jährlichen  Gesamterträg- 
nisses. Dieses  Jahresertragnis  selbst  ist  zwar  inzwischen  von 
2  Millionen  Ünzen  aaf  etwas  mehr  als  600000  Unzen  znrfick- 
gegangeu,  nnd  das  des  Quarzgoldes  von  540000  Unzen  anf 
386392  Unzen  gefallen,  aber  im  ganzen  war  der  Anteil 
der  bergmännischen  Goldfjewinnung  doch  bis  heute  schon  die 
grössere  HäUte,  trotzdem  gerade  die  Alluvieu  Victorias  wegen 
ihres  ganz  ausserordentlichen  Goldreichtums  so  berühmt  ge* 
worden  sind. 

Eine  andere  oiSzielle  Berechnung  f&r  Victoria  stellt  dieses 
Verhältnis  nodi  weit  gQnstiger  dar.  Sie  stfltzt  sich  auf  ge- 
nauere Kenntnis  des  Details,  ist  ursprünglich  von  der  geolo- 
gischen Regierungsabteilung  herausgegeben  uud  bezieht  sich 
auf  etwa  ein  Viertel  des  in  Victoria  hl»  Ende  1888  gewonnenen 
Goldes.  Ich  citiere  nach  dem  schon  genannten  statistischen 
Jahrbuch  Band  II,  &  300: 

Qold  from  Tarions  Matriess 
Matrix  Qnuitity  traated       Total  Tisld  ef  Qold 

From  Qnarti  Beof«  tODB  oi. 

Quarts  24  121 249  12  591 992 

Taillings  aud  Mullock  2  242  284  347542 
Pjrites  124.  ü4o  266  707 

83* 
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Qold  from  varioos  Matricee 
Matrix  Qoantity  treaied       ToUJ  Yield  of  Oold 

From  AUuTwl  WoriungB  ion%  oz. 

Washdirt  14  553  24  5  1 076  653 

Gement  889381   &0900 

Tons  41 430  854       Gz.  14  373  794 

Von  14  373794  Unzen  Gold,  deren  geologisclie  Fundorte 
genau  ermittelt  wurden,  entstammen  mithin  13  206  241  Unzen 
oder  92  ^/o  den  Quarzriffs  und  nur  B  %  den  Wäschereien. 

Dabei  sind  heute  dieAllaTien  noch  keineswegs  erschöpft 
Um  nnr  ganz  Zufälliges  henuusiigreifen  entnehme  ieh  dem 
letzten  mir  vorliegenden  Qaartabbericht  der  Bergbanbeh&rde 
in  Victoria  für  das  Jahr  1888  dsis  Folgende:  >Vom  Distrikt 
Ballarat  wird  i^emeldet,  da^sü  bei  Frendmau's  Gully  zur  grasst^n 
Ueberraschung  ein  neues  AlluTialgoIdfeld  entdeckt  wurde,  welches 
recht  gfinstige  Resultate  verspricht.  Ebenso  sollen  die  Qold- 
wBScher  bei  Grassy  Gallj  fortfahren,  yonOgliche  Resultate  n 
reneiehnen.  Aus  dem  Distrikt  Beechworth  wird  berichtet, 
dass  die  >Yackandandah  Scluicing  Company«  das  Arbeiten  mit 
ihren  neuen  Maschinen  wieder  einstellen  musste,  weil  dieselben 
nicht  stark  genug  konstruiert  waren.  Da  jedoch  das  Arbeits- 
feld immer  noch  ein  höchst  ergiebiges  ist,  hat  man  sieb  aber- 
mals zur  Ansehafihing  neuer  Maschinen  entschlossen.  Die  Mooo* 
dara  Goldfelder  werden  sehr  rasch  besetzt  und  die  Errichtung 
der  erforderlichen  Maschinen  beschleunigt  Von  andereii  AI- 
luvialfelderu  wird  augef^eben,  dass  sie  unter  der  Trockenheit 
des  Jahres  viel  zu  leiden  hatten,  so  von  Boggy  Creek,  von 
Pleasant  Creek  u.  w.  Thatsächlich  wurden  auch  im  Jahn 
1888  in  Victoria  9740  Unzen  mehr  Waschgold  als  im  vorfaer- 
gehenden  Jahre  gewonnen. 

Hauptsächlich  sind  es  heute  die  tieferen  »leadsc,  welche 
durch  Bohrversuche  ermittelt  werden.  Das  bereits  citierte  Hand- 
buch für  die  »Colomal  and  Imlian  Inhibition*  bemerkt  hier- 
zu: »Tens  of  thousands  of  pounda  arc  irequenÜy  expe&ded 
before  tbe  deep  alluvial  mines  become  remunerative  and  some- 
times  after  all  failure  is  enconntered ;  but  nevertheless  sucoeases 
have,  in  the  main,  counterbalanced  the  failures  and  nicieasing 
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experience  tenda  fto  lessea  ihe  risk  of  tlie  latter.  Tliere  are 
tili  hmiderds  of  miles  in  length  of  unworked 
leads,  wbich  are  likely  to  reward  fntnre  enter- 

prise.«  Die  Situation  soll  sich  seitdem  uicht  weseutlich  ver- 
ändert Iiaben. 

Ueber  Entwicklung nnd  La<re  der  Qaarzminen  eutneiime 
ich  doD  bereits  genannten  Qaeilen      sowie  den  Blanbüchem 
>Bfineral  Stataatica  of  Vietoriac  und  den  Berichten  der  beiden 
Parlamentskommümonen  von  1874  nnd  1879/80,  welche  die 
Verhältnisse  der  Goldmineu  in  Victoria  zu  untersnchen  hatten, 
die  nachfolp^enden  Anc^aben:  »In  der  ersten  Zeit  hatten  die 
Goldsucher  ihre  ganze  Energie  auf  die  Gewinnung  des  Goldes 
ans  AUnyien  Terwendet,  und  erst  als  erfahrene  Minenarbeiter 
Ton  £niopa  kamen,  woide  die  Anfmerksamkeit  anf  die  Qnan- 
gänge  nnd  Qnanadem  gelenkt   Doch  waren  znnachat  nur  die 
oberifichlichen  Lageningen  berficksichtigt  worden,  wo  das  Gold 
ohne   Hilfe  eines  Vergrosse rungsglases  völlig  sichtbar  war. 
Das  Quarz  wurde  in  Stücke  gebrochen,  von  einem  mit  der 
Hand  geführten  Hammer  zerstossen  und  das  Gold  entweder 
aoagewaachen  oder  mit  Quecksilber  amalgamiert.  Die  beaaeroi 
Blaschinen  fanden  nur  allmählich  Eingang.  So  schreibt  Brough 
8m^k  noeh  vom  Jahre  1881 :  »Es  herrseht  grosse  Unzufrieden- 
heit  unter  den  Mineiiarbeiluni  mit  Uücksiciit  auf  die  Mangel- 
haftigkeit der  gegenwärtigen  Hilfsmittel,  das  Gold  vom  Quarz 
zu  scheiden.    Die  Toihandenen  Vorrichtungen  sind  anerkannt 
unYollkommen  nnd  in  allen  ber^^^mannischen  Unternehmungen 
wird  nach  einem  Masastabe  zu  Werke  gegangen,  der  in  Eur 
ropa  nicht  sehr  bedeutend  erscheinen  wUrdcc  Schon  da> 
mals  wurden  einzelne  Goldadern  andauernd  höchst  lohnend  bis 
auf  eine  Tiefe  von  200,  300  und  selbst  500  Fuss  bearbeitet 
und  Smtjth  ist  mit  Eecht  der  Meinung,  dne^s  kein  Grund  vor- 
handen w{|re  zu  zweifeln  Y  dass  sie  in  1000  und  2000  Fuss 
Tiefe  ebenso  rdch  seien.   »Aber  freilich  wachsen  die  Kosten 
fOr  daa  Heraofbefdidem  dea  Quarzes  betriUshÜich  mit  der  Tiefe 


1)  VgL  iiitbewBdsra  sneh  das  vonlli^iflhe  Wiark  »The  l^otoriaa 
OoTarDment»  Pdne  Eawjt  1860«.  8.  209  bis  240.  Helboiime,  1861. 
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und  deshalb  ist  ein  kurzer  Schacht  eiuem  tiefen  weit  vorzu- 
aeheiif  wenn  sonst  die  Verhältnisie  gleich  dnd.c 

Das  war  einer  der  Gründe,  aas  denen  man  die  Ooldfelder 
Yerliess,  sobald  die  Schachte  anf  einige  Tiefe  bearbeitet  waren. 

Und  der  ganz  ansserordentliche  Reichtnm  dee  Landes  an  gold- 
führenden Qiiarzaderii  bot  einer  Neuetablierunj:^  keinerlei  8cbwie- 
rigk'^iten.  Ein  anderer  Grund  lag  in  deu  Kosten,  welche  die 
Bewältigung  des  Grundwassers  oft  schon  bei  100  Fuss  Tiefs 
▼emrsaehte.  Und  endlich  hatte  man  an  manchen  Orten  b»> 
obachtet,  daas  das  Qnara  von  der  Oberfläche  nach  der  Hefe 
fortwährend  abnahm.  Es  kann  also  nicht  wnnderlich  erschoinen, 
dass  zur  damaligen  Zeit  iii  Australien  sich  vielfach  die 
theoretische  üeberzeugung  heraus^^fLliildet  hatte,  dass  kein  Gang 
über  eine  Tiefe  von  400  Fuss  hinaus  die  Arbeit  lohne. 

Ein  allgemeiner  Umschwung  zu  Gunsten  des  grösseren 
Tiefbaues  trat  bei  der  bergmännischen  Praxis  ent  mit  den 
.80er  Jahren  ein.  So  klagt  noch  der  Kommissionabericht  ^) 
von  1879/80  auf  jeder  Seite,  dass  die  Minen  Yerlassen  wurden, 
nachdem  der  Schacht  eine  Tiefe  von  200  bis  höcksteu«  500  Fuss 
erreicht  hatte,  obgleich  die  Ergiebigkeit  des  Gesteins  vielfach 
noch  eine  recht  günstige  war.  Eine  Erprobung  der  Goldlager 
auf  eine  grössere  Tiefe  müsse  deshalb  mit  allen  Mitteln  ange- 
strebt werden.  Thatsächlich  hat  man  für  diesen  Zweck  von 
Staats  wegen  jährliche  Subventionen  ron  über  1  Million  Mark 
gewährt. 

Mit  der  Bearbeitung  der  Minen  auf  grössere  Tiefe  waren 
die  Schwierigkeiten  der  WasserverbiUtnisse  eng  verknüpft.  Der- 
selbe Kommisiiottsbericht  weist  mit  dem  Ausdruck  des  lebhaf- 
testen Bedauerns  darauf  hin,  dass  nicht  bloss  die  Trockenheit 
der  Jahrgänge,  sondern  mehr  noch  die  Unordnung  in  der  fi^ 
seitiguiig  des  Grundwassers  auf  die  Entwicklung  des  Goldberg- 
baues lahmend  zurückwirke.  »Bis  jetzt  war  es  die  Gepiiugenheit 
einer  jeden  Bergwerksgesellschaft,  ihre  eigenen  Vorrichtungen 
zur  Hebung  und  Ableitung  des  Grundwassers  au  besitxen  und 

1)  Report  of  the  Board  appointed  to  advise  the  Government  as 
the  beet  mode  of  Developiog  tbe  aariferoos  Resources  of  the  Coloa^. 
Yietoria.  1879/80. 
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so  lange  von  emer  Auzabl  aneinander  grenzender  Gesellschaiten 
jede  einzelne  ihre  Schuldigkeit  that,  konnten  die  Arbeiten  un- 
geelört  weitergeführt  werden.  Sobald  aber  die  eine  oder  andere 
ihre  Thitigkeit  einstellte  nnd  das  Gmbenfeld  Terliess,  waren 
die  übrigen  Minen  unfthig,  die  andrängenden  Wassermasien 
zu  bewältigen.  Und  so  mussfcen  auch  sie  ihre  Operatioüen 
aufgeben.«  Solche  Fälle  sind  •  namentlich  aus  dem  Distrikt 
Ballarat  zu  verzeichnen  gewesen.  Auch  hier  wurde  von  seiten 
der  Kommission  eine  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  dringend 
empfohlen,  die  inzwischen  gewährt  worden. 

So  trat  nach  nnd  nach  eine  Aendemng  snm  Bessern  in 
diese  Verhältnisse  ein.  Die  vielfach  angestellten  Versuche  hatten 
gezeigt,  dass  viele  >reefs«,  welche  nach  geringer  Tiefe  aufge- 
hört hatten  ein  Material  zu  liefern,  das  die  Kosten  der  Bear- 
beitung deckte,  auf  grösserer  Tiefe  wieder  ein  goldreichns  Qnan 
omsehlossen  hielten.  Damit  erwachte  in  den  Gangbergbanten 
▼on  Stawell,  Sandhnrst,  Clnnes  nnd  in  anderen  Distrikten  wie- 
der neues  Leben.  Die  Tielfacb  Terlassenen  Qrubenfelder  wur- 
den wieder  in  Angriff  <„renoiiiiueii ,  und  heute  besitzt  Victoria 
vielo  nnd  höchst  gewinnreiche  Goldminen,  weiche  ihre  Schachte 
aul  2ÜCX),  2400  Fuss  und  noch  tiefer  bearbeiten.  Nach  dem 
letzten  mir  Torliegenden  Bericht  der  Bergbehörde  dieser  Ko- 
lonie ISsst  sich  leicht  begründen ,  dass  grösserer  Tiefbau  nnd 
gote  Rentabilität  sich  bei  der  Goldgewinnung  in  Australien 
sehr  wohl  vereinigen  lassen.  Die  >Moonlight  Company«  zahlte 
im  letzten  Quartal  1888  £  5,134  Dividenden.  Ihr  Schacht 
ist  der  zweittiefste  in  Victoria  mit  2409  Jb'uss.  Die  >Great 
£xtended  Hustler's  Companyc  zahlte  in  dem  gleichen  Quartal 
£  10,200  Dividenden  bei  einem  Tiefbau  bis  an  2040  Fuss. 
Sie  nimmt  in  der  Rentabilitatsreihe  der  Goldminen  des  Landes 
die  vierte  Stelle  ein.  Durch  solche  Erfolge  ist  in  Australien 
natürlich  der  alte  Glaube  verschwunden,  wonach  der  Ganz- 
bau  über  eine  Tiefe  von  4  bis  500  Fuss  hinaus  nicht  mehr 
lohnen  sollte. 

Am  unYollkommensten  entwickelt  ist  die  Gewinnung  des 
Goldes  aus  den  Pyriten,  d,h.  aus  schweM-  und  arsenik- 
haliigen  Kiesen,  in  denen  das  Gold  chemisch  gebunden  trt. 
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Id  einzelnen  Fällen  ist  Hie  rx  hautllünij:  eiiin  leichtere  un«i  «Ion 
haben  sich  bescheidene  Än tauge  dieser  Industrie  gebildet  Im 
aUgemeinen  jedoch  gelingt  die  ExtrakUon  80  nn vollkommen, 
dasB  der  weitaus  gidesfce  Teil  des  Goldes  in  den  Rückstanden 
Terbleiht.  Üeber  einzelne  F&lle  habe  ich  mir  Ton  Doterrich- 
teter  Seite  sagen  lassen,  dass  bei  einem  Gehalt  Ton  60  ümen 
Gold  per  Tonne  nur  9  bis  10  Unzen  per  Tonne  zur  Aii.sschei- 
duug  gelangen.  Das  Parlament  und  Parlamentskomunsdionen 
haben  sich  seit  Anfang  der  70  er  Jahre  wiederholt  mit  diesem 
Problem  einer  rationelleren  Behandlang  der  Pyriten  be£Mst| 
alljShrlieh  wachst  die  Zahl  der  hierUber  geltend  gemaditen 
Patentansprüche,  aber  die  australische  Praxis  seigt  trots  alle- 
dem  rocht  wcnin;  Erfolg.  Man  /.ielit  es  deshalb  sehr  häufig 
vor,  die  rrewuiiiienen  Pyriten  mit  einem  Kosteiiaui'wan'l  von 
30  bis  40  und  mehr  Mark  pro  Tonne  nach  England  uud  na- 
mentlich auch  nach  Eüansthal  und  Freiburg  in  Sachsen  n 
schicken  nnd  sich  von  da  ans,  nach  Ahmg  der  Behandlungs- 
kosten, den  Wert  des  Goldes  besablen  sn  lassen.  Aber  es  ist 
unter  solchen  Umständen  naheliegend,  dass  man  die  Aasdeb- 
nung  dieser  Art  von  Goldeinlagerungen  noch  in  keiner  Weise 
untersucht  hat.  Das  Auftreten  der  Pyriten  in  den  Groldmiueu 
war  bisher  weitaas  in  der  überwiegenden  Zahl  der  Falle  nor 
die  Veranlassang,  das  Grabenfeld  möglichst  bald  an  verlassen. 
Diese  ganze  Abteilang  des  aostralisehen  Goldreichtams  ist  also 
bis  heate  90  gat  wie  anberOhrt  geblieben. 

III.  Die  Lage  des  Ooldbergbanes  in  Victoria  nach  Sfiss. 

Die  Ansicht  über  die  Zukunft  des  Goldbergbaues  in  Austra- 
lien, zu  der  ich  auf  Grund  persönlicher  Nachfragen  an  Ort  und 
Stelle»  wie  anf  Grand  qnellenmässiger  Darstellnng  gelangt  bin, 
ist  von  der  iSlMStf'schen  Ansicht  so  wesentlich  abweichend,  dass 
eine  Einigung  beider  nicht  leicht  zn  hoffen  ist.  Die  eine  schliesst 
die  andere  vollständij?  aus.  Eine  von  beiden  muss  also  un- 
richtig sein.  Ich  nehme  keinen  Anstand ,  diese  Qualität  für 
die  5iVss'schen  Ausführungen  zu  beanspruchen. 

Wenn  Süss  auf  Seite  356  seines  öfter  aitierten  Werkes 
sagt:  »Die  AngabCf  dass  etwa  90Pro8ent  des  in  der  Hand  des 
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Menschen  befindlichen  Goldes  aus  diesen  Ablagerangen  (im 
Sehnte  und  Schwemmlande)  und  nor  10  Prosent  «na  Berg^ 
bauten  «tammen,  scheint  nicht  fibertrieben  an  sein«,  so  steht 

das  mit  seineu  eigenen  Angaben  in  Widerspruch,  welche  28  Seiten 
vorher  also  lauten :  >Mitney  schützte  im  Jnhre  1854 
die  Menge  des  aus  Wäschen  gewonneuen  Goldes  auf  ®/io  der 
bisherigen  Produktion  ....  Mögen  aber  diese  Schätzungen 
auch  mangelhaft  sein,  so  geht  doch  >  aus  ihnen  mit  Bestimmt- 
heit herror,  daas  die  Znknnft  der  Produktion  ans  dem  Schwemm- 
lande allein  massgebend  ist  für  die  kfinftige  wirtschaftliche 
Rolle  des  Goldes.«  Und  auf  der  vorhergehenden  Seite  ergeben 
die  *9//.95'schen  Berechnungen,  dass  im  Jahre  1876  der  Gang- 
bergbau 34,76  Prozent,  das  Schwemmland  65,»4  Prozent  der 
Goldproduktion  geliefert  habe,  während  für  die  letztvergangenen 
28  Jahre  dieses  Verhältnis  sich  auf  12,»i  beaw.  B7,«s  Proaent 
berechnen« 

Mitney's  Schätzung  ist  nicht  nur  ganz  yeraltet,  sondern 
auch  höchst  oberflächlich.  Süns  hätte  zunächst  seineu  eigeuen 
Schätzungen  treu  bleiben  sollen.  -Aus  diesen  folgt  ein  wesent- 
lich anderer  Schluss.  Wenn  in  ^en  28  Jahren  vor  dem  Jahre 
1876  der  durchschnittliche  Anteil  des  Gangbergbaues  an  der 
Goldprodnktion  nur  etwa  12  Prozent  betrug  und  sich  für  1876 
dieser  Anteil  auf  etwa  35  Prozent  erli5hte,  während  das  Wasch- 
gold von  88  auf  66  Prozent  Anteil  zurückgegangen  ist,  dann 
v-  ird,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  das  Schwemmland,  son- 
dern der  Gangbergbau  für  die  künftige  wirtschaftliche  Rolle 
des  Goldes  massgebend  werden.  Und  diese  Vermutung  findet 
sogar  noch  eine  bessere  Stfitze  in  den  absoluten  Zi£Pem  der 
Ertriignisse.  Es  berechnet  sich  nämlich  nach  SUs^  eigenen 
Angaben,  dass  in  dem  Durchschnitt  der  28  Jahre  (von  1848 
bis  1875)  der  Bergbau  pro  annu  72  ra.  f.  (Millionen  Franks), 
dan  Schwemmland  528  m.  f.  lieferte,  während  im  Jahre  1875 
sich  dieses  Verhältnis  bereits  derart  zu  Gunsten  des  Gold- 
bergbaues verschoben  hat,  dass  derselbe  203  m«  f.  zum  Ge* 
samtgoldertragnis  beitrag,  gegen  nur  381  m.  f.  des  Sdiwemm- 
landes.  Ich  kann  daraus  in  der  That  nichts  von  dm  ungün- 
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stigen  Aü8£)icbtea  für  die  GoldgewiunuDg  aus  dea  Quar^kagen 
entdecken. 

Aber  wober  nahm  Süss  dieses  statistische  Material,  dessen 
ProportioDen  er  auf  zwei  DeKimaktellen  berechnet?  Ich  habe 
die  gaase  ebscblägige  Littorator  dorebgeBebeD  und  gefundeii, 

dass  in  den  «SfV^^^scben  Quellen  nirgends  die  Unterscheidung 
zwischen  Alluvialgold  und  Quarzgold  beobachtet  ist.  Süss  seii  st 
gibt  denn  auch  seine  Ziffern  als  >8cliiitzungen«  an,  welche  er 
auf  Grund  seiner  eigenen  und  vielfacb  willkürlich  konstmiert^^n 
Kategorien  so  fiber  die  ganae  Erde  weg  ▼ominimt,  ein  Ver- 
fahren, dessen  ünsicherbeit  in  anffallendem  Widersprach  sfcdit 
mit  der  Deaimalstellenberedinung  für  die  Summanden.  Wie 
gründlich  sich  Süss  bei  diesen  »Sehat/uiigeu«  in  der  Thui 
geirrt  hat,  zeigt  ein  Vergleich  mit  oben  für  Victoria  anc^ege- 
beneu  eingehenderen  Ermittlungen.  Dort  wurde,  auf  Grund 
spezieller  Information  über  etwa  ein  Viertel  der  verarbeitelen 
goldhaltigen  Steine  und  Erden,  durch  Begierungsteohnikar  be- 
rechnet» dass  der  Anteil  des  Quarzgoldes  etwa  92Proaent,  der 
des  Waschgoldes  8  Prozent  von  der  Gesamtproduktion  aus- 
mache. Es  wäre  mithin  ungleich  berechtigter,  die  von  Süss 
acceptierte  Mitney'sche  Schätzung  umzukehren  und  zu  sagen, 
dass  Vio  unseres  Gold  Vorrates  dem  Gangbaa  entnommen  sei« 
Unter  allen  Umstiinden  aber  zeigen  die  vorhandenen  thats&cb- 
liehen  Ermittlungen  nur  darauf  hin,  dass  nicht  diefir» 
giebigkeit  des  Schwemmlandes,  sondern  die 
des  Gaugberj/biiues  die  künftige  wirtschaft- 
liche Rolle  des  Goldes  bestimm  t. 

Die  spezieil  auf  Victoria  bezugnehmenden  Ausführungen 
sind  von  Süss  besonders  eingehend  behandelt  und  zwar  unter 
Benfitsung  der  ihm  Yorgelegenen  trefflichen  Arbeiten  too 
Brough  Smyth  und  Murray*  Es  ist  dort  zwar  einleitend  Ton 
dem  vielgestaltigen  Reichtum  der  Goldlager  die  Rede,  aber 
schon  auf  der  vierten  Seite  der  Darstellung  wird  betont,  dass 
»die  Wasserlinie  —  durch  das  Auftreten  der  Pyriten  —  in 
der  Regel  zugleich  die  Grenze  der  lohnenden  Arbeit  seic.  Und 
kaum  5  Seiten  si^iter  wird  gegenOber  den  reichen  Boffnungien 
eines  Braugh  8mylh  darauf  hingewiesen,  dass  die  Gesamtziffem 
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nur  su  deutlich  lehrten,  wie  Tergänglich  in  ihren  Haupterträg- 
niseen  alla?iale  Goldfelder  seien  und  einen  wie  geringen  Anteil 
irttherer  ErirSgniBBe  der  Gangbergban  za  sicfaem  vermöchte. 
»Im  Bezirk  Ararat  werden  die  Bauten  schon  bei  50  bis  60  Fnss 

Tiefe  auf<^elassen.  Man  klagt  Ober  Mangel  an  Kapitalien  zur 
Anlage  tiefer  Schachte,  über  iehlende  Kooperation  zur  ge- 
meinschattiicheu  Errichtung  grosser  Pumpwerke.  Ein  Blick 
&  B.  in  den  letzten  Jahreeberioht  der  Direktoren  eines  grossen 
und  wohl  eingerieliteten  Werkes»  jenes  der  »Port  Philipp 
and  Colonial  Gold  Mining  Company«  an  die  Aktionare  dentet 
auf  andere  Ursachen  den  Uückgauges.  ....  Die  tieferen  Auf- 
sclilüs.se   waren    nicht   infi    stände ,    hinreichendes    Poi  hzeug 

für  die  Werke  zu  liefern   Der  Heichtum  der  Erze  hat 

seit  Beginn  permanent  abgenommen.  .  •  •  Die  Abnahme 
der  Goldprodnktion  Victorias  wird  daher  wohl  der  tbatsäch- 
liehen  Verarmung  oder  Erschöpfung  der  Lagerstatten  nnd  nicht 
untergeordneten  und  Yorübergehenden  Umständen  zuzuschreiben 
sein. «  — 

Diese  Art  der  Beweisführung  und  Schlussfoigeruug  ist 
denn  doch  bedenklich.  Weil  die  Bergleute  in  Australien  s.  Z. 
die  hänfig  mit  der  Wasserlinie  auftretenden  Pyriten  nicht  er- 
folgreich zu  behandeln  wussten,  wird  durch  dieselbe  der  loh- 
nenden Arbeit  die  Grenze  gezogen.  Wie  denn?  Werden  nicht 
dieselben  Erze  an  verschiedenen  Orten  Europas  uiid  Amerikas 
schon  seit  längerer  Zeit  vorteilhaft  auf  Gold  verarbeitet?  Und 
wer  sollte  hindern,  dass  eines  Tages  diese  Kenntnisse  auch 
Uber  den  Ozean  nach  Australien  wandern?  Hat  Süss  nicht 
selbst  in  den  iSm^'schen  Berichten  Angaben  darüber  gefunden« 
dass  die  Australier  bereits  da  und  dort  begonnen  haben,  über 
diese  (irenzlioie  hinaus  die  Arbeit  noch  lohnend  zu  machen  ? 
Und  falls  er  diese  Stellen  auch  überschaut  haben  sollte,  Süss 
musste  wissen,  dass  diese  Kiese  vielfach  sehr  goldreich  sind 
und  dass  es  unter  allen  Umständen  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein  kann,  bis  technische  Fortschritte  die  Goldgewinnung  auch 
aus  diesen  Erzen  gewinnbringend  gemacht  haben.  Diese 
Süss^sch(^  Grenzziehung  erscheint  deshalb  haltlos. 

Aber  noch  weit  leichter  hat  es  Süss  mit  dem  Beweis  ge- 
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nommen ,  dass  auch  die  übrigen  Lagerstätten  des  Goldes  in 
Victoria  bereits  erschöpft  seien.  »Im  Bezirk  Anurat  werden 
die  Bauten  schon  bei  60  bis  00  Foss  Tiefe  aa^elaasen-c  Die 
Quellen,  ans  denen  Sflss  seine  ganzen  Lokalkmutnisse  schöpft, 

fülireu  zwar  aus,  dass  Mangel  an  Kapital  und  an  grossen 
Pumpwerken  die  TTrsache  seien.    Aber  Süss  sajirt:   »die  Ver- 
armung des  Quarzes  ist  Schuld  an  dem  Auilassen  der  Gruben  U 
Und  zum  Beweis  dafür  zitiert  er  den  Bericht  einer  Aktienge- 
sellschaft   Mit  welchem  Schein  der  Berechtigimg?  ist  mir 
nicht  erfindlich.   Der  fragliche  Bericht  ist  von  den  Londoner 
Direktoren  einer  australischen  Aktiengesellschaft  erstattet.  Das 
betreffende  Grubenfeld  liegt  nicht  etwa  im  Distrikt  Ararat, 
sondern  im  Distrikt  Ballarat.    Und  die  Mine  selbst  gehört  zu 
den  ältesten  und  ertragreichsten  von  Victoria.  Die  »Port  Phi- 
lipp Companyc  wurde  bereits  im  Jahre  1857  begrOndet  Bis 
zum  3L  Dezember  1885  wurden  574  843  Unzen  Gold  ans  ihren 
Gruben  gewonnen  und  343  444  £  als  DiTidende  verteilt.  Der 
Schacht  ist  1 245  Fuss  tief.     Seit  dem  Jahre  1881  hat  das 
Unternehmen  seine  Kosten  nicht  mehr  gedeckt.    Der  techui- 
sche  Leiter  des  Unternehmens  empfiehlt,  das  Grubenfeld  auf 
grtaere  Tiefe  zu  bearbeiten,  aber  die  Londoner  Direktoren 
haben  sich  nach  dem  letzten  mir  vorliegenden  Bericht  endlich 
entschlossen,  die  alte  GeRellsehaft  aufzulösen  und  das  Gruben» 
feld  an  eine  neue  Gesellsehatt  zu  verkaufen,  welche  aiit  BoLr- 
versuchen  aut  grössere  Tiefe  sofort  beginnen  wird.    Was  in 
aller  Welt  kann  also  ein  Bericht  dieser  Gesellschaft  vom  Jahre 
1875  f&r  die  Gruben  im  Ararat  beweis»!,  welche  bei  einer 
Tiefe  von  50  bis  60  Fuss  verlassen  wurden?  Im  gOnstigsten 
Falle  doch  nur  das,  dass  die  Arbeiten  getrost  wieder  ange- 
nommen werden  können ,  bis  man  hei  einer  Tiefe  von  weit 
über  tausend  Fuss  Millioneu  au   Dividenden  gewonnen  und 
Millionen  von  Unzen  Gold  gehoben  hat.    Sind  dann  die  Fii^en- 
tümer  der  Minen  ebensolch  rasch  entschlossene  Geschaftsleuftei 
wie  die  Londoner  Direktoren  der  alten  Port  Philipp  Company 
dann  können  auch  sie  sw51f  Jahre  lang  flberlegen ,  ob  sie 
den  Gesellschaftsvertrag  auflösen  wollen  oder  doch  noch  eine 
Bearbeitung  auf  grössere  Tiefe  Tersuchen. 
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Die  BMgwerkbedtzer  im  Disirikt  Aiarst  sebeinen  nach 
dem  Jahre  1876  in  der  That  einer  solchen  Ansicht  sich  za- 
gen eigt  zu  haben  nnd  es  ist  ihnen  nicht  im  entfemteeten  in 

den  SiDu  gekommen,  au  die  Veranuuug  ihrer  Grubenfelder 
zu  glauben.  Deshalb  ist  heute  in  diesen  Gegenden  ein  sehr 
reges  bergmännisches  Leben.  Wir  zahlen  daselbst  7  grosse 
Bergwerksgeseltsehalten,  welche  die  s.  Z.  bei  60  bis  60  Fass 
Tiefe  Terlassenen  Schachte  im  Jahre  1888  bereits  anf  1 842 
nnd  bis  auf  2  409  Fuss  Tiefe  bearbeiteten  nnd  zwar  —  bei 
mit  der  Tiefe  zunehmendem  Erfolge.  Gerade  die  Mine,  welche 
am  tiefsten  in  die  Erde  gedrungen,  nimmt  in  der  Rentabilität 
die  erste  Stelle  ein. 

Der  Verlanf  der  bisherigen  Entwicklang  in  Victoria  ist 
also  der  Sus^Bchen  Beurteilung  vom  Jahre  1877  höchst  un- 
günstig.  Seine  SehStznngeu  Qber  das  Verhältnis  des  Schwemm- 
goldes  zum  Quarzgold  erweisen  sich  bei  näliLrer  Prüfung  als 
ganz  unhaltbar.  Selbst  die  Alluvien  spielen  lit  ute  immer  noch 
eine  gewisse  KoUe.  Die  Erschliessung  jener  vorläufig  unschätz- 
baren Mengen  Groldes,  welche  in  den  australischen  Pyriten  ein- 
gelagert sind,  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit  Die  alte  Theorie, 
dass  die  Quarzgänge  auf  griSsserer  Tiefe  die  aufgewandte  Arbeit 
nicht  mehr  lohnen,  ist  von  Süss  in  einer  Zeit  vertreten  wor- 
den, in  der  die  einsichtsvolleren  Fachleute  Australiens  —  zum 
Glück  für  das  Land  —  längst  auijgehört  hatten,  daran  zu 
glauben.  Und  aus  all  den  Gründen,  welche  Süss  zur  Sttttze 
seiner  Behauptung  angefahrt  hat,  dass  der  Qoldreichtum  Vic- 
torias seiner  Erschöpfung  nahe  sei,  geht  bei  näherer  Beleuch- 
tung immer  wieder  von  iieuum  hervor,  dik>6  uiclit  Süss  ,  son- 
dern die  Australier  recht  haV)en  ,  wenn  sie  an  dem  Glauben 
einer  ferneren  grossen  Zukunft  ihres  Landes  unentwegt  fest- 
halten. 

Und  trota  alledem  ein  fortwährender  Rflckgang  in  den 

Erträgnissen?  —  Die  Erklärung  des  hierin  liegenden  Wider^ 

Spruchs  führt  von  selbst  zur  Betrachtung  der  Mängel  in  der 
Goldgewuiiiuiijj;  Australiens  im  allgemeinen  und  hier  von  Vic- 
toria im  besonderen« 
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IV.  Dor  Goldbergban  in  Vietoria  und  seine  Mlogei. 

Eutwickluugsgeachichtlich  müssen  diese  Mängel  des  heu- 
tigea  Goldbergbaaee  in  Australien  rerstanden  werden. 

Der  Beginn  der  Golgewinnang  war  bekanntlich  auf  dem 
ÄlIuTialfelde.   Hier  sind  drei  bis  vier  Goldwascher  mit  krif- 

tigeui  gLsuiulen  Körper,  mit  Hacke  uud  Schaufel,  einem  Schüt- 
telsieb geuaDnt,  »cradle«  und  einem  Eimer  sich  selbst  genu^. 
Mau  steckt  sich  sein  Grubeufeld  ab  und  geht  an  die  Arbeit 
Das  Unternehmen  als  solches  hat  keine  weiteren  techuischeD 
oder  ökonomischen  Voranssetsongen. 

Die  Gewinnung  des  Goldes  ans  Qnarz  war  dieser  allge- 
meinen Sorte  von  Goldwäschern  völlig  unbekannt.  Die  Beur- 
teilung der  (liiDge,  wie  auch  die  Extraktion  erforderte  eine 
gewisse  ^umme  technischer  Kcnutnisse,  die  erst  durch  erfah- 
renere Minenarbeiter  von  £nropa  über  den  Ozeau  nach  Anstra- 
lien  gebracht  werden  mnsste.  Und  die  £inncbtang  selbst 
bedingte  eine  ungleich  grössere  Kapitalanlage,  als  der  echte 
alte  Goldwascher  zu  investieren  gewohnt  war.  Deshalb  ist 
der  Beginn  des  Quarzbaues  später  ala  die  Entdeckung  der  Gold- 
felder. Diese  fällt  für  Victoria  und  Neusüdwales  in  die  Jahre 
1850  und  1851,  der  Anfang  des  Quarzbergbaues  fOr  Victoria 
in  das  Jahr  1856,  für  Nensfidwalee  in  das  Jahr  1863. 

Trotadeni  waren  anch  diese  Anfönge  natOrlich  höchst 
primitiv.  Die  einzelnen  Grubenfelder  beschränkten  sich  häiiii£r 
auf  eine  Ausdehnung  von  8  bis  900  qm.  Zur  Förderüug  im 
Schacht  wurden  Handwinden  und  hölzerne  Göpel  verwendet« 
die  meist  durch  Pferde  bewegt  wurden.  Die  Stampf  Vorrich- 
tungen! die  in  ihrer  EDiwicklnng  mit  dem  Gebranch  des  fiand- 
hammers  begonnen  hatten,  waren  so  nnvollkommen,  dass  sieh 
die  Kosten  per  Tonne  Rohmaterial  auf  s  4  berechneten.  Grössere 
Pumpwerke  und  geordnete  Wasserverhältnisse  waren  sehr  ver- 
eiuzelt.  Nach  den  Angaben  von  Smyth  hatten  die  Quarzar^ 
beiter  Viktorias  noch  im  Dezember  1860  62  Stampf maschinen 
mit  Göpelbetrieb,  182  Bollwinden,  17  Wasserrilder  nnd  15  Auf- 
windmaschinen  in  Verwendung.  Der  Wert  der  angestellten 
Maschinen  berechnete  sich  fQr  den  acre  okkupierten  Landes 
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—  AllüTial-  nnd  Qnangoldfeider  zasammengereclinet  —  auf 
S  S,  9  8.  2Vi  d.  oder  etwa  70  Mark! 

Die  ökonomische  Fonn  des  Unternehmens  war  zwar  jetzt 
schon  nicht  selitu  eine  Aktiengesellschaft  mit  einigen  tausend 
Mark  eingezahltem  Kapital,  aber  in  der  Regel  waren  es  kleine 
KooparatiTgesellschaften ,  oder  aneb  private  Individualwirt- 
schaften,  deren  Unternehmer  sieh  als  Goldwaecher  ein  Ver^ 
mögen  erworben  hatten  nnd  nun  damit  im  Qnarsbergban  ihr 
Glück  weiter  versuch Da^  war  uuzweitt  lhaft  für  das  An- 
fanges t  ad  i  um  (lit'i^er  Art  von  Goldgewinnung^  dw  beste  Ünter- 
nehmuugsibrni.  Das  ertbrderliche  Kapital  war  vorbanden  und 
brauchte  nicht  erst  gegen  hohe  Zinsen  geliehen  aa  werden. 
Das  Selbsthandanlegen  der  Unternehmer  Termindertedie  teueren 
Arbeitskosten  nnd  ermSglichte  eine  längere  Brauehbarkeit  der 
primitiven  maschinellen  Einrichtungen.  Bald  wurde  da,  bald 
dort  ein  besonders  reiches  Nest  in  den  Quar/L^iin^en  f^efnndeu, 
das  dann  den  Versucbstond  für  andere  nea  aufgenommene 
Grabenfelder  abgab.  Ich  selbst  habe  auf  meiner  Beise  durch 
Australien  einen  solchen  Qnarzgoldkönig  kennen  gelernt,  welcher 
mir  ersihlte,  dass  er  in  jener  Mine  so  nnd  so  Tiele  tausend 
Pfand  Sterling  gewonnen  hatte,  in  eine  aber  so  und  so  viel 
tausend  investiere,  ohne  bis  jetzt  einen  Pfennig  Gewinn  davon 
zu  ernten.  Aul  meinen  Einwand,  weshalb  er  im  letzteren  Fall 
einen  so  grossen  Teil  seines  Vermögens  aufs  Spiel  setze,  wurde 
mir  geantwortet:  »Es  kann  ja  sein,  dass  ich  auch  hier  meine 
samtüchen  Auslagen  noch  mit  Gewinn  surfiekerhalte,  es  kann 
auch  sein,  dass  ich  beinahe  alles  y^liere.  Aber  Ton  meinem 
nrsprünglichen  Vermögen  verliere  ich  deshalb  nndi  nielits.  Als 
ich  naralich  vor  so  und  so  viel  Jahren  als  (loldwäsilier  hier 
in  dieser  Kolonie  meine  wirtschaftliche  Lauf  bahn  begann,  war 
mein  Vermögen  7  s.  6  d.  Und  wenn  ich  wieder  auf  dieser 
Basis  ankomme,  so  habe  ich  immer  noch  nichts  Ton  dem  ei* 
gentliehen  Grundstock  meines  Vermögens  ▼erloren.c  — 

Die  Aktiengesellschaften  sind  hier  viel  weniger  am  Plates. 
Auf  Aktien  darf  im  australischen  Markte  nur  wenig  Kapital 
zur  Einzahlung  eingefordert  werden  und  dabei  pflegt  mmi  die 
»Stöckse  tüchtig  zu  wassern.   Zur  häufig  schlechten  Verwal- 
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tung  und  mangelhafter  systematischer  Inangriffnabme  des 
Grabenfeldeei  kommt  nodi  eine  Schar  teuerer  Angestellter  and 
die  leidlichen  Arbeiterschwierigkeiien  ^  die  man  nicht  immer 
darch  ein  gewisees  Teilhabenrerhaltnis  beseitigen  kann.  Wiid 
(\a\m  beim  Ausgraben  des  Schachtes  nicht  bald  ein  recht  er- 
giebiges Goldlager  aufgeiunden ,  so  wirft  der  nächste  Ultimo 
die  Aktien  als  wertlos  auf  den  Markt.  —  Findet  sich  aber 
auch  bald  eine  reiche  Beute,  ao  wird  der  gaoxe  Ueberaeho» 
aar  Verteilung  gebracht  und  der  Mangel  an  Reeerren  lant 
das  Unternehmen  an  den  nächsten  Schwierigkeiten  doch  n 
Grunde  gehen.  Der  Vorstand  des  statistischen  Bureaus  William 
Heiiry  Archer  bemerkt  desiialb  in  der  schon  öfter  zitiert*:u 
Denkschrift  vom  Jahre  1861  mit  Recht:  »Im  ganzen  betrachtet 
wäre  die  Goldgewinnung  durch  Aktiengeaeilschaften  ala  ver- 
fehlt  subeaeichnen,  wenn  es  nicht  ungerecht  erscheinen  mtate, 
nach  der  ESrfohmng  einer  so  kurzen  Zeit  ein  solch  hartes  Urteil 
zu  fallen«  (S.  81). 

Das  war  die  Zeit,  in  der  die  Gruben  höchstens  auf  einige 
hundert  Fuss  Tiefe  bearbeitet  wurden,  in  der  irgend  welche 
grössere  Wasserschwierigkeiten  das  Auflassen  der  Werke  be- 
dingten und  ein  immerwährendes  Wandern  der  Unternehmer 
auf  den  ausgedehnten  Goldfeldern  auf  der  Tagesordnimg  stand. 
Der  Goldertrag  der  Kolonie  war  mittlerweile  von  2  985735 
Unzen  im  Jahre  185G  auf  1  545  437  Un>ieu  im  Julne  1864  bi^ 
auf  775  272  Unzen  im  Jahre  JH78  gefallen.  Da  wurde  eiae 
Parlamentakommission  eingesetst,  um  den  Kückgaug  des  Gold- 
bergbaues  in  seinen  Ursachen  zu  untersuchen  und  die  rechten 
Mittel  aur  Abhilfe  in  Vorschlag  au  brii^n.  Ihr  Bericht  er- 
schien im  Jahre  1880. 

Die  Mängel,  welche  darin  hauptsachlich  herYorgehoben 
wurden,  haben  wir  bereits  kennen  gelernt.  Sie  betreten  die 
mangelnde  Wasserorduuug  der  Gruben,  sowohl  bezüglich  der 
Zu-  wie  der  Ableitung,  den  fehlerhaften  Abbau  der  Kiffs  und 
namentlich  den  an  geringen  Tiefbau  der  Minen.  Zar  Besse- 
rung der  Zustände  sdilug  die  Kommission  eine  jährliche  Onter» 
statsung  ans  Staatsmitteln  im  Gesamtbetrage  Ton  80000  £ 
TOr,  wudurcb  in  einer  Reihe  von  speziell  uamhait  gemaciiieQ 


Digitized  by  Google 


DI«  Zukonft  des  Goldes  und  di«  Sllia*tehe  Theorie,  525 

FlUloB  AblNMiTeisiidie  aaf  gvtaeie  Tiefe  und  da  iiad  dort  eise 
Bewältigung  der  Wanencbwierigkeiten  herbeigeführt  worden 
sollte.  Der  Yonchlag  wurde  Tom  Parlament  aDgenomraen  niid 

Tiacb  beiden  Richtungen  fielen  die  Versuche  günstig  aus.  Mäch- 
tigere ruiupwerke  erwiesen  sich  als  zureichend,  um  eine  Reihe 
von  mit  Wasser  gefttlhen  Schachten  der  thätigen  beigmäniii- 
eehen  Arbeit  wieder  so  erachlieeaeD.  Und  die  Bergbaufenniche 
auf  grSaaere  Tiefo  beefcitigteD  in  gfiuuender  Weite  den  Safta, 
daas  die  Qaarzgoldlager  Vietoriae  in  keiner  Weise  ench5pft 
seien.  Der  Goldertrag  der  Kolonie  stieg  von  758  947  Unzen 
im  Jaliic  1879  auf  898  536  Unzen  im  Jaiire  1882.  Seitdem 
ist  er  selbst  auf  614  83^  Unsen  im  Jahre  1889  herabgesunken. 
Liegt  darin  nicht  etwa  doch  eine  Bestätigung  der  Süsi^mshmi 
Theorie  ?  Ich  werde  eingehender  darsolegen  haben,  dass  dem 
in  der  That  nicht  so  irt. 

Noch  beute  tinden  sich  iii  jedem  Quartalsbericht  tler  Ber^- 
baubehorde  genügend  Angaben,  welche  zeigen,  dass  es  mit  der 
Oekonomie  des  Wassers  in  den  Gold berg werken  noch  recht 
schlecht  bestelit  ist.  Und  in  jedem  Jahresbericht  des  Staat»» 
sdnretto  f&r  Bergbanangdegenheiten  findet  sieh  ftr  »Floo- 
dings in  mines«  ein  stehendes  Kapitel,  das  keineswegs  immer 
in  der  grüsseren  Zühl  der  Eiir/elfJUle  auf  güuätige  Erlolge  hin- 
weist. Die  durch  Regierungsunterntützung  geförderten  Tief- 
banten  sind  auch  nur  auf  wenige  Fälle  beschränkt  geblieben. 
Yon  den  gewiss  über  1000  Goldminen  in  Victoria  ^)  zeigt  eine 
Liste  Ton  130  anserwShtteii  Minen,  dass  60  ihr  goldhaltiges 
Gestein  auf  einer  Tiefe  von  unter  600  Fuss  gewianen^  tn  Ol 
Fiilieii  rnisht  die  bearbeitete  Tiefe  keine  1000  Fuss  und  nur 
die  »Mooulight  Company«  lässt  auf  einem  Tiefenniveau  von 
Über  2000  Fuss  arbeiten.  Da  diese  Zusammeuäteilung  zu  dem 

1)  Die  Gesamtzahl  der  letMses  inforee  betrug  am  31.  Dezember  1887 
1570,  wovon  im  Jahre  1887  534  neu  hinzugekoran^en  waren.  Die  Ge- 
samtzahl der  (ioldrainen  auf  Privateigentum  betrug  zur  gleichen  Zeit 
55?>.  Die  Zahl  der  Älhivi  kliiiinon  ist  gewiss  weit  kleiner  als  die  Hälfte, 
üoch  fehlen  darüber  genauere  Angaben.  Mineral  Statiatics  of  Victoria 
pro  1887,  S.  7  und  8, 

2«itMhr.  f.  SUataw.  1891.  III.  ÜMtL  34 
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Zwecke  gemacht  ist  %  die  Entwicklung  des  Tiefbaues  in  Vic- 
toria  zu  veranschaulichen.  d«rf  gewiss  daraus  gefolgert  werden, 
dass  in  den  übrigen  Graben  aof  noch  geringerer  Tiefe  geu^ 
beitefc  wird«  Die  yon  Seiten  des  Staatee  gewählten  Unter« 
etfltKangen  —  nnd  inoehten  eie  nodi  so  reichlieh  bemeesen  sdn 
—  konnteu  offenbar  nur  in  experimenteller  Weise  zei^jen»  dass 
und  wie  die  Wasserscliwierigkeiten  der  Minen  zu  beseitigen 
sind  und  dass  auch  auf  grösserer  Tiefe  die  Quarzadem  noch 
recht  ertragreiche  Goldlager  besitzen.  Die  Konsequenxen  dieser 
Yeianche  in  der  I^razts  zu  ziehen,  mnsste  nach  wie  Tor  den 
Privatanternehtnungen  Qberlaesen  bleiben.  Aber  fmlidi  ^  ; 
gerade  hier  ist  der  Punkt,  auf  dem  eine  Reihe  von  weiteren  i 
Mängeln  erst  auf  andere  Weise  zu  beseitigen  wäre. 

Die  letzten  mir  vorliegenden  Berichte  des  Staatssekretin 
Ar  Bergbanangelegenheiten  weisen  mit  besonderer  Betonung 
darauf  hin,  dass  nach  den  heute  geltenden  Gesetnen  jeder  nodi 
so  unbrauchbare  Mensch,  nur  durch  die  Gunst  der  Oeaellsdiafk^ 
direktoren ,  ala  technischer  Leiter  des  Bergwerks  angestellt 
werden  könne.  Und  thatsäcblich  ereigneten  sich  solche  Fälle, 
obwohl  der  Goldbergbau  der  Kolonie  allmählich  auf  einer  Stufe 
angelangt  sei,  auf  welcher  technische  Kenntnisse  in  ganz  be- 
sonderem Masse  bedingt  wQrden!  Es  wird  deshalb  im  Ittte> 
resse  der  Mineneigentfimer  wie  der  Bergleute  in  Vorschhig  ge- 
bracht, für  die  ueu  anzustellenden  technischen  Direktoren  einen 
gewissen  lietUhigüug^nachweis  zu  verlangen.  Hier  liegt  einer 
der  schwächsten  Punkte  des  australischen  Goldbergbaues. 

Dass  zur  Zeit  der  Entdeckung  »Schuster  und  Schneidere 
und  auch  alle  anderen  Beruftarten  nach  den  Goldfddera  ge- 
eilt sind,  um  dort  ihr  Olllek  zu  erjagen,  ist  hinlänglich  be- 
kannt. \  iele  davon  sind  wieder  zu  ilireni  lierufsniässi^eu  Er- 
werbe zurückgekehrt.  Viele  sind  auf  den  Goldtelderu  geblieben.  I 
Und  auch  heute  noch  erfolgt  in  Australien  ein  permanentes 
Herüber-  und  Uintiberfluten  der  Arbeiter  aus  den  Terschiedenen 
BerufszwMgen.  Von  den  australischen  Minenarbeitem  hat  nur 
ein  kleiner  Teil  sein  Gewerbe  Ton  Hause  aus  erlernt  Und 

1)  The  Gold  Fields  of  Victoria.   Heport^  for  the  Qaarter  eftdtd 
81.  Deiember  1Ö88.  b.  59  fL  ätAtement  Nr.  22. 
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das  ist  gewiss  scbon  ein  bedenklicher  ZaBtand.  Aber  geradezu 
TerhangiiisToll  mnss  es  jflir  den  Beigban  werden,  wenn  das 
Qletclie  aaeb  für  die  teebniecben  Leiter  der  Werke  amtrifft, 

und  tbatsächlich  keine  10  unter  den  mindestens  1000  Gold- 
nnneudirektorcii  Victorias  über  eine  gründlichere  wissenschaft- 
liche FachbiiduDg  verfOgen.  Unter  solchen  Umstanden  kann 
der  Bergbau  auf  grossere  Tiefe  nicht  gedeihen.  Sie  führen  zn 
jenem  ejstemloeen  Umbertaeten,  dessen  Misserfolge  das  Privat- 
kapital  entmutigen  mtaen  nnd  die  gerade  bei  den  spezifischen 
Verhältnissen  des  anstralischen  Geldmarktes  doppelt  nachteilig 
auf  die  Weiterentwicklung  zurückwirken. 

Man  kann  nicht  sagen,  dass  Geld  in  Australien  maugelt. 
Und  wenn  auch  zu  besonderen  Transaktionen  noch  grossere 
Betrage  erforderlich  waren,  so  wfirde  es  ffir  die  vorhandenen 
grossen  Bankinstitute  ein  Leichtes  sein,  beliebige  Bettage  von 
England  zn  beziehen.   Aber  woran  es  in  Australien  fehlt,  das 
ist  das  private  Grosskapital»  das  gute  sichere  Renten  verlangt 
und  deshalb  die  Privatnntemehmun^en  im  grossen  Stile  be- 
günstigt.   Nicht  in  dem  australischen  Staatssozialismus,  son- 
dern in  diesem  Mangel  an  privatem  Grosskapital  liegt  m.  K 
der  eigentliche  Grund  dafSr,  dass  —  mit  einer  einzigen  unter- 
geordneten Ansnahme  ^  in  ganz  Australien  nur  Staatsbahnen 
existieren.    Hier  fehlen  die  Neuenglandstaaten  mit  ihren  ka- 
pitalkräftigen Märkten  wie  New-York,  Boston  und  Philadelphia, 
die  den  modernen  Verkehrsverhältnissen  der  Union  in  so  präg- 
nanter Weise  den  Charakter  von  PriTatunternehmungen  auf- 
geprägt haben.   Australien  ist  in  seiner  kapitalistischen  Ent- 
wicklung weit  jünger.   Es  hat  deshalb  noch  eine  mehr  gleich- 
mass^  Terbreitete  allgemeine  Wohlhabenheit.   Dabei  ist  an 
dem  Geldmarkte  und  seinen  Vorgängen  das  ganze  Volk  be- 
teiligt.   Nicht  bloss  die  »Herrn  der  Schöpfungc,  sondern  fast 
jedes  Dienstmädchen  und  die  meisten  jungen  Damen  der  wohl- 
habenden Kreise  sind  im  Besitz  von  Aktien  und  spielen  an 
der  B5rse  oder  wo  immer  Geld  zu  verdienen  ist.  Fflr  all  diese 
Verhaltnisse  ist  die  Gründung  der  Unternehmungen  Ton  Torn- 
herdn  zugeschnitten.         allgemein  QbÜehe  Nominalbetrag 
einer  Aktie  lautet  uui      1.    Und  dann  muss  Bewegung  iu 
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den  Kursen  sein,  sonst  zieht  das  Papier  nicht.  Man  will  die 
Aktien  nicht  behalteo  imd  nioht  dien  DifidMideB  «rndtm 
in  den  Kmfldifimiizen  gewinnen.  Beidee:  die  gro«e  Znhl  der 
Aktien  wie  die  Beweglidikeit  des  Marktos  fordern  wieder  kleine 

Untemehmungeu  und  eine  grmse  Zahl  von  Börsenmaklern. 
Die  Vielheit  der  üntemehmuDgen  gestattet  den  Spielern  auf 
mehrere  Karten  zu  setzen.  Die  grossere  Zahl  der  Vermittler 
bewältigt  den  riesigen  Aktienverkehr  mit  der  ganzen  Bevölke- 
rung leiehter.  Und  deren  Clewerbe  iet  vollttindig  freigegeben. 
In  AueUalien  ist  jedermann  in  der  Lege,  ein  Bnrenn  m  er- 
öffnen und  sieb  den  Titel  »share  brokcr«  bemlegen.  ünd  in 
der  That  sehen  wir  in  manchen  Strassen  der  Hauptstadt  jede 
zweite  und  dritte  Thüre  mit  diesem  8c}iil<le  gt^iert. 

Das  alles  gibt  dem  australischen  Markte  seinen  ganz  be> 
stinunten  Charakter.  £ine  gleichmässige  nbigm  Entwick- 
Imgi  wie  wir  sie  im  grossen  Gsnasn  in  ükoopn  gewohnt  sind» 
gibt  es  hier  ntchi.  Die  Börsenbewegung  ond  damit  das  gaa« 
wirtsebsftlicbe  Leben  ist  stets  in  grossen  Auf-  and  Abwarte- 
schw  aiikangen  begriffen.  Wer  es  nun  versteht,  die  aufwärts 
geheiide  Weile  zu  beuützen  und  noch  zur  rechten  Zeit  za  Ii- 
quidiereOf  wird  in  Aostraliea  binnen  kurzem  ein  groesoi  Ver- 
mögen  gewinnen.  Im  allgemeinen  heisst  es  aber  aoeh  hier: 
•Wie  gewonnen  so  mmimeB!«  Was  die  Lents  in  dem  dncn 
Unternehmen  vsrdieiieD,  TerHeren  sie  wieder  in  dem  andern. 
Dü  8icli  aber  immer  Einzelne  als  >8ehr  reich  ijeworden«  zu- 
rtiolraiehen  und  eventnell  nach  Euroj^a  zurück  wandern,  so 
flUUste  diese  »Alierweltsspielereic  notwendiger  Weise  zur  Ver- 
armung des  VoUiss  Ühmn,  wenn  sidi  nicht  imtmr  tler  gmasgn 
Zahl  TOB  Grflndmigsnietsn  doch  wkider  ab  nnd  tn  gm»  anassr» 
ovdenltUah  hohe  IVeffer  finden,  derm  Bekanntwerden  dann 
stets  eine  allgemdne  Anfregung  erzeugt  und  zur  sinnlosesten 
Spielwut  immer  wieder  von  neuem  Aalass  gibt.  Ünd  diese 
wirklich  grossen  Glückstreffer  gehören  zumeist  dem  austral^ 
sehen  Bergbau  an.  Kurz  vor  meiner  Anwesenheit  in  Austra- 
lien war  B.  B.  eine  aligameine  Spekulation  in  atadtisehan  Grand* 
stieben  Mode  geworden.  Vor  dem  war  ein  aOgameiner  »Silber» 
boomt.  Die  » ftoker  HilU-Miae  hatte  nnyifthnfce  Siibermengpn 
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geliefert  und  jede  ursprüngliche  Gründuiigsaktie ,  welche  aaf 
100  Mk.  lautete f  iunerhalb  5  Jahren  1  Million  eingebracht. 
Und  noch  früher  waren  die  Aktien  der  Zinnbergwerke  durek 
amieliie  amgeieichneie  Erfolge  in  eine  aLlgemeiBe  SpekoUtion»- 
pedode  getragen  worden.  So  wendet  sieb  in  Aostralien  das 
Interesse  des  Kapitalmerkles  den  versehiedenen  Untemehmnngs- 
kategorien  abwechbeliHl  zu.  Bald  -wird  iii  Silber,  bald  m  Bau- 
plätzen, bald  in  Zinn  spekuliert  und  wahrend  dieser  Zeit  hat 
der  Markt  für  alles  andere  wenig  übrig.  Es  ist  deshalb  nicht 
SD  Terwondem,  wenn  das  öfter  zitierte  Blaabnek  »Mineral- 
StatitfciGS  of  Yietoriac  den  Bericht  fttr  das  Jahr  1887  mit  dem 
Satze  beginnt:  >As  far  as  gold-mining  is  ooneemed,  it  seems 
to  have  been  ander  a  oloud,  from  üue  cause  or  aiiother,  during 
tbe  whole  year.  In  tbe  first  place  the  feverish  excitement 
OTOr  the  süver  mines  diTerted  public  attention  in  that  direk- 
tion,  and  When  tbia  sabsided,  the  boom  in  dtj  and  sabnrban 
laod  oommenced  or  ratber  bad  reaebet  a  stago,  wbieb  engrosaad 
tbe  attention  of  eapitalisti  to  tbe  exelnsion  of  mining  Tsntores 
however  tempting.«  — 

Welche  Stf  IhniL^  unter  solchen  Umständen  der  Goldberg- 
bau in  Australien  einnimmt,  ist  leicht  zo  erraten. 

V.  Der  Gfoidber^bau  in  Aostralian  und  seiae  Mangel. 

Als  s.  Z.  nahesQ  die  ganae  mannliehe  B^lkemng  Anstri^ 

liens  mit  cradle^  Picke  und  Schaufel  bewaffnet  nach  den  neu- 
entdeckten Goldfeldern  wanderte,  da  «  r forderte  die  Beteiligung 
an  der  Spekulation  die  lieteiiigung  an  der  Arbeit.  Im  ganzen 
aoU  diese  Goldgewinnung  aus  den  AUuTien  keineswegs  besonders 
rentabel  gewesen  ssin.  Wenigstens  wurde  mir  fon  den  tücb- 
tigsten  Kennern  dieser  Verbaltnisse  übereinstimmend  ▼mtcbsrti 
dass  jede  Menge  Gold,  welche  aus  den  Feldern  herausgewaiMsben 
worden,  i^ewiss  ihre  ^  4  —  also  ihren  vollen  Wert  —  an 
Arbeit  gekostet  habe.  Deshalb  kehrte  auch  bald  ein  grosser 
Teil  der  Gewerbetreibenden  Ton  den  Goldwäschen  wieder  zur 
nysprüngüchen  Besebäfttgnng  znrfick.  Und  diese  Rfiekstr&mnng 
wire  eine  weit  allgemeinere  gewesen^  wenn  nicbt  bald  da  bald 
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dort  nuggets  bis  zu  einem  Ooldge wicht  von  124  kg  gefunden 
worden  wären.  Dieee  Glückelalle  liaben  dann  immer  wieder 
ganz  AoBimlien  in  grosste  Aufregung  Tersetet  und  die  Beföl* 

kemngsbeweguiig  in  ihrer  Richtang  beeinflneat.   Jeder  diew 

Goldwäscher  war  eiü  Spieler ,  der  recht  oft  seinen  ganzen 
Einsatz ,  d.  Ii.  sein  ganzes  Hab  und  Gut  verlor.  Im  ganzen 
gerechnet  hat  sich  die  aufgewandte  Arbeit  nicht  einmal  nach 
einem  guten  Tagelohn  bezahlt  gemacht.  Aber  einieioe  Gl&ek- 
liehe  haben  auaeerordentlieh  hoheTreffinr  gewonnen.  Das  war 
die  Zeit,  m  der  die  Goldgewinnung  mit  der  gröesten  Energie 
und  fast  von  der  ganzen  tuännlichen  Bevrtlkenuig  xVubtralieni 
betrieben  worden  ist.  Sobald  die  liii'i'jrfs  seltener  und  immer 
kiemer  gefunden  wurden,  nahm  auch  das  allgemeine  Interesse 
an  der  Goldproduktion  ab. 

Mit  dem  Uebergang  der  Goldgewinnung  aus  den  Wasehe- 
reien  in  den  obersten  Ablagerungen  zum  Sohlenssenban,  Stollen- 
bau  und  hydraulischen  Abbau  des  Schwemmlandes  war  die 
Beteiligung  der  Bevr>]kerung  fast  stufenweise  eine  geringere 
geworden.  Beim  ^hleussenbau  war  es  notwendig,  Wasser 
aus  grosser  Entfernung  mit  Hilfe  von  kOnstiichen  Gängen  und 
hölzernen  Kasten  zu  der  Stelle  zu  leiten,  wo  man  die  gold> 
haltigen  Erden  auszuwaschen  beabsichtigte,  lkst  StoUenban 
kam  in  Anwendung,  wo  ältere  Alluvial-Depositen  durch  tertiäre 
und  diluviale  Schichten  oft  melii  tVi(  Ii  übergössen  wareu.  Hier 
mussten  olsdanu  früher  durch  Schachte  und  Suchstollen  auf 
1200  bis  1500  Fuss  Tiefe  die  sog.  »deapleadsc  erst  au%e8ucht 
werden ,  was  neuerdings  durch  die  Diamanttiefbohnuigen  g^ 
schiebt  Und  wenn  dann  der  bergmannische  Abbau  beginnt, 
sind  nicht  selten  starke  Pumpwerke  notwendig,  um  das  ^Vasser 
aus  den  tieferen  (iebieten  zu  entfernen.  Der  liydrauliache 
Abbau,  wie  er  in  Californieu  zur  Einführung  gelangte,  hat  in 
Australien  und  namentlich  iu  Neuseeland  verschiedene  Berei- 
cherungen erhalten.  Man  benfltzt  den  hydraulischen  Druck 
nicht  bloss  zur  Schwemmuog  der  goldhaltigen  Erden,  man 
benQtzt  ihn  auch  zur  Zerkleinerung  der  Gesteinsteilchen  und 
hat  neuerdings  damit  eine  Saugpumpe  kombiniert,  welche  aus 
den  Flüsaeu  wie  aus  dem  Wasser  der  Meeresküste  entlang  den 
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goldführenden  Sand  aufsaugt,  um  nachher  die  < ioMfuisschci- 
duDg  in  der  üblichen  Weise  yorzanehmeD.  In  wasserarmen 
Gegenden  findet  an  Stelle  des  Waaaezs  die  Luft  som  Abblasen 
Verwendung« 

Für  diese  Einnohinngen,  die  gewiasennamn  die  Entwick* 

longsstadien  der  alluvialen  Goldgewinuung  repräsentieren,  ist 
stufenweise  ein  grösseres  Anhig(  kapital  erforderlich.  In  der 
gleichen  Linie  wächst  iür  die  technische  Leitung  die  Summe 
der  erforderlichen  Fachkenntnisse.  Und  nicht  minder  ste^ 
in  dieser  Richtung  die  Masse  der  zor  Bearbeitung  gelangenden 
Erden.  Die  iSgliehe  Arbeitsleistnng  pro  fifann  ist  mit  der 
cradle  1500  kg  mit  der  Schleusse  18  000  kg.  goldhaltigen 
Sandes,  während  die  analoge  Arbeitsleisturif«;  beim  liycIraulisL'heii 
Abbau  in  Calüornien  auf  850000  kg  Kies  geschätzt  wird* 
Damit  mindern  sich  entsprechend  die  Kosten  pro  Tonne  be- 
arbeiteten Materials.  Die  Entwicklang  der  Technik  zielt  ganz 
entschieden  darauf  ab,  gerade  die  ärmeren  und  deshalb  auch 
ausgedehnteren  Goldablageiuugeu  erfolgreich  zu  bearbeiten. 

Nicht  minder  veränderlich  ist  die  Beteiligung  der  Bevöl- 
kerung in  der  selbständigen  Unternehmung.  Wo  noch  mit 
Schüssel  und  cradle  das  edle  Metall  gewaschen  wird,  da 
steht  es  jedermann  frei,  sich  einen  Anteil  an  der  Goldgewin- 
nung zu  sichern.  Kapital  ist  so  gut  wie  keines  erforderlich. 
Nur  die  thätige  Arbeitsleistung  wird  vorausgesetzt.  Und  die 
Elmte  folgt  der  Arbeit  auf  dem  Fusse.  Für  den  Schleusseu- 
bau  müssen  sich  schon  Arbeitergeseilschaften  gebildet  haben, 
die  aber  so  viel  Kapital  verfQgen,  als  zum  Lebensunterhalte 
während  der  immerhin  längeren  ArbettiTorbereitung  erforder- 
lich ist.  Weit  kostspieliger  noch  suid  die  Vorarbmten  für  den 
StoUenban,  welche  sich  früher  oft  3  bis  4  Jahre  lang  hinzogen. 
Aber  auch  heute  noch  siud  trotz  Diamantbohrer  diese  Kosten 
gross  genug,  um  eiue  Beteiligung  von  Kapitalkräften  an  den  Ün- 
temehmnngen  zu  bedingen.  Der  hydraulische  Abbau  hat  sich 
stets  als  eine  Aufgabe  grosserer  Unternehmungen  repritoentiert 

Dem  demokratischen  Prinzip  der  Allgemeinbeteiligung 
entsprach  in  dem  Berbaugesetz  die  Bestimmung  Über  den  Um* 
taug  und  die  Grosse  des  Grubenfeldes.  Es  sollte  Kaum  genug 
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fflr  die  Beteiligung  Aller  bleiben  und  aiehidiurch  die  Gepiim- 

Bucht  Weniger  der  Raum  für  Viele  weggenommeD  wfrdni 
Deshalb  war  die  dem  Unternelimen  gestattete  Fläche  eimsolcbe 
vou  wenigen  Quadratmetern.  Schon  der  Schleusseobaa  erfor- 
derte eine  freiere  BetbätigDOg.  Und  noeb  grösser  vaien  die 
Anfordenuigeii  dee  StoUeDbanea.  Die  geBebliclieB  fiesUmBWigva 
beiteo  denselben  anföng^ieb  nicht  genügt.  Deshalb  klagn 
anfangs  der  60  er  Jahre  alle  offiziellen  Berichte  in  VictoriÄ, 
dH88  die  zur  l !e;i,rbeitung  der  dcap  lt(i(Js  vou  Staakswegen  ver- 
lieheneu Fläche  offenbar  zu  en^  bemessen  sei.  Man  werde 
dadurch  gezwungen,  S  bis  4  Schachte  auf  mehrere  hundert 
Fnse  Tiefe  atuiQgnben,  wo  ein  Schacht  den  Zwecken  T5Uig 
genügte.  Dadurch  werde  der  Bergban  annötiger  Weise  w- 
teiiert.  Der  moderne  hydraulische  Abbau  endlich  kann  nur 
gedeihen,  wo  sohr  ausgedehnte  Gebiete  zur  Verfiigung  stehen. 

Dieser  Entwicklung  im  Raum,  wie  in  der  Grösse  der  Un- 
ternehmungen bezüglich  der  materiellen  Arbeitsleistung,  des 
beteiligien  Kapitals  nnd  der  erforderlidien  teehniscfaea  Kennt- 
nisse^ entspridit  nicht  Uoes  die  Allgemeiabeteiligung  der  Be> 
vdlkemng,  sondern  auch  die  Dauer  der  Unternehmungen  ak 
solche  und  endlich  die  Kentahilitiit  des  Unternehmens  selbst. 

Wo  der  alte  Goldwäscher  mit  seiner  cradLe  sich  erfolg- 
reicher Thätigkeit  widmen  konnte,  das  waren  doch  nur  wenige 
nnd  enger  bigrenzte  Oebiotcb  Und  nicht  der  dnrchschnittlicbe 
Verdienst,  sondorn  der  aosgespioeheno  Glflcksspidcharakter 
des  Gänsen  W'ar  es,  ivas  Tausende  und  Abertausende  Ton  ICsB- 
sehen  anlockte.  Der  Rausch  war  überall  nur  ein  kurzer,  üod 
die  Bevölkerung  hat  oft  *  henso  rasch  abgenommen,  wie  sie 
vorher  zugenommen  hat.  Das  alles  ändert  sich  mit  der  £at- 
wickking  aoeh  aui  dem  Gebiete  alluTiaier  GoUgewinnong  voU- 
ständig.  Das  ^iel  des  glQcklicheii  Znlslls  tritt  zorftek  md 
bort  auf,  ein  bestimmender  Faktor  bei  der  Grflndimg  der  Ua-» 
ternehmungen  zu  sein.  An  die  Stelle  der  Sehnsuclit  der  Massen, 
(.1  Hü  Glück  zu  erjagen,  tritt  das  berechneude  Kalkül  <ies  Unter- 
aehmerkapitaU.  Und  statt  der  hastigen  Sucht  nach  Goki- 
Unmpen  auf  engb^grsnstem  Gnibenf^d  sind  heute  hervom> 
gende  technisohe  Krifte  bestrebt,  auf  einem  Terfaaltniomiasig 
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armen  aber  gleichmässig  gehaitrekheii  und  möglichst  ausge- 
debDten  Arbeitsfftlde  UnternehmaDgen  grasen  Stile  mit  einer 
mögliditi  ckmenklen  aber  fibwdarehiBbiiiitUcbeii  BentabiUtü 
ta  MshaffBii. 

Ganz  analog  liegen  die  Dinge  und  Verhältnisse  beim 
Quarzgangbau.  Als  man  s.  Z.  begann,  die  oberen  aiif^^e- 
reicherten  Kegionen  der  Quarzgänge  mit  den  primitivsten 
Werkmgen  anf  Gold  sa  baurbeiten,  da  war  jede  Vereinigimg 
Ton  nehreren  Goldwaaeham  mit  wenig  Kapital  in  der  Lage« 
eidi  solehe  ünteraebiDQDgeii  zu  grOnden.  Und  damit  diese 
Beteiligung  eine  allgemeinere  sein  konnte,  wurde  gesetzlich 
bestimmt,  dass  je  eine  Gesellschaft  in  der  Länge  des  Riffs 
nur  50  bis  80  Yards  —  etwa  46  bis  73  m  —  aufnehmen 
könne.  Auf  grosse  Tiefe  üielfeen  die  Arbeiten  nicht  ab.  Man 
▼erlieie  das  Grabenfeld  oft  schon  bei  50  bis  60  Fuss  Tiefe, 
sobald  mit  eefawefel-,  arsenik-  und  kupferbaltigen  Eieeen  an 
dem  GrandwaseemiTeau  fQr  die  damaliL^c  Technik  die  Grenie 
der  lohnenden  Arbeit  erreicht  war.  Man  hatte  nicht  etwa  die 
Absicht,  das  Gold  aus  den  Quarzgängen  abzubauen,  sondern 
man  suchte  nach  jenen  reichen  Goldnestern,  welche  sich  durch 
Zereetanng  der  Kiese  vnd  einen  damit  Terbandenen  Anrexebe» 
rnngsprozes«  in  den  oberen  Teilen  der  Quarzgänge  eingelagert 
hatten.  Hier  waren  dieee  Nester,  wie  die  mtggets  im  Schwemm- 
iande,  die  Treffer  in  der  Lotterie.  Man  wechselte  deshalb  den 
Schacht  auf  den  Quarznfis  ebenso  rasch  und  leicht  entschluaisen, 
wie  die  Gruben  in  den  Goldfeldern.  Das  Resultat  war  eine 
grosse  Zahl  flüchtiger  Abbauten  auf  geringe  Tiefe.  Und  wie 
schon  oben  bemerkt  worden,  war  die  glficklichate  Untemehmer- 
form  die  EooperatiTgenossensehaft. 

Nur  eine  selir  verfehlte  Betracbtungsweißc  kouiite  sagen, 
dass  Quarzgänge,  welche  diese  Art  von  Bergleuton  verlassen 
hatten^  in  ihrem  bauwürdigen  Adel  erschöpft  seien.  Sachver- 
ständige und  namentlich  auch  die  Begierung  und  das  Parlament 
von  Victoria  waren  stete  anderer  Meinung.  Und  deshalb  hat 
man  sieb  dasn  entechloesen ,  die  von  dem  Privalkapital  in 
Australien  nicht  selbsföndig  durchgeführten  Abbauversuche 
auf  grössere  Tiefe  mit  einem  Aufwand  Ton  mehreren  Mülionen 
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aus  Staatamitteln  su  fördero.  Das  Bssnltat  war  eine  gün* 
sende  Bechtfertigang  dieser  Politik.  Trotsdem  die  Arbeiten 
bereits  auf  Ober  2500  Fass  Tiefe  in  den  Boden  reichen,  ist 

bei  systematischer  Anlage  und  verständnisvoller  technischer 
Leitung  die  Grenze  des  rentablen  Qaarzbaues  noch  in  keiner 
Weise  gefunden. 

Der  Quarzgangbau  ist  damit  aus  einem  spekulatiTen  Un- 
ternehmen kleiner  Eooperativgenossensehaften  zu  einem  Gfoes- 
unternehmen  des  priTaten  Aktienkapitals  geworden.  Brsehei- 
nimgen,  wie  da?  in  Australien  häiiHg  vorkommende  Tribut 
si/stem€^  welches  Unternehmer  und  Arbeiter  in  der  VV  eise  ver- 
bindet, dassdie  letzteren  ihren  Lohn  alseinen  gewissen  Anteil 
am  Rohertrag  —  z.  B.  2  s.  6  d.  von  ^  1.  —  Tertragsmassig 
festgesetzt  und  ausgezahlt  erhalten ,  können  nur  im  Ueber» 
gangsfttadtum  beibehalten  werden.  Für  Grossuntemelimungen 
des  Bergbaues  passen  sie  nicht.  Ebenso  erfordert  die  Grösse 
des  Anlagekapitals  und  die  systematische  Durchführung  der 
Wasser-  und  Yentilatiousaulagen  eine  grosse  Ausdehnung  des 
Grubenfeldes.  Und  endlich  bedingt  die  möglichst  ToUkonunmene 
und  möglichst  rentable  Extraktion  des  Goldes  aus  den,  mit 
der  Tiefe  h&ufiger  auftretenden  Pyriten,  statt  der  alten  ein- 
fachen Stanipfwerke ,  vollkoiumene  chemische  Fabriken  mit 
einem  ^^;iii/en  Stab  von  gegenseitipf  sich  ergänzenden  ^>pezia- 
listeu  und  Fachleuten:  Voraussetzungen,  die  wieder  nur  durch 
Grossuntemehroungen  allerersten  Banges  erfOllt  werden  können. 

Nach  8ü88  hinge  freilich  diese  ganze  letztinstanzieUe  Eni> 
Wicklung  sehr  in  der  Luft,  weil  eben  der  bauwtlrdige  Gold- 
gehalt der  Quarzgänge  erschöpft  sei.  Und  zur  Begründung 
finden  wir  die  Statistik  der  Port  Philipp  Company  anjTeföhrt, 
deren  Erze  von  1  Unze  12  dwt  (Peunjweights)  im  Jahre  1857 
auf  4  dwt.  Goldgehalt  im  Jahre  1875  zurückgegangen  sind. 
So  soll  der  Goldgehalt  der  Quarzminen  in  Austrdien  mit  der 
Tiefe  fortwahrend  abnehmen  und  also  auf  einer  nahen  Ent- 
fernung aufboren,  bauwürdig  zu  sein. 

Nun  ist  das  zunäuiirft  eben  doch  nur  die  Statistik  einer 
einzigen  Mine,  welche  durch  Statistiken  auiorer  Minen  leicht 
aufgewogen  werden  könnte,  durch  welche  bezeugt  wird,  dass 
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der  Add  d60  Quarzes  mit  gitaerer  Tiefe  wieder  zanimmt. 
Indes  ist  ans  uDserer  gaDzen  Darstellung  nichts  nattlrliGher 
als  die  BrsclieiDnDg,  dass  sich  die  reichen  Goldneeter  nahe  der 

Oberfläche  in  der  Tiefe  nicht  wiederholeD,  ganz  so  wie  die 
nmjyets  auch  nur  an  der  Oberfläche  des  Schwemmlaiule»  ge- 
funden werden.  Nicht  die  Abnahme  des  dorchschnittlichea 
Goldgehaltes,  sondern  die  Frage  naeh  der  Grense  des  abban* 
fähigen  Goldgehaltes  im  Gestein  Iwtte  S^s  snm  Gegenstand 
eingehenderer  üntersnchnDgen  machen  sollen.  Seine  Sehluss- 
folgerungeu  wären  tlann  wahrsclieinlich  andere  geworden. 

Auch  liier  /.eigt  sich  liäiulich,  ganz  wie  bei  der  alluvialen 
Goldgewinnung,  eine  fortschreitende  Verbilligung  des  Extrak- 
tionsprozesses. Speziell  fOr  Victoria  haben  wir  oben  bereits 
nach  Brough  Qmy^  angegeben,  dass  etwa  im  Jahre  1757  die 
Stampfkosten  einer  Tonne  Qnars  e.  <)P  4,  betrugen.  Schon  im 
Jahre  1861  hatte  sich  dieser  Prozess  Tielfach  anf  £  1.  pro 
Tonne  verbilligt.  Und  in  dem  Blaubnch  >Miueral  Statistics<i 
finde  ich  für  das  Jahr  1887  augegeben,  dass  im  Bezirk  Ai  arat 
nur  4  8.  für  das  Zerstampfen  von  einer  Tonne  Quarz  gezahlt 
werdoi.  Wahrend  also  nach  Süss  der  Goldgehalt  des  Quarzes 
bei  einer  Tiefe  ?on  etwa  1000  Foss  sich  nm  das  Achtfache 
gemindert  hat,  ist  dnrch  die  Fortschritte  der  Technik  dasZer«* 
stanipfeu  des  Quarzes  um  dris  Z  waii  zig  i  ac  he  billiger  ge- 
worden. Der  Goldgehalt  des  verarbeiteten  Materials  kann  sich 
also  gemindert  und  die  Rentabilität  des  Unternehmeus  sich 
trotzdem  gesteigert  haben«  Jedenfalls  aber  ist  auch  dieser  Teil 
der  iSicss*schen  Aasftthmngen  nicht  im  geringsten  geeignet, 
dem  Goldbergban  fttr  kfinftig  seine  glänzende  Entwicklnng  zu 
entziehen. 

Das  etwa  ist  die  Entwicklung  oder  doch  die  Kntwick- 
lungstendenz  der  Goldgewinnung  in  Australien.  Aber  die 
allgemeine  Stimmung  des  australischen  Geldmarktes  deckt  sich 
damit  sehr  wenig.  Geldmarkt  und  Goldbergban  sind  sich  et- 
was fremd  geworden  und  verstehen  sich  auch  in  Victoria  immer 
weniger.  Dss  Publikum  verlangt  kleinere  Unternehmungen 
mit  viel  Aktien  zu  geringem  Nominalwert  und  mit  geringer 
Anzahlung,  aber  wenn  irgend  möglich  mit  einzelnen  recht 
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groisen  Prämien.  Die  gesamte  oder  dauernde  Heniabilitat 
kommt  dabei  weit  weniger  is  Betoehk  In  Vieiorift  babeo 
die  Goldfelder  wahncheiiilich  ihren  gzoesen  und  leidit  greif* 
hären  Treffer  bereits  abgegeben.  Die  Periode  dee  GlQoksspiels 

ist  vorbei.  Die  Periode  der  Grossunternehnmiij^^en  nut  dauern- 
der un<l  rrewi.s8  überdurcliäcbiiittlicher  Rentabilität  beginnt. 
Doch  dafür  hat  der  auBtralische  Geldmarkt  wenig  Nachfrage. 

Und  noch  weniger  ist  vielleicht  der  heutige  Zustand  des 
Goldbergbaoes  in  Victoria  geeignet,  als  Unterlage  snr  notwen- 
digen Weiterentwicklung  and  VerTollkommnong  an  dienen. 
Die  hentigen  Leiter  der  Unternehmungen  haben  sich  in  auto- 
didaktischer Weise  aus  den  früheren  noch  kleineren  Anfiiiii:'  n 
mit  herausgebildet.  Wissenschaftliche  Vorbildung  steht  ihneu 
mit  seltenen  Auanahmen  nicht  zur  Seite.  Eine  Organisation 
der  Unternehmungen,  wie  sie  sein  sollte,  ist  ihnen  unbekannt 
Die  rationelle  Behandlnng  der  Pyriten  ist  immer  nodi  im  An- 
fuigtstadium  gehlieben.  Dabei  sitzen  in  Ballarat  und  aneh 
in  anderen  Zentren  des  Goldbergbaues  Handelte  \ou  Qaäri- 
bergwerken  mit  eim  in  Gi  uijenfeld  von  80  Yürds  (ca.  7i>  iu) 
Breite  auf  den  goldhaltigen  Quarzriffs  dicht  nebeneiaander. 
Jede  hat  ihre  selbständige  Verwaltung,  ihre  eigenen  ober>  und 
nntsrirdischen  EHnriehtungen,  jede  ihre  eigenen  Unkosten  anf 
dem  Markte.  Ton  den  1413  Unternehmungen  anf  Gold,  welche 
sieh  als  »Mining  leases«  fdr  das  Jahr  1887  verzeichnet  finden, 
sind  im  ganzen  9650  Personeu ,  also  pro  Unternehmen  etwa 
7  Personen  beschäftigt.  Und  unter  solchen  Verhältnissen  soll 
ein  Quarztiefbau  auf  2  bis  3000  Fuss  mit  all  den  grossen 
Ventiiationswerken,  Pumpen,  Fdrdemngsmaschinen,  fiztrak- 
tionsiabriken  u.  s.  w.  zur  Entwicklung  gelangen?  Die  ün- 
niögliehkeit  ist  su  naheliegend.  Dedialb  gehen  denn  aneh  die 
Goldertraguisse  iu  Victoria  zurück ,  trotzdem  von  einer  Er- 
schöpfung der  Goldlager  in  keiner  Weise  die  Rede  sein  kann. 

VI.  Weitere  Materialieü  deu  ßoldbergbau  in  Victoria  betretend. 

Zur  weiteren  Begrilndung  und  Stütae  meiner  AusfiÜi- 
rungen  mdgen  die  nachfolgenden  Gitate  aus  der  mir  vorlie- 
genden Litterwtur  hier  Baum  finden. 
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»Report  of  the  Board  appointed  to  advise  the  Governmoat 
aa  io  the  beit  mode  of  defelopüig  the  anriferoua  aad  mineral 

Beeource«  of  the  Colony  Victoria  1879— 80t  S.  VI.  Infolge 
des  Wasserncdrangs  und  der  Unznlän|:(liclikeit  der  Punipvor- 
richtuDgen  hat  der  Abbau  der  tieferen  alluvialen  Ablageruugea 
im  Ararat  aufgegeben  werden  müssen.  —  S.  VII.  Im  Cotton* 
troe  Oreek  Durfcrikt  ist  darok  das  Anffindan  eines  goldreiclieo 
Biiis  der  Bergbau  wieder  erweckt  worden.  Ebenso  bat  man 
dem  Schwemmland  wieder  yon  neuem  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet, aber  überall  haben  die  Bergleute  mit  den  Wasser- 
schwierigkeiten zu  kämpfen.  —  S.  VIII.  Die  Arbeiten  auf  den 
reichen  Goldfeldern  tod  Murray  Valley  sind  wegen  Waaser- 
andrang eingestellt  worden.  Man  erwartet  die  AofsteUnng 
sfeUerer  Pumpwerk».  —  8.  XI.  Viel  zn  hanfig  bat  man  Ter- 
siomt,  in  guten  Zeiten  für  die  weiters  Entwieldnng  des  Berg- 
werks Vorsorge  zu  treffen  und  eine  Reserve  für  unvorherge- 
sehene Ausgaben  anzusammeln.  Man  hat  vielmehr  ausnahmslos 
sein  ganaes  Augenmerk  darauf  beschränkt,  möglichst  hohe 
Dindenden  aar  Verteünng  an  bringen.  Kommen  akdann  wieder 
Zeiten,  in  welchen  grtoere  Massen  tanbss  Gestein  dnnsbgraben 
werden  nnss,  dann  mtaen  dorek  Einsabkrof^  der  Aktion&re 
die  laufijiiden  Ausgaben  gedeckt  werden.  Daraus  erwachsen 
dann  Schwierigkeiten  auf  dem  Markte,  an  denen  nielit  selten 
Unteniehmungeu  zu  Grunde  gehen,  für  die  sonst  alle  Voraus- 
setrangen  fllr  eine  gedeihlicbe  Entwicklung  latrefien.  Eine 
andere  Uisaebei  mit  der  der  Znsammenbmcb  ?ielsr  Qoldbeig- 
werlpe  in  Verbindung  gebracht  werden  moss,  ist  der  Mangel 
technischer  Kenntnisse  bei  denjenigen,  denen  man  die  Leitung 
des  Werkes  übertragen  hat.« 

Dem  Bericht  »The  Gold  Fields  of  Victoria« ,  Keports  of 
tbe  Mining  Begistrars  for  the  Quarter  ended  30  th  September 
1868  entnefame  ich  die  folgenden  bistorisdhen  Details: 

»Im  Jahre  1866  wnrde  durch  die  GebrQder  T.  auf  den 
Blackwood  Goldfeldern  üin  t^uurzritf  entdeckt,  Jas  reiche  AiiS- 
beute  zu  geben  versprach.  D;l  jedoch  nach  dem  damals  zu 
Becht  bestandenen  Bergbaugesetz  von  einer  Gesellsohaft  — 
gleichTiel  wie  gross  sie  war  —  a«f  dem  Eiff  nur  «ine  Lange 
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voo  24  Fass  au^euommen  werden  durite,  zog  man  es  jcx^ 
bis  zur  Ausgabe  einer  GeeeizesnoFelle  die  Anmeldang  m,  ver- 
schieben. Die  Denen  Besfcininrangen  vom  Jahre  1867  geeUt 
teten  alsdann  fttr  jeden  Minenarbeiter  20  Fuss  in  der  I^oge 
des  Rififs  als  Grnbenfeld  xn  beanspruchen,  worauf  den  Gebrü- 
dern T.  eine  Länge  von  160  Fuss  von  seiten  der  Repiernng 
zugestaiideu  worden.  Sofort  begann  man  den  Schacht  aal 
90  Fuss  Tiefe  auszugraben.  Der  goldhaltige  Qaarzgang  er- 
weiterte sich  anf  2  Fuss  Breite  und  ergab  2  Unsen  per  Tonne. 
Im  Jahre  1869  wurde  die  Mine  wahrend  der  Regenzeit  unter 
Wasser  gesetat.  Durch  einen  Muttersiollen  trocken  gelegt, 
führte  man  die  erfolgreiche  Arbeit  wieder  fort.  Und  in  Jen 
zwei  Jahren  1870  und  1871  verdiente  jeder  derßni  ier  ^  1200. 
Da  aber  jetzt  grössere  Pumpwerke  hätten  errichtet  werdeo 
müssen,  entschloss  man  sich  zum  Verkauf  der  Mine  an  die 
Firma  Mssisl  Mounter  &  Oo.  Dieselbe  madite  recht  gute  Ge- 
schäfte. Von  1873  bis  1881  wurden  65801  Unsen  Gold  ge- 
wonnen und  das  fttofundzwanzigfache  des  Aktienkapitals  an 
Dividenden  gezahlt.  Der  Schacht  ist  914  Fuss  tief.  Seit  dem 
Jahre  IBSl  sind  die  Arbeiten  eingestellt.« 

»Im  Jahre  1869  war  ein  allgemeiner  >nish€  zu  den  Gold- 
feldern Yon  Blackwood,  aber  die  meisten  GrQndangen,  welebe 
damals  zu  stände  kamen,  dienten  nur  den  spekulativen  Zwecken 
der  Gründer,  welche  nicht  die  geringste  Absicht  hatten,  die 
Grubenfelder  auch  zu  bearbeituu.  Die  aufgenomiiionen  Flächen 
hatten  auch  gar  kein  goldführendes  (iesteai.  Und  deshalb 
sind  die  GrOudungeu  bald  darauf  wieder  von  der  Büdfiache 
verschwunden.« 

»Die  Magdalena  Mine  in  Stawell  hatte  im  Jahre  1883 
ihren  Hauptschacht  auf  2400 Fbss  ausgegraben,  ohne  einban'* 
würdiges  Quarz  gefunden  zu  haben.  Mau  bewarb  sich  um  die 
Unterstützung  der  Regierung,  welche  auch  längere  Zeit  auf 
dem  Grubeufeld  Diamauttiefbohrungen  vornehmen  Hess.  Hier- 
bei wurde  ermittelt,  dass  der  Hauptschacht  4  bis  500  Fuss 
zu  weit  westlich  angelegt  war.  Als  dann  1884  die  bergmin-* 
nische  Thätigkeit  wieder  aufgenommen  wurde,  kam  man  mit 
dem  Grubenfeld  einer  Nachbarin  in  Konflikt,  weshalb  entweder 
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ein  neuer  Schaclit  üder  eine  besondere  Vereinbaruntr  erforder- 
lioh  war.  Die  Aktionäre  batien  bereits  ,i' 130  000  verausgabt. 
Man  war  der  Bache  müde.  D^balb  bescbloss  die  Generalver- 
wmmlimg  den  Verkauf  an  die  benachbarte  »Bfoonlight  Com- 
pany« gegen  eineSnmme  Ton  S  800.  Wenige  WocheOt  nach- 
dem die  neue  GeseHschaffc  nnter  einer  anderen  technischen 
Leituiig  die  Arbeit  begonnen  hatte,  fand  sich  ein  sehr  gold- 
reicher (^iiiir/gHiig  mit  einer  durchschnittlichen  Breite  von 
10  bis  30  Fuss.  Der  Ertrag  war  bis  Eude  September  1888 
mehr  als  11526  Unsen.  Die  »Moonligbt  CJompanjc  gehört 
heate  so  den  bestrentierenden  Goldminen  Victorias.« 

»In  dem  Distrikt  Taradale  war  die  oberste  goldhaltige 
Qaarzlage  des  United  Kingdom  Reef  bei  einer  Tic  tu  von  2(K) 
Fuss  erschöpft.  Man  hat  die  Minen  seitdem  nicbt  weiter  unter- 
sucht. Das  Achilles  Reef  ist  infolge  des  Wasseraudrangs  bei 
einer  Tiefe  von  234  Fuss  verlassen  worden,  trotzdem  das  Qnars 
noch  Ton  selir  banwfirdigem  Adel  war.  The  Eneigetie  Reef» 
anf  dem  ehenftdls  die  Arbeiten  eingestellt  sind,  hat  den  Haopt- 
schacht  auf  513  Fuss  ausgegraben.  Auch  die  Pyriten  gaben 
hier  gute  Erträge.  Von  5  Tonnen  erhielt  man  37  Unzen 
5  dwt.  Gold.  Die  Mine  wurde  aufgegeben  infolge  eines  Irr- 
tums der  technischen  Leitung«  welche  den  Stollen  nach  Osten 
statt  nach  Westen  treiben  Hess  und  deshalb  die  goldhaltigen 
Qnarzlager  verfehlte.  Auf  dem  Wyndham  Reef  war  die  durch- 
schuittlicbe  ^^tärke  des  goldführenden  Gesteins  40  Fuss.  Die 
Mine  ist  durch  Uneinigkeit  unter  den  Direktoren  zur  /Viilhe- 
bung  gelaugt.  Auf  dem  U'Comur's  Reef  ist  die  durchschnitt- 
liche Breite  des  Lagers  12  Zoll,  es  nimmt  indes  an  Stärke 
wie  an  Goldgehalt  mit  der  Tiefe  zu.  Die  bergmännischen 
Arbeiten  sind  im  fortschreiten.  Auf  dem  Victoria  Reef  misst 
dtr  üauptöchacht  160  Fuss.  Nahe  der  Oberfläche  gaben  23 
Tonnen  Gestein  115  Unzen  Gold,  auf  einer  Tiefe  von  22  Fuss 
ergaben  30  Tonnen  Quarz  13  Unzen  Gold.  Die  Stärke  des 
Lagers  misst  durchschnittlich  9  Zoll.  Die  kleine  Kooperativ- 
gesellschaft,  welche  die  Mine  bearbeitete,  stellte  ihre  Thatig- 
keit  ein,  weil  sie  auf  grSssere  Tiefe  nicht  ohne  Maschinen  das 
Feld  abbauen  konnte  und  ihr  die  Mittel  zur  Auistellnng  solcher 
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Masefainen  mangelte.  Tbe  HmnboMi  Reef  benist  edoeo  Hup^ 
scHachi  von  450  Fün.  Die  Eftrogniaae  wareo  reieh.  Nacli* 
dem  aber  dardi  Fener  die  Masefainen  senfört  wurden  ond  keiat 

Eeseryen  vorbanden  waren,  dieselben  wieder  neu  aafsnstelieu, 
wurde  die  Mine  verlassen. c  — 

Dr.  Georg  Seelkorst,  welcher  sich  während  der  Weltaus- 
atoliang  in  Aoairalien  anfhi^«  TeiQffenfclichte  im  Jahre  1862 
ein  417  Seiten  fassendes  Werk  fiber  AoatralieB,  dem  ich  anf 
8.  288  ff.  die  folgende  charakterisüscbe  Gesebiefate  einer  aastr»- 
lißchen  Mineuspekulation  entDehiiie;  :>Eiui;^^e  Sydney  Kapita- 
listen eiitsclilossen  sich,  die  Gruben  am  Mt.  Terrj  in  Anijrifr 
zu  nehmen  und  schickten  eine  Anzahl  Bergleute  zu  diesem 
Zweite  dorthin.  Man  hatte  eine  Aktiengesellschaft  giqgrfindet 
nnd  Ton  einem  geaeiehneten  Kapital  ?on  jCdOOOO  n«r^6600 
eingezablt.  Der  Rest  wurde  dnreb  Bankkredite  garantiert,  dia 
Reichhaltigkeit  der  Erze  und  der  hohe  Marktpreis  deü  Kupfert 
thaten  das  Uebrige.  Die  Grube  arbeitete  günstig  trotz  lit*« 
langen  Landwege  zum  Ausfuhrhaien,  so  dass  der  Bankkredit 
in  wenigen  Jahren  gedeckt  war  nnd  die  Dividenden  £ui  die 
drei&die  Höhe  der  bar  an  aahlenden  Zinsen  erreicbteB.  Das 
gab  das  Signal  snm  Ansbmeb  eines  fSrmlidien  Baigwerk»^ 
fiebere.  Die  Kupferlager  im  Wide  Bay-  nnd  Burnelt-Distrikt, 
die  man  schon  längst  kannte ,  wurden  jetzt  eifrig  gesucht, 
überall  das  Land,  welchem  Krziager  enthielt,  aufgenommen  und 
die  Gründungen  jagten  einander.  In  allen  Fällen  warde  der 
nnglticklicbe  ^an  dar  geringen  Etnaahlangen  anf  enoma 
Aktienkapitalien,  die  nnr  anf  dem  Papier  atanden,  adoptiert 
So  besase  die  Norman by- Gesellschaft  ein  Barkapital  Ton 
S  5000  auf  80000  Aktien  ä  i"  1 ,  die  Viktona-i  iosell>ohaft 
£  6500  auf  100000  Aktien,  der  Mt.  Clara-Gesellschaft  ^  12U0 
auf  40000  Aktien  n.  8.  w.  Das  gröestc  eingesaUte  Kapital 
betrug  £  15(K).  Um  den  Wafanainn  noch  an  steigen,  nhhs 
die  Peak  Downs*Gnibe,  welche  mehrese  Jabre  mbig  fortbt- 
trieben  worden  war,  1872  etwa  75  %  des  ganzen  nominellen 
Anlagekapitals  Dividende,  was  nur  durch  Raubbau  unter  Ver- 
nachlässigung weiterer  Untersuchungen  möglich  war.  Die 
Aktien  stiegen  an  unsinniger  Höhe.   Die  auf  -s  1  iantendea 
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Anteilflchaine  der  Mt  Prerry-Grube  worden  za  mehr  als  ^  2 
▼erkauft)  wodurch  die  kaam  s  13  000  Wert  beeitsBende  Anlage 
auf  Aber  120000  Marktwert  kam.  Dabei  war  die  Kupfer- 
auefahr  im  Jahre  1872  auf  ^  234  540  bewertet  uüd  nicht  we- 
niger als  2148  Lizenzen  für  Bergbau  wurden  aufgenommeu. 
Jedes  Stück  Land«  sobald  es  abgesteckt  war,  wnrde  eine  markt- 
fähige Waare,  das  mit  Leichtigkeit  za  Preisen  Terkäuflich  war, 
die  allein  in  der  aufgeregten  Einbildang  der  Eanfer  ihre  Be- 
rechtigimg hatten.  So  war  ein  Kapital,  welches  tnm  regel- 
miesigen  Betriebe  von  zwei  oder  drei  Gruben  hinreichend  ge- 
wesen wäre,  auf  zwanzig  verschiedene  Anluven  verteiit  worden. 
Ueberau  waren  die  Arbeiten  begonnen.  Ueberall  die  Zugaben 
▼on  hochbesoldeten  Direktoren  n.  s.  w.  Dann  kam  der  >Emchc. 
Ein  Unternehmen  nach  dem  andern  hdrte  auf  m  arbeiten, 
nachdem  das  eingezahlte  Kapital  samt  den  Zaschllssen  ver^ 
braucht  war.  Die  Gruben  wurden  verlassen.  Und  jetzt  war 
auf  einmal  auch  kein  Geld  für  den  Fortbetripb  wirklich  be- 
steiieuder  Werke  zu  haben,  während  vorher  genug  disponibel 
gewesen,  um  die  Mineralschätze  unbekannter  Länder  aufzu- 
suchen, c 

Aus  »The  Anstralian  Handbook  fbr  1887«     (Verlag  von 

Gordou  &  Gotcb,  London)  entnahm  ich  der  Zusammenstellung 
der  »Mining  Regulations  der  australischen  Kolonien c  die  nacb- 
folgendeo  Angaben  für  Victoria,  Nensüdwalcs  und  (.^ueeusiuud; 

Yictoria.  Die  Land  Act  1869  bestimmt,  dass  Ver- 
pachtungen Ton  Kronlandem  auf  1  Jahr  und  auf  eine  Fl&che 
Ton  nicht  mehr  als  20  acres  sich  erstrecken  kennen.  Der  Pacht- 
schilling wird  von  der  Regierung  bestimmt.  Bergbauberech- 
tigungen werden  auf  nicht  länger  als  15  Jahre  gegen  eine 
jährliche  Zahlung  von  5  s.  verliehen.  Die  Fläche  wird  durch 
die  Bye-Laws  des  Local  Mining  Board  bestimmt.  Wo  Schürf- 
arbeiten durch  Basalt  notwendig  sind,  Untersuchungen  auf 
Gold  vorgenonmien  werden  wollen  und  in  einem  Umkreis  von 

1)  Die  Ausgabe  für  1891  ist  leider  verspätet  iu  meinen  Bettts  ge- 
langt.   Indes  haben  sich  die  Oesetse  wenig  geAndeit. 

Zetlschr.  f.  SuuUtw.  1891.   Ul.  H«fU  85 
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6  Meilen  sich  keine  Goldmine  bereits  befindet,  darf  eineQaadrafe» 
meile  als  UntersachuDgsfeld  reserriert  werden,  woToa  dum 
nach  Auffindung  von  baowfirdigem  Quarz  100  acree  nur  Ver- 
pachtung gelangen.  Sonst  sollen  Pachtungen  auf  Goldfeldern 
nicht  weniger  als  1  aci  c  und  mehr  als  30  acres  umfasseu  uud 
bei  Quarzritfs  soll  die  Breite  in  der  Lauge  dee  BjSa  nicht 
unter  100  und  nicht  über  600  Yards  betragen,  wahrend  das 
Grabenfeld  nach  der  entgegenstehenden  Dimension  durch  60 
bezw*  200  Tards  begrenzt  wird.  Der  jährliche  Paebtsehilling 
ist  anf  S  1  festgesetzt,  die  Aosstellnngsgebühr  des  Pachtrer- 
trag6  auf  X  3.  3  s.  iiinl  iler  Stempel  fQr  das  Gesuch  aui  -i  2 
für  eine  Fläche  unter  iü  acres,  auf  £  5  für  über  10  acres. 

Neusüdwales.  Durch  die  »Mining  Act  1874«  ist 
der  GouTemeur  ermiichtigtf  Regiemngsland  als  Goldfeld  se 
erklaren  und  »Miners*  Bightsc  gegen  eine  Gebühr  Ton  10  s 
und  gegen  eine  jahrliehe  Zahlung  yon  5  s.  zu  Terleihen.  Pach- 
tungen auf  SchwümmliioJ   uud  Quarzfeldern  zahlen  £  1  für 

1  bis  25  acres.  lu  spe7iellen  Fällen  mag  die  Paclitfläeh^ 
100  acres  erreichen.  Durch  eiu  Gesetz  vom  31.  März  1662 
ist  bestimmt  worden,  dass  der  Pachtvertrag  erlischt,  sobald 
auf  dem  Grund  nicht  fortgeseist  gearbeitet  wird  und  swar  von 

2  Mann  fttr  die  erstm  4  acres  und  1  Mann  für  jeden  weitem 
acre  der  verliubeueu  Fläche. 

Queensland.  Der  Gouverneur  ist  ermächtigt ,  dem 
Kegierungsland  den  Charakter  als  Goldland  zu  verleihen  und 
Bergwerkslizcnzen  gegen  eine  jährliche  Zahlung  von  10  s.  per 
acre  auf  21  Jahre  zu  erteilen.  Die  Fläche  soll  100  acre  nicht 
fiberschreiten.  Für  die  Entdecker  neuer  Goldfelder  k5nnen  die 
2  bis  20 fache  Fläche  der  gewöhnlichen  Grösse  des  Gruben- 
feldes von  150  bis  400  (.^uiulratyards  —  je  nach  der  Entfer- 
nung des  nächsten  Goidieldcs  —  verliehen  werden.  Au  den 
Flüssen  und  Bächen  sind  50  Fuss  Frontlänge  erlaubt.  Die 
Grüase  der  Alluvial-  und  Quarzfelder  wediselt  je  nach  den 
Reichtum  der  goldführenden  Erden  und  Gesteine.€ 

Vit.  Mittd  und  Wege  war  Beseltiging  der  MftngeL 

Die  Regierung  und  das  Parlament  von  Victoria  haben  in 
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höchst  auerkenuenswerter  Fürsorge  schon  lange  den  Mitteln 
zur  Fördernng  des  Goldbergbaues  ganz  besondere  Aufmerksam- 
keit zugewendet  So  warde  berate  im  Jahre  1873  eine  Par- 
lamentskommiesion  ernannt  mit  dem  Anfkrage,  das  Problem 
einer  rationelleren  Behandlung  der  Pyriten  zu  untersuchen. 
Der  Bericht,  welcher  im  Jahre  1874  erstattet  wurde,  empfiehlt 
namentlich  die  Errichtung  grosser  centraler  Werke,  welche 
aaeh  die  Nebenprodukte  bei  der  Ausscheidung  des  Goldes  zu 
gewinnen  Termdchten.  Der  Vorschlag  trifft  offenbar  den  Kern 
der  Sache.   Aber  er  ist  in  Aostralien  nnbefolgt  geblieben. 

Eine  zweite  Parlamentskommission  folgte  im  Jahre  1879, 
deren  Bericht  wir  bereits  des  öfteren  zitiert  haben.  Sie  hatte 
mehr  den  Quarztiefbau  zum  Gegenstand  ihrer  Untersuchungen 
nnd  ihr  Vorschlag  gipfelte  in  einer  nm^enderen  Zuwendung 
Ton  Staatsmitteln  waat  Dorchf&hrang  Ton  AbbauyersDchen  aaf 
grossere  Tiefe.  Bis  dahin  betrag  die  jährliche  staatliche  Unter- 
stützung des  Goldbergbanes  etwa  £  20000.  Jetzt  warde  sie 
auf  S  80  000  erhöht.  Der  Ertrag  der  Goldgewimmug  war 
dann  wieder  gestiegen,  um  neuerdings  abermals  zurückzugehen 
und  ein  noch  tieferes  Niveau  als  je  zuvor  zu  erreichen.  Die 
Gründe  für  diese  Erscheinang  haben  wir  oben  kennen  gelernt. 
Nicht  die  Goldlager  Victorias  sind  erschöpft,  wie  Süss  schon 
▼or  14  Jahren  behaupten  zu  können  glaubte,  sondern  die  Mittel 
der  vorliaiideiien  Bergwerksunternehtuungfen,  deren  Pumpwerke 
und  Fürderungsvorrichtungen,  ihre  Lieserven  und  ihr  system- 
loser Betrieb  auch  zu  kleinen  Grubeufeldern  sind  erschöpft 
Dnrch  BegiernngsnnterstÜtznngen  konnte  wohl  in  einzelnen 
FSUen  der  Nachweis  erbracht  werden,  dass  die  Quarzgange 
auch  auf  grösserer  Tief»  Gold  In  rmitablen  Quantitäten  um* 
schliessen;  aber  eine  Neuorganisation  der  Betriebe  und  andere 
technische  Leiter  liessen  sich  aiif  diesem  VV  ege  nicht  schaffen. 
In  den  beiden  letzten  mir  vorliegenden  Jahresberichten  des  Staats«  ^ 
Sekretärs  der  Bergbanabteilung  für  Victoria  wird  deshalb  neben 
der  AnsrOstung  mner  kleinen  Kommission  yon  Sachverständigen, 
welche  Europa  bereisen  sollen,  meines  Eraehtens  sehr  mit 
Recht  auf  die  Qualität  der  Minendirektoren  und  auf  den  austra- 
lischen Geldmarkt  besonders  Bezug  genommen.  Für  die  Minen- 
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duektoren  fordert  man  einen  gewissen  Beftihiguugsnachweis 
durch  Ablegung  eines  Examens,  da  bei  der  Weitenrasbüdung 
dos  Qnantiefbanes  die  auf  empirischem  Wege  gewoonaneii 
EenntniBse  nicht  mehr  euareichteiu  Und  wenigstens  die  Haupt- 
mangel des  anatralischen  Geldmarktes  glaubt  man  dnrefa  1^ 
fQhrung  des  Instituts  der  »licensing  share  brokers«  beseitigen 
zu  können.  Ich  kann  an  eine  durchgreifende  Wirkung  dieser 
Mittel  iiiclit  glauben. 

Dass  Jedermann  ganz  nach  eigenem  Belieben  Börsenmakler 
sein  kann  oder  nicht,  ist  gewiss  ein  Umstand,  welcher  der 
nnsanberen  bdrsenmassigen  Praxis  mehr  Thflr  und  Thor  dffiieii 
als  wfinsehenswert  sein  mag.  Das  Haapthindemn  för  eine 
glficklicbere  Weitereu twicklunii;  des  Güldbergl>aues  in  Victoria 
liegt  jedoch  m.  E.  in  dem  allgemeinen  Charakter  des  austra- 
lischen (reldmarktes  selbst.  Es  ist  die  Sucht  nach  dem  Spiel* 
gewinn,  das  Interesse  fOr  kleine  Aktien  von  Tielen  Untemeh- 
mnngen  nnd  der  Mangel  an  privatem  Grosskapital  mit  renten- 
m&ssigem  Interesse,  welche  hier  in  erster  nnd  letster  Linie  in 
Betracht  kommen.  Daran  scheint  mir  der  »vereidete  Makler* 
recht  ^v^'^ig  zu  ändern,  auch  abgesehen  davon,  dass  in  Austra- 
lien b'iuanzleute  erklären,  sie  würden  nachher  den  Eiden  der 
Makler  ebensowenig  wie  heute  ihren  Worten  Vertrauen  schenken. 

Der  gesetalich  geforderte  Befähignngsnaebweia  der  Berg* 
werksdirektoren  würde  bei  seiner  Neneinfllhrang  notwendiger 
Weise  anf  ein  niederes  Dnrdischnittsnivean  sich  beschränken 
müssen,  um  erst  nach  und  nach  eine  Stei^eruncf  eintreten  in 
lassen.  Die  heute  m  l^uuktiou  sich  beäudeudeu  techuischeu 
Leiter  wären  wahrscheinlich  der  Erbringung  desselben  ent- 
hoben. Dieser  Heilungsproaess  mnss  also  sehr  langsam  wirkea. 
Er  braucht  eine  gans  nnabiehbare  Zeit,  nm  die  Minenvorstande 
fDr  ihre  so  schwierigen  An^ben  genügend  vortubilden.  üsd 
deshalb  scheiut  er  mir  recht  geriugeu  praktischen  Wert  zu 
besitzen. 

Die  Absendung  eiuer  ivommission  von  Bach  verständigen 
nach  Europa  würde  schon  Ton  weiterreichender  Bedeutung  sein. 
Man  k&nnte  ans  ihrem  Bericht  gewiss  eine  Falle  nntsbringeadcr 
Anregung  schöpfen  nnd  ältere  eoiopäische  Erfidirnngen  ftr 
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Aostnilieii  eiBSAmmeln.  In  der  Haaptsache  jedoch  mSchte  ich 
erwartoD,  dass  die  anstrsliflchen  Fachleate  in  Europa  Dinge 

und  Verhältnisse  sehen,  die  sich  nicht  so  kurzweg  nach  Austra- 
lien übertragen  lassen  und  den  europäischen  Gelehrten  wird 
man  ragen  Torlegeu ,  welche  sie  deshalb  nicht  recht  beant- 
worten können,  weil  sie  die  lokalen  Verhältnisse  der  Kolonie 
ans  eigener  Anschauung  nicht  kennen.  Aber  es  ist  offenbar 
nicht  bloss  nötig,  dass  die  besten  Fachkenntnisse  der  Welt 
konsalÜert  werden ,  sondern  dass  sich  dieselben  auch  an  Ort 
und  Stelle  befinden,  nm  alle  einschlägigen  Verhältnisse  in  Er- 
wägung zieheu  zu  können. 

Diese  üeberzeugung  war  fttr  mich  während  meines  Auf- 
enthaltes in  Australien  Veranlassung,  an  die  Absendung  einer 
internationalen  Eommissbn  von  SachyerslSndigen  sn  denken, 
welche  Ton  den  an  der  Goldwährung  interessierten  Staaten 
hätte  ausgeröstet  werden  können.  Wir  hatten  staatliche  Expe- 
ditionen zur  Beobachtung  des  Venosdurchgaugs ,  zur  Erfor- 
schung der  Polarmeere  u.  s.  w.,  weshalb  sollte  nicht  auch 
eine  Kommission  sieh  rechtfertigen  lassen,  welche  dea  Auftrag 
erhielt,  die  rechten  technischen  Anleitungen  zur  Weiterent- 
wickling  des  Goldbergbanes  für  junge  Kulturländer  zu  geben? 
Jedenfalls  hatte  ich  in  Australien  die  Freude,  mit  dieser  Idee 
uameutlich  bei  den  Ministerien  in  Victoria  sehr  liebenswürdige 
Aufnahme  zu  finden.  Und  nur  ein  einziger  Fachmann  in  Neu- 
seeland dachte  etwas  skeptisch  darttber,  worauf  dann  bald  in 
der  englisehen  Presse  die  seltsame  Notix  erschienen  ist,  dass 
ich  als  geheimer  Agent  des  Fürsten  Bismarck  mit  dmi  austra- 
lischen Ministerien  über  die  Möcrlichkeit  einer  Steigerung  der 
Goiderträguisse  Verhandlungen  püegte.  Seitdem  bin  ich  jedoch 
nach  wiederholter  Durchdenkung  der  Sachlage  zu  einer  wesent- 
lich anderen  Auffassung  gelangt. 

Offenbar  handelt  es  sich  flSr  Australien  im  allgemeinen 
und  für  Victoria  im  besonderen  nicht  bloss  um  wissenschaft- 
lich und  praktisch  gleich  hervorragend  gebildete  Techniker, 
es  handelt  sich  auch  um  die  erforderliche  Eapitalkraft,  weiche 
bestimmend  und  neubildend  in  die  dortige  Lage  des  Goldberg- 
baues eingreift   Es  genOgt  nicht,  in  khiren  Satsen  zu  Ter» 
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kflnden,  wie  in  den  einselnen  Distrikten  non  weiter  zu,  Werke 
gegaugen  werden  müflste,  sondern  es  ist  aneh  notwendig,  da» 

die  heutigen  ünteruehmun^ieti  aus  ihrem  engen  Rahmen  heraas- 
genommeu  und  vom  Fundament  aus  als  IJuterueimiuageu  grossten 
Etiles  aafgebaut  werden.  Und  da  in  Austraiieu  die  Voraiu- 
setzungen  zur  Erfüllung  dieser  Bedingungen  nicht  gegeben 
sind,  wäre  ich  der  Meinung,  dass  das  europaische  Grosskapital 
die  Ausf&hruog  in  die  Hand  nehme.  Die  Vorbereitungen  lassen 
sich  rasch  und  leicht  erledigen  und  mit  einem  Aktienkapital, 
das  nach  und  nach  sich  etwa  auf  eine  halbe  Milliarde  steigert, 
wäre  gewiss  der  australische  Quarzgangbau  so  ertolgreich  um- 
snbilden ,  dass  sich  nicht  bloss  die  jährliche  Goldprodnktion 
um  30  bis  40  %  erhöhen,  sondern  auch  eine  weit  Qberdorch- 
sehnittlicbe  Yerzinsang  des  investierten  E[apitals  enielen  liesas. 
Die  ausserordentliche  GrOsse  des  Prodoktionsgebietes  garantiert 
die  Dauer  des  Unternehmens.  Ueberproduktiou  und  daraus 
fliessende  Gefahren  sind  ausgebchlossen.  Und  schliesslich 
scheint  mir  Australien  der  günstigste  Boden  zu  sein,  um  für 
ein  künftiges  analoges  Vorgehen  in  Zentral-  und  Sttdamerika 
sowie  in  Südafrika  die  wertToUsten  Erfahrungen  zu  *amfn«1n. 

YIII.  Die  Lage  des  Qoldbergbaues  in  NeusüdwaJes,  Qaeenslaad, 
Neuseeland,  Siidaiislralieii  und  Tasmanien. 

a.  N  e  Ii  s  ü  d  w  a  1  es.  Nach  Süss  erstrecken  sich  die  wich- 
tigsten Goltldisinkie  in  Neusüdvvales  in  einer  etwa  180  eng- 
lische Meilen  breiten  Zone  von  dem  südöstlichen  Teile  der 
Kolonie  bis  sum  32.  Breitegrad  gegen  Norden.  Hier  wurde 
fast  nur  aus  den  Alluvien  Gold  gewonnen.  Alle  grSsscien 
Versuche  auf  den  Quarzgängen  sind  bisher  gescheitert.  Der 
Goldertrag,  welcher  vor  wenigen  Jahren  ein  bedeutender  war, 
ist  daher  im  Sinken. 

In  Wirklichkeit  ist  die  Goldproduktion  in  Neusüdwaies 
weit  stärkeren  Schwankungen  unterworfen  als  in  Victoria.  Sie 
beginnt  im  Jahre  1851  mit  144 121  Unsen,  steigt  rasch  auf 
818752  im  darauffolgenden  Jahre,  f&llt  wieder  auf  161043 
Unzen  im  Jahre  1857,  erreicht  ihr  zweites  Blazimnm  im  Jahre 
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1862  mit  616  910  Unzeu,  schwankt  in  den  Jahren  1870  und 
1872  Ewischen  240  402  und  424 100  Unzen  nm  seit  1876  die 
Grenze  Yon  155  166  ümsen  nicht  mehr  sa  flberachreiten.  Das 
6k>lderti%ni8  dieser  Kolonie  war  von  da  ab 
1877  122629  Unzen  1881  145  532  Unzen  1885  100  667  Unzen 
187fill7  978     »     1882  129  233     >     1886   98  446  » 
1879  107  640     »     1883  122  257     »      1887  108  IUI  » 
1880116  751     »     1884  105  933    >     1888  85  295  » 

1889  119  759  » 

Den  mir  vorliegenden  offiziellen  Qaellen  ^)  entnehme  ich 
Aber  Entwicklung  nnd  Lage  des  Qoldheigbanei  in  Nenstld- 
wales  die  tblgenileii  Angaben: 

Die  Ausdehnung  der  Goldtelder  wird  auf  70  000  Quadrat- 
nieilen  L^eschätzt.  Üliue  Pariamentskommission,  welche  im  Jahre 
1870  die  Wäschen  nnd  Minen  der  Kolonie  hesnchte,  berichtete 
daae  sie  eine  grosae  Menge  alter  nnd  neuer  Goldminen  ver- 
laeaen  gefonden  habe,  deren  Grnbenfelder  zweifekohne  noch 
bauwürdige  Lager  enthielten.  Die  Bdgleute,  nur  mit  Haue 
und  Schaufel  ausgerüstet,  haben  den  Gruiul  so  weit  bereits  be- 
arbeitet, als  es  mit  ihren  primitiven  Werkzeugen  inr)glich  war. 
Die  über  diese  Grenze  hinaus  eingelagerten  unschätzbaren 
Beichtfimer  bedürfen  an  ihrer  Hebung  dea  rechten  Zusammen- 
wirkens Yon  Kapital  und  besseren  technischen  Kenntniisen, 
Namentlich  anch  das  Tiellsche  Auftreten  der  Pyriten  machte 
der  EiiLvvicklunti;  des  (faugbaues  besondere  Schwierigkeiten. 
Die  ^rosste  Tiefe,  auf  welche  bis  jetzt  (1887)  in  Neusüd wuies 
ein  (^uarzriü  bearbeitet  worden,  misst  1050  Fuss  (The  AdeloQg 
United  Gold-Mine). 

Der  jRegiemngsstatistiker  T,     Coghhn  sagt:  »Die  Quars^ 

l)  New  Sonth  Wales  ia  1881  by  Aathority,  Sydney  1882.  New 
South  Walei,  itt  Pkogreat,  PrMsat  Conditioii  snd  Besonrees  by  Antho- 
tüjp  Sydney.  1886.  Department  of  IGaee,  Sydney,  Mineral  Prodacte  of 
New  Soath  Wales  by  Harris  Wood  1887.  Aannal  Beport  of  tbe  De- 
partment ofMioee  of  New  Sooth  Waise  for  theyearl888.  Sydaey.  1888. 
The  Wealth  and  Piogress  of  New  Soath  Walee  1888(88,  by  T.  A.  Cogblan 
Govt  Statietieian,  Sydney.  1889. 
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gange  sind  in  einzelnen  I<allen  ausserordentlich  reieL  So 
wurde  im  Januar  1873  in  einer  Mine  aus  10  Tonnen  Quarz 
über  1  Zentner  Gold  gewonnen.  £ine  andere  Mine  erhielt 
von  436  Tonnen  Quarz  24079  Unzen  Gold.  Wenn  trotzdem 
seit  dem  Jahre  1B72  der  Goldertrag  der  Kolonie  fortwährend 
zarfiekgewiehen,  so  erklart  sieh  das  durch  die  aUmihlich  ein- 
tretende Erschöpfung  des  Schwemmlandes  und  die  ungloeh 
langsamere  Entwicklung  des  (Jnarzgangbanes ,  der  heute  alle 
Au.sbiciiieii  hat,  eine  dauernde  und  zuueluiieinle  Quelle  von  Er- 
trägnissen zu  werden.  Die  wichtigsten  Quarzriffs  finden  sieh 
bei  Bathurst,  Armidale,  Hill  £nd  und  auf  den  Mudgee-  und 
Cudgegong  Goldfeldern.  Am  letztgenannten  Orte  wurden  bis 
Ende  1888  bereits  1  095  075  ünzen  Gold  gewonnen  und  -ein« 
geologische  Untersuchung  des  Feldes  vom  Jahre  1886  luit  tr- 
gehen,  dass  die  dortigen  Kesourcen  noch  lange  nicht  erschollt 
seien.  .  .  . 

Während  der  letzten  zwei  Jahre  hat  man  viel  Mühe  auf 
das  Aufsuehen  von  Gold  verwendet  und  die  Quarzgänge  sind 

▼ielfSBUsh  mit  recht  gutem  Erfolge  in  Angriff  genommen  worden. 

Alte  Werke,  welche  man  seit  Jahren  schon  verlassen  hatte, 
unter  der  Herrschaft  jeuer  unglücklicheu  Idee,  dass  das  Gold 
nur  an  der  Oberfläche  gefunden  würde,  und  weiche  vielleicht 
in  keinem  einzigen  Falle  auf  eine  Tiefe  von  200  Fuss  gofirfifk 
worden,  haben  nach  Wiederaufnahme  der  Arbeit  recht  edfreu- 
liche  Resultate  geliefert  Das  gilt  namentlich  für  die  Distrikte 
Iroubarks  und  Licwis  Pands.  Aber  auch  in  vielen  anderen 
Gegenden  sind  in  jüngster  Zeit  p^ol  Ii  eiche  Quar/riffe  entdeckt 
worden.  Mehrere  in  Melbourne  zur  (irüudung  gelangte  Aktien- 
gesellschaften werden  ihren  Einfluss  auf  das  Gesamtertragnis 
der  Kolonie  erst  vom  Jahre  1889  an  zeigen  kdnnen.  GUdcfa 
erfreulich  sind  die  Nachrichten  von  dem  anssersten  Westes 
der  Kolonie.  Und  auch  in  den  Minendistrikten  des  Südens 
ist  wieder  neues  Leben  erwacht.  ...  Im  Jahre  1885  w  ai  Jen 
425,  im  Jahre  1888  1717  »gold  leases«  gewährt.  Der  i^oan- 
bau  beschäftigte  1885  97,  1888  III  Dampfmaschinen  mit  zu- 
sammen 1200  bezw.  1363  Pferdekrälten«  1889  187  Dampf- 
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maschinell  mit  2697  Fferdekräiten.  In  den  AUuvialfeldern 
waren 

Dampfinaichiiieii  mit  Fferdekräften 

188&  61  3U 

1888  18  219 

1889  80  272 

Der  Wert  sämtlicher  för  die  Goldgewinnung  in  der  Kolonie 
zur  Verwendung  gelangenden  Maschuieu  wird  pro  1888  auf 
^350000  geschätzt.! 

Dem  Jahresbericht  der  Beigbaabehdide  pro  1888  entnehme 
ich  noch  die  folgenden  Details: 

»Der  Rückgang  der  Ooldproduktion  hängt  nnzweifblhaft 
mit  der  hing  andauernden  Trockenheit  des  Jahres  zusammen. 
Trotzdem  ist  gerade  heuer  das  Interesse  an  unseren  Goldmiuen 
wieder  stärker  erwacht.  Unter  der  langen  regenlosen  Periode 
hatten  namentlich  die  Arbeiten  im  Sehwemmlande  zn  leiden. 
Der  QnaislNUit  welcher  seit  Jahren  fast  eingesehhifen  war,  ist 
dagegen  in  manchen  Gegenden  wieder  erwacht.  So  worden 
reiche  Lager  zu  Bakers  Creck  und  ilillgrove  eröffnet.  Auch 
in  Parkes  beganu  die  Bearbeitung  des  Quar/es.  Und  das  Gleiche 
wird  ?on  Grenfeld,  Sofola,  Sunny  Corner,  Hargravea,  Mudgee 
und  anderen  Distrikten  berichtet  Von  Bathurst  wird  gesagt« 
dass  im  lanfenden  Jahre  die  Goldwaschereien  wegen  Waaser- 
mangel  ganz  eingestellt  waren.  Bei  Tremkey  hat  man  zor 
Prüfung  des  Quarzes  eiuen  Schacht  auf  SOO  Fuss  ausgegraben. 
ZoCalova  sind  verschiedene  reiche  Goldlager  entdeckt  worden, 
lu  Lukuow  werden  ebenfalls  gute  i^'ortschnbte  gemacht:  die 
Pyriten  schickt  man  nach  Extraktion  des  freien  Goldes  zur 
weiteren  Behandlang  nach  Deatschland.  Brownes  Creek  Co. 
hat  die  Arbeiten  einstellen  mOssen,  weil  die  Schachte  er- 
soffeu  sind.« 

Der  Bericht  vom  Mugdee  Distrikt  bemerkt  u.  a. :  »Im 
November  wurde  ein  Alluvial goldfeld  südlich  vou  Tomingley 
entdeckt,  des  Wassermangels  halber  konnten  jedoch  die  Ar- 
beiten nicht  beginnen.  In  Ironbarks  haben  sich  grosse  Mengen 
goldhaltigen  Quarzes  angesammelt,  wegen  Wassermangel  mnsste 
das  Zerstampfen  desselben  verschoben  werden.« 
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Der  Bericht  vom  Albert  Distrikt  sagt:  »In  Milparioka 
und  Tiboybarra  war  der  Regenfall  des  Jahres  etwa  2  Zoll«  bei 
Monnt  BrowD  gar  nur  Vs  Zoll.   Die  Rflckwirkung  auf  die 

Goldgewinnung  ist  leicht  zu  erraten.  In  Tibovburra  nrantea 
im  Februar  bereits  die  Arbeiten  eingestellt  werden.  Zu  Mi. 
Browns  konnte  nur  Untergrunds wasser  aus  den  Grubeu  zum 
Waschen  benütst  werden.  Die  Thätigkeit  stockte  fast  überall 
Eine  andere  Mine  mnsste  bei  241  Foss  Tiefe  das  Schacht- 
graben  einstellen,  weil  die  SchSpfmaschine  (wbim)  das  an- 
drangende Wasser  nicht  mehr  bewältigen  konnte.  Vom  Hunter 
und  Macleay  Distrikt  berichtet  inaii,  das.s  grossere  Quantitäten 
Quarz,  für  ihre  Bearbeitung  auf  Hegen  warten.  In  Deep  Creek 
wurde  em  ( gruben feid  aufgenommen,  dessen  Proben  3  bis  6 
ünzen  Gold  per  Tonne  ergab.  Eine  andere  Probe  wnrde  nach 
Sandharst  geschickt,  nm  durch  den  GhlonnationapRness  ge* 
prOft  sn  werden.  Das  Material  scheint  der  Extraktion  Schwi»' 
rigkeiten  zu  bereiten  und  am  Platswä  siud  keinerlei  Eänrich- 
tungeu  dazu  vurluinilen.c 

Der  Bericht  vom  Distrikt  New  England  sagt :  *Id  Fairfield 
hat  man  der  Schwierigkeiten  der  Goldgewinnung,  welche  mh 
dem  geringeren  Add  nnd  dem  Auftreten  chemischer  Verkno- 
dangen  zusammenhangen,  noch  nicht  Herr  Verden  könneo. 
Sollten  aber  die  neuerdings  angestellten  Versuche  wirUieh  er- 
geben, dass  die  Verarbeitung  eines  Erzes  von  4  bis  10  dwt.  , 
sich  noch  bezahlt  macht,  dann  finden  die  Unternehmer  för 
ihre  Thätigkeit  hier  ein  praktisch  unbegrenztes  Feld.  Zu  Ked 
Bock  hat  man  viel  Mühe  und  Arbeit  aufgewandt»  um  grossere 
Quantit&ten  Ton  Ersen  ku  bearbeiten,  aber  es  zeigte  dch,  dt» 
bei  dem  g^ewohnlichen  Prozess  weder  das  Gold  noch  das  Silber 
vollständig  gewonnen  werden  konnte.  Von  800  Tonnen  Quan 
erhielt  man  207  Unzen  Üold,  während  die  Analyse  1  Un«e  ^ 
Gold  per  Tonne  ergab.  Eine  Untersuchung  der  Rückstände 
zeigte  dann  auch  einen  Verlust  bis  zu  60  %*  In  Sandhurst 
gewann  man  aus  der  Tonne  »tailingsc  noch  14  dwt  Ene  mit 
4  bis  5  dwt.  sind  in  unbegrenzten  Massen  vorhanden  und 
k5nnen  mit  geringen  Kosten  gewonnen  werden.« 

Diese  Citate  mögen  für  den  vorliegenden  Zweck  geuilgen. 
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Sie  lasBen  die  Goldfelder  tob  Neuefldwales  in  einem  Bntwick« 
langwtadinm  erscheinen,  welches  in  Victoria  etwa  geffen  Ende 

der  70er  Jahre  erreicht  wurde.  Die  Quarzgänge  sin  1  durch- 
schnittlich auf  eine  Tiefe  von  100  bis  200  Fuss  bearbeitet 
worden.  Dann  waren  die  primiti?en  Mittel  erschöpft.  Die 
WasserhebTorrichinngen  erwiesen  sich  als  anzareichend.  Die 
Goldanssdieidiing  ans  dem  Gestein  war  eine  mangelhafte.  Die 
Behandlnog  der  Pyriten  blieb  fast  angekannt  Die  aufge- 
wandte Arbeit  machte  sich  nicht  mehr  bezahlt.  Und  deshalb 
wurden  die  Miueu  verlaaseu.  Das  war  der  Zustand,  welcher 
Süss  zu  der  Behauptung  veranlasste,  dass  alle  Versuche  auf 
den  Quarzgängen  gescheitert  seien.  Aber  wieso  Süss  sich 
berechtigt  fahlen  konnte,  schon  im  Jahre  1876  von  »grös- 
ser e  nt  Versuchen  zn  sprechen  and  das  zorQckgehende  Gold- 
ertragnis auch  in  dieser  Kolonie  als  ein  solches  hinzostellen, 
daü  ursächlich  mit  der  Erschöpfung  der  Goldlager  im  Zusam- 
menhang stehe,  bleibt  mir  unerfindlich. 

Die  Goldgewinnung  ist  iu  l^ieusüdwalcs  erst  recht  Sache 
kleiner  Unternehmnngen  geblieben.  Im  Jahre  1888  wurden 
1717  Gesuche  nm  Goldbaulizense  genehmigt.  Es  darf  also 
angenommen  werden,  dass  im  ganzen  etwa  4000  solche  Unter- 
nehmungen zu  Ende  des  Jahres  bestanden  haben.  Von  den- 
selben sind  827S  Arbeiter  beschäftigt,  also  etwa  2  Arbeiter 
pro  Unternehmung  bei  einem  Kapitalwert  der  maschinellen 
Einrichtungen  von  etwa  jf  90.  Dass  unter  solchen  Verhältnissen 
der  Goldbeigbaa  nicht  prosperieren  kann,  liegt  aaf  der  Hand. 

Nenslldwales  bedarf  zn  einer  gedeihlichen  Entwicklang  des 
Gangbanes  wom5glicb  in  noch  dringenderem  Masse  als  Victoria 
grosser  systematisch  angelej^ter  l'uternehmungen.  Das  Gold 
ist  hier  weit  näher  der  Erdüberfläche  an  schwer  zu  behan- 
delnde chemische  Verbindungen  gebunden.  Die  Goldfelder 
liegen  zum  grosseren  Teile  in  regenarmen  Gebieten  und  das 
Unteigrundwasser  scheint  trotzdem  schon  auf  geringerer  Tiefe 
anfentreten.  Deshalb  ist  hier  eine  rationelle  Behandlnng  der 
Pyriten  uud  eine  umfassend  angelegte  Oekonomie  des  Wassers 
höchst  dringend  erforderlich.  Und  deshalb  bin  ich  auch  der 
Meinung,  dass  alles,  was  oben  zur  Abhülfe  für  Victoria  ge- 


552 


Dt,  6.  EahUnd: 


sagt  worden,  ia  mmdestens  dem  gleichem  Masse  fUr  NeoeOd- 
Wales  zutreffend  ist. 

b.  Queensland.  Nur  diese  Kolonie  bat  in  Anrtra- 
lien  bezflglicb  der  Znkunft  ihres  Goldbergbanes  einer  gfbistl» 
geren  Beurteilung  gewürdigt.  »Die  Tfefbauien  liefern  nocb 
immer  Erze  von  edler  Beschaffenheit  und  der  Ertraj^  ties 
Schwemmlandes  ist  noch  nicht  au  seinem  Maximum  angelangt,  c 
Die  einschlägigen  Ziffern  und  Verbältnisse  zeigen  jedoch,  dass 
Süss  nicht  bioss  mit  seinen  pessimistischen,  sondern  audi  mit 
seinen  optimistischen  Urteilen  wenig  glflddieh  war. 

Die  Steigerung  der  Queenslander  Goldproduktion,  welche 
man  den  6w5s'schen  Ausführungen  gemäss  nüch  dem  .Tuhre 
1876  hätte  erwarten  Rollen,  trat  damals  nicht  ein.  Derli"!]- 
ertrag,  weicher  1877  428  104  Unzen  erreicht  hatte,  ging  viel- 
mehr  fortwährend  znrttck,  um  im  Jahre  1883  auf  weniger  ab 
der  Hüfte,  nSmlich  auf  212783  Unzen  anzuhingen.  In  den 
drei  folgenden  Jahren  bewegt  sich  der  Ertrag  zwischen  307  804 
üud  340  998  ünzen,  um  jetzt  erst  mit  425  922  Unzen  im  Jahre 
1887  das  Niveau  von  1877  annähernd  wieder  zu  erreichen 
und  dann  rasch  von  481  643  Unzen  im  Jahre  1888  auf 
740209  Unzen  im  Jahre  1889  zu  steigen*  Es  kann  also  in 
der  Ergiebigkeit  der  Goldfelder  ein  bedeutender  Rückschlag 
eintreten,  ohne  dass  damit  f&r  das  ErschSpftsein  der  Goldlager 
etwas  bewiesen  wäre.  Dieser  Rückschlag  kam  in  Queensland 
infolf^e  sehr  trockener  Jahre  und  infolge  eines  Manc^els  an 
Kapital  und  ünteruehmunL^s^v  ist.  Und  der  Umschlag  zam 
Bessern  trat  ein  infolge  glücklicher  Neuentdeckangeui  die  na» 
mentlich  von  Enghind  frische  Kapitalkräfte  herangezogen  haben. 

Diese  Ertragszunahme  selbst  aber  ftthrt  sich  wieder  keine»- 
wegs  —  wie  Süss  zu  erwarten  schien  —  darauf  zurück,  da» 
»der  Ertrag  des  Schwemnilaudes  noch  nicht  an  seinem  Ma- 
ximum angelangte  war  (1876!).  Gerade  das  Schwemmland  hat 
vielmehr  an  der  Zunahme  der  Golderträgnisse  in  Queensland 
so  gut  wie  gar  keinen  Anteil,  wahrend  der  Gangban  sich  hier 
neuerdings  zu  einer  tüchtigen  Ergiebigkeit  erhoben  hat  Den 
mir  Torliegenden  tStatistics  of  the  Celonj  of  Queensland  for 
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the  year  1888  (S.  312)  und  the  Australian  Handbook  lor  iÖ87 

(S.  499 j  eutnekme  ich,  dass 

in  den  Jnhien  Quarzgold  Ailuvialgold 

-«Mimw.  Unzen  Unzen 

1885  289  005  21  936 

1887  404  223  21  7U0 

1888  449  804  31 839 
1889 ')  728  416  10  287 

gewonnen  worden,  dase  mitbin  im  Durchschnitt  dieaer  Tier 
Jahre  der  Bergban  96*/o,  das  Schwemmland  nmr  4%  zur  ge- 
samten Goklpiuduktion  beitrug  und  selbst  diesen  geringen  An- 
teil nicht  behaupten  konnte.  Wieweit  sind  also  diese  Ziffern 
davon  entfernt,  sich  mit  jenem  /Sttös'schen  Kardinalsatze  zu 
decken,  demzufolge  etwa  90%  unseres  Goldes  aus  allunalen 
Ablagerungen  und  nur  lO^/o  den  Bergbauten  entstammen  soll! 
Aber  auch  den  Obrigen  iS^s^schen  Theorien  haben  die  Ereig- 
nisse in  Queensland  grosse  Enttäuschungen  bereitet. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1882  haben  die  Gebröder  Morgan 
in  der  Nähe  des  Dee  Uiver  etwa  25  Meilen  südlich  von  Eock- 
hampton  einen  Goldberg  entdeckt,  der  an  Bedeutung  dem  welt- 
berühmten Gomsiock  Lode  mindestens  gleich  steht.  Von  den 
glQcklicben  Entdeckern  wurde  der  Wert  ihrer  Entdeckung  weit 
untersehStset.  Deshalb  begannen  die  bergmännischen  Arbeiten 
erst  einige  Jahre  später,  als  inzwischen  eine  Ihiiidäridening 
eiiK^etreten  war.  Und  erst  in  den  letzten  Jahren  sind  hier 
omfassendere  und  bessere  Einrichtungen  aufgestellt  worden. 

Nun  ist  die  Entdeckung  dieses  ganz  ausseiordentlich  rei> 
dien  Goldlagers  an  sich  schon  mit  den  iSifts^'schen  Theorien 
im  Widerspruch,  welche  das  Auffinden  grosser  und  neuer  Gold- 
lager an  die  Ausbreituugsgrenze  eurofAischer  Kultur  verlegt. 
lvo(  khampton  gehört  zu  den  bedeutendsten  Städten  und  Hafeu- 
platzen  der  Kolonie  und  ist  bereits  im  Jalire  1855  gegründet 
worden.  Drei  Jahre  später  wurden  c.  35  Meilen  südlich  dieser 
nenen  Niederlassung  die  ersten  Goldfelder  von  Queensland  auf 
Schwemmland  entdeckt,  die  recht  viel  Enttäuschung  bereiteten. 
Es  wird  gesagt,  dass  hundertmal  mehr  GoldwSscher  zugewan- 

1)  Tlie  AuatraUaa  Uandbook  lor  1891,  S.  406. 
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dert  waren,  als  auf  dem  Felde  liescbältiguug  Enden  konnten. 
Dann  folgten  die  £ntdeckiingen  namentlich  in  dem  oordbehea 
Teil  der  Kolonie.  Und  ent  25  Jahre  apftter,  auf  noch  gerin- 
gerer Entfemnng  m  Hafenstadt  wird  das  reichste  Qoldlager 
Australiens  gefunden.  Das  vorhergegangene  Sueben  nach  Gold 
war  offenbar  ganz  schablonenhaft  betrieben  worden.  Nur  die 
gewohnten  Ablagerungsvorscbriften  dienten  als  Indikatioo. 
Wo  davon  wesentliche  Abweichungen  vorkamen,  fehlte  den 
Forschem  die  erforderliche  Sachkenntnis.  Deshalb  können 
sich  noch  viele  Monnt  Morgans  in  Anstralien  finden,  anch  in 
Gebieten,  die  lange  schon  der  europäischen  Eultar  zugänglich 

geworden  sind. 

Indes  bot  auch  in  geologischer  und  metallurgischer  Hinsicht 
die  Auffindung  des  Mt.  Morgan  grosse  (Jeberraschungen,  Der 
etwa  400  Fuss  hohe  Kegel  ist  ans  eisenhaltigem  Qoarst  in 
welchem  das  Gold  in  äusserst  feinem  Zostande  Terteilt  ist 
Mikroskopisch  lassen  sich  keinerlei  Goldspnren  entdecken.  Die 
Bergbildung  selbst  scheint  das  Proclukt  Liue.s  laugst  vertrock- 
neten Gaisers  zu  sein,  welcher  Kieselsäure,  Eisen  und  Gold  iu 
gelöstem  Zustande  enthielt.  So  ist  die  ganze  Erdniasse  reich- 
lich von  edlem  Gehalte  dorchsetat.  Der  Abhan  ist  gleich  den 
eines  Steinbruchs.  Man  bricht  das  Material  Ton  der  Oberfläche 
ab  nnd  sein  Goldgehalt  schwankt  von  3  bis  Ober  20  üniSD 
pro  Tonne.  Bia  zu  welcher  Tiefe  sich  die  l  urmation  fort- 
setzt, konnte  noch  nicht  erniitteit  werden.  Dabei  ist  dieses 
Gold  nicht  »stets  mehr  oder  minder  süberhaltig«  ^) ,  son- 
dern ohne  jede  Beimischung  dieses  weissen  Metalls.  Eine 
Analyse  von  Dr.  Leibius,  Chemiker  der  kdniglichen  Mfinae  in 
Sydney  ^  ergab  99,8  Gold.  Der  Rest  war  Kupfer  mit  ein« 
Bpur  von  Eisen.  Die  Extraktion  erfolgt  nach  dem  Chlori- 
uatioüsprozess. 

Namentlich  der  Ruf  dieser  glücklichen  Entdeckaug  hat 
das  Interesse  auch  des  englischen  Kapitals  fQr  die  Quaragänge 
im  Queensland  wachgerufen.   Und  Ton  da  ab  datiert  das  im- 

1)  aast  1.  c.  8.  291. 
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schere  Fortschrei teu  in  der  Kutwiddung.  Die  Zahl  der  neu 
ein  getragenen  Gesellschaften  war 

im  JaliM  7jtih]  ihrer      das  NoTniTial-         das  einrrezahlte 

Aktien  Kaiiital  KttpiUl 

247  1885  7  603  405  £  3  HuO     1  ^  1  ;428  785 

280  1887  10  310  249  >  7  389  228  »  3  417388 

271  1888  13306692  »10305692  >  2877918 

260  1889  12708306  »  9770718  »  6078682 

Leider  sind  mir  über  Bestaud  und  Auflösung  der  Gesellschaften 
keine  Ziffern  erreichbar  geworden,  aber  es  geht  aus  den  vor- 
liegenden Angaben  ganz  offenbar  hervor,  dass  die  Entwicklung 
weniger  aof  eine  Vermehrung  der  Untemehmangen  als  viel- 
mehr weBentlieh  auf  eine  EapitabiSrknng  abzielt,  die  freilich 
mehrfach  durch  nene  Aktienemissionen  anfgewogen  werden. 
Von  den  gleichen  Quellen  wird  angegeben,  dass  im  Jahre  1885 
7389.  im  Jahre  1887  14  389,  im  Jahre  1888  14  515,  im  Jahre 
1889  10  352  Miners  Rights  ausgegeben  wurden.  Den  Wert 
der  Maschinen  schätzt  man  fQr  das  Jahr  1885  auf  1 130  801  «i' 
fOr  1889  auf  1 162  591.  Dabei  waren 
im  Jahre  1885  284  Dampfmaschinen  mit  3631  Pferdeki&Aen 
>     y     1888  472  »  »  7107  » 

»      >     1889  497  »  »  6VJ6  > 

auf  den  Goldfeldern  in  Verwendung.  Trotz  aller  Anzeichen  einer 
energievolleren  Entwicklung  sind  also  auch  hier  die  Unter- 
nehmongen  der  in  Australien  üblichen  Grösse  nicht  wesentlich 
entwachsen. 

Die  Angaben  Uber  den  Adel  des  Qoararifls  lassen  die 

Goldfelder  in  Queensland  als  besonders  reich  erscheinen.  Dar- 
nach schwankt  der  durchschnittliche  Ertrag  per  Tonne  Quarz 
im  Jahre  1887  zwischen  9  dwt  und  4  Unzen  16  dwt.  Der 
allgemeine  Durchschnitt  war  1  Unze  15  dwt.  10  gr.  Für  das 
Jahr  1888  stellen  sich  die  betreffenden  Zahlen  anf  11  dwt 
bezw.  4  Ünzen  16  dwt  beaw*  1  ünze  14  dwt  Die  Siampf- 
koflten  des  Quarzes  berechnen  sich  freilich  ebenfSalls  höher  als 
in  Victoria.  Sie  schwanken  von  7  s  6  d  in  RÄvenswuod  bis 
zu  1  15  8.  in  (  > II )}'(](  n  und  2  a€  auf  den  l*almer  Gold- 
feldern.   Im  Jahre  1889  will  man  2212  goldhaltige  Quarz- 
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gSnge  in  Queeusland  gezahlt  habeTi  und  die  Tlf  samtfläeiie  der 
Goldfelder  soll  15169  Quadratmeilen  betragen.  Der  tiefst« 
Schacht  wird  für  das  Jabr  1887  auf  1050  Fuss  angegeben 

Die  Entwiekloiig  des  Goidbergbaos  in  Qaeenalaad  ist  allem 
Anscheine  nach  in  anfsteigender  Bewegung  begriffen«  Aber 
die  günstigen  Resnltate  sind  gewiss  mehr  auf  den  ansmv 
ordentlichen  Reichtum  der  Depositen  als  auf  grossere  oder 
mehr  systematische  Veranlagung  der  ünteruehmungeu  zarfick- 
zuführeu.  Das  Eutwicklungsstadium  selbst  ist  dabei  gewiss 
nicht  dber  das  in  NeosQdwales  erreichte  hinausgekommen. 

c  Neuseeland »Die  betrSchtliche  Menge  Golde% 
welche  diese  Kolonien  seit  einer  Reihe  von  Jahren  liefern, 
findet  sich  zum  grosseren  Teile  auf  der  südlichen  Insel.  Aaf 
der  nördlichen,  weniger  ertragreichen  Insel  ist  Gangbau.  Es 
lässt  sich  vermuten,  dass  auch  Neuseeland  dem  Schicksale  Cali- 
fomiens  entgegeneilt.  Ein  sehr  reiches  Goldfeld,  welches  im 
Schwemmlande  von  Otago  im  Jahre  1861 187  695  Unzen  lieferU; 
stieg  rasch  anf  580  233  ünzen  in^  Jfthre  186B  nnd  fiel  dann 
so  schnell,  dass  es  1867  nur  mehr  149  364  Unsen  gab.  Disb 
ist  der  normale  Verlauf  der  Au^^beutung  solcher  Regionen« 
(S.  298).  —  Nur  wo  Alluvialtelder  sich  finden,  sind  grös^re 
Goldmengen  zu  erwarten,  während  die  Quarzgänge  arm  sind 
nnd  arm  bleiben.  Die  nördliche  Insel  bat  nur  Qaarzg&nge. 
Auf  dar  südlichen  Insel  ist  der  Beichtnm  des  Schwemmlaadsi 
der  Erschöpfung  nahe.  Neuseeland  hat  deshalb  angehört,  fttr 
die  Zukunft  der  Goldprodnktion  eine  Bedeutung  zu  besitzen. 
Das  ist  offenbar  die  Variation,  in  welcher  die  Süss^sche  Theorie 

1^  Zorn  Vergleicli  mit  Victoria  sei  hier  angöfübrt,  da.->6  daselbft  im 
Jahre  1888  auf  den  Gol  llKldern  1119  Dauiptiiiaschinen  aufgestellt  warfC. 
welche  27  472  Pferdekiüfte  repräaentierteu.  Der  Wert  aller  Maadnueü 
wird  aaf  £  1  838  123,  die  Zahl  der  goldhaltigen  Qaanriffi  auf  3718 
angegeben. 

2)  Vgl.  aamsiitlieb  Statittiea  of  fhe  Colon;  ei  NcwZealaiid  tat  the 
yssr  1887 ;  The  ofBcial  Handbook  of  New  Zealaad  by  Mku  Vogd  181$; 
Hasdbook  of  New  Zealand  by  Jamm  Heetor  1886  und  1888;  iasbana- 
dere  aber  Ayired  Q,  Ladt  Gold,  its  ocenrenee  aad  exfafiotion ,  Loodos 
1888,  a  528  bis  5H  wo  sieh  die  offliielleo  Berichte  von  ITlrid^  JEbeftr, 
ButUm  XL  a.  snaammengesteUt  fiadea* 
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in  der  DaratelluDg  dieses  Abschnittes  erscheint.    Aber  die 
Wirklichkeit  stimmt  auch  diesmal  damit  keineswegs  fiberein. 
Dass  die  nördliche  Insel  fast  nur  Qn&TKgold,  die  südliche 

ganz  bedeutende  Mengen  Wa8c}j;^^r)ltl  produziert  hat,  iät  ricllü<,^ 
Aber:  ist  damit  auch  scluni  ri  wichsen,  dabs  sich  im  Norden 
kein  grösseres  Alluvialfeld  tiuden  lässt  und  für  den  Süden  die 
Möglichkeit  ausgeschlossen  ist,  durch  Entwicklung  eines  ebenso 
ertragreichen  Gangbanes  seinen  alten  Ruf  als  Goldland  von 
neuem  wieder  zn  befestigen?  Die  GrOnde  flir  solche  Venna- 
tongeu  sind  recht  naheliegend. 

Auf  der  nördlichen  Insel  befinden  sich  iiünilich  die  grossen 
Maori-lieservationen,  von  denen  das  King  Country  alleiue  ein 
Gebiet  von  4050  Quadratkilometer  repräsentiert  und  auf  denen 
im  ganaen  etwa  22000  Eingeborene  wohnen.  Dieses  Maori- 
land  gdiort  den  Maori-StBmmen  zu  vollem  Eigentum.  Und 
mit  welcher  Eifersucht  sie  dasselbe  bewachen,  hat  die  Regie- 
rung in  Neuseeland  zur  Gentige  erfahren.  Wegen  240  ha  Land 
das  die  Europäer  für  sich  beanspruchten,  entbrannte  im  Jahre 
1863  ein  Krieg,  der  fast  zehn  Jahre  gedauert  und  den  Eng- 
ländern 20  bis  SO  Millionen  Eriegskosten  verursacht  hat  Es 
liegt  also  nahe,  dass  diese  Reservationen  den  europäischen 
Cioldsuchern  vollständig  verschlossen  sind,  während  die  Maoris 
selbst  das  Gold  unberfihrt  lassen.  Nur  infolge  besonderer  Ver^ 
eiubaruügeii  zwischen  der  Ke^iuiung  uiid  den  Kingeboieneu 
wurden  im  Jahre  1886  mehrero  Expeditionen  zurPrüfuncr  des 
Landes  auf  Gold  nach  dem  JbLiug  (Jouniry  geschickt,  wo  man 
auch  reiche  alluviale  Ablagerungen  vermutet.  Privaten  Mit- 
teilungen entsprechend  waren  während  meiner  Anwesenheit  in 
Neuseeland  die  Verhandlungen  darfiber  noch  nicht  zu  Ende 
gediehen. 

In  welcher  Weise  aber  diese  Rechtsansprüche  der  Maoris 
gerade  aut  die  Eutwickhiug  der  Goldwäschereien  bindernd  ein- 
wirken, darüber  giebt  Mochsteiter  ^)  in  seinem  grossen  Werke 
über  Neuseeland  sehr  gutes  Material.  Es  war  die  erste  Gold- 
entdeckung auf  Neuseeland  in  der  Nähe  des  Coromanddhafens 
gemacht  worden.   Da  das  Land  den  Eingeborenen  gehörte, 

1)  Dr.  Ferd.  vov  UocJistetter,  Neuseeland,  Stuttgart  1863.  S.38S  ff. 
Z^ltaakt.  L  SüuUaw.  mi,  UL  a«ft.  3^ 
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mnsste  mit  diem  von  selten  derRegienrag  ein  Uebereinkom- 
men  getroffen  werden.  Die  Maoris  ▼erstanden  sich  gegen  eine 
gewisse  Bezahlung  dazu,  den  Europäern  die  Goldgewinnung 

auf  ihrem  Grund  und  Boden  zu  überlassen  und  im  Novemi>^r 
1852  wurde  mit  den  Häuptiingeu  ein  Vertrag  auf  drei  Jahre 
abgeschlossen ,  in  welchem  sich  die  Regierung  verpflichleie, 
fttr  jede  Qoadratmeiie  Landes  ^  aof  welcher  Qold  gegraben 
werde»  ein  Pfnnd  Sterling  jährlich  nnd  fDr  jeden  Goldgräber 
zwei  Schillinge  monatlieb  an  die  Eingeborenen  m  bexahlen. 
Infolge  dessen  musste  die  Regierung  die  Goldgräber  mit  einer 
Taxe  belasten.  Sie  gab  nur  die  ersten  zwei  Monate  trei  uüd 
verlangte  dann  von  jedem  Goldgräber  30  s.  per  Monat.  Gegen 
SOG  »Diggera«  machten  sich  ans  Werk.  Als  aber  die  Tain 
besahlt  werden  Bellten»  da  fanden  eich  nur  50  ordenttidie 
Goldgräber  ein.  Anch  diese  konnten  jedoch  bei  den  hohen 
Taxen  ihre  Ivecliuuiig  iiiclit  üuden.  Da  ausserdem  mehr  und 
mehr  Schwierigkeiten  mit  den  Eingeborenen  entstanden,  schliet 
nach  ungefähr  sechs  Monaten  die  gauze  Sache  wieder  ein. 
Znletat  Terweigerte  man  den  Enropäem  das  Recht ,  auch  m 
Vemche  sn  machen.  HoeksieUer  beendite  diese  Gegend  nad 
ist  der  Mdnung,  »dass  die  Coromandel  Goldfelder  Tielldehk 
in  späteren  Jahren,  wenn  die  zum  giüssten  Teile  noch  mit 
dichtem  Wald  bederkie  Gegend  melir  zugänglich  wird  und  die 
Schwierigkeiten,  welche  die  Maoris  bisher  jedem  grösseren 
Unternehmen  in  den  Weg  gelegt  haben«  aufhören,  immernoch 
ra  einer  Bedeutung  gelangen  mdgen.« 

Dass  aber  die  Quarzgan gbanten  im  Norden  sowohl  wie 
namentlich  auch  im  Süden  noch  nicht  zur  rechten  Entwick- 
InnfT  gediehen  sind,  wird  durch  die  Oberflüchensjestaltnng  wie 
durch  die  klimatischen  Verhältnisse  des  Landes  wesentlich 
mitbedingt.  Die  beiden  Hauptinseln  werden  ihrer  ganzen  Länge 
nach  Yon  einem  Gebirge  durchzogen ,  das  sich  im  SQden  sof 
weit  fiber  10 000  Fuss  erbebt  und«  stark  bewaldet,  namentiidi 
auf  der  Westseite  rasch  und  steil  zur  Meeresküste  abfällt.  Oe* 
ril  le  auf  dieser  Westseite  treten  nun  hauptsächlich  die  Quart- 
güuge  auf  und  zwar  von  der  Meeresküste  an  bis  zu  einer  Hobe 
von  über  7000  Foss.   Der  Landverkehr  ist  natarlich  gut 
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aosserordeiitlicfa  encliwert.  Landstraasen  existiereD  fast  nur 
der  Kttoie  eotlang.  Sowohl  zam  Transport  dar  Masobinan 
nach  den  Minen,  wie  znr  BriDgung  des  Qnarzes  und  zur  HerVei- 

scbaüang  des  Grubeubolzes  aus  deu  ualiefrelegenen  Wäldern 
müssen  nach  allen  Richtungen  erst  tou  dem  Bergwerke  aus 
W^e  gemacht  werden.  Die  Löhne  in  Neuseeland  sind  hoch. 
Man  zahlt  fttr  die  acbtaitlndige  Tagesarbeit  8  a.  Die  Kosten 
dieser  W^banten  sind  also  recht  gross  und  bilden  für  die  in 
Australien  flbliche  GeseUsehaft^rQndnng  ein  nm  so  grösseres 
Hindernis,  als  diese  ganzen  Ausgaben  gerade  die  Vorbereitungs« 
kosten  des  ünternehtuens  belasten. 

Das  Klima  macht  seinen  nachteiligen  Eiutiuss  nament- 
lich auf  äer  sfidlichen  Hanptinsel  geltend,  welche  nicht,  wie 
die  ndrdliche,  an  dem  subtropischen,  sondern  zn  dem  gemäs- 
sigten Gebiete  gebort*  Infolge  der  Windrichtung  und  der  Nahe 
▼on,  mit  ewigem  Schnee  gesehmflckten  Bergketten  haben  die 
Quarzniiuen  im  Süden  einen  ziemlich  strengen  Winter  und 
wahrend  der  f^rögseren  Hälfte  des  Jahres  ein  ziemlich  kaltes 
Wasser.  Dadurch  mindert  sich  der  Flüssigkeitsgrad  des  i^ueck- 
silbers,  das  znr  Extraktion  des  Goldes  aus  dem  zerstampften 
Gestein  verwendet  wird.  Und  damit  hängt  dann  eine  weit 
unvollkommenere  Ansbente  zusammen.  Mit  der  höheren  Lage 
der  Goldmine  nehmen  diese  Unannehmlichkeiten  natürlich  zu. 
Und  so  finden  wir  z.  B.  in  Skipper's  Creek,  dass  die  Arbeiten 
während  5  bis  6  Monaten  des  Jahres  eingestellt  werden  müssen. 

Die  Schwierigkeiten  der  Pyritenbehandlung  haben  sich 
noch  weniger  geltend  gemacht,  weil  fast  nirgends  die  stan- 
digen Arbeiten  bis  zum  Üntergrundwasserspiegel  gediehen  sind. 
Zwar  finden  sich  sdion  in  den  oberen  Ablagerungen  chemische 
Goldverbindungen,  die  durcli  den  üblichen  Amalgam.itions- 
prozess  nicht  ersclilossen  werden  und  nach  den  L  utersu' liuiigen 
von  Skey  oft  einen  Uoldverlust  von  35  bis  4Ö  ®/o  bedmgen. 
Der  ausserordentliche  Reichtum  der  Goldiager  Neuseelands  lässt 
jedoch  diesen  Verlust  gar  nicht  empfinden.  Aber  gerade  eben 
dieser  Reiditum  scheint  mir  ein  wesentliches  Hindernis  fdr 
die  Entwicklung  des  Gangbaues  zn  bilden. 

Auf  der  südlichen  Hauptinsel,  wo  keinerlei  Maori-Schwie- 
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rigkeiieD  den  Weg  beengen,  worden  die  Goldfelder  —  soweit 
sie  in  der  Hbliehen  Weise  mit  cradle^  Picke  nndSdinnfd  be- 
arbeitet werden  konnten  —  nach  ibrer  Entdeckung  stets  6ner> 

gisch  in  Angriff  genommen  und  bald  abgebaut.  Aber  die 
alluvialen  Goldablagerungen,  an  denen  Neubeeland  besonders 
reich  m  sein  scheint,  sind  damit  noch  keineswegs  erschöpft. 
Ausser  der  »deep  leadsc  findet  sich  im  Sande  der  Flosse  nad 
Gewisser  fast  fiberall  das  edle  gelbe  Metall  und  auch  die  See» 
koste  moss  man  als  goldreicb  beseichnen.  Die  Bearbeitung 
dieser  Depositen  bietL't  wcseiitlicb  weniger  technische  Schwie- 
rigkeiten als  der  Quarzgangbau.  Deshalb  wendet  man  >ich 
ihnen  mit  Vorliehe  zu.  Und  bei  der  grösseren  Mannigfaltig- 
keit der  Ablagerungen  hat  infolge  dessen  der  hydraulische 
Abbau  in  Nenseeland  eine  weit  vielfältigere  Dnrchbüdong  ab 
selbst  in  Galifomien  erfahren.  Koch  sind  die  ▼ersehiedeDen 
neu  konstruierten  Apparate  and  Ahbaumethoden  an  der  See» 
kÜste  sowohl  wie  in  den  Wasserläufen  alter  und  neuer  Zeiten 
im  Anfangsstadmm  ihrer  Verwendung.  Es  liegt  also  nichts 
näher,  als  dass  dadurch  die  Aufmerksamkeit  des  ohnehin  be- 
grenzten Kapitalmarktes  der  Kolonie  vom  Quarsgangban  ab- 
gelenkt wird. 

Aber  ancb  dort,  wo  man  begonnen  hat ,  die  Quarzgänge 

zu  bearbeiten,  bringt  man  dem  Unternehmen  infolge  voraus- 
gegaii'^^eiier  «glänzender  Erfolge  zu  hoch  gespannte  Erwartungen 
entgegrri.  So  hat  die  Caledouian  Mine  in  wenigen  Mouateu 
£  600000  als  Dividenden  gezahlt.  Ihre  Aktien,  welche  auf 
£  12  lauteten,  haben  einen  Kurswert  von  £  210  erreicbL 
Eine  andere  Qnarzmine  lieferte  fttr  einige  Zeit  ganz  regel- 
mässig 600  Unzen  pro  Tonne.  Und  noch  neuerdings  hat  man 
auf  den  berßhmten  Westland  Goldfeldern  in  Langdon's  Creek 
bis  99  Unzen  pro  Tonne  erhalten.  Der  durchschnittliche  <  »old- 
gehalt  des  Quarzes  ist  in  Neuseeland  höher  als  1  Unze.  Wenu 
trotsdem  der  Bergbau  sich  nicht  recht  entwickeln  will«  wäh- 
rend in  Victoria  z.  B.  ein  Gehalt  von  Vi  Unze  schon  reichlidi 
die  Arbeit  zahlt,  so  hängt  das  gewiss  nicht  allein  mit  den  Ge- 
steliuiij^skosten  zusammen,  die  in  Nenseeland  höher  sein  sollen. 
Der  Gang  bau  befindet  sich  vielmehr  hier  noch  in  jenem  spe- 


Digitized  by  Google 


Die  Zukunft  des  Goldes  uud  die  Süss'eche  Theorie.  561 

kuiafciven  Anfangsstadiiun,  in  welchem  die  Uiiteniehmen  nicht 
auf  den  Abbau  der  Quarzriffs,  sondern  auf  jene  reichen  Uold- 
nester  in  den  obersten  Lagen  der  Gänge  abzielen.  Und  des- 
halb das  hänfige  Fehlschlagen  speknktiver  GrQndungen.  Wo 
man  das  Unternehmen  aaf  eine  grossere  Daaer  berechnet  hat 
und  deshalb  statt  des  (üblichen  Grnbenfeldes  von  16  V>  scres 
ein  solches  mit  50  und  ICK)  acres  sich  erwarb,  da  bestätigten 
die  Resultate  in  der  glHii/L'iidfiteii  VV^eise  die  Vermutung,  dass 
Neuseeland  in  seineu  Quarzgängen  noch  über  unschätzbare 
Eleichtamer  Tsrfttgt  So  ist  die  Mine  der  Alpine  Co.  seit  Er- 
weiterung ihres  Gnibenleldes  auf  50  acres  eine  der  fnieht- 
barsten  der  Kolonie.  Das  Gleiche  gilt  ron  der  Welcome  Co. 
und  von  einigen  anderen  Minen,  deren  verliehene  Maclie  auf 
100  bis  500  acres  erweitert  worden  ist.  Gerade  unter  den 
VerhäliDissen  Neuseelands  muss  offenbar  eine  zu  enge  begreu« 
znng  des  Minengebietes  doppelt  nachteilig  wirken« 

ZnTerläBsige  Schätzangen  nehmen  an,  daes  von  dem  in 
Neoseeland  bisher  gewonnenen  Golde  etwa  Vt  dem  Schwemm- 
land und  nur  Vs  dem  Bergbau  entstammen:  ein  weiterer  Be- 
weis, dass  sich  der  Bergbau  noch  in  seinen  ersten  AntUiigeu 
befindet.  Nach  jLocä's  Angaben  war  im  Jahre  1880  derDurch- 
schnittsgehalt  des  verarbeiteten  Quarzes  in  Victoria  9  dwt. 
16  gr.,  in  Neuseeland  1  oz.  2  dwi  2  gr.  ^)  Gold  per  Tonne. 
Sir  James  Hedar^  der  in  keiner  Weise  sanguinischen  Dar- 
stellungen zugeneigt  ist,  sagt  in  seinem  oben  genannten  offi- 
ziellen Berichte  vom  Jalue  1888  über  den  Quarzp^anfifbau  auch 
der  südlichen  Hauptinsel:  »So  far  as  this  moie  {»erraanent 
form  of  Gold-Miniug  is  concerned,  there  is  every  reason  to  feel 
confident  that  it  is  still  in  its  infancy  in  this  colony  and 
that  it  only  awaits  the  judidans  application  of  capital  for  its 
development  to  a  rast  extent.«  Ans  all  diesen  Grfinden  kann 
ich  das  Süss'sdiQ  Urteil  über  die  Goldproduktion  Neuseelands 
iii  keiner  Weise  zutreffend  finden,  wenn  auch  das  Erträgnis 
iortwähreud  gefallen  ist. 

Die  Goldproduktion  Neuseelands  hatte  im  Jahre  1866  mit 
735  S76  Unaen  ihr  Maximum  erreicht  Sie  war  im  Jahre  1876 

1)  1  oz,  =^  20  dwt.  =  480  grs. 
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aaf  322  016  llnzeu  zurückgegangen  und  betiiigt  heute  (1889) 
nur  203  211  Uuzeu.  Am  31.  März  1890  waren  150  Minf>n- 
gesellschaften  mit  einem  eingezahlten  Kapitale  Yon  S  1  092  203 
registriert  Im  ganzen  Bind  86  Dampfmaschinen  mit  1054  Pferde 
kraften  in  Verwendung,  wovon  17  Maschinen  mit  222  Pfeid^ 
krSften  auf  dem  Schwemmhmde,  69  Maschinen  mit  1832  Pferde- 
kräften  auf  den  Quarzfeldern  sich  aufgestellt  finden.  Die  Goldpro- 
duktiou  Neuseelands  ist  bis  beute  noch  Kleiumdustrie  geblieben. 

d.  Sü  d aust  rai ieu,  Tasmanien  und  Westaus tra- 
lien^).  Südanstralien  und  Tasmanien  sind  bei  Süss  nur  mit 
wenigen  Zeilen  hertihrt,  ohne  eine  bestimmtere  Benrteilnng 
dabei  zu  erfahren.  Westanstralien  ist  ganz  nnerwahnl  ge- 
blieben. Nur  um  das  Bild  von  der  Lage  der  Ooldprodnktieo 
iu  Australien  zu  vervolLständigen  ^  will  ich  hier  auch  noch 
über  iliese  drei  Kolonien  einige  informatorische  Bemerkungen 
folgen  lassen. 

Ihre  Goldproduktion  ist  freilich  auch  nach  dem  Jahr»  1876 
innerhalb  bescheidener  Grenzen  verbUeben.  Sie  betrug 


im  Jahre 

ia  Sadaaitnlien 

in  Tumaiii« 

ÜDsan 

ünieii 

1876 

9657 

11107 

1877 

11811 

5777 

1878 

10746 

25  249 

1879 

14260 

60155 

IHSO 

13246 

52595 

1881 

16976 

56693 

1882 

15669 

49122 

1888 

15939 

46577 

1884 

21455 

42340 

1885 

18^27 

41241 

lb8b 

26315 

31014 

1887 

36569 

42  609 

1888 

16763 

39610 

1889 

20000 

33050 

1)  Vgl.  1.  Alfred  G.  Lock  1.  c.  S.  627  fiF.  2,  The  Auatralian  Hand- 
book  1887,  S.  401  ff.  569  ff.  imd  Auggabe  1891,  S.  330  ff.  3.  The 
Yeacbook  of  AottraUa  1Ö89,  S.  &0B  ff.  4.  Soath  Auftnüia  iU  Eulatj, 
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Diese  Ziffern,  welche  ich  dem  Victorian  Tearbook  bis 
1888  incL  und  pro  1889  dem  Bericht  des  Director  of  the  Mint 
in  Washiugton  entnehme,  scheinen  mir  bezüglich  Siidaustra- 
liens  einer  wesentlichen  Korrektur  zu  bedürfen,  wodurch  dessen 
Produktionsziffern  um  mehr  als  das  Doppelte  erhöht  werden. 
l^Afih  dem  offiniellen  Bericht  des  Veiiretera  der  siSdattstralischen 
Regierung  in  Palmerston  wird  nämlich  per  1883  und  1884 
die  Produktion  der  Goldfelder  im  Northern  Territory  auf 
21  906  bezw.  21  675  ÜDzea  angegeben.  Und  der  berühmte 
australische  Geolop^e  Rev.  J.  E.  Tcnison  Wood  berichtet,  dass 
Yom  August  1870  bis  September  1885  über  121  779  Unzen 
Gold  daselbst  gewonnen  wurden.  Diese  Ziffern  überragen  die 
oben  fttr  ganz  Sftdanstralien  gemachten  Angaben  um  6239 
bezw.  220  besw.  33413  ünzen.  Da  gleichseitig  in  der  NShe 
TOS  Adelaide  auf  einer  Reihe  yon  Goldfeldern  die  Quarzriffs 
beute  bis  zur  Tiefe  von  1500  Fuss  erfolgreich  bearbeitet  werden 
und  seit  den  60  er  Jahren  bearbeitet  worden  sind,  scheint  mir 
die  Annahme  berechtigt,  dass  die  in  Üblicher  Weise  für  Süd- 
anstialien  aufgeführten  Produktionssiffeni  des  Goldes  sich  nur 
auf  die  südlichen  Goldfelder  beaehen  und  die  nördlichen  er- 
tragreicheren Goldfelder  dabei  ausser  Acht  geblieben  sind. 
That&ächlich  wäre  die  Entstell iing  dieses  Irrtums  leicht  zu  er- 
klären. Aeltere  Karten  umi  selbst  noch  die  grosse  Ausgabe 
des  Mayer 'sehen  Konversationslexikons  vom  Jahre  1879  teilen 
die  beutige  Kolonie  Südaustralien  in  drei  Teile:  in  das  eigent- 
liche Südaustralien;  welches  gegen  Norden  von  dem  26  °  süd- 
licher Breite  begrenzt  wird,  Alezandraland  und  Nordaustraüen. 
Diese  Dreiteilung  ist  jedoch  heute  ganz  unhaltbar  und  existiert 
weder  in  politischer  noch  in  anderer  Beziehung.  Infolge  des 
unwegsamen  Kontinentes  aber  ist  das  Uefühi  der  Zosammen- 

Beioiueet  aad  Piodnetioiis  hy  William  Hsmw  1876,  8.  $1  fll  8.  S06  £ 
5.  Haadbook  of  Soufh  Amtialia  by  Aathorify  1886«  8.  185  ff.  6.  Sooth 
Anitralia  bj  Anthority  1887,  8.  174  ff  7.  Statiilioal  Regifter  of  Sooth 
Anitralia  1887.  8.  South  Aostralia  from  »The  South  Auitralian  Re- 
gister« Adelaide  1888.  9.  The  Northern  Territory  as  it  ia  hy  W.  J. 
Sowden  1882.  10.  TaimaniaD  Almaaac  by  Walch  1889,  S.  249  ff.  S.  325  fif. 
IL  TheofficialHandbook  ofTaamania  by  Thomai  a  Inst.  188&  12.  We- 
stom  AuttraUan  Yearbook  for  1888.  &  27  S. 
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gehörigkeit  xwisdieD  dem  Norden  und  Süden  der  Kolonie  ein 
flehr  loses.  Das  wirteduiftliche  nnd  nsmenfcliclk  das  poIiMsdie 

Leben  ist  fast  ganz  im  Süden  konzentriert.  Die  LaudessU- 
tiötik  befindet  sich  in  einem  recht  mangelhatteu  Zustande.  Die 
jährlichen  statistischen  i^ublikationen  hat  man  seit  1887  ganx 
aufhören  bwsen.  £s  liegt  also  nahe,  daas  man  bei  Angaben 
Aber  die  Goldprodnkiion  des  Landes  nur  die  südlichen  CUdd- 
felder  berücksichtigte  und  den  ertragreicheren  Norden  gans 
aussei  Acht  Hess.  Eine  Berichtigung  würde  also  die  obigen 
Ziffern  mehr  als  verdoppeln  müssen. 

Für  VVeütanstralien  existieren  nur  Schätzungen  ,  welche 
pro  1888  auf  50  000  Unzen  angegeben  werden.  Der  Bericht 
des  Direktors  der  Münze  in  Washington  giebt  für  1889  die 
Produktion  auf  15493  Unsen  an. 

In  Südaustralien  liegen  bis  auf  weiteres  die  tenrOesten 
niiueraiiscben  Schätze  in  den  Kuptererzen  iiiiiuentlicb  der 
BurraMine.  Die  Goldproduktiou  tritt  (]{'iii;^o<jrenüber  noch  weit 
zurück.  Auf  den  südlichen  Goldfeldern  unweit  Adelaide,  weiche 
im  Jahre  1862  entdeckt  wurden,  wird  sowohl  im  Schwemm- 
land als  im  Quarz  gearbeitet  Von  einzelnen  Gangen  rühmt 
man  grosse  Ergiebigkeit.  Indes  zeigt  der  Goldbergban  beute 
noch  wenig  Entwicklungsener^ie.  Nicht  das  Erscböpftsein 
der  Goldla^er,  aber  der  enge  Kähmen  und  die  Kapitalarnmt 
der  Unternehmungen  und  das  sehr  frühe  Auftreten  der  Pyriten 
sind  schuld  daran. 

Die  anscheinend  weit  reieheren  Goldfelder  liegen  im 
»Northern  Territoryc  etwa  100  Meilen  südlich  von  Palmerstoo. 
Sie  wurden  im  Jahre  1872  gelegentlich  der  Errichtung  der 
grossen  transkontinentaleu  Telej^rapheuliuie  entdeckt  und  haben 
seitdem,  trotz  aller  Schwierigiieiten,  ununterbrochene  Bearbei- 
tung erfahren.  Zutolge  des  grossen  Landtransportes  sind  hier 
die  Preise  aller  Lebensmittel  ausserordentlich  hoch.  Und  des- 
halb, wie  auch  des  tropischen  Klimas  halber  sind  die  Arbeite» 
I5hne  für  Europaer  sehr  beträchtlich.  Dass  trotzdem  die  Gold- 
produktion nicht  abgenommen  hat,  ist  offenbar  ein  gutes  Zeichen 
für  den  Reichtum  des  Feldes.  Die  GoLl\\  ä>chereien  werden 
zumeist  von  Chinesen  betrieben.    Die  Europäer  widmen  sich 
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in  kleinen  Korporativgenossenschaften  dem  Quarzbau.  Für 
da»  Jahr  188B  werden  150  fiorop&er  nnd  1500  Chineeen  als 
Goldgräber  geiShlt  Die  Arbeitsertragniase  der  Chinesen  ent- 
ziehen rieh  der  statistischen  Kenntnis  vollkommen.   FOr  die 

Arbeiten  im  i^uürz  wird  «-iiigegeben ,  dass  der  Durchschnitts- 
gehalt mehr  als  l'/a  Unzen  betrage.  Auffallender  Weise  ßiulen 
sich  auch  in  dem  offiziellen  Handbuch  für  Südaustralieu,  welches 
gelegentlich  der  Melbonmer  Ansstellnng  im  Jahre  1888  ver- 
5ffentlieht  worden,  keine  späteren  Angaben.  Alle  Antoritaten 
stimmen  darin  flberein,  dass  die  grosse  Bedeutung  dieser  nord- 
lichen Goldfelder  sich  erst  geltend  machen  wird,  wenn  einmal 
die  heute  bis  zur  Hälfte  fertig  gestellte  traiiskoiitinentale  Eisen- 
bahn dieselben  mit  Adelaide  und  Palmerston  verbindet  und  so 
die  billigen  Nahrangsmiitel  des  Südens  den  Goldgräbern  im 
Norden  erreidibar  werden.  Die  Goldprodnktion  auch  in  diesem 
Teile  Anstraliens  befindet  sich  erst  in  ihrem  Anfangsstadinm. 

Wtßkm  J.  Sowderiy  der  im  Jahre  1881  diese  Goldfelder 
eingehender  studiert  hat,  bringt  in  seinem  Bericht  güiiz  er- 
staunliche Angaben.  Für  den  Trausport  des  Goldes  von  deu 
Feldern  nach  Falmerston  werden  4  d.  perOz  berechnet.  Wäh- 
rend der  Regenzeit  betragt  der  Fährlohn  fflr  eine  Tonne  zwi- 
schen South  Port  und  den  Minen  S  80.  Während  der  trockenen 
Jabresseit  wird  der  Durehsehnitt  immer  noch  auf  Jf  80  bis 
40  angegeben,  was  das  Aufstelleu  von  Maschinen  gewiss 
ausserordentlich  verteuert.  Die  Lebenskosten  berechnen  sich 
pro  Woche  mindestens  auf  i*  2.  5  s.  Ein  Zeutuer  Mehl  kostet 
«i*  2.  15  s. ,  das  Pfand  Salz  10  d.,  ein  Hammer  14  s. ,  eine 
Picke  10  8,  6  d.  u.  s.  w.  Weun  deshalb  ein  halbes  Datoend 
armer  Bergleute  beginnen«  einen  Schacht  abzuteufen  und  etwa 
auf  einer  Tiefe  yon  50  Fuss  angelangt  sind,  ist  mittlerweile 
ihre  Rechnung  beim  »storekeeper«  s  o  gross  geworden,  dass 
sie  gezwungen  sind  ,  so  rasch  als  möglich  Gold  zu  gewinnen, 
um  diese  Forderung  zu  decken.  So  geht  es  stufenweise  viel- 
leiclit  bis  zu  einer  Tiefe  von  150  Fuss.  Und  die  Gesellschaft 
darf  im  allgemeinen  zufrieden  sein,  wenn  sie  mit  ihrem  (jold* 
ertragnis  die  Rechnung  des  Krämers  zahlen  konnte.  Der  Ar- 
beitslohn für  europäische  Arbeiter  schwankt  von  £  4.  10  s. 
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bis  zu  5  per  Woche,  für  Chinesen  zwischen  ^  2,  5  s.  und 
.£  2.  15  s.  Hei  dea  häufigen  Fiebererkrankuugen  fehlt  fast 
jede  ärztliche  Hilfe.  Und  endlich  kommt  fCLr  alle  Minen  die 
grossere  Entfernung  der  Aufbereitungsmaschinen  in  Befcracht 
Dastt  folgendes  Beispiel  einer  Bentabilitateberechonng.  Die 
Yorbereitiingsarbeifcen  sollen  bei  einer  Mine  glficUich  Qber> 
wonden  sein  und  der  Eigen  tfimer  mit  einem  weissen  nnd  einem 
chinesischen  Arbeiter  in  6  Wochen  25  Tonnen  Quarz  mit 
40  Unzen  (iuld  i^awinnen.  Berechnen  wir  die  Unze  —  ent- 
sprechend dem  höhereu  äiibergehalt  —  mit  ^  3.,  so  ergiebt 
sieh  ein  Gesamterträgnis  von  £  150.  ßeträ^t  nun  die  Ent- 
fernung SQ  den  Stamp&aascbinen  2  bis  3  Meilen  —  wie  so 
häufig  der  Fall  ^  so  betragen  die  Stampf-  und  Transpcnt^ 
kosten  75  s.  per  Tonne  oder  S  15  s.  msammen.  Hieno 
konuiien  für  Arbeitslöhne  45.  Auslagen,  wodurch  die  Kosten 
sich  auf  o£  138.  15  s.  erhöben  und  dem  Unternehmer  als  Ge- 
winn und  Arbeitslohn  nur  £  11.  5  s.  verbleiben.  ISiw^  Sowdem 
geht  daraus  herror,  dass  der  Goldgehalt  des  Qoanes  im  Nor- 
thern Territory  4  Unzen  pro  Tonne  betragen  muss,  um  dss 
Unternehmen  gut  besahlt  zu  machen.  In  Victoria  giebt  bereitB 
Vt  Unze  pro  Tonne  recht  hObsehe  Ertrage. 

In  Tasmanien  hat  bisher  der  Bertj;baij  auf  Zinn  in 
der  Mt.  Bischoflf  Mine  den  grössteu  Treffer  geliefert.  DieGoid- 
produktion  ist  erst  seit  1878  mit  einiger  Energie  in  Angriff 
genommen  worden.  Die  Felder  sind  Tielfach  von  gutem  bau- 
würdigem  Adel.  Indes  sind  die  Unternehmungen  mit  einer 
einzigen  Ausnahme  noch  kleine  Anlagen  geblieben.  Wakh*s 
Alnianach  für  1 889  giebt  48  GoldaktiengescUschaften  an.  £>a?on 
ist  die  grÖsste  und  besteingerichtete  die  Tasmania  Gold  Mining 
and  Quartz  Crushiug  Company  zu  Beaconsfield.  Sie  wurde  im 
Oktober  1877  gegründet  mit  3000  Aktien  zu  je  3  Nominal- 
wert, wovon  300  yoU  eingezahlt  wurden.  Im  Juni  18S1  er» 
höhte  man  das  Kapital  auf  90000  Aktien  ii  <f  5.«  wovon 
3000  volle  und  27000  bis  zu  4  s.  Einzahlung  leisteten.  Im 
Juni  1888  wurden  die  i  kneiicc  Ni^htingale,  Lufro)  und  Daliev's 
United  ('onipanies  inkorporiert  und  das  K;i|)ital  auf  X  225  000 
in  46ÜiAI  Aktien  gesteigert.   Das  Unternehmeu  beschäftigt 
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Heute  400  Bergleute  and  seit  seiiier  Gründong  sind  von 
187  697  Tonnen  Qua»  281 865  Unien  Gold  gewonnen  und 
j£  517 125  Dividenden  yerteilt  worden:  ein  Beweis  dafür,  welch* 

glänzende  Resultate  buch  hier  p^rosse  und  systematisch  auge- 
legte Ber^bauunternehmungeii  auf  Gold  zu  erzielen  vermöp^cn. 

Nach  der  Statistik  waren  im  Jahre  1885  868  Bergleute 
mit  der  Goldgewinnung  beschäftigt,  wovon  270  auf  dem  Schwemm- 
lande nnd  598  im  Qaarzban  arbeiteten«  Den  Wert  der  Ma- 
schinen sch&tat  man  anf  68  600.  Von  dem  Jahresertragnis 
mit  41240  Unzen  sollen  7975  ünzen  (19  Vo)  dem  Schwemm- 
lande uiid  33  265  Unzen  (81  '/o)  den  Quarzgängen  entstammen. 
Der  Durchschuittsgehalt  des  Quarzes  war  1  oz  14  dwt.  13  grs. 
pro  Tonne.  Für  1887  wird  das  Ertragnis  ans  dem  Schwemm- 
lande aof  6134  Unsen  (15  das  ans  den  Qoarsfeldem  auf 
36  575  ünzen  (85%)  angegeben  nnd  ftlr  das  erste  halbe  Jahr 
pro  1890  auf  1259  bezw.  12 156  ünzen ,  so  dass  der  Anteil 
des  Schwemnilandes  auf  10%  gefallen,  der  der  Quarzgänge 
in  fiinf  Jahren  von  81  auf  90  ®/o  gestiegen  ist.  In  dem  Offi- 
cial  Uandbook  of  Tasmania  für  1888  findet  sich  Seite  27  als 
noch  beachtenswert  die  Angabe ,  dass  neuerdings  ganz  eigen- 
artige Goldlager  entdeckt  worden  sind,  ftr  welche  die  chemische 
Andlyse  den  erstaunlich  hohen  Goldgehalt  von  187  ünzen  pro 
Toiiuii  konstatiert  habe.  Es  seien  zwar  sofort  einige  Gesell- 
schaften gegründet  worden,  aber  der  Unwegsamkeit  de?  Landes 
halber  sei  mau  bis  jetzt  noch  nicht  über  die  Vorarbeiten  hinaus- 
gekommen. 

In  Westaustralien,  wo  heute  auf  einem  Gebiete 
4  Vi  mal  so  gross  wie  das  deutsche  Reich  ca.  43  000  Menschen 

wohnen ,  kann  selbstredend  kein  Anspruch  darauf  erhoben 
werden,  dass  dan  Land  in  Bezug  auf  die  (ioldlager  schon  durch- 
forscht wäre.  Trotzdem  sind  auch  hier  bereits  eine  Keihe  von 
Entdeckungen  gemacht  worden  und  auf  den  Feldern  von  Kim« 
berlei,  Pilbarra  und  Yilgran  hat  man  begonnen,  nach  der 
raschen  Erschöpfung  der  Alluvien,  die  Bearbeitung  der  Quarz- 
gänge in  die  Hand  zu  nehmen.  Die  Zahl  der  Goldsucher  wird 
für  das  -laiir  IS'SH  auf  800  Manu  angegeben.  Wassermangel, 
tropisches  Klima  und  Verkehrsschwierigkeiteu  mit  übermässig 
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hohen  Preiseu  der  Nahrungsmittel  stehen  hier  noch  mehr  als 
sonst  in  Atutraiieo  der  Goldgewinaong  im  Wege. 

Wir  haben  es  im  yoraiugeheDdeii  venacht,  die  Gold  Wer 
AuBtraliens  von  derjenigen  Seite  m  Meacbten,  welehe  nns 

fiir  die  Beurteilung  der  noch  v.n  erwartenden  Erträgnisse  am 
wichtigsten  schien.  Das  Gebiet,  welches  wir  dabei  zu  über- 
schauen hatten,  ist  ebenao  gross  wie  bedeataogsToll.  Die 
Goldfelder  Australiens  repräsentieren  in  ibrer  Gesamtheit  eme 
Fificbe,  welcbe  gewiss  an  Ansdebnnng  das  deutsche  Reich  weit 
fiberragt.  Und  die  Gesamtproduktion  bis  Ende  1889  berechnet 
sich  nach  unseren  Informationen  auf  2  666  000  Kilo  mit  eines 
Werte  von  etwa  6880  Millionen  Mark.  Im  Jahre  1889  stand 
Australien  mit  49  784  Kilo  Jahresproduktion  an  der  Spitze 
der  goldproduzierenden  Länder  der  Erde.  Die  vereinigten 
Staaten  hatten  49353  Küo,  Bussland  34867  Kilo,  Afrika 
12155  Silo  gewonnen.  Das  anstralisehe  ErtiSgnis  war  im 
Jahre  1887  nur  41 119  Kilo.  Die  Goldproduktion  bewegt  sich 
also  hier  in  aufsteicrend«  r  Linie.  Zu  begründen,  dass  diese 
Wiefleraufwärtslirwpgmiü:  nicht  etwa  das  letzte  Anflhirkerii 
einer  erlöschenden  Flamme,  sondern  das  Wiedererwachen  innerer 
Starke  mit  einem  sich  yollziehenden  UmwandlnngspioMBse  ist, 
das  war  unsere  eigentliche  Aufgabe» 

Die  Grund^tse  der  fifiMSs'schen  Theorien  erwiesen  sieh 
durchweg  als  unzutreffend  und  haltlos.  Die  besten  Informa- 
tionen, welche  übcrLaupt  erlangbar  siud  ,  geben  an,  dass  den 
Quarzj^ängen  in  Victoria  anno  1860  etwa  *'4  der  jährlichen 
Produktion  entnommen  wurde,  dass  aus  dieser  Quelle  bis  zum 
Jahre  1885  etwa  die  Hälfte  der  Gesamtproduktion  des  Landes 
geflossen  sein  mag  und  dass  sich  im  Jahre  1888  der  Anteil 
des  Quarzbaues  auf  etwa  63  %  des  jährlichen  Produkts  ge- 
steigert hat.  Wir  haben  weiter  erfahren,  dass  Queensland  in 
den  Jiiliren  1885  bis  1889  über  96%,  Tasmanien  im  Jahre 
1890  etwa  90  ^/o  seines  Goldes  dem  Gangbau  entnommen  hat 
lind  dass  nur  für  Neuseeland,  unter  ganz  exoeptionellen  Ver- 
hältnissen» für  das  Jahr  1886  geschätzt  wird,  dass  die  bisher 
gewonnene  Goldmenge  etwa  zu  V«  Qoangold,  au  */t  Waach- 
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gold  gewesen  sei.  Wir  halten  es  deshalb  fttr  eine  sehr  starke 
üeberfcreibnng,  wenn  Süss  sagt:  »Die  Angabe  Yon  Whitney j 

dass  etwa  90  ®/o  des  iu  der  Hand  des  Mt3iischen  belimllicLen 
Goldes  aos  deu  Ablagerungen  des  Schwemmlandes  und  nur 
10  %  aus  Bergbaaten  stammen «  scheint  nicht  übertrieben  zu 
sein^c 

Die  AllnTien  AnstralieoB  sind  anch  ausserhalb  Queenslands 
keineswegs  erschöpft.   Die  Gewinnnng  des  Goldes  ans  den 

Pyriten  ist  nur  eine  Frage  tei  huischer  Fortschritte.  Und  dass 
überhaupt  den  Gedanken  vertreten  konnte:  der  Rückgang 
der  Goldproduktion  in  Australien  steht  mit  dem  i^lrschüpftseio 
der  Goldlager  im  Kausalnezns,  ist  nicht  bloss  —  wie  Bam- 
berger gesagt  hat  —  darauf  znrflckzuführen,  dass  vorfiber- 
gehenden  Erlebnissen  zu  viel  Herrschaft  Aber  die  Denkweise 
des  Beobachters  eingeräumt  worden,  sondern  ist  das  Produkt 
so  ausgesprochen  tendenziöser  Darstellung,  dass  damit  jenem 
Werke  der  Charakter  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  entsogen 
wird. 

Die  Goldfelder  Australiens  sind  nicht  erschöpft  Sie  stehen 
sogar  noch  am  Anfang  ihrer  Ergiebigkeit.  Das  Schwemmland, 

soweit  es  mit  cradle,  picke  und  Schaufel  bearbeitet  wird,  ist 
in  Victoria  verschwunden.  In  Neusödwales,  Queensland,  Tas- 
manien und  der  nördlichen  Insel  von  Neuseeland  werden  auch 
darin  heute  noch  Entdeckungen  gemacht,  wenn  auch  die  er- 
giebigsten Felder  bereits  bearbeitet  sein  mögen.  Welche  Ueber- 
raschnngen  auf  diesem  Punkte  Sfld-  und  Westaustralien  noeh 
bieten,  lässt  sich  nicht  übersehen.  Die  Bearbeitung  der  deep 
leads  ist  nur  in  Victoria  seit  längerer  Zeit  schon  mit  Energie 
betrieben  worden.  In  der  Reihenfolge  wird  dann  wohl  Neu- 
seeland sich  anschliessen ,  dem  die  übrigen  Kolonien  in  einer 
mehr  oder  minder  leicht  bestimmharen  Reihe  folgen.  Der 
hydranlische  Abban  beginnt  jetst  erst,  auf  den  so  ansgedehnten 
Gebieten  Neuseelands  sich  Maschinen  mit  vollkommenerer  Kon- 
struktion zu  bedienen.  Lud  in  den  wasserannen  Gebieten  des 
australischen  Kontinentes  üudet  der  mexikanische  Prozess  des 
Trockeoabblasens  noch  beinahe  ein  nnbegrenstes  Gebiet  der 
Verwendbarkeit 
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Noch  gfiiwfciger  ui  die  Lage  des  Oangbanea«  Hier  ifi  die 
dnleitonde  speknlatiTe  Periode  nor  erst  in  Vieioria  ganzt  und 
in  NeuseeUmd  bMistons  tarn  grosseren  Teile  Torhei.  Sonst 

lassen  sich  uocli  mauche,  durch  Anreicheruug  in  den  oberen 
Teilen  der  Gange  entstandene  Gold nester  aufrin(]en.  Aber  fast 
überall  sehen  wir  den  Gaogbau  im  Kähmen  kleiner  üater- 
nehmungen  stecken  geblieben ,  denen  eine  ganze  Reihe  sonst 
alltäglicher  bergmännischer  Ereignisse  immer  gleich  als  nn- 
flberwindliche  Hindernisse  erscheinen.  Niv  in  wenigen  Ans* 
nabmsf&llen  kommt  in  glänzenden  Resultaten  jene  Periode  nun 
glücklichen  Durchbruch,  in  der  der  Goldbergbau  Grossindustrie 
geworden  ist  Die  ganz  unfiber^ebbareu  Goldraasseu  endlich, 
welche  sich  in  den  sogenannten  Pyriten  eingelagert  finden, 
sind  hente  kanm  noch  berührt  worden. 

Der  Bergmann  mnss  dabei  freilich  ans  immer  groeocren 
Tiefen  der  Erde  ihre  kostbaren  Schätee  entnehmen.  Und  damit 
entsteht  die  Frage:  ob  der  Quarztiefban  nicht  verhältnismässig 
bald  seine  Bearbeitungsgrenze  findet?  Eine  gelehrte  Kontro- 
verse, ob  und  bei  welcher  Tiefe  die  Temperatur  der  Erdrinde 
ein  Weiterarbeiten  der  Menschenhand  unmöglich  macht,  darf 
dabei  füglich  ansser  Acht  bleiben.  FOr  Anstralien  liegt  diese 
Grenze  gewiss  weit  jenseits  einer  Tiefe  von  3000  Fnas  nnd 
kommt  deshalb  ffir  die  heutige  bergmännische  Praxis  gar  nicht 
in  Betracht.  Wenigstens  sind  wir  der  Meinung,  dasa  wenn 
das  entsprechende  statistische  Material  vorhanden  wäre,  wie 
es  nicht  vorhanden  ist,  die  Vermutung  Bestätigung  ünden 
dflrfte,  dass  die  durchschnittliche  Schachttiefe  in  Vio 
toria  etwa  400,  in  Neuseeland,  Queensland  nnd  Neosfidwaks 
900,  in  Sfid-  nnd  Westanstralien  kaum  50  bis  60  Fuss  erreicht 
und  dass  für  das  Gesamtgebiet  der  austraUschen  Goldfelder  — 
deren  Ausdehnung  wir  als  der  Fläche  des  deutschen  Reichs 
weit  überlegen  annehmen  müssen  —  der  Durchschnitts- 
schacht sich  kaum  auf  100  bis  150  Fuss  berechnet.  Die 
Temperaturzunahme  nach  dem  £rdaentmm  kämmert  uns  also 
hier  recht  wenig.  Vielmehr  interessiert  uns  lediglich  die 
Frage,  die  auch  in  Tietoria  namentlich  häufiger  erOrtart  wird: 
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louiD  der  QaanganglNui  Dicht  TerhaUniamässig  bald  seine  5ko- 

Domiech  baowürdi^e  Tiefe  erreichen? 

Süss  wiederholt  in  seineu  Darstellungen  in  verschiedenen 
Yariationen  den  Satz,  dass  der  Goldgehalt  de.s  Quarzes  mit 
der  Tiefe  rasch  abnehme.  In  solcher  Forraiiliernng  ist  das 
eine  ebenso  naheliegende  wie  nichtssagende  Behauptung.  Die 
Qoldneeter,  welche  wir  schon  wiederholt  als  die  Prilmien  des 
speknlaiiTen  Gangbaaes  beieichnet  haben,  finden  sich  nnr  nahe 
der  Oberfläche.  Und  wenn  diese  Nester  ausgebeutet  ^ind,  dann 
nimmt  natürlich  der  doM^xehalt  des  Q^iarzes  ra.«eh  ab.  Aber 
damit  ist  noch  nicht  einmal  gesagt,  dasa  der  Durchschnitts- 
gehalt  des  an  dem  Ausgehenden  gebrochenen  Quarzes  dem 
Durchsdmittsgehalt  des  tieferliegenden  Qesieins  nicht  trotsdem 
sehr  nahe  stehe.  Und  noch  weniger  ist  damit  bewiesen,  dass 
der  Quarztiefbau  nicht  so  rentabel  sei»  als  die  Arbeiten  inner- 
halb der  ersten  200  Fuss  Öchachttiefe.  Wir  haben  o})eu  ge- 
sehen, dass  die  Arbeiten  im  Schwemmlande  in  den  verschie- 
denen Stadien  ihrer  Entwicklung  auf  goldärmeren  Erdmassen 
sich  Tollziehen.  Die  Nuggets  gehören  m  dem  Arbeitsgebiet 
des  cradle,  auf  dem  die  Goldwäscher  mindestens  einen  Gehalt 
von  2  dwt.  pro  Tonne  verlangen ,  um  einen  guten  Taglohn 
ernten  zu  kimnen.  Der  hydraulische  Abbau  hat  glänzende 
Erträgnisse  aut  Feldern ,  die  die  Goldwäscher  als  ausgebeutet 
Terla.<»en  haben  und  ist  mit  5  grs.  pro  Tonne  —  also  etwa 
dem  10.  Teil  ?on  8  dwi  —  mehr  als  sufriedengestellt  Ganz 
ahnlich  steht  es  mit  dem  Quanbau.  Die  An&ngtarbeiten  auf 
durchschnittlich  60,  80  bis  100  Fuss  Tiefe  ttbemehmen  die 
kleinen  Korporativgesellschaften,  welche  Über  ilas  ganze  Gebiet 
der  yuarzriffs  ausschwärmen  und  bald  da  bald  dort  ihr  Glück 
in  dem  Aufsuchen  von  Goldnestern  versuchen.  Ist  die  Leis- 
tnngsgrense  ihrer  primitiven  Einrichtungen  erreicht,  oder 
erwies  sich  die  Sache  als  erfolglos,  dann  wendet  man  sich 
wieder  einem  anderen  Gruben felde  zu,  das  alte  wird  verlassen. 
So  durchwühlen  diese  kleinen  Gesellschaften  das  Ausgehende 
der  Quarzgänge,  genau  so  wie  die  Uoldwäscher  die  Oberfläche 
des  Schwemmlandes. 

Das  Auflassen  dieser  Art  von  Gruben  hat  Süss  merk* 
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wflrdiger  Weise  für  das  finde  des  Quangtngbmiee  gdialten. 
Das  gerade  GegeateÜ  Ist  richtig.  Es  bandelt  sieb  nar  nm  das 
Fertigsein  wichtiger  und  wertvoller  Vorarbeiten  ftlr  die  Etablie- 
rung des  Quarztiefbaues.  Es  ist  die  lüchtuDg  der  goldfüh- 
reiideu  Riffs  mit  vielen  anderen  Aufschlüssen  fiber  die  ünter- 
grundsbeschaffenheit  ermittelt  worden.  Auf  diesen  Kenntnisseo 
nnd  Erfahmngen  kann  dann  die  Oiganisation  des  Qaarztief* 
banes  als  Grossnntemebmnng  beginnen.  Oass  dann  die  Grabe 
Ober  ansserordentlich  reidie  Goldnestor  TerfOgt,  ist  nicht  eb- 
mal  erwünscht.  Die  allgemeine  bergmftnnisehe  Er&limng  fast 
bestätigt,  dass  diese  grossen  lleichtümer  rasch  zu  Ende  geheu. 
Grosse  düuern  le  l  iiternehmnugen  lassen  sich  darauf  nicht 
stutzen.  Diese  verlangen  vielmehr  als  Ilegel  ein  Cresteio,  das 
mit  geringerem  Goldgehalt  gleichmaasig  dorchsetst  nnd  in 
grossen  Massen  angehäuft  ist  Auch  hier  trifft  wieder  die 
Analogie  mit  dem  hydranlisehen  Abbau  des  Sehwemmlandet 
zu,  welcher  sich  dort  am  besten  entwickelt,  wo  ausgedehnte 
Alluvien  mit  geringerem  Adel  sich  jrebildet  haben. 

Es  lässt  sich  dieser  Ideengang  auch  statistisch  begründen. 
Nach  den  oben  mitgeteilten  offiziellen  Quellen  war  der  doreh- 
scbnittliche  Goldgehalt  des  yerarbetteten  Qaanss  in 
Victoria        1880  —  o&  9  dwt  15  gr.  ^) 

»  1888  —  >    9    >   17  > 

Neusüdwaies    1888      1    >     0     >    18  > 
Neuseeland     1880     1   »     2     *     2  » 
Queensiaad     1888     1   »  14    »     2  » 
Tasmanien      1885     1   »  14    »   13  » 
Das  Qnars  in  Victoria  ist  also  am  goldftrmsten,  jenes  in 
Tasmanien  am  goldreichsten.   Die  Entwicklnng  des  Qoara- 
tiefbanes  ist  umgekehrt  in  Victoria  am  besten,  m  Tasmanien 
am  wenigsten  gut  zur  Durchbildunc^  gelangt.  Und  wenn  auch 
damit  nicht  gesagt  sein  soll,  dass  der  grössere  Goldgehalt  des 
Gesteins  ein  Hindernis  fUr  die  Entwicklung  des  Quarzbaues 
sei,  so  mnss  doch  daran  festgehalten  werden,  dass  der  geringere 
Adel  an  sich  in  keiner  Weise  einen  Hindemngsgrund  f&r  sein 
gedeihliches  Fortschreiten  bildet. 

1)  1  02.  =  20  dwt.      4d0  gra. 
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Ad  einer  anderen  Stelle  hat  Süss  den  obigen  Gedanken 
in  solcher  Weise  aogedeatei,  da«  die  Vermotiuig  entsteht^  der 
Rtickgang  an  Goldgehalt  des  QaarM  sei  anr  Tiefe  der  Bear« 
heitung  direkt  proportional.  Mit  jedem  Fnss,  um  welchen  der 

Schacht  tiefer  gegraben  wird,  käme  der  Bergmann  also  in  ein 
aniieieb  ('tstein.  Bei  entsprechender  Tiefe  wäre  dann  der 
lohnenden  Arbeit  die  Grenze  gezogen.  Beineu  niathemati^chen 
Anadrack  hat  dieser  Gedanke  in  der  Statistik  der  Port  Philipp 
Co.  gefonden,  deren  Erae  von  1  ca.  12  dwt,  im  Jahre  1857 
aof  4  dwt.  im  Jahre  1875  znrOckgegangen  seien.  An  anderer 
Stelle  haben  wir  gehört,  dass  etwa  im  gleichen  Zeiträume  die 
Stanipfküsten  des  Quarzes  von  £  4  auf  10  s.  und  bis  beute 
sogar  auf  4  s.  gesunken  sind.  Mit  andern  Worten  die  Ex- 
traktionskosten des  Goldes  mindern  sieb  mit  dem  Fortschreiten 
der  Technik  fortwährend.  Und  anch  anf  dem  Grnbenfeld  der 
Port  Philipp  Co.  ist  die  Reduktion  der  Kosten  bis  aom  Jahre 
1881  nicht  hinter  der  7erarmnng  der  Erze  znrCickgebliebeu. 
(  Goldhaltige  Erden  und  Gesteiue,  die  heute  noch  eine  Bearbei- 
tung nicht  lohnen  würden ,  können  morgen  schon  einer  ver- 
besserten Technik  das  günstigste  Arbeitsfeld  bieten.  Eine 
Statistik  ttber  das  Aermerwerden  der  Ebrze  an  sich  beweist 
deshalb  wsder  fBr  noch  gegen  das  weitere  Prosperieren  des 
Goldber|i^hanes. 

Die  l*io(luktioiiskosteu  des  Goldes  sind  es,  auf  diu  es  hier 
zuerst  und  zuletzt  ankommt.  Und  ein  lUii  lc  auf  die  Ikwegutig 
derselben  ist  für  unsere  Frage  wichtig  genug.  Zu  Anfang  des 
Quarabanes  in  Victoria  sollen  die  Gewinnungskosten  mehr  als 
1  Vs  OS.  pro  Tonne  Terscblangen  haben.  Heute  macht  ein  Goldge* 
halt  Ton  9  bis  10  dwt.  das  ünteroehmen  noch  gans  reniabeL  Das 
ist  in  35  Jahren  eine  Verbilligung  des  Produktionsprozesses 
um  300  *^/o !  Die  Kosten  auf  der  südlichen  Insel  Neuseelands 
sollen  aus  den  oben  bezeichneten  Gründen  14  bis  15  dwt.  be- 
tragen und  sich  für  das  Northern  Territory  von  Südaustralien 
anf  weit  über  1  oa.  erhöhen.  Die  Differenaen  innerhalb  der 
einzelnen  Kolonien  belaufen  sich  also  hente  noch  auf  über 
100  deren  Ansgleich  jedoch  sich  gewiss  in  Terh&ltnismissig 
kurzer  Zeit  vollziehen  muss. 
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Nachdem  nun  keinerlei  Anzeichen  vorhanden  sind,  welche 
ein  Aafhdren  der  Goldeinlagernngen  auf  grösserer  Tiefe  fer^ 
maten  laMen^  bleibt  die  Frage  nach  dem  weiteren  AbbM  armer 

gewordener  Ense  lediglich  eine  Frage  der  technischen  nnd  Tolk»- 
wirtscbafLliclien  Eutwicklun^.  Und  da  der  tortschreitendeu 
VerbilUgung  der  Goldgewiuuuug  heute  so  weniL'"  wie  vor  35 
Jahren  eine  Grenze  gezogen  ist,  das  Yorkommeu  des  Goldes 
in  geringerem  Adel  des  umschlieesenden  Materials  aber  ge* 
radezn  unfibersebbar  erecheini,  so  mnae  die  Goldprodnktion 
Anetraliena  sowohl  nach  der  Tiefe  wie  nacb  der  FlScbe  auf 
absehbare  Zeit  als  ganz  unerschöpflich  bezeichnet  werden. 

Wenn  demnach  die  Goldertragnisse  seit  Eüde  der  70  er 
Jahre  bis  in  unsere  Zeit  fortwährend  zurückgehen  konnten, 
80  bangt  das  nach  unserer  Ueberzengnng  mit  dem  sieb  voll- 
aiebenden  Umwand  längs  p  rozess  der  ünterneb- 
mongsformen  zusammen.  Die  australische  Gold  Produk- 
tion wenigstens  in  Victoria,  Neuseeland,  Queensland,  Tasmsr 
Dien,  Neusfulwivles  und  Teilen  von  Südanstralien  niuss  sich 
jetzt  ans  euier  Kleinindustrie  erst  znr  Grossiudustne  entwickelu, 
bevor  ihr  Prodoktionsauteil  diejenige  Stelle  iä*^et  Welt  wieder 
einnimmt,  die  er  einzunehmen  berufen  Ist  Aus  eigener  Kraft 
bat  Australien  bereits  gezeigt,  wie  rentabel  diese  Umwandlung 
ist,  sobald  sie  Ton  dem  rechten  Verständnis  geleitet  und  mit 
zureicheiidtu  lüälLen  ausgeführt  worden.  Aber  wir  glaubeu 
nicht,  dass  sich  diese  Trauhiorination  in  jenem  wünschens- 
werten Tempo  dann  vollzieht,  wenn  Australien  auch  fernerhin 
sich  80  gut  wie  selbst  überlassen  bleibt.  Da  andererseits  das 
euroi^iscbe  Grosskapital  immer  nach  neuen  dauernden  Anlagen 
Umschau  bSlt,  scheint  es  uns  ein  nabeliegender  Vorgang  n 
sein,  dass  sich  europäisches  Kapital  mit  europäischer  Intelligenz 
vereint,  um  iu  Australien  in  ehrlicher  Weise  jene  Hindernisse 
zu  beseitigen,  weiche  der  Goldgewinnung  daselbst  im  Wege  stehen. 

IX.  Weitere  Bemerkungen  zur  Kritik  der  Suss'scben 

Aasiüiiraageu. 

Nach  Saeibeer  nnd  den  Bericbten  des  EHrektora  der  Ifllnss 

in  Washington  war  die  Goldproduktiun  der  Erde 
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1876  165  956  Kilo  1883  144  545  Kilo 

1877  179  445  »  1884  146  151  » 

1878  185  847  »  1885  154500  > 

1879  167307  >  1886  161  450  » 

1880  163  515  >  1887  159  155  »  (»Manzdtrekiorc) 

1881  158  864  »  1888  165  880  »  9 

1882  148  475  *  1889  182  308  y>  » 

Den  Hauptauteil  an  dieser  Produktion  haben  im  Jahre  1889 
neben  Australieu  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
(49353  Küo),  BuBsland  (34  867  Kilo),  Afrika  (12155  Kilo), 
NcQgraaada,  Chili  und  Venezuela  (9597  Kilo).  Nachdem  ich 
im  vorhergehenden  für  Australien  und  Afrika  gezeigt  zu  haben 
glaube,  dass  die  S^tiss'schen  Ausführungen  nichts  weniger  als 
ein  zutreflfendes  Bild  von  der  wirklichen  Lage  der  Goldpro- 
duktion bieten,  wäre  es  zur  Vollständigkeit  der  Kritik  min- 
destens wanseheotwert,  auch  die  übrigen  grösseren  Goldprodok- 
tionsländer  in  den  Bereich  unserer  Darstellung  an  ziehen.  Meine 
praktische  Bemfethätigkeit  gestattet  mir  b.  Z.  nicht,  diesen 
Anforderungen  gerecht  zu  werdeu.  Ich  verweise  deshalb  be- 
züglich der  Vereinigten  Staaten  auf  den  soeben  iu  Arbeit  be- 
findlichen Censusbericht,  welcher  von  beruieuer  beite  auch  eine 
treffliche  Darstellung  der  Lage  des  Goldbergbaues  enthalten 
wird*  Ueber  die  Goldfelder  Rnsslands  behalte  ich  mir  die  Ver* 
arbeitnng  meiner  Materialien  für  spater  yor.  Nnr  bezüglich 
der  wichtigeren  goldproduzierenden  Gebiete  Sfldamerikas  mdgen 
noch  einige  Bemerkungen  hier  Raum  finden. 

In  den  drei  Jahren  1887  bis  1889  inkl.  war  die  Gold- 
prodttktion 

von  Neugranada   13  524  Kilo 
»   Chili  8285  > 

>   Veneanela       7  648  t 

Venezuela  steht  also  heute  mit  Chili  zusammen  in  der 
Reihe  der  goldgewinnenden  Länder  Südamerikas  an  zweiter 
Stelle.  Süss  erzählt  von  diesem  Lande  im  Jahre  187G  etwa 
das  folgende:  »In  den  nordöstlichen  Gebietsketten  hat  man 
seit  der  Zeit  der  Oonqnistadores  wiederholt  erfolglose  Versuche 
gemacht«  Gold  za  gewinnen.  Man  hat  zwar  neuerdings  diese 
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Lager  wieder  aufgenommen,  aber  so  gerinf^e  Goldmeogen  darin 

entdeckt,  dass  ein  Ahum  in  einer  Wuclie  höchstens  1  Unze 
gewinneil  kann.  Auf  der  Insel  Aruba  hat  man  seit  1824  das 
Schwemmhiud  bearbeitet.  Seit  Erschöpfung  dieser  Lageistätten 
der  Oberfläche  haben  Terschiedene  ünternehmongen  den  Abban 
der  Quarzgänge  venncht,  ohne  biiher  Erfolge  ersielt  so  haben. 
Aach  östlich  von  Valencia  soll  im  Jahre  1851  Qold  gefoodeo 
worden  sein.  Keiner  dieser  Funde  hat  jedoch,  wie  es  scheint, 
bisher  zu  einem  dauernden  und  bedeutenderen  Abbau  Anlass 
gegeben.  Nur  in  der  Proviuz  Guyaua  siud  in  den  letzten 
Jahren  reichere  Gebiete  eröffnet  worden,  auf  denen  der  Callao- 
Gang  und  Ghüi^Gang  die  meisten  Holbangen  erweckt  haboi. 
Im  Jahre  1870  soll  die  Goldprodntion  des  Landes  etwa  1107  Kilo 
betragen  haben.« 

Der  Gesamteindruck  solcher  Ausführungen  ist  offenbar 
ein  wenig  erfreulicher.  iVIit  Ausnahme  von  der  Callao-  und 
Gliüi-Mine  ist  hier  wenig  Gold  mehr  zu  erwarten.  Und  doch 
genQgen  die  iSitö^'schen  Angaben  ?ollständig«  nm  die  Zuknnft 
der  Goldminen  des  Landes  in  einem  ganz  anderen  Lichte  er- 
Schemen  su  lassen«  sobald  wir  nur  hintufftgen,  was  8ü8$  sa 
sagen  unterlassen  hat. 

Die  uordöstliclicn  Gebirgskettini,  von  denen  neiiei  L-  l  nter- 
suchungen  dieGoklablagerunc?  vorgeblich  als  von  .so  aii^sn  urdent- 
lieh  geringem  Adel  ermittelt  haben,  da£s  ein  Mann  in  einer  Woche 
höchstens  den  »Hungerrerdienst«  Ton  1  Unze  gewinnen  kann« 
geh&ren  mit  diesem  Gehalt  zu  den  reichsten  Goldfeldern  der 
Erda.  Eine  ünse  Gold  hat  infolge  anderer  Beimengungen 
durehsehnittlicb  den  Wert  ^on  £  4.  Der  GoldwBsoher  mtst 
also  hier  nach  sechstägiger  Arbeit  den  »Hungerlohn«  von  SOMk.I 
Die  berühmtesten  (  loldtelder  Australien««  haben  die  aufgewandt« 
Arbeit  weniger  hoch  belohnt  Weshalb  verschweigt  das  Süss 
und  spricht  statt  dessen  »von  so  geringen  Mengen  Goldes«? 
Wir  haben  oben  gehGrt,  dass  der  hydraulische  Abbau  sich  m 
Galifoniien  bei  einem  Goldgehalt  der  Erden  von  nur  5  gn. 
noch  recht  gnt  bezahlt  macht.  5  grs.  sind  der  96.  Teil  einer 
Unze.  Weshalb  weist  Süss  nicht  darauf  hm ,  d;4ss  e©  uarer 
allen  Umständen  nur  eine  Frage  der  Zeit  ist,  bis  sich  au 
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eben  diewn  nordOfltlickeii  Gebirgsketten  die  blüheudsten  Gold- 
felder eDtwiekelnf  Und  wesbalb  statt  dessen  die  Vermntnng 

erwecken,  dass  man  es  hier  mit  einem  recht  armseligen  Gebiete 
zu  thnn  habe? 

Verschiedene  andere  Versuche  sollen  zu  einem  dauernden 
und  bedeutenderen  Abbau  keinen  Anlass  gegeben  haben.  Nichts 
natfirlicher  als  das!  ßüss'  Informationen  reiehen  nur  bis  snm 
Jabre  1870  and  die  letzten  besseren  Erfolge  giebt  er  für  die 
SOer  Jabre  an.  Nun  war  ^ron  1880  bis  1870  Venesnela  der 
Spielball  gewissenloser  ehrgeiziger  Generale,  welche  die  Bevol- 
kerinic?  fast  unanstjesetzt  in  Bürgerkriege  verwickelt  hielten. 
Der  ganze  Wohlstand  des  Landes  ist  dabei  zu  Grunde  gegangen. 
Und  dass  sich  der  Goldbergbau  unter  solchen  Umständen  nicht 
gedeihlieh  entwickeln  konnte,  ist  gewiss  sehr  naheliegend.  Fttr 
den  Beichtnm  der  Goldlager  des  Landes  aber  bleibt  es  ein  sehr 
gutes  Zeichen ,  dass  man  trotz  aller  Gefabren  und  Unsicher- 
heilen  die  Bearbeitiini^  derselben  wühreiiti  der  Revolutionszeit 
immer  wieder  in  Angritl  genommen  hat.  Weshalb  macht  Sms 
von  allen  diesen  Dingen  keine  Erwähnung?  Weshalb  bleibt 
ihm  auch  so  gar  nichts  zu  sagen  übrig  über  die  äusserst  mangel- 
haften VerkehrsTerhaltnisse  des  Landes?  Der  wissenschafblicbe 
Charakter  seiner  Arbeit  hätte  ihn  daran  gewiss  nicht  gehindert. 

Mir  ist  aus  eigener  Anscbaunng  Venezuela  nicht  bekannt. 
Aber  der  Eindruck,  welchen  man  aus  den  Reiseberichten  des 
Würzburger  Geologen  Dr.  W.  Sicvers  ^)  vom  Jahre  1888  er- 
hält, ist  bezüglich  des  Goldreichtuma  dieses  Landes  von  jenem 
der  Süss'schen  Darstellung  wesentlich  abweichend.  Ich  ent- 
n^ine  diesem  Werke  die  nachfolgenden  Angaben: 

«Sfidlich  des  Taraenj  liegt  die  kleine  Ortschaft  Boria, 
jetzt  ein  elendes,  verfallenes  Dorf,  aber  einst  die  Hoffnung  der 
Kiol)erer.  liier  soll  eine  Golduiine  existiert  kaben  und  noch 
heute  wiegt  sich  dio  Bevölkerung  in  dem  Wahne,  sie  mit  allerlei 
Zauberwerk  wieder  authnden  zu  können.  Juan  de  Villegas, 
Gobemador  ron  Coro,  sandte  bald  nach  1550  den  Damian  de 
Barrio  an  den  Abhang  des  Gebirges  von  Nirgna*  ins  Gebiet 
der  Jirajara  Indianer^  um  eine  Goldmine  anfsnfinden,  Ton  der 

1)  Dr.  W.  Si€ver$,  Venezuela  1888.  S.  258  ff.,  S.  34ö  ü. 
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die  Indianer  berichtet  hatten,  und  in  der  That  glückte  es  d«n- 
aelben  nach  langer  Mühe,  dieee  liine  am  Rio  Baria  zn  entdecken. 
Am  Fondorte  wnrde  dann  Real  de  minaa  de  San  Felipe  de  Bona 

gegrüudel,  das  jedoch  bald  iufolge  eines  gemeiusaiuen  Angriffs 
der  Indianer  und  der  arbeitenden  Ne^^n  sklnven  zerstört  wnrde. 
Nachdem  Kl  Real  wieder  auigebaut,  jedoch  von  den  Indianern 
nochmals  zerstört  worden  war,  gab  man  die  Ansiedinng  anl 
Spater  wnrde  dann  Bnria  nnter  dem  Namen  Las  Palmoa  nnd 
ein  drittes  Mal  unter  dem  Namen  Nim  wieder  ins  Leben  ge» 
rufen,  allein  die  Gründung  verfiel  immer  aufc  neue  den  sUbv 
menden  Händen  der  Jirajaras.  Darauf  zog  ^ich  die  spanische 
Macht  nach  Valencia  zurück.  Die  Jirajaras  wurden  in  einem 
hundertjährigen  Kampfe  autgerieben,  allein  die  Stelle  der  Gold- 
mine Terblieb  unbekannt  und  bis  heute  hat  sich  niemand  ge- 
funden, der  sie  h&tte  wieder  entdecken  kdnnen.€ 

»Was  den  Bergbau  betrifft,  so  hat  Veneanela  bis  sum  Jahre 
1866  wesentlich  nur  Kupfer  ausgeführt.  Von  diesem  Jahre  an 
beginnt  der  Export  an  Gold,  der  jetzt  überraschenden  Umfang 
angeiioiumen  hat.  Die  Goldmineu  von  Callao  im  Südwesten 
der  Sierra  Imataca,  im  Territorio  Yurnari  in  Guayana,  gehören 
heute  ohne  Zweifel  zu  den  reichsten  der  Erde.  Das  Gold  findet 
sich  im  Quara  und  in  den  Diabasen,  welche  die  OneiBe  des 
Urge})irgs  durchbrochen  haben.  Man  hat  eine  grosse  Menge 
von  Gesellschaften  gegründet,  welche  einzelne  Minen  ausbeuten 
sollen,  allein  nur  eine  hat  errossen  Erfolg  gehabt,  diese  aller- 
dings in  einer  wahrhaft  imponierenden  Weise.  Der  Wert  der 
Goldausfuhr  ist  von  IVs  Millionen  Bol.  im  Jahre  1866  auf 
23  Millionen  im  Jahre  1884  gestiegen.  Fast  der  ganae  Zuwachs 
ist  auf  Rechnung  der  Mine  El  Callao  au  setEen,  welche  allere 
dings  auch  mehrfach  wieder  verlassen  worden  ist,  bis  sie  end* 
lieh  unter  der  jetzigen  Leitung  derart  Üorierte,  dass  die 
Aktionäre  für  jede  Aktie  von  1000  Bol.  jetzt  im  «jranzeu 
Bol.  208  501,69  erhalten  haben,  im  Durchschnitt  per  Jahr 
BoL  13900.11  (1871—1885).  Diese  Goldminen  sind  in  der 
That  das  wahre  Dorado  und  liegen  auch  gerade  dort,  wo  die 
Spanier  dasselbe  vermuteten,  in  Guayana.  Ganz  Guayana 
scheint  goldreich  zu  sein;  weuigäleus  habeu  die  Engländer, 
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Franzosen  und  Holländer  in  ihren  Besitzungen  iu  Gujaoa  eben- 
falls starke  goldhaltige  QuarzrifPe  gefunden.« 

Nach  dem  anBgezeicbneten  Werke  Ton  Lo^  Vtast  sich  aus 
den  eingehenden  Ausfflhrnngen  (S.  255 — ^268)  fiber  Yenesnela 
das  folgende  Referat  zusammenstellen :  Der  Qnarzgangbau  ist 
eine  sehr  junge  Industrie  und  datiert  erst  seit  Ende  der  60er 
Anfangs  der  70  er  Jahre.  Der  Goldgebalt  des  Quarzes  ist  scbr 
koch  und  gewiss  dnrcbschuittlicb  über  2Vs  Unzen  pro  Tonne 
gegen  nur  V%  Unze  in  der  australischen  Kolonie  Victoria« 
Dabei  haben  die  Erfahmngen  gezeigt,  dass  auf  der  Tiefe  — 
welche  1882  nur  in  einem  einzigen  Schacht  der  Gallao  Mine 
180  m  erreicht  hatte  —  der  Goldgebalt  des  Quarzes  der  gleiche 
bleibt  uud  das  Gold  iu  völlig  freiem  Zustande,  last  ohne  jede 
Beimischung  von  Pyriten  auftritt.  Dieser  Goldgehalt  des 
Quarzes  berechnet  sich  für  die  Callao  Mine  pro  1B79  mit 
3640  Tonnen  Quarz  auf  einen  Durchschnitt  von  5,so  Unzen 
pro  Tonne«  trotzdem  eine  Untersuchung  der  Bfilckstände  ergab, 
dass  infolge  unToUkommener  Einrichtungen  etwa  2  Unzen  pro 
Tonne  verloren  gegangen  waren.  Der  wirkliche  Durchschnitt 
des  Goldgehaltes  war  also  weit  über  7  Lnzen. 

Wenn  trotzdem  eine  .so  grosse  Zahl  der  ins  Leben  getre- 
tenen bergmännischen  Unternehmaugen  zu  Grunde  gegangen 
ist,  so  hängt  das  nicht  bloss  mit  mangelhafter  Technik,  son- 
dern auch  noch  mit  anderen  Ursachen  zusammen.  Die  Ma- 
schinen müssen  mit  aosserordentlidien  Kosten  im  Auslande 
gekauft  und  mittelst  Ochsenwagen  auf  unwegsamen  Gebieten 
nach  der  weit  im  Land  gelegenen  Mine  verbracht  und  auf- 
gestellt werden.  Kohlen  giebt  es  nicht ,  das  Holz  muss 
auch  zum  Heizen  der  Maschinen  weit  hergeholt  werden.  Und 
die  Preise  der  Lehensmittel  wie  der  Arbeit  sind  in  dieser 
weit  Ton  der  Zivilisation  entlegenen  tropischm  Wildnis  sehr 
hoch.  — 

Chile  betreffend  sagt  Süss :  »Der  Ertrag  der  Goldwäschen 
bat  in  der  letzten  Zeit  beträchtlich  abgenommen.  Die  gold- 
führenden Alluvien,  aus  denen  vor  der  spanischen  Eroberung 
und  nachher  grosse  Schätze  gewonnen  wurden,  haben  seit  Jahren 
nur  wenig  mehr  geliefert.   Es  wird  sich  zeigen,  ob  die  im 
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Laufe  des  Jalires  1876  von  Calitornien  ans  pfebildeten  Gesell- 
schaf tea  zum  hydraulischen  Abbau  der  alten  Felder  die  GoM- 
prodoktioD  des  Landes  wieder  wesentlich  zu  heben  im  Stande 
sein  werden,  Sun^ldt  sehätci  die  Prodaktion  Chiles  an  EM- 
metallen  zn  Anüuig  nnseres  Jahrhunderts  anf  etwa  9,«  mf.  in 
Gold  nnd  nnr  1,b  mf.  Silber.  Anfang  der  70er  Jahre  war 
der  Ertrag  an  Silber  zehnmal  so  hoch  als  zu  liumboJdfs 
Zeilen,  während  die  Goldproduktion  auf  den  zehnten  oder 
zwölften  Theil  von  damals  surtickgegangen  sein  möchte. c  Die 
chilenische  Goldprodnktion  wird  also  damit  auf  höchstoas 
279  Kilo  geschatst 

Nnn  findet  sich  bei  Lwik  angegeben,  dass  in  dem  Jahr^ 
fünft  1871— 75  Chile  durchschnittlich  440  Kilo  Gold  gewonnen 
habe,  was  etwa  das  doppelte  der  Süss' sAigw  ^SciiatiLung  wäre. 
Und  der  Münzdirektor  in  Washington  giebt  pro  1889  die  Gold- 
produktion dieses  Landes  auf  2953  Kilo  an,  also  om  163  Kilo 
bereits  höher  als  an  EumboWn  Zeiten.  Die  neu  gegrOndetra 
Gesellschaften  waren  mithin  in  der  That  im  Stande,  die  Gold« 
ertrSgnisse  des  Landes  »wesentlich  an  heben c 

Für  jedermann,  der  f,'eijen  die  Zukunft  des  Goldes  weni<^er 
eiugenoiumen  ist,  ais  ^a^s ,  niuss  aus  dem  ausserordeutlicheu 
Reichtum  des  Schwemmlandes  der  Schluss  folgen,  dase  auch 
die  Gänge,  von  denen  die  Allanen  sich  gebildet  haben,  reiche 
MetallschUtBe  nmschliessen.  ünd  wenn  auch  seit  längerer  Zeit 
jene  blutigen  Kämpfe  vom  Lande  ferngehalten  wurden,  welche 
die  Blüte  so  vieler  anderer  «üdanierikanischer  Staaten  zerstört 
haben,  so  wissen  wir  doch  aus  den  EriaLrungen  Australiens, 
dass  zur  tüchtigen  Entwicklung  des  Quarztiefbaues  iunpital  und 
Intelligenz  in  solchem  Masse  gefordert  wird,  wie  sich  b«de 
in  Chile  nicht  finden.  Auch  die  Goldproduktion  dieses  Landes 
hat  deshalb  die  Zukunft  noch  vor  und  nicht  hinter  sich. 

»Neugranada  lieferte  zu  IlumholdVs  Zeiten  jährlich 
4714  Kilo  Gold  und  dieser  Forscher  scheint  grosse  Hi »ilhun^tii 
für  einen  Aufschwung  der  Goldproduktiou  gerade  dieoes  Landes 
geh^t  zu  haben.  Mau  gewann  damals  alles  Gold  aus  Wäschen 
am  Westabhange  der  mittleren  Oordillera.  BousmgaM  tit- 
wähnt  im  Jahre  1827  grosse  hydraulische  Vonrichtangen  vm 
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Waschen  des  Schwemmlaudes.  JEiar^^en  bespricht  ebenfalls  den 
Reichtum  des  goldf&hienden  Schwemnilaades  bei  Barbaooas 
im  Baden.   Niehtsdesteweniger  hat  sieh  seither  die  Goldge- 

winnoDg  mehr  und  mehr  der  Mitte  des  Landes  zugewendet. 
Das  Schwemmland  wurde  schon  von  den  Spaniern  stark  aus- 
gebeutet. Die  La  Kica  Mine  leidet  an  Wassermangel.  Andere 
Werke  hatten  bisher  mit  grossen  Verauslagen  zu  kämpfen. 
Die  englische  Frontino  und  Bolivia  Comp,  hofft  aswar  eine 
Jahresproduktion  von  £  80  000  kq  erreichen  nnd  anf  der  Za- 
nendo-Mine,  deren  Erze  4,«s  Gold  nnd  95,ft6  üncen  Silber  pro 
Tonne  enthültcn,  wurden  bereits  vollständige  Kudaktionswerke 
nach  Freyberger  Art  einperichtet.  Aber  trotz  alledem  beträgt 
die  heutige  Gesamtproduktion  Colombias  an  Gold  kaum  viel 
mehr  als  etwa  2  700  000  Doli.  Sie  ist  daher  geringer  als  an 
^lundoU^a  Zeiten.  Die  5tif5*sche  l^ariation  beafiglich  Colom- 
bias lantet  also :  %EmiMMy  Karetm  n.  a.  hegten  zwar  grosse 
Uoffiiungen  von  der  Zukunft  der  Goldprodnktion  dieses  Landes, 
lind  eine  Reibe  an  Ort  und  Stelle  befindlicher  Berg  werk. -»ge- 
sellsehaiteü  teilen  offenbar  diese  Erwartungen,  aber  all  das 
beruht  auf  Täuschung.  Das  Schwemmland  allein  kommt  für  die 
Goldprodnktion  wirklich  in  Betracht.  Das  ist  von  den  Spaniern 
bereits  tfichÜg  ansgebentet  worden.  Das  Goidertriignis  ist 
deshalb  heute  geringer  als  zu  HwnboläfB  Zeiten.  Und  die 
Zukunft  der  Goldgewinnung  ist  dahin.« 

Geigen  über  dieser  Beweisfiilirung  über  das  Erschöpftsein 
der  Goldlager  in  Neugranada  möchte  ich  aus  dem  jSü^^'schen 
Werke  auf  eine  andere  Stelle  verweisen,  wo  die  Silberlager  von 
Potosi  in  Betracht  kommen.  Die  ausgezeichneten  Forschungen 
Humbciä^B^  die  gerade  bezQglich  der  mutmasslichen  Silberpro* 
dnktion  Potosis  besonders  ansfQbrlieh  sind^),  gelangen  zu 
dem  Schluss,  dass  mit  der  Tiefe  der  Adel  der  Erze  wesentlich 
abgenommen  habe  und  desbalb  von  der  künftigen  Silberpro- 
duktion des  Landes  wenig  mehr  zu  halten  sei.  Wäre  dieses 
Urteil  gegen  die  Zukunft  des  Goldes  gerichtet  gewesen,  dann 


1)  A.  A.  Huihholdi,  Ensiii  politique  sur  Ja  Royaume  de  la  Nouv. 
£:>pugue,  PariB.  1811,  idme  II,  S.  611  £f. 
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könnte  man  dieselbe  bei  Süss  mindestens  ebenso  oft  wiederholt 
finden,  wie  jene  Ifön^'scbe  Schfitzang.  Aber  dieses  Urteil 
war  gegen  die  Znkunft  des  Silbers  gerichtet  und  Süss  sagt: 

»Eis  scheint  mir  nicht,  dass  hier  die  Vertaubung  gegen  die 
Tiefe  bereits  siciier  nacbfre wiesen  sei.«  Und  dann  folgt  eine 
längere,  auf  andere  Autoriititeii  gestützte  Ausführung,  weiche 
begründet,  dass  sich  Humboldt  namentlich  durch  Ausseracht- 
lassung  der  Unwissenheit  der  I^eute  in  seinem  Urteil  geint 
haben  könnte.  Bei  Benrteilung  der  Ooldlager  wird  niemali 
eine  gleich  kritische  Prfifiing  pessimistischer  Aussagen  tot- 
genommen. 

In  Wirklichkeit  liegen  auch  in  Neucrrauada  die  Verhält- 
nisse ganz  anders,  als  Süss  sie  darzustellen  beliebt.  Zu  Htm' 
öoldfs  Zeiten  war  das  Golderträgnis  4714  Kilo.  Im  Jahre  1876 
nach  Süss  4172  nnd  1889  etwa  4514  Kilo.  Sie  war  mithin 
1876  kaum  nennbar  sorOckgegangen  und  hat  sich  seitdem 
trotz  reyolntionSrer  Bewegungen  im  Lande  wieder  den  Himh 
holiWschtu  Zeiten  genähert.  Soctheer  ist  der  Meinung,  »dass 
allem  Auscheine  nach  die  Edelniet;illj^fewinyuiig  eher  eine 
Zunahme  als  eine  Verminderung  Terspricht,  sobald  nur  deren 
Betrieb  besser  geregelt  sein  wird.c  Dass  die  Engänge  des 
Landes  ausserordentlich  reich  sein  mflssen,  geht  aus  Süss' 
eigenen  Angaben  hervor,  wenn  er  sagt,  dass  das  in  der  Zancnds 
Mine  Terarbeitete  Erz  4,o5  Unsen  Gold  und  95,6»  Unzen  Silber 
enthält. 

Loch  berichtet  (1882),  dass  in  den  letzten  25  Jahren  auch 
die  Goldwäschereieu  der  Eingeborenen  fortwährend  zurückge- 
gangen seien.  Seit  eben  dieser  Zeit  habe  ein  unternehmender 
Golumhier  namens  Juan  Lopez  hegonneoi  in  den  alten  spani* 
sehen  Quarzgrnben  au  arbeiten  und  zwar  ganz  nach  der  altsa 
spanischen  Methode,  ohne  jede  moderne  technische  Verbesse- 
rung und  ohne  neue,  über  die  alten  spauischeu  Grabenfelder 
hinausreichende  Entdeckungen  zu  machen.  Lopez  habe  in 
wenigen  Jahren  ganz  enorme  Reichtümer  gewonnen,  die  freilieh 
Ton  ihm  und  seiner  Familie  fast  ebenso  rasch  wieder  rer- 
schwendet  worden  seien. 

Wir  finden  hier,  wie  fisst  im  ganzen  spanischen  Amerika, 
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noch  unschätsbare  lUichtflmer  an  Gold  in  der  Erde  einge- 
lagert, aber  eine  wir techaft lieh  nnbefähigte,  in- 
dolente BeTÖlkernng.  80  lanj;^  hier  nicht  Ton  aneeen 

und  zwar  mit  gauz  bedeutendeiü  Nachdruck,  refoiinatorisch 
und  gestaltend  in  die  Bergwerksverhältnisse  eingegriffen  wird, 
muss  die  Goldproduktion  stete  in  einein  auffallenden  MissTer- 
hältnie  stehen  zur  Grösse  der  noch  Torhandenen  Goldlager. 


Die  Goldfelder  SadaMkas '). 


Von  Qeorg  Heim. 


>Id  der  TransTaal-Republik  hat  man  fleither  aach  an  mdi- 

reren  Punkten  Gold  entdeckt.  Ich  bi  p:niigo  mich  damit,  an 
prwälmen,  dass  fachmännische  Untersuch uügen  an  iiU^-u  wich- 
tigeren Punkten  —  sowohl  bei  Maraba's  Stadt  und  Eerstelmg 
im  forden,  als  auch  etwas  südlicher  im  Gebiete  von  Ljden- 
borg  —  bisher  ein  der  Atubeutung  aiemlich  anganstijs^es  Re- 
sultat ergeben  haben.  Die  Menge  des  Torhandenen  Goldea  iit 
eben  eine  an  geringe.  In  frfiheren  geschtchÜicben  Zeiten 
sollen  diese  Ländergebiete  zwar  grosse  Mengen  von  Edelme- 
tallen geliefert  liabeu,  aber  jetzt  dürfte  die  Goldprodukiiou 
von  ganz  Afrika  kaum  höher  als  auf  6  mf.  zu  veranschlageii 
sein.«  —  So  etwa  lasRt  sich  das  Urteil  Ton  Süss  über  die 
Bfidafrikaniachen  Goldfelder  znsammenfEtfaen.  Die  Goldprodok- 
tion  hat  eich  in  Wirklichkeit  in  gana  anderer  Weise  entwickelt 
Im  Jahre  1871  wnrde  »am  ersten  Male  sQdafirikanisches 

1)  Aus  der  benulzteu  Litteiii tui  fuhren  ^vir  an;  Ad.  Soetbeer,  An- 
deutaogeu  in  Be7n^  auf  diu  vermohrtc  (ioldiirodnktion  etc.  Hamburg 
1852.  F.  P,  Mathtrs ,  Gold  Öouth  Afnca ,  London  1888.  F.  Zcppe, 
Transvaal  Aluiunac,  Cttpe  town  1889.  E.  GlanviVe.  The  South  African 
Goldfields,  London  188S.  F.  S.  Auhert^  La  Ilöpubliiiüe  Sud-Africaine»: 
Paris  1889.  H.  Dupont,  Lee  Minca  d'or  de  l'Afrique  du  Sud,  Taris  1890. 
J3.  Knochenhauer,  Die  Goldfelder  in  Transvaal,  Berlin  18^0.  Fetcrmatm't 
Mitieilungen,  Beiträge  zur  Landeskunde  von  Südafrika,  Bericht  U  TOB 
Dr.  Otto  Kenten,  ferner  von  den  eimchlägigea  FacbzeitaehriftMi :  Soalh 
Afrioa,  L*AiHqae  Miniere,  La  Fortnne,  Das  Qoldland,  Ekjonomiiti  Finaa- 
cial  New%  The  Mining  Jonmal,  Staats-Conrant,  Star,  Uining  Argoi, 
Volktrsad. 
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Gold  im  Werte  von  £  413  exportiert,  wobei  eine  Unze  Gold 
ni  70  8.  gerechnet  ist.  1874  worden  die  Tausender  erreicht. 
Bis  snm  Jahre  1888  einechliesalich  betrigt  die  Gesamtgold- 
ausfuhr  £  1  783  762.    Aber  schon  im  folgenden  Jahre  stieg 

der  Goldexport  auf  1  441  771.  In  der  ersten  iliilfte  des 
Jahres  1890  betrug  diese  Äusi'uiir  j£  823  51 T»  und  erreichte 
im  Laufe  des  Jahres  die  Höhe  von  nahezu  2  000  ODO.  Das 
im  Jahre  1890  aber  Eapland  nnd  Natal  verschiffte  Gold  hatte 
einen  Wert  von  50  Millionen  Franken  oder  etwa  das  Zehn* 
&che  der  Schätzung,  welche  i$iiS9  ganz  Afrika  zugedacht  hatte. 

Mehr  auf  die  einzelnen  grossen  Goldfelder  fibergehend, 
berichtet  mau  für  Witwabersrand  die  Goldausbeute  aof 

Un7^n  im  Jahre 

34  897  1887 
230  917  1888 
279  733  1889 
494  801  1890 
Diese  Produktion  verteilt  sich  auf  ungefähr  67  Gesell- 
schaften, wovon  jedoch  nur  48  fortwährend  im  Betrieb  bleiben. 
Und  nur  zwei  Gesellschaften  haben  auf  Schwemmland  gear- 
beitet mit  einem  bisherigen  (1.  Januar  1891 !)  Gesamterträgnis 
▼on  ca«  4120  Unzen.  Das  AUuvialgold  macht  also  hier  nicht 
einmal  den  dreihundertsten  Teil  der  Qesamtprodoktion  ans. 

Im  Jahre  1890  wurden  in  Transvaal  001 000  Unzen  Oold 
gewonnen,  welche  tich  in  folgender  Weise  verteilen: 


Dintrikt 

Unzen  Gold 

liaudgebiet 

500000 

De  Eaap 

30  000 

Lydenbnrg 

17  000 

Klerksdorp 

24000 

Swazieland 

18000 

Zoutpansberg 

4  000 

üebrige  Gebiete 

8  000 

Klerksdorp  und  Swazieland  produzieren  z.  Z.  kein  Schwemm- 
gold,  obwohl  namentlich  in  letzterem  Gebiete  sich  ausgedehntere 
AUnvialfelder  finden.  Im  De  Kaap  ist  uns  nicht  eine  einzige 
Gesellschaft  bekannt,  welche  die  Allnvien  ansbeutete.  Und 
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ebenso  im  Lydenburger  Distrikt.  Im  günstigsten  Falle  kommen 
von  deü  60u  UOO  Unzen  der  Jahresproduktion  für  18^0  lOOoO 
Unzen  in  Abzug,  welche  nicht  durch  Abbau  Ton  (4uarznü& 
gewonnen  worden.  Ebenso  ist  die  Thateeche  zo  TendchneD, 
dass  TO»  etwa  800  GeeeUachaften,  welche  som  Zweck»  der 
Goldgewinnung  in  den  letsien  ?ier  Jabren  gegrflndet  worden, 
keine  10  das  Schwemmland  als  ihr  Arbeitefeld  augegeben  haben.  | 

Die  Ausdehnung  der  Goldfelder  Südafrikas  ist  keineswegs 
abgeschlossen.  Fast  jedes  Jahr  hat  in  letzter  Zeit  neue  Ent- 
deckungen gebracht.  Soweit  aber  unsere  beutigen  Kenntnisse 
reichen,  handelt  ee  eich  um  das  Gebiet  Tom  30^  bis  15* 
8.  B.  nnd  vom  26  ^  bis  warn  32  *  L.  (w,  G.).  Anf  dieeem 
LSndergebiet  f  das  an  Ünilang  Dentschland  mehr  als  zweimal 
übertrifft,  wird  Gold  seltener  im  Schwemmland,  sondoru  /uiue;::: 
in  Qnarzriffs  gefunden.  Die  südlichst  ^elejrenen  Goldfelder 
Yon  Natal  haben  bis  jetzt  noch  keiue  uenueuswerteu  Erträge 
aufzuweisen  und  dürften  auch  für  längere  Zeit  noch  unbeachtet 
bleiben.  Nördlich  ?om  Vaal  finden  wir,  parallel  mit  diesem 
Flosse  lanfend,  die  Goldfelder  Yon  Witwatenrand,  an  der  Wassel^ 
scheide  Ton  TninsTaal  die  Goldfelder  von  Malmani,  an  der  Ost- 
grenze die  De  Kaaj)-Felder  mit  dem  angreuzenden  Minengebiet 
von  »Swazieland.  Von  De  Kaap  nördlich  liegt  der  Mineiidistrikt 
von Ljdenburg,  dem  sich  Marabastadt,  Zoutpausberg  und  Mur- 
chison  Range  anreihen.  Jenseits  des  Limpopo  liegen  die  jüngst 
in  Angriff  genommenen  Goldfelder  Ton  Matebeieland  und  Mss-  | 
honoland.  Für  die  eingehendere  Betrachtong  wollen  wir  diese 
▼erschiedenen  Gebiete  im  besondereu  behandeln. 

I  Das  Randgebiet 

Die  monatliche  Goldausbeute  ist  Yon  11 000  Unzen  im 
Januar  1888  anf  53000  Unzen  im  Januar  1891  gestiegen. 
Aber  es  onterliegt  hanm  einem  Zweifel,  dass  die  Prodoktioo 
noch  das  4  bis  5  fache  Qnantnm  erreichen  kann.  Die  Geaamt* 

zahl  aller  Aktiengesellschaften  ist  207,  wovon  jedoch  nur  48 
oline  Unterbrechung  arbeiten.  Der  monatliche  Zuwachs  beträgt 
durchschnittlich  2  bis  3  Gesellschaiteu.  Die  Arheitseinstelluag 
war  freilich  in  den  letzten  drei  Semestern  keine  weniger  geringe, 
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welche  flUle  teils  auf  Mangel  an  Betriebskapital,  teils  anf 
Znnahme  der  Froduktionskosten,  teils  auf  schlechte  Verwal- 
tQDg  Eortlckziiftlhren  sind.   Diese  207  Gesellschaften  hesitien 

sin  Minengebiet  von  2600  ha,  die  gesamte  als  Goldland  gesetz- 
lich reservierte  Flache  umfasst  70  000  ha,  wovon  z.  Z.  höch- 
stens 7000  ha  bergmännisch  abgebaut  werden. 

Die  wichtigste  Ursache  dieser  langsameren  £atwicklung 
li^t  in  den  Produktionskosten,  wekhe  infolge  mangelhafter 
VerkehrsTerhaltnisse  auf  einer  ansserordentlichen  H5he  sich 
bewegen.  Die  bedeutenden  Lebenskosten,  Transportkosten  und 
nngenügende  Arbeitskräfte  bedingen  ,  dass  im  Randgebiet 
eine  Gesellschaft  schon  äusserst  sparsnin  ^^eleitet  werden  muas, 
wenn  bei  10  dwt.  Goldgehalt  per  Touiie  die  Produktionskosten 
gedeckt  werden  sollen.  In  Amerika  dagegen  verzinst  z.  B. 
die  Piamas  Enreka  Oy.  bei  5  dwl  Darchsohnittsertrag  per 
Tonne  das  Aktienkapital  dnrchschniitlich  mit  6  bis  10  Vo> 

Im  grossen  Dnrehsebnitt  belanfen  sieh  die  Prodoktions» 
kosten  im  Handgebiet  htule  auf  36  Mk.  pro  Tonne.  Vor  nur 
einem  Jahre  waren  noch  48  bis  60  Mk.  pro  Tonne  ganz  all- 
taglicb.  Der  durchschnittliche  Goldgehalt  des  Quartes  auf  den 
▼erschiedenen  Minen  schwankt  zwischen  9  dwt*  and  3  Unzen 
pro  Tonne.  Ffir  das  Jahr  1890  ISsst  sidi  Ton  den  grosseren 
Gesellschaften  hierza  noch  die  nachfolgende  Zosammenstellung 
geben : 

MVA  Goldgehalt  Produktioni- 

GSNlIachaften  r^^^^^  ^^^^^^  r^^^^^ 


Crown- üeef 

14 

dwt 

49 

Mk. 

23,0» 

Mk. 

Durban-Bodepoort 

19,T5 

69,so 

40,00 

Jnbilee 

28,01 

80,80 

34,80 

Jumpers 

7,87 

25,80 

> 

22,80 

Langlaagte  Estate 

17,69 

61,go 

* 

86,00 

May 

12,00 

» 

42,00 

4G,7o 

Meyer  and  Charlton 

29,67 

» 

107,50 

» 

28,eo 

Robinson 

äO,t0 

> 

105,80 

44,00 

Simmer  and  Jack 

10,01 

35,00 

9 

21,40 

» 

Nigel 

42,04 

» 

149,00 

» 

52,00 

» 

Batt«ry  Beef 

9,flo 

8d,eo 

» 

86,00 

» 
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Also  selbst  eine  Gesellschaft  wie  die  May  mit  12  dwt 
Gold  pro  Tonne  arbeitet  mit  Verlust.  Fast  drei  Viertel  der 
Qoldländer  im  Bandgebiete  mfiflsen  deshalb  zur  Zeit  brach 
liegen.  Die  mangeLhaften  YerkebmerbaltouBe  haben  die 
Pk-odnkUonskoeten  zn  sehr  geeteigeri  Doch  schon  nShern  sieh 
die  Eisenbabneu  von  drei  Seiten  Johannisburg,  der  Haupt- 
stadt des  Randtjebietes.  Und  von  dem  Tago  an ,  wo  der 
letzte  Oehseakarreu  ausser  Dienst  kommt,  wird  em  gros»- 
artiger  Au£schwnng  der  GoldmiueDindustrie  Transvaals  datieren. 
Hente  lasten  diese  Kosten  des  Landtransports  noch  sehr  schwer 
auf  der  Entwicklung  des  Gangbaues.  So  hat  die  Sheb»  G.  M.  C 
z.  B.  noch  im  Jahre  1890  fttr  den  Transport  ihres  neuen  Poch* 
Werkes  nicht  weniger  als  £  12,000  oder  240,000  Mk.  vemuÄ- 
gaben  müssen. 

Dass  Gründungsschwindel  und  Börsen manoTer  der  In- 
dustrie besonders  in  ihrer  ersten  Entwicklungsperiode  grossen 
Schaden  zufOgen^  dass  durch  Raubbau  oft  gute  Minen  filr 
lange  Zeit  hinaus  ruiniert  wurden,  dass  »Veiter  Handschuh* 
macher«  allerorts  Tom  t  Onkel  Direbtorc  zum  Mineningenieor 
emaiuU  wurde  und  als  solcher  oft  unverbesserlichen  Schadeo 
anstiftete,  das  alles  sind  IJebelstände ,  die,  auch  in  Südafrika 
keineswegs  ausgeblieben  sind.  So  hat  erst  in  jüngster  Zeit 
die  City  and  Suburban  Gold  Mining  Company  trotz  ihres 
reichen  Grubenfeldes  erklaren  mOssenf  dass  der  hisherigo  tech- 
nische Leiter  des  Unternehmens  durch  gewissenlosen  Raubban 
die  Gesellschaft  schwer  geschädigt  habe.  Die  »eyesc  der  Mine 
wurden  möglichst  rasch  ausgestochen  und  so  iunerbalb  13  Mo- 
naten S  41,500  an  Dividenden  verteilt.  Nachher  liatte  die 
Gesellschaft  ein  ganzes  Jahr  zu  arbeiten,  bevor  sie  wieder  einen 
guten  Durchschnittsertrag  erzielte^ 

Eine  grosse  Sohwaohe  dieser  Stidafrikanisehen  Grttndnngen 
liegt  auch  in  dem  ganz  übermässigen  iWSssem«  des  Aktien- 
kapitals. So  hat  die  Kandfoudtein  Gold  and  Estate  ein  No- 
minalkapital von  4ü  Millionen  Mark,  die  Uobinson  Cj.  ein 
solches  von  55  Millionen  Mnrk ,  die  Harmony  Goldüelds  ein 
solches  Tou  20  Millionen  Mark.  Wäre  nur  die  Hälfte  oder 
auch  nur  ein  Drittel  davon  als  Betriebskapital  in  Verwen- 
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doog,  so  wäre  die  Zukunft  des  Unternehmens  gesichert.  Statt 
dessen  ist  es  ganz  allgemein  Qblicb,  dass  der  weitaus  grössere 

Theil  des  Aktienkapit«ils  in  die  Ta.^clieu  der  (.iriiiiilcr  wandert. 
Das  eutgegeugeisetzte  V^erfahreu  ,  eiu  zu  geringes  Aktieuka- 
pitai  auf  den  Markt  zu  briugeu,  iu  das  zumeist  die  guten 
Lokalgriündiingen  verfallen,  rauss  freilich  oft  noch  rascher  den 
Mangel  an  Betriebskapital  bemerkbar  machen.  Und  die  na^ 
tdrlicbe  Folge  davon  ist  die  Notwendigkeit,  entweder  Emission 
neuer  Aktien  oder  durch  Fusion  mit  anderen  Gesellschaiteu 
weitere  Ka|)italien  Üüssig  zu  machen.  Man  veri^isst  oflFeubar 
viel  zu  häufig,  dass  für  deu  Gaiigbau  ein  Betriebskapital  von 
£.  10  000  bis  15  000  ganz  unzureichend  ist  Die  Folge  muss 
sein,  dass  die  Gesellschaft  alsbald  in  finanaielle  N$ten  kommt. 
Ihr  guter  Bnf  leidet  darunter.  Das  Publikum  wird  misstranisch 
und  die  Erisis  tritt  ein.  Ist  dann  nicht  eine  mächtige  Gruppe 
vorhanden,  die  sich  für  die  Gesellschaft  interessiert,  so  wird 
es  ihr  UDUiöglich  werden,  neues  Kapital  -m  bekommen.  Dann 
ist  meistens  alles  verloren,  und  die  Tausende,  welche  bereits 
für  Erschliessung  der  Mine  ausgegeben  wurden,  sind  zwecklos 
Tergeudet.  Der  Fehler  im  Gründnngsplane  tragt  Schuld  daran, 
dass  eine  Mine,  die  wohl  in  der  Lage,  Gewinn  zu  bringen, 
TerOdet  und  brach  daliegt.  Und  wir  hatten  deshalb  im  Rand- 
gebiete wiederholt  den  Füll,  dass  das,  was  einer  solchen  von 
der  GrüudunjT  an  kranken  Gesellschaft  nicht  gelingen  wollte, 
nämlich  die  Mine  lohnend  abzubauen,  einer  Kechtsnachfolgeriu 
sehr  wohl  geglückt  ist. 

IL  Die  De  £aap-Feldar. 

Das  im  De  Kaap  als  Goldfeld  proklamierte  Land  umfasst 
eine  Fläche  von  ül)er  800  000  ha.  Auch  hier  hat  eine,  mit 
allen  möglichen  Uebelu  behaftete  Misswirtschaft  dazu  geführt, 
dass  die  Goldausbeute  iu  gar  keinem  Verhältnis  zu  dem  Beich- 
tnm  der  Goldlager  steht.  Hören  wir,  was  iCnocAtinAatier,  der 
sich  als  Fachmann  hier  längere  Zeit  aushalten  hat,  darüber 
äussert. 

»Thatsache  bleibt,  dass  seit  den  ersten  Tagen  Barbertons 
niemals  ein  Bergingenieur  die  Leitung  des  Betriebes  gehabt 
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hat.  Mosten  hie  uii'l  'la  auch  eiuiiial  erfahrene  Praktiker  ge- 
wirtschaileL  babeii,  im  ganzen  kann  man  trotzdem  sap^en,  dass 
niemals  der  richtige  Manu  am  richtigen  Fleck  gestanden  haL 
Es  ]0t  fast  noglaablicb,  was  die  Herren  Managing-Diredor^ 
die  mehr  fttr  ihren  Titel  ala  fQr  ihre  Arbeit  ein  sehr  faohei 
Gehalt  beraehen,  Unsinniges  geleistet  haben.  Nirgends  sonst 
kann  ein  Fachmann  besser  lernen  ,  wie  etwas  nicht  gemacht 
werden  soll,  als  in  den  Goldfeldern  Transvaals  und  vor  allem 
in  den  De  Kaap- Feldern. c  Matrosen  und  Zimmerleute  fun- 
gierten als  Mineuleiter.  Grosse  GeseUschaftskapitalien  wurden 
in  kfirsester  Zeit  an£i  unsinnigste  verschwendet  Man  stellte 
Pochwerke  auf  an  Plätseen,  wo  kein  Wasser  war^  der  ICneo- 
ingeuienr  der  Sheba  Valley  Mine  baute  eine  8  km  lange  Eisen* 
bahn  ,  um  die  Grube  mit  dem  Pochwerk  zu  verbinden.  Die 
Brücke,  welche  dabei  )iot wendig  war,  erstand,  um  vier  Monate 
später  wieder  einzustürzen. 

Dabei  kommen  noch  als  weitere  Uebelstande:  zu  grosse 
Grfinderanteüe,  Mangel  an  Betriebskapital,  enorme  Produktions- 
kosten und  insbesondere  zwergwirtschaltliche  Betriebeeinricb- 
tung.  Es  ist  gewiss  unbedingt  richtig ,  dass  der  Mangel  sa 
zuiüicheuden  Verkehrsverhältniseen  die  Proiluldi(»n  ganz  un- 
gemein verteuert.  Aber  selbst  wenn  du  seia  Mangel  einmal 
abgeholfen  sein  wird,  wird  damit  der  Grundsatz  uicht  ange- 
geben, dass  die  Kosten  des  Betriebs  mit  der  Grösse  desselben 
abnehmen.  De  Kaap  wie  Witwatersrand  haben  viel  an  klmne 
Gesellschaften.  Auf  einem  Grabenfeld  von  5  bis  10  olaims  ^ 
ist  ein  Pochwerk  mit  5  bis  10  Stempel  aufgestellt.  Jede  dieser 
Zwerggesellschaften  hat  ihren  grossen  Verwaltungsapparafc,  eine 
jede  muss  einen  Miuenleiter  mit  S  2000  bis  £  (3000  p.  a.  be- 
zahlen, eine  jede  braucht  ihr  eigenes  Wasserrecht  und  ist  — 
wie  das  so  oft  der  Fall  —  wegen  desselbai  mit  ihrer  Naehr 
barin  im  Prozess.  Solche  Zustande,  die  allem  kaufmanniachcD 
GefQhle  widersprechen,  finden  denn  auch  leicht  ihren  bestimmtes 
ziffermässigeu  Ausdruck.    Es  ist 


1)1  Claim  gleich  einem  Viereck  von  150  Fuss  Breite  uad  40üFui6  L&oge. 
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Der  Prodiiktionsp 
pro  Tonne: 

City  and  Snbtirban 

20 

34,60  Mk. 

GrosTis 

10 

Crown  Keef 

70 

23,09  > 

Ua  Preez 

20 

o7,oo  > 

Dorban-Bodepoori 

25 

40,00  » 

ueloenhau  Main  Reef 

10 

36,15  » 

Johannesbiug  Pioneer 

20 

35,4  0  > 

Jumpers 

100 

22,80  > 

May 

20 

46,70  » 

Meyer  and  Charlton 

30 

28,60  » 

Robinson 

40 

44,00  » 

Simmer  and  Jack 

100 

21,00  » 

Nigel 

15 

52,00  » 

Diejenigen  Gesellscliafteu ,  welche  am  billigsten  arbeiten, 
sind  zugleich  diejenigen,  welche  die  grössere  Zahl  von  Stampfern 
im  Betrieb  haben.  Aus  diesem  Grunde  erweitern  in  neuerer 
Zeit  alle  jene  Gesellschatlen,  die  zugleich  Uber  ein  enteprechend 
groesee  Grabenfeld  verf&gen,  ihren  Betrieb.  So  werden  ron 
Dmrban-Bodepoort,  May,  Robinaon  nnd  Langlaagte  in  nächster 
Zeit  die  doppelte  Zahl  von  stamps  au  igt  stellt.  Und  sobald  eine 
Gesellschaft  ihr  Pochwerk  vergrÖssert,  darf  man  fast  mit  Sicher- 
heit darauf  sch  Hessen ,  dass  die  Produktionskosten  um  5  bis 
8  Mark  p.  t.  zurückgehen. 

Bei  grösseren  Geselischaften  wfirden  aach  namentlich  anf 
dem  kostspieligsten  Punkte,  den  Tieforbeiten,  bedeutende  Er- 
sparnisse eintreten.  Statt  dessen  wird  heute,  dicht  neben 
einander,  ein  Schacht  nach  dem  andern  abgeteuft.  Wesentlich 
auch  dadurch  ist  das  Aufblühen  des  De  Kaap-Gebictes  unter- 
drückt worden.  In  diesem  Minendistrikte  hatte  bis  Ende  1889 
nicht  eine  einzige  Gesellschaft  mehr  als  20  Pochstempel  iu  Ver* 
wendong,  ünd  erst  seitdem  hat  man  yereinzelt  den  Weg  zum 
Bessern  nnd  durch  glanzende  Resultate  allgemeine  Nachfolge 
erweckt. 

III.  Das  Swazieland. 

Dieser  Negerstaat  gehört  geographisch  eigentlich  zum  De 
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Kaap.  Durch  die  Erfolf^e  einzelner  ilmeu  ist  erst  in  letzter 
Zeit  wieder  die  Aufmerksamkeit  auf  dieses  last  noch  gar  nicht 
durchforschte  Minengebiet  gelenkt  worden.  Das  gauza  Laad 
hat  man  in  40  MiuenkonzessioneD  aufgeteilt,  deren  Tenchie- 
dene  Wertigkeit  sich  jedoch  heute  noch  nicht  beurteilen  liasL 
Nur  80  viel  ist  gewiss,  dass  Gold  an  verschiedenen  Stellen  d« 
Landes  im  Quarz  und  im  Schwemmlande  gefunden  wird.  Die 
monatliche  Ausheute  schwankte  in  der  letzten  Zeit  zwischen 
1500  und  3000  Unzen.  Bis  jetzt  sind  ungefähr  90  Pocbstempti 
th'atig  und  weitere  60  werden  neu  aufgestellt.  Als  Gesell- 
schaften, welche  bereits  goldhaltige  Riffs  entdeckt  haben  und 
bearbeiten,  werden  genannt: 


GrtMS  der  kouetnoDierten 

Kapitd 

Fliehe,  □  Heilen 

S 

Fnrbers  Reef  G.  M.  C. 

81  Vs 

400  OOO 

Pi^g's  Peak  Estate 

62  Vt 

250  Oo'  i 

Wyldsdale  Gold  Exploration 

37 

250 

Southern  Forbes  Reef 

23  Vt 

250000 

Toweli  Estate 

200 

250000 

ümbeloosi  Exploration 

400 

225000 

Swazieland  Gold  Estates 

40 

2u0  uuO 

Swazieland  Gold  jProäpectiog 

50 

200  000 

Havelock  Concession 

40 

200  000 

Swazieland  Gold  Exploration 

156 

150  000 

Henderson  and  Forbes 

34 

150  000 

Boro  Concession 

400 

100000 

Aeton*8  Concession 

170 

B6000 

Der  durchnittliche  Goldgehalt  ist  4  Unzen  per  Tonne  uui 
in  einzelnen  iäiieu  hat  man  sogar  höhere  Durchscbnittserträge 
erzielt.  Im  Monat  Desember  1890  war  die  Gesamtproduktioa 
auf  3000  Unzen  gestiegen.  Da  mehrere  Gesellschaften  in  Baide 
ihre  Arbeiten  beginnen  werden,  ist  eine  weitere  Steigernng 
des  Ertrags  ssu  erwarten. 

Das  Gold»  welches  in  den  leisten  drei  Jahren  gewonnen 
wurde,  kommt  aus  den  Quaizgiin^eu.  Früher  war  die  Gold- 
ausbeute eine  minimale  und  zum  Teil  aus  dem  Schwemmiande 
stammend.  Besonders  im  Osten  finden  sich  sehr  ausgedehnte 
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Alluvialfelder,  die  jedoch  noch  unberührt  geblieben  sind.  Die 
Wyldsdale  Concession  hat  ausser  Quarzriffs  ein  Schwemmland- 
gebiet, das  einen  Flachenraiim  von  6  Quadratmeilen  deckt. 
Der  Minen-Ingenieur  FowUmge^  welcher  längere  Zeit  in  diesem 
Gebiete  geweilt  hat,  berichtet,  dass  er  mit  nur  6  Kaffern  in 
einer  Woche  36 Va  Unzen  (Tokl  gefunden  habe,  darunter  zwei 
nuggetü  von  6V4  und  5V4  Unzen  Gewicht.  Nach  seiner  Schätzung 
umfasst  dieses  Alluvialgebiet  einen  Flächen ruuni  von  6  eng- 
lischen Quadratmeilen  (10  Quadrat-Kilometer),  bei  einer  Er- 
giebigkeit, welche  nach  seinen  Proben  jener  der  kalifornischen 
Felder  um  das  Sechsfache  tiberlegen  sei.  Fimrkmge  fSgt  noch 
hinzu,  dass  es  ihn  nicht  wundern  würde,  wenn  seine  Flächen- 
schätzung  um  das  Zehnfache  sich  zu  klein  erweise. 

Wenn  Swazieland  heute  noch  nicht  50  bis  ÜÜ  000  Unzen 
Gold  monatlich  produziert,  wie  das  Randgebiet,  so  sind  daran 
die  Verhältnisse  schuld.  Das  Land  wäre  reich  genug,  um 
solche  Erträgnisse  zu  liefern.  Einmal  fehlt  es  an  Arbeits^ 
kii^ten,  die  Tom  Randgebiet  absorbiert  werden.  Dann  fehlt 
es  an  Kapital  und  die  vorhandenen  Gesellschaften  haben  zu 
geringe  Mittel,  um  die  ihnen  verlieheneu  riesigen  LiinderÜächen 
zu  durchforschen.  Und  schliesslich  mangeln  geordnete  Ver- 
kehrsrerhältnisse.  Die  Delagoabai-Bahn,  deren  Fertigstellong 
sich  schon  seit  Jahren  verzögert,  wird  in  dieser  Hinsicht  we- 
sentlich zur  Besserung  beitegen  können. 

IV.  Die  Goldfelder  von  Lydenburg. 

Ihr  Umfang  ist  nicht  viel  geringer,  als  der  des  De  Kaap- 
Gebietes,  ihre  Vergangenheit  noch  trostloser.  Die  erste  Völker- 
wanderung von  fremden,  meist  australischen  und  nordameri- 
kanischen Goldsuchern  nahm  ihrm  Weg  nach  Lydenburg.  Das 
war  im  Jahre  1874.  Die  Ernte  auf  dem  Schwemmlande  war 
jedoch  nicht  sehr  gross  und  l)ald  erschöpft,  wenigstens  in  der 
Gegend  von  Pilgrims  Rest,  wo  damals  die  ganze  Bevölkerungs- 
menge zusammeiigeflutet  war.  Das  AuMnden  vieler  goldhal- 
tiger Quarzriffs  rief  im  Jahre  1875  eine  grössere  Anzahl  von 
Aktiengesellschaften  ins  Leben,  meist  schwindelhafte  Grün- 
dungen mit  Biesenkapitalien  und  enorm  grossen  GrOnderan- 
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teilen.   Der  ToUige  Mangel  an  ÜBchmännischer  Leitong  sowie 

der  trostlose  Zustand  der  Verkehrswege  bewirkten  ,  dass  von 
der  ersten  Stunde  an  die  ernste  Arbeit  ganz  \ eruacbliksÄigt 
wurde.  Die  Feindseligkeit  der  emiieimiscbeu  Kaffern stamme, 
g^en  die  im  Jahre  1877  die  Buren  gemeinsam  mit  den  Eng* 
ländern  zu  Felde  zogen,  bescblennigten  den  Untei^gang  der 
gemachten  Grfindangen.  Ehe  noch  Resultate  va  Teneiehnen 
waren,  yerschwanden  sie  wieder  —  als  AuswQchae  des  reinsten 
13örsenschwiudels. 

Gauz  ungerechtfertigter  Weise  kam  dadurch  der  Distrikt 
Lydenburg  in  Verruf.  Man  ging  so  weit,  in  England  das 
Vorhandensein  dieser  Goldfelder  überhaupt  za  bezweifeln.  Nenn 
Jahre  vergingen,  bis  ihr  Name  wieder  genannt  wurde.  Die 
reichen  Entdeckungen  in  Witwatersrand  lenkten  nenerdings 
wieder  die  Aul'inerkssmkeit  auf  dieses  Gebiet.  putstanden 
emij^e  neue  Gesell.^chaften.  Andere  wurden  orgauiöieri.  Und 
für  die  letzten  zwei  Jahre  verzeichnen  wir 

GeselUchaften :  ^««hschnittL  Aiubevta 

per  Monat 

Morgenzon  2—300  Unzen 

Nooitgedaeht  Estote  4—800  » 
Transvaal  Gold  1500  » 

Graskop  Mill  3—500  » 

Lisbon-Berljn  mit  Unterbrechung 

Barrett  150—200  Unzen 

In  den  letzten  vier  Jahren,  seit  dem  Wiedererstehen  der 
Minenindustrie  hat  Lydenburg  folgende  Goldausbeute  ausnaho»- 
los  aus  Quarzi^geu  erzielt: 

1887  8000  Unzen 

1888  9UUU  » 

1889  11000  » 

1890  17  000  > 

Süss  sagt  speziell  von  diesem  Distrikt:  »Die  Menge  des 
vorhandenen  Goldes  ist  eben  eine  zu  geringe! c  —  Er  hat  den 
Znsaniiuenbruch  der  ersten  GrihuUiugeu  al>  in  dieser  Richtung? 
endgültig  beweisführeud  betrachtet  und  sich  sonst  um  diö  wirk- 
lichen Yeriialtnisse  gar  nichts  gekümmert    Deshalb  hat  denn 
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aaeh  die  Eutwickiang  einen  ganz  anderen  Weg  eingeschlagen, 
als  Sü88  vorher  2a  sagen  geneigt  war. 

Die  Lage  des  Lydenhnrger  Distrtirtes  ist  noch  ungQustiger 

wie  die  des  De  Kaap.  Es  fehlte  lauge  Zeit  an  richtig  ange- 
legten Strassen.  Und  heute  noch  können  die  Ochseuwagen 
nur  mühselig  sich  durch  das  gebirgige  Xerraia  hindurch  winden. 
Zar  Regenzeit  sind  alle  Wege  hodealos  nnd  unpassierbar.  Trots- 
dem  steigt  die  Produktion  fortwahrend  nnd  einige  Gesell- 
schallen  haben  schSne  Resultate  ersielt.  Die  Transvaal  Gold- 
Comp.  erhält  aus  ihrem  Quaiz  IV*  bis  2  Va  Unzen  per  Tonne. 
Es  ist  datiins  ersichtlich,  wie  wenig  es  gerechtfertigt  ist,  aus 
einem  anfänglichen  Mifiserfoig  des  Goldbergbaues  auf  die  Armut 
der  Goldlager  xa  schliessen. 

V.  Andere  Qolddistrikte  in  Transvaal. 

In  einem  Lande,  das  nahezu  Deutschlands  Grösse  hat,  nur 
eine  kurze  Meeresküste  besitzt  nnd  in  dessen  Stiden,  Norden, 
We&tei],  Osten  und  Mitte  mau  Gold  hndet,  wird  der  Grangbau 
erst  dann  einen  gewaltigen  Aufschwung  nehmen,  wenn  das 
Binnenland  durch  Sehienenwege  mit  dem  Meere  Terbnnden  ist. 
Zur  Zeit  steht  Witwatersland  an  der  Spitze  der  goldproduzie^ 
renden  Distrikte  Sfldalrikas  nnd  seine  Lage  garantiert  ihm 
heute  noch  den  grössteu  ZuÜuss  von  Arbeilskiäften.  Ob  ihm 
aber  das  Primat  nicht  durch  andere  (»olddistrikte  bald  streitig 
gemacht  wird?  Unwahrscheinlich  \v;iie  das  nicht.  In  den 
letzten  zwei  Jahren  hat  man  im  Norden  der  Republik  die 
jflngste  Goldsone  in  den  Feldern  der  Mnrchison  Range  ent- 
deckt, welche  westlich  yon  Zontpansberg  liegen  und  Ton  Osten 
nach  Westen  dem  Flusse  Silati  parallel  lauten.  Im  Westen 
der  Republik  sind  die  Goldfelder  vun  Kerksilurf,  eigentlich 
eine  Jb'ortsetzung  des  Randgebietes,  jedoch  mit  eigener  Ver- 
waltung. Die  Zahl  der  prodnsderenden  Gesellschaften  ist  hier 
im  vergangenen  Jahre  von  3  auf  7  gesti^pen.  Der  dnrch- 
flchnittliehe  Goldgehalt  per  Tonne  variiert  von  Vs  bis  1  Unro 
pro  Tonne.  Kleinere  Golddistrikte,  wie  der  von  Malmani  im 
Westen,  der  von  VV^aterberg  im  Nordwesten  sind  noch  zu  neu, 
um  bleute  bereits  ein  begründetes  Urteil  über  ihren  Reichtum 


Digitized  by  Google 


596 


Geofg  Heim: 


zu  ermöglichen.  Nur  soviel  isi  gewiss,  dass  man  um  Maimani 
sablreiche  goldhaltige  Quarzriffs  entdeckt  hat,  während  in  Waier- 
berg  hanptaSehlich  Schwemmländer  am  Pongola,  Palata  ond 
Njl,  deo  drei  NebenfltUnen  des  Limpopo,  sbh  finden.  Tn  neuester 
Zeit  wurden  die  Goldfelder  yon  Matabf^leland  und  Maebona- 
land  von  einer  Expedition  der  British  South  Africa  Company 
durcliforscht ,  welclie  überaus  reiche  Goldlager  sowohl  auf 
Scliwemmland  wie  im  Quarz  gefunden  haben  soll.  Die^^e  Ge- 
sellschaft soll  darauf  hin  im  Dezember  v.  J.  die  Aufstellung 
der  gewaltigen  Zahl  yon  3000  Pochstempeln  beschlossen  haben. 
Ihrem  Einfloss  sind  diese  Lander  ganz  nnterstelU  und  die  Seele 
der  Unternehmung,  der  jetzige  Premierminister  der  Eapkolonie 
und  Schöpfer  der  grossen  Diamantmiuen-Monopolgescllsehatt 
De  Beer's  Cecil  Rhodes  ist  jedenfalls  von  dem  üoidreichtuui 
dieser  Felder  Überzeugt.  Deshalb  hat  man  auch  die  Erbannng 
einer  Eisenbahn  möglichst  rasch  in  Angriff  genommen,  welche 
eine  Fortsetzung  der  Linie  Kapstadt  Simberle^  sein  wird  and 
bereits  bis  Mafeking  ausgebaut  ist.  Jedenfalls  haben  also  die 
Goldfelder  zwischen  Zambesi  und  Limpopo  noch  eine  grosse 
Zukunft  vor  sich. 

VI.  Diti  Ausäichten  des  Gangtiefbaues  in  Südafrika. 

Obgleich  die  Minenindustrie  im  Randgebiete  erst  drei 
Jahre  alt  ist,  hat  man  doch  schon  auf  mehreren  Gmbenfeldeni 
Schachte  bis  zu  einer  Tiefe  von  über  600  Fuss  abgeteuft  und 

dabei  höchst  erfreuliche  Entdeckungen  gemacht.  So  hat  die 
May  Deep  Level  G.  M.  C.  bei  Abteufung  ihrer  Schachte  nicht 
weniger  als  6  Iiif!'s  getroffen.  Der  Hauptschacht  hat  eine  senk- 
rechte Tiefe  von  600  Fuss,  Bei  600  Fuss  Tiefe  wurde  eio 
Riff  angeschlagen,  das  bei  der  Feuerprobe  6  Unzen  pro  Tonne 
zeigte.  Ein  anderes  Riff  auf  500  Fuss  Tiefe  ergab  bei  der 
Bearbeitung  yon  566  Tonnen  Quarz  1  oz.  5  dwt.  7  gr.  ^ier 
Tonne.  Die  Henry  Nonrse  Deep  Level  C.  liat  bei  eiuer  Tiefe 
von  608  Fufs  das  Maui  Reef  getrotfeii ,  dessen  Quarz  bei  der 
Analyse  6  Unzen  Gold  pro  Tonne  ergab.  Die  Village  Main 
Reef  Cp.  fand  das  North  Reef  bei  518  Fuss  Tiefe  und  ge- 
wann aus  6  ferschiedenen  Proben  9  bis  27  Unzen  pro  Tonne: 


Digitized  by  Google 


Die  Goldfelder  Sfidaftiku. 


597 


Doreh  diese  Thateacheii,  deren  Litte  noch  leicht  erweitert 
werden  k5nnte,  werden  namentlich  zwei  Dinge  begrflndet: 

einmal  dass  der  Goldgehalt  der  Gän^e  mit  der  Wasserlinie 
niclit  ansstirbt  und  dauu,  dass  der  Goldgehalt  des  Quarzes  mit 
der  Tiefe  wächst. 

Als  diese  angeführten  Resultate  im  Herbste  vorigen  Jahres 
bekannt  wurden,  hat  man  sie  allerorts  in  Sttdafrika  mit  Freuden 
begrdsst.  Gab  es  doch  genug  Zweifler  an  der  Permanenz  der 
▼orhandenen  Goldfelder,  trotz  der  überaus  günstigen  Urteile 
wisseDScliiaft! icher  Kapa/itaton  wie  praktischer  Bergleute.  Heute 
ist  es  im  Randgehiet  allgemein  anerkannt,  da^^s  der  Reiclitum 
des  Goldes  mit  der  grösseren  Tiefe  zunimmt,  trotzdem  auch 
hier  die  Pyriten  mit  dem  Untergrund  Wasserspiegel  auftreten. 
So  arbeitet  die  May  Deep  Level  Cp.  in  der  Tiefe  mit  40  % 
Pyriten.  Und  auch  die  Robinson  G.  M.  Cp.  ist  längst  ge- 
zwungen ,  mit  pyritenhaltigem  Quarze  zu  arbeiten.  Ihr  Er- 
trä^rnis  ist  IV2  Unzen  pro  Tonne.  Im  ganzen  zählen  wir  im 
Randgebiet  Ijereits  12  Minen ,  die  jetzt  schon  auf  einer  Tiefe 
von  250  bis  300  Fuss  mit  Quarz  von  30  bis  40  Pyriten 
arbeiten.  Aber  man  sieht  darin  keine  schlimme  Erscheinung 
mehr,  weil  man  die  Behandlung  dieser  chemischen  Verbin- 
dungen gelernt  hat. 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  einige  Urteile  von  Sachverstan- 
digen Aber  die  Goldfelder  ^^iRla^i  lkas  und  speziell  über  jene  des 
Kandgebietes  hier  Platz  äuden: 

£.  B.  Borsepf  ein  amerikanischer  Mineningenieur,  der 
Jahrzehnte  lang  in  fast  allen  Minengebieten  der  Welt  gear- 
beitet bat,  urteilt  nach  längerem  Aufenthalt  in  SOdafrika  Ober 
das  Randgebiet  wie  folgt :  »AU  geological  ruels  and  all  actual 
development.s  made  by  the  working  on  the  Witwatersrand 
prove  that  the  present  thii-kiie-sä  of  the  veins  and  there  present 
yield  of  gold  will  continue  to  a  great  depth.  As  yet  there 
is  not  a  single  unfavourable  indication,  or  anything  developed 
to  jnstify  a  different  opinion.«  Ein  anderer  angesehener  Geologe 
ond  Bergmann  mit  Namen  Perey  Tarhäh  sagt:  »Ueberall 
sonst  ist  die  grösste  Ausdehnung  des  Quarzriffs  höchstens  1  bis 
2  Meilen  und  dann  nur  uu  emzeiueu  Stelleu  guldtiageud  und 
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uDunierbrocbeii.  Als  R^el  übenchreitefc  der  Lauf  des  gold- 
haltigen Riffs  niemals  einige  hundert  Fuss.  Im  Witwaters- 
rand  Distrikt  dagegen  finden  wir  ein  Goldgebiet  in  der  Ans* 

debnung  von  sicherlich  über  40  Meilen,  durch  das  sich  mehrere 
ununterbrochene  Rilfs  ziehen.  Dieselben  haben  hier  eine  durch- 
aus pr]  eich  form  ige  Bildung,  sowohl  hmsichtlich  iiirer  ätärke  wie 
ihres  Goldgehaltes.  Das  Main  Beef  und  seine  Absweignngen 
sind  an  jeder  Stelle  ausnahmslos  goldtragend.  Was  die  Tiefe 
der  Riffs  anlangt,  will  ich  nnr  soviel  sagen ,  dass,  wenn  sich 
ein  solches  Sandsteinlager  an  der  Oberfläche  fiber  40  Meilen 
weit  erstreckt,  nicht  anzuntihnien  ist^  dui^^  sie  nicht  tiefer  geheu 
als  500  bis  (300  Fuss,  bis  zu  welcher  Tieie  sie  jetzt  als  fort- 
bestehend nachgewiesen  sind.  Ich  glaube  vielmehr  als  Ueologe 
mit  Sicherheit  behaupten  zu  dttrfen,  dass  die  Riffs  bedeutend 
tiefer  g^en,  tiefer  als  der  heutige  Stand  nnserer  Technik  nnd 
Arbeitsmittel  ihnen  zn  folgen  gestattete 

Und  zum  Schlüsse  noch  das  Urteil  des  deutscheu  Berg- 
ingenieurs J?.  Knochenhaucr,  welcher  in  seinem  jüngst  erschie- 
nenen Reisebericht  über  die  Goldfelder  von  Transvaal  sagt: 
»In  einem  Punkte  stimmen  die  Urteile  nller  Fachleute  überein 
nnd  namentlich  anch  derer,  denen  die  Goldfelder  in  Kalif omieo 
und  Australien  personlich  bekannt  sind,  nämlich  dass  das 
Gol  d  vor  komme  n  in  Transvaal  ein  so  ausge- 
dehntes und  teilweise  so  iiugclieiier  reiches 
ist,  dass  die  P  r  o  d  u  k  i  i  u  n  dazu  bis  heute  in 
einem  lächerlichen  Verhältnis  steht.  Der  Reich- 
tum der  südafrikanischen  Goldfelder  dürfte  auf  unabsehbare 
Zeit  hinaus  gesichert  sein.«  — 
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— «.  MtM  Kinley  Bill  mit  TAiif.  Viele  Leser  werden  kaDm  dasa 
gelangen ,  die  Mac  Kinley  BUi  (uit  Oktober  1890  ia  den  Vereinigten 
Staaten  in  Oeltong)  im  Original  m  leeen  ond  ihren  Tarif  mit  dem 
früheren  Tarif  der  Ver.  St.  an  vergleichen.  Wir  geben  daher  einen  knnen 
Ueberblick  nach  dem  »Dtach  H.  A.c  (1890)  nad  dem  Tett  der  >N.  T. 
Staateieitnng«. 

Die  belaeteten  Artikel  des  Tarifes  dnd  in  den  Nnmmem  1  bis  472 
aufgeffthrt  Die  haaptsftehliche  Erhöhung  trifft  die  W  o  1 1  w  a  r  eo.  Bs 

fehlt  aber  auch  nicht  an  Herab setzangeo  gegenüber  dem  bieherigen 
Tarif.  Die  »Freiliste«  (freieingehende  Artikel)  umfaset  die  Positionen 
473  bis  758,  darunter  eine  groose  Zahl  mit  Zollbefreiungen  ffir  bisher 
mit  mehr  oder  weniger  hohen  Wertzöllen  angelegt  gewesenen  Artikel. 

Wir  führen  folgende  vergiichenä  Tarifpcaitionen  und  ZoUgesetzbe- 
stimmuugen  an,  bei  welchen  allerdings  nicht  vergessen  werden  darf, 
dass  schon  die  alten  Zölle  hoch  und  teilweise  prohibiti? 
waren. 

I.  Der  Tarif. 

Gruppe  A.  C  Ii  o  lu  i  k  a  1  i  e  n  ,  0  e  1  e  u  n  li  K  a  r  b  e  n.  Nicht  nn- 
bedeuteriilo  Frhüliuugen,  ininKM-bin  jedoch  nur  für  eiuzelue  Artikel.  Viel- 
fache Uebf  rsetzungeu  bisheriger  Gewichtözöile  in  Wertzölle  von  10,  '20, 
25,  30,  40,  50  und  60  7o.  Teilweise  Herabsetzungen,  üeberwiegend  der 

alte  Tiuif. 

Gruppe  B.  Erden,  h  u  u  u  u  d  G  1  a  u  w  a  r  e  n.  Ungefähr  die- 
selbe Richtung  wie  bei  Gruppe  A. 

emppe  C.  Metall  nnd  Metallfabrikate  (Halhfobrikate 
und  Fabrikate)  mehr  oder  weniger  unverftndert. 


War  engattang. 


Zollsätte  DRob  dem 
neaeu  »lies 

Tarif. 
DolLCts.  DolLOtf. 


Erze,  Eisen  und  Stahl:  Schwefelerz,  wie  Pyrite, 

oder  Hchwefeleiseu  im  niitiirlichen  Zustande,  nicht 

mehr  als  3Vj  Proz.  Kupfer  cn»!;  i It  iid,  pro  Tonne  —  75  —  75 
Erze,  die  mehr  als  2  Proz.  h.iipter  enthalten,  sollen 

ausserdem  pro  Ftund  des  Kupfergehaltsbezahleo  .     —  Va     —  2  Vi 
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Zolllftt7.e  nnrh  liun 

W«reoic«ttaiiir.  neut^^o^  *i  u- n 

UoU.  Cts.     DuU.  Cu. 

Kupier:  Kupfer,  in  der  Form  von  Kviea,  pro  Pfd.    —     i.t     —  JJi« 

des  im  Erz  euthalterien  Füiukupfers. 
Altes  Kupfer,  nur  zum  Umarbeiten  geeigoet,  Ah- 

flLUe  von  neuem  Kupfer,  und  alles  Kompositions- 

metall,  denen  Hauptbestandteil  dem  Werte  nach 

Kupfer  iet,  n.  a.  e.»  Pfand  —   1      —  8 

Kopferregnlne,  aehwsnei  oder  nnxeines  Kupfer,  und 

Kopfer-Zement»  pro  Pfund  —  1      —  Z» 

dee  darin  enthaltenen  PeinlrapferB. 
Kupfer  in  Platten,  Barren,  BlOelren,  ChDe*  und  an« 

deret  Bohkupfer,  nnd  in  anderen  Formen,  nnb»» 

arbeitet»  n.  a.  e.,  Pfond  —  lii^    ^  4 

Kupfer  in  gewallten  Platten,  Mg.  Rotgieaier-Kapfer, 

in  Blech,  Stäben,  Röhren,  Knpferbfiden,  aneh 

Schitfabescblag-  oder  Oelbmetall,  deeten  Hanptbe- 

atandteil  dem  Wert  naeh  Kupfer  iat,  and  nicht  gana 

oder  teilweise  aus  ungalraninertem  Eisen  beste- 
hend, vom  Wert   8&Proa.  3&Fkes. 

Gold  und  Silber:  Fransen  (BaUions)  und  Me« 

tall faden,  aus  Oold,  Silber  oder  anderen  Metallen 

n.  a.  e.,  vom  Wert   80  Pros.  2&Proi^ 


Omppe  !)•   Hol 2-  und  Holzwaren  (ähnlich 

wie  ad  A  -0), 
Grappe  E.  Zucker'):  Pfund     .      .  , 

bis  ^ 

Kandiazucker  —   Ö       —  5 

OmppeF.  Tabak  und  Fabrikat  e  aus  Tabak. 

Tabak,  welcher  zu  Cigarren-Deckbl&ttorn  sich  eignet, 

weiiu  uicht  gerippt,  Pfund  2  —       —  75 

wenn  gerippt,  Pfund   2  75  1  — 

Cigarren,  Cigarretten  uuU     heroole«  aller  Art,  Plnnd      4  50         2  ^ 

Bmppe  G.   Landw.  ProdukteundLebens- 
rn  i  1 1  e  1. 

Gerste,  Bnshel  von  48  Pfund  —30      —  10 

Qerstenmali^  Boshel  Ton  34  Pfund  .    —  45       —  20 

Mais,  Boshel  von  56  Pfund  —  15      —  10 

Maismehl,  Bnshel  von  48  Pfnnd    .  .      .    ^  20      ~  10 

Makkaront,yermioellinndaUefthnlieben  Artikel,  Pfd.    —  2  M 

Hafer,  Bnshel  ^     .    —  15      _  lo 

Hafermehl,  Pfnnd  —  1      ^  ^ 


1)  Vom  1.  August  18S1  ab. 
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Zoltoitea  nteh  den 
WArengAitniig.  Tirl?'**" 

Doli.  €1«.    boU.  Ctt. 

Bei«,  gereinigt,  Pfond  —  2      —  SiU 

ungereinigt,       .   _  _ 

R^is  in  der  Hülse,  Pfund   8(4  . 

Ileismehl  und  ^gebrochener  Reis,  der  durch  ein 

Sieb  geht,  welches  im  Handel  aU  Drahtsiab  Nr.  12 

bekannt  ist,  Pfand  ,      ,      ,      .      .    —  _  — 

vom  Wert       .      ,      •      ,      .  20  Pro*. 

Weisen,  Buahel  —  25       —  20 

Weizenmehl,  vom  Wert    ......  25  Proz.     20  Proa. 

Butter  und  deren  Surrogate,  Ffimd       .      .      .    —    0       —  4 

KüsH,  Ptund  ^6  —4 

Kartoüelu,  Buahel  von  60  Pfund     .       .      .       ,    —  25       —  15 
Leinsamen,  Mohnsamen  und  andere  ölhaltige  Saincn- 

arten,  (Iber  die  nicht  besondere  Bestimmungen  in 

diesem  Oeaetie  getroflen  iind,  Biiahel  von  56  Pfd.    —  80      —  20 
GemOae  jeder  Art,  snVereitet  oder  koneerTiertt  ein- 

aehliesslielL  Piekles  nod  Saaoen  jeder  Art,  aiebt 

beeonders  erwftfant,  Tom  Wert  .     .45  Pkoi.    90  Pros. 

OemQae,  m  ihiem  nfttOrlicben  Zoatande,  niebt  be- 

aondert  erwftbnt,  Tom  Wert  ....  25  Proi.  10  Proi. 
Orapp«  fl»  Spiritnoeen ,  Weiaennd  an* 

dere  Getrftnke. 
BimimtweiD,  Oallone  NormaletiUke  (proof  gillon)     2  50       2  — 
Kordiale,  LikOre,  Arrac,  Absjntb,  Eirschwasser,  Ra- 

tafia  und  andere  Spiritaoien  oder  Bitters  aller 

aller  Art,  nioht  beeonden  an^filbrt,  Gallone  Nor^ 

malst&rke  250        2  — 

Bay-Rom  oder  Bay- Wasser,  destilliert  oder  gemiecbt 

Gallone  »erster  Grad«  (first  proof)  1  50        1  *-> 

Cbampagner  (Flaschen:  1  Pint),  Dutzend  Flaaohen     8  —        7  — 

Gruppe  J.  Baumwollwaren. 
Baumwollenzwirn,  Garn,  Kettengarn  (auf  Spulen  ge- 
wickelt) ob  eintach  oder  mehrdrähtig,  ob  aufge> 

wickelt  oder  gehaspelt  etc.  •      .      .      .      .    —  10  —  10 

bis  bis 
48  48 

Ungebleioktee,  iingefilrbteB  odernnbedracktesBaom* 
wollenaeog»  das  niebt  mehr  als  50  Fftden  Bchnss 

nndKetteaQfd.QQadratsollentbftlt»Qaadrat-Tard    —  2  —  2ito 

wenn  gebleioht,  Qadrat>Tard      .     «     .      ,    —  2*(i  —  3*lt 

wenn  bedniokt  nod  gef&rbt  ete»,  Qaadrat*Tard    —  4  —  4<N 

üngebleiohtee,  nngefftrbtes  oder  nnbedrnektes  Banm- 
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wollenzeug,  welche«  über  50  and  niobl  mehr  alt 
100  Fäden  Schuss  und  Kette  auf  den  QoadratioU 
aofweiBt»  Quadrat- Yard       ....  —  SMt     —  Sin 

wenn  gebleicht,  Quadrat-Yard  .    —  8       —  gt/j 

und  wenn  gefSrbt  bedruckt  etc.,  Qundrat-Yarci  —  4  —  4*» 
üngebleichtea,  unbedruckie«  u.  ungeiarbtts  [^anm- 
wollenzeii^.  da«  nicht  mehr  als  100  Fädeu  Kette 
und  Scbusg  pi  ü  Quadratzoll  aufweist  und  mehr  als 
6Vt  (bisher  8]  (J.  wert  ist,  gebleichtes  Uituuiwol- 
leneeug,  das  mehr  als  9  (bisher  10)  C.  kostet,  und 
gefärbtes,  bedrucktes  u.  s.  w.  Buuin wollenzeug, 
das  über  12  (früher  13)  C.  wert  ist,  vom  Wert  35  Proz.  40  Fros. 
Fertige  Kleider  und  Kleidungsstücke  jeder  Art  etc. 
Tom  Wert  ,  50  » 


PlOscb,  Sammet  etc.,  Quadmi^Tard 

und  Wim  Wert 
gebleicht^  Qa^drat-Tard 

und  Tom  Wert  . 
'  geOrbt  oder  bedraokt,  Qnadimt-Yard  * 

und  Tom  Wert 
In  keinem  Falle  toll  der  GeMmtioll  anf  dieie 
Stoffe  weniger  als  40  Proz.  vom  Wert  betragen. 
Chenille-Vorh&nge,  Tischdecken  etc.,  vom  Wert  . 
Strümpfe,  Socken  oder  Halbsockeo  (•tookings,  hoie 
und  halfhose,  gesäumt,  fiiiponniert ,  vereagt  oder 
gana  etc.,  Dtzd.  Paar  .... 

und  vom  Wert 
wenn  mehr  wert  als  60  C  und  nicht  mehr  als  2D. 
pro  Dutzend,  Dtzd.  Paar      .      ,  . 

und  vom  Wert 
wenn  mehr  wert  als  2  D.  und  weniger  als  4  D 
pro  Dutsend  Paar,  Dtzd.  Paar 

und    vom  Wert 
wenn  mehr  als  4  D.  pro  Dutzend  Paar  wert 

Dtzd.  i'aar 
und  vom  Wert 

Hemden  und  Unterbosen,  wenn  dieselben  aui  Baum- 
wolle oder  anderer  Faeer  hergeetellt  find,  wann 
mehr  wert  als  1,50  D.  und  niobt  mehr  als  3  D. 

pro  OoiMnd,  Dntieod  

und  Tom  Wert  .... 


—  10 
aOPrOB. 

—  12 
20Ftoa. 

—  14 
SO  Pros. 


—  20 
20Froa. 

—  50 
30  Pros. 

—  75 
40Proa. 

1  - 
40  Proz. 


85  * 
.  40  > 


40 
40 
40 


eOFras.  40PrQa. 


40  Pros. 


40Prux. 


40  Pro*. 


40  Pro*. 


Pros.    40  Free. 
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ZollBÄtzc  nauh  dem 

„_  .  ^  Deu  c  n    a Itan 

Warengattung.  Tarif. 

OoU.  Cta.    bolL  Cta. 

wenn  mehr  wert  ale  8  D.,  aber  nicht  ttber  5  D. 

pro  Datieod  wert,  Dotinid  l  35      »  » 

und  Tom  Wert  •     •  40P)ros.  40 

wenn  mehr  als  5  D.,  aher  oieht  Über  7  D.  pro 

Dotsend  wert»  DatMnd  1  50  

Dnd  vom  Wert     ....  40  Pros.    40  Pros. 

Aber  7  D.  pro  Datsend  wert»  Dutzend  2  —  

und  vom  Wort     .  40  Pros.     40  Pros. 
Baumwollene  Schnflre,  Litzen,  Stiefel-,  Sohub-  und 

Koraett-Scbnürbänder,  Tfund      .      .      .      .    —  35  

vom  Wert  .      .  35  Pros. 

Biiuriiwullene  Borte,  üinipe.Ourtband,  Hosenträger, 

elaatiach  oder  uicht,  voui  Wert    ....  40  Proz.     «i5  Proz. 

Der  Zoll  auf  diese  Artikel  soll  in  keinem  Falle 
weniger  als  40  Proz.  vijiu  Wert  betragen. 
Gruppe  J.  Flachs,  II  a  11  ijJuteuud  Waren 
daraus.  (Aenderungen  im  allgemeinen  ähnlich 
wie  bei  Baumwollwaren.) 

Spitaen  ete.,  vom  Wert  60Pjros.    40  Pros. 

Gnppe  X.  Wolle  OB  d  Wollen  waren. 
Wolle  ond  Baar  der  1.  Klane     Pfand       .     .    —  11  ^10 
Wolle  und  Haar  der  2.  Elaiee  *),    »    .  .   —  12      —  10 

Wolle  der  &  Klaeee  und  Kamelhaar  der  8.  Khute  *) 
deren  besw.  deemn  Wert  mit  Bimehlaw  der  Speien 
13  C.  (biiher  12  G.)  pro  Pfand  oder  weniger  ist 

▼om  Wert  82  Prot.     —  ^ 

Pfhnd  —  2«f« 

besw.  frei« 

Wolle  der  3.  Klaese  und  Kamelhaar  der  3.  Kl.,  deren 

bezw.  deaten  Wert  13  0.  (bieher  12  C.)  pro  Pftind 

fibersteigt,  vom  Wert  50  Pros.  — 

Pfund  .       .       .  .     —  —  —»5 

Wolle  auf  der  Haut  soll  in  derselben  Weise  verzollt 

werden,  wie  andere  Wolle.   Menge  und  Wert  iat 

nach   Hült^hen  Kegein  zu  ermitteln,   wie  sie  der 

Schai^auitgsekretär  aafetellen  wird. 
Kämmlinge,  Kunatwolle,  Schurabfal!,  Vorspinnab- 

falle,  Grobspul-Abfälle,  »Hingwaate«,  üainabialle 

und  alle  anderen,  gauz  oder  teilweise  aus  Wolle 

bestehenden  AbffiUe,  Pfund        .       .       .       .     —  30       —  10 

1)  Wolle  der  1.  Klasao.  gewiuchcn,  zahlt  das  Üuppelte ;  Wolle  der  1.,  i.  ond  St 
Kl^ibiie,  entfettet.  Kahlt  das  Dreifache  des  angcgebeneo  Oewiehtis^lM. 
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Zollsätze  oacb  dem 

W«r«iivftttaiiir.  "*"*&rit**** 

DoU.  CU.    IML  Oh. 

Wollen-  und  Kanimgarne,  ganz  oder  teilweise  au» 
Wolle,  Kauim^'arn,  dem  11  iitr  des  Kamels,  der 
Ziege,  Aliiacca  oder  irpen  l  eiuos  andereu  Tiere« 
verfertigt  ,  im  Wurte  von  nicht  mehr  als  30  C. 

pro  Fluad,  Pfund  —  27»i»     -~  10 

und  Tom  Wert   .  .       .       .  iU)  i'roa,     '6b  Pro», 

im  Werte  von  mehr  al-  30  C. ,  aber  nicht  mehr 

als  40  C.  pro  Pfund,  Pliiud  —  33       —  18 

im  Werte  von  mehr  als  40  C.  pro  Pfund,  Pfund    —  38*1»     —  — 

und  Tom  Wert  40  Pro«.  ^ 

Wollene  oder  Kammgamtoehe,  Shawls,  Strumpf'^ 
waren  and  alle  mit  Stiickmaediinen  oder  -Bahmen 
gans  oder  im»  Teil  ane  Wolle»  Kammgarn,  dem 
Haar  des  Kamele ,  der  Ziege,  Alpacea-  oder  an* 
derem  Tierbanr  hergeetellten  Waren  jeder  Art, 
worftber  in  diesem  Qeseta  kmne  besonderen  Be- 
stimmungen getroffen  sind,  im  Werte  von  niolii 

mehr  alt  80  C.  pro  Pfund,  Pfand  .      .    .  gg  

und  vom  Wert        .  40  Proi»      —  — 
im  Werte  TOn  Ober  SO  und  nioht  flber40C.  pro  Pfund 

Pfnnd    —  38«i  ») 

und  Tom  Wert  40  Pros.  — 
im  Werte  von  mehr  als  40  G»  pro  Pfund      »      —  44      —  '-^ 

und  vom  Wert  50  Prot.  —  — 
Decken,  wollene  Hüte  und  r.u  Unterzeug  Hestimmte 
Flanelle,  gans  oder  zum  i  eil  aus  Wolle,  dem  Uaar 
des  Kamels,  der  Ziege,  Älpacca-  oder  anderem 
Tierhaar  hergestellt ,  im  Werte  von  nicht  mehr 
als  30  C.  pro  Pfund,  Pfund        .      .      ,      .    —  16»^     —  10 

nnd  vom  Wert  .      .      .  30  Pros.     35  Prot, 
im  Werte  vuu  über  30,  aber  nicht  über  40  C. pro  Pfund 

Pfund    —  22       —  » 
nnd  vom  Wert  35  Proi.     35  Prot. 


1)  Im  Werte  von  io  bis  CO  C«aU  pro  Pfund,  Cents  pro  Ptund  und  ä6  Pros.  rtHa 
Wert;  In  Werte  von  60  bis  80  CenU  pro  Pfuod,  (4  Oent«  pro  Pfand  nnd  35  Proiei^t 
vom  Wert;  im  Warte  von  melir  als  80  Cents  pro  Pfliod,  M  Oeols  pro  Ptamd  iui4  4sPm. 
VOBB  Wert. 

8)  Wollene  Stoffe,  wulleno  ghawl«,  im  Wcrto  von  tiicTit  mehr  als  8^  Cent?:  pro 
Ptuijd,  ib  (JeDtH  und  Hb  Pros.;  im  Worte  von  Uber  80  Cents  pro  Pfund,  Ceats 
pro  Pflind  nad  4»  Pros,  vom  Wert  —  Wolleae  Slriok-  und  ^rkwarsa  fas  Wsrt» 
Ms  KU  so  Cciit.s  pro  Pfund,  to  Cent^i  und  35  Pros.;  im  Werte  ron  30  bis  iO  Cents  pro 
Pfund,  12  Cents  iui«l  Pr«iz  ;  im  Werte  von  tf>  hi«  ho  Cents  pro  Pfund  .  18  Cent« 
und  86  Pros.;  im  Werte  von  60  bis  80  Cents  pro  Pfuod,  i4  Cents  and  35  Pros.;  im. 
Werte  von  Aber  80  Cents  pro  PAmd,  86  Cents  pro  Pfcnd  nnd  iO  Pxos.  vom  Wal 
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Zollsätze  nach  dem 

Wareugattun».  °  "  "  ®  "rwif.  * '  " 

Doli.  CU.      Doli.  Cts. 

im  Werte  von  über  40  und  nicht  über  50  C.  pro  Pfund 

Pfand    —  33       —  18 
und  Tom  Wert  85  PM»,  d5Proz. 
Decken  imd  wollene  Hüte,  gaas  oder  fam  Teil 
hergeeiellt  ane  Wolle,  dem  flaor  des  Kamele,  der 
Ziege,  Alpaoea-  oder  anderem  Tierhear,  im  Werte 

Ton  mehr  als  60  (X  pro  Pfond,  Pfand  .   —  88>te  ') 

und  vom  Wert  •  40  Frw.  

Flanelle,  gaai  oder  mm  Teil  hergeeteUt  ans 
Wolle^  dem  Haar  dei  Kamels,  der2iiege^  A1paeea> 
oder  anderem  Tierhaar,  im  Werte  TOn  mehr  alt 
50  C.  pro  Pfand,  floUen  wie  Franen-  und  Kinder* 
Kleiderstoffe,  Rockfutter,  Italian  Cloth  and  Waran 
von  gleicher  Beechaflhnheit  klaanfiiiert  ond  Tor- 
zollt  werden. 
Frauen- nnd  Kinder-Kleiderstoffe,  Eockfatter,  Italian 
Cloth  nnd  gleichbeschaffene  Waren,  deren  Kette 
ganz  an?  Baumwolle  oder  anderem  vegetabilischen 
Material  besteht,  während  das  übrige  des  Stoffes 
ganz  oder  zum  Teil  herfrestellt  ist  an«?  Wolle, 
Kammgarn,  dem  Haar  des  Kamels,  der  Ziege,  Al- 
pacca-  oder  anderem  Tierhaar,  im  Werte  bia 
85  C.  pro  Quadrat- Yard,  Quadrat- Yard     .      ,    —   7       —  5 

und  vom  Wert   .      .  40  Proz.     35  Pro.  z 
im  Werte  von  mehr  als  15  0.  pro  Qaadrat-Yard, 

Quadrat-Yard    —   8       —  5 

bezw.  7«) 

und  vom  Wert  50  Proz.     35  Proz. 

beiw.  40  Pros. 

Alle  derartige  Waren,  die  mehr  al«  4  ITaaen  pro 
Qnadrat-Tard  wiegen,  Pfond  .    —  44      —  9 

nnd  Tom  Wert  .  50  Pkos.    40  Pkoti 

Frauen-  nnd  Kinder-Kleiderstoffe»  Bookflitter,  Itsp 
liaa  dotb,  Flaggentneh  nnd  gleioliartige  Waren, 
gans  oder  snm  Teil  hergeeteUt  aut  Wolle,  Kamm- 
■  garn,  dem  Haar  dea  Kameli,  der  Ziege,  Alpaoca- 

1)  Wollene  Decken  etc.  im  Werte  von  r»'>  big  60  Cts.  pro  f'fmid  ,  18  Cents  uiiil 
S5  Pros.;  Im  Werte  von  60  bis  SOCeoU  pro  Ptund,  24CenU  und  ^6  i'roz.;  im  Werte 
▼Ml  Aber  W  Oeatt  pro  PAud,  16  Qentt  pro  Fftand  ao4  40  Prob  Toin  Wert. 

9)  Fraaen-  ete.  Kleiderstoffe  Im  Werte  von  15  h\9  W  Cents  pro  Qaadrat-Yard, 
6  Cents  and  3^  Froi.;  Im  Werte  von  aber  tO  Genta  pro  QiiMirAt*Y«rd ,  7  €!eiit>  pn» 
Quadrat-Yard  uad  40  Proz.  vom  Wert. 

2«itsotar.  f.  SiMtsw.  1^1.  Iii.  Heft. 
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MiswUen. 


neaen  tttt«i 

Tarif. 
Doli.  Cts.  Doli  OU. 


oder  auUercui   Tierhaar   und  siebt    speziell  in 

diesem  Gesetze  Torgeaehen,  Quadrat-Taid  .      .    —  12  -—9 

und  Tom  Wert       *  50  Pros.  40Pkoi. 
Dentrtige  Waxem,  die  mehr  »Ii  iwc  Urnen  pro 
Qnidrai-Terd  wiegen,  Pfind  •    -  44      —  8S 

und  Tom  Wert  .  SOPros.  40PMfc 

Fertige  Kleider  und  BeUeidungtgegeiiitiiide 
jeder  Arl^  gans  oder  tom  Teil  fertig  genuwlit  und 
nicht  beeondere  in  dieiem  Geeete  yorgeiehen,  PJfiMb 
und  andere  haarige  Stoffe »  gane  oder  som  Teil 
hergestellt  aus  Wolle,  Kammgarn,  dem  Haar  dee 
Kamele,  der  Ziege,  Alpaooa-  oder  anderem  Tierhear 


Qana  oder  teilweise  fertig  gemachte  Mäntel,  Dol- 
maos,  Jaquets,  Talmas,  Ulsters  und  andere  zum 

üeberziehen  über  Damen-  und  Kinderbekleidiings- 
gegenständebestimmto  Waren  und  Waren  gleicher 
Art  oder  solche  ,  die  zu  demselben  Zwecke  ver- 
wendet werden,  ganz  oder  zum  Teil  hergestellt 
aus  Wolle ,  Kammgarn ,  dem  Haar  des  Kamels, 
der  Ziege,  Alpacca-  oder  anderem  Tierhaar,  Pfund    —  49»  t     —  45 

und  vom  Wert  60  Proz.     4u  i  rot. 
Gurtbänder,  Hosenträger,  Bänder,  Gürtel,  Borten, 


Aahntson-,  Axminster-,  Moqaette-  und  Chenille- 
Teppicbe  eto.,  Qoadrai-Tard  .      .     .    —  60      —  4S 

nnd  vom  Wert    ....  40PkOB.    80  Pm. 
Saionj-,  Wiltoo-  nndTonmay^Sammetteppiohe,  ge- 
mn^ert  oder  einfarhig,  und  alle  gleichartigen  Tep- 

pichOb  QnadraVTard  ->  60  ^45 

und  Tom  Wert  40Pkoi.  SOPMa 

Gemarterte  oder  ein&rhige  Brfineler  Teppiche  nnd 
alle  gleichartigen  Teppiche,  Qaadrat>7ard      .    —  44      —  30 

nnd  vom  Wert     .  40  Pn».  dOPkca 
Gemusterte  oder  einfarbige  Sammet-  nndTapeatry- 
Sammetteppiche,  in  der  Kette  oder  sonitwie  be* 
druckt,  und  alle  gleichartigen  Teppiche, 


Pfund    —  49'4     -  40 
und  Tom  Wert  60  Pros.  35Pm. 


Streifen  etc.,  Vi  und 


und  vom  Wert 


.    _  60       —  » 
.  60  Proz.  bOPtm. 


Qoadiat-Yard    —  40       -  2S 
nnd  Tom  Wert  40Proa.  aOProt. 
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W______i4_„_  neuen  alten 

Tarif 


2ons%tze  nnrh  dem 
neuen  alten 
Tarif 

Doli.  CU.    Doli.  Cts. 


Geuiuaterte  oder  einfarbige  BrOtseler  Tapeatry-Tep- 
piche  und  alle  gleicluirti^H^n  Teppiche,  in  der 
Kett«  oder  80U8lwie  bedruckt,  Qucuhat-Vard      ,     —  28  —20 

und  vom  Wert  40  Proz.     30  Proa. 
Drailaohe  lograin-,  sowie  dreifache  nnd  alle  Vene- 
tSaDiachen  Eammganiketten-Teppiche, 

Qaadrat-Tard    —  19      —  12 
oncl  Tom  Weit  40  Pro*.    80  Pros. 
Wollene  Hollftiidiiehe  und  doppelte  Ingraiatepplebe 

Qoadrat-Tard    —  14      ~  8 
und  Tom  Wert  40  Pros.    80  Pros. 
>  Omggott«  (gedmekteWoUenteppicbe)  o.  »Boekingsc 
(Teppiehe  mm  grober  Wolle),  bedrnekt,  gedrbt 
oder  aonitwie^  Qoadrat-Tard      *  .    » 22      ~  15 

und  vom  Wert  .40  Proz.    80  Pros. 

Fllsteppiehe,  gemoitert  und  einfacb,  Quadrat- Yard    —  11  

und  vom  Wert  40  PM».     40  Pros. 
Teppiche  und  Fueabodendecken  ans  Wolle,  Flachs 
oder  Baumvrolle  oder  zum  Teil  an'^  irgend  einem 
dieser  Materialien  verfertigt  und  nicht  spesielÜD 
diesem  Gesetz  vorgesehen,  vom  Wert  .       .      .60  Ftoz.     40  Proz« 
Orappe  L.  S  e  i  d  e  u  n  d  S  e  i  d  e  n  w  a  r  e  n  (unver- 

verändeit  und  weniger  geändert). 
01lippe  M.  Ganzzeug,  Papier  und  Bücher 
(wenig  geändert,  einige  Erhöhungen). 

Spielkarten:  Spiel  —  50  

vom  Wert   lOÜJc'roa. 

Fabrikate  aus  Papier,  oder  deren  Hauptbestandteil 
dem  Wert  nach  Papier  ist,  nieht  anderweit  er- 

wfthnt»  Tom  Wert  25  Vton,    15  Pros. 

besw.  85  >  *) 

Orappe  V.  Verschiedene  Artikel. 
BUnften  ond  Besen  aller  Art,  einsehl.  Stanbwedel 
ans  Federn  nnd  Haarpinsel  in  Federkielen, 

▼on  Wert  40PkO8.  20Fko«, 
besw.  25  Pros.  besw.  80  Pros.  *) 
Kntfpfb  ans  Elfenbein ,  Tegetabiltsohem  Elfenbein, 
Knochen  oder  Horn,  vom  Wert  .  .50  Pros.    25  Pkos. 


P«pierschachteln  und  ariiJci  c  Luxusschachtctn  3')  Proa.;  im  übri^rm  1'  Pro?., 
i)  Uesen  26  ProE. ;  Bürateu  uud  Haarpiosel  90  Frox.;  StoabweUel  aus  F«Uera 
10  Prot.  Tom  Wert. 

39» 
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n.  Di»  flnokttlkMkatlOMprtmie»,  Soloh«  wwdeo  wie  folgt  nor- 
miert: Vom  1.  Juli  1890  an  bis  zum  1.  Joli  1905  loH  Ton  aolcben  im 
Scbatiamt  befindlicheD  Geldern,  die  ntobt  tdv  andere  Zwecke  beitiaiiiit 
lind»  laut  Sektion  3689  der  revidierten  Statuten  an  die  Produzenten  toq 
Zucker,  der  laut  dem  Folariskop  nicht  weniger  wie  90  Grad  enthält  und 
aus  Rüben ,  Sorghum  und  Zuokerrohr  in  den  Vereinigten  Staaten  her» 
geiteUt  wird,  oder  aber  aus  Ahorneaft,  der  in  den  Ver.  Staaten  ge- 
wonnen wurde,  eine  Prftmie  (bounty)  von  zwei  Cents  per  Pfund,  nad 
auf  Holche  Zucker,  die  weniger  ala  90  aber  mehr  als  80  polarimerea, 
eine  t'r  lmie  von  l'/4  c  per  Pfund  unter  solchen  Bestimmungen  bezahlt 
werden,  wie  aie  vom  Tnlandptenerkommiasär  unter  Zustimmung  de? 
Schat^.aüits^t'k'i (  tärs  vorgeächneben  werden  mögen.  —  Der  Produzent 
von  solchem  Zucker,  der  zu  der  betreti'enden  PrSmie  bercciiligt  ist,  »oll 
vor  dem  1.  Juli  eines  joden  Jnhres  den  TnlancUteuerkommirssilr  benach* 
richtigen,  wo  gich  sein  ProduktionBltlil  betindet,  welche  Methoden  er 
für  die  Produktion  von  Zucker  und  welche  Art.  von  Ma^ichinerie  er  be- 
nutzt, sowie  einen  üeberschlfig  betreüs  der  i^uautität  Z\icker,  die  er  in  dem 
laufenden  und  entsprechenden  Teile  des  nächsten  Jahres  xu  produzieren 
beabsichtigt,  einschliesslich  der  Zahl  der  Aliornbiiume,  welche  er  anzn« 
zapfen  gofhmkt.  Er  soll  aucli  eine  Applikiitiou  lür  eine  Liccnz  ein- 
reichen, die  von  einem  Bürgschaftspapier,  das  von  Bürgen  unterzeichnet 
wurde,  begleitet  ist  und  welches  besagt,  dass  der  Applikant  geireuHch 
alle  Torschrilten,  die  in  der  Angelegenheit  erlassen  werdeo,  einmluütaB 
gedenkt  Daa  Bfirgachaftspapier  nnterliegt  der  Beatttig\mg  dee  loUuid* 
ttenerkommiesSra.  — •  Naoh  Empfang  der  Applikation  und  der  betref" 
fenden  Bargschaftspapiere  nnd  nach  erfolgter  Beetfttigung  derselbea 
■oll  der  InUndtteaer-Kommiaaftr  dem  Appliknuten  eine  Lieena  fftr  Fro- 
doktiott  Ton  Znoker  ans  Sorgham»  Bflben  oder  ZnekerTokr,  wdche  ii 
den  Ver.  Staaten  geiogen  worden,  oder  von  Ahomaftf  der  in  den  Ver. 
Staaten  gewonnen  wnrde,  anssteDen,  Tovansgesetst»  dais  der  Zocker  doieh 
Anwendung  der  Maiohinerie  oder  Methoden,  wie  eie  in  der  Appfikatioa 
beeeiobnet  worden,  anf  dem  Platte  des  PMotenten  gewonnen  werdea 
soIL  Die  betreiTende  Ideena  soll  nnr  ftlr  dn  Jahr  anagestellt  werdsa. 
—  Es  soll  keine  Pximie  an  irgend  eine  Person  genhit  werden,  die  sich 
mit  der  fiaffinerie  von  Zucker  befasst ,  weleher  entweder  importiert, 
oder  auf  den,  wenn  er  in  den  Ver.  Staaten  prodosiert  worden  ist,  bereits 
eine  Prftmie  beaablt  oder  zugesichert  worde;  noch  an  irgend  eine  Per^ 
die  keine  Licena  erlangt  hat,  und  nur  an  solche  Personen,  welche  Zocker 
von  Sorgbnm,  Rfibea,  Zookerrohr  oder  Ahomsaft,  welche  in  den  Ver. 
Staaten  gesogen  oder  gewonnen  wurden,  produzierten.  Der  Inland* 
etener-Kommiä&ir  soll  mit  Zustimmung  des  .^chatzamtssekretärs  von 
Zeit  EU  Zeit  notwendige  Bestimmunc^en  betietfs  ler  Herstellung  von 
Zucker  au3  den  genannten  Produktet\  eclusson  u:ui  i-nt  r  Direktion  de* 
Scbataamtasekretärs  die  Ueberwacbong  des  Ueraiellungsproiesses  eie. 


Digitized  by  Google 


MineUen. 


609 


▼eraniüd«en.  —  Aller  Zucker  dnnkler  als  Nr.  16  holländischer  Norm  ist 
frei;  Zncker  Nr.  16  in  Farbe  oder  heller  bezahlt  5/10  c  por  Pfund  und 
ausserdem  1/10  c  perl'fund,  wenn  er  von  onuMii  Luade  iujportiert  wird, 
welches  eine  höhere  A  uafuh!  prämie  auf  rütlinierten  aln  auf  Rohtucker 
sablt.  —  Alle  im  A \i blande  gekaufte  und  zur  Auffiteltuti^' in  einer  Rüben- 
ruckerfabrik  üia  lier«iLelluüg  äolcLeii  Zuckers  auei  im  Inland  gezogenen 
Bübcn  bestimmte  Maschinerie  soll  bis  zum  1.  Juli  1892  frei  eingehen. 
Aller  fUr  aolcbe  Maschinerie  seit  dem  1.  Janoar  d.  J.  bereits  gesahlter 
Zoll  mU  dem  Eigentftmer  sorHekTergatet  werden.  —  Betrefifa  Beiahlimg 
der  Prftmleo  let  der  SohatsamtaMkratftr  aoioriiieri,  anf  den  8ohatn> 
meitter  der  Ver.  Staaten  in  nehea  und  der  Inlandeteaer-KommiMftr, 
der  mit  der  Aonahlung  der  Prftmien  betraut  ift,  loll  die  betreffenden 
Betr&ge  beglaubigen.  Irgend  eine  Pereon,  welche  anf  dem  Platee,  fttr 
welchen  die  Licena  anageitellt  iit,  wiawatlioh  Zocker  raffiniert»  oder 
an  der  Raffinerie  toh  Zncker  behOlflich  iat,  welcher  importiert,  oder 
auf  welchen  bereite  Prftmie  benblt  oder  nm  P^JLmie  aachgeencbt  wurde, 
oder  irgend  eine  Pereon,  die,  obgleich  nieht  dasn  berechtigt,  nm  Prftmien 
nacbsQcht  und  solche  in  Empfang  nimmt,  macht  sich  eines  Vergdheoe 
acholdig  und  soll  nach  erfolgter  UeberfQhrung  mit  einer  Geldstrafe  voo 
nicht  mehr  wie  5000  Doli,  belegt,  oder  sutiefftngnithafb  von  nicht  mehr 
wie  fönf  Jahren  yerurteilt  werden. 

ITT.  Reciprocftftts- (Retorsions-)  Befagnisse  der  Regierang  gegen- 
über znckerprodaaierenden  Staaten  *).  Während  Abschnitt  1  den 'I'arif 
und  Abpcliüitt  2  die  Freiliste  autstellt,  h  indelt  Abschnitt  3  von  der 
>Reci[)rocitilt«.  Kr  lautet :  Um  mit  den  die  ful^^fmden  Artikel  produzie- 
renden Lündfr n  p  e  u  8  e  i  t  i  g  e  n  H  a  n  d  e  i  8  V  6  r  k  e  h  r  a  n  7.  u  b  a h- 
nen,  soll  der  Präsident  nach  deui  1.  Jannar  1892,  falls  er  überzeugt 
ist,  dass  die  Regierung  eines  der  Länder,  welche  Zucker,  Melas^n, 
Katlee,  Thee,  rohe  Bäute  oder  andere  derartige  Artikel  produzieren  und 
ausführen,  nuf  die  iand wirtschaftlichen  oder  anderen  Trodukte  der  Ver. 
Staaten  Zölle  oder  andere  Laoten  erheben,  welche  er  mit  Rücksicht  auf 
die  freie  Einfuhr  von  Zucker,  Melauen,  Kaffee,  Thee  und  Hftnten  fSr 
unbillig  und  unangemessen  hftlt,  die  Hackt  haben  und  es  soll 
aeine  Pflicht  sein,  durch  Proklamation  die  BeetinuDungen  dieses  Ge* 
eeiMCi  soweit  sie  eich  anf  obige  Artikel  bedehen,  die  von  dem  betref- 
fendea  Land  produaert  und  ausgefahrt  werden,  ftnmsetien,  und  wfth- 
rend  solcher  Suepeniion  eoUen  genannte  Artikel  Toa  den  betreffniden 
Lftndern  kommend,  folgenden  ZOllen  unterworfen  sein:  Alle  Zocker, 
nicht  heller  als  Nr*  18  hollftndiecher  Norm  sollen  gemft«  ihree  durch 
das  Pdnriekop  festgestellten  Zuckergehalte  besahlen  wie  folgt:  Zucker 
nicht  heller  «Is  Nr.  18  hollftndisoher  Norm ,  alle  Niederschlftge ,  alle 
Sympe  aus  Roh-  oder  Bflbeninckertaft,  Meladen,  konzentrierte  Meladen, 
geronnene  und  konienfaierte  Ifetessen,  die  unter  dem  Polariskop  nicht 

t)  Pfakttidis  KmvI-^  nnd  ZwugsSUe  f«geaftber  aaderan  amerik.  Staaten. 
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mehr  ali  76  Grad  zpif^cn,  7/10  c  per  Pfund  und  für  iadrn  (irad  o«kr 
Teil  eines  Grades  «lai  uber  21/luO  c  «usatzlich.  Alle  Zucker  heller  als 
•Nr.  13  holläudischer  Norm  sollen  nach  ihrer  Farbe  klaesifeiert  und 
verzollt  werden,  nnd  zwar  Zucker  zwischen  Nr.  13  und  Nr.  16 — l'i«  c 
per  Pfund,  zwischen  Nr.  16  und  Nr.  20 — l»'«  c  per  Pfund,  heller  als 
Nr.  20-2  c  per  Pfund.  .Mekiseu  über  56  Grad  Polarisation  4  c  per 
Oall.  Zuckerablauf  und  Rückstände  sollen  je  nach  ihrem  Zuckergehalte 
als  Zucker  oder  Melosses  versteuert  werden.  Kaffee,  8  c  per  Pfesd. 
Tbee,  3  o  per  Pfand.  H&ute  roh  nnd  unbearbeitet ,  mogenlMB  oder 
trocken,  AngoraziegenfoUo,  lOb,  olwe  WoUe  nicht  iabrinert,  EtelebKot^ 
roh  nnd  nicht  fabriaert»  nnd  Felle,  antgenomveB  SchafifeHe  mit  d« 
Wollen  l<ik  c  per  Pfand. 

Ava  doB  jVogat  araeUoioM  BarioM  dar  Batafcilitaka—iiiiai 
Aber  dla  Knikaakasaen-HmUa  ist  fblgendee  wa  eataehmen: 

Anf  Antrag  der  BnbkommimOB  ftgte  die  Kommisrion  in  §  1  unter 
2a  die  in  dem  Qeeehlflabetriebe  der  Srankonkaseen,  Barafs- 
genosseneohafton  and  V  p  i  r  i  c  h  e  ru  n  g  sanet alten heeeblf- 
tigten Pertonen denen  hiniQ,  welohe dem  V  ersiehe  mii  gitwaage 
nnterliegen. 

Bei  der  Beratung  von  §  2  wurde  zwar  allseitig  die  dringende  Not- 
wendigkeit, die  KrankenHlrsorge  ftlr  Dienstboten  einheitlich  uml 
umfassender  als  bisher  zu  regeln,  anerkannt,  allein  die  Schwierigkeiten 
olner  befriedit»endcn  Lö9un{^  dieser  Frage  dürrli  das  vorliegende  Gcs^eti, 
die  nameniiich  seitens  der  Vertreter  d^r  verbündeteu  Re^i^rnngen  be- 
tont wurden,  kounten  nicht  verkannt  werden.  Regierungsseitig  wurde 
dabei  darauf  hingewiesen,  dass  in  allen  deutt-»  lien  Bundesstaaten  m 
irgend  einer  Weise  durch  Landesgesetz  die  Krankentiireorge  für  Dienst- 
boten geregelt,  und  es  bedenklich  sei,  in  diese  Begelang,  die  in  den 
verschiedenen  Staaten  eine  sehr  verschiedene  sei,  durch  eine  allgemeine 
reich.sgcaetzliche  Bestimmung  einzugreifen ;  die  Verhältnisse  der  Dienst- 
boten seien  von  denen  der  industriellen  Arbeiter  so  grundverschieden, 
dam  eine  gleiehmässige  Regelung  faat  onmOgtich  sei;  jedeatalle  wfirde 
sie  den  Nachteil  haben ,  dam  eine  Berfiekncbtigung  örtlicher  Varbilt* 
nieie»  wie  eie  die  Landesgeeetsgebnng  möglich  mache,  avegeeehlonaa 
•ei.  Eine  dem  Bericht  beigegebene  Anlage  enthält  alle  die  Bagehng 
der  ErankenvenorgoDg  dee  Geeindee  in  den  einielnen  Bondeertiatcn 
betreffenden  Beetimmungen.  Dieselben  sind  in  6  Oroppen  aerlegt;  in 
der  ersten  Qrnppe  sind  diejenigen  Bandesstaaten  anfgeÄhrt,  in  deren 
gansem  Gebiet  Zwang  aar  Krankenverricherang  fBr  alles  Gesinde  be- 
steht, in  der  sechsten  diejenigen  Landesteile,  in  welchen  jede  landes- 
ge.ietzlieheBegelung(Meoklenburg-Strelitz  und  Elsass*ljOthrtngen)  fehlt. 
In  Bayern  und  Württemberg  besteht  der  Versicherungszwang  für  alles 
Gesinde,  In  Baden,  Sachsen,  Hessen,  Schwarsbarg-Bodolstadt  besteht 
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der  Veraicherungszwan^  nur  für  l»nd-  und  foratwirtschiiftliches  Oesinde, 
in  gawissen  Gebietsteilea  atxch  fnr  das  andere  (lesinde ,  wiUirend  im 
üebrigen  die  Vot  iith^rjung  des  kranken  ric^iTuli's  der  1  lu  natherrHchaft 
obliegt.  In  Sacbaen-Weimar,  braiinschweig,  Sachseu-AlWuburg,  Schwara- 
burg-Soaderahausen  ist  land-  und  forstwirtschaftliches  Gesinde  durch 
Landeageietz  der  Krankenveraicherung  nach  Mnaspabe  de»  Reichsgesetzes 
iiiitei  worffeD.  Für  die  Verpflegung  des  ubrigeu  üesinJeii  sind  die  Dienst- 
herrschaftei)  verpflichtet.  In  Lübeck  ,  Hambarg,  Oldenburg,  Sachaen- 
Meiningen,  beiden  Beuss,  Lippe-Detmold,  Provinz  Heoseu-Nasaan  besteht 
in  gewiiMn  Oebktitsile&  Zwang  nur  ffrankoiiverrioheruQg  für  alle«  Ga« 
dnde  oder  beikimmte  Arten,  sonet  Ist  die  Diensfhernehaft  verpflichtet 
Iii  allen  übrigen  Teilen  Fjreuaaens,  in  Meoklenburg-Schwerin,  Sa«liien- 
Coburg-Ootha»  Anhalt^  Waldeek,  Lippe-Schaumbnrg,  Bremen»  sind  nnr 
die  Dienatherreehaften  lar  Sorge  für  dae  kranke  Geainde  Terpfliohtet 
Infolge  denen  wnrde  die  AnfiiaJinie  der  I>ientlboten  in  dieeee  Qeteta 
abgelehnt. 

In  §  4»  welcher  feetetellt»  dav  dureh  etaitttariMhe  Bestimmung  der 
Beitritt  snr  G emeinde- Eranke&Tersieh« t nng  aneh 
nicht  versichernngspfliehtigen  Personen  ermöglseht 
werden  kann,  und  zwar  einmal  in  der  Weise,  dan  die  Verwaltung  der 
Gemeinde- Krankenversicherong  emSchtigt  wird,  solche  Personen  snr 
Versicherang  susnlaesen,  sodann  aber  auch  in  der  Weise,  daai  gewissen 
Klassen  von  Personen  das  Recht,  der  Gemeinde-KraukenversicheroBg 
beisatreten,  eingerftomt  wird,  ist,  um  die  Krankenversicherung  nicht 
allzuweit  auszudehnen,  das  Recht  des  Beitritts  auf  diejenigen  Personen 
beschränkt  worden,  deren  Jahreseinkommen  2000  Mk.  nicht  fibersteigt 

Zu  §  6  hat  die  Kommissiou,  nachdem  die  Gewährung  von  Kranken- 
versif^hornng"  an  Ffimilien.vn^ehöri'^e  nls  in  hohem  Grade  wünschena- 
wert  anetkannt  war,  auf  Antrag;  iler  Subktunniiasion  folf^ende  Ziffern 
hinzugefügt:  5)  dusc*  Versicherten  aut  ihren  Antrag  gegen  Zahluüg  emäsi 
besonderen  Beitrag..'^  die  in  §  6  Absatz  1  unter  Zifter  1  bezeichneten 
Leistungen  auch  tür  ihre  b'amilienangehörigen  zu  gewähren  sind,  6)  das* 
die  ärztliche  Behandlung,  die  Lieferung  der  Arznei  und  die  Kur  und 
Verpflegung  nur  durch  bestimmte  Aerzte,  Apotheken  und  Krankenhäuser 
zu  gewähren  siud  und  die  Bezahlung  der  durch  Tnanspnichnahniö  an- 
derer Aerzte,  Apotheken  und  Krankenhäuser  entHlan  leneu  KuaLen,  von 
dringendeu  Fallen  abgesehen,  abgelehnt  werden  kaua. 

Zu  §  B  wurde  folgende  Resolution  angenommen:  »Die  verbflndeten 
Regierungen  za  ersuchen,  die  geeigneten  Massregeln  sa  ergreifen,  dase 
in  sämtlichen  Bundesstaaten  die  Feststellung  der  ortettblich en 
Tageldhne  nach  thnn  lieh  st  gl  ei  chenGrnndeätson  und 
den  thatsftchliohen  Tagelo hnsfttsen  gewöhnlicher 
Tagearbeiter  entsprechend  erfolge. 
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— e.  Dto  IdmblntioB  te  DtniAmtlreTisioB  alt  itr  Mrik* 
iaip«ktioB»    IHt  DtKpIkMitlreTlflIoimnIa«.  EM«llvwte«nuf« 

Die  bedeotenda  V«nii«hniiig  6m  FabrikiDipektioiMpanoii»!«  in  Pieavan 
hat  deiiBoeh  die  Fhige  einer  Abionderang  der  DampfkeMelrefiiioAvender 
Fabrikinepektion  nicht  mr  Rnhe  gebmebt.  Im  prentnachen  Abgwrdnetan- 
bntue  (10.  Uftn  1891)  hei  der  preuMiwhe  Handelaminiater  die  Frage  all 
eine  für  später  offene  behandelt,  aber  Torlänfig  fÖr  die  Verkixlpfang  die 
folgenden  vier  Gründe  an^effihrt.  Eritens  den  finanziellfn  Oniad  — 
es  bandelt  sich  etwa  om  eine  Summe  von  450  000  M.  nnd  an  eine  weitere 
halbe  Million  für  abgesonderte  Dampfkessel revision  —,  zweitens  die 
technische  BefUbigunf^  der  betreifenden  Beamten,  drit^ne  die  Zttit-er- 
sparnis,  die  durch  die  Vcibindnrf^  dieser  beiden  FunVtirnen  erzielt  Tvirl 
und  endlich  die  Verminderung  der  Aufsichtsin  stanzen 
für  die  botreffenden  GewerbetreibtMider.  —  l'en  ['amyf- 
kesRplrevisionsvereinen  hat  die  Regierung  bei  dieser  Gt^ii- 
gHnln.  it  das  lolgende  günstige  Zeugni**  ang^Testellt :  »Dif  preusaische  Staats- 
regieruiig  iat  der  üeberzeugung ,  das»  eich  in  dieeeu  Danipfkeööehc«^i- 
sionsvereinen  ein  ausserordentlich  glückliches  Institut  herausgebildet 
iiat,  da«  iiaiueiitlich  den  giotibon  Vorzug  besitzt,  eine  Reihe  tou  for- 
zDglich  ausgebildeten  Spezialtechnikera  erzogen  ^^u  haben.  Bis  aaf  den 
heutigen  Tag  ist  die  Verbindung  zwischen  Dampfkessel reTisionsTereinea 
und  dem  Handduninisteriom  eine  aoverordeatlioh  lebendige.  Vor  siebt 
langer  Zeit  bat  der  VeraitiMide  dieier  Vereine  mit  dem  Handeltnnnite 
verliandelt  ftber  eine  F^age,  die  iUr  die  Indoetrie  von  der  aHergrdsrtee 
Bedentnag  iit,  Uber  die  Frage  der  Banob?erbreiinaag,  die 
dieee  Vereine  lom  Nntien  nicbt  nur  der  Indnitrie »  toadcm  tot  allen 
Dingen  der  BQiger,  die  in  der  N&he  einer  indnatriellen  Anlege  wobMo» 
energirab  in  die  Hand  nehmen  wollen.« 


— e.  IMi  IrbiehallMtaaer  tlalrflaBiing  derliikoBmoiatlenMRi 

In  der  Sitinng  des  preomehen  Abgeordnetenbanaee  vom  6.  Hftn  I8tl 
iet  der  Antrag  der  Segiemng  auf  die  fieeteuemng  der  Brbechaflen 
swieeben  Ehegatten,  Awsendenten  und  Deecendenten  iwar  gefi^Uen,  doeb 
bat  der  Fioaneminiiter  dieee  Steuer  einer  baldigen  Zukunft  eehr  lebluA 
Yorbebalten.  Der  praktiiohe  Hauptwort  wurde  immerÜBri  in  der  Kon- 
trolle richtiger  BekenntnisM  an  der  Einkommensiteuer  gefunden.  Doeb 
wnrde  die  Erbschaftssteuer  auch  als  Ergänzung  der  Einkommenssteuer 
TOm  Finanzminister  ins  Tr^Een  geföhrt :  »Die  Erbecbaftsstener  ist  eineEr- 
g&nzung  der  Einkommenssteuer,  da  mit  der  selbst  proportional  Tollst&ndig 
richtigen  Versteuerung  des  Einkommens  doch  noch  grosse  Besitrrer- 
schiedenheiten  unberührt  bleiben,  die  die  Staatßeinkommensateuer  par 
nicht  erreichen  kann.  Die  Gfsanitheit  derjenipfen  ^Yort var&nderun;::''ti. 
die  sich  nicht  ausdrücken  in  der  Rente,  im  Einkommen,  sondern  nur 
in  der  Wertsteigerung  des  Objekts,  ohne  Kücksicht  auf  die 
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uugenl'lickliche  Beate,  kann  man  auf  kein.-  andere  Wcirb  treffen,  als 
in  der  Erbschaftsateuer.  Stelle  man  sich  zwei  Brüder  vor  mii  t^leichem 
Vermöj^eB,  mit  j^leichem  Kapitalbesitz:  der  eine  legt  daBGt  lcl  uuf  Zinsen, 
geniedät  daa  Einkommen,  hat  die  Einkommenssteuer  fiLivon  zu  entrichten  ; 
der  andere  legt  es  in  Bauflächen  an,  die  wüste  liegen,  die  zur  Zeit  nichts 
einbringen,  schläs^t  seine  Zinsen  zu  der  jährlicbeu  Wertsteigening  der 
BaDfliobe»  nod  er  lablt  gar  keine  Einkommensateuer.  Ist  ee  nun  nicht 
billig,  dMt,  wmm  m  idiHanlioh  lar  Beerbang  doi  Humm  kommt«  dieie 
Wertetoigwmig,  die  er  aaob  aelbit  obiie  eigene  Tbfttigkeit  erreiebt  bat, 
darcb  dM  bloete  Fbrtidirflitea  der  fonalea  EatwicUaag  —  eiae  Wert- 
•teigenmg,  die  gerade  bewirkt  hat,  daai  der  Staat  keiae  ESokommeB- 
ateoer  bekommt  ia  der  Form  der  Erbecbafbeteiier  getroffen  vird? 
Diee  iifc  eben  der  Oroad ,  warum  die  firbeobaftestener  in  ihrer  Wdter* 
entwieklang  natnrgemftn  mit  der  wacfaienden  Kultur  und  der  Beden* 
tnng  der  Tanichwerte  entiteht  und  sieb  TerroUkommnen  mim.* 


Bfo  Beiiata  Sualune  d«r  atldtlaehtn  BarOlkermiff  in  Preuaoa. 

Jflnget  itl  vom  K.  pr.  ataüetitebea  Bureau  ein  beaonderee  Heft  faevane- 
g0geben  worden,  dae  die  »vorUkifigen  Ergebnine  der  VolkeeftbluDg  vom 
1.  Dewmber  1890  im  Königreich  Prenmen,  sowie  in  den  FOntentfimern 
Waldeok  nnd  Pyrmont«  enthftli  Daraus  ist  u«  a.  ein  interessanter 
Eiinblick  in  die  Versobiebungen  su  gewinnen,  wdebe  sieh  wäh- 
rend des  leisten  JahrfQnftes  in  der  Verteiinng  der  BeTdlke> 
ruag  auf  dieSt&dte,  Laadgemeinden  und  Gutsbezirke 
▼ollzogen  haben.  In  dem  genannten  Zeitraum  ist  die  Bewohnerzahl  der 
126S  preussisoben  Städte  (einschliesslich  der  im  Stande  dnr  Städte  vor~ 
tretenen  Landgemeinden  bezw.  Flecken)  von  10  602  371  auf  11  783  427 
oder  jährlich  im  Durchschnitt  um  21,35  pro  Mille  gestiegen.  Bei  den 
87  152  Landgemeinden  vermehrte  sich  während  derselben  Periode  die 
Volkszahl  von  15  683  293  auf  16  154  486  oder  am  jährlich  5,94  pro  Mille, 
bei  den  16  591  Gutsbezirken  (einschliesslich  der  Forstbezirke)  vermin- 
derte sich  dieselbe  dagegen  von  2  032  806  anf  2049  339  oder  un\  1,32 
pro  Mille  jährlich.  Lässt  man  die  V6  grossen  Gutsbeairke  von  mohr 
als  2000  Bewohnern  ausser  Betracht,  so  stellt  eich  der  Röckgaug  der 
Volkszahl,  weichein  diesem  Falle  ziemlich  gleichbedeutend  mit  der  für 
die  landwirtsehattlicheD  Betnebe  verfügbaren  Arbeiterzahl  ist,  noch  sehr 
viel  höher.  Auf  die  16  578  Gutsbezirke  von  unter  2000  Einwohnern 
entfielen  am  1.  Dezember  1885  durcbechuittlich  120,29,  am  1.  Dezember 
1800  hingegen  nur  durchschnittlich  118,98  Bewohner.  Die  Abn.ihruö 
der  Bevölkerung  dieser  üutabeziike  betrug  während  diese:}  Zeilrauuiea 
jährlich  4346  Köpie  oder  2,19  Prozent  ihres  BevOlkerongsstandes. 


— e.  Die  preossischen  Sparkassen  im  Eeohnnng'sjahre  1888  bezw. 
1888/8d  mit  EüokbUoksn  auf  die  Vorjahre.  —  (r.  J:.veri,  Mitglied  des 


Digitized  by  Google 


614 


MnwlIeB. 


Königlichen  preuss.  statistidchen  Bureau  ,  veröffentlicht  in  der  »ZUobr. 
des  K.  pr.  stat.  Bur.c  (1890  I.  Halbi  ilu)  über  den  bezeicbncuu  Gegen- 
stand eine  inhaltreiche  und  auch  qualitativ  sehr  gehaltvolle  Abhand- 
lung. Wir  entnehmen  derselben  das  Folgende:  Mit  kleinen  Summen 
beginnend,  lange  Jahre  hindurch  zwar  stetig,  aber  nur  langsam  sich 
ausbreitend,  seigt  der  Binlftg«*  imd  KnditTarkielir  bei  den  prensnadwa 
Staatskaiseii  seit  etwa  iwei  Jahnehnten  eine  erheblieh  tohiwUeteb  mU^ 
vdae  faat  spmoghftfte  Fortentwlekelang.  WSbreod  im  Jahre  1889  e« 
85  Sparkalten  mit  18,ts  Millionen  im  Jahre  1868  in  den  «Iten  Pro» 
f  insen  560  aoloher  Kanea  mit  848,ss  Millionen  M* ,  eiaeehllemlieh  d« 
neuen  aber  917  Sparkassen  mit  471,is  Millionen  M.  an  Einlagea  Tor^ 
banden  waren ,  weiten  die  nachfolgenden  Zntammenatellnngea  für  das 
Jahr  1888  besw.  1888/89  im  ganien  Staaiagel^te  1868  Sparkmeten  mit 
488  Filial-  oder  Nebeokaaten  nnd  1402  Annahmeetellen  ,  ferner  eian 
Einlagegnthaben  Ton  inigeeamt  8889,st  Millionen  M.,  lowie  anter  fia- 
tohlaai  der  Reserve-  und  Nebenfonds  der  Sparkatten  mit  8019^  Mil- 
lionen M.  an  aiotberen  Anlagen  nach.  Aof  den  Versuch,  daa  VerbältDis 
dieaer  Werte  an  dem  gesamten  Volksvermögen  zu  bestimmen,  sei  hitr 
wegen  der  bekannten,  teils  methodologischen,  teils  tbatdächlicbeo 
Schwierigkeiten,  welche  die  Bezifferung  des  Volksvermögens  überhaupt 
bietet,  Vendcht  geleittet.  Recht  anschaulich  aber  ist  ein  Vergleich  d«c 
Sparkassengutbaben  unseres  Landes  mit  einem  besonders  wicLtigen  und 
seinem  Werte  nach  wenigstens  annähernd  wohl  zu  schätzenden  Be- 
standteile des  Vo]ksverruögen9  ,  nämlich  dem  ländlichen  (rrundbesitie 
Man  wird  hier  ah^  Kaulwort  ffir  daa  Hektar  n^bst  allen  anfein  golch*»« 
durchschnittlich  eaUallen  len  Zubehörnn^en  im  all  j;-  ineiDen  etwa  \(K>0  M. 
annehmen  dürfen,  iru  Wealeu,  auf  trutem  oder  hochkultiviertem  Roden 
freilich  oft  ungleich  mehr  ,  in  den  weniger  begünstigten  Landeeteileo, 
namentlich  im  ()stiü,  ilalür  wieder  erheblich  weniger.  Geht  man  von 
dieser  Schätzung  aus,  80  zeigt  es  sich,  daas  die  Einlagen  der  Spar- 
knesen  des  preussiachen  Staates  gegenwärtig  be- 
reits dem  ländlichen  iTruiid.  besitze  der  meisten  em- 
üülnen  Proviui^en  reichlich  gleichwertig  sind.  Der 
ländliche  Grundbesitz  von  Pommern,  West-  und  Ostpreussen  wie  aucli 
Posen,  bleibt  in  diesem  Punkte  sogar  wahrscheinlich  schon  weit  hinter 
dem  Spar1ratienvena6gen  dea  Staates  snraek.  —  Die  Uraachen  di^aes 
grossartigen  Wachatamea  find  aehr  ▼enehiedeBer  Katar*  Die  einte 
hftngen  anfr  innigtte  mit  der  naeh  nnd  naeb  forttchrdteiiden  Umge- 
ataltung  dee  wirttchaftlieh-wmlea  Körpere  anaammeo  nnd  entwiekeh 
aieh  deshalb  awar  aiemlioh  regelmftssig»  aber  f&r  das  einaelae  Jahr  latt 
nnmerUioh  weiter.  Die  allmfthliehe  Umwandlnng  eines  GemeiBweisM 
▼on  Aokerbaoern  und  Handwerkern  au  einem  aokhen  mit  Yorwiegead 
grosstttdnstriellem  Charakter  ist  an  und  ittr  sieh  ein  miehtiger  Hobel 
fQr  die  Auabildnng  dea  Sparkassenweaena.  Der  setbstftndige  Laadviit 
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und  Gewerbtreibende  wird  iraraer  iu  erster  Linie  seine  ErgparniRse  in 
der  eijTcnen  ünternehmunp^  zu  vorwerten  suchen  und  sie  deshalb  ge- 
wöhnlich nur  vorübergeheud  der  Sparka9!»e  anvertrauen.  Dauernd  wird 
er  sich  dieser  letzteren  erst  wieder  zuwenden,  sobald  er  in  der  glück- 
lichen Lage  ist,  eine  völlig  schuldenfreie  und  mit  Kapital  geäättigte 
Wirtiobaft  aein  eigen  an  oenDen.  Auch  fQr  den  Handwerkegeaellen, 
ioweit  denelbe  noeb  daran  denken  kann ,  «ich  lom  eelbeUbidigen  Un- 
temehmer  an&aachwingeD ,  wird  die  Sparkasieoeinlage  meist  nar  ein 
Mittel  iQin  Zwecke,  aber  keine  dauernde  Form  der  Verwertung  seiner 
Eispamisse  bilden.  Die  Iftndlicben  Tagelöhner  endlich  machen  swar 
eine  TOnngsweise  anf  die  Sparkasee  bingewiesene  Klasee  ans;  aber  die 
Zahl  derselben  ist  aaf  einer  Knltorstofe,  wo  nicht  mehr  viel  Boden  ur- 
bar zu  machen  ist  nnd  nicfat  besonders  gfinetige  Verb&ltnisse  vorliegen, 
wie  etwa  beim  Rübenbau,  meist  eine  sich  gleichbleibende,  zum  Teil 
sogar  abnehmende ;  überdies  winkt  auch  dieser  Klasse  als  Ziel  der  Spar- 
thätigkeit  noch  sehr  oft  der  Erwerb  eines  kleinen  Grundeigentanes, 
jedenfalls  viel  öfter  als  den  Fabrikarkeitem  grosser  Stftdte.  Demgegen- 
Qber  zieht  die  neuere  Indnatrie  in  ihrer  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden 
Anzahl  von  Arbeitern  nnd  Werkmeistern  eine  Bevölkerun^schicht 
heran,  für  welche  die  Krhebnnrr  /m  wirthachaftlicher  Selbständigkeit 
meist  ansf^eftchlossen  und  iiuch  der  lOrwerb  «iuea  eigenen  kleinen  Grund- 
besitzes nur  unter  besonders  günstigen  Umstfinden  möglich  ist.  Alle 
diese  Leute  können  ihre  Rrsparnisse  nicht  seibat  verwerten,  sondern 
müssen  sie  ausleihen,  wenn  sje  Kitrug  von  ihnen  haben  wollen.  Ditöed 
steigende  Bedürfnis  nach  Ausleibung  aber  wird  wiederum  je  lüuger  jt» 
mehr,  statt  durch  direkten  Verkehr  von  Gläubiger  zu  Schuldner,  duich 
Veriiiitlelungsötellen  befriedigt.  Je  mehr  Grosabesit/,  uud  üro:i3betrieb 
sich  ausbreiten  ,  desto  geringer  wird  verhältnismässig  die  Auiwuhl  an 
kreditfähigen  Personen  ,  um  so  stärker  aber  für  die  letzteren  zugleich 
das  Bedflrbis  nach  Kreditbefriedigang  im  Grossen.  So  müssen  denn 
dfter  als  früher  im  Interesse  beider  Teile  Anitalteo  eintr^n,  welche 
die  Vermittelaog  dafSr  übernehmen  nnd  den  Kreditgebern  die  8orge 
am  die  Anlegung  des  Kapitales,  den  Kreditnehmern  den  Verkehr  mit 
sahireichen  Einnlgllnbigem  ersparen.  Dieee  natürliche  Entwickelang 
also,  welche  nicht  nnr  mehr  nnd  mehr  aar  Kreditwirtschaft,  sondern 
ancb  inr  KreditTermittelong  führt,  ist  eine  nicht  in  fibersehende  ür- 
eaebe  der  wachaenden  Aosdebnnng  der  Sparkassen  wie  der  Krediten- 
stalten  überhaupt.  Wenn  daher  z.  B.  im  Königreiche  Sachsen  mit  seinem 
ftBegepiftgt  groesindnstrieUen  Charakter  im  Jahre  1885  40,  in  dem  mehr 
bäuerlichen  und  kleingewerblicben  Bayern  aber  noch  nicht  9,  im  preos- 
sischen  Rheinlande  wiederum  in  den  groasindustriellen  Bezirken  Düssel- 
dorf 16,08  und  Aachen  18, so,  in  den  kleinbäuerlichen  Bezirken  Koblenz 
und  Trier  nur  6,25  be/w.  4,  ^  Spnrkasaenbücher  auf  je  100  Einwohner 
enifieleni  so  mag  ein  immerhin  erheblicher  Teil  dieser  Gegensätze  nur 
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dnrcli  die  VenehiedeDheii  dei  wiriiiebaftlieh>tosialeD  BeTÖlkeraogmif* 
bftn«  auf  beiden  Seiten  bedingt  Min.  Nicht  die  Aniabl  der  tparAbigen 
Penonen,  tondern  diejenige  der  Eagleiob»eparkfttieafth]geii«  —  wenn 
man  eo  asgen  darf  —  iit  unter  eonst  gleichen  ÜmettndeD  Ar  den  Zo- 
sprnoh  an  den  Sparhaeien  entecheidend.  ünaeree  Eraehtena  geatattet 
schon  die  Zahl  der  nmlaofenden  Sparkaaeenbfieh er,  welcbeia 
P^oeaen  gegeDwftrtig  5  MiUtonen  fiberBchreitet  und  die  Annhl  d« 
Eiokommenetenenahler,  also  der  Feraonen  von  mehr  ala  9000  X.  ge- 
achfttatem  Einkommen,  nebat  allen  ihren  Angehörigen  hat  um  das 
Siebenfache  flbertrifft ,  mit  einer  gewissen  Sicherheit  den  RQcksehlam 
darauf,  dass  die  Hauptmasse  jener  Bücher  wirklieb  den  9kleinen  Leuten« 
gehört;  denn  andernfalls  müsste  jeder  Angehörige  der  woblhabendea 
Klanen  einschliesslich  der  Frauen  nnd  Kinder  sich  im  Beaitae  nehrero' 
Sparkassen bQcher  befinden.  Auch  die  bei  Arbeitoeinst^llnngen  oft  be- 
obachtete Verminderung  der  Spareinlagen  deutet  daraaf  hin,  dase 
nicht  nur  die  Mehrzahl  der  Einleger,  sondern  auch  ein  grosser  Anteil 
an  der  Summe  der  Einlagen  auf  die  unleren  Klassen  trifft ;  w3re  daa 
Gegenteil  der  Fall,  so  könnte  die  Bewegung  dieses  Teiles  der  Einlageo 
wohl  schwerlich  für  die  GeBanitbev.pgiing^  entscheidend  sein.  —  Be: 
der  städtipchpn  ?!pf\rkasse  rn  Dortmund  (mit  78  435  Einw.)  finden  sich 
1813  Einlagen  von  Uandwerkameistem  .  .  .  mit  2  553  502  M 
813       *  >    Gesellen,  Geschäftsgehülfen  .     »         417  852» 

689        '  ^    Fabrikarbeitern  »         287  332  > 

1979  >    Üerg-  und  Hüttenarbeitern  .     >       2  051514  > 

1332       .         >    Dienstboten  »         ^44  791  • 

805       »         *    anderen  Personen    aus  den 

handarbeitenden  Klaäsen  .     »         954  024  » 

1431       »         >    Landwirten  »       6  4xioOäl  » 

532       »         >    öffentlichen  und  l'i ivatkasjieu     »  708  792  » 

11567       >         *   sonatigen  Persooeu,  einschl. 

ca.  2300  Bacher  fiir  Kinder 

aua  der  Pfennigsparkaiae  •    »      7  070 125  » 

SOMl      >   »  MSMttt  > 

Die  sahlenmSeaige  Z  n-  und  Abnahme  der  auf  die  «naelnaa 
Kontenklaaaen  entfallenden  Sp. K. Bilohcr von  1859 hie  1888 erg'wH nA 
Intereaiantea.  Alle  Kontenklaaieii  wieeen  in  dieaen  iwei  Jahnehntta 
einen  sehr  bemerkenawerten  Zugang  auf.  Die  Konten  fther  600  M •  er- 
fuhren eine  gans  betrichtliohe  Zunahme  in  den  Jahren  1871  bia  1875; 
auch  die  mittleren  Konten  aeigten  in  dereelben  Zeit  ein  Tomgawei» 
atarkea  Waohatum,  wfthrend  die  UeineB  nnd  kleinaten  eieh  am 
aten  mehrten.  Gerade  in  der  »GrOndeneitc  aleo  nahmen  die  Sparki 
htteher  und  awar  haupteftchlieh  die  auf  hShere  BetAge  lautenden  be- 
sonders atark  za.  In  dieaen  Jahren,  in  welchen  daa  eigeotliehe  Kapital 
iu  anagiebigater  Weiae  auaaerhalb  der  Sparkaaaen  Verwendung  aoehti^ 
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wird  man  jene  Bewegung  als  ein  Spiegelbild  überaus  gfinstiger  Er- 
werbs verliältniBse  in  der  arbeitenden  Klasse  betrachten  dürfen;  die  Er- 
sparnigse,  welche  hier  gemacht  werden  kouuten  ,  waren  so  ^toss,  da«s 
gerade  dadurch  die  h(  heien  KontenklaBsen  eine  verhaitniamässig  weit 
grössere  Vennehruu^'  autwicaen  als  die  niederen.  Ganz  anders  verlauft 
die  l^intwickelnng  in  den  nächsten  .Itihren  tiefen  wirtschaftlichen  Druckes. 
Die  mittleren  Konten  nehmen  nur  wenig  zn,  zum  Teil  sogar  ab,  so  dasa 
der  zeitweilig  sehr  grosse  Zuwachs,  welchen  die  kleinsten  Konten  hier 
erfahren,  wohl  weniger  den  Hinzutritt  zahlreicher  neuer  Sparer  als  viel- 
mehr üaa  Herabsinken  aus  höhereu  in  nie  lera  Küütenklassen  andeutet. 
Auch  die  Zunahme  der  Einlagen  über  8Gu  M.  wird  eine  wesentlich  lang- 
samere. Nachdem  1879  mit  einer  Zunahme  von  nur  99  091  Sparkassen- 
bfiehtni  dw  tüble  Stand  dorielboii  Mit  1870  orrdebt  war»  bringwi  die 
nftehaten  Jabte  wieder  eine  Steigerang,  nnd  swar  am  meiiten  bei  den 
bleinftoir  aftehetdem  bei  den  grOetten  Konten;  die  errteien  waebten 
1882  nnd  1888  ao  eUrb  wie  nie  sayor,  wobei  wobl  die  damelt  aebr 
rege  Bewegung  für  das  Sparmarkensyslem  wesentlieb  mitgewirkt  bat. 
Aneb  die  grossen  Gnibaben  nebmen  betrikbtlieb  la,  in  den  lotsten  drei 
Jabren  stftrker  als  alle  anderen.  ünaweifelbaA  aber  baben  bier  in  den 
dem  Beriebiqabre  TOiangebeaden  Jabren  der  Niedergang  des  Snsfnsses, 
die  Konvertiening  der  Staats-  and  Kommonalpaptere .  die  Zweifel  an 
der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  daraas  entspringende  Mangel  an 
wirtscbaffcUcber  Untemebmongslnst  zahlreiche  kleinere  wie  auch  grossere 
Kapitalien  den  Sparkassen  zngefübrt,  besonders  weil  dieselben  dem 
Sinken  des  ZinafiuMs  nicbt  immer  alsbald  zn  folgen  Termocbten,  w* 
gleich  aber  eine  nabeca  vollkommene  Sicherheit  gegen  Verlust  am 
Kapitale  boten.  Inzwischen  sind  die  Sparkassen  fast  allgemein  ^'ti  ent- 
sprechenden Herabsetzungen  des  Zinsfusflea  für  ihre  Einlageu  Hein  it  ten : 
derselbe  V>eträgt  in  den  östlichen  L'rovinzen  meipt  8 — 4,  in  den  west- 
lichen 2^  big  4,  bei  einzelnen  bparkaaeen  nur  noch  II  Froceut.  Zu- 
gleich liatte  aich  im  Laufe  des  Jahres  1888  das  Vertrauen  in  die  Sicher- 
heit der  politiflohen  Lage  und  damit  eine  erheblich  grössere  wirtschaft- 
liche und  spekulative  Regsamkeit  wieder  eingestellt.  Bei  dieser  Sach- 
lage hätte  man  in  jenem  Jahre  auf  eine  verhältnismässig  nur  geringe 
Zanahme  der  gröaaeren  Konten  rechnen  dürfen ,  da  die  blossen  Ver- 
let^enheitsemlagen  der  Vorjahre  sicher  wieder  in  Maasen  aus  den  Spar- 
kassen herausgezogen  worden  sind.  Um  so  erfrenlioher  ist  es»  wenn 
dieser  gewiss  begründeten  Yoraossetzong  ungeaobtet  die  grosseren 
Konten  siob  naob  wie  tot  besonders  stark  Termelut  baben.  Der  Zn* 
waebs  wird  ibnen  unter  den  erwftbnten  UmstftDden  niebt  ans  Kapita- 
listenkreisen» also  niebt  Ton  oben ,  sondern  von  nnten  bor,  dnreb  hftn* 
figes  Aafirteigen  aas  niederen  eo  böberen  Kontenklassen  gekommen 
s«in.  Gleiebwobl  ist,  wie  ein  Blick  anf  die  obigen  Zitbrn  lebrt,  aneb 
der  Zawaobe  der  mittleren  Konten  im  Beriobt^abre  grOsser  gewesen 
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als  je  vorher,  nnd  nur  die  kleinen  und  klemsti  n  KuKit^cn  bis  150  M. 
haben  «ich  während  eiDüelner  Vorjahre  noch  stärker  vormehrt. 

Die  Anlegung  der  Sparkaeeengel  der  betreüend  hat  iich 
das  Verhältniis  Vedentend  zu  Gunsten  der  Inhaberpapiere  uhi 
EU  Ungunsten  der  u brisen  Anlapfef'ormen  mit  Ausnahme  des  etwa  gleich- 
gebliebenen Frozen tanttiil es  der  Hypotheken  Terschoben  i  es  warea 
nämlich  uugelegt 

im  Jahre         in  üy[>otheken        in  Inhaberpapiereu  anderweitig 

Prozent  d^  Staatskassengelder 
1871  5S,ot  20,61  26,4« 

1878  56,tT  21,69  Sl,7« 

1888  53^  88>f7  18^ 

Ein  «rlieblielier  Teil  der  Steigerung  des  Anteilee  der  IiAslierpapi^  M 
fibrigene  wob!  nur  auf  Knrwteigenittgen,  nicht  Aof  Aendemngen  dir 
VerwmltQngsprazia  bei  der  Anlegung  der  Sperkenengelder  lorftekn» 
fittuen.  Dies  seigt  sieh,  wenn  man  die  Bewegung  der  Inlinberpapieis 
nacb  ihrem  Kurswerte,  sn  welchem  sie  in  obiger  Uebenicbt  eingeilsUt 
worden  sind,  mit  deijenigen  naoh  dem  Nennwerte  Terglmehi.  Im 
Jahre  1878  waren  dem  Kennwerte  nach  828,»t  Millionen  M.,  dem  Knn- 
werte  nach  SIO^t  Millionen  M.  Anlagen  in  Inhabeipapieren  Torbandm; 
der  Eunwert  der  Inhaberpapiere  berechnete  eich  also  anf  8€Ut 
ihres  Kennwertes.  Yen  da  ab  —  frflber  wnrden  nicht  beide  Wsrir 
eingestellt  —  nähert  sich  der  Kurswert  mehr  und  mehr  dem  Ksbd* 
werte,  bis  er  im  Jahre  1882/88  denselben  schon  ein  wenig  überschreitd 
Im  Jahre  1888/89  endlich ,  wo  einem  Kennwerte  der  Inhabarpapios 
von  984,os  Millionen  JA.  ein  Kurswert  Ton  1004,u  Millionen  gegenfiber- 
steht,  ist  der  letztere  bereits  auf  102,o4  des  ersteren  gestiegen.  8iai 
also  die  lohaberpapiere,  welch  e  im  Jahre  1888  Ton  den  Sparkiessa  er« 
worben  waren,  denjenigen  von  1878  ungefähr  gleichartig,  sosiadfilNr 
5  Proz.  von  dem  gegenwärtigen  Kurswerte  auf  die  inzwischen  einge- 
tretenen Steigerungen  derselben  tu  rechnen.  — Die  Anlegung  in  Inhaber- 
papieren  i.tt  am  stärksten  in  Herlin,  wo  aie  fast  drei  Viertel  des  Spar - 
krtHsenvermögens  pi^e^i  ii  \s  t'uig  über  ein  Zehntel  in  Schleswig-Holstein 
umlnöHt.  Die  Üegebuag  auf  Schuldscheine  ohne  Bürgschaft  ist  nirgend» 
häutig,  auf  solche  mit  Bfirgdchaft  dagegen  erheblich  in  den  BezirkeQ 
Trier,  Schleswig  und  Kassel,  wo  sie  ein  Fünftel  bis  ein  Siebentel  aller 
Anlagen  aubmHcht;  am  meisten  verbreitet  ist  sie  in  ^^hleewig 
52,51  Millioucii  M.  aoicher  Anlagen  bei  132,s9  im  Staate  überhaupt.  Die 
blark  al  nehniende  Unterbringung  anf  Wechsel  tritt  uirgeuds  mehr  mit 
besoiidora  Lohen  absoluten  Ziffern  auf;  im  Verhaltoisse  zu  den  anderen 
Anlagen  iät  sie  von  Bedeutung  namentlich  in  den  Bezirken  Gumbinnen, 
Posen,  Danzig  und  Bromberg,  wo  sie  10  Pros,  übersteigt.  Die  Anlage 
anf  Faustpfand  (Lombard)  ist  von  Erheblichkeit  nor  in  wenigen  Be- 
nrken,  Terhftitnismftssig  am  bedeatendslen  in  Daatig,  nichstdem  auch 
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in  Anrieh,  wfthxencl  diejenige  bei  öffentlichen  Instituten  and  Korpora- 
tiosen  am  meisten  in  Westfalen  und  einigen  Teilen  Ton  Hannover  her- 
Toxtritt.  —  Ebenso  grosse  Uoterschiede  wie  die  einzelnen  Landesteile 
weisen  hinnchtlicb  der  Anlegung  ihrer  Gelder  die  einzelnen  Arten  der 
Sparkassen  auf.  Begreiflicherweise  findet  der  st&dtische  Bodenkredit 
verhältnismässig  die  stärkste  Stütze  in  den  städtischen ,  der  ländliche 
in  den  Landgemeinde-  u.  s.  w,  Sparkassen,  nilchstdem  in  den  Kreis-, 
Amts-  und  t^ezirk.aamtasparkaaaen.  Während  nämlich  die  eräteren  31,6» 
Proz.  ihrer  Anlagen  auf  städtische  und  nur  17,!»i  auf  ländliche  Hypo- 
theken machen,  entfallen  bei  den  Landgemeinde-  u.  s.  w.  hf^zw.  den 
Kreis-  u.  s.  w.  Sfi  ukasscn  nur  13,4*  bezw.  18,27  Proz.  der  Anla^^en  auf 
städtische,  dageg'  n  17,  ,  Im  zw,  37,98  Proz.  auf  ländliche  TTypothekoa. 
Von  diesem  Standpunkte  ans  macht  es  also  beispielsweise  wieUei  einen 
sehr  merklichen  Unterschied,  ob  au  einem  Orte  eine  städtische  oder 
eine  Kreic^sparkasse  besteht;  die  eine  ersetzt  die  andere  keineswegs  voll- 
kommen, weder  für  die  Einleger  noch  för  die  Kreditnehmer. —  Was  die 
nbrigen  Arten  der  Belegung  uiibclnlit,  so  ist  besonders  hervorzuheben, 
dass  bisher  nur  die  Vereins-  und  Frivatsparkaäsen,  nächstdem  die  Land- 
gemeinde- u.  s.  w.  Sparkassen  einen  erheblichen  Theil  ihrer  Bestände 
zu  Gunsten  des  Personalkreditee  Tenrenden.  Bei  den  enteren  waren 
44,m  Hillionen  II.  anf  Sebnldacheine  mit  und  ohne  BOrgnbaft  aiuge- 
lieben,  d.  u  I0,u  Pros,  des  ganzen  sinsbar  angelegten  Vermögens  n«d 
fiMt  ein  Drittel  d«  geBamten»  von  den  Sparkaaien  flberhaupt  gewfthrten 
Bfirgtebaftakrediteai  wosn  dann  noch  ld,»s  Millionen  H.  Weofaselkredit 
(8pss  Pios.  der  Qaeamtanlage  der  Yereini-  and  PriTattparkaaien)  kamen, 
wibrend  von  den  Anlagen  der  Landgemeinde-  n.  i.  w.  Sparkaieen 
lOiSi  VxiUm  anf  Sehnldschein-,  l,st  Pros,  aof  Weehielkredit  entfielen.  — 
Wae  die  fiedentnng  der  einseinen  Arten  von  Kasten  ftlr  den  Kredit  im 
Gänsen  beiriffi,  so  stehen  die  etftd tischen  Sparkassen  weitaus  in 
erster  Linie ,  da  sie  an  den  mehr  als  8  Milliarden  des  sinsbar  ange- 
legten Bparkssscnvermflgens  fast  mit  der  Hftlfte»  nämlich  mit  1465t7s 
Millionen  M.  beteiligt  sind.  Die  vorzugsweise  ländlichen  —  nämlich 
die  Kirchspiels»,  Flecken-  und  LaifdgemeindesparkapRcn  —  haben  noch 
nicht  ein  Zehntel  von  dem  Kreditverkehre  der  städtischen,  die  Kreis-, 
Amts-  und  Bezirksamtssparkassen,  deren  Geschäftsbetrieb  sie  meist  auf 
Stadt  und  Land  zugleich  hinweist,  etwa  drei  Fünftel,  die  Vereins-  und 
Privatsparkassen  etwa  drei  Zehntel,  die  ProvinüaU  und  ständischen 
Sparkassen  etwa  ein  Fflnfsehntel  desMlben  an&aweisen. 

Die  Verteilung  des  Grundeigentums  in  den  Provinzon  des  preus» 
sisoben  Staates.  —  l>cr  Herr  Geh.  0.  R.  H.  Blenck ,  Direktor  des  K. 
preu88.  stat.  B.  macht  iiber  obigen  Gegenstand]  in  dem  soeben  ausge- 
gebenen Heft  II  der  Materialien  des  K.  pr.  Noi innlkalondrr-^  für  1892 
o.  A«  die  folgenden  Mitteilnogen ;  »Von  den  zur  Zeit  der  Uebäudesteuer- 
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Revision  itn  preiisaigchea  Staat  (mit  Aus  scblues  von  FTohenzoUerr»)  Tor- 
banden  n^ewcsenen  1559  712  ländlichen  Privatbeutsangen  mit  eiatt 
natsbaren  Flache  voa  23  933442  ha  entiieleD; 


Besitzungen 


eine  uuUbard 

Fläch« 
Hektar 

9  073  187 

7112  150 

4  50P  869 

3238  236 


37^ 

29,7 

13.» 


fiberhaupt  Proi. 
Orosagrundbeeits    ....       32  488  2,i 

mittleren  Bedts   182  410  11,1 

Kleinbesitz   266  187  17,1 

Parsellenbesitz   1078  627  69,i 

Hierbei  sind  die  Landgüter  mit  einem  Gmndstenerreioertrag  von 
über  1500  M.  als  Grossgrand  besitz,  die  mit  einem  solchen  von  bis 
1500  M.  als  mittlerer  Besitz  und  die  selbständif^en  Anvi'e«en  mit  einem 
Reinert  r;i^^  voti  nnter  300  M.  ala  Kleinbesitz  zusauinieugefasst  worden, 
während  dm  unselbständigen  Beaitzucperi,  deren  Ertrag  nicht  hinreicht 
zum  Unterhalt  der  Besitzer,  so  dass  dieselben  genötigt  sind,  dazu  noch 
anderen  Verdienst  durch  Tagelohn  u.  s.  w.  suchen  zu  mOasen»  dem 
Paraelienbesitze  gleichgestellt  VLir.lon. 

Die  Verteilung  deb  Grundeigeutums ,  wie  sie  vorstellend  für  den 
ganzen  preusaischen  Staat  dargestellt  ist,  erleidet  nach  der  einen  und 
der  anderen  Seite  bin  erlieUiehere  Abw^ohnngen,  sofern  die  einzelnen 
ProTineeD  und  Begierangebestrke »  oder  noeb  kleiaere  QebietitcUe^ 
also  etwa  die  Kreise,  in  Betraebt  geMgen  werdeo.  Fflr  ecstei«  a.  B. 
ergiebt  sieh  Folgend  ee.  Es  kameo  Ftoieiit  roa  der  Gesamtzabl  der 
Bentinngen  auf  den 


in 

Groti- 

mittloen 

m  * 
«kJttn* 

Pteae» 

den  Provinien 

grandbeeits 

Beriti 

beaita 

beeit 

Ottpreniien    ,  .  * 

l.t 

19,s 

SB,. 

56^ 

Westpreniten  .  .  . 

II.* 

BI.» 

84,* 

Brandenburg  .  .  . 

15,4 

lB,s 

«8^ 

Pommern    .  .  .  . 

BO,s 

84,. 

2.5 

e,i 

28,. 

8a;7 

Schlesien    .  '  •  . 

8^ 

lU 

78». 

Sachsen          .  , 

3,4 

11^ 

88,7 

Scbleswig-Holatein  . 

15,4 

50,. 

Hannover    ,    ,    ,  , 

%ß 

18,8 

21,4 

57,. 

Westfalen   .    .    ,  , 

u 

14,4 

69,4 

Hessen -Nassau    .  . 

0.9 

6,« 

16,1 

76,8 

Rheinland  .    .    .  . 

0,9 

5,8 

U.9 

78,4 

Nach  der  Zahl  der  Liegenschaften  ist  der  Gross-  und  der  mittlere 
Grnnd besitz  am  stRrksten  in  Schleswig-Holstein  vertreten,  wo  beide  %  - r- 
eint  noch  etwas  über  ein  Drittel  ausmachen.  Dagegen  ragt  der  Klein- 
besitz in  Ostpreussen  und  l'otseu,  wu  aul  ihn  aniiHherud  ein  Drittel,  der 
FtaieUenbeiits  aber  im  Rheinlande,  in  Schlesien  und  Hessen -Nass a  u  ber- 
▼or,  wo  anf  ibn  Aber  drei  Viertel  der  gesamten  Anweeen  entfallen. 
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Ein  ganz  anderes 

Aussehen  g 

ewinnt  das  Bild  indessen, 

wenn  man 

nicht  die  Zahl  der  T/ipcrenschaftnn, 

K andern  deren 

gesamte  nutzbare 

Fläche  zu  Grunde 

legt.  Von 

der  letzteren 

kamen  Prozent  auf  den 

in  den  Provinsen: 

Gross- 

mittleren 

T  ■  1 

Kltiui  - 

i  arzellen- 

gruQdbeaiiz  Besitz 

OMltz 

besits 

Ostprenssen    .  .  . 

33.» 

29,7 

28,T 

8,1 

Wettprenisen     .  . 

*%• 

21,» 

10,» 

Brandenburg  .  .  . 

42,e 

29,1 

18,» 

11,4 

x^ommeni    *  .  .  • 

68,0 

17,» 

13,t 

7,« 

59»» 

12»! 

18,« 

10,« 

Schienen  .... 

&0»i 

11,T 

18,« 

Sachten  

88^ 

88pt 

12.» 

11.« 

Sehleewig-Holitein  . 

28,T 

50,» 

II*« 

9.« 

Hanttover  .... 

52,4 

28,1 

11.« 

Westfalen  .... 

17.7 

19,» 

19.» 

Hessen-Nassan    .  . 

10,» 

28,« 

80,9 

30.1 

Eheinland  .... 

14,4 

28.4 

27,8 

34,4 

Damach  ut  der  Qrosfgnmdbesitz  besonders  stark  in  Pommern,  Posen 
und  Schlesien  ,  sehr  echwach  aber  In  den  westlichen  Provinien  des 
preussischen  Staates  vertreten,  während  der  mittlere  Besitz  in  Han- 
nover and  Schleswig-Holstein  —  mit  über  die  Iirilfte  —  den  grössten 
Anteil  an  der  Gesamtfläche  aufweist.  Der  Klein-  und  Par/ollenbesitz 
endlich  ragt  in  Hessen-Nassau  und  in  der  Rheinprovinz,  ernte) er  auch 
in  Oötpreusseu  ¥or.  Als  eigentümlich  fiir  die  innere  GeötaHui.;^  lor  Be- 
eitzklasapn  in  einzelnen  Landesteilen  erscheint  von  voruheiein  das 
Ueber wiegen  ihres  Anteils  an  der  Fläche  bei  einer  gleichen  oder  ge- 
ringeren Beteiligung  an  der  Zahl  der  Liegenschaften.  So  steht  be- 
züglich letzterer  in  Schlesien  der  Grundbesitz  hinter  dem  Staatsdurch- 
schnitt (1,8  gegen  2,1  Proz.)  zurück,  überragt  denselben  der  Flüche 
nach  aber  erheblicli  (50,i  gegen  37,»  Proz.),  während  umgekehrt  Schlee- 
wig-Holstein  mit  6,&  Proz.  der  Besitzungen  über  und  mit  28,7  ProB,  der 
nntkbaren  Flftohe  anter  jenem  Durchschnitt  steht.  An«  den  Ahwei* 
cbnngen  innerhalb  der  einielnen  Proviasen,  Berirke  n.  i.  w.  darf  je- 
doch weder  den  QeaamtTerhftItniaen  de«  Staate  gegenQber,  noch  auch 
an  eich  ein  gfinetigee  oder  nngfinstiges  Urteil  ohne  weiteres  hergeleitet 
werden,  da  die  Yersohiedenartigkeit  der  Bodenbeschaffenheit,  des  Klimas, 
des  Tolkscharakters ,  der  Kapitalhrftftigkeit  der  Bevölkerang  n,  a.  m. 
hier  als  wesentlich  mitbestimmende  QrOssen  in  EVage  kommen.« 

(Reichs-Ans.  1891.  Nr.  86.) 

Die  jahresdarohschniitUcheB  InlaadpreiM  bedevtender  Verar- 

beitongsstoffe  ,  Kolonialwaren  u.  s.  w.  bewegten  sich  laut  der  Hamb. 
H.-Statiätik  in  Hamburg  während  des  Zeitranmes  1881  bis  1889  (in  Mark 
pro  100  Kilogramm  netto)  wie  folgt : 

ZaUsokr.  t  StMttw.  ISSI.  Hl.  Halt  40 
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Jahra  ^oi^'^oii^'  FlAch«  Seide  Leder  Indigo  Eisen  Kupfer  Zink  Zinn 

1871/75  U9,ti  884^4  128,i>  4885,m  842^«  1518,m  10,*i  179,m  46^  259^ 

1881  110,1t  888i4«  120,«i  8189/M  814,n  I398,u  5,m  1S5,i»  86,»  187^ 

1882  1U,7S  fl60,M  lil,M  8026,64  818,tT  1862,m  6,t«  148,m  88,*s  199^i 

1883  110,»  845^7  121,>i  8826,i4  860,t7  1803,1«  136,t«  36,4»  198^ii 

1884  102,f  I  200,7t  ld8,M  8008,m  871,»  1288,«b  5,7?  124,t4  84,*»  170,71 

1885  I02,4t  202^t  148,1»  2902,7o  330,s«  1080,so  5,t4  110,ti  25,t4  168,m 

1886  96,46  187,16  132.8*  2686,i3  336,63  llU,4i    4,77  1  03,3i  27^»  169^ 

1887  92,»»  184,47  96.i»a  2616.7«  330,4^  1079,»?   5,««   99,6t  2S,o6  185,»i 

1888  lOl.Mt  151/    73,s6  2370,4-  234,.c  1058,«,    4.»*  142,7«  23,:3  210,« 

1889  97,74  165,»»  74,»4  3061,7»  219,»»  U9d,»4  6»»  109,st  23.m  184,»: 


1871/75  160,4»  101,7«  282,74  54,5«  148.4h  21,^.  126,»«  58,i4  61,««  43,4. 

1881  124, 4G  137,««  216,74  50,r.T  130,4t  19,76  105,77  62,sö  91,««  46.«: 

1882  100,3j  110,M  214,77  49,37  11 6,2s  17,«4  110,ot.  58,to  79,t7  39^» 
18b3  100,19  158,77  210,ift  46,57  112,««  129,3:.  48,ci  83, n  41,v 

1884  99,83  148,w  212,o,5  3ü,66  123.s4  18,4*  14Ö,aj  41,i4  66,6«  37,« 

1885  9l,«(,  160,14  206,17  26,t.«  125.4.  17,'«7  152,oo  51,o2  70,*i  33.f5 

1886  99.40  137,78  203,4;  24,«*  127, r,i  10, s7  159,»3  47,85  7i>,*6  24,i7 

1887  153,96  142,85  178,74  25,2o  llö.is  16, «i  189,95  38,m  73,?«  24.1* 

1888  134,äu  130,71  205, 4i  29,««  115,67  lG,oi  152,77  37,3:  75,» j  1*J^* 

1889  159,57  127,44  204,s«  41,sf  125,7t  17,4*  135,8i  38,«*  73,ä4  20,:» 

OenotaaiiBcliftftofonitML  Im  Regierangtbesirk  Stade  lind  Geoo«t«j>* 
•chaftefoieten ,  wdebe  «ieh  nach  ihrer  Beschaifenheit  und  ihrem  Um- 
fange SD  einer  fontinttnigen  BewirUchaflong  eignen,  mit  einem  Geeamt- 

flUcheninhalte  von  mnd  8740  ha  verbunden.  Diese  geineimchaftlichea 
Holzungen  sind  zum  grössten  Teil  von  den  UofbesitMrn  ge  111  einschalt» 

Heb  angelegt,  zum  Teil  auch  durch  Gemeinheiteteilung  und  Vorkoppe- 
lung allen  oder  einseinen  Besitzern  der  betreffenden  Gemeinden  aU  Ab- 
findung überwiesen  worden.   Der  Ursprung  der  Gemeinschaft  dürfte 

auf  die  alte  Markgenossenschaft  zuruclizufnhron  sein.  Gegenwärtig 
bilden  diese  Gmossenfichnftsforsten  eine  M  i  1 1  e  1  s  t  u  t  e  z  w  i  «s  c  h  e  d 
G  e  m  e  i  u  cl  0  w  a  1  d  u  n  g  e  n  u  n  d  1'  r  i  v  a  t  w  a  1  d  u  n  «7  c  u  ,  indem  »i*^ 
zwai'  rpclitlich  zu  drn  letzierfn  f^ebören,  svV)fr  doch  nach  ihi>}ni  l  r- 
epruDge  ,  ihrer  wirtschaftlichen  bedcutung  und  den  bei  ihnen  obwal- 
tenden Besitaverh&ltnissen  den  Genieindewaldnngon  nahe  stfhen.  I'a 
die  Erhaltung  der  Genossenschaftsforsten  für  weite  Kreise  der  Lindl ici»en 
Bevölkerung  von  hoher  Wichtigkeit  ist,  indem  die  Walduiitzimg  eine 
wesentliche  (uondlHge  ihres  wirtschaftlichen  Gedeihens  bildet,  und  da 
ohne  gesetzliche  Schraukeu  diese  Waldungen  immer  uiehr  dem  Ruin 
entgegen  gingen ,  sind  dieselben  nach  Masagabe  des  Gesetzes  vom  14. 
Mftrs  1881  hinuehtUch  des  Forstbetriebes  und  der  Benntsung  anter 
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sta.itliclie  Aufsicht  gestellt  und  hiusichtlich  dea  t'or.stlichen  Betriebes 
einer  Revision  unterworfen  worden.  Diet>o  lievisionen  werden  von  Zeit 
zu  Zeit  wiederholt  und  grt'ittD  in  Jit;  besteiiendün  Verlialtnisse,  Eiu- 
richtungen  und  he  rgebrachten  Gewolniheiten  abiindernd  und  beschrän- 
kend uur  ioHou  c'it  ein,  uls  diea  die  Erhultun^'  und  die  eventuelle  \Viedör- 
herBteliuDg  eines  geordneten  Zustande»  der  Uolzungen  erforderlich 
macht.  (Ü.  Keichsauz.  28.  Febr.  1891.) 

Die  Bauart  der  Oebfade  Im  yreauiaeliea  Staat.  Hierftber 
macht  der  »Dentiobe  R.A.«  (1691  Nr.  74)  Mitteilnngeii,  denen  wir  Fol- 
gende« entnehmen :  Ton  den  7  558  259  Qebändea  des  prenniaehen  Staatec 
—  anieohlieielieh  Hoheniollern  und  des  Stadtkreiae«  Berlin,  der  hier 
nach  Lage  des  Materials  gleiehfklls  ausser  Betraeht  bleiben  mosete  — 
hatten 2 845  512 oder  87,7 %  masiiye  ü m f  a s s  q  n g e  wftnd%  B781 805 
oder  49,4%  solche  Ton  Faohwerk  oder  mitBiegelwftnden,  796844  oder 
10,5  «I«  dergleiehen  von  Hole  und  182601  oder  2^  ^s  sonatige  UmfiMsunga- 
wände,  wHlireud  1497  Baulichkeiten  ausserhalb  der  genannten  Gruppen 
fiL'len.  Was  die  Provinaen  anlangt,  so  hatten  von  den  Geb&oden  in 
Frosenten 


maasive 

Fachwerk- 

Hols- 
wände 

8on  stifte 

in 

UmfassTinga- 

oder 

Umfasäungg- 

wände 

Uiegehväude 

wäudti 

Ostpreuasen 

24,5 

19,5 

50,8 

6,2 

Weatpreussen 

21,9 

41,0 

41,6 

5,5 

Brandenburg 

42,4 

50,6 

5.2 

1,8 

Ponmem 

2^,3 

78j6 

2,0 

2,1 

Poeen 

24,8 

45,8 

20,4 

10,0 

Schlesien 

58»0 

22,6 

22,9 

1.5 

Saehaen 

88,7 

56,5 

2,1 

2.7 

Schleawig-flolatein 

58,4 

85,5 

4.9 

1,8 

Hannover 

21,5 

74,2 

2,7 

1,6 

Weatfalen 

26,1 

70,6 

1,5 

1.8 

Heaaen-Naaaan 

16,5 

81,2 

1,5 

0.8 

Bheinland 

55,9 

4^5 

1.0 

0,6 

Es  zeichnen  sich  also  die  Provinzen  Schleswig-Holstein,  Rheinland 
nnd  Schlesien  durch  ihre  grosse  Zahl  massiver  Oebaade,  welche  Über 
die  Hälfte  der  Geaamtsabl  der  letzteren  betragen,  ana;  dagegen  besitzt 
in  Heaaen-Nassau,  Hannover,  Weatpreussen,  Pommern,  Poaen  und  Ost- 
preussen  noch  nicht  der  vierte  Teil  der  Qebftnde  massive  ümfassungs- 
wände,  und  Westfalen  steht  nnr  um  ein  Geringes  günstiger.  In  Hessen- 
Na'isan,  Hannover,  Pommern  und  Westfalen  überwiegen  die  Gebäude 
unt  Umfassunf^8wrindou  von  Fachwerk  und  mit  Riegelwänden  mit  über 
70  »lo,  während  in  Ostpreusaen,  Weatpreussen,  Schlesien  und  Posen  die 
Gebäude  mit  Umfassungawl^aden  von  Holz  bedeutend  über  den  Staate- 
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Minellen. 


durchtschnitt  vertreteu  sind.  Waa  die  Keirierungsbezirke  betriilt,  ««3 
zeigten  in  Trier  92,8^0,  in  Hiliiosheim  da^'.  gen  nur  9,()<>'-  aller  Gebäude 
massive  UiafaRsuugswaniie ;  im  letztgeuaunten  Bezirke  waren  88,2*»  mit 
Ümfaüsungawiinden  vom  Fachwerk  bezw.  mil  Riegel  wänden ,  ferner  lu 
Gumbinnen  64,1  ®fo  mit  üuifaseungsw.lnden  von  Holz  verseiieu. 


Die  Bedachung  botreffenti  waren  von  je  lüO  Gebäuden  üb»- 
baupt  gedeckt 


.    ,                  mit  hartem 
m  den  Provinzen 

halbhartem 

weichem 

gemiaektMi 
imd  soiiatigwn 

M  a  t  e  r  1  a  1 

O.^tpreassen 

24,8 

72,8 

0.7 

Westpreusaeii 

29,2 

8,3 

61,2 

1.3 

Brandenburg 

G4,3 

8,2 

25,7 

1.8 

Pommern 

40,0 

9,7 

48,0 

2,3 

Posen 

32.9 

9,3 

55,7 

2,1 

Schlesien 

42,7 

4.6 

4Ü,t> 

6,1 

Saclit^en 

88,3 

8.1 

7.4 

1.2 

Schleswig-liolstein 

35.5 

5,0 

56,9 

2,6 

Hannover 

65,0 

0,8 

30,1 

4.1 

Westfalen 

83,4 

1,1 

12,4 

3,1 

Hessen-Nassau 

86,2 

0,3 

11,5 

2.0 

Rheinland 

81,6 

0,9 

14.8 

2,8 

Hiernach  wog  die  harte  Bedachung  vor  —  bei  vier  Fünfteln  bit 
neun  Zehnteln  aller  Qeb&nde  —  in  den  Provinien  Saebeen »  Hema 


Nassani  Westfalen  nnd  im  Rheinland;  anch  inHanno?er  und  Brandes- 
burg  (ohne  Berlin)  waren  noch  nahem  awei  Drittel  aller  GebAnde  mit 
hartem  Material  gedeckt.  Dagegen  fand  eich  weiche  Bedachung  in  Otl- 
und  WestpreuMen  bei  nahesu  drei  Vierteln  besw.  swei  Dritteln  alkr 
Gebftttde;  daaielbe  Material  war  anoh  in  Schleswig^Boletein  nndPoiea 
noch  bei  mehr  als  der  Hftlfte  aller  Qebäade  Tertreten  nnd  erreicbte  in 
Pommern  nnd  Sehleaien  noch  beinahe  die  HUfle.  Deckungen  mit  halb- 
hartem  bttw.  gemischtem  nnd  eonitigem  Material,  die  im  Verhtltni« 
an  den  anderen  Bedachungsverfahren  überhaupt  nur  selten  Torkommeii 
waren  in  Pommern  und  Poien  beiw.  in  Schienen  und  Hannover  noch 
am  aahlreichaten  au  finden. 
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— e.  Ifatletovite ,  Alex,  v  ,  Die  Zollpolitik  der  Oosterreichisch- 
üngarischeii  MoDarclnie  and  des  Deatscben  Reiches  seit  1868  und 
deren  nächste  Zakunft.    Leipzig,  Duncker  und  Humblot,  1891. 

Ein  Werk  von  00  Druckbogen  mit  oiuer  Fülle  wohl  gesichteten, 
übersichtlich  und  vergleichbar  gemachten  Materials!  Die  Gabe  kuuute 
nicht  gelegener  kommen,  als  eben  jetzt,  wo  ein  veränderter  Kurs  der 
Handelspolitik  der  beiden  Reiche  in  Frage  steht  und  ein  für  die  mittel- 
europäische Hundellpolitik  vielleicht  für  lange  grundlegender  Vertrug 
zwischen  Deutschland  und  Oeaterreich-Uugarn  der  Vorlegung  aa  die 
gesetzgebenden  Faktoren  entgegensieht.  Der  Verfasser  ist  der  erste, 
bewährte  t  praktisch  durchgeschulte  Fachmann  der  ungarischen  Ee» 
gierang  in  Zolluehen,  steht  dah«r  im  Tolleo  Bents  und  ib  voller 
Kenatnie  dee  riesigen,  you  ihm  Terarbeiteton  Uateriale.  Nor  ein 
Praktiker  tod  hoher  Kapacittt  konnte  dae  fttr  sich  allein  leieten,  wai 
im  Bache  geleiitet  ist.  Der  H.  Verfasser  hat  an  den  Tertragever- 
bandlnogen  der  leisten  80  Jahre  lebendigen  Anteil  genommen  und 
hat  hinter  den  Kulissen  Manches  gesehen  nnd  beobachtett  was  auch  f&r 
den  fleiarigsten  Sammler,  der  dranssen  steht»  nicht  so  sicher  so  erfassen 
gewesen  wftre^  wie  es  Ton  MaÜdtoviia  erfosst  ist;  uns  hat  er  manches 
Lidit  —  oft  nur  swischen  den  Zeilen  aufgesteckt ,  das  wir  sonst  nicht 
gesehen  hfttten.  Wir  kdnnen  hienach  das  hOohst  leitgemftsse  Buch  nnr 
angelegentlich  empfehlen.  Es  erspart  allen  Denjenigen,  welche  sich 
Aber  die  handelspolitischen  Fragen  der  nächsten  Zeit  gründlich  orien- 
tieren wollen»  nach  den  Zollfachrnftonem  viele  Arbeit.  —  Dem  Buche 
hätte  es  nicht  geschadet,  w  enn  der  H.  Verfasser  nicht  da  und  dort  in 
den  leidenschaftlichen  Ton  des  Freihandelsfanatismus  alten  Stjles  ver- 
Mlen  wäre.  So  erlaabt  er  sich  S.  643  einen  völlig  angereohten  Ausfall 
gegen  die  ganze  s.  g.  kathedersocialistische  Riohtong,  indem  er  be- 
sfiglich  der  Ausbeutung  des  Zollsystems  znr  Steigerung  der  Grundrente 
durch  die  AgrarzOUe  bemerkt:  *Dies  kann  selbst  die  kathedersocia- 
listische Hichtiing  der  deutschen  neuen  Wissenschaft  nicht  verteMi't^'en; 
hier  hört  auch  für  «ie  die  Macht  des  Vcrdrehena  der  that^tkhlicben 
Verbältnisse  auf;  hier  muds  auch  der  unterthänigste  bchlüpiitril^';<'r  de.« 
jeweiligen  Machthabers  das  Geständnis  ablegen,  dass  die  Steuerpolitik 
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die  getnfide  Barii  dea  wiriscbaftUchen  Oedeihens  Terlässi  and  das  MA 
dort  nimmt,  wo  es  am  leiübteBten  va  nehmen  erieheint,  tieh  nicht  bc- 
kQmmernd,  ob  bierdnreb  der  Volkawirtsebaft  Schaden  angethmn  wird.« 
Der  H.  Verfaaeer  i«t  hier  aehr  lohlecht  nnterriehtet.  Die  Eathedai^ 
locialitten  haben  auch  handelapolitiach  ihre  eigenen  Annohteo  gehabt» 
Belange  FflfBt  Biamareh  no^  gans  bei  den  FreibSndlern  im  Banne  IM* 
brücka  war  nnd  gewiaa  die  allermeiaten  deraelben  haben  ihre  —  han- 
delapoHtiach  liberalen  (nnr  nicht  abatrakt  freihäodleriacben)  Aniiehtaa 
trots  dem  i.  J.  1879  iDaognrierten  Agrariimtia  festgehalten.  Von  Sehlepp- 
trftgerei  gegen  den  FQraten  Bismarck  und  von  »Verdrehen«  ihm  zu  Ikb 
war  Dach  wie  vor  1879  nicht  die  Rede.  Es  ist  sogar  zu  besweifeln»  ob 
die  Mehrzahl  der  bedeutenderen  Vertreter  jener  Richtuog,  welche  ka- 
thederaocialistisch  genannt  wird,  in  den  Ronzessionen  an  den  Schutz* 
Eoll  auch  nur  so  weit  geht,  wie  das  H.  v.  Matlekovits  opportunistisch 
an  üunsten  seiner  mit  Geschick  und  Wärme  vertretenen  Zollanion 
zwischen  Deutbchlan<l  und  Oostcrroich  -  Ungarn  sich  selbst  ge- 
stattet. —  Wh  liolh  n  auf  weitere  Werko  de??  Ii.  i*.  M  i.'hkovits. 
T^w?o\hcn  werdt'ii  ,  wenn  er  den  Üpbereift.T  iles  alislraktt'n  Fieihänd- 
lertuiiis  Rht»e«treit't  und  dio  <in<j:*'<^ri<I'eue  iiationalökonornis^che  luchtnog 
gründlich  1^ cnnon  f^t'lernt  haben  wird,  noch  meiir  zur  Höhe  des  'jro^^a 
wissenschat'tUcliL'u  Fac  h  marines»  der  früheren  ÖHterreicbischen  iianUelfi- 
poUtik,  de«  Baron  v.  Bock,  sich  zu  erheben  yermOgeu. 

Oscar  Mertens  ,  Kanzleidir^-'k-tor  der  Riga-Dünaburger  Ki^cnbaho, 
Das  Zaluhrgebiet  Kig^as  fttr  (Getreide,  Mehl  and  Orütfie.  2.  Fort- 
setzung, die  Jahre  1885—1887  nebst  Darstellung  <\e»  gesamten  Oetreide- 
und  Mehlverkehrrt  lUisslands.  Riga.  Verlag  von  K.  ßruhns ,  18S0. 
122  S.  4.  nebet  einer  Fisenbahnkarte  Russlands. 

Oscar  Mertens,  der  seit  deiu  Jitlire  ISS^^  mit  Spezialuiiterauchimgea 
über  das  Getreidezufuhrgebiel  Fugas  an  die  Oeffentlichkeit  getreten  ist 
und  von  dem  wir  ebenso  eine  deutsche  Ausgabe  seiner  russischen  Werke 
über  Lagerhftnaer  nnd  Warranta  wie  Aber  die  Frage  der  Zufahrbahnen 
io  Knaaland  besitsen ,  ist  araprfinglioh  ein  Speaialttatiatiker ,  der  ent 
in  der  natürlichen  Entwicklong  «einer  Arbeiten  an  die  Behandlung  all* 
gemeinerer  Verkehre*  nnd  Haodelafragen  herangetreten  iat.  Sein  fMr 
seng  beeteht  Tor  allem  aua  tabellariach  gruppierten  Zahlen ,  die  aoa» 
Teil  aonat  flberbanpt  nicht  erlangbar  aind  oder  nnr  durch  ein  lang» 
wierigerea  Stadium  der  maaiachen  Verkehraatatiatik  angftngUch  werden. 
Knrx:  man  muaa  eben  Eanaleidirektor  einer  groaaen  maaiacben  Biaen- 
bahn  eein,  um  aolche  Arbeiten  Qber  Ruaaland  fertigen  zu  kennen.  Auf 
die  aoagearbeitete  Tabelle  stützen  sich  dann  die  Erliluterangen,  wobei 
aelbatredend  wieder  die  einschlägige  russische  Facblitteratur  berück* 
ticbtigt  wird.  Daa  Ganze  triln^t  so  in  hohem  Maaae  den  Charakter  einer 
eiakten  wiaaenachaftUchen  ünterauchnng. 
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Die  ente  Ausgab»  der  Serie  im  Jabre  1883  war,  wie  erwähat»  &it 
AOMoblieeBlich  auf  die  Rigaer  InieresBen  und  Verkebraeraeheinangen 
betebrftnkt.  Sehen  die  ertte  Fortsetsaag  ▼om  Jabre  1886  ging  darüber 
hinans.  Und  in  der  gegenwärtig  Torliegenden  «weiten  Foitaetznng  findet 
liob  ein  beaonderer  Abscbnitt  fiber  die  gesamte  Bewegung  von  Getreide 
nnd  Hebl  in  Rossland.  Die  Spenalnntersuchusg  über  Riga  teigt  den 
fortochreitenden  Ruckgang  dieses  einst  so  dominierenden  Ostseehafens 
nnd  Iftsst  Ober  die  obwaltenden  Gründe  keinen  Zweifel.  Die  Darstcl* 
lang  der  allgemeineren  Verkebr.sverh&ltnisse  zei<^t  ,  lass  verschiedene 
unserer  landläufigen  Annahmen  einer  wesentlichen  Korrektur  bedürfen. 

Der  Bau  des  russischen  Kisenbahnnetzes  ist  bis  zum  Jahre  1880 
der  Privatinitiative  sn  verdanken,  wobei  der  Staat  durch  Rentengarantie 
in  entspreebendem  Masse  beteiligt  war.  Dabei  stellte  sich  das  Ver- 
hältnis in  den  meisten  Fällen  so ,  dass  das  Obligationenkapital  —  in 
der  Regel  Vs  des  Baukapitals  —  vom  Staate  erattticrt  wurde,  während 
der  Rcßt  privates  Aktienknpital  war.  Seit  d(3m  .laliro  1880  ist  jedoch 
auch  in  Rus?iland  da^  Prinzip  der  Stantsinihnen  /.ur  Ainvendmi^'  gelangt 
nnd  seitdem  hat  der  btaat  teils  die  neuen  Fiuhneu  -<'ni>^*^  ^ffljaut,  teils 
die  alten  anfgekauit.  So  wuchs  die  Lilnt^e  iles  staatlichen  Bahnnetzes 
von  62  Wer^t  im  Jahre  1880  auf  1467  Werst  im  Jahre  188:?.  auf  4491 
Wer^^t  im  .lahre  lcS87,  auf  7642  Weist  im  Jahre  1  ^^89  gegenüber  18  897 
Wer^t  Privatbahnen.  Wenn  noch  die  Privatbahiieu  Finnlandö  und  die 
unter  uus^chlie&alicher  Leitung  des  Kriegsministerinms  stehende  trans- 
kaspische Eisenbahn  mitgerechnet  werden,  so  betra*.,'en  die  Staatsbahnen 
bereits  30,4°/o  «ämtlicher  russiicher  Bahnen.  Die  lUHlentung"  dieser  Um- 
wamllungen  l'ür  die  Eisenliahntarifpolitik  und  damit  namentlich  auch 
für  den  Getreideexport  KusBlauds  liegt  auf  der  Hand. 

Der  stärkste  Zuwachs  des  russischen  Getreide  Verkehrs  entfUUt  auf 
Gebiete,  die  schon  länger  durch  Verkehrswege  erschlossen  waren.  £Ss 
sebeineD  somit  in  der  landwirtscbaftlioben  Prodoktion  wesentUcbe  Fort- 
sebrüte  gemaebt  worden  bu  sein.  Der  Anteil  der  verscbiedeBea  Ge- 
tretdearten  an  der  im  Verkehr  befindlichen  Oesamtmatse  ist  iftr  die 
Jabre  1879 — 1887  so  liemlieb  der  gleiche  geblieben  nnd  berechnet  sich 
bei  Hafer  nnd  Eoggen  auf  rund  je  2&  bei  Weisen  auf  88  V«  und  bei 
Gerste  und  Mais  zusammen  auf  etwa  18  Vo. 

Die  russische  Mfiblenindustrie  bringt  nur  etwa  5%  ihrer  Prodnk- 
Uon  zur  Ausfuhr  und  dient  so  ausscbliesstich  dem  beimieoben  Konsum. 
Die  Frage  ihrer  Eiportftbigksit  ist  wiederholt  Gegenstand  eingehen- 
derer Untersuchungen  und  Beratungen  gewesen.  Darnach  ist  die  Ein- 
führung des  Dampfbetriebes  in  die  Mflblentecbnik  erst  seit  den  beiden 
letzten  Dezennien  erfolgt,  womit  eine  Ueberspekulation  im  Mahlenbau 
Angetreten  ist.  Die  Schwierigkeit  des  Exports  liege  einerseits  in  der 
etwas  gelblichen  Farbe  des  russischen  Mehls  gegenüber  den  amerika- 
nischen und  ungarischen  Mehlen,  hauptaftcblich  aber  in  den  höheren 
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Traosportkosten.  In  letsterer  Hinsicht  hat  die  maaiBche  Regier  an  be* 
reita  Abhilfe  getroffen.  Die  Mehltarife  sind  entsprechend  erniedrigt 
TTorden  und  man  gewährt  jetit  aogar  noeh  für  den  Export  eine  Prftnie 
▼on  10  7o. 

Im  Gf^^^ensatz  snm  Mehl  hat  sich  der  Eleieexport  fortwährend  ge* 
steigert  und  betrag  im  Jahre  1889  mehr  als  das  Doppelte  des  Mehlex- 
ports. Man  fürchtet,  dnsfi  dadurch  die  Kleiopreise  so  gesteirrert  würden, 
das9  die  hciinisrhc  fiandwirtschaft  sie  nicht  mehr  zahlpn  könne.  Um 
dem  Torzr.hcni::!'!!,  tritt  neuerdings  seibat  das  oftizielle  ( 'r;:,'au  des  Finaos* 
ministeriums  für  die  Einführung  einen  Exportzolls  aut  Kleie  ein. 

Den  Verkehrsstrassen  nach  verteilt  sich  der  Getreidetransport  to 
73%  auf  die  Eisenbahnen,  zu  17  "/o  auf  die  Wa<?Rerstrfi=»^eQ  und  za  10*/a 
auf  Landstra-son.  Mehl  wird  zu  26  "/o  aut  dem  Wasser  und  nur  1% 
auf  den  Laudstrassen  befördert.  Die  Eisenhuhnon  sind  demnach  die 
weitaus  wichtigsten  Güterverkeiirswege  und  aus  ihrer  Verkehrsstatirtik 
lässt  sich  deshalb  mit  ziemlicher  Sicherheit  auf  die  Produktionsorte 
zuröckschliessen.    Daraus  die  folgenden  Ergebnisse: 

Der  Anbau  von  Ilufor  ist  auch  nach  dem  Süden  vorgedrungen.  Der 
Anbau  von  Roggen  ti  scheint  ziemlich  gleichmässig  über  das  ganze,  von 
den  Eisenbahnen  durchzogene  Gebiet  verbreitet.  Der  Gerstebau  drängt 
Bich  namentlich  im  Süden  aber  auch  im  Südosten  auf  verhftltniimttdg 
enge  Gebiete  sntammen.  Die  Weisenfelder  eind  mehr  im  Süden  gelegen- 
Und  Maie  wird  fast  anaaehliewlich  in  der  inUie  der  Odeseaer*  und  8o- 
itowo-WladihawkaMr  Bahn  gebaut. 

Diese  Aostfige  mögen  genügen  nm  su  seigen,  das«  wir  et  hier  nit 
einer  der  wenigea  dentaehen  Poblikationen  sa  thon  habent  die  onteit 
•pftrlichen  Kenntnisse  Aber  ftitssland  anf  inwlftsngen  Grundlagen  n 
erweitem  geeignet  sind.  Dr.  O.  Ruhland. 


H.  DietMl,  Karl  Bodbertvs.  Dantellnng  seines  Iiebens  und  aeiner 
Lehre.  II.  Abteilung.  Dantellnng  seiner  Soaialphllosophie.  Jena.  Ver> 
lag  von  GostaT  Fisober.  1888. 

Es  lag  ursprünglich  in  der  Absicht  de«  Verfassers  des  vorliegendes 
Werkes,  seiner  früher  veröffentlichten  Biographie  Rodbertiu^  snnftchsl  eins 
Kritik  seiner  wirtschaftstheoretischeii  Lehren  folgen  zu  lassen*  Dieses 
Plan  bat  dann  Dietzel  wieder  aufgegeben,  da  er  sich  überzeugte,  daai 
die  dringendste  Aufgabe  für  die  iBodberfri^-Forschnng  die  KlarstelluDg 
seines  sozialphilosophischen  Systems  sei.  Diesem  Zweck 
ist  fast  ausschliesslich  die  vorliegende  Ii.  Abteilung  gewidmet. 

Dom  in  prächtigem  Style  geschriebene  Werk  Bictzeh  zerfrdlt  in  3 
Abteilungen  ;  ein  einleitendes  Kapitel  ist  terminologisch  e  ti  Erör- 
terungen über  die  Begritie  dea  Sozialismus  und  Komni«ni>mu'!  gewidmet, 
dann  folgt  eine  Darstellang  der  Sozialpbiloflopbie  Eodbertuff',  hierauf 
die  Kritik  derselben. 
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Die  grosse  AnerkeDnung,  die  Conrad  dem  Verfasser  in  seiner  An- 
zeige der  I.  Abteilung  des  vorliegenden  Werkes  zn  Teil  werden  lieas 
(cf.  N.  F,  Bd.  XIII  der  Conrad'schen  Jahrbücher  S.  555),  mdchte  der 
Referent  in  vollsteni  Masse  anch  auf  die  II,  Abteilung  ausgedehnt  wissen; 
ja,  es  8CU.  iut  uns,  dass  der  voi  üegendo  Band  in  rmch  höherem  Orade 
geeignet  ist  ,  den  Beifall  der  l\icbf^ono^<spn  zu  erringen.  Offenbar  ist 
jyieteel  noch  tiefer  in  das  \V  e.Hen  li'idbertus^  eingedrnnpou  und  indem 
er  öich  aui  a  e  Seite  dieses  geistvollen  Denkers  bescbrunkte,  nämlich 
die  sozialphilosophische,  ist  ea  ihm  gelungen,  ihn  nach  dieser  Richtung 
hin  völlig  zu  würdigen.  Modbtiiuö  Staats-  und  Geselldchafiaauü'asHung 
tritt  uns  in  geradezu  plastischer  Anschaulichkeit  aus  dem  DieUei^schen 
Werke  entgegen. 

Mit  vollem  Rechte  st-ellt  Dietzel  Rodbertm  dar  aia  den  Sozialisten 
der  Organ  lachen  StaatHidee;  aut  ürund  umfassender  littera- 
rischer Studien  werden  die  Wurzeln  dieser  Auffassung  in  der  autiken 
griechischen  Philosophie  einerseits  und  der  deutschen  Staut«philosopbie 
Sdidlinga  und  Hegels  anderseits  nachgewiesen;  als  konsequentester  An- 
ti^lndiTidnaliamiis  orMbeint  domimeh  der  Modberiu^uehB  Sozia« 
litmi»,  im  Gegensets  va  Tielen  andenii  sunMittioh  fraiiKttaiaoben  Yer- 
tretem  des  Socialiniiiu  anf  i&diTidoalutisoher  OrandUge.  — 

Durchweg  geiatroU  und  anregend  iit  aaeh  die  Kritik,  die  2H$M 
aa  den  Bod&ffiM'aclien  Ideen  flbt;  et  wird  treffend  naehgewieien,  dam 
der  Versocli  Modbenm*,  tn  leigvn,  daas  die  Qeiohiohte  eine  immer  fori- 
•ehreitende  Anwendung  des  kommunistischen  Friniip«  aufweise,  nieht 
gegltlekt  ist;  dass  seine  Behauptung,  der  Kommunismus  nehme  immer 
deutlioheru  wissenscbaftliehe  Formen  an,  ebensowenig  bewiesen  ist,  wie 
seine  Analogie  der  phyaisehen  und  soaialen  Lebensentwieklungsreiben 
und  die  Darstellung  der  tou  ihm  konstruierten  Reihenfolge  der  Staaten* 
Arten  und  Staaten-Ordnungen  keineswegs  dbeneugend  sind. 

Zwei  Punkte  mOchte  ich  hier  noch  kurs  erOrtem,  in  denen  ich  mit 
den  DidsePschen  Ansf&hrangeD  mich  nicht  einverstanden  erklären  kann. 

Einmal  erhebt  Inettd  gans  mit  Unrecht  einen  Vorwurf  gegen  andere 
Bodbertus-Darstellungen ;  Dietzel  wirft  oAnilich  Anton  Menger  und  Eisen- 
hart jor,  sie  hätten  behauptet  >i:^o(i&«r^  gehöre  SU  den  Nachtretern  Proud- 
A<Mt€  (8.  234).  Dieser  Vorwurf  trifft  die  beiden  genannten  Autoren  nicht. 
Wie  gans  klar  aus  den  beireffenden  Stellen  hervorgeht,  dachte  Eisen- 
hart bei  seiner  Analogie  an  gewisse  nationalökonomisch-theoretische 
und  sozialpolitische  Sätze,  keineswegs  aber  an  die  Staats-  und  Gesell- 
schaftsanffasanng  des  deutschen  Sozialisten  ;  wenn  Eisenhart  z.  B.  S.  208 
(in  seiner  Gpschichte  der  Nutionalökonomik)  bemerkt,  dasa  liodhertus 
den  Spuren  Froudhons  folge,  80  spricht  er  dort  von  der  r;ohre,  dass  der 
Kapitalist  sich  einen  Teil  eines  frerad-'u  Arbeitsertr;i i^^b  ;ineigne ,  und 
fc'endort  S.  202  sagt  er :  ^«'einer  nationalökono  mischen  Bil- 
dung nach  gehört  Moäöerlus  der  ...  in  Proudhon  auslaufenden  Epoche 
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an.  Ebenao  bezieht  sich  die  ßebaoptuDg  Anton  Mengers,  dasi  Rodhtrtui 
aug  Proudhon  geschöpft  habe,  wie  ganz  unzweideutig  aoi  dem  Inbaite 
des  Menger'Bchm  Werkes  (über  den  vollen  Arbeitsertrag)  hervorgeht, 
nicht  auf  die  Staatsphiloaophie  Rcßdberttis',  sondern  iiuf  dessen  sozial- 
reformatonscbo  Pläne  ;  da«ci  ii in 8 ich ü ich.  dieser  Proudlujn  und  ßodbcrtus 
gewisae  Analogien  aufweiaen  und  dass  wohl  auch  letzterer  durch  den 
frftnzötitohen  Sozialiaten  angeregt  worden  ist,  wird  auch  Didsd  wtid 
nlehi  btitreitan. 

Ein  iraitarvr  P«iikt»  m  d«ni  gMi  Hef.  in  Wideripmeli  Bit  dem  YmL 
befindflti  iffe  die  ii«ao  Definition  DieM»  von  Sonnliivns  und  Köbbuh 
aitmoi.  Ich  luUto  dieielbo»  wie  ieb  an  anderar  Stelle  bereite  oSher 
aoiflihrie  (of.  meine  Sebrift  P.  J.  PtmOm.  Seine  Lelure  and  iria 
Leben.  IL  Abieiluiig.  Jena  1890.  &  813—818.)  fOr  darabam  Terfeblt 
Wir  ventoben  unter  Soeialiamni  diigenige  nationalSkonomieehe  ttehelc^ 
welöhe  gegen  die  Grondlagen  nneerer  fiberliefettan  wirteohaftliehm 
Rechtsordnung,  beionderi  gegen  das  Privateigentum  gerichtet  ist  — 
D  i3  Endnel:  nämlich  die  Anfbebong  des  PriTateigentomt ,  iai  allee 
Kicbtongen  des  SonalininuB  —  wenn  anob  in  nooh  iovertcbiedaaem  Marne 
nnd  in  verschiedener  Auffassung  —  gemeineam«  Diese  Forderung  einer 
gesellschaftlichen  Beform  kann  nun  in  sehr  verschiedener  Weise  b  e* 
gründet  werden ;  man  kann  sie  namentlich  —  wie  DtetMd  richtig 
hervorhebt  —  sowohl  aus  dem  Sozialprinzip,  als  aus  dem  I  n  d  i  v  i- 
d  11  a  1  -  Prinzip  verteidigen.  Wer  wollte  den  tiefen  Unterschied  ver- 
kennen zwischen  dem  Kotumuniyrmiä  eines  Co^ et,  der  dem  l^inzelnea 
alle  möglichen  Genüsse  und  Freuden  in  Icarien  verspricht,  der  das 
Recht  der  Individuen  auf  die  Freuden  dea  Lebens  in  den  Vordi^rLTrund 
stellt,  nnd  dem  Staataideale  Piatos,  der  ein  Recht  der  Individuen  l  i-er- 
haupt  nicht  kennt,  BonJerr:  nur  ein  R  e  c  h  t  des  Staata,  die  Geseiläenaft 
60  zu  organisieren,  daaa  d^r  btaatszweck.  die  Gemeinschaftaidee  am  besten 
eifuUt  werde V  Plato  fragt  daher  gar  nicht  daroacb,  ob  der  Einzelne 
dabei  sich  wohl  fQhle,  er  kennt  nur  die  Pflicht  des  Bürgers,  die 
eigenen  Keiguagen  dem  Wohle  des  Ganzen  %sx  opfern,  damit  dieses 
nacb  einbeitliobem  Plane  geregelt  nnd  wobigeordaet  mi,  and  gleich- 
leitig  der  kiame  üntembied  t(w  Arm  nnd  Beieb  vereebwiade. 

DieM  meint  nnn,  dam  man  Vertreter  ao  Tencbiedener  Dogman 
niebt  unter  Bine  Kategorie  bringen  könne,  lelbst  wenn  aie  la  Hintiebl 
anf  die  Mit tel  in  geeellaebaftiioher  Refona  einig  eeiea;  «r  eebttgt 
deibalb  Tor,  diem  Dogmen  eelbet  aar  Omndlage  der  Einteilnng  na  maeben 
nnd  definiert folgendermaieen :  »Soaialiemni nenne ieb die Oeeaart- 
beit  der  Theorien,  welebe daeS o ai al -P r  i n s i p ins  fiitrem  vetfelgea, 
d«  b.  das  Dogma,  dam  der  Einselne  nm  dee  Gänsen  willen  da  sei,  daes 
er  betrachtet  werden  mflsse  als  dienendes  Organ  des  sosialen  Orga- 
nismns,  der  G  esellschaft  in  ihrer  gesohiobtlichen  Entwic  kl  ung,  des  Lebens 
proaesses  derQattnng,  des  »Menseben  im  Grossstt«.  Kommen ismne 
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nenne  ich  die  Gesamtheit  der  Theorien,  welche  das  Individual- 
)>  r  1  nzip  ins  Kxtrcm  verfol^'cn,  d,  h.  das  Dogma,  dass  der  Staat,  die 
organisierte  Geßellschatt,  um  de^  Einzelnen  willen  da  ist,  dass  Staat 
und  Recht  in  den  Dienst  der  EmzeiintereBsen  f:;eBtc!lt  werden  luüasön, 

—  während  das  Sos&ialprioxip  die  Einsalaen  aU  Orgaoe  des  ätaats- 
interess^  und  Pflicht  nimmt.« 

Wir  bezweifelr  sehr,  Jas«;  jemals  diese  Definition  in  der  wissen- 
Bcbaftlichen  Termiüologie  Aufnahme  finden  wird.  Man  kann  wohl  bei 
Charakterisierung^  der  einzelnen  Autoren  hervorheben,  ob  sie  Ver- 
treter des  S  0  >:  i  ii  1  -  oder  des  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1-  Prinzips  seien ;  wenn  man 
aber  diest;  dogmatischen  Eigentümlichkeiten  z-ur  Grundlage  der 
Elassifikatiou  macht,  so  trennt  man  dadorch  solche  Sozialisten,  die  zu- 
sammengehören ,  weil  sie  dieselben  Mittel  ni  iosUler  Beform  Yor- 
soblagen,  und  man  bringt  andeneiti  tolche  SonaUiten,  die  gnindver- 
ediledene  piaktiebbe  Tonchlftge  rnaohen,  stnammen,  nur  weil  de  Ton 
deneelben  Dogmen  ausgehen;  die  Konsequeos  der  Definition  Dkltäf 
wire  dfther,  daw  man  s.  B.  JVowAm  in  den  Kommnnisten  lihlen 
mOwte,  weil  er  vom  Individnal-Dogma  anigebt,  obwobl  geiade  dieier 
Sonaliet  einer  der  beftigeten  Gegner  dee  Eomnnniimns  iit.  Ob  lioh 
Jemaie  der  Spracbgebranob  wird  daran  gewdhnen  binnen,  die  Kom- 
monieten  ala  Vertreter  dee Individualpriniipt in beseiebneni  eebeint 
nn«  besonders  sweifelbaft.  Daan  kommt  noeb  ein  weiterer  Qnind  gegen 
JHimPB  Definition;  dies  ist  die  Scbwieriigbeit  der  praktiaeben  Dureb* 
flUming  dieeer  Terminologie ;  es  iit  m  Terwnndem»  da«  ein  eo  gründ- 
licher Kenner  der  sozialiatitchen  Litteratur,  wie  DieM,  die  Sehwierig> 
keit  iO  gering  aageseblagen  hat,  die  darin  besteht,  die  Autors  überhaupt 
nach  seinem  Schema  zn  klassifizieren.   Wie  yielfacb  haben  Sozialisten 

—  und  nicht  die  unbedeatendstea  darunter  — ihre  sozialpolitieche  n  Po- 
stnlate  teils  vom  Boaial»  teils  vom  Individoal-Prtnnp  ana  verteidigt. 
Wir  schlagen  daher  vor,  innäcbst  die  oben  angegebene  allgemeine  De- 
finition des  Sozialismus  zu  geben,  und  dann  nach  den  praktischen 
Vorschlägen  die  Abarten  des  Sozialismus  zu  unterscheiden,  z.  B.  als 
Sozialismus  im  engeren  Sinne  diejenige  Kichtung,  welche  nur  die  Pro- 
duktionsmittel, Kommraunism  us  diejenige,  welche  die  Produktion»- 
und  Konsumtions-Mittel,  B  o  d  e  n  v  e  r  s  t  a  a  1 1  i  c  h  u  n  g  s  j)  a  r  t  e  i  die- 
jenige, welche  nur  den  Hoden  ins  Gemeiiieigtutun;  iiljerführen  will. 

J)och  die»  sind  nur  kleine  Differenxpnnkte,  die  kaum  ins  Gewicht 
fallen  gegeniiber  der  sonst  fast  völligen  Uebereinötinimung,  in  der  sich 
Uef.  mit  dem  Verf.  befindet,  was  die  Darlegung  der  ModbertU8'6cheü 
Ideen  sowohl,  als  deren  Kritik  betrifi't.  Wir  möcbttn  mit  dem  Wunsche 
schliessen,  da»e  der  Verfasser  seinen  bialierigcn  so  überaus  verdienstvollen 
Publikationen  über  li'idbt'rtus  nun  recht  bald  weitere  über  die  nation;d- 
ökonomisch-theoretiacheu  Anachttuungen  des  gros«on  Meisters  folgen 
lassen  möge.  Halle.    Dr.  Karl  Diehl. 
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Zar  reehtsphilosophischen  Theorie  des  Ausnahme- 

rechtes. 


Von  Dr.  MlAo. 


1.  Zam  Begriff  des  Ansnahmereohtes. 

Das  Ausnahmereclit  lässt  sich  in  eiuem  weitereu  und  in 
einem  engeren  Sinne  nnftn«seu. 

Im  weitereu  Sinue  umschliesst  es  alle  GeseUe,  Verord- 
Dangen  nnd  Verffigangen,  rechtlich  erlauhteu  Regierungs-  nnd 
YerwattungsmasBr^eln,  welche  einzelne  (sitigtdos)  im  selben 
Falle  oder  LebenBYerhaltnisse  rechtlieh  abweichend  yon  dem 
für  alle  andern  Glieder  des  Gemeinwesens  geltenden  Rechte 
behandeln.  Es  iöt  kurz  jits  singulare  hn  (iegeusatz  zum  jus 
commune.  In  diesem  weiteren  Sinn  bedeutet  das  Ausnahme- 
recht alles  und  jedes  Singularrecht  im  Gegensatz  zur  gemein- 
rechtlichen Geeetzgebnng  und  Verwaltai^,  ob  dasselbe  Bevor- 
rechtnng  (PrivilegiernDg) ,  oder  Entrechtnng  nnd  Rechtsbe- 
schrünknng  (ZarQeksetznng)  Yollziehtf  ob  es  als  befristetes  oder 
als  unbefristetes  (»ewiges«)  Recht  auftritt,  ob  es  iiu  mati  ritileii 
Rechte  oder  im  Verfahren  nnd  in  (.leu  Orgauea  der  Ausübung 
des  Rechts  Einzelne  abweichend  vom  gemeinen  Recht  behandelt^ 
ob  es  ofiPeu  oder  Tersteckt,  d.  b.  in  gemeinrechtlicher  Yerkiei* 
dnng  anftrittw 

Im  engeren  Sinne  heisst  nnr  ein  sehr  begrenzter  Teil 

des  Singularrechts  Ausnahmerecht.  Wir  werden  diese  engste 
Abgrenzung  des  ueustzeitlichen  Sprachgebrauches  alsbald  ünden. 

j&eiUdix.  U  StaaUw.   mi.  IV.  U«ft.  41 
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ZuDÜchtit  gilt  es,  den  Begriff,  den  allgemeineu  Charakter 
des  Singularrechts  ,  welchen  auch  das  neuzeitliche  AuHoahme- 
recfat  an  sich  trägt,  genauer  festznetellen  and  Ober  die  Ge- 
samtheit der  Bingularreehtlichen  Elrscheinungen  knnse  Ueber- 
ecltan  m  halten. 

So  fragt  es  sich  zuerst,  wie  sich  das  Ausnahmerecht  im 
weitern  Sinn  von  scheinbar  oder  wirklich  verwandten  Kechts- 
thatsacheu  abhebe. 

Zuerst:  wie  stellt  sich  das  Ausnahmegesetz  sam  sogenannten 
provisorischen  Gesetz?  Unter  provisorischen  Ge- 
setzen versteht  der  Sprachgebranch  Rechtsnormen,  welche  ver- 
fassungsmässig nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  stände  koinmen 
sollen,  weil  sie  verlassungsgeniass  der  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung bedürfen,  thatsächlich  aber  einseitig  von  der  Regie- 
rungsgewalt, vorbeh ältlich  späterer  Zustimmunr^  der  Volksver- 
tretung, aufgestellt  werden.  Solche  provisorische  Gesetze  kdnnes, 
mfUsen  aber  nicht  Ansnahmsgesetze  sein.  Dorch  sie  lasat 
sieh  wohl  auch  gemeines  Recht  provisorisch  herstellen.  Wir 
lassen  sie  hier  bei  Seite;  ilire  Bej»renznng  ist  im  \  ii iassnnffs- 
staat,  in  welchem  sie  allein  von  den  ordentlichen  Gesetzen  &icli 
abheben,  ganz  unbestritten  dahin  geregelt,  dass  sie  der  nach- 
traglichen Zustimmung  der  Volksvertretung  bedfirfen. 

Wie  stellt  sich  wirkliches  Singularrecht  zu  einer  zweiten 
nahestehenden  Gattung,  zu  den  ansserordentlichen  Gesetzen,  za 
den  gesetzgeberischen  Ansllüssen  des  sog. Staats  notrechfcsim 
engeren  Sinn.  Aussornrdentliclie  oder  Not^esetze  können  für 
bestimmte  Zeit  oder  tür  jeden  aufiserordeutlichen  Staatsnotfall 
auf  unbestimmte  Dauer  >  sei  es  von  der  Regierung  allein  aU 
provisorische  Gesetze ,  oder  von  der  Regiernng  in  Uebereb- 
stimmung  mit  der  Volksvertretung  als  definitive  Gesetze  er- 
lassen werden.  Sie  sind  aber  nicht  notwendig  Ausuahm^gosetze, 
sondern  können  ausserordentliche  Verfiirrimjren  sein .  welche 
für  alle  im  Staatsgebiet  oder  in  bestinimten  Bezirken  desseihen 
weilenden  Rechtssubjekte  Geltung  haben.  Soweit  unter  den- 
selben Voraussetzungen  alle  gleich  behandelt  werden,  sind  es 
gemeinrechtliche  Gesetze  und  Verwaltungsmassregeln  ausser- 
ordentlicher Art.    Das  Martialgesetz,  die  Gesetzgebung  übftr 
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den  liela^pningsziistanil ,  die  Aufmhrakte  müssen  nicht  Aus- 
nahmsgeisetze  sein,  so  sehr  sie  als  juisserordentlicbe  Gesetze, 
als  Notgesetze  von  dauernder  oder  vorübergehender  Geltung 
sich  darstellen.  Die  wirklich  siDgolären  Massregelu  der  Aofi- 
nahmegeBetzgebmig  könsen  gerade  den  Zweck  haben,  den  gros- 
seren Druck  gemeinrechtlicher  Notmassregeln  zu  umgehen,  z.  B. 
den  »grossen  Belagerungszustand«^  für  alle  durch  den  »kleinen 
Belagerungszustand«  für  einzelne  zai  ersparen. 

Es  ist  weiterhin  nicht  statthaft,  den  Begriff  des  Ausnahme- 
gesetzes bei  dem  Begriff  der  Spezialgeset  zgebung  unter- 
zustecken. Man  hat  in  den  jüngsten  Reichstagsverhandlungen 
dem  Socialistengesetz  diesen  Mantel  umzuhängen  und  demselben 
den  Charakter  eines  Ausnahmegesetzes  beschönigend  abzustreifen 
gesucht,  indem  man  es  vielmehr  als  ein  Spezialgesetz  —  näher 
als  ein  sicherheitspolizeiliches  Spezialgesetz  kennzeichnen  wollte. 
Der  Versuch  ist  sehr  unglücklich  gewesen  und  logisch  untlurch- 
f  ührbar.  Versteht  man  nämlich  unter  Sonder-  oder  Spezialgesetzen 
solche  Gesetze,  welche  eine  mehr  oder  weniger  eng  begrenzte 
Rechtsmaterie  in  besonderen  Verabschiedungen  gesetzgeberisch 
erledigen,  welche  mit  a.  W.  you  der  kodifikatorischen  Zusam- 
menfasiiung  oder  vom  Wesen  eines  [hiuptgesetzes  mehr  oder 
weniger  weit  entfernt  sind,  so  ist  ein  Sondergesetz  darum  nicht 
notwendig  gemeines  iiecht  für  alle,  obwohl  es  solches  that- 
Kächlich  in  den  meisten  Fällen  sein  wird.  Dasselbe  kann  auch 
den  Charakter  der  Ausnahmegesetzgehuug  an  sich  tragen,  wie 
dies  z.  B.  für  das  Socialistengesetz  ganz  zweifellos  zutraf.  Um- 
gekehrt kann  im  obersten  Grundgesetz  der  Nation  Ausnahme- 
recht enthalten  sein ,  z.  B.  wenn  einer  Klasse ,  Konfession, 
Rasse,  Berulsart  verfkssungsmüüsige  Vorrechte  oder  Beschrän- 
kungen zugedacht  sind,  die  allgemein  sein  sollten.  Nach  seinen 
beiden  Seiten  deckt  sich  also  auch  der  Gegensatz  des  Souder- 
nnd  des  Hauptgesetzes,  des  Ausführungs-  und  des  Kodifikations- 
gesetzes mit  dem  Gegensatz  der  Ausnahme-  und  der  gemeinrecht- 
lichen  Gesetzgebung  nnd  Verwaltung  nicht. 

Es  sind  viertens  nicht  zu  verwechseln  Ausnah nieülesetze 
ond  ausserordentliche  Uesetzesstrengen,  bezieh ungs- 
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weise  Geseimmildeii.    GesetsesBtrengeii  nnd  Gesetoesmilden 

erlangen  erst  dadurch  ausnahmerechtlichen  Charakter,  dass  sie  ver- 
schiedene Rechtssubjekte  —  I udividueii,  Personen klassen,  Stande, 
Bekeuainisse ,  Bundesglieder  —  unter  deuaelbeu  Vorauäsetzr 
ungen  and  in  gleicher  Lage  Terschieden,  die  einen  etrenger,  die 
andern  milder,  die  einen  bevorzugend,  die  andern  znrtlelnetsend, 
oder  gar  nicht  tre£Pen.  AnsnahmegeeetKe  sind  also  namentlich 
nicht  jene  Qeeetze,  bezw.  Gesetzesbestimmungen,  welche  die 
vom  Rechtssystem  überhaupt  als  zulässig  auerkannten  Vor- 
beuguugs-,  Unterdrückuugs-  und  Strafniittel  gegen  einzelne 
Arten  von  Bedrohungen  der  Rechtsordnung  mit  besonderer 
Scharfe  oder  in  der  auf  die  besondere  Natur  des  Vergehens 
berechneten  ausschliessenden  Auswahl  anwenden,  das  ganze 
Straf-  nnd  Polizei  recht  wäre  sonst  von  Ausnahmsreelit  durch- 
tränkt; Wucher-  und  Dynauiitgesetze  z.  B.  waren  Ausnahms- 
gesetze. Das  öociahsteugesetz  war  deuinach  wie  als  Souder- 
gesetz  so  auch  als  Gesetz  mit  schärferer  Anwendung  gemein- 
rechtlich zulässiger  Vorbeugungs-,  Straf-  und  Unterdrückung»- 
mittel  an  sich  noch  kein  Ausnahmegesetz.  Es  wurde  ein  solches, 
weil  es  mit  oder  ohne  Grund  nur  eine  bestimmte  Partei  und 
ihre  Führer  mit  Ijesondereu  Bescbräukuugeu  der  bürgerlicht^u 
Freiheitßrechte  traf  und  treffen  wollte. 

Ausnabmerecht  ist  eudlich  nicht  zu  verwechseln  mit  Ge- 
setzen, welche  Rechtsunterschiede,  Verschiedenheit  der 
Rechtsverhältnisse  verhängen«  Die  Rechtsverschiedenheit  gebort 
dann  dem  Ausnahmerechte  an,  wenn  im  selben  Fall  und  unter 
denselben  Voraussetzungen  die  Rechtssubjekte  verschieden  behan- 
delt werden,  nicht  aber,  wenn  für  verschiedene  Fälle  und  Berufs- 
stcllungen  das  Gesetz  Verschiedenes  verfügt,  die  Pflichten  und 
Rechte,  Lasten  und  Bezüi^e  verschieden  bemisst,  wie  z.  B.  die 
politischen  Funktionen  des  Monarehen,  des  Ministers,  des  Be- 
amten, des  einfachen  Bürgers  ungleich  sind»  Dagegen  die 
Reservatrechte  einzelner  Staaten  im  deutschen  Reiche  sind  Ans- 
nahmerechte  uiul  zwar  nicht  unweise  zugelassene  Ausnahme- 
rechte.  Die  einzitrartigen  Prärogativen  des  deutschen  Kaisers 
als  Oberhauptes  des  Bundesstaats  tragen  dag^en  keine  Faser 
ausnahmerechtlichen  Charakters  an  sich. 
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Dan  entscheidende  Ciiaraktermerkinal  des  Aufiuahmegc- 
setzes  und  des  ausnahmerecbtlicben  Nebeninbalts  gemeiurecht- 
licher  Gesetze  ist  also  durchaus  die  rechtlich  uugleicbe  Behand- 
lung gleichartiger  Personen  und  Personenarten  im  gleichen 
Falle,  kurz  mit  einem  guten  alten  Ausdruck  das  jus  singu- 
lare^ gegenüber  dem  mit  jus  rfentiuni  oder  cugliscbem  comii^un 
law  nicht  zu  veru  t  rhsi  lndfu  jus  coinmune. 

Dies  ist  der  ßegrifi  des  Ausnahmegesetzes  i.  w.  S.  Beachte 
man  weiter  zunächst  seine  zwiefache  Erscheinungsweise. 
Das  Ausnahmerecht  gibt  sich  entweder  offen  zu  erkennen  oder 
es  verkleidet  sich  in  gemeines  Recht.  Das  erstere  ist  der  Fall, 
wenn  die  etwa  zu  bekämpfende  Gefahr  offeu  an  jenen,  von  denen 
sie  kommt,  lu  kämpft  wird;  das  andere  findet  z.  B.  dann  statt, 
wenu  als  notwendig  erachtete  Freiheitsbeschränkungen  zwar 
scheinbar  Uber  alle  Terbäugt,  aber  in  der  verwaltungsmässigen 
Ausführung  nur  gegen  Einzelne  und  bestimmte  Klassen  nach 
der  versteckten  Absiebt  des  Gesetzgebers  angewendet  werden. 
Dies  und  ahnliches  ist  immer  anfechtbar. 

Wie  bebt  sich  nun  das  A  u  s  n  a  h  m  e  r  e  c  h  t  i  m  e  n  g  e  r  e  n 
Sinne  vom  allgemeinen  Begriff  des  iSinguhirreohies  schlecht- 
weg abV  Die  Antwort  ergibt  äich,  wenn  man  die  Gesamtheit 
singularrecbtlicber  Thatsachen,  die  heute  wie  immer  in  der 
Becbtsgeschichte  auftreten,  einigermassen  klassifiziert,  indem 
man  die  Riehtungen,  die  Anwendungsgebiete,  die  Mittel  und  die 
Dauer  der  Abweichungen  von  gemeinrechtlicher  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  sich  vergegen  wärt  igt. 

Zuerst  die  allgemeine  R  i  c  h  t  u  n  g  ulleo  .Singular rechtes! 
Das  letztere  bewegt  sich  in  der  einen  oder  anderen  von  zwei 
entg^ngesetzten  Kichtungen.  Es  verleiht  einzelnen  entweder 
Vorrechte  oder  es  entzieht  einzelnen  das  gemeine  Recht.  Im 
zweiten  Fall  tritt  es  entweder  rechtsmindemd  oder  vdllig  ent- 
rechtend auf.  Der  allgemeinen  Richtung  nach  sind  demnach 
die  Au55nahm8ge8etze  entweder  Hevor  recht  u  n  gs  g  es  etze 
(^Privilegien)  oder  Beschrän  ku  ug  s  gesetze  (Kntrecbtuugs- 
gesetze). 

Im  engeren  Sinne  versteht  nun  der  neustzeitliche  Sprach- 
gebrauch unter  Ausnahmegesetzen  nur  einen  Teil  der  Beschran- 
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kungegesetze,  nicht  die  Privilegien.  Es  ist  i\l>rr  f<,'>t  im  Auge 
zu  behalten,  dass  das  singulare  Recht  nicht  bloss  entrechtend 
sondern  auch  bevorrechtend  auftritt.  In  der  rechfcsphiloeophi- 
schen  Rechtfertigung,  Begrenzung  oder  Abweisung  der  einen 
und  der  anderen,  der  Bevorrechtungs-  und  der  Bntrechtungsge- 
setze,  besteht  <md  allgemeiner,  w^isentl icher  Unterschied  nicht. 

Ein  zweiter  Gesichtspunkt  für  die  allgemeine  Kla^sitikation 
der  singularrechtlichen  Erscheinungen  ergibt  sich  beim  BHck 
auf  die  Kechts*  und  Verwaltungsgebiete,  in  welchen  tk 
hauptsächlich  hervortreten. 

Ausnahmerecht  findet  sich  und  fand  sich  rechtsgeschicht» 
Hell  in  allen  llait)ituebieten  des  Hechtes,  und  zwar  als  bevor« 
rechteiuies  wie  als  beschränkendes  I?echt,  als  materieUeö  liccht, 
wie  als  lormelles,  i.  w.S.  prozessualisches  Recht.  Es  gab  und  gibt 
im  Privatrecht,  im  Familien-  und  Eherecht,  im  Strafrecht,  im  Ver- 
waltnngsrecht,  im  Verfassungsrecht,  in  letzterem  sowohl^  wis 
die  dffentlichen  Gewalten,  als  was  den  gemeinen  Staatsbflrger 
betrifft,  bevorrechtendes  und  entrechtendes,  materielles  und 
formelles  Ausuahmerecht.  Nur  kurze  Zeit  ist  es,  seit  Ftaats- 
anf:re]iörige  Juden  im  Privatreeht  die  (ileichheit  des  gumeiu.a 
Rechtes  erreicht  haben  ,  seit  das  Wahlrecht  gemeines  Recht 
geworden  ist.  In  Bussland  ist  das  singulare  Becht  über  Erwerb 
und  Pacht  von  Grundstflcken  gegen  Fremde  und  Juden  neoe- 
stens  sogar  verschärft  worden.  Das  Familien-  und  Ehereefat 
hat  in  den  rej^ierenden  Häusern  heute  noch  sini^nlarrechtliche 
Bestände  und  /.war  iu  wobibegröndeter ,  zur  Zeit  von  keiner 
Seite  ernstlich  angefochtener  Weise.  Ein  guter  Teil  der  neueren 
deutscheu,  französischen  und  englischen  Ausuahmegesetzgebung 
besteht  in  entrechtendem,  materiellem  und  formellem  Singular» 
strafrecbt,  in  Ausweisungen,  Verbannungen  und  aosserordeot- 
liehen  Polizeibeschränkungeu.  Im  öffentlichen  Recht  bestanJeu 
bis  in  die  neueste  Zeit  Steuer-  und  Rekrutierungsprivilegien 
einzelner  Stände,  besteht  noch  mehrfach  bevorzugte  Beteiligung 
des  adeligen  Grossgrund besitze«  an  der  Volksvertretung,  be» 
standen  singulare  Entrechtungen  in  Beziehung  auf  Niederiis- 
sung,  Gewerbebetrieb,  ReligiousObung ,  Zugänglichkeit  der 
Aemter,  in  Bezug  auf  aktives  und  passives  Wahlrecht.  Iiumer- 
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hin  hat  die  Neuzeit  e'im  berechtigte  AbnoiVamg  gegen  singuläres 
Privatrecbi,  Familien-  und  fiherecht  and  StrafreehU  Sie  be* 
wegt  sich  in  ihrem  Singularrecht  mit  Vorliebe  auf  dem  Gehieie 
der  Beschränkung  der  allgemeinen  bürgerlichen  und  Staate- 

bürgerlichen  Freiheitsrechte.  Sie  hut  zum  Gegenstand  Be- 
schräukuugeii  der  Niederlassungsfreibeit,  des  Aufentbai  tsrechtes, 
der  Bekenntniöireiiieit,  der  Press-,  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit, der  Aeroterzngängliehkeit  u.  s.  w.  Dies  hat  zur  Ver- 
engnng  des  Begrifes  der  Aosnahmegesetzgebnng  gegenfiber 
dem  allgemeineren  Begriffe  des  Singnlarrechtes  Anlass  gegeben. 

Das  A ns n ahm erech t  i.  e.  S.  ist  also  ein  Inbegriff 
von  Ein  sc  h  ril  n  k  ii  n  ^  e  ii  der  a  1  lg  e  m  einen  b  Qr  ge  1 1  ich  e  n 
und  staatsbürgerlichen  Freihe  its  rechte  gegen 
Einzelne  —  Individuen,  Familien  (Dynastien),  Stände, 
Klassen,  Bekenntnisse  n.  s.  w.  Der  Begriff  des  Ausnahmerechts 
gegenQber  dem  weiteren  Begriff  des  Singalarrecbts  engt  sich 
somit  in  Beziehung  aof  die  Bichtang  and  aaf  den  Umfang  der 
Anwendung  erbeblich  ein. 

Nicht  eben  dasselbe  ist  der  i  all,  bezüglich  der  Mittel  und 
der  Dauer  der  Anwendun;^  der  Mittel. 

Die  Mittel  betreffend  so  setzt  die  Ausnah megesetzge- 
bang  gleich  allem  Singular  recht  sowohl  das  materielle  Recht, 
als  das  Recht  des  Verfahrens,  das  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes  prozessualische  Recht  in  Bewegung,  Zu  den  PriTile- 
gien  des  materiellen  Rechts  gehört  z.  B.  die  Steuerfreiheit  be- 
Torzugter  Stände  und  Familien,  die  besondere  Vertretung  des 
fideikonnuissarischen  adeligen  Grossgrundbesitzes ,  die  Straf- 
freiheit der  Verbrechen  des  Staatsoberhauptes.  Zu  den  ma- 
teriellen Entrechtungen  dagegen  zahlen  die  Verbote  und  Be- 
schränkungen der  Niederlassung  und  bestimmter  Gewerbebetriebe 
gegen  staatsangehdrige  Juden,  femer  die  Aufhebungen  und 
Einschränkungen  der  staatsbürgerlichen  Freiheitsrechte  für  be- 
stimmte Konfessionen,  Stände,  Klassen  und  Parteien.  Zum 
Ausnahtiurechte  des  Verfahrens  und  der  Behandlung  gehört, 
was  die  Bevorrechtungen  betrifft,  z.  B.  der  privilegierte  Ge- 
richtsstand jeder  Art,  und  was  die  Entrechtungen  betrifft,  die 
Aufhebung  des  Gerichisschubses  fttr  Einzelne,  die  Ersetzung 
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des  gericbtlicüeo  durch  das  verwaltuugsgericbtliche ,  adiiiui- 
sirative  oder  gar  kriegsgerichtliche  Verfahren,  sofern  aolches 
Änsaahmemfahren  offen  oder  verdeckt  nur  gegen  Einzelne  oder 
Einzelschichteu  des  Volkes  gerichtet  ist. 

Materielles  uud  formelles  Singularrecht  kann  in  demselben 
Ausnahmegesetz  verbunden  sein.  Etwa  in  den  bef^ondereu  Strafen 
die  Verbannung  uud  die  Ausweisung  durch  die  Verwaltungs- 
behörde statt  durch  die  Gerichte;  so  z.  B.  in  den  vier  deut- 
schen Socialistengesetzen  von  1B78  bis  1890,  in  den  preus- 
sischen  Maigesetzen  bezüglich  der  katholischen  Kirche. 

Was  endlich  viertens  die  Dauer  des  Äusnahmereehtefi 
betrifft,  so  ist  das  letztere  entweder  unbefristetes  ouer 
e.s  int  befristetes  R^cht,  d.  h.  die  AiisuaijmegcÄetze  werden 
entweder  füi  unbestimmte  Zeit  gegeben  und  endigen  im  Ver- 
fassungsstaat erst  dann,  wenn  samtliche  zur  Geeetsgebnng  mit- 
wirkende Gewalten  über  deren  Abschaffung  Qbereinkommen, 
oder  werden  sie  von  Anfang  an  auf  bestimmte  Frist  gegeben, 
heziehungsweise  wieder  verläugert,  so  dass  sie  iiach  deren  Ab- 
hiüf  Mangels  Debereinst  imraung  der  Gesetzgebungsgewalteu 
über  weitere  begrenzte  oder  unbegrenzte  Fortdauer  von  selbst 
ausser  Kraft  treten. 

Bei  befristeten  Ausnahmegesetzen  kommt  im  VerfisMsungs» 
Staat  weiter  der  zweitlinige  Unterschied  in  Betracht,  ob  ein 
Ausnahraegesetz  im  Dauerhöchstbetrag  auf  eine  Wahlperiode, 
oder  ob  es  auf  längere,  wenngleich  bestimmte  Frist  in  Geltung 
gesetzt  wird. 

In  der  Gesetzgebung  des  verfassungsmässigen  wie  des 
nicht  verfassungsmässigen  Staates  treffen  wir  sowohl  auf  dao* 
emde,  als  auf  befristete  Ausnahmsgesetze.  Zu  den  dauernden 

gehörten  jüngst  in  Deutsehland  die  Preussischen  Maigesetze, 
welcheallerdings,  wievorausj^esehen  wurde,  dt  uiioch  nicht  »ewige« 
Gesetze  wurden.  Dazu  gehört  das  Prinzeuverbauuuugsgesetz 
in  Frankreich,  gehören  in  der  Hauptsache  die  Ausnabmegesetse 
Englands  gegen  Irland,  gehören  die  Gbinesengesetze  der  aaglo- 
sachsischen  Kolonial  weit  in  Amerika  und  in  Australien,  ge- 
hörten die  Judengesetze,  gehörten  die  Antikatholiken-  und 
Akatholikengesetze  vom  lö.  biü  iiiü  iü.  Jahrhundert  herein. 
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gehörieo  und  gehören  anter  den  Bevomchtangen  die  einstigen 
Stenerfreiheiten  für  den  Adel,  gehören  die  familienreehtlicfaen 

Hausgesetze  für  Prinzeu  uud  Prinzessinnen  und  die  reservat- 
rechtlicheu  Bestimmuugeu  in  der  deutächen  Reicbsverfassuog. 

Il.^Znr  reclitägesühichtlichen  Erklärung  des  Ausnahmerecliiös. 

Wir  massen  nns  nicht  an,  die  rechtsgeschichtlich  unaaf- 
horliche  Thatsache  einee  Bestandes  von  singularem  Recht  für 
alle  Perioden  der  Recbtsgeschicbte  —  Ton  der  ältesten  Stamm- 
zeit der  Vulktr  an,  hiiiilurch  durch  die  FeudulzciL,  durch  die 
Geschichtsepochen  der  J^oliSt  Civiiät  nnd  Stadtstaatbilduug, 
des  landrecbtlicben  Territorialisinus  bis  zum  Anbruch  der 
neueeten  Kationalstaatsepoche  herab  —  ^)  besser  darl^en  und 
tiefer  erklaren  zu  wollen  als  es  durch  die  historische  Rechts- 
echnle  laugst  geschehen  ist.  Es  würde  möglicher  Weise  ge- 
liLi<j;eii,  darzutliui),  dass  die  Erkiäiuiig  der  Tliatsachen  sinj^ii' 
läreu  Rechts  —  aus  der  innersten  Natur  der  Sache,  aus  dem 
Bedürfnis  der  nationalen  Selbsterhaltuu^  heraus  —  z\x  einseitig 
dem  Privatrecht  und  den  älteren  Abschnitten  rechtsgeschicbt- 
licher  Entwickelang  gegolten  hat,  und  dass  das  jus  singulare 
in  seinem  ganzen  Umfang,  in  seinem  his  zur  neuesten  Zeit  fort- 
dauernden Bestand ,  in  dem  Stufengang  seiner  geschichtlich 
fortschreiteudeu  Milderung  und  Einschränkung,  in  der  Eigen- 
tümlichkeit seiner  ueustzeitlichen  Gestaltuugsweisen,  denn  doch 
noch  nicht  vollständig  und  erschöpfend  genug  behandelt  ist. 
Allein  dies  darzuthon,  daaa  fehlen  nns  Zeit  und  Raum. 

Das  Einsige,  was  dasu  drängt,  einen  Beitrag  sur  rechtsge- 
scbicbtlichen ,  d.  h.  entwickeluugsgesetzlichen  Erklärung  alles 
Singularrechtes  zu  cfeben ,  ist  das  Strebeu ,  auch  die  Erschei- 
nungen des  neustzeitiichen  AusnahmerechU  in  Verfassungs- 
staaten  auf  allgemeine  Gesichtspunkte  der  Socialwissenschaft 
znrfickzuführen»  auf  welche  sie  unseres  Wissens  bisher  nicht 
oder  nicht  scharf  genug  hezogen  sind« 

Obenan  möchte  der  Sats  zu  stellen  sein,  dass  die  Masse 
des  singuläreu  Rechtes  aus  dem  eigensten  Wesen  der  Entwicke- 

])  Vgl.  über  diose  btufeo  der  Staatobilduog  Jabrg.  1890,  ä.  509  tf. 
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lung  von  Oesellschaft  und  Staat  selbst  m  erkl&ren  «ein  wird. 

Das  Alte  will  und  kann  immer  nur  langsam  dem  Neuen  wei- 
chen —  t's  gebt  gliedlich  im  Neuen  und  Höheren  allmählich  auf: 
dies  ist  das  eine.  Und  das  andere  ist:  das  Neue  tritt  zunächst  mit 
Vorliebe  stQrmisch,  einseitig,  untergrabend  anf  und  erachdnt 
nicht  nur  dem  Bestehenden  feindselig,  sondern  ist  meist  mehr 
oder  weniger  dem  ruhigen  Gange  der  Fortentwicklong  Tom 
Alten  zuiD  Neuen,  vom  Niedrigeren  zum  Höheren  wirklich 
feindlich,  >staats-  und  gesellscbal'tsgetahrlicb«. 

Selbst  das  berechtigtste  Neue  tritt  so  leicht  zerstörend, 
im  wilden  Drang  und  Sturm  des  Umstume,  nicht  im  »sanften 
Säuseln <  des  Geistes,  des  Geistes  der  gewaltlosen  Reform  ui 
die  Geschichte  ein,  so  dass  ein  selbst  von  der  Refor- 

mation, weil  sie  Deutschland  den  dreissigjährigen  Krieg  bringra 
sollte,  und  von  der  ersten  französischen  Revolution,  obwohl  sie  Jas 
bür<ierlicbe  Zeitalter  durchgesetzt  hat,  sagen  konnte:  »Franz- 
tum  drängt  in  diesen  verworrenen  Tagen,  wie  einst  Luthertum 
tbat,  ruhige  Bildung  zurück.«  Und  wohl  eben  darauf  beruht 
es,  dass  hier  alte  Rechte  als  Vorrechte  ausnahmerechtüch  aertrfini- 
mert,  dort  neue  Rechtsansprüche  in  ihren  Vertretern  ausnähme* 
rechtlich  verfolgt  werden. 

Jede  der  beiden  Richtungen  stellt,  wenn  sie  zur  uneinge- 
schränkten Macht  gelaugt,  singuläres  Recht  bes^ünstigeud  für 
sich,  aber  entrechtend  gegen  die  Gegner  auf.  So  war  es  schon 
zur  Zeit  der  Ausschliessung  alles  eindringenden  Fremden  und 
Neuen  in  der  Epoche  des  Stamnistaates ;  so  im  Feudalzettaltsr 
der  Völker ;  so  in  der  Zeit  der  athenischen  Volksherrschaft  und 
der  stadtstaatsrechtlichen  Bevorzugungen  der  Bürger  im  jus 
civilc,  ehe  jus  ficntitmt  sicfjte;  so  in  der  territorialistischen 
Epoche  mit  den  Religionsveriolgungen  des  10.  und  17.  Jahrhun- 
derts ;  so  war  es  noch  vor,  während  und  nach  der  ersten  fran- 
zösischen ilevolotion.  So  ist  es  auch  heute,  ob  die  dritte  Re> 
publik  Frankreichs  monarchische  Prätendenten  verbannt,  oder 
ob  ein  durch  Blut  und  Eisen  geeinter  Nationalstaat  seiner 
inneren  (legner  sich  entledigt  und  im  Welfenfoud  ^Reptile* 
durdi  ^Reptile«  verfolgt,  oder  ob  die  -  Diktatur  des  Proleta- 
riates« gegen  das  Bürgertum  wüten  wird,  oder  eine  Mehrheit 
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Ton  Vertretern  der  besitseocien  Klassen  gegen  Sozialdemokraten 

und  Aiiarcbisten  Ansnahnipfresetze  macht.  Das  Ma.sshalteii  füllt 
in  allen  dieseü  Fillleu  den  jeweilij^en  Machthabeni  sehr  scliwer. 

Je  mehr  die  geschichtliche  Entwickelung  stossweise  und 
niirabig  erfolgt,  desto  starker  und  schärfer  wird  die  Ausnahme- 
gesetzgebang  aasgreifen.  Entreobiendes  und  beschränkendes 
Ansnahmerecbt,  daher  auch  Ausnabmegesetsgebung  im  engeren 
Sinuc  des  dermaligen  Sprachgebrauchs,  wird  daher  keiner  Zeit, 
in  welcher  die  religiöse,  nationale,  verfassnnffsrechtliche  Ent- 
wickelung stürmisch  und  revolutionär ,  im  Innern  und  nach 
aussen  durch  Blnt  und  Eisen  sieb  ToUzieht»  wo  frühere  Mino- 
ritäten plötzlich  Majoritäten  werden,  oder  halb  Terlorene  Bnicb- 
teile  des  Yolkstams  wieder  zorflckerobert  sind,  Oberhaupt  fehlen. 
Bisher  wenigstens  war  dies  nie  der  Fall,  im  neuen  Deutschen 
Reich  so  wenig  als  im  alteu  Deutschen  Bunde.  Die  Zeit,  da 
das  Ausnahmerecht  seinem  innewohnenden  Drang  zu  über- 
flüssiger und  massloser  Anwendung  widerstehen  wird,  ist  leider 
aocb  jetzt  noch  nicht  sicher  abzusehen,  so  sehr  es  zu  bedanern 
ist,  dass  dieselbe  noch  nicht  da  ist 

Der  stossweisen,  im  Wechsel  TOn  Revolution  und  Gegen- 
revolution sich  vollziehenden  Entwicklung  steht  die  allmähliclie 
gesetzliche  E  V  o  1  u  t  i  o  ü  des  Neuen  aus  dem  Alten  und  inner- 
halb der  Formen  bestehender  Verfassungen  gegenüber.  Allein 
auch  dieser  an  sich  wünschenswerten ,  weil  formell  rechtlich 
besseren  Art  der  Entwicklung  von  Staat  und  Oesellschaft,  der 
»ruhigen  Bildung«  Gothas,  haftet  sich  Ansnabmerecht  an. 

Allerdings  nicht  so  sehr  als  süiguläie  Rechtsbeschränkung 
und  Entrechtung,  denn  vielmehr  als  Bevorrechtung  und  als 
Befreiung  von  lästigen  Verpflichtungen  des  gemeinen  Hechts. 

Einerseits  besteht  gealtertes  gemeines  liecht  mehr  oder 
weniger  umfiissend,  kürzere  oder  längere  Zeit,  sogar  für  un- 
abaehbare  Dauer  in  Anpassungen  an  die  neue  Zeit  innerhalb 
neuen  gemeinen  Rechtes  als  Singularrecht  geschonter  Reste 
älterer  Gescbichtsgebilde  fort.  Solche  aus  gemeinem  Recht 
einer  früheren  Zeit  hervorgegangeneu  Singularrechte  trifl't  man, 
obwohl  die  grosse  Aufräumung  des  Jahres  1848  das  Meiste 
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weggescbwemmt  hat,  auch  noch  Im  neuesten  öffentlichen  ReebU 
DentRchlandfi. 

Für  ganze  Gliedstaaten  des  Deutschen  Reiche«  heetehcD 

weislicli  eiiif^eraiimte  Reiiervalrechte ,  sie  hüben  die  vertra^«?- 
mUssige  ►':;chüpl"uiig  der  neuen  Einheit  Deutfechlands  ermöp^licht. 
Kein  Staatsmann  wird  au  denselben  rütteln,  so  lange  von  ihrer 
trenen  Achtung  die  Bandesfreudigkeit  der  Djnastieen  der 
grösseren  Gliedstaaten  abhängt  und  so  lange  die  AbschafFbog 
nicht  mit  Zustimmung  der  bevorrechteten  Gliedstaaten  und 
aus  der  liiteresseneinsicht  der  letzteren  heraus  erfolgt. 

Derselben  Art  sind  die  Vorrechte  des  stande&herrlicheB 
Adels,  seine  ausschliessend  eherechtiicbe  Ebenbürtigkeit  mit 
regierenden  Häusern ,  seine  besondere  Vertretung  in  erstes 
Kammern  unter  der  Voranssetsang  der  Erhaltung  fideikom* 
missarischen  Familieugrundbesitses*  Das  einstige  gemeine  Beeht 
der  » Reichsunmittelbaren c  lebt  in  solchem  Singularrecht  inner- 
halb eines  ganz  ntueii  gemeinen  Verfassungsrechts  fort.  Aller- 
dings nicht  in  der  Keichsverfassung,  aber  in  den  Bundesver- 
fassungen ;  aber  es  gibt  Leute  —  Verfasser  gehört  nicht  dazu  — ^ 
welche  es  bedauern,  dass  ein  Zusatz  von  Vertretung  des  altes 
standesherrlichen  Adels  in  der  VolksTertretnng  des  neoen 
Deutschen  Reiches  fehlt. 

Andere  Vorrechte,  welche  Reste  vun  abgestorbenem  ge- 
uieiufin  Uecht  älterer  Zeit  waren;  Steuerfreiheit,  Militarfrei- 
heit,  Patrimonialgerichtsbarkeit,  Gutsherrlichkeit,  privilegierter 
Gerichtsstand  sind  allerdings  und  mit  gutem  Grund  dem  ge* 
meinen  Recht  neuester  Bildung  erlegen. 

Wenn  so  die  weniger  rasche  und  von  Gewaltstossen  freier» 
Entwicklung  älteres  gemeines  Verfassungs-  und  VerwalUaigs- 
recht  ir.  zähen  oder  in  vergänglichen  Hückhilduugsrcjtten 
(Abortivrudimeuten)  hauptsächlich  als  Vorrechte  fortbestebea 
lässt,  so  gehen  andererseits  aus  dem  ganzen  Wesen  ruhiger 
Fortentwicklung  in  Staat  und  Gesellschaft  auch  Rechts  be- 
schränkungen  singulärer  Natur  hervor.  Es  ist  nicht 
bloss  so,  dass  die  höchsten  Stände  und  Familien  die  alte  ire- 
mciun  t  htliche  Herrschiiftsstellung  im  Verfassungsznstand  viUd 
neuen  Zeit  —  den  iet;6leren  sogar  krönend  —  durch  Vorreciit- 
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stellangen  fortsetzen  ,  nachdem  die  Pflichienseite  ihrer  einst 
gemeinreehtlicben  Macht  bereits  erloschen  ist^  Auch  das  Umge- 
kehrte kommt  yor ;  denn  umfassend  und  oft  Jahrhunderte  lang 

leben  die  eiust  gemeinrechtlichen  Belastungen  der  älteren  tnie- 
deren«  Klassen,  iiamentlicli  des  Bauernstandes  als  mehr  oder  we- 
niger zu  Privatrecht  niedergeschlagene  Belastungen  fort,  während 
die  höheren  Schichten  der  früheren  Staats-  und  Gesellschafts- 
ardnnng  nnd  weite  Kreise  nenstandischer  Gesellschaftsscbichten 
von  den  neuen  Lasten  noch  befreit  sind.  Es  gibt  hieffir  kein 
bedeutenderes  Beispiel ,  als  die  Belastung  des  franz5sischen 
Hers  tfat  zAigleich  mit  drr  von  umfassendster  Steuerfreiheit  durch- 
hrocheiien  Taille  des  neuen  Staates,  welche  fnrobthar  drückte, 
und  mit  den  alten,  keiner  Gegenleistung  mehr  t  nUprechendeu, 
im  Qanzen  jedoch  weniger  drückenden  Feudal-  und  Patri- 
moniallasten.  Vicomte  d'AvSnel  bat  dies  in  T^Bichdieu  et  la 
Monarchie  absohte*  yorzfiglicb  yeranscbanlicht.  Es  lassen 
sich  (Übrigens  für  jede  Epoche,  ancb  für  die  liberale,  ähnliche 
Thatsachen  nachweisen,  wenn  man  (^enau  zusieht. 

Ein  Letztes  bleiht  zu  bemerken.  Man  würde  durchaus 
fehlgehen,  wenn  man  die  Ausnahmegesetzgebung  so  zu  sagen 
nur  als  geschichtliche  Eniwicklunr^skrankheiten  yerständlich 
m  machen  suchen  wollte.  Sowohl  für  beschränkende  Aus- 
nahmegesetze, als  für  Priyilegien  können  rechtfertigende  Um«> 
stände  yon  unabsehbarer  Dauer  yorhanden  sein. 

Unauitilghare  Unterscliiede  unverschmelzbarer  Kas:seii 
küiineu  diizu  führen  ,  dass  die  einander  begegnenden  Ange- 
hörigen der  höheren  Iia8£eu  Vorrechte  und  Sonderstellungen 
gemessen,  wie  die  Weissen  in  China  und  überall  in  der  fremd- 
rassigen Kolonial  weit;  Blut  ist  ein  ganz  besonderer  Saft,  na- 
mentlich für  die  hoher  stehenden  Rassen.  Was  um  ganse  Welt- 
alter der  Zivilisation ,  namentlich  der  Staatsentwicklnng  noch 
von  eiüMinler  abstflit,  kann  kaum  dasselbe  gemeine  Recht  liaben. 
Der  i^ingeboreiie  {gegenüber  dem  Fremden,  wie  die  Eindringlinge 
höherer  Gesittung  gegenüber  ihren  barbarischen  oder  halbbar- 
barischen Kolonialmündeln  verlangen  Vorrechte  beaiehungs- 
weise  Entrechtungen.  Die  Geschichte  hat  biefür  Falle  genug 
au&uweisen.   Es  ist  bdspielsweise  nicht  abzusehen,  was  sich 
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au«;  der  fernereu  Berührung  der  mongolischen  und  der  ari^lieo 
Volker  in  Ostasien  ergeben  wird,  was  in  ganz  Afrika.  Die 
Tfirken  ond  Islamiten  haben  nie  an  Gleich  behandlang  der 
Unterworfenen  gedacht,  ihre  Oiste  aber  haben  sich  das  Vor- 
recht ihres  nationalen  Rechtsschatzes  eifrig  gewahrt. 

Singulanecht  kann  sogar,  z.  B.  für  dynastische  Familien- 
und  Eherechte,  im  allgemeinsten  Interesse  des  ganzen  Volkes 
dauernd  liegen. 

III.  Ueber  die  grimdsätzliclie  Zolässigkeit  des  Aasn&hme- 

recbtes. 

Entgegen  der  Erfaiinnig  der  ganzen  Uechtsgeschiehte, 
welche  bis  auf  die  neueste  Zeit  herab  Kechtssingularitüt  ]e<]>^: 
Art  in  Fülle  aufweist,  behaupten  Viele  die  grundsätzliche  Ld- 
zulässigkeit  alles  AusnahmerechtB  wenigstens  für  den  Ve^ 
fassungsstaat  der  konstitnttonellen  Monarchie  and  der  parla* 
mentarischen  Republik. 

Sieht  man  jedoch  näher  zu ,  so  hat  diese  Behauptung 
einen  siclieren  eirund  nicht.  Sie  weiss  im  wesentlichen  nur 
die  längst  widerlegten  Forderungen  des  indiiridualistisches 
»Natnrrechtes«,  der  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Einzelnen, 
der  »angeborenen«  Menschenrechte  ftSr  sich  anznftlhren.  Sie 
vergisst  nach  der  einen  Seite,  dass  das  Qanze  fiber  nnd  am 
den  Teilen  besteht,  dass  die  Gesamterhaltung  des  Volkes,  die 
staatliche  und  die  gesellschaftliche,  zu  <i unkten  herTorragenJer 
Glieder  auch  ausserordentliche  Begünstigung  einräumen  darf, 
soweit  und  solange  dieses  dem  Ganzen  und  damit  aileo 
Einzelnen  einen  nachweisbar  sonstwie  nicht  zu  erreichenden, 
unverzichtbaren  Vorteil  bringt.  Und  man  vergisst  nach  der 
andern  Reite,  dass  auch  Rechtseinschränkungen  gegen  Einselse 
seien  diese  Individuen  odt  r  Volkskiassen,  freie  Vereinigungen 
oder  Körperschaften,  ganz  begründet  sem  küuueo,  wenn  die- 
selben bestimmte  anderswie  nicht  zu  vermeid  ende 
Gefahren  und  Uebel  für  das  Ganze  abwenden,  üeber  der  Frei- 
heit und  Gleichheit  jedes  Einzelnen  stehen  die  Freiheit  nnd 
Gleichheit  der  Masse  der  andern  Einzelnen,  wie  sie  die  »Ord- 
nung <  verbürgt,  und  steht  namentlich  das  Interesse,  welches 
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die  Gesamtheit  an  der  gedeiklichen  Entwicklang  aud  an  der 
ausreichen Oen  Sicherheit  des  Gemeinwesens  hat.  »Freiheit  und 
Gleichheit €,  »gleiches  Recht  für  Alle«  and  jede  andere  der- 
gleichen *petitio  principii€  aus  dem  alten  Niiturrecht,  aus 
dem  ultrademokratischen  ladividaalismus  kann  hiegegeu  nickt 
aufkommen. 

Immerhin  wird  Ausnabmerecht  io  der  restrictivsten  Weise 
zu  rechtfertigen  sein.  Es  mnss  unumgänglich  notwendig  sein. 
Darum  ISsst  sich  auch  die  Fordemng  erklären,  dass  Ausnahme- 

rechttt  (iein  Umfang  und  dem  Grad  nach  mit  aufsteigunder 
Zivilisation  immer  mehr  zurückf^ehen  müssen,  was  ja  wirklich 
der  Fall  ist.  Je  mehr  die  Bildung  steigt,  je  grösser  und 
mannigfaltiger  die  Gemeinwesen  werden,  je  mehr  ein  freies 
Yerfassungsleben  das  Ineinanderschmelzen  von  anfanglich  hart 
aneinander  reihenden  Elementen  begflnstigt,  je  mehr  Gans^ 
und  Halbbarbareu  zur  Zivilisation  sicli  erheben,  desto  weniger 
und  desto  weniger  hartes  Ansnahniereclit  wird  Bedürfnis  sein, 
desto  mehr  wird  singuläres  jus  civile  von  nationaler  Härte 
und  Ausschliesslichkeit  vor  gemeinem  gentitm  verschwinden, 
sowohl  öffentlich  rechtlieh  wie  priyatrechtlich.  Und  in  der 
That  ist  dies,  wie  jeder  Blick  auf  die  Rechtsgeschichte  aeigt, 
immer  mehr  der  Fall  gewesen  und  wird  es  immer  mehr  der 
Fall  werden. 

Nur  soll  man  das  Mehr,  welches  die  älteren  Zeiten  an 
Ausnahmerecht  begünstigender  und  belastender  Art  auf  dem 
ganseen  Rechtsgebiete  aufweisen,  nicht  vom  Standpunkte  heutiger 
Gesittung  7orwurfs7oll  beurteilen.  Die  nationale  und  religiöse, 
politische  und  soziale  Duldsamkeit  ist  eine  spät  aufgehende 
Blüte  der  Eutwicklungsgeschichte  der  Vulker  und  wird  davon 
bedroht  bleiben,  der  Härte  älteren  Ausuabmerechtes  wieder 
zu  weichen. 

Grundsätzlich  lässt  sich  die  Berechtigung  der  Singular^ 
gesetzgehung  ftlr  alle  im  vorigeu  Abschnitt  entfalteten  Arten 
singularrechtlicher  Erscheinungen  nachweiAen,  fQr  Bevorrech- 

tungs-  wie  für  Entrechtung«-,  für  dauernde,  wie  für  befristete, 
für  materiell-  wie  für  formell-rechtliche,  für  ötfentiichrecht- 
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liehe  wie  für  strafrechtliche,  priv<itiechtUche,  lauiilienrechi- 
lichc  und  erhrechtliche  Aasnabmebestimmungen. 

BeTorrecbteiideB  Singnlarrecht  hat  in  der  Weitgesehiebte 
eine  bedeotende  Bolle  gespielt.  Es  bat,  je  weiter  znrQck  eine 
desto  grSssere  nnd  im  Gänsen  wohltb&tigere  Wirkung  gehabt 
Dasselbe  hatte  soweit  Berechtigung,  als  ea  dem  Ganzen,  ein- 
schliesslich der  Nichtbevorrechteten  gewisse,  sonstwie  nicht  zu 
erreich  ende  Vorteile  brachte  und  Sicherheiten  gewährte.  Un- 
sere Zeit  beschrankt  mit  vollstem  Grund  die  Vorrechte  auf 
das  knappste  Mass,  Allein  die  noch  bestehenden  Reste  sind 
nicht  darebgebends  Terwerflicb.  Jedes  regierende  Hans  mosa 
in  famüien-,  straf-  nnd  verfkssungsreebtlicfaer  Hinsiebt  gewisse 
Vorrechte  habuu  ,  wie  entgegen  familienrechtliche  Schrankeu 
sich  gefallen  lassen,  wenn  die  Monarchie  ihren  Zweck  ertüUeu 
soll.  Selbst  eine  bevorzagte  Anteilnahme  des  alten  Gross- 
gmndbesitaes  am  Yerfassongsleben  ist  noch  begrandet,  so 
lange  andere  Träger  der  Erhaltung  nicht  zn  haben  sind ;  nur 
eine  bessere ,  echt  neaaeitlicbe  Erreichung  der  konservativen 
Zwecke,  zu  deren  Träger  bestehende  Verfassungen  jenen  Gros»» 
besitz  berufen  haben,  durch  andere,  rein  gemeinrechtlich  k<'u- 
stituierte  Organe  der  Volksvertretung  rechtfertigt  die  völlige 
ßeseitigang  dieses  verfassungsrechtlichen  Privilegienrestes, 

Ajuf  der  andern  Seite  sind  Entrechtungen,  besiehongawetBs 
Recbisbescbranknngen  nicht  weniger  zdassig,  sofern  und  so* 
lange  sie  das  nnerlassliebe  Mittel  fttr  die  Erhaltung  nnd  Ent- 
faltung des  Gemeinwesens  und  für  die  Sicherheit  der  nicht 
beschränkten,  ungefährlichen  Volksschiclite  sind.  Es  ist  kein 
Abschnitt  der  Rechtsgeschichte  nachzuweisen,  in  weichem  solche 
Singularbeschränkangen  nicht  vorkämen.  Wenn  wir  gleich 
den  Nordamerikanem  und  den  anstraliscben  Kolonisten  nns 
die  Chinesen  vom  Jjeibe  hielten,  sobald  sie  eine  Gefahr  nnserer 
nationalen  Arbeit  würden,  wenn  wir  in  Dentsch-Ostafrika  die 
Anil  er  etwas  anders  behandeln,  als  die  andern  I bevölkern ncr^- 
elementc  und  die  Weissen  daselbst,  so  wird  ein  solches  Aus- 
nahmerecht beim  strengsten  Masshalten  sehr  begrüudet  sein 
k5nnen.  Die  ausnahmsweise  Behandlung  aller  Elemente, 
welche  dem  Volk  besonders  gefftbrlich  sind,  bat  sich  jede  Nation 
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in  jedem  Abschnitt  ihrer  Geschichte  erlaaht.  Ein  Glück,  doss 
Kationen  der  HochziTilisation  darin  viel  sparsamer  Toi^hen 
kdnnen,  als  die  alten  Zeiten  vorgegangen  sind  nnd  wahrschein- 
lich—  im  Lzrossen  Tianzen  —  uach  den  gegebeueu  Bedingungeu 
des  L>aseiü.skampfe8  haben  vorc^ehen  müssen. 

Berechtigt  sind,  iinnier  uuter  der  Voraussetzung  der  Be- 
schränkung auf  das  schlechthin  Notwendige,  nicht  bloss  Ans- 
nahmsgesetze  beTorrechtendernnd  entrechtender  Richtung  über- 
haupt, sondern  auch  DaneransnahmsgesetsEe.  Es  gibt  Sffentliehe 
Interessen  von  unabsehbarer  Dauer,  welche  AusuahmeiLcht, 
br  ^üustigendes  und  beschräiiktufies  heischen  nnd  rechtfertigen. 
J:*ür  sie  läset  sich  die  Befristung  auf  bestimmte  Zeit,  gar  oder 
immer  nnr  auf  die  Zeit  der  Legislaturperiode  nicht  rechtfer- 
tigen. Die  letstere  Art  karzer  Befristung  kann  leicht  den 
ganzen  Zweck  der  Ausnahmegesetzgebung  yereiteln.  Es  wSre 
—  um  ein  Beispiel  herbeizuziehen  —  thöricht,  so  lange,  als 
man  noch  Adclsvertretung  in  den  Kammern  hat ,  die  Adels- 
vertretung nur  auf  bestimmte  Fristen  tortdaueru  zu  lassen. 
Solche  Ausnahmegesetze  ferner,  welche  besonders,  wenn  auch 
nnr  Torfibergehend,  gefährliche  Volkselemente  Kähmen  nnd  in 
die  Bahnen  gesetzlichen  fijimpfes  hinüberdrängeu  sollen,  werden 
leicht  allen  Erfolg  einbflssen,  wenn  man  ihre  Dauer  auf  eine 
Legislaturperiode  einschränkt.  Sohin  ist  es  ungerechtfertigt, 
ganz  allgemein  zu  behaupten,  Ausuahmsgesetze  als  solpbe  dürfen 
nicht  Dauergesetze  sein.  Dieselben  müssen  dies  dann  sein, 
wenn  das  Interesse,  welchem  sie  dienen,  wenn  die  Gefahr, 
welcher  sie  wehren  sollen,  von  unabsehbarer  Daner  ist. 

Hinwiedemm  dürfen  sie  nicht  bestehen ,  ja  nicht  einmal 
auf  die  Dauer  einer  Legislaturpei  iuJe  erlassen  werden,  wenn 
der  Kechtfertiguugsgrund  nur  für  bestimmt  absehbare  Frist 
die  auch  nur  Monate  betragen  mag,  als  zutreffend  anerkannt 
werden  muss. 

Ausnahmsgesetze  dürfen  drittens  sowohl  im  m  ater ielle n 
Recht,  als  im  Verfahren  das  gemeine  Recht  einschriinken 

und  aufheben,  falls  der  entscheidende  Rechtfertigungsgrund 
zutrifft,  d.  h.  falls  das  gerueine  Interesse  auf  anderem  Wege 
nicht  gewahrt  werden  kann.    Unter  dieser  Voraussetzung,  die 
Zeilschr.  t  Staaliw.  im*  IV.  Heft  42 
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freilich  unter  heutigen  Vei  hältüissen  nur  ganz  iiiisiiahmsweise  xu- 
treffen  wird,  sind  auch  Mittel  zulässig,  welche  dem  gemeinen 
Recht  ganz  fremd  sind.  Ob  dazu  die  Yerhaimung  der  neaesten 
PriDiengesetia  FraDkreich«  geh&rfe,  ivt  hier  nicht  ca  ent- 
scheiden; ee  fragt  sich  ob  erweislich  alle  anderen  Mittel  der 
Selbsterhaltnng  der  Repnhiik  wirkungslos  sind. 

Immer  unter  derselben  Voraussetzung  kann  auch  die  Auf- 
hebung des  gf  in  ei  neu  Rechtes  im  Verfahren  ^xerechtfertigt  sein. 
Wenn  der  Schaden  nur  durch  schnellen,  formlosen  Zugriti  ab- 
gewendet werden  kann,  so  ist  eben  die  Polizei  das  richtige 
Organ.  Wenn  man  sogar  den  gemeinrechtlich  Terhängten 
Belagerungszustand,  obwohl  er  alle  unter  Kriegsrecht  stellt, 
als  berechtigt  anerkennt,  mit  welchem  guten  Grunde  wollte 
mau  bei  einer  Staats-  und  Gesellschaftsnot,  die  nur  von  Einzelnen 
droht,  den  1 1 ebergang  der  gerichtlichen  in  die  polizeiliche  Be- 
handlung grundsätzlich  beanstanden!? 

Beschrankende  Ausnahmegesetse  hdren  darum,  dasa  die 
Not  nur  von  Einzelnen  gekommen  ist  oder  droht,  nicht  aof^ 
Notgesetze  zu  sein;  sie  sind  nur  Notausnahm egesetze,  singu- 
iSre  Notgesetze  und  wenn  sie  als  solche  hinreichen,  offen  er- 
sichtlich das  geringere  Uebel. 

Endlich  iüsst  sich  für  keines  der  verschiedenen  grossen 
Gebiete  des  Rechtes  die  Berechtigung  Ton  Ausuahmsgesotzen 
grundsatzlich  bestreiten.  Das  Zivilrecht  wie  das  Stiafreeht, 
das  Familienrecht  wie  das  öffentliche  Recht,  das  Verfiekssongs- 
lecht  wie  das  Verwaltnngsrecht  können  begründetes  Singular- 
recht  besitzen.  Allerdings  werden  Ausnahmegesetze  so  früh 
als  möglich  fallen  müssen,  namentlich  daini,  wenn  der  Gang 
der  Geschichte  cm  ruhiger  geworden  ist  und  sobald  die  Mischung 
der  sozialen,  nationalen  und  konfessionellen  Elemente  gleichen 
Gübs  und  innere  Gleichartigkeit  erlangt  hat  Der  nenataeit- 
liehe  Yerfossungsstaat  hat  dem  Umfang  und  dem  Grad  nach 
am  wenigsten  Ansnahmerecht ,  vielmehr  ganz  überwiegend 
gemeines  Reclit  und  dazu  mildere  Mittel  des  Aus n ahmerechtes 
als  noch  das  vorige  Jahrhundert  der  Bastille  und  der  Guillotine, 
als  das  17.  Jahrhundert  des  Scheiterhaufens  und  des  Glaubena- 
zwanges.  Aliein  zu  keiner  Zeit  ist  Aosnahmerecht  grondsat»- 
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lieh  für  irgend  einen  Zweig  des  Hechtes  abzuweisen.  Es 
kommt  nor  darauf  an,  ob  die  Voraossefaningea  iQr  ein  solches 
gegeben  und  ob  beim  Zutreffen  der  Yoraassetsimgen  die  inneren 
Grensen  und  Schranken  der  AosnahmegesetKisebung  eingehalten 
sind.  Es  wOrde  zu  weit  führen,  dies  fttr  die  neue  Zeit  an 
jedem  der  grossen  Recbtsgebiete  zu  untersuchen.  Wir  be- 
schränken uns  darauf,  diesfalls  das  Gebiet  der  sog.  Grund- 
rechte und  der  »staatsbürgerlichen  Freiheitsrechte«,  auf  welchem 
sich  die  e^ntliche  »Ansnahmegesetzgebangt  der  aUerneneBten 
Zeit  vorzugsweise  bewegt,  mit  wenigen  Worten  zn  streifen« 

Verfasser  dieses  ist  sich  bewosst,  schon  za  einer  Zeit,  als 
dies  wenigstens  in  SQddeutschland  weder  unten  noch  oben  ge- 
fiel, zu  tien  wärmsten  iiini  überzeugtesten  Vertretern  einerseits 
der  allgemeinen  bürgerlichen  Freiheitsrechte  —  der  Nieder- 
lassungsfreiheit, der  Aufentbalts&eiheit,  der  Freizügigkeit,  der 
Gewerbeireiheit  —  andererseits  der  besonderen  staatsbfirger- 
lichen  Freiheitsrechte  —  der  Pressfreiheit,  der  Yosammlunga' 
freiheit,  der  Vereinsfreiheit  —  geh5rt  zu  haben.  Anf  der 
Gesittungsstufe,  die  wir  erreicht  haben  ,  stellen  diese  Rechte 
die  unerlässlichen  Grundlagen  für  die  gesunde  Entwicklung 
der  Gesellschaft  und  des  Staates  dar.  k>ie  gehören  zu  den 
massgebendsten  Berlingungen  des  bürgerlichen  Wohlstandes, 
des  politischen  Friedens  nnd  des  Fortsehrittes.  Eben  darin 
liegt  ihre  Bdgrttndung  für  unsere  Zeit  nnd  hofiientlich  für  eine 
nnabsehbaTe  Zukunft. 

Allein  davon  k:\\)n  keine  Rede  sein,  dass  diese  Rechte 
jeglicher  Einschränkung  unter  allen  Umständen  und  auch  dann 
entrückt  bleiben  müssten,  wenn  durch  ganze  Klassen  und 
Volksschichten  ein  anderswie  nicht  zn  vereitelnder 
Missbrauch  dahin  stattfände,  die  ganze  Gesellschaft,  die  Frei- 
heit aller  Qbrigen  Bürger,  den  Frieden  des  Staates  nnd  den 
gesunden  Fortschritt  auf  gesetzlicher  Bahn  zu  geföhrden.  Mit 
solchem  Missbrauch  schwindet  die  eigenste  Grundlao^e  dietter 
Hechte.  Der  naturrechtliebe  Individualismus  iix  seiner  anti- 
sozialen und  staatsfeindlichen  Schrankenlosigkeit  ist  auch  in 
Beziehung  auf  die  allgemeinen  bfirgerüehen  Freiheitsrechte  nicht 
stichhaltig« 

42* 
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Die  grundsätzliche  VerwerÜicbkeit  der  Ausaahmegesets- 
gebQDg  llsst  sich  ansem  Erachtens  aoch  ans  dem  Wesen  des 
Yerfassiingsstaatea  nicht  ableiten.  Der  Verfassangsstaat 
an  sieb  schliesst  weder  reohÜicbe  yorzogsstellungen  noch  rechb- 
liche Beschräokuugen  singalärer  Natur  aus  ;  denn  er  ist  durch- 
aus nicht  der  Möglichkeit  entrückt,  durch  die  ersteren  dm 
Ganzen  und  in  diesem  allen  übrigeu  nichtbevorrecLteteu  Ein- 
zelnen zu  nützen,  und  durch  die  Einschränkung  Einzelner  dem 
Wohl  and  der  Sicherheit  des  Ganzen  nnd  hiemit  allen  Qbrigen  Ein« 
zelnen,  ja  den  ansnahmsrechtlich  Behandelten  selbst  eine  sonst- 
wie nicht  erreichbare,  nn umgängliche  Gewahr  m  geben.  Der  Ver- 
fassungsstaat  hat  in  dieser  Hiusiclit  dieselbe  Lage ,  wie  der 
absolute  Staat.  Der  letztere  hinwiederum  wird  bei  weiser  Selb^lbe- 
herrschung,  die  ibiu  ireilich  unvergleichlich  schwerer  täilt, 
ebenso  wie  der  Verfassnngsstaat  in  singulärer  Gesetzgebung 
Qber  das  schlechthin  nnerlässliche  Mass  nicht  hinausgehen. 

Das  Besondere  des  VerfiMsangsstaates  gegenflber  der  Ana* 
nahmegesetzgebnng  besteht  nicht  darin,  dass  der  Yerfassnngs- 
staat  alles  Aiibiiahmerecbt  grun  lsät/lich  uusscliliesst ,  sondern 
darin,  ilass  er  durch  die  Volks  Vertretung;  beson- 
ders berufen  und  befähigt  ist,  die  A.u  .s  n  a  h  m  ege- 
aetsgebung  streng  auf  das  Mass  ihrer  ünerläss- 
liehkeit  einzuschränken.  Und  dies  ftthrt  Yon  der 
üntersnchnng  gnindsatslicher  Berechtigung  der  Aasnahmege* 
setzgebung  zur  näheren  Entfaltung  des  obersten  Grundsatzes 
über  das  Mass  zulässiger  Ausuahmegesetzgebuug  hinüber. 

IV.  Zur  grnndsätzllcheu  Begrenz uug  de^  Ausnahmeiöcht^. 

Diese  Begrensong  ergiebt  ans  dem  Begriff  des  Aasnahme» 
rechts  seihet  zwei  Fordemngen. 

Einmal  ist  alles  Änsnahmerech t  fiberhaapt  zu 

verwerfen,  sofern  das  bestehende  genieine  Recht 
oder  eine  alsbald  erreichbare  Um-  und  Fortbil- 
dung des  letzteren  der  gemeinen  Ge£fthr  gewachsen  er- 
scheint. Das  Andere  ist,  sofern  Ausnahmerecht  nnomgäng* 
lieh  ist,  darf  es  in  den  Mitteln,  der  Dauer  tmd  der  Ana- 
dehnnng  auf  die  verschiedenen  Rechtsgebiete  das  Mass 
des  schlechthin  Unerlässlichen,  die  Grenzen  spar- 
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samster  Anwendmig  und  auasenten  Masshalien«  nicht 

überschrei  t6D. 

Die  nähere  Entfaltung  dieser  Doppel iorderuQg  ergiebt 
folgende  Grundsätze: 

Erstens  darf  Auanahmerecht  nur  geschaffen  werden,  wenn 
wirklich  eine  Gefohr  TorUegtt  welcher  die  Mittel  des  gemeinen 
Rechtes  nnd  aoseerrechtlicfae ,  auesenitaatliche  Gegenwirk-» 
nn^n  nicht  befirakommen  Term5gen.  Im  Zweifblsfalle  ist 
tiir  (las  weitere  Koi  tkämpfen  mit  den  Mitteln  des  geraeinen 
liechtes  zu  entscheiden,  bis  jeder  Zweifel  über  die  Notwendig- 
keit von  Ausnahmerecht  ausgeschlossen  ist. 

Als  sweites  ergiebt  sich  die  Fordemng,  daas  man  bei  der 
Frage,  ob  nicht  die  Verbessemng  des  gemeinen  Rechtes  ans- 
reicbe,  nm  der  Gefahr  zu  steuern,  nicht  bloss  auf  jenen  Punkt 
des  Genieinrechtssystenis  zu  blicken  hat,  an  welchem  der 
Schaden  hervortritt.  Der  ganze  Umkreis  des  gemeinen  Rechtes 
und  der  gemeinrechtlichen  Verwaltung  muss  in  ernstem  Suchen 
nach  dem  eigentlichen  Sita  und  nach  dem  wirklichen  Grund 
jenes  Uebels  durchschritten  werden,  ftbr  dessen  Bekämpfung 
Ausnahmerecbt  in  Frage  kommt. 

Als  dritter  Grundsatz  ergiebt  sich,  dass  auch  dann,  wenn 
Ausnalunerecht  als  unumgänglich  erwiesen  ist,  mit  diesem 
Kecht  und  seiner  Ausübung  die  volle  Arbeit  verknüpft  werden 
muss,  welche  auf  dem  Boden  des  gern  einen  Rechtes  für  die 
Bekämpfung  des  Uebels  und  der  Gefahr  geleistet  werden  kann. 

Viertens  darf  das  Ansnabroerecht  nicht  so  beschaffen  sein« 
dass  es  den  eigentlichen  Grund  des  Uebels  verst&rkt  oder  den 
eigentlichen  Sitz  der  Gelahr  unangreifbar  macht. 

Eine  fünfte  Voraussetzung  für  die  Zuiäsßigkeit  der  Ein- 
führung nnd  Aufrecbterhaltung  von  Ausnahmsgesetsen  ist  die 
genaue  Naehweisung,  dass  die  Mittel  der  Ausnahmegesetasgebung 
gegen  das  ausnahmerechtlicb  abzuwendende  üebel  auch  als 
wirksam  anzunehmen  seien,  besiehungsweise  als  wirksam  sich 
erwiesen  haben. 

Ein  sechster  Grundsatz  ist:  auch  die  wirksamen  Mittel 
einer  als  unerlässlich  nachgewiesenen  Ausnahmegesetzgebung 
mQssen  auf  das  schlechthin  notwendige  Mass  eingeschränkt 
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werden,  sowohl  waa  die  Atndelmiin^  enf  die  tn  beeehiioken- 

den  Iiitlividuen  und  Rechtsgebiete,  als  was  die  Kombinatiou  Ter- 
echiedener  Mittel,  endlich  was  die  Dauer  aubetriflft. 

Die  Anwendung  dieser  Grundsätze  bat  den  Verfiasser  Ton 
ftUem  Aofuige  an,  zoletet  im  Torigen  Jahrgang  dieaer  Zeii- 
achrift,  zur  entaehiedenaten  Ablehnnng  dea  SomaliatongeaelaRa 
und  der  Ifaigaaetze  hingeführt 

1)  Yergl.  BelAmpfang  der  Socutdemokiatie  ohne  AmnahmogweU, 
TabiBgen»  Lanpp  1890L 
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Im  letzten  Jahrzehnte  sind ,  teilweise  veranlasst  dnrch 
fünfzigjährige  Jubiläen,  mehrere  Arbeiten  veröffentlicht  worden, 
welche  die  ersten  Anfange  der  Eisenbahnen  in  Deutschland, 
xamal  in  Prenssen,  aufhellen.  Ich  nenne  hier  namentlich  die 
Schrift  von  Dr.  Mudolf  Magen  (Rektor  der  städtischen  Hau* 
delsschnle  in  Nflmberg)  fiber  »die  erste  deutsche  Eisenbahn 
mit  Dampfbetrieb  zwischen  Nflmberg  und  Fürth«,  Gedenk- 
schrift  zu  deren  fünfzigjühngenwlubiluum  am  7.  Dezember  1885 
(Nürnberg,  Verlag  von  Joh.  Leonh.  Schräg,  1886);  dann  die 
Abhandlungen,  welche  in  dem  »Archiv  für  Eisenbahnwesen« 
(beransgegeben  imPreass.  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten) 
erschienen  sind,  and  zwar  »Die  Entstehung  der  Magdeburg» 
Leipziger  Eisenbahnt  tou  Dr.  fftm  der  Leyen  (Jahrgang  1880); 
»Die  Verhandlungen  der  Vereinigten  Stihulischen  Ausschüsse 
Qber  die  Eisenbahnfrage  in  Preussen  im  Jahre  1842«  (Jahr- 
gang 1881);  »Zum  dritten  November  1888«,  von  QUimi  Geh. 
Oberregierungsrat  (Jahrg.  1888) ;  »Zur  Entstehungsgeschichte 
der  ersten  Deutschen  Staatsbahn«  7on  i?.  Mühlenfels  (Jahrg.  1889). 
Ganz  ktlrzlicb  ist  endlich  Ton  dem  Mitgliede  des  Pteassiscben  Ab- 
geordnetenhauses L.  Berger  (Witten)  ein  biographisches  Werk 
erschienen,  »Der  alte  Flarkort,  ein  westphälisches  Lebens-  und 
Zeitbild«  (Leipzig,  1890)  zu  dessen  wertvollsten  Partien  die 
Darstellung  der  hierher  gehdrigen  Bestrebungen  zu  ^hlen  ist. 

Es  ist  unzweifelhaft  noch  mandien  ferneren  Arbeiten  toi^ 
behalten,  die  Einselheiten  der  zersplitterten  Anfinge  des  Deut» 
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sehen  EisenbahnweseDB  aufzudecken.  Aber  schon  aus  den  ror- 
liegenden  Untersuchungen  ergibt  eich  das  Folgende.  Die  Be- 
deutung dee  neuen  Yerkehrsmittele  ist  In  Deutschland  mit 

überraschender  Geschwindigkeit  begriffen  worden ;  natürlich 
zuerst  nur  von  eiiizelneu  weitbiickeiuien  Männern,  nicht  in 
der  Breite  des  Publikums.  Aber  das  letztere  war  in  dem 
Heimatlande  der  Eisenbahnen  gana  ebenso.  Der  Unterschied 
lag  in  der  Verschiedenheit  der  Tolkswirtschaltlichen  fieding- 
ungen,  welche  in  England  den  neuen  technischen  Gedanken 
alsbald  in  die  grosse  Wirklichkeit  fibersetzten  und  dadurch  den 
Erfolf?  in  ikr  ijlientlichen  Meinung  herbeiführten.  In  deutschen 
Ltiiideu  feliUen  die  (»koiiumiscben  Vorau-sset/ungen,  die  iu  Eng- 
land yorhanden  waren  —  Kapitalreichtum,  ünternebmungslusti 
Kredit,  grosser  Verkehr,  grosse  Produktion;  oder  sie  waren 
doch  erst  wenig  entwickelt,  auf  wenige  Punkte  des  Landes 
beschränkt;  so  dass  ein  emsthafter  Mann  um  dieselbe  Zeit 
noch  über  die  »ünanwendbarkeit  der  Englischen  Eisenbahnen 
auf  Dentschlandt  schreiben  konnte,  da  in  Euglaud  bereits  eine 
Ueberspekulation  für  Eisenbahn untbrnehmiingen  im  Gange  war. 

Das  Verständnis  für  die  neue  Technik  der  Engländer  ist 
in  Deutschland  schon  dadurch  frühaeitig  eingedrungen,  dass 
die  Erfindung  selber  hier  wie  dort  ihre  Vorstufen  durchläuft, 
nur  dass  auch  diese  In  England  so  viel  mehr  Boden  fQr  prak- 
tische Verwertung  finden  als  in  Deutschland.  Seit  dem  ersten 
Jahre  des  neanzehuteu  Jahrhunderts  erteilt  das  Parlament  ') 
Konzessionen  au  Aktiengesellschaften  zum  Bau  und  Betrieb 
von  Pferdeeisenbahnen,  bis  im  Jahre  1823  seine  nachtragliche 
Genehmigung  für  die  Einführung  der  Dampfwagen  auf  der 
Eisenbahn  von  Stockton  nach  Darlington  erteilt  wird.  In 
Deutschland  sind  es  in  denselben  Jahrzehnten  die  technischen 
Experimente  von  Mcännern  wie  dem  bayerischen  Oberbergrat 
Joseph  von  Baader  oder  dem  kurhessischen  Oberbergrate 
C.  Ä.  Henschelj  deren  ersterer  bereits  seit  dem  Jahre  1793  sich 
mit  der  fortschaffenden  Mechanik  besehäftigt,  sp&ter  durch 
einen  achtjährigen  Aufenthalt  in  England  und  Schottland  sich 

1)  Vgl.  meine  Untertuchungen  über  die  Engüsohe  EisenbahopoUtikf 
Bd.  I  (1874)  S.  20  11'. 
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mit  den  neuesten  Erfindungen  im  Gebiete  des  dortigeu  Eisen- 
bahnwesen« bekannt  genaebt  batte  und  tiber  diese  dorch  eelb* 
ständige  Verbewerangen  binauezakonunen  strebte.  Der  Andere 
hatte  schon  im  Jahre  1803  den  Entwurf  zn  einem  Darapf- 

wagen  gemacht,  welcher  von  den  Suchkundigen  mit  grossem 
Beifall  aufgenommen  wurdo,  bis  er  im  Jahre  1817  ein  Patent 
erhielt,  für  dessen  Ausführung  indessen  niemand  vorhanden 
war,  der  es  gewagt  hätte,  ihm  Mittel  und  Gelegenheit  zu 
geben. 

Die  praktischen  Erfolge  der  Englander  fördern  diese  Be- 
strebungen, indem  sie  dieselben  den  Kreisen  der  praktischen 

Geschäftsmlinner  näher  bringen.  Aber  aucli  m  diesem  Stadium 
zeigt  sich  uuch  die  verschiedene  Gunst  der  wirtschaftlichen 
Umstände,  so  dass  10 — 15  Jahre  vergehen  ehe  die  gemeinnü- 
tzigen Anregungen  Gestalt  gewinnen« 

IL 

Für  die  erste  Phase  der  Entwicklung  bietet  die  kürzlich 
er^scbienene  Biographie  von  Friedrich  Harhort  eine  lehrreiche 
Quelle.  Das  Buch  ist  überhaupt  für  den  Zustand  der  Deutschen 
Volkswirtschaft  in  den  ersten  Jahrzehnten  dieses  JahrhundtTts, 
fftr  die  Bemühungen,  welche  die  junge  Industrie  des  Nieder- 
rbeins  zu  ihrer  heutigen  Bifite  emporgebracht  haben,  welche 
Hand  in  Hand  damit  die  Verkehrswege  in  ihrer  zum  Teil 
burbarisclien  Beschaffenheit  auf  die  Hüiie  des  neuen  Zeitalters 
gehoben  haben  ,  ein  wicbtiues  Mittel  der  Erkenntnis.  Es  ist 
von  dem  Schwiegersöhne  llarkort's  aus  den  Familienpapieren 
geschrieben,  nicht  ohne  die  Breite  und  die  subjektive  Gresin- 
nnngt  zu  welcher  dieses  Verhältnis  der  Pietät  leicht  genug 
▼erf&hrte;  aber  daffir  lohnt  die  frische  ürsprttnglicbkeit  und 
individuelle  Qaellenmässigkeit  des  Materials.  Manche«  Neue 
oder  Ver^i^essene  enthüllt  sich  uns  daraus.  Die  Abschnitte, 
welche  das  Verkehrswesen  betreffen,  gehören  namentlich  dazu. 

In  England  war  die  kleine  Kohlenbahn  von  Stockton  nach 
DarlingtoD  fOr  Dampfbetrieb  im  Jahre  1825  vollendet;  im 
selben  Jahre  gelangte  das  Projekt  ftr  eine  Eisenbahn  Ton  Liver- 
pool nach  Manchester  aus  den  Kreisen  der  Liverpooler  Ejtuf- 
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maDDseliaf t  Tor  das  Parlament,  wurde  aber  bei  dem  aiegreidie& 
Widerstande  der  Eanalberateer  Terworfen,  nm  errt  im  Jahre 

1826  dank  den  Bemühungen  Huskusons  durchzudrintren, 
während  das  grössere  Projekt  für  den  Bau  einer  Kiseiil  ahn 
von  LiTerjpoal  nach  Birmingham  sowohl  1825  wie  lS2t»  un- 
terlag. 

Ei  geBcbah  unter  dem  Eindmeke  der  teebniacben  Veraocbe, 
anf  welche  das  Projekt  der  LiTerpool-Mancbeeter-Bahn  und 

ihres  Ingenieurs,  George  Stephenson^  sich  stfitzte,  dass  bereits 
am  30.  März  1825  Friedrich  Harhort  in  der  Westphälischeu 
Zeitschrift  ^»iiermaiin«  einen  Aufsatz  yeroffenthchte  über  die 
> Eisenbahnen  (Railroads)«.  Er  prophezeite  hier,  daaa  die 
£iaen  bahnen  Rerolntionen  in  der  Handele  weit  hervorbringen 
werden.  »Man  verbinde  Elberfidd,  K5ln  nnd  Daiabarg  mit 
Bremen  oder  Emden  nnd  Hollande  Zölle  sind  nicht  mehr!« 
»Möge  auch  iiii  N'aterlande,  schloss  er,  bald  die  Zeit  kouiinei:, 
wo  der  Triumph  wagen  des  Gewerbefleisses  mit  rauchenden  Ko- 
lossen bespannt  ist  und  dem  Gemeinsinne  die  Wege  bahnt.« 
Indessen  die  Zeit  kam  nicht  so  bald.  Im  August  1826  plante 
man  die  Anlegung  einer  Kohlenbahn  von  Heieingen  nach  dem 
Wupperthale,  welche  dem  Widerstande  kurssichtiger  Inteiee- 
senten  gleich  im  Keime  erlag.  Die  Chaussecgoldeinnahme  werde 
zurUckorehen ,  die  Kohlenfuhrleute  w  ürden  geschädigt  werden 
und  ähnliche  Kmweudungen  mehr  wurden  gemacht.  Im  Jahre 

1827  arbeitete  Harlort  eine  Denkschrift  für  seinen  Gönner« 
den  Freiheim  von  Stein  ans  »fiber  die  Vorteile  der  Eiaenbahn- 
Anlagec.  Dieeer  interessierte  sich  lebhaft  dafttr,  war  aber 
gerade  damals  mit  dem  Oberprasidenten  der  Provina  Wesl- 
phalen,  ron  Vincke^  in  Zwist  und  hatte  weiter  nach  oben  hin 
wenig  Ein  flu  SS. 

Jedoch  kam  von  der  Spitze  des  IVeussischen  Staates  her 
den  Bestrebungen  Markcrfs  allmählich  einige  ünterstntzung. 
Die  ZoUbelästignngen ,  durch  welche  das  Königreich  Holland 
die  Schiffahrt  des  Nieder-Rheins  ersehwerte,  legten  Abhilft- 
massregeln  nahe,  die  den  Weg  zur  See  mit  Umgehung  Hollands 
möglich  machten.  Dies  war  Uarkori^s  Gedanke.  Aber  auch 
andere  beschäftigten  sich  damit    Am  18.  November  1826 
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schrieb  Niehuhr  an  Stein:  »Ist  es  (Jeuu  nicht  möglich,  Ar- 
beiten auszuführen,  um  der  Tyrannpi  der  Niederländer  zu  ent- 
gehen —  Eisenbahnen  und  Kanäle?«  In  denselben  Tagen 
entwarf  der  Provinzial-Steoerdirektor  Krüger  in  Münster  zu- 
sammen mit  dem  RegieruDgsrat  Koppe  in  Minden  ein  Ptojekt, 
durch  Herstellung  einer  Eisenbahn  Ton  der  Weser  zum  Rheine 
Preossen  von  Holhind  unabhängig  zu  machen.  Krüger  legte 
dem  Fiiianzmiuister  von  31otz  ein  Projekt  vor.  Motz  hatte 
zwar  bereits  seine  Aufiiierkbaiiikeit  den  Eisenbahnen  zw^a- 
wendet:  er  war  über  die  Vorgänge  in  England  durch  mehrere 
preussischeTeehniker,  die  sich  dort  auf  Studienreisen  befanden, 
nntenichtet  worden:  SMnkel  und  Bmdh  besuchten  England 
im  Jahre  1826;  die  Berg-Ässessoren  ffon  Oeynhausen  und  wm 
Decken  verlebten  zwei  Jahre  dort  und  erstatteten  besonderen 
Bericht  über  die  Eisenbahnen  im  »Archiv  für  Bercfbau  und 
Hüttenwesen«  (»lieber  Schienenwege  in  En^^bind;  Bemerkungen 
gesanimelt  auf  einer  Reisein  den  Jahren  1826  und  1827<.  Berlin 
1829,  G.  Reimer)»  In  dem  an  den  König  mtatteten  Verwal- 
tungshericht  für  die  Jahre  1825'-27  vom  80.  Mai  1828  sagt 
der  Finanzminister  ». .  .  noch  wichtiger  ist  es,  mit  einer  Eisen- 
bahn von  Minden  bis  Lippstadt  eine  ganz  neue  Richtung  für 
den  Verkelir  von  Bremen  nach  dem  westlichen  imd  südlichen 
Deutschland  innerhalb  der  eigenen  Grenzen  von  Ew.  Majestät 
Staaten  hervorzurufen. €  Noch  im  Jahre  1828  wurde  dem  Re- 
gierungspräsidenten von  DQsseldorf  amtlich  empfohlen,  sich  die 
6ef5rderung  der  Eisenbahnen  in  seinem  Bezirk  möglichst  an- 
gelegen sein  zu  lassen.  Der  Oberbergrat  vm  Oetfnhausen  wurde 
beauftragt,  die  geeignete  Linie  für  die  Bahn  von  der  Weser 
zur  Lippe  zu  ermitteln. 

Der  Erfolg  alles  dieses  guten  Willens  war  bezeichnender 
Weise  zunächst  durch  eine  Reihe  von  Jahren  nichts  weiter  als 
einige  kleinere  Pferdebahnen,  d.  h.  daqenige,  was  England  in 
der  Epoche  1801 — 1825  und  damals  schon  in  reichlicher  Fülle 
besessen  hatte.  An  der  Spitze  des  Preussischeu  Staats  trafen 
die  Bestrebungen  von  'Motz,  dann  von  dessen  Nachfolger  Maassen^ 
auf  mannigfaltige  Hindernisse.  Der  König  Friedrich  Wilhelm  III. 
»konnte  sich  keine  grosse  Seligkeit  davon  versprechen,  ein  paar 
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Stunden  frfiher  ia  Berlin  and  Potsdam  zu  sein«.  Obenein  wsr 
das  Preussiscbe  Finanzwesen  auf  verhängnisvolle  Weise  mit 

der  Verfassungsfrage  verknüpft,  derart,  dass  eine  Staatsanleihe 
mir  mit  Genehmigung  der  >  Reichsstände anfjrenomn^eii  werden 
durfte»  die  Berufung  der  Xieiclisstände  aber  immer  mehr  iu  dea 
Hintergrund  trat  Das  anter  den  Umstanden  der  damaligeo 
Volkswirtschaft  so  nötige  selbständige  Vorgehea  der  Staate* 
regierung,  wenn  anders  Bisenbahnen  zu  stände  kommen  solttai. 
war  hiedurch  gelähmt.  Der  Schwerpunkt  fiel  zunächst  in  den 
Westphälischen  Landtag,  wo  unter  dem  Eindruck  der  soeben 
eröffneten  Bahn  von  Liverpool  nach  Manchester  Uarkort  im 
Dezember  1830  einen  Antrag  einbrachte  auf  »Verbindang  der 
WesMT  mit  der  Lippe  vermittelst  einer  Eisenbahn««  wacher  Ziffer* 
massig  erläatert  warde. 

Es  sollte  ein  provinzialst&ndisches  Unternehmen  «ein,  sieh 
auf  die  Linie  M in den-Lippstadt  erstrecken  ;  die  Hälfte  des  An- 
lagekapitals sollte  aus  der  Staatskasse  zinslos  vorgestreckt,  die 
andere  Uälfte  als  verzinsliches  Darlehen  unter  ständischer  Gar 
rantie  angelieben  werden.  Der  Antrag  fand  im  Landtage  sehr 
günstige  Aufnahme.  Es  entstand  daraas  eine  Immediat-fiin* 
gäbe  an  den  König,  womöglich  aaf  Staatskosten  die  Bahn  ao»- 
führen  zu  lassen,  oder  aber  eiue  Aktieuj^esellschaft  unter  s  u  - 
di?cher  Vermittlung  zu  bilden  mit  Gewaliruiig  eines  Stiutit- 
Vorschusses  für  dieüälfte  des  Anlagekapitalfi,  Allerdings  blieh 
anch  bei  diesem  Projekt  die  Anwendung  von  Dampfwagen  ausser 
Frage.  Erst  am  22.  Juli  1832  kam  die  Antwort  von  Btflin, 
man  wolle  seitens  der  Staatsregierung  mit  Vermeesong  nnd 
sonstigen  Knnitti  liiii^f  n  dem  llDternehmen  zu  Hilfe  kommen, 
wenn  eine  Akti*  im^hx,  llsehatt  die  Ausführung  übernehme; 
ünauziell  könne  nur  durch  Uebernahme  von  Aktien  eine  Üea- 
hilfe  gewährt  werden,  weiter  zn  gehen  sei  nicht  angemesseo, 
weil  das  jetzige  Eommanikationsbedfirfnis  durch  die  Chaussee 
geeiehert  sei,  und  die  kQnftige  kommerzielle  Wichtigkeit  der 
Anlage  auf  unsichern  Voraussetzungen  beruhe. 

Es  bildeten  sich  lokale  KuiiiiterV-s,  K  iie  die  Sache  betreibeu 
sollten ;  im  März  1833  veröffentliciite  Uarkort  die  Schrift; 
>Die  Eisenbahn  von  Minden  nach  Köln« ;  bei  dem  Zusammen- 
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tritt  des  Tierien  Westphüliachen  Landtags  im  November  1833 
stellte  Harkari  sofort  den  Antrag  auf  Erbauung  einer  Eisen-, 
bahn  Yon  der  Weser  zum  Rheine;  im  Plenum  wie  im  Aus- 
schüsse wurde  derselbe  mit  alKsoitigoni  lieifall  aiif^eaomnien  ; 
von  der  Re^irrunp  verlaiigto  man  jetzt  nur  eiue  Zinsgaraiitie. 
Der  Landtagsabscbied  vom  30.  D§zember  1834  erkannte  die 
Wichtigkeit  des  Projektes  an,  wies  aber  auf  die  Notwendigkeit 
einer  sorgföltigen  Prfifnng  desselben  hin.  Im  Jahre  1885  wurde 
dann  in  Elberfeld  und  Dfisseldorf  das  erforderliche  Aktienka- 
pital KumBau  der  Bahn,  welche  diese  beiden  Städte  verbinden 
sollte,  aufgebracht,  die  Bahn  selber  am  3.  September  1841  er- 
öffnet. Der  Plan  der  Köln-Mimknier  Hahn  wurde  erst  1845 
bis  1847  durch  die  1843  gegründete  Aktiengesellschaft  durch- 
geführt, unter  Beteiligung  des  Staates  mit  einem  Siebentel  der 
Aktien. 

III. 

Der  früheste  thatsächlicbe  Erfolg  in  den  Anfuugeu  des 
Deutschen  Eisenbahnwesens  wurde  anderswo  erreicht.  Bereits 
im  Jahre  1814  hatte  Joseph  von  Baader  auf  die  günstige  Lage 
Nürnbergs  und  Fürths  aufmerksam  gemacht  und  den 
Gedanken  angeregt,  diese  beiden  Städte  durch  eine  Eisenbahn 
zu  verbinden.  Zum  zweiten  Blale  tauchte  das  Projekt  1819 
in  der  Bayerischen  Kammer  auf.  Ein  Abgeordneter  wies  am 
2-4.  Mai  jenes  Jahres  auf  die  Eisenbahnen  hin,  welche  Baader 
nach  dem  Vorbilde  der  Englischen  Eisenbahnen  erfunden  und 
verbessert  habe,  und  bezeichnete  die  Strasse  von  Nürnberg  nach 
FQrth  als  sehr  angemessene  Gelegenheit  zur  Ausführung.  Andere 
Abgeordnete  äusserten  sich  zustimmend.  Am  16.  Juli  desselben 
Jahres  empfahl  die  Kammer  den  Antrag  des  Abgeordneten 
Heifdeham^  den  Rhein  mit  der  Donau  vermittelst  einer  Eisen- 
bahn zu  verbinden,  dem  Finaii/niiuisienum  zur  Berücksichti- 
gung. Den  Gedanken  der  Nürnberg-Fürther  Eisenbahn  nahm 
König  Ludwig  von  Bayern  wieder  auf,  als  er  im  Jabre  1826 
dem  Bürgermeister  von  Ftirth  gegenQber  eine  solche  Bahn  als 
wQnschenswert  und  leicht  ausführbar  bezeichnete,  auch  rer- 
schiedene  Kreise  daffir  zu  interessieren  suchte.  Im  Jahre  1827 
war  es  wiedeium  die  flisenbabn Verbindung  der  Donau  mit  dem 
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Rhein,  welche  die  bayerische  Eammer  beschäftigte,  anknöpfend 

an  die  ihr  vorpjelegte  neue  Sclirift  v.  Baader^s;  aber  ohne  Er- 
gebnis. Die  KaualverbinduDg  /wischen  Donan  uud  Main  nahm 
zunächst  alles  Interesse  der  B^ierang  in  Anspruch.  Das  erste, 
was  zu  Stande  kam,  war  doch  die  Eisenbahn  von  NQmbeig 
nach  Fdrth«  Und  zwar  Tornehmlich  dorch  das  Verdienst  des  Nflrs- 
berger  Bürgers  Joh.  Seharrer,  welcher  im  Jahre  1832  zo  den  ZoU- 
vereiusverhandlungeii  und  zum  Studium  der  technischen  Schulen 
durch  die  Kil;'!»  rung  nacli  lierlin  gesandt  wor  len  war  und  diesen 
Aniass  benutzt  hatte,  mit  preussischeu  Technikern  wegen  def 
Eisenbahnprojekts  in  Beziehung  zu  treten.  Am  20.  Januar  1833 
war  man  bereite  dabei,  die  Freqnenz  des  Verkehrs  an  Personen 
Wagen  nnd  Reitern  zwischen  den  beiden  Orten  feetzneteUeo, 
was  dann  40  Tage  lang  fortgesetzt  wurde.  Am  14.  Mai  1833 
erschien  die  Einladung  zur  Subskription,  welche  vor  allem  aaf 
die  Erfolge  der  Bisenbahn  von  Liverpool  nach  Manchester  hin- 
wies, flbrigens  nnr  ein  Anlagekapital  von  132  000  Gulden  ver- 
langte und  dafdr  eine  Rente  Ton  12  in  Aussicht  stelite.  8o 
klein  dieses  Kapital,  so  mQhsam  war  doch  seine  Anfbringung. 
Die  Bayerische  Staatsregierung  entscbloss  sich  sa  einer  Betei- 
ligung mit  2  (zwei)  Aktien  im  Gesanithetrage  von  200  Gulden  ; 
die  Einzahlung  selbst  dieses  geringen  Betrages  konnte  nur  mit 
Mühe  erlangt  werden.  Der  König  Ludwig  wurde  in  das  In- 
teresse gezogen,  indem  man  der  Bahn  seinen  Namen  gab,  je- 
doch hiezu  die  Erlaubnis  erat  erhielt  unter  der  Bedingung, 
dass  zuYor  das  Aktienkapital  gezeichnet  sein  müsse.  Es  gelang 
dann  wirklich ,  bis  Ende  des  Jahres  1833  die  veranscblagie 
Summe  zusammenzubringen. 

Die  Bedenken,  die  Schwierigkeiten ,  die  Widerstände,  nnd 
alles  das  gemessen  an  der  Geringfügigkeit  des  Objektes^  geben 
uns  eine  Vorstellung  ?on  der  entsetzlichen  Kleinheit  und  Jäm- 
merlichkeit der  damaligen  Wirtschaftszastände.  Endlich  im 
Dezember  1835,  nach  vielfältigen  Müh salen  wegen  des  Grund- 
erwerbes, wegen  des  Bahnkörpers,  wegen  der  Beschaflung  der 
Maschinen  u.  s.  w.,  wurde  die  kleine  Eiaenbahn  eröffnet  —  dis 
erste  Lokomotivbahn  in  DeutschUnd. 
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IV. 

Unter  den  zahlreichen  Beratern  des  Nürnberg- Fürther 
Unternebmeos  fehlte  auch  diejenige  Persdnlicbkeit  niehi,  welche 
in  die  Anfange  dea  Deutschen  Eieenbahnweeens ,  aller  ander- 
weitigen Verdienste  onbesehadet,  doch  am  lebendigsten  nnd 
wirksamsten  eingegriffen  hat  —  nämlich  Friedrich  List.  Am 
1.  Dt/ember  1833  schrieb  er  von  Leipzig  aa  ein  leitendes  Mit- 
glied iu  Fürth:  »Vor  allen  Dingen  muss  ich  Ihren  Fragen 
eine  andere  entgegenstellen :  will  man  in  Nürnberg  bloss  eine 
£isenbabn  nach  Fflrtb  banen  and  sich  mit  diesem  Werk  be- 
gnügen, oder  soll  diese  kleine  Anlage  eine  Probe  sein,  wodnreh 
die  Eintr&gtichkeit  und  Thnnlicbkeit  der  Eisenbahnen  überhaupt 
ins  Licht  gestellt  werden  soll?    Ich  vermute  das  letztere.« 

List  war  1832  von  Amerika  heimgekehrt,  hatte  aber  be- 
reits von  Amerika  herüber  seit  1827  durch  Aufsätze  in  der 
Angshurger  Allgemeinen  Zeitung  und  durch  Korrespondenzen 
mit  dem  Bayerischen  Techniker  Ton  Baader  für  den  Ban  von 
Eisenbahnen  im  Vaterlande  agitiert  List  und  Baader  ver- 
handelten im  Jahr  1829  darOber  eine  Eisenbahnverbindung 
zwischen  Rhein  und  Weser  herzustellen  und  auf  diese  Weise 
Mitteldeutschland  und  Bayern  mit  der  Nordsee  zw  verbinden. 
Zugleich  richteten  sie  sich  beide  gegen  das  damals  von  anderer 
Seite  befürwortete  Kanals jstem,  und  behaupteten,  die  Herstel- 
lung grosser  Eisenbahnverbindungen  werde  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  viel  mächtiger  fördern.  Auch  in  lAst^B  Notizen 
aus  Amerika  findet  sich  eine  Skizze  über  die  Vorteile  eines 
bayerischen  Eisenbabnsystems.  List  wandte  sieb  ferner  au 
den  König  Ludwig  selber  iu  einer  besonderen  Denkschritt, 
welche  seine  Erfahrungen  über  Eisenbahnen  und  Kanäle  dar- 
legen sollte«  Der  Erfolg  entschied  hier  gleichwohl  gegen  LiH 
nnd  zn  Qnnsten  des  Kanalbans. 

List  hatte  nach  seiner  Heimkehr  von  Amerika  im  Jahre 
1832  zuerst  in  Hamburg  versucht,  für  seine  Agitation  Boden 
zu  gewinnen,  sich  aber  bald  überzeugt,  dass  ibm  dieses  hier 
nicht  gelingen  werde.  Er  siedelte  daher  im  Sommer  1833  nach 

1)  Vgl  Ludmg  Bätunr,  Friedrich  List*t  gesammelte  Sohriften  (1850) 
I,  166  8: 
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Leipzig  über  und  fand  seine  Hoffnung,  dass  an  diesetu  Orie  • 
rascher  und  erfolgreicher  für  die  üerstellung  eiu&ä  Deut^cheo 
Biaenbahnsystems  gewirkt  werden  könne,  allmählich  beetätigL 
Anfangs  freilich  ging  es  ihm  hier  wie  in  Hamhcirg;  man 
l&chelte  fiber  die  kfihnen  Projekte;  doch  nach  und  nach  bildete 
sich  eiü  Kreis  von  Kaufleuten  und  Gelehrten,  namentlich  der 
jüngeren  Generation,  die  sich  mit  List's  Entwürfen  befreun- 
deten. Jetzt  trat  dieser  mit  seinen  Vorschlägen  öffentlich  üer-  i 
Yor  und  schrieb,  nachdem  er  sich  im  Lande  «genauer  umge- 
sehen« die  Brosehfire  »üeber  ein  Sächsisches  Eisenbabnsystem 
als  Grundlage  eines  allgemeinen  Deutschen  EisenbaliDsystema, 
und  insbesondere  Ober  die  Anlegung  einer  EHsenhabn  tob 
Leipzif^  nach  Dresden.«  Kr  bemühte  sich  danu,  alle  die 
herrschencien  Vorurteile  gegen  den  Bau  von  Eisenbahnen  zu 
widerlegen,  die  Zweifel  wegen  der  Kostbarkeit,  wegen  der  Er- 
giebigkeit ,  wegen  des  Kapitalmangels  u.  s.  w.  Er  legte  der 
Schrift  eine  kleine  Landkarte  bei,  auf  welcher  die  kOnftigen 
Eisenbahnlinien  verzeichnet  waren :  hier  ist  Basel  mit  Frank- 
furt, Frankfurt  mit  Cassel,  Hannover,  Bremen,  Grotha,  Leipzig, 
Berlin  verbunden ;  Berlin  über  Magdeburg,  Braunschweigf  nnd 
Hannover  mit  Minden  und  Cdlu ,  dann  mit  Pommern ,  \H  est- 
preussen  und  Schlesien  verbunden;  Leipzig  selber  steht  da  mit 
Dreeden  und  Prag,  mit  Berlin,  Halle,  Magdeburg  und  durch 
eine  grosse  Linie  fiber  Bamberg,  Nflmberg,  Augshurg,  Mfinchea 
bis  Lindau  mit  dem  Deutschen  Süden  in  Verbindung.  | 
Die  meisten  Leser  sahen  damals  in  diesem  Bilde  ein  kühnes  i 
Phantasiegemälde  ;  in  kaum  fiinfzehn  .labren  war  das  Bild  in 
die  Wirklichkeit  übersetzt.  Der  erste  Erfolg  war,  dass  gleich 
nach  Erscheinen  der  Schriftsich  ein  Komitee  in  Leipzig  bildete. 
Auf  Veranlassung  desselben  schrieb  lAst  (Mai  1834)  einen 
»Aufruf  an  unsere  MitbQrger  in  Sachsen,  die  Anlage  einer 
Eisenbahn  zwischen  Dresden  und  Leipsig  betreffende,  der  durdi 
kür/er  gefasste  und  eindringlichere  Sprache  weitere  Kreise  de? 
Publikums  gewinnen  sollte,  als  es  der  voranfgegangeneu  ßrc^ 
schüre  gelungen  war.  Am  14.  Mai  1835  wurde  das  ganae 
Aktienkapital  von  2  Millionen  Thaler  mit  einem  Schlage  ge- 
zeichnet. 
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Nachdem  auf  diese  Weiae  die  Saehe  in  Gang  gekommen, 
wurde  der  Fenergeiet  lAsf^s  den  GesehaftBmannem  der  Leipziger 
Gemeinnützigkeit  überflfissig  und  unbequem.  Die  Angelegen- 
heit ging  jetzt  ohne  ihn  und  als  am  5.  Juni  1835  die  erste 
Generalversammlung  der  Anteilbesitzer  der  Leipzig- Dresden  er 
Bahn  gehalten  werden  konnte,  hörte  man  kaum  auf  die  Worte 
des  GlftckwQneches,  die  er  vn  der  Vereammlong  sprach.  In  der 
That  hatte  er  langst  weit  fiher  Leipzig  hinaas  nach  allen 
Enden  hin  seine  agitatorische  Wirksamkeit  fftr  ein  grosses 
Deutsches  Eisenbahnnetz  ausgebreitet.  Er  wandte  sich  nament- 
lich nach  Berlin  (Mai  1835)  und  bewarb  sich  hier  durch  zwei 
Immediatvorstellungen  nm  die  Eonzession  für  eine  Eisenbahn 
Yon  Hambnig  nach  Berlin,  Magdeburg  nnd  Leipsig,  nachdem 
er  sieh  eine  Reihe  angesehener  Bankhäuser  sogesellt  hatte. 
Jedoch  seine  Bewerbung  scheiterte.  D^ge^^en  wurde  das  Gesuch 
des  Oberbürgermeisters  Francke  in  Magdeburg  um  Zulassung 
einer  Eisenbahn  von  Magdeburg  nach  Leipzig  am  14.  Februar 
1836  durch  konigL  Kabinettsordre  genehmigt.  Bereits  am 
13.  August  1836  war  das  erforderliche  Aktienkapital  (2V«  Mül. 
Thaler)  mehr  als  doppelt  gezeichnet 

Der  Punkt  war  jetzt  erreicht,  wo  der  Bau  der  Eisenbahnen 
an  verschiedenen  Enden  in  Gang  kam.  Im  Frühjahr  1837 
beauftragte  die  Preussische  iiegierung  eine  iiommission  von 
höheren  Beamten  mit  der  Vorbereitung  eines  Gesetzes  über  die 
£iaenbahnen.  Am  3.  November  1838  wurde  dieses  Gesetz  er- 
lassen. In  den  nachstoi  Jahren  wurden  die  Berlin-Potsdamer 
Bahn,  die  DOsseldorf-Elberfelder,  die  Berlin-Anhalt-K9thener, 
die  Magdeburg-Leipziger,  die  Rheinische  Bahn  eröffnet;  die 
Beriin-Ötettiner,  die  Berlin-Frankfurter,  die  Ma^debur^^-H;ilber- 
stadter,  die  Bonn-Cölner,  die  OberschleBische  Kisenbahn  kon- 
aeesionierL 

V. 

Der  Biograph  Friedru^  Harhot^a  hat  ein  vomehmlichee 

Vertiieiist  seines  ilelJen  und  Schwiegervaters  darin  gefunden, 
dass  derselbe  als  der  erste,  und  insbesun  lere  früher  als  Friedrich 
List^  für  ein  Deutsches  Eisenbahnsjstera  in  die  Schranken  ge- 
treten ist.  Er  hat  aasdrückliche  Verwahrung  eingel^  g^n 
a«i«iA*.  t  siMtow.  ia»i.  iT.Htfi.  43 
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die  Sohmftlening  der  Verdienste  HarkorCs^  welche  ihm  angeblich 
dureh  diejenige  Darstellung  widerfahren  sei,  die  A,  vtm  der 

Leycn  in  seiner  Abhandlung  über  die  »Entstehunc^  der  Mat»- 
deburg-Leipziger  Eisenbahn«  von  TAsVs  Wirksamkeit  gegeben 
habe.  Die  Angelegenheit  ist  noch  dadurch  kompliziert,  das 
ein  Bruder  Friedrich  HarJcorfs  in  dem  Leipaiger  Komitee  fon 
1884  die  leitende  PersSnlichkeit  gewesen,  dass  anf  diesen  da- 
her aneh  ein  Teil  der  VorwOrfe  fällt,  welche  die  Verteidiger 
Lisfs  seit  einem  halben  Jahrhundert  gegen  die  Leipziger  Herren 
gerichtet  haben,  Vorwürfe  diUur,  dass  sie  den  grossen  Patrioten 
mit  Undank  geiohat  hätten. 

Nun  wird  Jeder,  wie  ich  glaube,  hei  der  Lektüre  der  Bio- 
graphie Friedrick  Hariarfs  sich  der  sympathischen  Empfin- 
dung rfickhaltlos  hingeben,  welche  diese  Persönlichkeit  snmal 
in  jenen  früheren  Jahren  der  wirtschaftlichen  Kämpfe  inmitten 
der  Ungunst  der  äusseren  Umstände  einflosst.  Die  Art,  wie 
er  von  frühe  her,  meist  mit  Autopierung  des  eigenen  Inter- 
esses, die  Maschinentechnik  der  Torangeschrittenen  Engländer 
in  die  heimische  Indastrie  an  flhertragen  streht,  wie  er  auf 
die  ersten  Erfolge  der  nenen  Strassenteehnik  anfinerkt  und  sie 
nach  der  Heimat  an  versetzen  trachtet  mit  litterarischen  und 
praktisch-technischen  Mitteln,  wie  er  dann  im  Westphalischen 
Landtage  dafür  thätig  ist  und  die  Meinung  jener  Kreise  dafür 
gewinnt  —  das  gebort  ohne  allen  Zweifel  enge  in  die  Ge- 
schichte der  anfbltthenden  Deutschen  Volkswirtschaft  dieses 
Jahrhunderte  nnd  hesonders  der  AnfiLnge  des  Deutschen  ESsen* 
bahnwesens  hinein.  Es  ist  daher  sehr  anerkennenswert,  daas 
diese  Verdienste  der  Vergessenheit  jetzt  entrissen  worden  sind ; 
es  ist  erfreulich,  dass  ein  nahes  PietätsTerhältuis  hieza  ver- 
holfen  hat. 

Wenn  indessen  eben  dieses  Pietatsverhältnis  Veranlassong 
gegeben  hat,  mit  gesteigerter  Lebhaftigkeit  nicht  nnr  die  Vei^ 
dienste  Friedrieh  Harkorf  s  an  wttrdigen,  sondern  anch  des 

Verhältnis  derselben  zu  den  Verdiensten  anderer  Persönlich- 
keiten zu  messen,  so  geht  darüber  als  über  etwas  Menschliches 
der  unbefangene  Leser  hinweg.  Er  geht  darüber  solange  hin- 
weg« bis  die  snlrjektive  Empfindung  des  Biographen  sich  n 
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einer  Gereisthmt  steigert ,  die  eich  sn  nnbegröndeten  persön- 
lichen Angriffen  verirrt.  Diesen  gegenüber  kann  er  niclit  um- 
hin zu  erklären,  dass  sie  i>esser  unterV)lieben  wären. 

Selbst  angeuommen  (was  ich  bestreite),  dass  der  Darsteller 
der  Entstefanng  der  Leipzig-Dresdener  oder  der  Leipadg-BCagde- 
bnrger  Eisenbahn  die  Verdienste  Barleorfs  m  kennen  vei^ 
pflichtet  war^  beyor  sie  in  dem  Torliegenden  Bande  dargestellt 
worden,  —  so  würde  folgendes  zu  erwägen  sehi.  Wenn  es 
sich  um  die  Entdeckung  irgend  einer  bahnbrechenden  Erkenutüis 
bandelt,  so  ist  es  der  Mühe  wert,  obwohl  nach  vielfältigen 
Erfahrungen  keineswegs  leicht,  die  Priorität  f&r  einen  be- 
stimmten Mann  nnd  fttr  einen  bestimmten  Zeilponkt  festni- 
stellen.  In  unserem  Falle  handelt  es  sich  dämm  nicht.  Bs 
ist  bloss  die  Kedc  von  der  agitatorischeii  Ausiireitung  einer 
neuen  Erfindung,  die  in  dem  fremden  Lande  l>ereits  dargestellt 
ist  und  auf  das  Heimatland  übertragen  werden  soll.  Die  Art, 
wie  man  schon  sn  Anfang  dieses  Jahrhunderts',  ja  schon  im 
Laufe  des  achtzehnten  Jahrhunderts,  in  Deutschland  die  poli- 
tischen, technischen,  litterarisehen  Vorgänge  Eng]and*s  yer- 
folgte,  die  den  heutigen  Beobachter  oft  überraschende  i'rompt- 
heit  der  Mitteilungen  bei  der  Schwerfiilligkeit  der  damaligen 
Yerkehrstechuik,  raachen  es  auch  für  denjenigen,  welcher  von 
den  Einaelheiten  auf  dem  Gebiete  der  Eisenbahnen  gar  nichts 
kennt,  in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dass  ein  AnisatE,  wie 
der  yon  Harhori  aus  dem  Jahre  1825,  sich  an  so  manchem 
Orte  der  damaligen  Zeitschriften  und  Zeitungen  Deutschland's 
begraben  findet,  ebenso  früh  und  vielleicht  noch  früher.  Tbat- 
sächlich  wissen  wir,  dass  der  Bayerische  Ingenieur  von  Baader 
die  ganze  Angelegenheit  von  dem  Standpunkte  des  Technikers 
▼iel  firOher  und  fiel  eingehender  yerlblgt  hat  Von  .FV*.  Lisi 
wissen  wir,  dass  er  seit  1827  seine  agitatorisehe  Thätigkeit 
für  ein  deutsches  Eisenbahnsystem  von  Amerika  aus  schrift- 
stellerisch begonnen  hat.  Ware  es  der  Mühe  wert,  so  konnte 
ein  aufstrebender  Forscher  die  Bibliotheken  durchstöbern,  um 
jene  reichlicheren  Belege^  die  hier  bloss  Termutet  werden,  her- 
beizosehaffen. 

Nun  steht  aber  durchaus  nicht  bloss  in  Frage,  wer  zuerst 
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in  DeutschlaDd  eine  Anregung  für  Eisenbahnen  gegeben  hat; 
die  prakiiache  Seite  der  Angelegenheit  steht  im  Vordergrimde^ 
es  handelt,  sich  am  die  Wirkangen.  Da  ist  es  non  fUr  Nie- 
mand zweifelhaft ,  dass  in  gans  anderer  Weise  als  jene  kfim- 

inerliclieii  Beiiiühuugeu  im  Westphälisclieu  Luiultap^e,  die  gleich- 
sam in  einer  Ecke  Deutschland's  sich  ahspiplteii,  die  grossartige 
Agitation  JAsfs  durch  das  ganze  Vaterland  hin  ihren  Weg 
nahm  und  merkwürdig  schnell  ihre  Triumphe  feierte. 

Und  weiter,  —  »was  dem  Mann  das  Leben  nnr  halb  er> 
teilt,  soll  ganz  die  Nachwelt  gebenc.  Dem  Manne  Frudritk 
List  ist  yiel  weniger  als  die  Hälfte  von  dem,  was  ihm  gebührt, 
bei  seinen  Lebzeiten  zu  Teil  geworden.  Mit  um  so  volleren 
Händen  soll  ihm  die  Nachwelt  danken  und  auch  die  an  sich 
ehrenwerten  Empfindungen  kindlicher  Pietät  ftir  einen  anderen 
Mann  sollen  ihm  das  nicht  yerkflmmem  wollen.  Es  geschieht 
durchaus  im  Interesse  des  Andenkens  für  Friedritk  jETorftori, 
wenn  man  von  vornherein  es  ablehnt,  ihn  in  irgend  einen  Ver- 
gleich mit  List  zu  stellen. 

Endlich  noch  Eines.  An  der  Thatsache,  dass  Lisi  bei 
seinen  Lebzeiten  um  den  Dank  gekommen  ist,  der  ihm  gebührte, 
hat  der  Leipziger  Bruder  HarhorVs^  Gustav  Harkoti,  safolge 
der  Darstellung  von  der  Leyen's  einen  nicht  unerheblichen  An- 
teil üm  so  misslicher  wird  durch  diesen  Umstand  die  Po- 
lemik des  Biographen  gegen  die  Verdienste  List's, 

Leyen  schreibt  nämlich:  2>Das  Intriguen spiel,  welche^^  in 
den  letzten  Mai-  und  in  den  ersten  Juni-Wochen  (1835)  von 
Leipzig  über  Magdeburg  nach  Berlin  in  Szene  gesetzt  wurde, 
wirft  vollends  kein  schönes  Licht  anf  die  lieipaiger  Faiaenrs. 
In  Magdeburg  scheint  2üs<,  wenn  er  überhaupt  um  jene  Zeit 
dort  war,  mit  dem  Oberbdrgermdster  Framt^  nicht  in  per- 
sonliche Ikrührniig  <retreten  zu  sein  ...  In  Leipzig  hatte  mau 
die  uiibestiuiuite  lie.sorgins,  List  küime  noch  nachträglich  dem 
dortigen  Unternehmen  und  einer  weiteren  Ausdehnung  desselben 
schaden.  Worauf  sich  diese  Besorgnis  grttndete,  ist  mir  nicht 
recht  ▼erständlich.  Jedenfalls  hielt  es  HatkoH  für  aeitgemiss, 

l)  VgU  Arehir  f&r  EiaenbahnweMn»  Jahrgang  1880.  240  ff. 
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deo  Oberbfirgermeister  Francke  rot  List  geradeKO  m  warnen. 

Ein  Mitglied  unseres  Komitee,  Herr  Konsul  List^  schreibt  5br- 
horty  ist  iu  Berlin,  indessen  für  eigene  RechTiunfi;,  uud  ich  weiss 
nicht  was  seine  Absichten  sind;  nach  der  heutigen  Zeitung 
unterhandelt  er  mit  der  Beg^ernng^  nnd  ich  wäre  nengierig 
tu  erfahren,  auf  welcher  Chrnndlage;  sollte  er  naeh  Magdeburg 
kommen,  so  rate  idi  Ihnen,  mit  Vorsicht  gegen  ihn  zu  yer- 
fahreo.  Diese  Warnung  fiel  auf  sehr  frnehtbareo  Boden.  Am 
28.  Mai  war  gerade  der  Staatbiiiiiiister  von  Bochow  in  Magde- 
burjT  lind  besprach  dort  mit  Francl'p  und  den  Aeltesteu  der 
üauimauuschaft  auch  die  Eisen bahuangelegeoheit.  Er  hatte 
in  Berlin  List  gesehen,  hatte  Kenntnis  von  seinem  Promemoria 
nnd  seinen  weiteren  Planen,  nnd  hatte  keine  Veranlassung, 
diese  dem  OberbQrgermeister  Francke  wa  verbergen,  welcher 
mit  Schrecken  sehen  mochte,  dass  ihren  Plänen,  bevor  dieselben 
auch  nur  in  das  erste  Stadium  der  Entwicklung  getreten,  schon 
eine  sehr  beachtenswerte  Konkurrenz  drohe.  Denn  der  Minister 
scheint,  noch  unter  dem  frischen  Eindruck  des  persönlichen 
Verkehrs  mit  List^  den  Magdebui^er  Herren  nicht  verhehlt  zu 
haben,  dass  die  ersten  Schritte  desselben  eine  günstige  Auf- 
nahme gefanden,  und  viele  Aussiebt  vorhanden  sei,  dass  sie 
von  Erfolg  gekrönt  würden.  FrancJcc  hatte  also  nichts  Eiligeres 
zu  thun,  als  nochmals  bei  JTarlort  Wher  List  Erkundigungen 
einzuziehen.  Markort  antwortet  umgehend  am  29.  Mai  »»  . . . 
ich  lese  mit  grossem  Erstaunen  (in  Ihrem  Briefe)  die  extra- 
vaganten Pl&ne  des  Herrn  List;  ich  bin  ttbeneugt,  dass  mit 
solchen  hochfliegenden  Antragen  der  guten  Sache  ausseiorden^ 
lieb  geschadet  wird,  und  ich  fürchte  sehr,  dass  man  in  Berlin 
dem  Gedanken  Raum  geben  könne,  als  sei  das  Komitee  hier 
von  eben  solchen  schwindeihaiteu  Ideen  erlasst.  Ich  kann  mit 
Zuversicht  beteuern,  dass  weder  das  Komitee  in  seiner  Gesamt- 
heit noch  irgend  ein  anderes  Mitglied  desselben  um  Herrn 
Lisfs  Plane  nnd  Schritte  gewnsst,  vielf  weniger  dieselben  ge- 
billigt hat,  nnd  es  wflrde  mir  sehr  angenehm  sein,  wenn  Sie 
Gelegenheit  hätten,  dem  Ilerni  Minister  Rochow  meine  Pro- 
testation gegen  jede  Gemeinschaft  daran  zu  hinterljriugen. 
Es  muss  uns  natürlich  daran  gelegen  sein,  im  Auslände  nicht 


Digitized  by  Google 


670 


OwAav  Oobn: 


als  Phantasten  zu  gelten,  da  wir  es  in  der  Thal  nichi  ■ind  . . . 
Li8$  acheint  zn  fühlen ,  daaa  seine  Ahsiehten  hier  moht  ESn- 
gang  finden  and  deshalb  sehr  an  wünschen,  answarb  ein  frnehtr 
bareres  Feld  zu  acquirieren.<<  .  .  .  Diese  Auskunft  genügte.« 

Man  mag  das  Nähere  bei  Leycn  selber  uachiesen.  Trantke 
säumte  nicht,  an  Bochow  zn  übermitteln,  was  Harkort  ihm 
geschrieben.  Lisfs  Gesuch  scheiterte  in  Berlin,  obwohl  es 
ihm  gelangt  (was  die  Regierang  mit  Becht  von  ihm  yerlangte) 
eine  Anzahl  der  angesehensten  Berliner  Bankhaaser  für  sein 
Projekt  %u  interessieren.  Frtmeh^s  Gesaeh  dagegen  drang  darck 

Nun  wird  der  unparteiische  Lleuiteiler  dieser  \  orgiiiigt. 
welcher  Z</5^'s  Person iichkeit  erwngt,  ?ielleicht  sich  der  üeber- 
seugung  nicht  verschliesseu  konueu,  dass  die  Leipziger  Herren 
sachliche  Gründe  hatten,  in  Lisi^s  Begabong  weit  mehr  die 
schöpferische  flhigkeit  sa  schätzen,  welche  ihrem  Projekte 
som  Dasein  ▼erhoÜen,  ab  das  Talent  des  nüchternen  Vmral- 
tongsmannes.  Indessen  eben  wenn  dieses  so  war ,  ist  kein 
rechtschaffener  Badi lieber  Grund  erkennbar,  Lisfs  aj^itatorisch- 
patriotische  Wiiksiimkeil,  die  in  Leipzig  mit  epoLheniaclieudeni 
Erfolge  begonnen  hatte  und  uuu  auf  andere  Teile  Deutschland'! 
übergehen  wollte,  dnroh  abschatsige  Urteile  über  aeine  Per- 
sünlichkeit  zn  untergraben.  Im  Gegenteil,  diesen  wohl?er- 
dienten  Erfolg  einer  anzweifelhaft  erwiesenen  Begabang  Lisfs 
hätten  die  Leipziger  Herren  ihm  wünschen  sollen,  gerade  weil 
sie  ihn  in  Leipzig  für  die  weitere  Entwicklung  ihr^  eigenen 
Unternehmens  nicht  festzuhalten  wünschten. 

Hienach  liegt  zu  Tage,  dass  eine  biographische  Darstellung, 
welche  so  sehr,  wie  die  in  Frage  stehende,  den  Chardrter  einer 
FamiHensdhrift  an  sich  trägt,  ans  Bücksichten  der  Billigkeit 
and  Kingheit  einen  Streit  hätte  Termeiden  sollen,  der  jene 
peiuiicheu  iliinüt^ruiigeu  wieder  auiweckt. 

VI. 

Wenn  man  anter  dem  Gesichtspankte  der  grossen  Streit- 
frage »Staatsbahnen  oder  Pri?atbahnea<  die  Anfänge  des  Dsat^ 
sehen  Eisenbahnwesens  betrachtet,  so  hat  man  leider  wenig 

Anlass,  von  den  Erfolgen,  sei  es  dtä  eiueii,  äci  eä  des  andern 
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Prinzips,  viel  Rühmens  zu  raaclien.  Kümmerlich  sah  es  zu- 
uäciist  überhaupt  aus;  kümmerlich  aher  ganz  besonders  mit 
den  Leistungen  der  Staataregienrngeii  für  das  neue  Verkehr»^ 
mittel  £8  zeigt  sich  hier,  wie  so  oft,  daas  der  Gegensatz  der 
beiden  Plrinzipien  nicht  so  schroff  ist,  wie  er  im  Strdte  des 
Tages  gemeinhin  güinacht  wird.  Die  allgumeine  Enge,  Dürf- 
tigkeit, Kleinlichkeit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Deutsch- 
land's  in  jener  Zeit  tritt  gleichmässig  za  Tage  in  dem  Phi* 
listertum  der  erwerbenden  Klassen  wie  in  dem  Phüistertam 
der  Staatsbehörden  und  auf  den  Thronen  selber.  Die  ersten 
Lichtblicke  aber  kommen  nicht  von  oben  her,  sondern  von 
unten.  Nürnberg-Fürth,  Leipzig- Dresden,  ebenso  wie  die  ver- 
kümmerten Anfänge  der  Rheinisch-Westphälischen  I5alnien, 
entspringen  der  privaten  Gemeinnützigkeit  und  dem  privaten 
Unternehmnngsgeiste.  Langsam  folgt  die  Staatsregierang  mit 
ihrer  Unterstfitznng  nach.  Sind  einzelne  Staatsmänner  Tor^ 
banden,  welche  frfihe  schon  die  Bedentang  der  Easenbahnen 
begreifen,  wie  die  beiden  Finanzmnister  Maassen  und  Motj^ 
in  Preussen,  wie  Köuit?  Ludwig  in  Bayern,  so  weichen  sie  zu- 
nächst der  Macht  der  Trägheit«  welche  ihre  Umgebung  ihnen 
entgegenstellt. 

Die  wirklich  zn  Stande  kommenden  Staatsbahnsysteme  der 
Deatschen  Staaten  haben  alle,  etwa  das  kleine  Braonschweig  aus« 

genommen,  eine  kümmerliche  Jugendzeit  durchleben  mfissen.  Nir- 
gendwo ist  es  (im  Sinne  gewisser  abstrakter  Theorien)  eine  kühne 
staatsmäunische  Initiative,  welche  die  neue  Technik  alsbald 
durchschaut  und  planmassig  ergreift.  £s  dauert  vielmehr  allent- 
halben sehr  lange,  ehe  man  flberhaapt  etwas  that»  ehe  man 
nnr  ein  Verst&ndniss  für  das  neue  Yerkehismittel  gewinnt. 
Ob  wir  nach  Bayern  sehen  oder  nach  Sachsen,  nach  Baden 
oder  iibcii  Hannover  —  es  ist  ziemlich  da^  üluii  he  uliciithalben. 
In  Hannover  wie  in  Baden  wartet  man  Jahre  über  Jahre,  ob 
sich  nicht  Unteruehmungsgeist  findet,  welcher  etwas  Aehnliches 
leistet  wie  die  Aktien-Gesellschaften  in  Elngland.  Erst  nach- 
dem dieses  Warten  yergeblich  gewesen  and  die  Geiishr  ent- 
standen ist,  dass  dnrch  die  Bahnlinien  der  Naehbargebiete  das 
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eigene  Gebiet  brachgelegt  werde,  nimmt  die  Staatoregtenuig 
Bich  notgedraogen  der  Sache  an 

Von  dem  grössien  DeatBchen  Staate,  Ton  Premssen, 
redeten  wir  schon.  Wir  haben  hier  noch  einiges  hinzuznfllgen. 

Die  Preussiscbe  EisenbahnpoHtik  bewegt  sich  .Tahrzebnte 
lang  in  ITiudernissen,  unter  denen  bald  das  eine,  bald  das  an- 
dere hervorgezogen  wird,  um  das  negative  oder  eingeschränkte 
Verhalten  der  Staatsregierung  nach  aussen  hin  zu  motivieren. 
Bereits  im  Jahre  1833  erscheint  in  Göln  eine  Schrift,  welche 
den  Staatsban  im  grossen  Stil  empfiehlt  nnd  vor  der  Znlaasong 
von  Aktiengesellschaften  warnt  (sie  wflrden  eine  neue  Grewalt 
im  Staate  bilden;  wie  enge  auch  der  Zirkel  sei,  in  den  man 
bei  Elrteilung  der  Konzession  ihr  R^cht  banne,  er  werde  doch 
unzulänglich  bleiben«  denn  kein  Recht  könne  gegeben,  keine 
Bedingang  gestellt  werden «  deren  £zistens  nicht  frtthe  od» 
spät  dem  Staate  lästig  fallen  nnd  deren  Anfl5snng  alsdann 
mit  bedeutenden  Mitteln  erkanft  werden  mlisse).  Jedoch  ge- 
rade der  Staatsbau  ist  es,  wovor  das  laue  Wohlwollen  der  Re- 
gierung sich  scheu  zurückzieht. 

Einmal  ist  es  der  Zweifel,  ob  die  Eriahmngeu  Englands 
und  Amerika's  anch  für  Deutsche  Verhältnisse  hinreichende 
Erfolge  verbUrgen,  ob  das  öffentliche  Interesse  der  heimiacfaen 
Volkswirtschaft  gross  genug  ist^  um  die  Anfweiidnng  von  Staats- 
mitteln m  rechtfertigen.  Als  daranf  mit  der  Thronbesteigung 
des  vierten  Friedrich  Wilhelm  ein  günstigerer  Wind  ftlr 
die  Eisenbahnen  zu  wehen  beginnt,  treten  die  (längst  vorhan- 
denen) staatsrechtlichen  Bedenken  dn/ wischen*  Aus  diesem 
Konflikt  geht  das  Werk  des  Jahres  1842  hervor,  welches  dem 
als  unzulänglich  erkannten  System  der  Privatbahnen,  das  sich 
auf  das  Gesetz  vom  8.  November  1838  aufbaute,  mit  staatlicher 
Unterstützung  zu  lliUe  konunt. 

Aber  eben  dieses  Werk  verquickt  sich  auf  eine  merkwürdige 
Art  mit  der  Verfassuugs^rage 

1)  Vgl.  W.  Lehxen,  Hannover'»  Staatshau'^halt.  Erster  Teil.  1853, 
259—307.  F.  A.  Eegenauer,  Der  Staatshaushalt  de«  GrosäberBOgtoms 
Baden.  1863,  §§  411-412. 

2)  Die  VerhandluDgen  der  Vereinigten  Ständischen  AuMcbuMe  aber 
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Die  Konigl.  Verordnmig  Tom  17.  Januar  1820  hatte  Klar- 
heit Terhreiteo  wollen  fiher  den  Stand  der  StaatBacholden  und 

den  5ffentlichen  Kredit  befestigen  wollen  durch  die  öffentliche 
Teilnahme  des  Volkes,  unter  ausdrücklichem  Hinweise  auf  die 
Kontrolle  der  seit  der  Reform periode  ins  Auge  gefassten  »Reichs- 
strinde«.  £9  heisst  in  jener  Verordnung:  »Sollte  der  Staat 
künftighin  zu  seiner  Erhaltung  oder  zur  Förderung  des  all* 
gemeinen  Besten  in  die  Notwendigkeit  kommen,  zur  Aufnahme 
eines  neuen  Darlehens  m  schreiten,  so  kann  solches  nur  mit 
Zuziehung  und  unter  Mitcrarantie  der  künftigen  reicbsständiäclieu 
Versammlung  gescbeben  * 

Diese  Zusicherung  versprach  mindestens  nach  der  einen 
der  beiden  Seiten,  der  finanziellen  oder  der  yerfassungspolitischen 
zu  ¥iel  Entweder  täuschte  man  steh  fiher  die  Schwierig- 
keiten einer  »Zuziehung  der  kflnftigen  reiohsstandischen  Ver- 
sammlung« oder  über  die  naturgemässe  Wiederkehr  neuer  Dar- 
lehensbediirihisse  des  prenssischen  Staatshaushaltes.  Die  Folge 
davon  war,  dass  der  wirkliche  Staatsbednri  im  Laufe  der  näcbstpn 
Jahrzehnte  zu  Auskunftsmitteln  f&hrte,  welche  die  Thatsacbe 
einer  neuerdings  kontrahierten  Staatssehuld  verschleiern  wollten, 
oder  dass  thalsächlich  Torhandene  Bedfirfnisse,  die  nur  durch 
Staatsanleihen  hätten  hefriedigt  werden  können,  durch  die 
Staatsverwaltung  iiiv:ht  befriedigt  wurden.  Schon  im  Jahre  1824 
uiussto  die  ^Seebandlnng«  125  Meilen  Staatschausseen  bauen, 
deren  Kosten  der  Staat  ihr  schuldete;  zur  Deckung  tler  Schuld 
ermächtigte  die  Kabinettsordre  Yom  27.  Juli  1832  die  Seehand- 
Inng,  eine  Anleihe  in  HOhe  von  12,6  Hill«  Thalem  an&u- 
nehmen.  Andere  Ausgaben  der  Art  mussten  unterbleiben,  weil 
man  den  gleichen  bedenklichen  Weg  nicht  häufiger  betreten 
wollte  oder  kounte. 

Mit  der  ersten  Regier ungsperiode  Friedrich  Wilhelm's  des 
Vierten  beginnt  eine  ähnlich  zweideutige  Behandlung  der  an- 
dern Seite  jener  Altematire  von  1820,  nämlich  der  yerfaasnngs- 

die  Eisenbahnfrage  in  Frennen  im  Jahre  1642.  Arobi?  für  BiBenbahn- 
wesen,  1881, 

1)  V^rl.  moin  »System  der  FinanzwiMeiiachaft«  (180^^)  §  49i.  Bd.  U 
des  »Sjrstemg  der  Nationalökonomie«. 
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poliüscheD.  Wenn  unter  der  voraufgehenden  Regierang  die 
finansmlle  Notwendigkeit  sieh  nicht  gänzlich  hat  verkognen 
lassen,  so  jetzt  die  Notwendigkeit  einer  Volksrertretoi^.  Weil 
über  anch  jetzt  noch  der  ehrliche  Wille  fehlt,  die  einstmals 

zugesagte  Volksvertretung  zu  berufen,  so  glaubt  man  sieb  mit 
Ersatzmitteln  abfinden  zu  lamueu  (1842,  1847).  Der  Versuch 
des  Jahres  lb42  (Verorduung  vom  21.  Jaoi  1842)  besteht  in 
der  Berufung  eines  Standigen  Ausschnsses,  welcher  zusaiumeD» 
gesetzt  ist  ans  je  12  Delegierten  der  acht  FroYinziaUandtage. 
Dieser  Ausschnss  sollte  ein  ständisches  Organ  darbieten,  den 
Rat  erfahrener  Männer  einzuholen,  auch  bei  Gegenständen^ 
die  bisher  in  der  Regel  an  die  Provm/ialstände  nicht  <j;el.ii)gt 
waren ,  sowie  bei  den  ersten  Vorbereituugen  zu  allgeoieineu 
wichtigen  Gesetzen  gutachtliche  Aeusserungeu  zu  hören,  inso- 
fern es  dabei  haaptsächlich  auf  Kenntnis  örtlicher  Verhältnisse 
und  auf  praktische  Erfahrung  ankäme. 

Bei  der  ersten  gemeinsamen  Beratung  am  18*  Oktober  1842 
wurde  diesen  Vereinigten  Ständischen  Ausschüssen  namentlich 
die  Frage  der  »Beförderung  einer  unifasseuden  Eisenbahnver- 
bindung zwischen  den  Provinzen  der  Monarchie  unter  Beibüie 
▼on  8taatsmitteln€  Torgelegt.  Die  Frage  hing  mit  dem  an- 
dern Gegenstande  der  Beratungen  zusammen,  nämlich  der  Frage 
nach  den  Modalitäten  eines  Steuererlasses«  welche  durch  die 
neuerdings  henrorgetretenen  Einnahme-Üeberscfa&sse  der  Staats- 
kasse in  Hübe  von  IVa — 2  Mill.  Thalern  uui  die  l'agesordiiUüg 
gebracbt  war.  Als  die  drückendste  Last  erschien  der  Preis 
des  Salzes,  dessen  Ermässigung  ins  Auge  gefasst  wurde.  Aber 
bereits  einer  der  Provinziallandtage  hatte  (1B41)  die  Verwen- 
dung der  üeberschOsse  zu  einer  Vermehrung  der  Öffentlichen 
Verkehrsmittel,  namentlich  der  fiisenbahnyerhmdung«n,  em- 
pfohlen. Dieser  Anregung  entsprach  es,  dass  die  Regierung 
durch  eine  den  Ausschüssen  vorgelegte  Denkschrift  empfahl, 
den  Bau  von  220  Meilen  neuer  Eisenbahnen  mit  einem  Aul- 
wande  von  55  Millionen  Thaler  mittelst  einer  Zinsgaraoüe 
zu  SV»  %  zu  unterstfitzen  und  zur  eventuellen  Deckung  dieses 
Zinsbedarfe  jenen  Steuerttberschuss  in  der  Weise  zu  bestimmen, 
dass  man  zwar  fOra  erste  den  Salzsteuemachlass  gewährte^  aber 
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sich  Torbehielt,  dne  Zurtteknahme  oder  teilweise  Zarttcknahme 
dee  StenererlasBes  im  Falle  des  Bedarfs  m  verfügen. 

In  den  Verhandlangeu  der  Ausschüsse  trat  bei  einer  Minder- 
zahl (acht  Mitgliedern)  die  gänzliche  Abneigung  gegen  den  ge- 
plantea  Eisenbahnbau  hervor,  mit  den  bekannten  alten  Irr- 
tflmem  und  Vomrieileii  (ein  Herr  v,  Badtaw  behauptete  u,  a.« 
dass  sieh  grosse  Tmppeiiinassen  auf  gewöhnlichen  Wegen  rascher 
befördern  lassen,  als  auf  den  Ekenbahnen).  Die  Mehnsahl  war 
(lein  Plane  der  Regierung  geneigt.  Aber  die  Frage  iks  Staats- 
baues t  ihrte  eine  Teilung  herbei.  Reichlich  die  Hälfte  der 
Mitglieder,  ihnen  voran  der  spätere  Minister  von  der  Heydt, 
stimmte  für  Staatsbau ;  die  Regiernng  selber  erklarte  sieb  mit 
Entschiedenheit  di^egen.  Die  mannigfaltigen  Argumente  für 
das  Eine  und  das  Andere,  fttr  private  Unternehmungen  und 
Staatsbahnen  ,  für  staatliche  Hilfe  und  gegtn  die  Form  der 
Zinsgarantie  kommen  in  den  Verhandlungen  zur  Geltung.  Der 
überwiegenden  Btimmuug  für  Staatsbahnen  tritt  der  Finunz- 
minister  onerschtttterlieh  entgegen  —  ohne  den  Hauptgrund 
fttr  die  Haltung  der  Staatsregierung  zu  nennen. 

Der  Hauptgrund  tag  in  dem  staatsrechtlichen  Bedenken 
wegen  der  Verordnung  vom  17.  Januar  1820.  Zum  Staatsbau 
waren  Staatsanleihen  unentbehrlich.  Die  jetzt  zusammenbe- 
rufeuen  Ausschüsse  hielt  der  König  für  einen  ersten  Schritt 
auf  dem  Wege  zn  den  »Reichsständen«;  aber  bei  der  Dunkel- 
heit und  Zweifelhaftigkeit  dieses  Weges,  bei  der  Peinlichkeit 
der  gansen  Angelegenheit,  wttnschte  der  Vertreter  der  Regie- 
rung die  Sache  Oberhaupt  nicht  zu  berühren. 

Indessen  wurde  dieser  Gesichtspunkt  durch  einen  Rhei- 
nischeu  Abgeordneten  augeregt,  welcher  behauptete,  die  staat- 
liche üebernahroe  der  Zinsgarantie  sei  gleichbedeutend  mit 
einer  Staatsanleihe.  Die  Lebhaftigkeit^  mit  welcher  der  Minister 
diese  Behauptung  bestritt  (und  zwar  unter  Zustimmung  der 
Mehrheit)  lieferte  den  Beweis,  dass  die  Regierung  sich  durch 
die  Verordnung  von  1820  und  die  staatsrechtlichen  Voraus- 
setzungen derselben  für  eine  Anleihe  gebunden  erachtete.  Weil 
die  Regierung  diese  Voraussetzung  nicht  zu  erfüllen  entschlossen 
war,  veraichtete  sie  auch  auf  die  Kontrahierung  einer  Anleihe 
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und  damit  auf  den  Staatsbaa.  Die  gvoeie  Mehrheit  der  Ans» 
flchotBrnitglieder  folgte  der  Regierang  in  diesem  Gedanken» 

gange.  Es  ist  bemerkenswert,  dass —  bis  auf  wenige  —  die 
meisten  Mitglieder,  welche  kurz  zuvor  sich  in  den  Verhand- 
lungen für  den  Staatsbau  ausgesprochen,  dem  Standpunkte  der 
Regierung  Vi ni pflichteten,  das  heisst  mit  anderen  Worten,  der 
eigentflmliohen  staatsrechtlichen  Lage  sich  ffigten,  ihre  Wfimdie 
derselben  nnterordneten. 

Erst  auf  der  folgenden  nnd  letzten  Etappe  sor  Einbe- 
rufung wirklicher  »Reichsstande«,  auf  dorn  Vereinigten  Land- 
tage von  1847,  stützt  sich  die  Regierung  selber  auf  die  Ge- 
neigtheit der  Ausschüsse  von  1842  zum  Staatsbau,  um  dea 
Btaatsbau  der  Ostbahn  sn  empfehlen,  ro  welcher  trots  aller 
Anerbietongen  reichlicher  Staatshilfe  keine  PriTainntemdmcr 
sich  finden  wollten,  nnd  deren  Ban  doch  mr  notwendigen  Verbin- 
dung  des  Mitteljnmktes  mit  dem  Osten  der  Monarchie  erfol^ep 
musste.  Jetzt  erklärt  der  Veroiüigte  Landtag,  dass  auch  er 
die  Verwirklichung  der  zugesagten  »Reichssiände«  noch  nicht 
darstelle,  ohne  weiche  rechtlich  der  Staatsban  nicht  beechlossan 
werden  könne,  nnd  Tcrweist  damit  die  FVage  Tor  die  end- 
liche Bemfhng  einer  LandesTertretang ,  die  jetst  in  der 
TLat  vor  der  Thüre  stand,  liier  gesciiieht  es  dauii,  dass  der 
standische  Delegierte  von  1842  als  Mitglied  der  Regierung 
den  Staatsbau  durchsetzt,  den  er  unter  ungünstigeren  politiacbea 
Verbältnissen  als  Mitglied  der  standischen  AnsschQsse  em- 
pfohlen hatte. 

m 

Der  erste  Deutsche  Staat,  in  welchem  eine  Staatsbahn  zu 
stände  gekommen ,  ist  Braunschweig,  wie  der  Hraun- 
schweigische  Regiemngsrat  von  Mühlenfels  zu  dem  fün&ig- 
jahrigen  Jnbilanm  der  Eisenbahn  von  Brannschweig  nach  Wo^ 
fenbQttel  (1.  Dezember  1888)  des  Näheren  nachgewiesen  hai 

Es  war  der  Braunscliweigische  Kammerassessor  August 
vo>}  Amshcrfi ,  welcher,  seit  dem  Jahre  1818  mit  dem  Referat 
über  Chaussee bausacheu  betraut,  in  einem  Berichte  vom  25.  Juai 
1825  an  das  Kammerdirektorium  auf  die  Bedeutung  der  Eisen- 
bahnen aufmerksam  machte  und  einen  Plan  Torlegte  flftr  eine 
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snr  Varbindiing  der  StSdte  Braunschweig,  Hannow, 

Celle,  Lüneburg,  Hamburg,  ferner  Bremen  uud  Lübeck.  Die 
Kosten  der  Anlage,  sagteer  in  dem  Bericht,  würden  nachdem 
Beispiele  anderer  Länder  durch  eine  Gesellschaft  von  Aktionärs 
maammengebracht  werden. 

Von  demselben  Manne  isi  im  Jahre  1832  eine  Denkschrift 
deren  Ab&ssang  bis  in  das  Jahr  1824  snrQckreicbt,  Aber  An- 
legung einer  Eisenbahn  zwiseben  Hannover,  Braunschweig  und 
den  freien  Hansestü  lten,  erschienen.  Hierin  wird  aber  immer 
noch  an  der  Pftr  lt  kraft  im  Gecfensatze  zur  Dampfmaschine 
festgehalten;  die  letztere  wird  bewusst  abgelehnt,  weil  das  Ge- 
wicht der  Dampfmaschine  and  der  Kohlen  einen  Teil  der  Dampf- 
kraft ZOT  eigenen  Fortbewegang  Terbranche. 

Die  AusfOhmng  dachte  sich  auch  1882  noch  Arnnber^  als 
Privatuntemehmen.  >üm  Zwecke  von  solcher  Wichtigkeit  zu 
erreichen,«  sagt  er,  >müssen  wir  denselben  Weg  eiuschlafren, 
auf  weichem  England  und  Frankreich  ihr  gegenwärtiges  Üeber- 
gewicht  errangen;  das  so  oft  sich  äussernde,  eigentlich  nur 
den  Deckmantel  eigener  Unthätigkeit  bildende  und  an  sich 
selbst  ungerechte  Verlangen  an  unsere  Bsgierungen,  jede  grosse 
Unternehmung  von  ihnen  auf  Staatskosten  ansgefQbrt  so  sehen, 
muss  endlich  eutiemt  werden  ,  .  .  Von  allen  anj  nüchsten 
gebülirt  dieses  linteriiehmeu  der  Thätigkeit  des  Haudelsatandea ; 
denn  Erleichterung  des  Uandels  sind  die  wichtigsten  Motive 
desselben  und  sein  wesentliches  Interesse  ist  darauf  gerichtete 

In  der  standischen  Sitzung  yom  11,  Oktober  1832  wurde 
die  Regierung  aufgefordert ,  den  ilfMS&«r^*schen  Plan  zu  be- 
treiben, zunächst  durch  Einvernehmen  mit  der  Hannoverischen 
Regierung.  Diese  aber  fürchtete,  eine  EiSLiibaluivurbindung 
würde  Braunschweig  in  eine  günstigere  Position  bringen,  als 
Hannover.  Auch  ein  Versuch  Amsberg'a ,  Preussen  fQr  die 
Ausführung  einer  Bahn  von  Braunschweig  nach  Magdeburg 
zu  gewinnen,  hatte  nicht  den  entsprechenden  Erfolg.  Jetit 
konzentrierte  sich  der  Eifer  dieses  Mannes  auf  das  Braunsehwei- 
gische  Gebiet  und  er  suchte  den  Bau  einer  Eisenbahn  7Air  Ver- 
bindung von  Braunschweig,  Wolfenbüttel  und  Harzburc^  auf 
Staatskosten  herbeiznföhren.  Am  4.  Mai  1835  erging  eine  Yer- 
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Ordnung,  welche  das  fEUrCbaoaseeMiIagen  geltende  ßnteignimg^ 
▼erfahren  anf  Eisenbahnen  ausdehnte.  Die  von  Amt^g  als 
Finanzdirektor  geleitete  Bandtrektion  flbemabm  die  ofUelle 

Bearbeitung  des  Projekts.  Ein  Techniker  dieser  Behörde  ^ng 
nach  Englaud,  utn  diedortigeu  Bahnen  aus  eigener  Auscbauung 
kennen  za  lernen.  Darauf  erstattete  (am  22.  April  1836)  Ams- 
herg  im  Namen  der  Finanzdirektion  den  ersten  Bericht  an  das 
Staatsministerium.  In  diesem  setct  er  die  VorzOge  der  Staats* 
eisenbahnen  auseinander.  Nur  wenn  die  Bahn,  sagt  er,  in  den 
unbeschränkten  Händen  der  Staatsverwaltung  sich  befindet,  wird 
es  möglich,  die  Hauptzwecke  der  Bahn  vollkommen  entsprechend 
zu  befördern,  namentlich  den  Ertrag  der  Anlage  durch  Er- 
mässigung der  Fmcht-  und  Personengelder  teilweise  rar 
leichterung  des  Handels  und  Verkehrs  an  benutaen,  also  deo 
betreffenden  Landesteilen  selbst  zu  Gute  kommen  zu  lassen. 

Es  ist  charakteristisch  für  die  damaligen  Verhältnisse, 
zumal  in  dieser  engen  Umgebuug,  dass  bei  der  braunschwei- 
gii^ehen  liegierung  und  den  Landständeu  fQr  die  Bewilligung 
der  Staatsgelder  zum  Staatsbau  der  kleinen  Bahn  ein  näher 
liegender  Grund  entscheidend  gewesen  ist  —  die  M5glichfceit| 
die  Pflastersteine  ans  den  herrschaftlichen  SteinbrOeheu  am 
Harz  nach  dem  n5rdlich  gelegenen  Landesteile  wohlfeiler  trane- 
portieren  und  die  Forst-  und  Bergwerkserzüugnisse  des  Staat« 
liehen  Besitzes  besser  verwerten  zu  küurien. 

Hinsichtlich  der  Zugkraft  bat  sich  Arnsberg  in  diesem  Be- 
richt f&r  die  Beförderung  von  Personen  zn  der  LokomotiTe 
bekehrt ;  für  den  Gütertransport  erscheint  ihm  anch  jetzt  nodi 
die  tierische  Kraft  am  zweckmässig^ten  und  wohlfeilsten.  Li- 
dessen ein  bald  darauf  folgender  zweiter  Bericht  (tod  dem  Tech- 
niker Jlfär^eMS,  welcher  die  Studienreise  nach  England  cremacht 
hatte)  befürwortet  auch  fOr  den  Güterverkehr  den  Dampfbetrieb. 

Am  30.  Dezember  1836  machte  die  Staatsregiemng  ihre 
Vorlage  an  die  Stände;  am  6.  Miez  1837  erschien  bereits  der 
Kommissionsbericht  dieser  letzteren,  wdcher  die  nnTerinderts 
Annahme  der  Regierungsvorlage  empfahl.  Kurz  darauf  nimmt 
die  Stäudeversamnilung  die  Vorlage  an  (mit  28  ge^en  17  Stim- 
men), kjß  blieb  unentschieden,  ob  der  Betrieb  durch  btaals- 
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behdrden  erfolgen  oder  yerpechtet  werden  solle.  Das  ganse 
snm  Bau  bewilligte  Kapital  betrug,  anf  Grand  einer  viel  zn 

niedrigen  Schätzung,  nur  400  000  Thaler.  Am  1.  Mai  1837 
trat  die  Eigenbahnkoiiiinission  ins  Leben  ;  au  ihrer  Spitze  stand 
Anisherg,  Am  1.  Dezember  ISlJS  wurde  der  erste,  wichtigste 
Abschnitt  der  Bahn,  Braunschweig-Wolfenbfittel,  eröffnet.  Der 
glückliche  £rfolg  des  Bahnbetriebes  gleich  in  den  ersten  Mo- 
naten, anf  Personenverkehr  zunächst  beschränkt,  half  durch 
den  Stnrrn  hindurch,  der  in  der  Sföndeyersammlnng  wegen  der 
Ueberschreitung  des  ersten  Kostenanschlages  entstand.  Im 
Mai  1839  verlancrte  das  Ministerium  zu  den  400000  Thalem 
weitere  450  000  Tbaler,  die  nach  langen  Debatten  bewilligt 
wurden.  Die  ganze  Harzbahn  wurde  erst  am  31.  Oktober  1841 
Yollendet. 

Es  war  ein  eigen tQmliches  Schicksal,  dass  im  Jahre  1869 

diese  erste  Staatsbahn  an  eine  Privatbahngesellschaft  verkauft 
wurde,  nm  im  Jahre  1885  alsdann  in  das  Freussiache  Staatsbahn- 
System  aufgenommen  zu  werden. 
Göttin  gen,  im  April  1891. 
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Tod  Dr.  H.*) 


Unter  dem  Titel:  »Die  Ftnansen  OeeterreidiB  Yon  1701 
bis  1740.  Von  Dr.  Frans  Freiherr  vonMensi.  Nach  arehi^ 

liscliL'ii  Quellen  dargestellt,  mit  Unterstützung  der  Akademie 
der  Wissenschuft  11  iu  Wien«  ^)  —  ist  kürzlich  ein  Werk  er- 
schienen i  welches  die  Staats  Wissenschaft  im  allgemeineD  und 
die  FinanKWiasenschaft  insbesondere  ganz  wesentlich  bereichert 
Es  gelang  ans  nicht,  der  ergangenen  Aofforderang  zu  einer 
kurzen  Beorteilnng  nnd  Inhaltsanzeige  in  dieeer  Zeitschrift  so 
zn  entsprechen,  wie  es  die  Gerechtigkeit  gegen  den  Verfasser 
erfordert.  Ein  Ergebnis  eingehendster  Qaellenforschuug  auf 
fast  unbetreteuem  Gebiete  kann  das  Werk  sich  eigentlich  nur 
seibfit  beurteilen,  indem  es  in  den  Hauptergebnissen  seiner  For- 
schangen  den  weitesten  wissenschaftliehen  Leserkreisen  sich 
vorstellt;  eine  wertvolle  Inhaltsanzeige  ist  anders  nicht  m5g> 
lieh.  Wir  ftthren  daher  im  Einverständnis  mit  der  Leitung 
dieser  Zeitschrift  die  Kritik  und  Inhaltsanzeige  des  Werken 
lieber  in  Form  einer  kurzen  Abhandhmt^  vor. 

Dies  geschiebt  um  so  eher,  als  der  ünanzielle  Untergrund, 
über  welchen  die  politische  Geschichte  der  zur  Neige  geheaden 
Territorialstaatszeit  sich  hinbewegt,  schon  jetzt  nach  ändert* 

1)  Die  Nenoang  dei  Aaton  unterbleibt  ans  ftosieren  OrfliideB.  Di» 
Yerantwortliohkeit  fttr  die  Aufnahme  der  Abhandloog  und  fOr  dem 
anerkennende  Urteile  fibernimmt  die  Redaktion.  Dr.  ScUlftle^ 

2)  Wion,  Mani  1890. 
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bftlb  Jalirhuuderten  ziemlich  schwer  verstäxuiiich  geworden  ist, 
nnd  als  die  rein  politische  Geschichte  das  volle  Verständnis 
damaUgen  Staatslebens  nicht  ergiht,  so  lange  man  die  materielle 
Leistniigsnihigkeit  des  Staates  und  den  Dmck  der  wirtschaft- 
lichen Faktoren  auf  die  innere  und  äussere  Politik  nicht  genau 
versteht.  Dieses  erenaue  Verständnis  fehlt  bis  jetzt  für  das  da- 
malige Oesterreich,  r.  Mensi  verspricht  iu  der  Vorrede,  es  auf 
Grund  reichhaltigster  Quellenforschung  zu  liefern,  und  er  liefert 
es  denn  wklich  in  einer  aneh  fUr  die  allgemeine  Finanzgeachichte 
so  vortreff  liehen  Weise,  wie  das  nur  bei  dem  seltenen  Znsam- 
mentreffen der  Eigenschaften:  gründlicher,  praktischer  Ver- 
waltungsanschauung ,  voller  wissenschaftlicher  Fachbildung, 
hienenfleissiger  Quellenforschung  and  oit'enen  binues  für  solche 
Qaellenforschang  möglich  ist»  v,  Menii  Tereinigt  eben  in  sich 
alle  genannten  Eigenschaften. 

Die  Darstellong  Ton  nnr  Tieraig  Jahren  Öster- 
reichischer Staatskredit-  und  StaatsbudtJjet- 
Geschichte  auf  775  Druckseiten  scheint  zwar  auf  den 
ersten  Blick  dem  Vorwurf  allzu  behaglicher ,  pragmatischer 
Breite  begegnen  zu  können.  Bei  genanerem  Zusehen  wird  man 
dennoch  alsbald  augestehen,  dass  nnr  eine  >Manner  und  Mass* 
regeln c  so  genau  wiederherstellende  Qnellenarbeit  die  historische 
Social  Wissenschaft  in  den  Stand  setzt,  sich  in  den  schon  ver- 
loren gegangenen  Geist  jener  Zeit  wirklich  zu  versetzen,  statt 
diese  Zeit  bloss  im  Geiste  des  Vorsteliuugskreises  der  neueren 
Zeit  sich  bespiegeln  zn  lassen,  ^ben  diese  Beschrimkang  auf 
eine  kleine  aber  eigenartige  Epoche  bringt  fSr  uuBere  mit  sich 
selbst  so  lebhaft  beschäftigte  Zeit  in  allgemein  Staats-  und 
speziell  finanzwissenschalklicher  Hinsicht  einen  so  reichen  iilrtiag, 
wie  er  ira  v.  Mmsi^schen  Werke  aufgespeichert  ist. 

Die  üabsburgische  Monarchie  ist  in  der  ersten  Hälfte  des 
yorigen  Jahrhunderts  noch  ?oll  und  gana  das  komplexeste 
Territorienreieh,  das  es  überhaupt  gab.  Aber  sie  ist 
politisch,  militärisch,  administrativ  und  finaadell  nicht  mehr 
das  Territorienreich  des  17.  Jahrhunderts.  Sie  steht  in  der 
letzten  Phase  des  reinen  Territoriali??!nns  und  arbeitet  mili- 
tärisch und  sonst  mit     ii  Alittelii  und  der  Kunst  eines  Prinz 

ZflIlMhr.  U  SkMimr.  1891.  IV.  IM,  44 
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EageD,  nicht  mehr  mit  detjenigen  eioes  Walleiurteni.  Sie 

arbeitet  aber  auch  noch  nicht  mit  den  Kräften  and  mit  der 
Organisation  des  durch  Maria  Theresia  auch  für  Oesterreich 
anbrechenden  Nenzeitstaates. 

Diese  Epoche  zwischen  der  Endigung  der  eigeiitlicbc>n 
Tflrkennot  onddemTheresianischen  ZeitaUer  tragt  auch  finanziell 
ein  eigenartiges  (Gepräge,  namentlicfa  was  das  Kredit- nnd  Budget- 
weeen  betrifft. 

Noch  hat  man  weder  Papierf^eld  noch  Inhaberpapiere. 
Aber  Ver\^  ainltus  driingt  doch  iü  zwei-'ti  der  drei  Fiiianzbauk- 
justitute  dieser  Epoche  heran ,  nachdem  die  beabsichtigt  ge- 
wesene BeglOdrong  Oesterreichs  durch  Law  ')  letsterem  aller- 
dings misslnngen  war. 

Von  öffentlichem  Kredit  im  heutigen  Sinne  des  Wortes 
ist  m  Anfang  noch  nicht  die  Rede.  Allein  im  Laofe  der  Periode 
ändert  sich  dies  unter  dem  Einiluss  eines  CiviU SlarJ^emberg 
auf  die  FinanzverwaUung  schon  stark. 

Die  Einheit  des  Finanzwe^^eus  ist  bei  Beginn  des  IB.  Jahr- 
hunderts überhaupt  nicht  vorhanden,  da  der  kameralistisch- 
regalistisehe  Absolutismus  das  altlandstandiscbe  Kontributions- 
wesen noch  zur  Seite  hat,  wahrend  sein  Kameralweeen  rein 
landesfürstliche  Sache  ist.  Allein  im  Laufe  der  Epoche  tritt 
auch  hier  ein  bedeutsamer  Umschwung  ein. 

Eigentliche  Banken  im  heutigen  Sinn  gab  es  zu  Aniaug 
noch  nicht,  doch  traten  sie  in  Sicht  und  zwar  zunächst  als 
Staatskredit-f  Staatskassen-  und  Schuldentilgungsoi^gane.  Die 
drei  merkwürdigen  Finanzhanken  der  Epoche  —  das  itBaneo 
del  giro< ,  die  >  Wiener  Stadthankc  und  die  »Üniyersal-Banka- 
litat«  erwiesen  siiL  als  im  Interesse  der  bedrängten  Staats- 
kasse bestellte,  mehr  oder  wenis/er  aber  auch  ausgi'l>entete  Fi- 
nanzkurateleu  und  Garautiearistaiten,  welche  in  der  Neuzeit 
am  ehesten  an  den  der  Türkei  oder  Egypten  gesetaten  Finaoz- 
vormundschaften  ein  Nachbild  haben. 

Die  Schuldsummen,  um  welche  es  sich  handelt,  erscheinen, 
verglichen  mit  der  jetzigen  Staatsschuld  des  damals  grteten 

1}  Vgl.  V.  Menai,  S.  432  ff. 
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Reiches  kindlich  klein  ,  und  dies  selbst  dann ,  wenn  man  in 
Betracht  zieht,  dass  der  damalige  Staat  sehr  vieles,  was  heute 
die  Zeutraiänanzen  belastet,  überhaupt  nicht  besorgte,  oder  es 
den  Ständen  und  Patrimonialhemchaften  ftberliess.  Im  Laufe 
der  Epoche  aber  steigt  die  Gesamtschuld  schon  ft»t  ums  dop- 
pelte« wird  aber  dennoch  weniger  ISstig. 

Mit  ihren  eigentümlichen  und  nach  heutigem  Massstabe 
unbedeutenden  Mitteln  hat  das  grösste  Territorialreich  dama- 
liger Zeit  —  Dank  namentlich  seinem  hervorragendsten  Finanz- 
staatsmann, dem  Hofkammerprasidenten  iSftorAemdefi$r "  gleich- 
wohl äusserst  Ansehnliches  geleistet 

Ein  kurzes  Bild  der  Finanzen  Oesterreichs  von  1701  bis 
1740,  welches  dies  alles  zur  Anschauung  bringt,  hat  daher 
finanz-  und  allgemein  staat- wissen  schaftlich  ein  recht  erheb- 
liches Interesse.  Tndem  wir  es  zu  zeichnen  versuchen,  hofieu 
wir  doch  nur  die  Wertschätzung  der  Quelle,  ans  welcher  wir 
schöpfen,  zu  erhöhen.  Nur  das  Original  führt  in  das  finanzielle 
Leben  und  Weben  jen6r  Zeit  ▼ollstandig  ein.  DafQr  ist  ja 
aber  jetzt  der  Sinn  offen,  nachdem  Ad.  Wagner' s  bewunderns- 
werter Band  »spezieller  Steuerlehre«  das  finanzgeschichtliche 
Interesse  überhaupt  in  den  weitesten  Kreisen  mächtig  ange- 
regt hat. 

i;.  Mensi  gestattet  wirklich  einen  Blick  auf  das  ganze 
Finanzwesen  damaliger  Zeit;  denn  er  leistet  mehr,  als  er  im 
Vorwort  verspricht,  und  liefert,  obwohl  sein  Werk  in  der  Haupt- 
sache wirklich  eine  Mouogmphie  des  Staatsbudgets  und  der 
Kreditoperationen,  namentlich  des  durch  die  Finanzbaukeu  der 
Epoche  vermittelten  Kredites  ist,  einleitend  eine  überaus  fass- 
liche Darstellung  des  Finanzgesamtwesens.  Ohne  diese  Dar- 
stellung wäre  ja  die  monographische  Behandlung  des  Budget-, 
Kredit-  und  Finanzbankwesens  unmöglich  gewesen  oder  un« 
verständlich  geblieben. 

1)  Die  Grundzüge  desterritorialistischen  Keichsfinanzorganismiis. 

Der  finanztechnische  Unterschied,  welcher  sich  zwischen 
den  der  ständischen  Bewilligung  von  vomherein  nicht  unter- 
stehenden Eameraleinnahmen  und   den  st&ndi- 
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sehenEontribationeii  herausgebildet haitef  ataDd  nodi 

ganz  aufrecht.  Derselbe  TerschwaDd  ja  zum  Teile  erst  mit  der 
Aufhebung  der  Patrimonialrechte. 

Dieser  Unterschied  tritt  in  der  Administration  darin  m 
Tag,  dass  die  D  o  m  ä  n  e  n  und  Eameralgefälle  niunü- 
telbar  der  ataatliohen  FiiiMimrwaltiiQg  ontecetaiiden,  dap 
gegen  die  YeranlaguDg  und  Einhebung  der  Kontribationeo 
Sache  der  Stände  war. 

Allerdings  zeigt  sich  dieser  Unterschied  auch  in  Bezug 
auf  die  VV  idmung  der  einzelnen  Einnahmequell  en: 
jene  der  ersteren  Kategorie  waren  zur  Bestreitung  der  lau* 
fanden  Anagaben  für  den  Hofataal  nnd  die  ianere  Ver- 
wattnng,  die  Eootribnlionett  dagegen  waren  Dir  den  Müiiir- 
anfwand  und  fibr  den  Bedarf  der  Staatsschnld  bestimmt,  wenn 
dieser  letztere  Ausdruck  für  jene  Zeit  schon  erlaubt  ist. 

Au  der  Spitze  der  landest ürstlicheu  Finanzverwaltuug  stand 
der  >k.  Hofkannnerrat«,  schlechtweg  »LLofkammer«  ge- 
nannt. Die  Hofkammer  bestand  ans  einem  Präsidenten,  einen 
VKEepiisidenten,  einer  wechselnden  Ansahl  Ton  Bäten  (nadi 
dem  Herren-  nnd  Bitterstande  in  zwei  Eategorien  geteilt),  si>-' 
dann  aus  Sekretüren ,  Koncipisten  und  Manipulationsbearaten 
nach  Bedarf.  Doch  erstreckte  sich  die  Kompetenz  «1er  Hof- 
kammer nur  auf  die  deutschen  und  böhmischen  Er  blande. 

Als  Finanz  1  a  n  d  e  s  behörden  fungierten  unter  der  Hof- 
kammerdieLand  eskammern,  und  zwar  jene  fOr  B&hmen, 
Schlesien,  VorderQsterreich  (zu  Freibnrg),  femer  die  oberMer- 
reiehisehe  Hofkammer  (fßr  Tirol),  und  die  innerost^rreichiscbe 
ilofkauimer  für  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Küstenland, 
endlich  die  beiden  nordungarischeu  Kammern. 

Den  Landeskammern,  beziehungsweise  der  Hofkammer,  in- 
soweit ihr  die  niederösterrsichische  Eammer  einverleibt  wsr, 
unterstanden  die  mannigfaltig  gegliederten  und  mit  den  Tsr> 
scbiedensten  Namen  bezeichneten  Finanzbehdrden  der  untersten 
Instanz  (Vizedumämter,  Rentämter  u.  s.  w. 

2)  Die  Finanz  währ  uDg  der  Epoche. 
Bis  tief  in  die  Theresianiscbe  Zeit  ist  dies  —  sofeme  die 
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Geldaufja^en  nicht  auf  eine  auswärtige  Valuta  lauteii  —  der 
»Guldeu  rheinisch«,  die  »rheinische  Währung«. 

Letztere  Ausdrücke  fussen  auf  der  Thatsache,  dass  der  yon 
den  rheiDiachen  FflrsteD  seit  dem  Mittelalter  gehandhabte  MOnz- 
fum  eehon  der  dentschen  ReicbsmQnzordniing  von  1651  zu 
Grunde  lag,  und  dass  die  kölnische  Mark  schon  seit  1524 
das  £jeset/liche  Mnnzgnind^^(Mvicht  im  Reiche  bildete.  Insbe- 
sondere verstand  mau  unter  :>Kheiui8cheD  Gulden«  seit  1560 
im  Gegensatze  zq  den  älteren  deutschen  und  den  holländischen 
sowie  polnischen  Gnlden,  den  der  jeweiligen  Reichewäh- 
rung  nach  Massgabe  der  MOnsordnnng  des  betreffenden  Landes 
entsprechenden  Gulden  zu  60  Kreuzern,  sei  es  nun, 
dass  solche  Gulden  wirklich  imsgemünzt  wurden,  oder  nur  in 
einem  gewissen  Wertverhältuiase  zu  den  gleichzeitigen  iieichs- 
thalern  als  Rechnung^eld  fungierten. 

Ans  einer  fsinen  kölnischen  Mark  wurden  in  Silber 
nach  der  seit  1566  bestandenen  BeichsmOnzordnnng  9  Betchs- 
thaler  ausgeprägt ,  in  den  österreichischen  Erblanden  seit  der 
Müiiziiihtiuktion  K.  Leopolds  vom  2.  Mai  1680  9*/?  Reichs- 
thaler. In  Gold  (im  iieiche  wie  in  Oesterreich)  67''/7i  Du- 
katen. Mit  kaiserlichem  Patente  vom  10.  April  1684  warder 
äussere  Wert  eines  Beichsthalers  auf  1^/4  Galden  feetgesetat, 
mit  Patent  Yom  28.  Noyember  1692  auf  2  Onlden  erhöht,  be- 
ziehnngsweise  der  Wert  eines  Dukatens  auf  4  Guides  festge- 
stellt worden.  Von  1680  an  bestand  also  in  OesUineieh  der 
9^7  'rhalerfuss,  von  1684—1692  der  I6V4  Guldenfuss,  und  von 
1692  an  der  I8V7  Guldenfuss. 

Im  Reiche  bestand  gleichzeitig  —  neben  dem  alten  9  Tha- 
lerfusse  —  viel&ch  der  1690  in  Norddeutschland  au^ekom-- 
mene,  sogenannte  Leipziger  18  Ouldenfnss,  bei  welchem 
der  Thaler  l^ü  Gulden  wert  war,   daluu-  er  aucli  12  Thaler- 
fuss  hiess.  1737  wurde  derselbe  zum  Keicbömuuzfusse  erklärt. 

In  Oesterreich  wurde  der  18*/?  Guldenfuss  erst  infolge 
der  Münsinstruktion  Maria  Theresias  vom  30*  Juli  1748  durch 
den  19Vi8  Guldenfnss  ersetzt»  an  dessen  Stelle  1754  der  20  Gul- 
den- oder  Konventionsfuss  trat.  Für  die  Zeit  Yon 
1684 — 1692  beträgt  also  der  iunere  Wert  von  1  Gulden  ithtinisch 
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1,23077  Guldeu  Konveutionsniünze,  gleich  1,29231  GiiMeii 
heutiger  österreichischer  Währung,  —  für  die  Zeit  von  1692  bis 
1743  aber  1,07692  Gulden  KonyentioiumüiiM,  gleich  1,13077 
Gulden  Memichischer  Währung. 

In  den  »Beilagenc  (Nr.  21)  ieilt  v,  Mensi  auch  beaeh- 
tenswerte  Daten  über  den  Staud  des  Agios  für  Wechsel 
auf  fremde  Plätze  mit 

S)  Die  filnnahmen  des  Kamerai-  und  des  Militir-Stal. 
Die  Lfinder-Kontrlbntioiieii, 

Von  den  Zwangs-  und  freiwillifj^en  Anlehen  als  .lusseror- 
deutlichen  Deckungsmitteln  zunächst  abgesehen  kamen  als  or- 
dentliche Einnahmen  hauptBächlicb  folgende  Bedeckungi- 
mitttel  in  Betracht 

Die  Einnahme-Quellen  des  Kameraleiat 
waren 'einerseits  die  Eameralgüter,  anderefseito  die  Regalien, 
d.  h.  die  indirekten  Abgaben  jener  Zeit. 

Die  letzteren  waren  :  das  Bercrregal,  namentlich  auf  Queck- 
silber, Kupfer,  Salz;  weiter  das  Tabakmonopol;  dann  der  Ur- 
kundenstempel ;  femer  dieAccisen,  die  Schankstenern  (Umgeld) 
und  der  Taz  (auf  Getreide,  Mehl,  Rohstoffe  aller  Art) ;  endlich 
die  Mauthen. 

Dazu  kamen  speziell  »od  cameralia^  gewidmete  Kontri- 
butiousquoteu  der  Länder,  welche  mit  den  für  den  Militaretat 
entrichteten,  daher  im  Wege  der  Immobiliarbe^uerung  re- 
partiert wurden. 

Der  Staatsgfiterbesitz  war  viel  bedeutender,  als  im  19.  Jahi^ 
hundert  Allein  weniger  als  unmittelbare  Einnahmsquelle  denn 
als  Kreditmittel  kam  er  in  Betracht.  »Die  Bedeutung  der  Staats- 
güter« sa^t  V.  Moisij  »lag  weniger  in  der  nnmittelbareu  Ver- 
wertung ilires  Erträgnisses  für  Staatszwecke,  als  in  ihrer  Funk- 
tion als  wichtiges  Objekt  iür  Btaatskreditopera- 
t  i  o  n  e  n.  Mit  dem  allmählichen  Steigen  des  8taatsbedarfs  hatte 
sich  schon  früh  die  Notwendigkeit  herausgestellt ,  solche  Do» 
mänen  —  als  deren  Eigentümer  in  früheren  Jahrhundettes 
bald  das  Staatsärar,  bald  der  Monarch  angcnuiuiuen  wurde  — 
gegen  entsprechende  Darlehen  zu  verpfänden.  So  kam  es,  dass 
bereits  am  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  der  w ei  tau« 
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grössfce  Teil  der  Staatsgüter  der  unmittel- 
baren Verfügung  der  Hofkammer  entzogen 
war,  nnd  nur  ineoferne  in  Betracht  kam,  als  eicli  Gelegen- 
heit ergab,  eine  ErhSkong  der  Pfandeehillinge,  oder  einen  vor- 

ttiiiliafteD  Verkauf  zu  erzielen.« 

Das  Schwergewicht  der  Eiimuhme- Verwaltung  lag  schon 
damals  auf  dem  Gebiete  der  ötieutlicheD  Abgaben,  also  für  den 
Kameraletat  in  den  indirekten  Abgaben. 

Die  Einnahmen  des  Militaretai  Der  Un* 
terhalt  der  Armee  worde  warn  flherwiegenden  Teile  — 
in  Friedenszeiten  fast  ganz  —  aus  den  von  den  Land- 
tagen bewilligten  »Kontributioueu«  bestritten. 

Der  weitaus  grösste  Teil  der  Kontributionsbewilligungen 
war  für  Militäizwecke  gewidmet.  Das  war  die  sogenannte 
»Militärbewillignng«,  aneh  »quantutn  müUaret  ge- 
nannt, wogegen  die  eonatigen  Landtagsbewilliguugen  Terhalt- 
nismfissig  weniger  ins  Gewicht  fiEkllen. 

t\  3fefisi  schildert  dieses  Militärkontributionswesen  der 
Länder  Lochst  anschaulieb.  Wir  folgen  ihm  im  Kachstehenden 
wörtlich  genau. 

Die  Bewilligung  erfolgte  in  den  Erblanden  in  der  Regel 
alljährlich,  in  Ungarn  samt  Nehenländem  offc  nur  einmal  in 
drei  oder  yier  Jahren,  da  man  dort  den  Landtag  nicht  jährlich 
einberief. 

Das  Verfahren  hiebei  war  folgendes.  Die  betreffende  Hof- 
kanzlei gab  der  Hofkammer  den  Tag  der  Landtagseröffnung 
bekannt.  Auf  Grund  der  Mitteilungen  des  General-Kriegs* 
kommissariats  und  der  Berichte  der  anterstehenden  Landkam- 
mem  stellte  die  Hofkammer  das  »Postnlatc  fest,  d.  L  die 
vom  Landtage  als  Kontribution  zu  fordernde  Summe. 

Hiebei  pflegte  man  immer  mehr  zu  fordern,  als  man  wirk- 
lich erwartete,  da  das  volle  Postulat  selten  durchzusetseen  war. 
Gewohnlich  wurde  der  Hofkanslei  ein  Anfangs-  nnd  ein 
Endpostulat,  bezw.  ein  Maximal-  nnd  ein  Minimal- 
postulat bekanntgegeben  mit  dem  Bemerken,  dass  man  auf 
der  Bewilligung  des  iLt/toK  n  anbedingt  bestehen  müsse.  Als 
Motiv  für  die  Postulierung  wurden  m  der  iiegel  angeführt; 
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die  Notwendigkeit  der  Proviant-  und  Manitionsbescbrnffang  für 

die  Armee,  die  dringenden  Befestiguugsarbcitcu,  die  kostspie- 
ligen Gesandtschaften  und  dg).  Die  MinimulpostuUle  wur-ier. 
denn  auch  meistens  bewilligt,  wenngleich  oft  erst  nach  lang- 
wierigen Verhandlangen  nnd  nnter  lästigen  Bedingnngen,  ins* 
besondere  gegen  Konseasionen  auf  anderen  Gebieten. 

Die  Müitörkontribntionen  eerfielen  in  ordentlicbe 
und  i^L  11  s  s  e  r  0  r  d  e  11  1 1 1  c  Ii  e.  Erstere  wurden  unter  allen 
Unistiiuden  postuliert  und  meistens  durch  eigene  Recesse  für 
eine  längere  Reihe  von  Jahren  unveränderlich  bewilligt ;  letztere 
sind  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  zwar  gleichfalli 
jährlich  pofltuliert,  aber  je  nach  den  jeweiligen  BedOrfnisKs 
in  sehr  ungleichen  Beträgen,  welche  in  Eriegsjahren  begreif- 
licherweise die  grösste  Höhe  erreichten. 

Für  das  Ordinarium  bestand  für  den  deutsch-.sla\ i- 
schen  Länder  besitz  —  abgesehen  von  Tirol  und  Vorderosterreiek 
eine  althergebrachte  Proportion  zwischen  den  einzeben 
Ländern  (Territorial-  nicht  Volkazahl^Matrikel),  welche  bei  der 
Postalierung  za  beobachten  war.  Nach  diesem  seit  der  Ein- 
verleibung der  bohraischen  Länder  üblichen  Masestabe  hatte 
die  böhmische  Läudergruppe  '/s ,  die  österreichische  '/s  der 
Gesamt-Kontribufcionssumme  zu  tragen.  Von  der  ersteren  Quow 
entfielen  auf  Böhmen  *h  ,  Mähren  und  Schlesien  •/§ ,  von 
der  letzteren  auf  Niederöeterreich  Vs ,  auf  Oberostenreich  ^'i 
und  auf  Innerdsierreich  Vi.  Von  dem  innerösterreicbischen 
Anteile  hatte  Stdermarfc  die  HSlfte  zu  tragen,  Kärnten  'Af 
und  Krain  "/lo.  —  Schon  am  Anlange  des  18.  .lahrhini  l-n^ 
hatte  sich  jedoch  diese  Proportion  zu  Gunsten  der  Kontribuenteß 
der  böhmischen  Ländergruppe  verschoben.  Die  Gesamt-Po- 
stulatsumme  wurde  nämlich  in  18  Teile  zerlegt  gedacht,  wem 
auf  die  österreichischen  Länder  6Vi«  auf  die  böhmischen  IVU 
entfielen.  Die  österreichische  Quote  wurde  in  der  bisberiges 
Weise  aufgeteilt,  von  jener  der  bühmischen  Länder  hatte  iiun- 
nielir  Böhnieu  Va ,  Mähreu  V«  und  Schlesien  Vs  zu  iiht-r- 
nehmen.  —  Dieses  Verhältnis  wurde  aber  selbst  im  Ordinarium 
nicht  unabänderlich  festgehalten,  sondern  mehrfach  modifiziert» 
und  zwar  häufig  durch  Beoesse  auf  mehrere  Jahre  hinanz. 
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Hinsichtlich  des  Extniordinariums  bestand  über- 
hftupt  keine  feststehende  Proportion.  Hier  richtete  sieh  die 
Höhe  des  Postulats  lediglich  nach  dem  Erfordernisse  nnd  nach 
der  Zahlungsfähigkeit  der  LSnder.  Immerhin  pflegte  man  sieh 
hiebei  uicht  allzusehr  vod  der  Proportiou  im  Ordiuariuiu  m 
entferueii. 

Statt  des  iilxtraordmanums  oder  eines  Teiles  desselben 
wurde,  wenn  dessen  Bewilligung  nnd  Eiubringlichkeit  fraglich 
erschien,  häufig  .ein  Darlehen  desLandes,  natfirlidi  in 
einem  das  Kontribntionspostnlat  fibersteigenden  Betrage  Ter- 

einbart.  Hiedurch  wurde  gewisserinassen  allen  beteiligten  In- 
teressen Rechnung'  getragen :  jenen  dos  Aerais,  indem  für  Jessen 
dringenden  Bedarf  momentan  eine  grössere  Summe  vertügbar 
wnrde,  und  jenen  der  Kontribuenten,  indem  der  Vorschoss  der 
Stener  den  Vonug  der  Kückzahlbarkeit  hatte. 

Abgesehen  von  der  eigentlichen  Militarbewilliguug  ob- 
lagen den  Landern  noch  gewisse  andere  Leistungen  für  die 
Zwecke  der  Kriegsverwaltung ,  welche,  obgleich  im  Wesent- 
lichen Naturalleistungen,  dennoch  in  der  Hegel  eine  pekuniäre 
Belastung  des  Kontribuenten  bedingten.  So  vor  allem  die 
Einqnartiernngslast;  die  Länder  hatten  nämlich  alle 
daselbst  befindlichen  Truppen  au  beqnartieren,  und  ihnen  gegen 
eine  unzureichendeVergfitnng  die  Brot-  und  Pferd- 
portionen zu  vei  all  reichen.  Ferner  gehören  hieher  die  R  e- 
kruteu-uudKemoutegelder,  d.  h.  die  im  Falle  einer 
Bekrutenaushebung  und  Pferdekonskription  sdlenfails  anstatt 
des  betre£Eenden  Kontingentes  zu  entrichtende  Ablösungssumme, 
welche,  wie  die  Eontribution  überhaupt,  vom  Landtage  bewilligt 
werden  musste.  Auch  fQr  Befestigungszweeke  wurden  zuweilen 
mehrere  Jahre  hindurch  entsprechende  Beträge  speziell  postu- 
liert und  bewilligt. 

Uebrigens  wurden  in  einzelneu  Ländern  seit  dem  17.  Jahr- 
hunderte gewöhnlich  auch  fOr  Zwecke  der  Zirilverwaltung,  und 
zwar  zur  freien  YerfDgung  der  Hofkammer,  besondere  Kontri- 
butionen bewilligt,  das  sogenannte  qaantum  camerale  ad  It- 
heram  (Jisposltionem,  meist  kurz  camerale  ad  lihcrain  genannt. 
Diese  ivameraibewilligungen  waren  aber  in  der  vortheresiaui- 
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scheu  Zeit  im  Vergleiche  zu  dm  sonstigen  Kontributionen  meist 
unbedentend. 

Ausser  allen  diesen  mehr  oder  weniger  regelmiasigen  Land- 
tagsbewilligungen kamen  jedocli  bei  besonderen  Anlassen  noeli 

mannigfache  ausserordentliche  Bewilligungen 
vor,  z.  B.  aulässlich  der  Erbhulcligungeu,  der  Reise  zur 
römischen  Kaiserkrönung  oder  sonstiger  Kaiserreisen 
(subsidium  itineraritm^  Reisesteuer),  von  Vermähloogsfeier- 
liebkeiten,  insbesondere  bei  der  Hochzeit  des  Kaisen,  seiner 
Söhne  ond  Tochter  (Hochseita^Donativ,  auch  Fräuleins  teuer 
genannt). 

4)  Döi  äteuärliolia  Gliarakter  der  Kontributiondn. 

DieEontribution  hatte  im  allgemeinen  den  Charakter  einer 
direkten  Steuer,  und  zwar  liauptsächlicb  einer  G  r  n  n  d- 
und  Gebäudesteuer,  wobei  ausser  dem  uumittelbaren 
Bealitatenertrage  vielfach  auch  gewisse,  aus  Bealrechten  ent- 
springende  Nebennutsungen  in  die  Besteuerung  einbeaogeo 
wurden.  In  den  Städten,  ja  teilweise  auch  auf  dem  flachsn 
Lande,  war  überdies  das  Einkommra  ans  Handel  und  Gewerbe 
Küiitnbutiousobjekt. 

In  Bezug  auf  Steuerobjekt ,  Steuersubjekt,  Bemessungs- 
grundlage  und  Steuerfuss,  sowie  namentlich  auch  auf  das  Ver- 
hältnis in  der  Belastung  der  beiden  damaiigenG  r  und- 
besitzkategorien,  des  Domiuical-  und  dee  Rnsti» 
calbesitzes  —  finden  sich  zwischen  den  einzelnen  Eron- 
ländeni,  besonders  aber  zwischen  der  österreichischen  Lünder- 
gruppe  tuierseits  und  der  böhmischen  andererseits,  die  grössten 
Verschiedenheiten. 

Die  A  b  f  u  k  r  der  Kontributionskontingente  durch  die 
einzelnen  Dominien  und  Städte  geschah  in  der  Regel  an  eigene» 
för  jeden  Kreis  bestellte  Landschaftseinnehmer  nod 
durch  diese  an  die  Lüudeskasse,  oder  unmittelbar  an  ihe 
a  s  s  i  n  i  e  r  t  e  n  Parteien  (Truppenkörpor  .  Lieterautt^ii 
oder  »Staatsgläubiger).  Die  Erlagstermine  waren  in  den  ein- 
zelnen Landern  Teischieden, 
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Die  Stände  waren  selbstverständlich  bestrebt,  etwaige  Ge- 
geoforderungiBD  an  den  Staat  bei  der  Abfuhr  der  Kontingente 
im  Eompensatiottswege  in  Abzug  zn  bringen.  In  der  Tfaat 
wurde  bei  Anleben  auf  Eontribufcionsfonde,  sowie  bei  üeber- 

nähme  von  Staatsschulden  durch  ein  Laüil,  dieses  Kompeusa- 
tionsrecht  den  Ständen  häufig  hinsichtlich  der  Zinsen-  und 
Kapitalratea  eingeräumt.  Derartige  »Retentiousposteu« 
absorbierten  einen  groasen  Teil  der  Jahresbewillignng.  Wo 
ein  eolchee  Abzugsrecbt  nicht  ausdrücklich  bedungen  war,  wurde 
die  Kompensation  nur  ausnahmsweise  geduldet,  bei  ansier- 
ordentlichen  Kontributionen  jedoch,  Qber  welche  man  sich  die 
unbeschränkte  Verfügung  vorbehielt,  niemals. 

In  den  Stammlanden  der  Monarcliie  ,  d.  i.  in  Oesturreich 
ober  und  unter  der  Eons,  Steiermark,  Kärnten  und  Krain,  fusste 
das  Grundsteuerwesen  seit  dem  16.  Jahrhunderte  auf  dem  Gült- 
ansehlage.  Unter  GQlt  verstand  man  das  Einkommen  aus 
dem  herrschaftlichen  Grundbesitze,  einschliesslich  der  Gebäude, 
sowie  aus  Zins,  Zehen t  und  Naturaldiensten  der  ünterthanen, 
Vogteirechten  und  anderen  lierrschaftlichen  Nutzungen  — 
unter  der  taxierten  Güit  1  des  dieser  Grundrente  entsprechen- 
den Kapitalwertes  der  betreffenden  Herrschaft,  also  ungefähr 
V»  des  Ertrages.  Die  Ermittelung  der  steuerbaren  Galten  er- 
folgte auf  Grund  eines  zwischen  den  Standen  der  genannten 
Erblande  im  Jahre  1642  geschlossenen  Vergleiches  nach  ge- 
meinsamen Grundsätzen.  Hiezu  halic  juder  GUUenhesitzer  seine 
Gülten  anzumeklen  (einzulegen),  worauf  der  bezügliche  Ertrag 
nach  einem  eigens  aufgestellten  Tarife  berechnet  wurde.  Die 
Ergebnisse  wurden  später  im  Gültbucbe  eingetragen  und  htebei 
der  1  %  ige  Gültanschlag  in  Pfunden  angesetzt. 

Auf  Grund  dieser  allerdings  sehr  unvollkommenen  Selb  s  fr 
Schätzung  wurde  1544  zwischen  jenen  fUnf  Erblanden  ver- 
einbart, dass  die  Giihtuilage  iu  Niederösterreich  69.045,  in 
Uberösterreich  37.508,  iu  Steiermark  72.248,  in  Kärnten  34.824, 
in  Krain  22.000,  iu  Görz  5.632  Pfund  betragen  solle,  vorbe- 
haltlich der  Ausgleichung  von  Unrichtigkeiten  innerhalb  jedes 
Landes.  An  diesem  Verhältnisse  scheint  mit  geringen  Aende- 
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rungen  bis  in  die  Zeit  Maria  Theresias  überall  festgehalten 
worden  zu  sein. 

Steuerpflichtig  waren  z.  ß.  in  Niederösterreich  mit  Aus- 
nahme gewisser»  seit  jeher  befreiter  Herrschaften  sämtliche 
Gültenbesitzer,  gleichviel  ob  sie  dem  ständischen  Körper 
angehörten  oder  nicht.  Die  Mitglieder  des  vi  e r te  n  Stan d  es, 
welchen  znr  einen  Hälfte  die  Residenistadt,  znr  anderen  die 
18  sogeuauuteii  luitleidenden«  Städte  und  Märkte  bildeten, 
hatten  V6  der  jährlichen  Bewilligung  zu  tragen.  Die  Repar- 
tition  dieser  Quote  auf  die  einzelnea  Bürger  erfolgte  nach 
Massgabe  des  kapitalisierten  Ertragswertes  der  Uänser  nnd  des 
Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe. 

Die  flbrigenTierFftnftel  der  »Kontribution«,  sowie 
das  ganze  L  an  des  erfordern  is  hatten  die  drei 
oberen  Stände,  der  Prälaten-,  Herren-  nnd 
Ritterstand  zu  bestreiten,  unter  welche  der  Betrag  nadi 
MasBgabe  der  betreffenden  Gültpfunde  aufget-eilt  wurde. 

Die  Steuervorschreibang  betrug  anfangs  nur  die 
halbe  Gfllt,  stieg  aber  bald  bis  zur  ganzen,  doppelten  und  zwei- 
einhalb&chen  Gtdi  Noch  im  16.  Jahrhunderte  wnrde  die 
doppelte  GQlt,  d.  h.  eine  Steuer  TOn  2  fl.  fftr  jedes  Pfund  ta- 
xierter Gült,  zu  einer  feststehenden,  und  als  solche  seither,  ab- 
gesehen von  den  übrigen  zur  Aufbringung  der  Jahresbewilli- 
gung und  des  Erfordernisses  für  die  Landesverwaituug  not- 
wendigen Abgaben,  jährlich  bewilligt 

Uebrigens  hatten  die  HcTrschaft en  ihre 
Galtsteuer  keineswegs  ausscbiiesslich  su 
tragen.  Vielmehr  war  seit  1&45  jeder  Qültenbesitcer,  wel- 
cher —  was  die  Regel  bildete  —  ünterthanen  hatte,  be- 
rechtigt, dieselben  zur  Tragung  der  Steuerlast  he- 
ranzuziehen, und  zwar  in  Ansehung  der  von  denselben 
bewirtschafteten  Grundstücke  und  ihres  Viehstandes. 
Jedoch  darfte  der  Unterthan«  einem  Landtagsbeschlusse  Ton 
1551  zufolge,  auch  TOn  diesen  Steuerobjekten  nicht  fiber  Ge- 
bühr, d.  h.  nicht  mit  mehr  als  der  doppelten  Gtllt  besteuert 
werden.  Der  Herrschaftsbesitzer  hatte  also  nicht  nur  die  Do- 
minicaluutzungen  und  den  Ertrag  der  unmittelbaren  Herrschatts- 
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liprandfltllefce  ans  eigenen  Mitteln  zn  ireratenern,  sondern  Ober- 

dies  fiiicli  die  ganze  ,  jeweilig  etwa  ausser  der  doppelten  Gült 
ausgeschriebene  Gültgebühr  selbst  zu  tragen.  Ob  sich  die 
Dominien  in  der  Praxis  wirklich  durciiwegs  an  diese  Schranken 
hielten,  mag  dabing^tellt  bleiben.  Aoch  wnxden  die  Unter- 
thanen  schon  bei  der  Feststettnng  der  Besteneningsgrnndlage 
nngOnstiger  behandelt  als  die  Herrschaften.  Während  namlieh 
bei  letsteren  Vioo  des  Wertes  die  Steuereinheit  bildete,  wnrde 
als  solche  für  die  Unterthauen  anlässlich  der  ersten  Vereio- 
baruDg  über  die  Gülfceneinlage  (1542)  Vao  des  Wertes  ihres 
Grundbesitzes  and  Viehstandes  festgesetzt.  Sonach  verhält  sich 
—  die  wirkliche  AnsfÜhruDg  dieses  Beschlusses  vorausgesetzt 
der  Bestenemngsmassstab  in  NiederGstorreich  ftlr  die  Unter- 
thauen woL  jenem  fOr  die  Herrschaften  wie  10  zu  6. 

Immerhin  aber  waren  die  Unterthanen  in  Oesterreich  je- 
denfalls weit  günstiger  behandelt,  als  in  Böhmen 
und  Mühren,  uo  die  Dominien  dieVerpflichtiiug, 
einen  Teil  der  Kontribution  aus  eigenem  zu 
tragen,  überhaupt  erst  spät  anerkannten. 

Gflltenbesitsser,  welche  nicht  zu  den  Ständen  gehörten, 
sowie  jene  Töchter  und  Witwen  Ton  Ständemitgliedern  (»Land- 
lenten«),  welche  sidi  mit  Ansiändern  oder  anderen  nicht 
der  Standschaft  teilhaftigen  Personen  yermäblten,  hatten 
die  Steuer  in  doppeltem  An  smasse  zu  tragen,  und 
zwar  ans  eigenen  Mitteln,  oiine  iiej^teuerun<r  der  Unterthanen. 
Dagegen  wurde  vom  Klerus  in  der  üegei  nur  die  einfache 
Gfllt  verlangt,  also  die  Hälfte  der  normalen  Vorschreibung. 

Jeder  »Landmann«  hatte  mindestens  eine  Gttlt  7on  10  Pfund 
za  Terstenem.  Wer  daher  weniger  oder  gar  keine  Gfllt  besass, 
hatte  gleichwohl  diesen  Betrag  fOr  das  Gfiltbuch  anzumelden, 
bei  sonstiger  Ausschliessung  ans  den  Ständen.  Uebrigens  oblnr^ 
diese  Steuerpflicht  nur  dem  jeweilig  iiitesten  Mitgliede  einer 
solchen  uubegüterten  Adelsfamilie,  und  waren  Familien,  die 
schon  über  100  Jahre  zu  den  Ständen  gehörten,  hicTon  belireit. 

Neu  entstandene  Gülten  waren  bei  sonstiger  Yer- 
wirknng  binnen  Jahresfrist  anzumelden  und  Yeränderungen 
im  Besite  und  Umfang  bestehender  Gülten  bei  Strafe  der  drei- 
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fSacben  Steuer  bebufs  DarcbfAbrnog  im  GOltbaehe  aDzaieigen. 

Wegen  der  vielen  nnrichtigen  GRlteneinlagen  wurde  scbon  1656 
eine  neue  Gültenermitteluug  (»Be  reu  tung<  ),  d.  Ii.  eine  all- 
gemeine KatastmlreTisiun  angerep^t.  Doch  )je- 
scbränkte  sich  der  Landtag  vorläufig  darauf,  hinsichtlich  der 
nnrichtigen  Gfilten  Erhebungen  einzuleiten.  Abgesehen  von 
einer  Nenverteilnng  der  GQlteneinlage  des  Tierten  Standes  blieb 
die  alte  Besienerongsgrnndlage  bis  zur  theresiaoischen  Steuer* 
rektifikation  im  Wesentlichen  unverändert. 

Seit  der  im  .Jalire  1583  beschlossenen  Einführung  des 
Hansf^nldens  wurde  die  doppelte  Gült  —  <l( n  n  Ertrag  sich 
infolge  der  vielen  zeitlichen  Steuerbefreiungen  anstatt  der  be- 
willigten 1 38  000  fl.  dorchschnittUcb  nur  auf  100  000  fl.  belief 
—  gew5bnlicb  als  »Landstener«  bezeichnet.  Ausserdem 
kommt  fflr  diese  Steuer,  da  sie  in  drei  Terminen  an  entrichten 
war,  auch  der  Name  »Drittelsteuere  vor. 

liii  .Jahre  1G93  wurde  das  erste  Drittel  der  niederöster- 
reichisehen  Landsteuer  nm  600  OoO  fl.  an  die  Stände  verkauft, 
uud  zwar  mit  dem  Rechte  der  Weiterveräusserung.  Das  zweite 
Drittel  wurde  1701  den  Ständen  nm  400000  fi.  auf  20  Jahre 
fiberlassen,  von  denselben  aber  infolge  einer  spateren  Verein- 
barung znr  Abstossung  der  vom  Limde  fÖr  den  Staat  fiber- 
nommenen  Schuldverpflichtungen  noch  bis  1740  bezogen.  Nach* 
dem  dieses  Drittel  an  das  Aerar  heimgefallen  war,  wurde  1742 
das  dritte  Drittel  ,  und  zwar  abermals  um  600  000  fl.,  an  die 
Stünde  verkauft,  wonach  nur  mehr  ein  Drittel  an  den  Koutri- 
butionsfond  gehörte. 

Schon  im  16.  Jahrhunderte  zeigte  sich,  dass  die  Besteue- 
rung nach  Gtlltpfunden  zur  Aufbringung  des  fortwahrend  stei- 
genden Erfordernisses  auf  die  Dauer  nicht  genügen  konnte. 
Man  sah  sich  daher  genötigt,  liieniit  noch  einen  ai^ieren  Be- 
steuerungsmassstab zu  verbinden,  (b'ssen  Einheit  das  bewohnte 
II  aus,  die  Feuerstätte,  bildete.  Für  die  bezügliche 
Steuer,  weiche  seit  1584  jährlich  ansgeschrieben  wnrde,  finden 
sieh  die  verschiedensten  Benennungen,  als  Hansgnlden 
(bis  1631),  Hansanschlag,  Urbarsteuer,  ünterthanengebOhr  aub 
Hans,  Ranchfanggulden  n.  a.  Seit  1688  wurde  dem  Hanpt^ 
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lunwatisclilage,  der  id  der  Regel  weit  grossere,  anfangs  haupt- 
sSehlich  zar  Bestreitung  des  Extraordinariums  bestimmte  1  n- 
t  eri  III  s  anschlag  gegenüberi^estellt ,  welchen  man  ,  da  seine 
Ausschreibung  nach  Quartaleu  erfolgte,  bald  als  Quartalsteuer 
bezeichnete.  Die  Urbarsteaer  wurde  an&nga  ausschliesslich, 
später  wenigstoDS  zam  gröesten  Teile  von  den  Unterthanen 
getragen.  Die  mte  HaiuerbeBclireibnng  erfolgte  1684  ^  eine 
zweite  —  aar  Ausgleiebung  der  Ünriebtiglceiten  —  1636. 
Hierbei  wurde  übrigens  durchwegs  auch  der  ümtang  der  llaus- 
grÜnde,  d.  h.  der  nicht  ohne  das  Haus  veräiisserlichen  Grund- 
stücke (im  Gegensätze  zu  den,  lediglich  durch  die  Laudsteuer 
getroffenen  Ueberländgrunden)  mit  berücksichtigt,  nnd  zwar 
nach  der  altherkömmlichen  Abetnfang  in  Ganz-,  Halb-  oder 
Yiertellehen,  bänfig  auch  nach  Maaagabe  der  Schuldigkeit  an 
Dominiealabgaben.  Jene  Steuer  war  also  keineswegs  eine  reine 
Gebäudesteuer,  sondern  zugleioii  (iruiidsteuer,  da  das  Maus  nicht 
das  Steuerobjekt,  sondern  nur  unter  Berücksichtigung  der 
Grösse  der  ganzen  Ansässigkeit,  den  Bteuermassfitab  bildete. 

Anf  solchen  Grundlagen  bewegte  sich  noch  immer  das  Kon- 
tribotionswesen  der  deutschen  ik'blande. 

Die  Entwickelung  der  Steuerveranlagung  in  den  Ländern 
der  böhm  i  sehe  n  Krone  nnterscheidet  sich  yon  jener  in 
den  österreichischen  Erbiäudern  dadurch,  dass  daselbst  die 
Htein  rpflicht  der  Herrschafton  weit  später  anerkannt  wurde  und 
der  Dominicalbesitz  überhaupt  in  weit  höherem  Masse  begün-» 
atigt  war.  Andererseits  finden  sich  hier  aber  auch  frühere, 
wenngleich  sehr  unToIlkommene  Versuche  einer  wirklichen  Ka- 
tastrierung. 

In  Ungarn  kam  das  Kontributionswesen  noch  weit  we- 
niger zur  Entwicklung  als  in  den  Ländern  der  ljuhini>chen 
Krone.  Der  dortige  Landtag  billigte  die  pura  txum  (die  Kon- 
tribution der  EdelleQte)|  die  Getreidelieferang  der  Kön.  Frei- 
stadte  (subMium  anf¥mariim)<t  die  Kronungsabgabe  (pecmia 
eoranalis)  und  die  unentgeltlichen  Grenzfestungsfrohnen  (Idbores 
gratuiti). 

Zu  den  regelmässigen  Kontributionen  kamen  für  den  Zweck 
der  Deckung  des  Miiitärbedarls  bei  ausserordentlicher 
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S t aats no tlage  weiter  hinm:  an aseror deutlich e 
Vermöge nsstenern  and  auBaerdem  Kopfe tenern 

(sog.  Bels  teuer  d).  Zwischen  1690  und  1746  kam  einmal 
(1703)  eine  allgemeine  Beisteuer  a  7  Kreuver  vor.  Weiter 
kamen  bei  besonderer  Not  besondere  ^;teuern  aui  den  Klerus 
(noch  mit  ZoBtim mang  des  Papstes)  und  Abgaben  derJadea 
(»Toleranzgeld«,  »Leibmantfac  o.  s.  w.).  Die  Kop£rteiier  von 
1746  war  in  Besag  aof  die  KlaaaieniDg  der  Steoerpfliehtigen 
bereits  sehr  dorehgebildet ;  die  Steaersaiee  waren  in  jeder  ein- 
zelnen ßerufsklasse  vielfach  abgestuft  und  bewegten  sich  zwischen 
üUU  Ii.  (fik  die  Ei /l  i-chrife,  Herz(>L'e  und  Fürsten),  beziehungs- 
weise 450  Ü.  (für  die  Minister  und  den  Oberstbofmeister)  and 
4  Kreozem  (ffir  Baaemknecbte).  Eine  bewusste  Anwendong 
des  ProgressioDsprinzipes  ist  hier  nnTerbennbar. 

Die  Ei akommenssteaer  war  io  der  Torthareeiaiii- 
schen  Zeit  noch  mit  der  Yermögensstoner  verquickt.  Eine  8elb> 
ständige  Einkommenssteuer  wurde  erst  1743  zum  ersten  Male 
ausgeschrieben  und  zwar  mit  10  %  des  Einkommens  aus  t/e- 
weglichen  und  unbeweglichen  Vermögen.  Gehalte  und  Pen- 
sionen waren  steuerfrei. 

Die  SteaerbeitrSge  aas  dem  Reiche  (RÖmermonate,  Reichs* 
tfirkensteaer,  reichsstandische  ürbarsteuera ,  Rüterschaftsbei- 
trage,  »Kronstener«  und  »Opferpfennig«  der  Juden  etc.)  »waren 
sehr  geringfügig«. 

In  den  Beilagen  (Nr.  6)  giebt  v.  ^/^       folgende  L  eber- 

sicbt  über  die  Militärkontnbutionen  der  Erbländer  (alle  mit 

Ausnahme  von  Tirol,  Vorderöeterreich  and  den ungariseheo 

Landern)  von  1716  bis  1739. 

1716  :  7163883  fl.  1722  :  6345000  fl.  1728  :  6510000  fl. 

1717:  7400000  •  1723  :  6170000  »  1729:  6860000  > 

1718:  8152222  >  1724  :  6060000  >  1780:  6880000  > 

1719  :  7563  325  »  1725  :  5  970000  »  1781:  6988883  » 

1720  :  7060000  >  1726  :  5  940  000  >  1732:  6860000  » 
1721:  6  826667  »  1727  :  5  890  000  »  1783  :  6143000  » 

1734  :  6  143  333  fl.       1737 :  8  089  800  6. 
17.^):  8  174  000  »        1738:  8  105  200  * 
1736:  8124400  •       1739:  8045000  > 

Sov.  Mensi  fiber  die  Kontributionen  als Einnahme- 
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b&sis  des  »Militaratai«.  Wie  ganz  anders  ist  diese  BedeekoDg 
der  Milttarau^aben,  als  heate;  deDo  selbst  die  Matriknlarbei* 
träge  des  hentigeD  Deutschen  Reichs  sind  nicht  eigentlich  ver^ 

gleicbbar.  Das  gauze  System  ist  unvergleichlich  —  t  e  r  r  i- 
toria listisch! 

5)  Das  AosgabewBseii  des  sp&ttorritorlalistiselieii  Oestenoieh. 

Die  zentralen  (reicbsmässigen)  Staatsau3gaben  gelten  nucli 
am  Sclilusse  der  Territorialzeit  nur  erst  dem  Hof,  dem  Aus- 
wärtigen, dem  Obergerichtswesen,  den  Pensionen  und  dem  Be- 
darfe  der  Staatsschald«  v,  Mensi's  Werk  giebt  diesfalls  typische 
Zahlenangaben. 

Im  Jahre  1717  betrugen  die  Ausgaben  in  Gnlden: 

Fundas 

Kamerai-  Mi  1  itHp-  Perpo-  Schulden-  « 

^    .  ^    .      tniuder    .  oQ  01010 

et»ft         etAt  Bankn- 

litätO 

OnlefiüielM  Amgaben     4 166  959  6  025  272  126  740     —    10  818  971 
AuaMroidsntL  Ausgaben    223  187     51828     —         4611  279076 
Besahlang  toq  ach  weben- 
den Schulden  ead  Kan- 

tionen   185278  2  512106     —        —     2677  881 

Besahlang  [alter  fiUliger 
Sebalden  ta,Zahlangs- 

rnckstände  ....  547284  426  454  641  1851181  2  825460 
Rfieksablon^  von  Vor- 

scbfiMeo  d.  Stadtbank  277  647  866000  —  —  648647 
Abfübr  an  die  Stadtbank 

für  abemommene  alte 

Sebalden   —        810916     —         —  810916 

Zinnen  von  Sebalden  und 

Kautionen   233  631    155  079       750  1  085  087  1  474  547 

Abfuhr  an  ander«^  KtaU  1859  555  2  490420  165199    161500  4  676674 

Auf  Verrech rj Uli g  au  die 
Kneg9kümniissilre,Pro- 
viant-  und  Kassaver- 

walter   -      4  740  778      —         —      4  740  778 

Ordentlicher  Amtsverlag  2ui2  767      —  —         —       2  042  767 

Besoldungen   250 162      —         —         —        250  162 

DureblaaflMide  Porten  ,     17  600      —   70487      —         88  087 

Bnmme  der  Anagaben  9  758  966  17 108855  868  817  8 102  829  80828466 
KeMabe0td.m.  Ende  1717  1829088      72518  87  229     44  701  1488526 


1)  Vgl.  mitf  r  Abschnitt  7. 
ZelUdir.  f.  Suatsw.  1891.  lY.  Heft.  45 
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Die  Zivil  ausgaben  (der  Kameralefcat)  gliederten  sidi  nach 
den  »Beilagent  (Nr.  4)  wie  folgt: 

1717       1718        1724        1729  1736 


WIrkllcliM  Aofmind  Brforderatt 


Hofstaat  und  Hofaus- 

gaben   

1  857  431 

'^'^''^^^^U  846  621 

2  633  365 

2  509  393 

Gesandtschaften   .  • 

401  765 

639  773 

655  807 

floMirasterien  .    •  . 

359  863 

531  087 

618  5871 

1  47s  909 

688  3^) 

LiuideiiiiiJiiHterien 

574  003 

836  644 

820  120] 

Stiftiingeu  u.  Armen- 

wesen  

142  176 

196271 

138  691 

169  518 

Pensionen  u.  Gnaden- 

gaben   

629  857 

464448 

825  600 

462  035 

367  ^2 

Andere  ordeutUcbe 

Ausgaben  .... 

197  863 

355  204 

116  052 

114  591 

AnnerordeDtl.  Ansga- 

228137 

872000 

— 

168727 

877497 

ZinaeD  toh  Eantionen 

und  Stiftniigen  •  . 

283631 

128096 

131420 

127804 

136317 

Venmsang  ond  Til- 

gung von  Sebalden 

auf  KnmeralgeAUe 

und  Dom&nen  .  . 

960 155  1 179  777 

1321890 

710301  10205» 

Schnldenkaasa-  Dota> 

tion  und  für  fällige 

Baakalaaieknratio- 

2810529  2  063052 

Abfubr   an  andere 

1  859  555 

484  000 

Summe 

9  753  966  9  125  51'5 

6  564  238 

G  468  551 

6  999  300 

Man  halte  kieneben  die  Militär-  und  die  ZiTilauegaben 
?on  heute! 

6)  Die  Kreditformen,  die  Gläubiger  ond  die  Kredltoperatiom 
des  sp&tterritoriallstlseheii  Oesterreieh. 

Untilgbare  Staatsschulden  gab  es  noch  nicht.  Die  Au- 
leheu waren  das,  was  sie  zu  dieser  Zeit  allgemein  heiesen: 
»Anticipationenc,  vorzeitige  Verfügungen  oder  Vorweg- 
nahmen kfinftiger  Einnahmen,  teils  durch  Zwang,  teils  dureh 
Inanspruchnahme  des  freien  Kredites. 

Wir  lassen  das  Besondere  der  Zwangsanlehen  bis  zum 
übt^riiäciiäteu  Abächuitt  bei  Seite.    Desgleichen  die  Eigentüm- 
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liclikeit  bankraässiger  Vermittlnncr  der  Geldaufnahmen,  welcher 
der  uächste  Abschnitt  sich  zuweiulen  wird.  Nur  der  uuin ittel- 
bar, d.  h.  direkt  und  ohne  Zwang  bei  den  Privaten  genom- 
mene Kredit  sei  znnilclist  charakterisiert,  wobei  wir  nur  v,  Mensi^B 
eigenen  Worten  folgen  können. 

Die  ältere  Steatsscbald  hatte  im  Groesen  nnd  Ganzen  ein 
weeentlich  privatr eehtliches  Gepräge.  Als  Schuldner 
wurde  iuriiiell  nicht  der  Staat,  sondern  die  Person  des 
Mo  narcheu  oder  das  kontrahierende  Amt  verpflichtet. 
Die  Bedingungen  der  einzelnen  Darlehensakte  werden  meist 
Ton  Fall  zu  Fall  individualisiert ,  wie  bei  Privatschulden ,  an 
welche  ancb  die  Form  der  Schnldnrknnden  TielÜEUih  erinnert 

Diese  Verwandtschaft  des  damaligeu  Staatskredits  mit  dem 
Privatkredite  zeigt  sich  auch  in  der  allgemeiD  fiblichen  Sich  er- 
stellang  der  einzelnen  Darlehen  durch  Verpfandung  einer 
be  st  i m m t e n  S  t aa isein n  ah m Cf  gewohnlich  des  je** 
weilig  a^Bignierten  Zahiungsf o  nds. 

Am  häufigsten  nnd  weitaus  am  wichtigsten  sind  die 
Spezialpf andrechte.  Es  gab  wohl  keine  irgendwie 
nennenswerte  Kameralabgabe,  keine  bedeutendere  Staatsdomäne, 
keine  ordentlicdie  oder  ausserordentliche  Einnahme  des  Miiitär- 
etats,  die  nicht  infnlii;e  des  fortwährenden  Defizits  im  Staats- 
haushalte 80  viel  ak  möglich  zur  pfandrechtliclien  Sicherstel» 
lung  von  Darlehen  bentlizt  worden  wäre.  Nicht  selten  wurden 
anch  für  eine  Forderung  mehrere  Fonde  verpföndet,  nnd 
zwar  bald  cumülaiw  für  das  ganze  Kapital,  bald  pro  rata  fttr 
einzelne  Teile  desselben,  bald  anch  subsidiär,  Znweilen  Tei^ 
eiiil'Mtte  man  für  Kapital-  und  Zinsenzahlung  verschiedene 
Hypotheken. 

Die  Natur  dieser  Pfandrechte  war  keineswegs  immer  die 
gleiche.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wurde  nämlich  bloss  das 
reine  P&ndrecht  bestellt»  Sehr  läufig  aber  yerband  man 
hiemit  die üeberlassong  des  thatsächlichen  Pfand besitses, 

sei  es,  dass  der  Gläubiger  das  Recht  erhielt,  einen  >C  o  m - 
p  o  8  8  e  8  s  o  rc  zu  ernennen,  welcher  die  Verwaltung  des  Pland- 
objekts  in  seinem  Namen  unter  Mitsperre  der  iia^se  kontrol- 
lierte und  die  fälligen  Raten  einhob,  —  sei  es,  dass  dem 

45* 
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Ql&ubiger  das  Objekfc  ia  alleinigen  Besitz  nnd  Gennss  Qber- 
geben  wurde. 

Änsser  der  hjpothelcariscben  Sicbersiellun^  spielte  aneh 

die  f  i  d  e  j  u  8  s  0  r  i  s  c  h  e  eine  ])edeuteiide  Rolle.  Nimientlich 
bei  ausländischen  Aniehen  kommen  häufis?  Bfir^.s ehalten  vor, 
und  zwar  immer  in  Verbindung  mit  einer  Hypotiiek.  Diesen 
Charakter  bat  z.  B.  die  bei  Anleben  im  Auslande  wied^boU 
▼orkammende  Garantie  der  betreffenden  Begie- 
rang,  wodurch  sich  letztere  den  Gläubigem  gegeutlber  rer^ 
bürgte,  diiss  die  österreichische  Regierung  die  iu  der  bezüg- 
lichen Ohl  igution  übernommenen  Verpflichtungen  erfuileu  werde. 
Weiter  geht  die,  ebenfalls  besonders  bei  auslkudischeo  Dar- 
leben auf  den  Kontributionsfond  übliche ,  jedoch  auch  sonst 
nicht  seltene  Fidej  u  SS  ion  der  betreffenden  Land> 
stände.  Hiemit  Obernahmen  letztere  nämlich  nicht  bloai 
eine  E?entiialbQrg8cbaft,  sondern  die  direkte  Verpflichtung  znr 
Abfuhr  der  für  Zinsen-  und  Kii|»iiii!/:ililinig  verpfändeten  Kon- 
tributionsquoteu.  Aeeht  territorial i.sLi.^ch  waren  die  Länder 
Bürge  und  Zahler.  l)ie  rechtliche  Bedeutung  eiuer  solches 
FidejQSsionserkläruug  bestand  darin,  dass  hiedurcb  die  Gläa- 
biger,  nnabhängig  Ton  der  Hdhe  der  jeweiligen  Kontributions- 
bewillignng  und  von  der  sonstigen  Belastung  des  als  Pfimd 
verschriebenen  Fondes,  gesichert  waren.  Freilich  wäre  auch 
diese  Sicberstellung  illusorisch  gewesen ,  wenn  nicht  Kredii- 
rücksichten  die  Einhaltung  der  —  meist  dem  Auslände  gegen- 
über —  eingegangenen  Schuldverbindlichkeiten  gebieteriseii 
erheischt  hätten ;  war  ja  doch  eine  Exekution  gegen  ein  Kron- 
land  ebensowenig  denkbar,  wie  gegen  die  StaatsTerwaltnug. 
Die  Fidejussionsnrknnde  der  Stände  pflegte  man  gewöbnlidi 
in  die  Hauptobligation  vollinhaltlich  einzuschalten. 

Einzelnen  Mitgliedern  der  Stände  und  zwar  sowohl  llerr- 
schaftsbe^itzeru  wie  auch  Slatltgemein<len,  wurden  in  der  Uegei, 
ausser  der  Generalhypothek  auf  alle  ordentlichen  and  ausser- 
ordentlichen Binnahmen  des  Militäretats  aus  dem  betreffendes 
Lande  (als  Kontributionen,  Militäranlehen ,  Türken-,  Kopf- 
und  Termögenssteuer),  —  die  Spezialhypotbek  auf  das  hievon 
bei  der  Eepartition  auf  die  Güter  des  Darleihers  eutiallende 
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Beitragskoutiugent  eingemumt ,  mit  der  BefugQis, 
sich  für  Zinsen  nnd  Eapitalsraten  durch  Retention  der 
falligen  Sommen  gegen  Verrechnung  bexablt  za  machen. 

Ans  dieser  Kategorie  sind  vor  allem  die  bedeutenden 
Adelsdarlehen,  namentlieb  jene  der  gräflichen  Familie 
Tschernin  zu  erwähnen. 

So  lieh  dor  höhmische  Oberstburggraf  Jakob  Graf  Tschernin 
g^eu  Einräumuug  des  Retentionsreclites  an  seiuem  Kontri- 
butioDskontingente  im  Jalire  1701  400  000  fl.  auf  die  Kontri- 
butionen Böhmens,  rückzahlbar  binnen  10  Jahren  in  Quartals- 
raten,  1704  auf  die  Eontributionen  aller  böhmischen  Lander 
jLi^egen  Rückzahlung  in  12  Jahresraten  das  fUr  jene  Zeit  kolos- 
sale Kapital  von  1  200  000  Ü.,  nnd  zwar  mit  dem  Sinuiltan- 
pfandrechte  auf  den  Ertrag  des  böhmischen  Greiizzoll-  und 
Ungeltgerdlles,  woraus  speziell  die  Ziuseurateu  zu  bestreiten 
waren,  1706  noch  50000  fl.  mit  der  gleichen  Sicherstellung 
rfickzahlbar  in  5  Jahren.  Ffir  die  Einhaltung  der  RQcksah* 
lungstermine  des  Anlehens  von  1704  wurden  von  den  Standen 
der  drei  böhmischen  Länder  nach  dem  Massstabe  der  Kontri- 
but ionssunuueu  (d.  h.  B<)hmen  zu  Va ,  Schlesien  zu  V« 
Mahren  zu  Vb)  eigene  bicherstellungserklärungen  ausgestellt, 
üebrigens  wurden  tür  alle  Darlehen  Tschernin's  von  zusammen 
1 6Ö0  000  fl.  die  Tcreinbarten  Termine  genau  eingehalten ,  ja 
es  kamen  hiebei  zeitweilig  sogar  ungebfihrliehe  Mehrauszah- 
lungen vor. 

Im  Jahre  1710  wurde  anlasslicb  des  Ablebens  des  Ghrafen 

Jacob  Tschernin  die  Vormundschaft  seines  minderjähn;j;tiu 
Sohnes  Franz  mittelst  kaiserlicher  »Handbrieflc  aufgefordert, 
die  Verlassenscbaftsbarscbaft  gegeu  gewöhulicbe  Zinsen  dem 
Staate  vorzustrecken  und  zwar  220000  fl.  sofort.  Bald  darauf 
kam  die  Vormundschaft  dieser  Aufforderung  thatsächlich  nach 
und  zwar  durch  ein  Darleben  von  600000  fl.,  rfickzahlbar  in 
10  Jahresraten  aus  dem  Eontributionskontingente 
der  gräflichen  Güter.  FOr  das  Kapital  wurden  hiebei 
subsidiär  die  böhmischen  Accisen  mit  der  Priorität  vor  allen 
anderen  Gläubigern  verpfändet,  ferner  das  böhmische  üngelt 
und  Grenzsollgefalle,  —  für  die  Zinsen  unmittelbar  diese  letz- 
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teren  Foütle  aitl  dem  Kompossessrechte  uud  der  Priorität  Tor 
allen  auderen  Gliiubijjjern.  Die  be/ü<jrliche  Oblijratioü  vom 
2.  Jänner  1711  lautete  auf  eine  Milliou  Onlden,  da  man  auch 
den  damals  noch  aushaftenden  Rest  von  400000  fl.  ans  den 
früheren  T8cherniD*8cfaea  Darleben  mit  einreehnefce.  Aach  bei 
diesem  Darleben  erfolgte  die Bfickzablnng  termingemäss. 

Ansserdem  gehören  in  die  oben  erwabnte  Kategorie  die 
Darlehen  des  Fürsten  Adam  Schwarzenberg  vonlOOOOOfl. 
(1705),  rückzahlbar  zur  einen  Hälfte  in  5  Jahresraten  nach 
Friedensschluas  aus  dem  Kontributionskontingente  der  fürst- 
lichen Gtlter  in  Böhmen,  zur  anderen  Hälfte  aus  deu  Wein- 
an&cblagsgefallen ,  —  ferner  von  500000  fi.  (1711)  gegen 
Rfickzahlnng  in  5  Jahresraten  ans  demselben  Fonde  and  den 
böhmischen  Accisen  —  der  Grafen  Emst  nnd  Frans  Wald* 
stein  von  100000  fl.,  beziehungsweise  50  000  fl. ,  sowie  der 
Grafen  H ieronymus  C  o  1 1  o  r  e  d o  nnd  Wenzel  Gallas  vou 
je  100  UOÜ  11.,  zu  analogen  Bedingungen,  —  des  Grafen  Franz 
Sporck  von  100000  fl.  (1702)  auf  die  böhmischen  Kontri- 
butionen, rückisahlbar  in  6,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahres- 
raten, —  des  Fürsten  Jobann  Adam  Lichtenstein  Ton 
150000  fl.  (1705)  u.  8.  w. 

Diese  Zahlen  beleuchten  den  für  damalige  Zeit  gewaltigen 
Reichtum  der  grossen  Adelsgeschleehter  Böhmens.  Zwar  be- 
sonderer Patriotismus  lag  in  dem  kurzfälligen  Vorschuss  auf 
ihre  Eontributionsschuldigkeiten  und  auf  die  kaiserlichen 
Kameralgeiaile  nicht.  Allein  einen  Wacher  am  Staat,  wie 
denjenigen  der  von  t^.  Mensi  geieichneten  Werikeimer  and 
Oppeiiheimer  scheinen  sie  nie  geObt  za  haben;  wenigstens 
fiudet  sich  bei  v.  Mensi  hierüber  nichts. 

Gelegentlich  bemächtigte  sich  allerdings  die  wucherische 
Spekulation  der  Adels-  und  Fürstendarlehen  selbst,  v,  Mensi 
führt  hiefür  wenigstens  ein  Beispiel  an.  Die  Witwe  des  Mark- 
grafen  Lndwig  von  Baden  hatte  von  ihren  betrachtlichen  For* 
derongen  an  das  Aerar  den  Betrag  von  400000  fl.  an  Wert- 
hdmer  cediert,  welcher  ihr  hierfttr  jedoch  nnr  180  000  fl.  ge- 
zahlt haben  soll.  Wcrthcimcr  bot  nun  ein  Darlehen  von 
800  ÜÜO  fl.  an  zu  5  %  versiuslich,  rückzahlbar  in  8  bis  iu  Jahren 
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aus  der  Stadtbank  (vrgl.  nächsten  Abschnitt),  gegen  Bezah- 
lung jener  ihm  cedierten  400  ODO  fl.  in  den  nächsten  4  Jahren, 
allerdings  ohne  Zinsen.   Die  Hofkammer  befdrwortete  dieses 

Geschäft  und  beantrag  die  Anweisung  der  cedierten  Post 
auf  das  böbraische  Deputierteuamt ;  die  gauxc  badische  For- 
derung war  übrigens  zweifelhaft  und  die  beantragte  Liquidie- 
rung eines  Teiles  prajudizierlich ;  gleichwohl  wurde  schliesslich 
zugestimmt 

Der  Unterschied  zwischen  schwebenden  und  fun- 
dierten Schulden  zeigt  sieb,  abgesehen  von  den  Tilgungs- 
fristen, in  der  Form  der  S  c  h  u  1  d  b  e  u  r  k  u  n  d  u  n  g.  Für 
eigentliche  Anlehen  wurden  in  der  Regel  kaiserliche 
Obligationen  ausgestellt ,  fUr  kurzfristige  Vorschüsse 
einfache  Kassa-Amtsqnittungen.  Letztere  kamen 
allerdings  auch  bei  längeren  Zahlungsfristen  Tor,  sowie  bei 
Prolongierung  älterer  Vorschflsse;  di^egen  wurden  umgekehrt 
fttr  schwebende  Schulden  fast  niemals  Obligationen  ausgefer- 
tigt. Andererseits  entstanden  !?cbwebende  Schulden  vereinzelt 
auch  durch  Ausstellung  von  Wechseln  seitens  der  Hofkam- 
merpräsidenten oder  anderer  höherer  Finanzfuuktiouüre. 

V.  Mensi  charakterisiert  diese  Schuldbeurkundungsformen 
wie  folgt: 

Die  Amtsqnittung,  welche  entweder  das  Hof-  oder 

das  Kriegszahlamt  ausstellte,  war  die,  dem  Anweisungsdekrete 
der  Hot  kaumier  entsprechende  kassen amtliche  Bestätigung  über 
Erlag  des  Darlehenskapitals.  Dieselbe  enthielt  zugleich  die 
wesentlichen  Darleheusbedingungen  und  zwar  in  der  Regel 
auch  die  Assignation  auf  die  für  die  betreffende  Post  ver- 
pföndete  Staatseinnahmequelle.  Meist  wurde  für  jeden  Eapi- 
tal-RGcIrzahlungstermin  eine  eigene  Teil-Amtsquittung  aus- 
gestellt. Die  Aiiits(iuittuDg  war  behufs  Behebung  der  Zinsen 
und  der  fälligen  Kapitalraten  vom  Gläubiger  bei  dem  assig- 
nierten  Amte  vorzuweisen. 

Diese  Amtsquittungen  vertraten  also  die  Stelle  der  heu- 
tigen Schatzscheine,  unterscheiden  sich  hievon  jedoch 
dadurch,  dass  sie  nicht  von  der  obersten  FinanzTorwaltung 
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selbst,  sondern  über  dereu  Aull  rag  von  einer  Hauptkasse  aus- 
gefertigt wurden. 

Die  Obligation,  neben  welcher  übrigens  meistens  auch 
die  eatsprecbendeo,  auf  die  einzelDen  Termine  lautenden  Amts- 
quittangen  ausgesetzt  worden,  war  die  feierliche  Form  der 
Staatssehnldverechreibang.  Dieselbe  wurde  TOm  Kaiser  eigen- 
händig nnterfertigfc  und  mit  dem  kaiserlichen  Siegel  rersehen. 
Ueberhaupt  unterschied  sie  sich  schon  in  Bezu^  auf  die  äussere 
Form  (Ausstattung  und  Format)  bedeutend  von  der  Amts- 
quittung. 

Der  Unterschied  tou  einst  nnd  jetzt  offenbart  sich  sehr 
sprechend  in  diesen  Obligationen,  ff,  Mensi  teilt  (»Beilagent, 
Nr.  22)  den  Text  einer  solchen  mit.  Darin  wird  die  Kapital- 
summe  benannt^  die  Heim«ihluug  auf  vierteljährige  Kündigung 

>in  gangbahrer  Münze«  zugesagt,  die  Zinszahlung  in  Viertel- 
jabrsraten  versprochen,  »das  scblesische  Canieralgefäll  verhypo- 
thekiert  und  beyuebens  auf  alle  iicchtsbchelfe  verzichtete .  Doch 
fehlt  auch  nicht  der  Notstandsvorbehalt;  >In  Fahl  aber  wider 
Verhofien  einige  Casus  foriuUi  oder  Lands-Verdörbong  (welche 
Gott  gnSdiglicdi  verhüten  wolle)  sich  erengnen  möchten ,  und 
daher  diese  Summa  ans  Unseren  schlesischen  Oammerge- 
follen  nicht  abgestattet  werden  könnte,  —  So  wollen  wir  oflt- 
genieldeten  Unserem  Gläubiger  der  Wiederhezahluug  liall>er 
in  generc  auf  Unsere  in  anderen  Unseren  Er  blandem  habende 
ordinaria  und  extraordinaria  Einkünfften  hicniit  gnädigst  ver- 
sichert haben,  alles  gnädigUch  und  und  ohne  Qe&hrdec. 

Gewöhnlich  wurde  ein  spezieller  Tilgungsfond 
stipuliert,  d.  h.  es  wurde  in  der  Schuldverschreibung  jene 
Staatseinnahme  bezeichnet,  aus  welcher  die  Verainsung  und 
Rftckzililini^^  des  Kapitals  bestritten  werden  sollte.  Dies  ge- 
schah entweder  durch  Anweisung  auf  den  betreöeiiden  Fond 
Überhaupt,  oder  auf  eine  ziifermässig  bestimmte  Quote  desselben. 

Als  erster  Versuch  der  Ausscheidung  eines  allgemeinen 
Tilgnngsf ondes  erscheint  die  Errichtung  der  Seholden- 
kasse  (hei  der  tBancalitatt)  im  Jahre  1716,  welche  die  Rflck- 
ssahlung  der  wahrend  der  vorangegatigenen  Kriegsjahre  ange- 
wachsenen Schulden  bezweckte.    Schon  vorher  hatte  man 
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mehrfacli  TilerunL^sionds  für  oinzelne  Länder  kreiert:  als 
solche  stellen  sich  z.  B.  jene  KontributiODsquoten  dar,  die  deu 
Standen  eines  Landes  bei  Uebernahme  von  Staatsscholden  mit 
dem  Retentionereebte  Uberlasaen  worden. 

Die  R  flc  k  zali  1  an  gsf  rieten  — waren  selir  Tersehieden. 
Ein  einsiger  Rflckzablangstermin  wurde  fast  nnr  bei  kleineren 
Vorschüssen  mit  kurzer  Fälligkeitslriist  stipuliert ;  in  der  Regel 
hatte  die  Tiltriuig  in  Raten  zu  {▼eschehen,  und  zwar  entwe- 
der in  Jahres-  oder  Vierteljahrsraten.  Der  Beginn  dieser 
Ratenzablangen  wurde  häufig  auf  mehrere  Jahre  (beziebnngs- 
weiae  Quartale)  hinausgeschoben. 

Die  Anlehen  der  Epoche  gliedern  sich,  was  den  kredit- 
bedflrftigen  Zweig  des  Staatsbedarfes  betrifft,  in  Hof-.  Ka- 
uieral-  nnd  M  i  l  i  tä  r  s  c  Ii  n  Id  en.  In  Ansehiiug  der  G  Iii  u- 
higer  teilen  sie  sich  in:  1)  die  Krcditoperationen  mit  den 
Ständen  des  territorialistischen  Reiches,  2)  Geldaufnahmen 
bei  inländischen  Privaten  nnd  Korporationen ,  3) 
ausländische  Kreditgeschäfte,  welche  in  Holland, 
England,  Italien,  auch  bei  den  deutschen  Reichsständen  au 
oft  drückenden ,  teilweise  wucherischen  Bedingungen  aufge- 
nommen wurden,  v.  Nensi  gil)t  hierüber  reichsten,  in  viel- 
facher Hinsicht  lehrreichen  Ausschluss. 

Die  Kreditoperationen  im  Auslände  waren  entweder 
Darlehen  der  betreffenden  LandesfQrsten,  wie  dies  ins- 
besondere im  Deutsehen  Reiche  der  Fall  war,  —  oder  Snb- 
skriptionsanlehen,  leteteres  namentlich  in  den  See- 
staaten ,  —  oder  endlich  Vorschüsse  von  ;i  u  s  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  n 
Bankiers,  mit  welchen  die  Holkammer  in  Geschäftsverbin- 
dung stand. 

Auch  ins  Ausland  wurde  durchweg  eine  Hypothek 
verschrieben,  und  awar  dienten  als  solche  bald  die  Kontri- 
butionen einzelner  Erbländer  unter  BQrgschaft  der  Stände 

för  die  Einhaltung  der  bezüglichen  Zahlungsverpflichtungen, 
bald  Staatsdomänen  (im  Reiche  und  in  der  Schweiz),  bald 
endlich  der  Ertrag  gewisser  Regalien.  Von  letzteren  war, 
da  die  Subskriptionsaulehen  durch  Vermittlung  von  Bankhäusern 
zu  Stande  kamen,  namentlich  das  Bergwerksregal  be- 
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lieM,  indem  bei  Verpfandung  von  Bergwerksprüclukif u  das 
gewöhnlich  dem  reiträseniierenden  üause  übcrlassene  Monopol 
de«  Verkaufs  der  letzteren  Gelegenheit  zu  bedeutendena  Handels- 
gewinne bot.  (Quecksilberanlefaen,  Kapferanlehen.)  Oeeter- 
reich  hatte  also  damals  seine  Rothschild*«  in  Idria,  wie  sie  n 
unserer  Zeit  Spanien  in  Almaden  bat.  v.  Mensi  gibt  ancll 
hierüber  reichen  anziehenden  Aui'schiuss. 

7)  Xusbesondere  die  Bankanlehen  bei  der  Qirobank«  Stadtbaik 

und  Ba&kallt&t. 

Am  meisten  Interesse  wendet  die  Spezialforschung  r.  3l€nsCi 
den  drei  Finanx-Bankinstituten  zn  Ende  der  oeterreichiscbeD 
Territorialseit  zu :  dem  *Banco  del  Giro*,  der  >  Wiener  Stadt- 

hank*  und  der  *BanJcalität€,  Es  gebort  zu  den  b^ondereo 
Verdiensten  des  Vcrfiisser^,  diese  drei  Fman/lMuken,  nament- 
lich aber  die  bedeutendste  und  in  die  Folgezeit  mächtig  nach- 
wirkende Wiener  Stadtbauk  zur  eingehendsten  Darstellung  und 
klarsten  Beleuchtung  zu  bringen. 

Das  erste  und  dritte  Institut,  die  Girobank  und  die  Bankalttü 
waren  als  Bankinstitute  kurzlebige  und  von  Hause  ans 
teils  unlauter  veranlasste,  teils  unklar  gedachte  Schüpfunt^en, 
deren  baldige  Liquidation  der  Stadtbank  anheimfiel.  Immer- 
hin sollen  auch  sie  nach  v.  Mensi  hier  kurz  charakterisiert 
werden. 

Das  Baneo  del  Giro  1703  bis  1705*  Die  Grossbank- 
gründung tiberhaupt  lag  schon  um  die  Wende  des  16.  zum  17. 
Jahrhundert  wie  anderwärts  so  in  Oesterreich  so  zu  sagen  in 

der  Luit.  Zwar  noch  J.  Law*s  Angebot«  hatte  der  Kaiser 
nicht  angenommen  und  auch  die  von  den  zwei  staat^wis<en- 
schaftlichen  Grössen  des  damaligen  Oesterreich  von  «/•  «/. 
Befher  und  W.  v.  Sehröder  geboten  Bankgründungsplane 
hatten  nicht  durchdringen  können.  Allein  die  Finansnot  «a 
Anfang  des  spanischen  Erbfolgekrieges  drängte  bereits  die 
Bankü^ründuui^-projekte  wieder  der  Aufmerksamkeit  der  Re- 
gierung^ auf.  Freilieh  half  erst  der  Zusammenbruch  des  Hauses 
Oppenheimer  ^  welcher  dem  Staatskredite  den  Todesstoss  su 
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Tersetsen  drohte»  der  frühesteD  Finanzbaak  anserer  Epoche, 
dem  Baneo  äel  giro  auf  die  Beine. 

Urheber  des  Projekts  war  ein  gewisser  Abbaie  Narhis^ 
ein  atu  seiner  Vaterstadt  vertriebener  Venetianer  von  anrfichigem 
Charakter.  AnlässHcb  der  Oppetiheimer'schen  Crida  hatten 
nach  den  Quellen  die  Gläubiger  dieser  Firma  die  Errichtung 
einer  IJirobank  mit  einer  I)()tation  von  1  Millionen  aus 
dem  Koutribufciousfonde  vorgeschlagen  uud  für  diesen  Fall  ein 
Darlehen  im  gleichen  Betrage  zur  Hälfte  sofort «  zur  Hälfte 
nach  nnd  nach  m  erlegen  Tersprochen.  BehnfiB  Durchseisnng 
dieses  Planes  verbanden  sie  sich  insgeheim  mit  dem  »damals 
sogenannten«  Ähbate  Norlns^  unter  Zusage  einer  ProTision 
von  3  ^/u  aller  Oppeuheiiiiei  sehen  Z.ihiuiii^sposten  nacli  Eirich- 
iunff  der  Bank.  Hierauf  wurde  Norbis  auf  Kosten  der  eigent- 
lichen Projektanten  in  deu  btaud  gesetzt,  vornehm  aufzutreten, 
und  den  Ministern  \i\>'  Retter  des  Staats  vorgestellt.  In  der 
That  gelang  es  der  Thätigkeit  dieses  anscheinend  sehr  findigen 
Strohmannes  der  Genossen  und  Nachfolger  Oppenheimer*8, 
»einige  massgebende  Persdniicbkeiten«  (wie  Mensi  sagt)  zn 
gewinnen.  Das  Banco  del  Giro  erhielt  die  kaiserliche  Ge- 
nehmigung. 

Die  Grundzüge  des  mit  bedeutenden  Privilegien  ausge- 
statteten Banco  del  Giro  waren  nach  den  beiden  Pateuten 
vom  Jahre  1703  folgende:  Die  Dotation  beträgt  jährlich 
4  Millionen  Gnlden,  wovon  die  Hallte  ans  den  Eontribntionen 
der  böhmischen,  Ve  ans  jenen  der  österreichischen  Erbländer 
und  '/s  aus  jenen  Ungarns  auszuscheiden  sind.  Auch  Pri- 
vate innen  sich  mit  Geldeinlagen  beteiligen.  Den  Staats- 
giäubigeru  werden  durch  die  Hofkammer  Anweisungen 
an  den  Banco  ausgestellt,  wobei  der  Betrag  des  Foudes  nicht 
zu  fiberschreiten  ist  Ebenso  haben  Privateinleger  das 
Anweisnngsrecht  hinsichtlich  ihres  Gathabens.  Derartige 
»äsfI gnationenc  hat  Jedermann  vom  Aerar  wie 
von  Privaten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen  ohne 
für  fallige  Forderungen  eine  andere  Zahlung  beanspruchen  zu 
können.  Solche  Assignatiouen  sind  durch  »Giroc  an  Jeder- 
mann übertragbar  und  ist  jede  solche  Cession  in  den  Büchern 
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der  Anstalt  vorzumerken.  Alle  Wechsel  und  Anwei- 
sungen von  Kaufleuten  sollten  durch  den  Banco 
laafen^  bei  sonstigem  Verluste  des  zehuten  Teiles  des  Be- 
trages XQ  Gunsten  der  Anstalt  Mit  der  Oberinspektioa  wor- 
den zwei  geheime  Rate  betraut.  Die  Direktion  hatte  ein  ei- 
gene« »Bancokollegiumt  za  besorgen,  bestehend  ans 
Eilten  der  Hofkammer  und  der  niederösterreichischen  Regie- 
rung, aus  Vertretern  der  niederösterreichischen  Stände,  des 
Wiener  Magistr<ate.s  und  des  iiandelsstandes. 

Die  Bank  erfüllte  die  gehegten  Erwartungen  naiOrlich 
nicht.  Abgesehen  yon  der  nngenflgeaden  Dotation  der  An* 
statt  war  —  sagt  t^.  Mensi  —  ihre  ESnrichtnng  fiberbanpt 
nicht  darnach  angethan,  das  Vertrauen  der  Handelswelt  zo 
erwerben.  Besonders  verderblich  erwiesen  sich  jene  Bestim- 
mungen der  Statuten,  welchen  die  Ahsicht  zu  Grunde  lag,  das 
P  r  i  V  a  t  k  a  ]i  i  t  a  1  zwangsweise  in  die  Bank  zu  lei- 
ten, und  den  Anweisungen  auf  die  Bankguthaben 
(Giroposten),  die  man  Baoeozettel,  Girozettel«  ancih 
Bancoassegni  oder  Bancopartite  nannte,  einen  Zwuigi^ 
kurs  zu  verschaffen,  indem  dieser  Veniuch,  einen  »Papier* 
handele  einznfQhren  —  wie  es  in  den  Quellen  heisst  —  den 
Kredit  ruinierte  und  den  Handel  hemmte.  Die  Handelswelt 
durchschaute  die  Absicht  der  0|»j(eulieiiuer'schen  Interessenten 
behufs  Realisierung  ilirer  sehr  bedenklichen  und  wucherischen 
Forderungen  mittelst  des  Banco  nicht  nur  über  die  wichtigsten 
Staatseinnahmen,  sondern  auch  über  PriTatkapitalien  zu  ver- 
fttgen,  sehr  bald  —  wie  denn  auch  die  Thatsache,  dasa  die 
Bank  wegen  jener  Forderongen  mit  fOnf  Millionen  belastet 
wurden  war,  nicht  lange  verborgcu  bleiben  konnte«.  Die  Hank 
erhielt  1704  eine  Umgestaltunf;.  Das  Misstraueu  aber  blieb; 
1705  wich  sie  der  »Wiener  tStadtbank. 

Dic^rniversalbankalität«  von  1715  bis  1723. 
Nach  dem  Ende  des  spanischen  Erbfolgekrieges  suchte  man 
Ordnung  im  Staatshaushalt  besonders  im  EjMsen-  und  Schnlden- 
wesen  wieder  durch  ein  besonderes  Institut  ganz  eigentüm- 
licher Art  zu  erreichen  ,  so  tüchtig  inzwischen  die  Wiener 
Stadtbauk^heraugewachsen  war.    Der  klarste  und  bedeuieudste 
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Fiuanzstaatsmann  der  Epoche  v.  Starhf'niberg  war  von  An- 
i^^g  gegen  diese  zweite  Schöpfung  gewesen.  Das  Institati 
drang  aber  dennoch  durch.  Das  »Bankalitätspatent«  wurde 
am  14.  Dezember  1714  geoehmigt  und  am  26.  Januar  1716 
publiziert  IMe  Erwartungen  von  diesem  die  gesamten  Erb- 
lande nmfaesenden  »UniTersal-Banldnstitut«  waren  ao  Qber^ 
schwänglich  als  die  Erfolge  gering  w^erdeu  sollten. 

Die  Bankalität  hatte  ihren  Zentralsitz  in  Wien,  aber  Baiikal- 
kollegien  in  allen  Provinzen.  Das  Gesanitinstitut  war  von 
jeder  Unterordnung  unter  die  Staatsbehörde  befreit  und  unter- 
stand nur  einem  Tom  Kaiser  abhangigen  BknkalgOTemo. 

Die  bankgescbichtlidie  Eigenartigkeit  des  Bankalinstitutes 
lag  in  der  Bildung  des  »BankalitStsfonds«.  Dieser  be- 
stand aus  drei  Teilen:  aus  dem  iiau}>tsächlich  aus  Taxen  und 
Arr heu  gebildeten  >perpetuier1ichen  Fond«,  dann  aus  dem  s.  g, 
»sekundierenden«  Fond  (dem  Durchlaufen  aller  Kamerai-  und 
Militareinnahmen  durch  die  Hankalität),  endlich  aus  dem  >garan- 
tierendenc  Fond  (den  auf  die  Amtsnachfolger  übergehenden 
Kautionen  der  Bankalitatskassenbeamten).  Weitaus  obenan 
stand  nach  dem  Bankplane  der  perpetuierliehe  Fond  und  den 
eisernen  Bestand  des  letzteren  sollten  die  s.  g.  Arrhen  bei- 
bringen. 

Diese  Arrhen  waren:  1)  die  Baukai-Legitimations- 
Arrha,  welche  Jeder,  der  Hau  kaiist  werden  wollte,  nach 
einer,  mittelst  besonderer  Matrikel  festgestellten  Klassifikation 
je  naeh  Stand  und  Beschäftigung  jährlich  mit  3  bis  200  Gulden 
zu  entrichten  hatte;  Bankalist  wurde  im  Gegensatz  zu  den 
»Abstinentenc  Jeder  genannt,  welcher  die  Befugnis  erwarb, 
die  Vorteile  der  Dafikalität  zn  geniessen,  daher  allenfalls  auch 
Bankalitilts-lnteressent  zu  werden;  es  wurden  17  Klassen  von 
Personen  aufgestellt,  welche  in  10  verschiedene  Arrheuabstu- 
fungen  eingeteilt  wurden,  und  zwar  von  3,  10,  15,  20,  30,  50, 
75,  100,  150  und  200  Gulden.  2)  Die  Dien  st  -  A  rr  ha, 
welche  alle,  bereits  in  einem  Aerarialbezuge  von  mindestens 
500  Gulden  stehenden  Hof-,  Zivil-  und  Miliförbeamten  mit  6  % 
des  Jahresbezuges  ein  für  allemal,  die  erat  künttig  in  einen 
solchen  Bezug  tretenden  Personen  aber  mit  2  Quartalsraten 
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deaselbeD  m  enirichten  hatten.  —  3)  Die  ABsigDations» 
Arrha,  welche  dario  besiaDd,  dass  bei  jeder  Zahlnng,  die 
an  die  Truppen  oder  andere  Assignatare  ans  den  der  grosseren 

Sicherheit  und  Richtigkeit  halber  durch  die  Bankalit^t  lau- 
fenden Staatseinnahmen  in  Bargeld  geleistet  wurde,  3  ®/o  «les 
Betrages  abgezogen  werden  sollte,  und  zwar  als  Entlohnung 
für  die  erwähnten  Vorteile ,  insbesondere  auch  in  Anbetracht 
des  £ntfallens  der  bisherigen  Einkassiernngskosten.  —  4)  Die 
Beservations- Arrha,  ein  Ahmg  Ton  1%  bei  Bfick- 
zahlnng  von  Bankalitatseinlagen,  —  als  Entschädigung  für  die 
Vorteile  der  Bankalisten.  —  5)  Die  jüdischeBeitrags- 
Arrha,  welche  die  Juden  nach  einem  eigenen  Massstabe  mit 
6,  30,  100  und  30ü  Gulden  zu  entrichten  hatten,  um  das  Hecht 
zu  erlangen,  in  Wien  zu  wohnen,  mit  dem  Aerar  Geschäfte 
ahzoBchliessen,  sowie  Bankalisten  zn  werden.  —  Die  unter  1, 
2  und  &  angefahrten  Arrben  waren  binnen  6  Wochen  nach 
der  Publikation  des  Patenies  zu  entrichten. 

Der  Bankvorteil  der  »Bankalisten«  sollte  darin  bestehen, 
bis  xuni  liumlerttaclien  Betrage  der  jährlichen  Legitima  tions- 
Arrha  von  der  Bankalität  —  soweit  dies  ohne  Unterbrechung 
ihrer  Thätigkeit  thunlich  sein  werde  —  die  Gewährung  von 
Darlehen  zu  nur  S^^/o  gegen  hinlängliche  Sicherstellung 
zu  beanspruchen.  Dem  Aerar  sollte  sie  zu  3  %  leihen  und 
die  Hälfte  des  Reingewinnes  abliefern. 

Doch  war  auch  die  Bankalitat  weniger  als  Privat-,  denn 
als  Staatskreditbank,  nebstbei  allerdings  auch  als  Staats- 
zentral- und  alsStaatsschuldentilguugskasse 
gedacht  Und  in  diesen  zwei  Kichtungen  hat  sie  nicht  ungünstig 
gewirkt. 

Die  für  die  Gieidiiefemng  gehegten  Erwartungen  acblngen 
fehl.  Die  Arrhen  gingen  schwer  und  spärlich  ein.  Die  Banka- 
litöt  konnte  nicht  zu  3  %  leihen,  da  der  allgemeine  Zinsfuss 
auf  gute  Sicherheit  ü  ^jo  betrug.  Auch  die  LoslÖsung  der  Bank 
vuii  der  Staatsverwaltung  war  von  kürzester  Dauer.  Am  meisten 
leistete  sie  noch,  wie  schon  augedeutet,  in  der  Liquidation  der 
Staatsschulden  und  in  der  Vorbereitung  ihrer  Tilgung*  Schon 
1721  war  die  Bankalität  als  Finanzbank  in  der  Hauptsache 
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▼erloren  und  die  vor  ibr  gegründete,  neben  ihr  fortblühende 
Wiener  Stadtbank  flbernahm  die  25  Millionen  fi,  Schulden  der 
Bankalitat. 

Die  Bankalitat  durchlief  nach  v.  Mensi  folgende  vier 
Hauptstadien :  »1.  1715:  Bankalgubernium  mit  weitgehender 
Selbstäudijjfkeit  L?egenfiV»rr  der  Hofkammer  iu  den  wichtigsten 
Fragen  der  Finauzver waltung.  —  2.  1716;  Aufhebung  des 
Bankalgubernium»,  Errichtung  einer  »Finanzkonferenz«, 
welche  der  Hof  kammer  and  der  fiankalitat  fibergeordnet  wnrde ; 
eiaterer  oblag  die  Verwaltung  der  Kameralfonde,  letzterer 
yerblieben  dieGeld^ebarnng  und  deren  Kontrolle, 
sowie  eine  gewisse  Autuiioiiiie  in  Sachen  des  Staatskreilits.  — 
3.  1721  :  Einschränkung  dieser  Autonomie  infolge  Aulhörens 
der  planmäfisigen  Tilgung  und  U  e  ber  tragung  der  Bankaiitäts- 
Sebalden  an  die  Stadtbank,  wobei  jedoch  die  Bankalität  noch 
die  volle  Kechnnngs-  and  Geldgebarnngskon- 
trolle  bebält  and  die  Hofkammer  in  Angelegenheiten  des 
StaatsToranscblages  nnd  des  Staatskredites,  wenigstens  formell, 
noch  an  ihre  Zustiuiniung  gehunden  ist.  —  4.  1723:  Gesetz- 
liche Weiterbildung  dieses  tliatsächlichen  Zustandes ;  die  Banka- 
lität behält  nur  mehr  einen  Teil  der  Eassagebarung 
und  eine  formelle  Eontrolle;  die  oberste  Leitung  des 
Finanzwesens,  wie  die  materielle  Kontrolle,  obliegt  wieder  aas- 
sohliesslicb  der  Hofkammer.c 

Die  Wiener  Stadtbank  —  nach  üebernahme  der 
Girobank  auch  »8tadt-  und  Girobank«,  war  1705  projektiert, 
1706  ins  Leben  geruteu  worden.  Sie  war  das  Schos.skind  des 
Hotkammerprasidenten  Starhvmberg.  Diese  Bank  bat  unsere 
Epoche  überdauert  und  für  ihre  Zeit  als  Finanzbankinstitut 
—  aaf  Grand  ihres  Kredites  bei  den  Pri?aten,  sowie  aaf  Grand 
ihrer  an  den  Kredit  und  Magistrat  der  Stadt  Wien  angelehnten 
ünabbängigkett  —  Ansserordentliches  geleistet,  v.  Mensis 
Werk  geht  dieser  Bank  mit  besonderer  xlulmerksatukeit  nach. 
^\  eueii  des  Einzelnen  nnd  Näheren  müssen  wir  jedoch  den 
Freund  der  Finanz-,  Bank-  und  Finaozbaukgeschichte  angele- 
gentlich auf  das  Quelieuwerk  selbst  verweisen. 

»Der  Wesenheit  nachc  —  sagt  t?.  Mensi  wörtlich  —  »von 
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▼orDherein  als  InBÜtai  snr  Hebung  des  Stasi«- 
kredites  gedacht,  ist  sie  thatsSchlioh,  aaeh  aar  Zeit  ihm 
hSchsten  Blflte,  nie  etwas  anderes  gewesen.  Die  Tilgnof 

älterer  S  t  ii  a  t  s  c  Ii  ü  1  J  e  ii  und  d  i  e  Ii  e  r  a  n  z  i  e  h  n  n  -.^ 
des  Privatkapitals  für  das  Aerar  MiiUeii  immer 
der  Hauptzweck  der  Austalt.  Diesen  Zweck  hat  sie,  so  gm 
es  anter  den  damaligeu  Verbältnissen  möglich  war,  erföUi 
Von  den  eigentlichen  Bankgeeohäften  wurden  hiebd  nor  jene 
getrieben,  die  geradean  unabweisbar  waren :  die  Giriernng  nui 
Konyertierung  der  überDommenen  Girobankposien  ,  die  Aaf- 
nabme  von  Anlehen  mit  bestiramteu  Rückzahlnncfsfristen,  di« 
Anuabme  küudbarer  Kapitaleinlagen,  die  Diskontier uug  ein- 
zelner Bankkapitalien.  Das  Darlehensgeschäft  beschriuikte  sich 
ausschliesslich  auf  Vorschüsse  an  das  Aerar ;  Darlehen  an  Prifabe 
kamen  —  von  einigen  wenigen,  übrigens  bereits  in  die  spatere 
Zeit  fallenden  Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  vor ;  selbst  die 
Beleliiuin^  von  StaatsschuldverscliiLibungen  war  nicht  zulässig. 
Ein  regelniüssitres  Wechselgeschüft  «scheint  sich  t^leichfalls  nicht 
entwickelt  zu  haben.  Ebensowenig  konnte  von  einem  Inkasso- 
und Kontokorrentgeschäfte,  von  einem  Hypothekarkreditge- 
schäfte oder  von  der  Ausgabe  unverzinslicher  Banknoten  die 
Rede  sein.  Auch  dem  Handel  mit  Wertpapieren,  soweit  ein 
solcher  vor  der  Aera  der  Inhaberpapiere  denkbar  war,  büeh 
die  Stadtbank  ferne.  Der  Gewinn  der  Anstalt  bestand  daher 
lediglich  in  dem  Lieberschusse,  den  die  überwiesenen  Staats- 
einnahmequeileu ,  die  sog.  »Bankgefäliec  durch  gute  Verwal- 
tung abwarfen,  und  in  der  Ersparnis  durch  zweckmässige  Di»- 
positionen  betreffs  Versinsung  und  Tilgung  der  PaasiTa.  Dieser 
ganse  Gewinn  kam  aber,  dem  Zwecke  der  Bank  entsprechend, 
wieder  nur  dem  Staate  zu  Gute ,  dessen  Gefälle  fast  die  ein- 
zi<j;en  Aktiva  der  Bank  bildeten.  Die  Stadtbauk  war  also,  weiiL 
gleich  formell  keine  Staatsanstalt ,  so  doch  ihatsächlich 
ein  reines  S  taa  t  s  k  r  e  d  i  t  i  n  s  t  i  t  u  t.<  Auch  war  die 
Bank  während  der  erwähnten  Periode  (bis  1720)  wiederholt 
in  der  Lage,  ausser  dem  Aerar  auch  den  Ständlen  einxelner 
Kionlander  Darlehen  au  geben. 

X)ie  Leiätungslahigkeit  der  Wiener  Stadtbank  ergab  >icii 


.  d  by  Googl 


Dm  Oaterreichifohe  Finansweseii  ete. 


713 


aus  ihrer  anfänglichen  —  erst  gegen  Ende  unserer  Periode  sich 
stark  ahwandelttden  —  Grundorganisation.  Hienach 
hatte  sie  die  von  der  Hof kammer  an  die  Stadt  fl  b  e  r  w  i  e- 
senen  Schulden  nur  dann  zu  fibemehmen ,  wenn  die 

ihr  eingeräumten  Fonde  (die  sog.  Bankgefälle)  zur  Zah- 
lung ausreichten.  luiierhulb  dieser  Grenze  veipdichtete  sich 
die  Stadt,  iille  ihr  zu  Uberweisenden  Schuldeu  an  Kapital  und 
Zinsen  nach  Massgabe  der  in  der  Anweisung  der  llofkamraer 
enthaltenen  Zahlungsbedingungen  zu  acoeptieren.  Durch  diese 
Acceptation  erlosch  die  Scbuldverbindlichkeit  des  Aerars,  die 
Stadt  ward  Alleinscbuldner,  und  war  dein«;«  mäss  jedem  Gläu- 
biger eiue  auf  die  Stadt  lautende  Obligation  auszustellen. 
Zur  Aufsicht  ül>er  die  Beobaulitung  der  Statuten  und  zur  Ent- 
scheidung etwaiger  Streitigkeiten  ward  eine  Deputation 
aus  der  Hofkammer  und  der  niederösterreichischen  Regierung 
gebildet.  Diese  hatte  sieh  in  die  Gebahrung  der  Stadtbank 
nicht  einzumengen,  sondern  nur,  wenn  etwas  den  In- 
terssseu  der  Bank  und  des  allgemeinen  Kredites  AbtrSgliches 
vorkonmie ,  die  erforderliche  Untersuchung  zu  pflegen,  von 
der  Veränderung  oder  Entziehung  der  Gefälle 
aber  unbedingt  abzusehen. 

Von  1715  bis  Mitte  1730  hat  die  Bank  dem  Aerar,  teils 
durch  Bardarleben,  teils  durch  Schul dfibemahme,  im  ganzen 
mit  rund  76  Millionen  Gulden  ausgeholfen,  wovon  mehr  als 
27  ohne  Bedeckuug  (Ibernommen  wurden.  Fflr  die  Zeit  von 
1715  bis  1736  beläuft  sich  die  Gesanitleistuug  der  Hank  für 
den  Staat  auf  rund  85'/?  Millionen  Gulden.  An  den  Bank- 
einlagen waren  1730  aber  UO  ODO  Parteien,  darunter  viele  Wit- 
wen und  Waisen,  Spitäler,  Stiftungen,  Kirchen,  Gemeinden, 
Dienstboten  u.  s.  w.  beteiligt 

Trotz  der  schweren  Kriege  der  Epoche  Hess  die  Beihilfe 
der  Stadtbank  den  Staat  verhSltnismassig  gut  in  die  Tbere- 
aiauische  Zeit  tibertreten.  »Man  verge^i^enwärtige  sich«,  l)enH  i  kL 
3Icnsi  abschliessend,  »den  ausserordentlichen  Unterschied 
zwischen  der  Finanzlage  in  den  Jahren  1706  und  1745!  In 
beiden  Jahren  befand  man  sich  mitten  in  einer  Periode  mehr* 
jahriger  Kriege^  welchen  nur  kurze  Friedensseiten  vorangegangen 
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waren.    Und  doob  bestand  1706  die  tiefste  finanzielle  Zerrfli- 

tuDg,  1745  aber  das  erfolgreiche  Bestreben,  den  gesteigerten 
Staatsbedarf  ohne   wesentliche   Beeinträchtigung  erworbener 
Rechte  zu  decken,  und  dementsprechend  ein  verhältniamässig 
günstiger  Stand  des  Staatskredites.    Dieser  £rfolg  mvm  gras 
Oberwiegend  der  langen  Lebenearbeit  Starhemhergs  Bugeechrieben 
werden.   Unter  den  scbwierigsten  Verbältniseen,  im  steten 
Kampfe  mit  der  Hofkammer,  deren  masslose  Forderungen  nicht 
selten  die  Existenzbedingungen  der  Bank  zu  untertrraben  drohten, 
verstand  er  es,  der  Anstalt  bald  erneu  blQhenden  Kredit  zu 
schaffen,  denselben  durch  strenge  Gewissenhaftigkeit,  durch 
rationelle  Verwaltung  der  Bankgefälle,  wie  dnrcb  lunaicb- 
tige  Dispositionen  in  kritischen  Augenblicken  ungeachtet  aller 
Hindemisse  zu  erhalten,  allzu  weit  gehenden  Ansprüchen  der 
Staatsregierung  mit  Entschiedenheit  entgegenzutreten,  gleich- 
wohl aber  den  Kredit  des  Staates  durch  jenen  der  Hank  in  der 
ausgiebigsten  Weise  zu  stützen  und  zu  stärken.  So  erklärt  es 
sich,  dass  selbst  im  letzten  Jahrzehnte  der  Wirksamkeit  dieses 
seltenen  Mannes «  als  seine  geistige  Spannkraft  und  £aeigie 
unter  dem  Einflüsse  des  Alters  naehliess  und  die  Selbständig- 
keit der  Bank  immer  mehr  zur  blossen  Form  wurde,  der  51- 
lentliche  Kredit,  Dank  des  früher  erworbenen  allseitigen  Ver- 
trauens in  die  Solidität  der  Bank  —  abgesehen  von  der  un- 
mittelbaren Einwirkung  der  Kriege  —  keine  erhebliche  Ein- 
busse  erlitt.  Bank  und  Staatsärar  genossen  so  gewissermassen 
die  Zinsen  dee  vorher  durch  Starhemberg  angesammelten  mo- 
ralischen Eapitals.€ 

8)  Insbesondere  die  Zwangsanlehen. 

Solche  Anleheu  kommen  recht  ausgiebig  vor.  Doch  ist  es 
eine  so  falsche  wie  weitverbreitete  Vorstellung,  dass  diese  Dar- 
lehen allgemeine  ZwangsvorschOsse  aller  Steuerpflichtigen 
gewesen  seien.  Trotz  der  steten  Finanznot  kommen  solche 
während  der  ganzen  Epoche  nicht  vor.  Vielmehr  trat  man  mit 
der  verschiedenartigst  gebaiidiiabten  Daumenschraube  dieser 
Aukl I  II  immer  nur  an  mehr  oder  weniger  vermögliche,  an 
die  kräftigern  (potentiores),  wohlhabenden  (locupletiores)  Fri- 
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Taten  (pcMfiicularfs),  zumeist  an  die  nngeDflgend  besteuerten, 
piijsiachen  und  jnristtflcheD  Personen  heran,  so  dass  jede  der- 
artige Ereditoperatlon  nnr  nnmerisch  eng  begrenzte  Kreise 
traf.  »Hiednrch  warden  die,  yon  der  heutigen  Finanzwissen- 

schaft  richtig  betonten  socialpoli tischen  Nachteile  der  Zwaugs- 
darleben  in  hohem  Grade  verriu^ert.« 

Als  Subjekte  der  Zwaogsdarleheu  —  sagt  v.  Mensi 
—  findet  man  entweder  die  Gesamtheit  der  reichen 
oder  mindestens  TermSgliehen  ünterthanen,  oder  einen  be- 
stimmten Stand,  oder  endlich  gewisse  Kategorien  jnristi- 
sfcher  Personen,  wie  Kirchen,  Pfründen  und  geistliche  Stiftungen 
(»Prälatendarleheu«,  »Kirchensilberdarlehen«  u.  s.  w.). 

Unter  den  Zwabgsdarlehen  einzelner  Stände  sind  besonders 
jene  des  Klerus  hervorzuheben,  welche  entweder  der  Geist- 
lichkeit im  allgemeinen,  oder  nnr  dem  Pralatenstande  auferlegt 
wurden.  Auch  die  anbefohlenen  Jodenschaftsdarlehen 
gehören  zn  dieser  Kategorie.  Bei  besonderen  Anlassen  wurde 
auch  einzelneu  vermüglichen  Personen  mittelst  kaiserlichen 
Handschreibens  ein  entsprechendes  Darlehen  anbefohlen,  so 
z.  B.  die  Vorstreck uug  you  au  Minderjährige  angefallenen  Ver- 
lassenschaftskapitalien. —  Ein  allen  Wohlhabenden  auferlegtes 
Zwangsdarlehen  (subsidüm  praesentaneum)  war  das^ 
jenige  yom  3.  September  1735.  Hienach  waren  die  Beitrags- 
Pflichtigen  nach  dem  Verhaltnisse  ihrer  Leistungsfähigkeit  in 
drei  Klassen  zu  teilen,  welchen  Beiträge  von  2000,  1000  und 
500  tl.  entsprachen.  Die  Vorscbreibun},^  und  Einhebung  oblag 
einer  eigenen  Uofkommission,  welche  der  Klassierung  die  Bei- 
tragsrerzeichnisse  vom  Jahre  1703  zu  Grunde  zu  legen  und 
diese  nach  Massgabe  der  ihr  bekannten  Verhältnisse  zu  ergänzen 
hatte.  Jeder  Beitragspflichtige  war  von  der  zu  zahlenden  Summe 
mittelst  einer  gedruckten  Aufforderung  zu  verständigen.  Die 
in  Wien  Anwesenden  hatten  ihren  Beitrag  unbedingt  binnen 
14  Tagen  nach  der  Zustellung  zu  erlegen,  die  Uebrigen  binnen 
vier  Wochen.  Anstatt  Bargeldes  konnte  auch  ungemüuztes 
Silber  zu  eiuem  bestimmten  Kurse  erlegt  werden.  Das  Kapital 
sollte  durch  die  Wiener  Stadtbank,  fttr  deren  Rechnung  auch 
der  Erlag  stattfand,  mit  5  %  verzinst  und  von  1739  an  binnen 
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10  Jabreu  in  QuartalänUen  rückgozahit  werden.  Hierüber  war 
jedem  Darleiher  eine  StadtbankoOljligation  auszufertigen.  Für 
die  Verteilung  der  Rftcksahlongsfriaten  auf  die  einzelneo  Bei- 
trage war  die  Beibenfolge  des  Erlagee  massgebend.  Gregen 
etwaige  ^nmige  sollte  ohne  Ansehen  der  Person  mit  dem  Ver- 
bote der  Zinsen  vou  ibren  ^iaatsscbuldfordermigen,  eveotnell 
mit  der  Sequestration  ibres  Einkonmieus  vorgeeaiigeu  wer<leQ, 
und  zwar  allenfalls  zuerst  gegen  die  Voruebmsteu  des  Landes 
oder  der  Stadt,  ebne  jeden  Instanzenzug.  Doch  war  diese 
Drohung  Torlaofig  in  die  Aufforderangsschreiben  nicht  aufa- 
nebmen.  Das  Anssebreibungspatent  Tom  15.  September  1735 
enthielt  denn  auch  keine  diesbezdgltche  Bestimmung.  Was  den 
Gesamtertrag  dieses  Zwangsanlebens  betrifft,  so  erwartete  man 
aniangs  nur  1  Million  fl.,  weslialb  hieftir  nur  ein  Zahlung^ 
fond  von  jährlicb  100  000  fl.  bestimmt  wnrde.  Der  wirkliche 
Ertrag  liess  aber  diesen  Voranscblag  weit  hinter  sieb  zurück. 
Schon  im  November  1735  warde  derselbe  mit  voraussicbtlicb 
rund  2  Millionen  fl.  berechnet.  Thatsächlich  belief  sieh  dei^ 
selbe  auf  beiläufig  2  400000  fl.,  ein  fflr  damalige  Zeit  bedeu- 
tender Erfolg.  —  Die  (Gesamtsumme  wurde  nach  dem  Ver- 
liiiltuisse  der  Beiträge  jedes  ein/.rluen  Landes,  und  innerhalb 
jeder  Laüdesquute  nach  der  ileilionfolge  des  Erlages  auf  die 
süpulierten  10  Jahre  in  Monatsraten  verteilt. 

Die  Ausschreibung  der  Zwangsanleibe  erging  anfanglich, 
z.  B.  im  Jahre  1702,  mittelst  gleichlautender  individueller 
Handsehreiben,  sog.  »kaiserlicher  ÜandbriefeU.  Die- 
selben enthielten  zunächst  eine  sehr  eingehende  Begründung, 
woran  sich  der  Auftrag  scbloss,  den  vou  ihnen  bezeichneten  Dar- 
lehensbetrag —  gewöbnlich  die  Hälfte  des  Jabreseiukommens 
—  zu  ßVo  Zinsen,  gegen  ROckzablung  in  6,  nacb  2  Jahren 
beginnenden  Jahresraten  vorzustrecken,  und  zwar  zur  einen 
Hälfte  in  4,  zur  anderen  in  8  Wochen.  Für  Verzinsung  und 
Rflckzablung  wurden  die  ordentlichen  Kontributio- 
nen des  betreffenden  Jahres  verschrieben. 

Eine  Art  mittelbaren  Zwangsanlebens  stellten  die  »A  mt9- 
d  a  r  1  t  h  c  Ii«,  die  Kautionen,  dar.  Das  An  leben  war  Haupt-^ 
die  Öicberbeitsbesteiiuug  Nebensache.    Die  Aemter  sind  zum 
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Teil  zur  ErlangQDg  von  AmtscIarlebeD  8.  z.  s.  zum  Aemter* 
Terkanfe  enrichtei  worden;  doch  fSeiBden  naeli  v.  Mensi  dieee 

entgeltlicben  AemteirerleihungeD  nur  zn  Zeiten  ausnahmsweise 
gesteigerten  Bedarfes  statt,  nud  wiaden  »niemals  zur  nor- 
malen Praxis,  wie  dies  m  Frankreich  unter  Ludwig  XIV. 
und  XV.  der  Fall  wäre. 

9}  Die  Umgestaltung  der  Staatsschnld  und  der  Stand  des 
Zinefusees  von  1701  bis  1740. 

Die  unmitielbare  Staatsschuld  beirng  im  Jahre  1711  mnd 
49,  um  1740  gegeu  47  Mill.  fl. ;  sie  hatte  also  etwas  abge- 
ßoiuinen. 

Genauer  war  der  Stand  der  unmittelbareu  btaats- 
schuld  ^)  im  Jahre  1739  der  folgende. 

Kontriba«  Milit  Nicht  «nf-  Kackut&ud« 

ttenaarhul-  Stand  4"»  .    ,".        Aufkttnd-  k<lndb«r«  »n« 

den,  «in-  MiliUr-  •««'"•öeii       ^^^^  Kamerml-  Oeh«1i(»T), 

MhliAMllch  icbuldon-  ^               Kansor*!-  Mkuldttn,  feDtinm-n, 

djMg^  .X.t.».  .ehold«.  i'Sl^^^ 

Stafwi  iiitt  Ende  Dezember 


Z  i  n  6  f  u  •  8  { 

1740 

1739 

1799 

17S9  • 

17S9 

17S9 

UnreninaUeb 

S3t»5  000 

»l<071 

S494  mi 

&066  4&4 

W9 

8000 

8000 

l»/40(0 

S  868  074 

2  268  074 

1860  969 

1679  021 

261  650 

19  910 

8  718  880 

80000 

20  0OO 

Y  Ml  689 

8tS68» 

8889  888 

18T868I  1  180888 

88781888 

8088898 

8948  808 

1781088 

1905881 

481 775 

8061817 

8iat88T 

8 166  6G7 

SOto 

19  000 

5000 

34  000 

9«l0 

918478 

818478 

18681876  6670668  11690178  8150818  1690  851  8481888  45168089 

Zur  unmittelbaren  Staatsschuld  kam  nun  freilich  die  bank- 
massig Termittelte Schuld,  das  Outhaben  der  Stadtbank 

hinzu,  welches  1711  erst  11  Va,  um  1740  aber  54  Millionen  fl. 
betrug.  Die  Gesamtscbuld  war  also  seit  1711  um  zwei  Drittel 
gestiegen. 

Gleichwohl  hatte  sich  die  öffentliche  Schuld  verhältnis- 
mässig weniger  drückend  gestaltet.  Während  nämlich 
im  Jahre  1711  die  termingemSsse  Zahlung  der  falligen  Zinsen- 
nnd  Kapitalsraten  noch  keineswegs  die  Regel  bildete,  ist  dies- 
falls unter  der  Regiemng  Karls  VI.  ungeachtet  wiederholter 

1)  «.  Jf6N8j,  »Bdlagea«  Nr.  18. 
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Dr.  H.: 


1730  :  6S 
1731 :  6  bis  8 
1732:  6«« 
17SS  und  1734:  5  bis  9«^^ 

1735:  6  bis  12  ') 
VOD  1736  bU  1738:  5  bis  6*^ 
1739:  6  bii  9^"^ 


Bücksehläge  eine  oacbhaltige  BenouDg  der  YerhaitDiase  wahr* 
sanehmen.  Die  Wiener  Stadtbank,  auf  welche  mehr  als  die 
HSlfte  der  Gesamtsehnld  eDifiel,  bat  ihre  Zablnogsverbindlidi- 

keiten,  nach  Ueberwindunj^r  der  ersten  Schwierigkeiten,  stets 
eiiigelicilten,  imd  auch  das  Rtaatsarar  war  1740  nur  mehr  mit 
Terhälfni!? massig  genügen  Zahlungsrückständen  belastet. 

Auch  der  Zinsfuss  war  entsprechend  gesunken,  v.  Mam 
heuSert  ihn  in  den  »Beüagenc  (Nr.  19)  wie  folgt: 

Zinsfuss  der  inlftndisoheii  Siaatsanlebec 
(mit  AoBnahnie  von  Stiftnngeo,  Zwangsanlehen  uod  Darlehen  für  Vcr- 

leihung  von  Titeln  nnd  Aemtern) : 
▼OD  1701  bis  1703:  6  bis  20°jö 
▼on  1704  bis  1712:  6  bis  12  »  j 
1713  und  1714:  6  bis  9«^ 
1715  and  1716:  6^'o 

1717:  6  bis  12  ^-o') 
1718  und  1719:  6  bis  9'».ö 
VOD  1720  bis  1725:  6*^» 
?on  1726  bis  1728:  5  bis  6»'o      1  1740;  6«io 

1729:  6  bis  9'>lo  ' 
Nicht  weniger  waren  die  sonstigen  Änlehensbedingungen 
allmählich  günstigere  geworden.  Dies  zeigt  sich  eiuerseitB 
darin,  daas  die  EQcksahlungsfristen  stets  langer 
wurden,  andererseits  auch  darin,  dass  die  Verpfandung 
bestimmter  Staatseinnahmen,  welche  frflher  die  beinahe  ans* 
nahmslose  Regel  bildete,  nun  nicht  mehr  in  solchem  üm&nge 
bewillij^'t  werden  musste. 

Ueberhaupt  hatte  die  Staatsschuld  ihren  früheren  streng 
individualisierenden  Charakter  allmählich 
zum  grossen  Teile  re  rloren« 

Kurz,  der  Staatskredit  war,  im  Vergleiche  cur  Zeit 
des  Begierungsantrittes  Karls  VL  (1711)  bis  zu  dessen  Tod 
(1740)  entsehieden  gestiegen.  In  erster  Linie  iit 
dies  zurückzuführen  aul  Cue  lieilsame  Thätigkeit  der  Stadtbank, 
welclie  es  unter  der  weisen  Leitung  Sfarhemberg's  verstandeü 
hatte,  das  Privatkapital  in  stets  steigendem  Masse  und  zu  güa- 


1)  Bei  vorstehender  Zaaammenitellung  wurden  monatUoh  ttipnlierte 
Zinaeu  der  Einfacbbeit  wegen  bloM  mit  12  multipliziert. 
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sfcigeB  Bedingangen  zur  Deckung  des  Staaisbedarfes  heranzu- 
ziehen —  io  zweiter  Linie  wohl  anch  anf  die  durch  die  £r- 
richtnng  der  Bankalitat  bewirkte  Zentralieierang 
de»  Staatsk aesen weeen s  und  die  hieran  geknüpfte 

plaomässige  Tilgung  der  älteren  Staatsschuld. 


Iliemit  endigen  wir  unsere  Darstellung  der  Hauptergeb- 
nisse ?on  V,  Mensi  a  Forschungen.  Diese  Ergebnisse  sind  in 
allen  einzelnen  Teilen  wissenschaftlich  lehneich.  Sie  sind 
es  fast  noch  mehr  im  ganzen  als  Photogramm  der  Finanz- 
nnd  Staatswirtschaft  der  spStterritorialistischen  Zeit  des  grdssten 
Territorienreiches  Europas.  Gerade  weil  v.  Mensi  diese  all- 
<^emein  Staats-  und  speziell  finanzwissenschaftliche  Charakte- 
ristik des  Endes  einer  staatlichen  Entwickeln ngsepoche  nicht 
im  Auge  hat,  sprecheu  die  Ergebnisse  seiner  Quellenforschung 
ganz  besonders  beredt.  Sie  werden  Staats-  wie  finanzwissen- 
schaftlich ihren  Wert  behaupten. 
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ERSTER  HAUPTTEIL. 

Die  ftuBseren  Beiieliiingen  zwisehen  sooTerftDen  Staaten^ 

hauptsächlich  Staat^yertrüge. 

A.  Allgeoieiue  StaatsTerträge. 

Bekanntmachung  des  D.  R.G.Bl.,  betreffend  den  am  30.  Dezbr.  1890 
erfoirrfen  Beitritt  Me  x  i  k  o  8  zu  der  am  20.  Mai  1875  abgeschlos- 
senen internationalen  Meter  konvention. 

Nach  einer  Bekanntmachung  im  D,  R.G.Bl.  vom  15.  September  sind 
Belgien,  tierbien  und  Griechenland,  letzteres  für  die  Linie  Piräus-Larisaa 
mit  deren  Fortsetzung  bia  zur  türkischen  Grenze  ,  den  zwischen  dem 
Deutschen  Reich,  Frankreich,  Italien,  Oesterreich,  Ungarn  und  der  Schweiz 
getroffenen  Vereinbarungen,  betreffend  die  techuiscbe  Einheit 
im  Eisenbahnwesen,  beigetreten. 

B.  Tirtrige  swliolieB  elni einen  Staaten. 

Deutsches  Beieh  und  OesterrtUh'U»   Vertrag  betr.  den  Ansohluis 
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der  öflterreichischen  Gemeinclc  Mittelberg  an  da«  Zollajatraa  des  DmA- 
acben  Reiches,  vom  2.  Dezember. 

Deutsches  B^^fh  \ind  Gossbrilannien.  AUkommea  vom  1.  Juli  iwi- 
9che-n  hdden  Ländern  über  verachiedeoe  dieKolonialintereatids 
betrell'ende  Fragen. 

Artikel  1.  In  0  s  t  -  A  f  r  i  k  a  wiid  das  Gebiet,  welches  Denttch- 
land  zur  GeltendmacbunfT  seines  Kinflusse^  vorbehalten  wird,  begrenzt: 
1)  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an  der  Küste  Yom  Nordufer  d£: 
Mündung  des  Umbefluääes  ihren  Ausgang  nimint  und  darauf  in  gerader 
Richtung  zum  Jipe-^ee  VkuSt,  Dem  Oetafer  dee  8eea  entlang  und  nm 
daa  Nordofor  desselben  heimnfllhreDd»  fibersebrettei  die  Linie  danif 
des  Fluas  Lami»  nn  die  Landscbafteo  Tareta  nod  Deebagga  in  dv 
Mitte  SU  dnrcbsehneiden  und  dann  entlang  an  den  allidliebeii  Abbaag 
der  Bergkette  des  Kilima^Ndsobaro»  in  gerader  Linie  weiter  geflibrt  is 
werden  bis  so  demjenigen  Ponkte  am  Ostnfer  dea  Tilrtnrin  Njinii  fifw 
welcher  von  dem  ersten  Orad  sfidlieher  Breite  getroffen  wird.  Von  hisr 
den  See  auf  dem  genannten  Breitegrad  flbersobreitend ,  folgt  sie  den 
letsteren  bis  snr  Grenze  des  Kongostaatei,  wo  sie  ihr  Ende  findet.  Ei 
ist  indessen  EiaTentändnis  darüber  ▼orhanden,  daas  die  Deutsche  la* 
teressenspbftre  auf  der  Westseite  des  genannten  Sees  niobt  den  Mübb* 
biro-Berg  nmfasst.  Falls  sich  ergeben  sollte,  dass  dieser  Berg  sQdliek 
des  genannteti  Breiteugrades  liegt,  so  soll  die  Greozlinie  in  der  Wetie 
gezogen  werden,  dass  sie  den  Berg  von  der  Deutschen  Interessensphäre 
ausschliesst ,  gleichwohl  aber  ?.n  dorn  vorher  bezeichneten  Endpnnktf^ 
zurückkehrt.  2)  Im  Süden  durch  eiue  Linie,  welche,  an  der  Küste  »ot 
der  Nordgrcnzo  der  I'roviaz  Mozambique  ausgehend ,  dem  Laufe  de« 
Flusses  liovuniii.  bis  zu  dem  Punkte  tolgt,  wo  der  M'ßinjeflu-is  in  den 
Rovuma  nuindet,  und  von  dort  nach  Westen  weiter  auf  dem  Breiten- 
parallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Njassa-Sees  läuft.  Dann  sich  nordwfirti 
wfudend,  setzt  wie  sich  lilng«  den  Ost-,  Nord-  und  Westufern  des  .^eei 
bis  zum  nördlichen  Ufer  der  Müudung  des  Songwe-Flueses  fort.  Sj« 
gebt  daraut  diesen  Fluaa  bis  zu  seinem  Schnittpunkte  mit  dem  Grad 
dstlioher  Länge  hinauf  und  folgt  ihm  weiter  bis  zu  demjenigen  Punkte, 
wo  er  der  Oreose  dea  in  dem  ersten  Artikel  der  Berliner  Konferena  be- 
schriebenen geographischen  ffongobeokens,  wie  dieselbe  auf  der  den  9. 
Protokoll  der  Konferena  beigefügten  Karte  goaeiehnet  ist,  am  niebeton 
kommt.  Ton  hier  gebt  sie  in  gerader  Linie  anf  die  Torber  gedaefais 
Orense  su  und  flihrt  an  derselben  entlang  bia  an  deren  Sobnittpoakls 
mit  dem  82.  Grad  Oetliober  Lftnge,  sie  wendet  neb  dann  in  geradsr 
Bicbtnng  au  dem  Vereinignngspunkte  des  Nord«  nndSfidnrmea  desG- 
lambo-Flussee,  welchem  sie  dann  bis  lu  seiner  Hflndnng  in  den  Tu- 
ganika-See  folgt.  Der  Lauf  der  vorgedacbten  Grenze  ist  im  allgemcinsa 
nach  Massgabe  einer  Karte  des  Nynsen-Tanganika-Platenul  aogegebss 
welche  im  Jahre  1889  amtlich  fär  die  Brittische  Begierung  nngelettigt 
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wurde.  lui  Westen  durch  eine  Linie,  welche  von  der  Mi  i  Jnng  dea 
Flusses  Kilambo  bis  /.um  1,  Grad  südlicher  Breite  mit  dir  (in  nze  deg 
KoDgontaates  zusauimenlalit.  —  Das  Grossbrittanuieu  zur  (Jelteudmachuug 
seines  Knill uasea  vorbehaltene  Gebiet  wird  begrenzt:  1)  Im  Süden  durch 
die  vorher  erwähnte  Linie  von  dur  Mündung  des  Umbeflusses  zw  dem 
Punkte  der  Grenze  d^  Kongo-Freistaatea,  welcher  von  dem  1.  Grad  süd- 
lieher  Breite  getroffen  wird.  Der  Berg  Hfombiro  iat  in  dieiee  Gebiet 
eingeeeblonen.  2}  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an  der  Kflete 
am  Nordufer  dei  Jubaflunee  beginnt,  dem  genannten  Ufer  des  Fluiaet 
entlang  Iftuft  und  mit  der  Qrenie  demjenigen  Gebiets  suaammenfftllt, 
welches  dem  Einflüsse  Italiens  im  Oallalande  und  in  Äb^siinien  bis  zu 
den  Qrensen  Egyptens  yorbebalten  Ist.  8)  Im  Westen  durch  den  Koogo- 
Fk«istaat  und  durch  die  westliche  Wasserscheide  des  oberen  Nil-Beekens. 

Artikel  II.  Um  die  in  dem  vorstehenden  Artikel  bezeichnete  Äb- 
grensung  xur  Ausführung  zu  bringen,  sieht  Deutachlaud  seine  Schute* 
herrsohaft  über  Witu  zu  Gunsten  von  Grossbrittaonien  zurück.  Gross- 
brittannien  verpflichtet  sich,  die  Souveränetät  des  Sultans  von  Witu 
über  das  Gebiet  anzuerkennen,  welches  sich  von  Kipini  bis  zu  dem  im 
Jahre  1887  als  Grenze  festgesetzten  Punkt  gegenüber  der  Insel  Kweihu 
erstreckt.  Deutschland  verliebtet  ferner  auf  seine  Schutzherrscbaft  über 
die  an  Witu  grenzende  Küste  bis  nach  Kismain  und  auf  seine  Ansprüche 
auf  (febietc  des  Festlandes  nördlich  vom  TauaÜuasc  und  auf  die  Inseln 
Fattii  uud  .Manda. 

Artikel  IIL  In  Südweät«Afrika  wird  daä  Gebiet,  welches 
DentscbJand  sur  Geltendmachung  seines  Einflusses  vorbehalten  wird 
begrenst:  1)  im  Süden  durch  eine  Linie,  welche  as  der  Hfindnng  des 
Oranje-Flussee  beginnt  und  an  dem  Kordofer  des  Flnsses  bis  su  dem 
Punkte  hinaufgeht,  wo  derselbe  vom  20.  Grad  Dstlieher  Länge  getroffen 
wird.  2)  Im  Osten  durch  eine  Linie,  welche  von  dem  vorher  genannten 
Punkte  ausgebt  und  dem  20.  Grad  Östlicher  L&nge  bis  zu  ssinem  Schnitt* 
punkte  mit  dem  22.  Grad  sfldlicher  Breite  folgt  Diese  Linie  Iftnft  so- 
dann diesem  Breitegrade  nach  Osten  entlang  bis  zu  dem  Punkte,  wo  er 
von  dem  21.  Grad  östlicher  Lftnge  getroffen  wird,  sie  führt  darauf  in 
nördlicher  Richtung  den  genannten  Längengrad  bis  zu  seinem  Zusam* 
mentreffen  mit  dem  18.  Grad  südlicher  Breite  hinauf,  läuft  dann  in 
östlicher  Richtung  diesem  Breitengrade  entlang,  bis  sie  den  Tschobe- 
Fluss  erreicht,  und  setzt  sich  dann  im  Tbalweg  des  Hauptlaufea  dieses 
Flusses  bis  zu  dcsseu  Mündung  in  den  Zauibeso  fort,  wo  sie  ihr  Knde 
findet.  ist  Einverständnis  darüber  vorhanden ,  das«  Deutschland 
durch  die^e  Bestimmung  von  seinem  Schutzgebiet  aua  freien  Zugang 
zum  Zambese  mittelst  eines  Landstreifens  erhalten  soll,  welcher  an  keiner 
Stelle  weniger  als  20  Englische  Meilen  breit  ist.  —  Das  Grossbrittannien 
zur  Geltendmachung  seines  Einlluases  vorbehaltene  Gebiet  wird  im 
Westen  und  Nordwesten  durch  die  vorher  bezeichnete  Linie  begrenat« 
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Der  N'Gami-Sec  ist  in  dasselbe  einiroechlossen.  Der  Lauf  der  vorge- 
dachten Grenze  ist  im  allgemeiner]  nach  Maaagabe  einer  Karte  wieder- 
gCL'eben.  welche  im  .fahre  1S89  amtlich  für  die  Britische  Regieninfif 
angetertigt  wurde.  Di«^  Festsetzung  der  Süd<?renze  de?j  Briti^jchen  W.tl- 
fischbay-Gebieis  wird  der  Kritscheidang  durch  einen  Schiedsspruch  vor- 
behalten, falls  nicht  innerhalb  zweier  Jahre  von  der  Unterzeichnong 
dieses  Uebereinkommena  eine  Vereinbarung  der  Mächte  über  dieüreßie 
getroäen  ist.  Beide  Mächte  sind  darfiber  eiDveratanden,  das«,  so  lange 
die  Erledigung  der  Qreocfragf  lohwelity  der  DnrohmarMh  und  die  Durch- 
fobr  ron  Otttern  dnreh  das  streitige  Gebiet  fOr  die  beideiaeitigen  Un- 
terthanen  frei  nod  daaa  die  BehaadlaBg  der  letiteren  in  dem  Oebiete 
in  jeder  Hintiebt  eine  gleiebe  lein  eoll.  Von  Dnrehgangaglltem  wird 
kein  Zoll  erbeben,  nnd  bii  aar  Ordnung  der  Angelegenheit  soll  das 
Gebiet  ala  nentralet  betracbtet  werden. 

Artikel  (V.  In  West*  A  frika:  1)  Die  Orenie  twiadien  den 
Deuttchen  Schutzgebiete  von  Togo  und  der  Britischen  OoldkOaten-Ko* 
lonie  geht  an  der  Küate  Ton  den  bei  den  Verhandlungen  der  beider* 
aeitigen  Kommissare  vom  14.  nnd  28.  Juli  1886  gesetzten  Grenzseiebea 
ans  und  erstreckt  sich  in  nördlicher  Richtung  bis  zu  dem  Parallelkreii 
6"  10'  nördlicher  Brette.  Von  hier  aus  geht  sie  westlich  dem  geoanntoa 
Breitengrade  entlang  bis  zum  linken  Cfer  dv--  Akaflusees  und  steigt 
hierauf  den  Thalweg  des  letzteren  bis  zu  dem  Ureitenparallele  0  20' 
nördlicher  Breite  hinauf.  Sie  läuft  sodann  auf  diesem  Breitengrade  in  west- 
licher Richtung  weiter  bis  za  dem  rechten  Ufer  des  Dachawe-  oder  Sharoe- 
Flusses,  folgt  diesem  Ufer  des  Flusses  bia  zu  dem  Breiten  parallel,  wel- 
cher durch  den  Puukl  der  Einmündung  des  Deine-Plasses  in  den  Volta 
bestimmt  wird,  um  dann  nach  Westen  auf  dem  gedachten  Breitengrade 
bis  sum  Volta  fortgeführt  sa  werden.  Von  diesem  Punkte  an  geht  sie 
am  linken  Ufer  des  Volta  hinanfi  bis  sie  die  in  dem  Abkommen  von 
1888  Terebbarte  neutrale  Zone  erreicht,  welche  bei  der  Binmllndwig 
des  Dakka-Flusses  in  den  Volta  ihren  Anfeng  nimmt  Jede  der  beiden 
Hftchte  Terp6ichtet  sieh,  unmittelbar  nach  dem  Absohlusa  dieeee  Ab* 
kommens  alle  ihre  Beamten  und  Angestellten  aus  dengenigen  Gebiet 
zuracksnsleben,  welches  durch  die  obige  Grent-Pestaetauug  der  andern 
Macht  sngeteilt  ist-  —  2)  Nachdem  fflr  beide  Regirrungen  glaubhaft 
nachgewiesen  ist,  dasR  nich  am  Golf  Ton  Guinea  kein  Floss  befindet, 
welcher  dem  auf  den  Karten  angegebenen  und  in  dem  Abkommen  Toa 
1885  erwähnten  Bio  del  Rey  entspricht,  so  ist  als  vorläufige  Grenze 
zwischen  dem  Deutschen  Gebiet  von  Kamerun  und  dem  angrenzenden 
Rritischon  Gebiete  eine  Linie  vereinbart  worden,  die  von  dem  oberen 
Entif  des  Rio  del  Rey-Kreeks  ausgehend,  in  gerader  Richtung  zu  dem 
etwa  'J''  8'  östlicher  Länge  gelegenen  Punkte  läutt,  welcher  auf  der 
Karte  der  Britischen  Admiralität  mit  »iLipi  ls*  bezeichnet  ist. 

Artikel  V.    Eb  wird  vereiubart,  dass  durch  Verträge  und  Abkom- 
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men,  welche  von  oder  zn  Gunsten  einer  der  beiden  Mächte  in  dea  Ge- 
genden nördlich  von  Benue  getroffen  werden,  da^  Recht  der  anderen 
Macht,  im  freien  Dnrchgangaverkebr  und  ohne  Zahlung  von  Durchgangn- 
zöilen  nach  und  von  den  Ufern  des  Tschad-Seea  Handel  zu  treibeo»  nicht 
beeinträchtigt  werden  floil.  Von  allen  Vertrügea,  welche  in  demzwlHchen 
dem  Benne  nnd  dem  Tschad-See  belegenen  Gebiete  geachloasen  werden, 
8oU  die  eine  Macht  der  uudereu  Anzeige  erstatten. 

Artikel  VII,  Jede  der  beiden  Mächte  übernimmt  die  Verpfliciitung, 
sieh  jeglicher  EiDmuehung  in  diejenige  Intereatensphäre  zu  enthalten, 
welche  der  anderea  durch  Art.  I  bis  IV  des  gegenwftrtigen  Uebereia- 
kommens  Buerkasnt  Ut  Keine  Macht  ^rd  in  der  Intereasensphftre  der 
anderen  Erwerbungen  machen,  Vertrflge  abschlienen,  SooTerftneUte- 
rechfee  oder  Protektorate  übernehmen  oder  die  Ansdehnnng  des  Ein- 
flnmei  der  anderen  hindern.  Es  besteht  BinTorstftndnis  darüber,  dass 
Gesellschaften  oder  PriTatpersoaen,  welche  der  einen  Macht  angehören, 
dieAnsfibung  von  SouTcrftnetätBrechten  innerhalb  der  Interessensphäre 
der  anderen  Macht,  ausser  mit  Zustimmung  der  ktsteren,  nicht  m  ^ 
statten  ist. 

Artikel  Vllf.  Die  beiden  Machte  verpflichten  sich,  in  allen  denje- 
nigen Tf'ilen  ihrer  Gebiete  innprlmlb  der  in  der  Akte  der  Berliner  Kon- 
ferenz von  1885  bezeich tjtten  i^reihandelazone .  auf  v/elche  die  fünf 
ersten  Artikel  der  genannt Akte  nm  l'aj^e  dee  gegenwärtigen  Abkotn- 
mens  anwendbar  sind,  die  Bestimmungen  dieaer  Artikel  iu  Anwendung 
zu  bringen.  Hiernach  genienst  der  Handel  vollständige  Freiheit;  die 
Schiffahrt  auf  den  Seen,  Flüssen  und  Kanaiea  und  den  daran  gelegenen 
Häteu  iHt  Irei  lür  beide  Flaggen;  keine  ungleiche  Behandlung  mit  liiv.ug 
auf  den  Transport  oder  KQstenhandel  ist  gestattet ;  Waren  jeder  Her- 
kunft sollen  keine  anderen  Abgaben  zu  entrichten  haben ,  als  solche, 
welche  unter  Ausschluss  ungleicher  Behandlung  fUr  die  tum  Nntsen  des 
Handels  gemachten  Ausgaben  erhoben  werden  mögen ;  DorchgangszOU« 
dürfen  nicht  erhoben  und  keine  Monopole  oder  Handelsb^nstigungen 
gew&hrt  werden.  Den  Angehütigen  beider  Mochte  ist  die  freie  Nieder- 
lassung in  dea  beideiseitigen  Gebieten ,  soweit  dieselben  in  der  Viei- 
handelssone  gelegen  sind,  gestattet.  Insbesondere  herrscht  EinverstAndnis 
darüber,  dass  in  Gemftssheit  dieser  Bestimmungen  von  jedem  Hemmnis 
und  jedem  DurchgangszoU  frei  sein  soll  der  beiderseitige  Gäterverkehr 
swischen  dem  Nyassa-See  und  dem  Kongostaat ,  zwischen  dem  Nyassa- 
und  Tanganika-See,  auf  dem  Tanganika>See  und  awisoben  diesem  See 
und  der  nördlichen  Grenze  der  beiden  Sphären. 

Art.  IX.  Handels-  und  Bergwerks-Kouzeääioneu  ,  sowie  Rechte  an 
Grun  l  und  Roden,  welche  Gesellschaften  oder  Privatpersonen  der  einen 
Macht  innerhalb  der  Interessensphäre  der  anderen  Macht  erworben  haben, 
sollen  von  der  letzteren  anerkannt  werden,  sofern  die  Gültigkeit  ler- 
selben  genügend  dargethan  ist.   Es  herrscht  CinverBtändnis  darüber, 
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dn^'^  rlii'  K  ij Zessionen  in  Gemüssheit  <ler  an  Ort    und  Stelle  güIUgefi 
tieaetzL-  iiml  Verordnnn^'Oti  nu'!!?Piii*t  ui^rdtm  müssen. 

Artikel  X.  In  allen  (iebieten  Afrikas,  \V''!che  «.'iner  der  beiden 
Mäiihte  ;j^ehören  oder  unter  ihrem  EinÜusä  stehen,  solieu  Missionare  beider 
Länder  vollen  Schutz  f^eniessen  ;  religiöse  Duldung  und  Kreiheit  für  a'.ir 
Fornneii  den  GoUesdieusteci  und  für  geistlichen  Unterricht  werden  su- 
gesicbert. 

Artikel  XI.  Grossbrittannien  wird  seinen  ganzen  Eiaflu«  aufbieten, 
um  ein  freundschaftliofaet  UeWeinkommen  su  erleichtem,  wodurch  der 
Bottan  ▼oa Sansibar  Mine anf  dem  Festland  gelegenen  and  ia  den  Tor- 
bandenen  KoDseedonen  der  Dentaeh-Oetalnkanieehen  Geaellechaft  er^ 
wfthnten  Beeitsongen  nebat  Depeodenien  sowie  die  Insel  Mafia  an  Dentsdn 
land  ohne  Vorbehalt  abtritt.  Es  berrseht  EinToretindvis  darttber,  da« 
Se.  Boheit  gleichseitig  Air  den  ans  dieser  Abtretung  entstehenden  Verlmft 
an  Eiiinahmen  eine  billige  Entsobftdigang  erhalten  soll.  Dentschlsad 
?erpflichtet  sich,  die  Sehutihertschaft  Orossbritanniens  ansuerkenMn 
über  die  verbleibenden  Besitsnngen  des  Soltans  von  Sansibar  mit  Eis* 
scbluss  der  Inseln  Sansibar  and  Pemba,  sowie  über  die  Besitzungen  dsi 
Sultans  von  Witn  und  fiber  dn^»  benachbarte  Gebiet  bis  Kismajo  •  foe 
wo  die  Deutsche  Schutzherrschaft  zurückgeworfen  wird.  Es  herrscht 
EinTOrständnis  darüber,  dass  Ihrer  Majestät  Hcgicrung,  falls  die  Abtrs- 
tung  der  Deutschen  Küste  nicht  vor  der  Uebernahme  der  Schatzherr- 
schaft fiber  Sansibar  durch  Grossbritnnnien  stattgefunden  hat,  bei  der 
Uebernahme  jeuer  ächutzberrachai't  die  Verj»llichtun^  ül)**rnphiuen  wir'^ 
allen  ihren  Einfluss  aufzuwenden,  um  den  Sultan  zu  voran l.i>s!^en  ,  jefit 
Abtretung  gegen  Gewährung  einer  billigen  Entschädigung  sobald  ab 
möglich  vorzunehmen.  > 

Artikel  XII.  1)  Vorbehaltlich  der  Zustiminang  des  Brittischen  P^ir- 
lanients  wirtl  tlie  Souveränetät  über  die  Insel  Helgoland  neb^'t 
deren  Zubchürungcu  von  Ihrer  Brittiscbeu  Mujesl.tt  an  Seine  M^ije-ttir 
den  Deutscheu  Kaiser  abgetreten.  2)  Die  Deutsche  Regierung  wird  du 
aus  dem  abgetretenen  Gebiet  herstammenden  Personen  die  Befugais 
gewähren»  TormOge  einer  vor  dem  1.  Januar  1898  Ton  ihnen  selbst  odsr 
bei  minderj&hrigen  Kindern  von  deren  Eltern  oder  Vormflndem  ahsii- 
gebenden  Erklftmng  die  Britisehe  StaatsangehQiigkeii  lu  w&hlen.  S)  Dis 
ans  dem  abgetretenen  Gebiet  herstammenden  Personen  nnd  ihre  rsr 
dem  Tage  der  ünterseiehnnDg  dieser  Uebereinknnft  geborenen  Kinder 
bleiben  von  der  BrfQllong  der  Wehrpflidht  im  Kriegsheer  nnd  in  dsr 
Flotte  in  Dentsehlaad  befreit  4)  Die  aar  Zeit  beetehenden  heimieohsi 
Gesetze  und  Gewohnheiten  bleiben ,  soweit  es  mOglteh  ist»  uaTeiindsrt 
fortbestehen.  5)  Die  Dentsehe  Regierong  verpfliehtet  sich»  bis  sea 
1.  Januar  1910  den  zur  Zeit  auf  dem  abgetretenen  Gebiet  in  Oeltneg 
befindlichen  Zolltarif  nicht  zu  erhöhen. 

DmMehe9  Uä^  md  (ircubnUamien,  Uebereinkommnn  twisehm  i 
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dem  Reichskommiflsar  für  0  s  t  a  f  r  i  k  a  und  dem  General  Ver- 
walter der  Brittisch-O-tatrikauischeii  Gesellachaft 
über  die  Beachrilukuii^  duB  Ii  a  n  d  o  1  s  mit  W  a  f  1  6  Q  und  MuoitioQ 
in  den  beiderseitigen  Verwaltuugsgebieten. 

Es  wird  abgemacht ,  dass  von  den  Lieamten  beider  Verwaltungen 
die  Stempel  und  eingetragenen  Marken  auf  Feuerwatien ,  welche  die 
andere  Behörde  eingefOhrt  hat,  anerkaBnt  und  herücksicbtigt  werden 
«ollen*  —  Die  Pireite,  wie  de  in  den  Beetinunnngeii  über  den  Verkauf 
TOD  Waffen  and  Hnnition  feetgeeetsi  sind,  dflrfen  nnr  nach  gegenaei- 
tigem  Uebereinkommen  der  beiden  Verwaltungen  abgeändert  werden« 
—  Diee  Uebereinkommen  und  die  demeelben  angefügten  Beatimmnngen 
aoUen  flir  die  Uateneiehner  nnr  anter  der  anedraokliehen  Bedingong 
verbindlieh  lein,  data  an  allen  anderen  Teilen  der  Osiafrikaniaehen 
KOete,  soweit  oie  unter  Deutschem  oder  englischem  Einfluss,  wenn  auch 
gegenwftrtig  nicht  unter  der  Verwaltung  des  Kaiserlichen  Ueiohekom- 
missars  oder  des  Englischen  General  verwalten  steht,  keine  weniger 
strengen  EinfuhrbeschrflnkurtL'en  in  Kraft  gesetzt  werden.  Der  Deutsche 
und  Englische  Generalkonsul  sind  übereingekommen,  ihren  Regierungen 
dementsprechende  Vorschlfige  zu  machen.  —  Jede  Verwaltung  soll  das 
liecht  haben,  zu  jeüer^Zeit  die  beschränkenden  Beetimmn-  i/eTi  noch  zu 
verschärfen,  jedoch  dürfen  Milderungen  der  Bestimmungen  nicht  vor 
Ablauf  der  iu  Artikel  2  festgesetzten  Frist  eingeführt   werden.  —  Be- 
stimmungen für  die  Ueberwacuuug  der  Einfuhr  von  Waffen  und  Muni- 
tion iu  das  Verwaltungsgebiet  des  R  ei  ch  s  kouimissard.  1)  Feuervvaüeu 
und  Munitiou  jeder  Art  dflrfen  nur  in  den  Haupthäfen  des  Gebietes 
eingeführt  und  nur  an  golehen  Stationen  sam  Verkauf  and  sur  Veraui* 
gabnng  gelagert  werden,  wo  ein  Enroplliieber  Beamter  seinen  Amtsrite 
bat.  Dieaer  Beamte  ist  für  jede  ünregelm&ssigkeitk  welche  vorkommen 
mag,  sowie  für  eine  saebgemftsse  AnsfÜhraog  der  Bestimmnngen  verw 
antwortliob.  —  2)  Alle  Feuerwaffen,  die  gegenwärtig  im  Bestts  von 
Bingeborenen  innerhalb  des  Verwaltnngsgebietee  des  Reiehskommissars 
sind,  sollen  den  Beamten  des  Beiehskommissariats  vorgeseigt  werden, 
welche  dieselben  mit  einem  Stempel  und  einer  Nummer  versehen  und 
dann  ihren  Eigentümern  zurückstellen.  Die  Stempelung  der  Feuerwaffen, 
welche  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  vom  1.  März  1890  eingetragen 
werden,  soll  kostenfrei  geschehen.  —  3)  Nur  Vorderlader  sollen  an  Han- 
delskarawanen zu  deren  Schutz  und  nicht  als  Uandel'^artikel  verkauft 
werden  zu  der  Zeit,  %venn  die  Karawaue  ins  luneie  aulbricht.  Jede 
Karawane  darf  als  Maximum  1  Pfund  Pulver  pro  Mann  mit  sicli  führen. 
Demgemäs8  aind  einer  aus  100  Manu  bestehenden  Karawaue  höchstens 
100  Pfund  Pulver  gestattet;  doch  ist  es  nicht  nötig,  dass  jeder  Mann 
bewaffnet  ist,  vielmehr  brauchen  dies  nur  die  Soldaten  zu  sein.  — 
4)  Niemand  darf  ein  Gewehr  ohne  Stempel  und  ^Nummer  führen.  Die 
Gebühr  für  die  Eintragung  betragt  2,0  Kupien.  —  5)  Gewehre,  die  nach 
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zwölf  Monaten  noch  ungestempelt  sind,  verfallen  der  Konfiskaition.  — 
8)  Das  Reichakommissariat  darf  Vorderlader  und  Munition  nur  an  &UB> 
delskarawanen  zu  deren  Schute  ausgeben  und  iwar  erti  knit,  beTOr 
dietelbea  int  Innere  aafbreoben.  —  7)  Der  Oebreoeh  von  Hinterladern 
nnd  Munition  aoU  kfinitig  allein  privaten  Karawanen  gestaltet  leiB, 
die  anter  direkter  Aufaicht  ron  Enropftem  ateben  mttMen.  Letateie 
haben  die  anter  Nr.  4  feetgeietate  Gebahr  tn  betahlen  und  Kaution 
dafür  so  leisten,  daea  alle  erhaltenen  Gewehre  in  daa  Lager  dee  Belebt 
kommiasariatt  abgeliefert  werden,  damit  Stempel  ond  Kammer  fltr  dea 
Fall  der  Wiederaufahr  der  Gewehre  ausgeldscbt  werden  kOnnen.  ~ 
8)  Alle  Gewehre  ohne  Unterschied ,  die  in  da»  Verwaltungagebiet  d« 
Reicbskommiasariats  eingeführt  werden,  unterliegen  dem  Stempelzwmag. 
—  9)  Die  obigen  Bestimmnngen  nnd  Vorschriften  finden  keine  Anweo- 
dang  auf  Waffen  und  Pulver,  deren  Einfuhr  «eitena  dea  Reirbskommis- 
sariats  zn  Zwecken  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  zu  örtentiionen  Ar- 
beiten vor  sich  geht,  ferner  iuif  die  noamton  dee  Keieh^komnii-^^ariatss 
dessen  öoldaten,  Askaris  oder  An^^<  st'Htr,  sowie  auf  \^  atien,  die  durch 
oder  mittelst  tlea  Reiohskoninj>su  iai  ■  f  ineni  W^ili ,  Gouverneur  oder 
Häuptling  als  Geschenk  gegeben  werden,  hide^aen  sollen  auch  die« 
Personen  kein  Gewehr  besitzen,  das  nicht  mit  amtlichem  Stempel  unä 
Nummer  versehen  oder  docii  emgeLragen  iat,  wie  in  dem  Falle  der  za 
Privatäport  bestimmten  Flinten  und  Gewehre. 

J)tm8che§  nnd  Frankmeh,  Vereinbarung,  befereflb&d  die  Sr> 
werbang  der  festlftedisehen  Besitsungen  dea  Snltans  von  Zansibar  aowie 
derlnael  Mafia  dareh  Deatiehland  und  die  Anerkennoog  der  FranaK* 
aiaehen  Sehotsherraehaft  Ober  Madagaskar.  (D.  KoLBlatt  8L  33L) 
9FranB0ai8ohe  Botschaft  in  Deutschland.  Berlin,  den  17.  November  1800. 
Herr  Baron  1  Im  Laufe  der  Bespreohongen,  welehe  wir  im  Terflossenen 
Monat  Aogatt  Aber  die  gegenaeitigen  Beiiehangen  Deutschlanda  und 
Frankreichs  an  der  OstkUste  von  Afrika  gepflogeo  haben,  hat  Euer  Ex- 
cellenz mir  erklärt,  daea  die  Kaiserliche  Regierung  geneigt  sei,  die 
Schatshernchaft  Frankreichs  aber  Madagaskar  mit  all  ihren  Folgen  an- 
zuerkennen. Meinerseits  bin  ich  bei  Gelegenheit  unserer  Zusammen- 
kunft vom  6.  d.  M.  in  der  Lage  gewesen,  die  Versicherung  abzugeben, 
dassdie  Regierung  der  Fran7,f>Hi!ächen  Republik  unt^r  dieseu  Bedingungen 
keine  Einwendungen  erheben  würde  gegen  die  Erwerbung  der  festlän- 
dischen lieaitzungeu  dcd  Suitana  von  Zanzibar  sowie  der  Insel  Mafiji 
durch  Ueutöchland.  Fa  besteht  Einverständnis  darüber,  daas  die  Doutächcw 
Unterthanen  in  Madagaskar  und  die  Französischen  in  den  seittu^  ie> 
iSuhauB  von  Ziia/;ibiu  ;ui  Deutschland  abgetretenen  Besitiung-'n  m  aaeu 
Bezichuugen  die  BehuiuUung  der  meistbegünstigteu  Natiou  geuio««eD 
sollen.  Um  das  völlige  Einvernehmen  der  beiden  B^ierungen  über  die  vor- 
stehend aufgeführten  Punkte  endgültig  fiBetanstellen,  habe  ieh  die  Khre, 
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Euer  Excellenz  die  vi  fliegende  Mitteilunj^  mit  In  l'itte  zu  machen,  mit 
dieselben  gefälligst  zu  bestätigen,  (gez.)  Juleö  ilerbetto  Sr.  Escellenz 
dem  Fr(?ilierrn  Marschall  von  Bieberstein,  Staiits-Sekr.  d.  üuyvv.  Amtes. c 
Aegypten  und  Grossbrittatinioi.  Handelsabkommen  vom 
29.  Oktober  1889.  —  Artikel  6  bindet  eine  Aüziiul  von  F^in fuhr- Artikeln 
auf  höchstens  lOprozcntige  Wertzölle.  —  Art.  8.  Die  Ausfuhrzölle  wer- 
den in  Aegypten  zu  einem  1  Proz.  nicht  übersteigenden  Satze  erhoben. 
Dnrohfuhr  firci, 

Baden  und  SUaU'Ih  Gegenseitige  Anerkennniigder 
PrAfungszeagnisse  fBr  des  Lehramt  an  höheren  Schulen 
vereinbart  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1891  an. 

DtutadUB  BeUh  nndSdtweii,  Niederlassungsvertrag  vom 
3L  Mai,  giltig  bis  81.  Deaember  1900.  Artikel  L  Die  Deatsohen  sind 
in  jedem  Kanton  der  Eidgenossenschaft  in  Besag  anf  Person  ond  Eigen- 
tarn  anf  dem  nftmlicben  Fnsse  und  anf  die  nftmliche  Weise  anfkonehmeo 
und  in  behandeln,  wie  es  die  Angehörigen  der  anderen  ffantooe  sind 
oder  noch  werden  sollten.  Sie  kflonen  insbesondere  in  der  Schweis  ab* 
und  zugeben  nnd  sich  daselbst  dauernd  oder  seitweilig  aufhalten,  wenn 
aie  den  Gesetzen  und  Polizei  Verordnungen  nachleben.  Jede  Art  von  Ge- 
werbe und  Handel,  welcbe  den  Angehörigen  der  verschiedeaea  Kantone 
erlaubt  ist,  wird  es  auf  gleiche  Weise  auch  deo  Deutschen  sein,  and 
zwar  ohne  dass  ihnen  eine  pekuniäre  oder  son4ige  Mehrleistung  auf- 
erlegt  werden  darf  —  Artikel  2.  ütu  die  in  dem  Artikel  1  bezeich- 
neten Hechte  beanspruchen  zu  können,  müssen  die  Deutscheu  mit  einem 
Zeugnis  ihrer  Gesandtschaft  versehen  p^in  .  durch  welches 
bescheinigt  wird,  dass  der  Inhaber  die  deutsche  Heichsangehörigkeit 
bes-itzt  und  einen  unbescholtenen  Leumund  geniesst.  —  Artikel  8.  Die 
Augehörigen  des  einen  Teiles,  welche  sich  auf  dem  Gebiete  des  anderen 
Teiles  brfinden,  aufhalten  oder  niedergelassen  haben  und  in  die  Lage 
kommen  sollten,  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Artikels  4  wegge- 
wiosen  zu  werden,  sollen  samt  Familie  auf  Verlangen  des  ausweisenduu 
Teiles  jederzeit  von  dem  anderen  Teile  wieder  fibernommen  werden.  — 
Unter  gleichen  Voranssetsangen  Terpflichtet  sieh  jeder  Teil,  seine  vor^ 
maligen  Angehörigen ,  aneh  wenn  sie  das  Staatsbfirgerreeht  nach  der 
tttlftndischen  Gesetzgebung  bereits  ▼erloren  habeo,  solange  sie  nicht  in 
dem  anderen  oder  einem  dritten  Staate  aogehörig  geworden  sindt  anf 
Verlangen  des  anderen  Teiles  wieder  an  flbernehmen.  —  Eine  (»olisei- 
liche  Zoweisnng  soll  jedoch,  sofern  nicht  das  Heimatrecht  des  Zosnwei* 
senden  dnrch  eine  noch  giltige  nnverdftchtige  Heimatnrkunde  dargethan 
ist,  gegenseitig  nicht  stattfinden,  beyor  die  Frage  der  Uebernahmepfticht 
erledigt  ond  die  letstere  von  dem  Pflichtigen  Teile  ausdrücklich  aner- 
kannt ist.  —  Die  Transportkosten  bis  zur  Grenze  zwischen  Dentschland 
und  der  Schweiz  worden  von  dem  zuweisenden  Teile  getragen.  —  Ar* 
tikel  9.  Beide  Teile  behalten  sich  in  Besag  auf  solche  Personen»  welche 
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vor  Erföllnnf?  ihrer  Militärpflicht  die  Staikibiingehörigkeit  gew^chwlt 
haben,  das  Recht  vor,  ihnen  die  Betuguis  zum  bleibeudeu  AufeDlbalte 
oder  die  Niederlassung  in  ihren»  früheren  Heimatlftnde  zu  unteraageo, 
—  Artikel  11.  Jeder  der  vertragenden  Teile  verpflichtet  »ich,  dafär  n 
•orgen,  dass  in  seioem  Gebiete  denjenigen  bilfiibedflrftigeii  AngehOrigeB 
dei  anderen  Teiles,  welche  der  Kur  und  Verpflegung  benOtigt  eiad,  Um 
oaeh  den  am  Aufenthaltsorte  l&r  die  Verpflegung  der  eigesea  Angeht' 
rigen  bestehenden  Grandafttien  bis  dahin  an  Teil  werde^  wo  ihre  Rttek* 
kdir  in  die  Heimat  ohne  Nachteil  für  ihre  und  Anderer  Oeenndheit  gs» 
Bcfaehen  kann«  —  Ein  Ereats  der  hierdnroh  oder  durch  die  Beerdigiqg 
Veretorbener  erwachsenden  Kosten  kann  gegen  die  Staata-p  GemttDde» 
oder  andwe  Qffentliohe  Kassen  desjenigen  der  vertragenden  Teilen  wsl* 
chem  der  Hilfübedarftige  angehOrt,  nicht  beanspracht  werden*  P&rdei 
Fall,  dass  der  Hilfebedftrftige  selbst,  oder  dass  andere  privatrecbtfich 
Verpflichtete  amn  Ersats  der  Kosten  im  Stande  sind»  bleiben  die  Asf*  . 
eprflche  an  diese  vorbehalten.  : 


ZWEITER  HAÜPTTEIÜ. 

Die  innere  Yerfassang  und  Verwaitnng  der  Bonverinei 

Staaten* 

A)  TerfiMSiuigswMen^  Terwnltmigaorga&taatloiif  Terwaltn^ 

yerfahreik 

E  r  B  t  e  n  e :  VorfusBOgawaien.  ! 

DeuMiei  üeielb.  Gesets  vom  1$.  Detember,  betieflfend  die  VereiBi*  1 
guDg  von  Helgoland  mit  dem  Deutschen  fieich.  —  §  1,   Die  Ib«1 
Helgoland  nebet  Zogehörungen  tritt  dem  Bnnde^biete  hinso.  Dm  i 
Reich  erteilt  seine  Zastimmnng  dato,  dass  die  Insel  dem  pteiisstichss  ' 
Staate  einverleibt  wird.  —  02.  Mit  dem  Tage  der  fiinverleibnng  indes 
preossischen  Staat  tritt  die  Verfassung  des  Deutschen  Boichs,  m  i  t  Aas 
nähme  des  Abschnitts  VI  Aber  das  Zol  1-  nad  Handel swesss 
auf  der  Insel  in  Geltung.  Za  den  Ausgaben  des  Reichs  trigt  EVemaea 
für  das  Gebiet  der  Insel  durch  Zahlung  eines  Aversums  nach  ftfassglhn 
des  Artikels  38  Absatz  3  der  Reichsverfassong  beL  —  §  8.  Die  von  4cr 
Insel  herstammenden  Fwsonen  nnd  ihre  vor  dem  11.  August  1890  ge* 
borenen  Kinder  sind  von  der  Wehrpflicht  befreit.  —  §  4.  Das  Wahl»  j 
gesetz  für  den  deutschen  Reichstag  tritt  mit  dem  im  §  2  bezeichnetes 
Tage  glHif  hfiillg  auf  der  Innel  in  Kraft.    Durch  Beschluss  des  Bundes- 
rats wird  die  Insel  einem  Wahlkreise  augeteilt.  —  §  5.   Durch  Kaiser- 
liche Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrat«  wird  feitgestellt, 
inwieweit  die  Vorschriften  in  den  §§  2,  8,  4,  7,  8  des  Gesetzen,  betretfead 
die  Reichskriegshäfen,  vom  li>.  Juni  1883  (Reiclus-Gesetxbl.  S.  105)  ßr 
die  Insel  und  ihre  Gewässer  zur  Anwendung  gelangen.  —  §  6.  Fär  die 
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nbrif^en,  vor  dem  im  §  2  bezeichneten  Tage  erlasgenen  Reicbsgesetse 
wird  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  dieselben  ^nnz  oder  teilweise  in  Kraft 
treten,  durch  Kaiserliche  Verordnung  unter  Zustimmung  des  Bundesrati 
festgesetzt.  Insoweit  die  Schonung  der  auf  der  Insel  bestehenden  Ge- 
setze und  ütwohnheiten  cjs  erbeiacht,  können  auf  dem  im  Absutz  l  be- 
zeichneten Wege  an  Stelle  einzelner  Vorschriften  der  einzuführenden 
Heichsgesetze  Uebergan^fibtstimuiungen  erlassen  werden.  Dit  Geltung 
solcher  Beätimmungeu  erstreckt  bith  nicht  über  den  31.  Dezember  1893. 

{Gros^rUtannien.  Gesetz  vom  4.  August  über  Abtretung  der 
Intel  flelgoland  an  Oeutachland.) 

BanUmrg,  Abftnderaog  des  §  7  der  Qeaoh& f tiovdsaiig  der 
Btirgereehart.  beachloaseB  am  19.  Hftrs. 

WäUkek.  V.Y.  15.  Not.,  Iietr.  Abänderung  des  FOntl.  flansge- 
eetsei  Yom  22.  April  1857. 

I^ankreu^.  Geaeti  Tom  17.JoU  1889,  betreffend  die  mehrfache 
Kandidatur.  Artikel  1 :  Verbot  mehrerer  Kandidataren.  Artikel  2 : 
Verpflichtung  jedes  Kandidaten  sur  Brklftrnng  Uber  denBeairk,  fflr  wel- 
chen er  sich  entscheidet,  wenigstei»  5  Tilge  ?or  der  Abetinmimg.  Bei 
Strafe  von  10  000  Frks. 

Frankreich.  Gesetz  Tom  22.  März  aber  Bildung  von  Vereini- 
gungen mehrerer  Gemeinden  für  Verwaltung  gemeinsamer 
Angelegenheiten  {loi  sur  Ics  sifndicats  des  commw/ies). 

Schweiz.  Abänderung  der  Hundeaverfaesung.  Nach  einem  um  30.  Okt. 
in  der  V^olk.sab.itimmung  p^^^ne  hm  igten  Bundesgenetz  erhielt  die  Bundes- 
verf.  folgenden  Zusatz:  »Artikel  H4  bis.  Der  Bundesrat  wird  auf  dem 
Weg  der  Gesetzgebung  die  Krankeu-  und  Unfallversiche- 
rung einrichten,  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden 
KraukonkasBen.  Gr  kann  deu  Beitnii  uUgcmeiu  oder  iiir  üiu^elno 
Bevölkerungsklasscn  obligatorisch  erklären.« 

ZAri^  Gesets  vom  29.  Juni,  betr.  die  Abänderung  des  §  4  des 
Oeaeties  Ober  die  Wahlen  und  die  Bntlatfung  der  Beamten 
nnd  Öffentlichen  Angestellten  ?om  7.  November  1869.  Einsiger  Artikel: 
Der  $4  deaGesetees,  betreffend  die  Wahlen  etc.  vom  7.  November  1869 
erhält  folgende  Fastang:  »Die  Beteiligung  der  Stimmberechtigten 
bei  allen  Wahlen  nnd  Abstimmungen,  bei  welchen  dieUrne  sur 
Verwendung  gelangt,  ist  obligatorisch.  FOr  die  Abgabe  der 
Stimmbcrechtignngtautweite  nnd  Stimmsettel  ist  die  Zeit  durch  die  Ge- 
meindebehörden so  ansutetseo ,  dats  den  Interes-^en  der  Stimmberech- 
tigten billige  Rechnung  getragen  wird.  Der  Gemeinderat  länat  die 
Stimmberechtignngsansweise,  welche  nicht  am  Abstimmnngs-  oder  Wahl- 
tage dem  Wahlbureau  abgegeben,  oder  längstens  während  der  folgenden 
zwei  Tagf^  demselben  zurückgesandt  werden,  bei  den  Säuniinen  ab- 
holen and  erhebt  su  fiiuiden  der  Gemeindekaaae  eiue  Bezugsgebühr  von 
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50  Rappen  bi^  1  Frmkea.  Die  FesteetzuDg  der  B6he  der  Besogsgebölu 
ist  Sache  der  Gemeinde. 

Zweitens:  Verwaltang^sorganisation  and  Verw&l tan  g^sTorfabrea. 

Deutsches  Reich.  V.O.  vom  1.  Dez.  betr.  das  Verfahren  vor  den  auf 
Grund  des  Invaliditäts-  und  AltersTeroicherangageeetsM  errich- 
teten Schiedsgerichten. 

V.O.  vom  20.  Dez.,  bntr.  die  Form  e  n  il<  h  Verfahrens  und 
den  Geschäftsgang  des  Reichs  -  Verbicherun  g'äamt» 
in  den  Angelegenheiten  der  Tnvaliditätb-  und  AlteraTersicheroa^ 
(I  138  Absatz  3  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1889). 

KiiiHetlicher  Erlaus  vom   10.  Oktober,    bctrefiVuil    die   E  r  r  i  c  L- 
t  u  n  g  eines  Kolonial  rates:  »Ich  genehmige,  daas  bei  der  Kolonial- 
abtuiliing  des  auiwftrtigen  Amte«  als  sacbverstftndiger  Beirat  für  kel«^ 
niale  Atigeie^enbeiten  ein  Kolonialmt  errichtnt  wird,  und  beauftrag» 
Sie,  die  biesu  erforderlicben  Aaordnnngen  sa  treffen.«  —  Verfügung  dm 
Beicbekanslers  ?om  10.  Oktober,  aar  Auefttbrang  det  Erl.  betreffend  di« 
Erriobtting  eioee  KolonialiHte«  (Zeotralblatfc  fllr  dai  Denteche  Reieb.) 
1.  Die  Mitglieder  de«  Kolonialratei  werden  Tom  Beicbekansler  emaaai 
Die  mit  dem  kaiaerliehea  Scbntsbrief  aaigestatteten  oder  in  den  Scbnta> 
gebieten  dureb  die  Anlege  wirtecbaftlioher  üntemebmnngen  von  be> 
dentendem  Umftinge  in  Tb&tigkeit  befindlicben  Kolonialgeeetlecbaftei 
werden  anfgefordert  werden,  aus  ihrer  Mitte  Mitglieder  tom  Eolontab 
rat  in  Vorschlag  zu  bringen,  fm  übrigen  erfolgt  die  Berufung  aus  deft 
Kreisen  der  Sachverständigen  nach  dem  Ermessen  des  Reichskanalera.  — 
§  2.  Die  Mitglieder  des  Kolonialrates  vereeben  ihr  Amt  alt  Ebreoant. 
Die  auswüitigon  erhalten  fQr  die  Teilnahme  enden  Sitzungen  eine  ihraa 
baren  Auslagen  entsprechende  Entschädigung  nach  Mas^gabe  einer  be- 
sonderen Verfügung.  —  §  3.  Die  Ernennung  der  Mitglieder  erfolgt  für 
je  eine  SitznngH]>erio'le  de«  K' loniAlrntPH.   Die  Zeitdauer  dieser  Perioden 
beträgt  ein  Jahr.  -    §  4.  Der  Koionialrat  tritt  auf  Berufung  des  Reichs- 
kanzlers unter  Vorsitz   des  Leiter.s  der  Kolonialabteilung  des  Aimw^r- 
tij^en  Anites  oder  des  mit  hciner  Stellvertretung  beauftragten  He.iiute.'^ 
der  Koionialabteilung  zusammen.   Kr  hat  sein  üuta.cliton  iil  er  alle  An- 
gelegenheiten abzugeben,  welche  ihm  von  der  Kolonialabtüiluug  über* 
wiesen  werden,  und  ist  befugt  ,  Ober  selbständige  Anträge  seiner  Mit- 
glieder Be8chlu83  zu  fassen.    Der  Geschäftsgaug  wird  durch  eine  Toni 
Reichskanzler  genehmigte  Geschäftsordnung  geregelt.  —  §5.  Mitgliedt^r 
der  Koionialabteilung,  »owie  Vertreter   anderer  Behörden  könnten  mit 
Genebmigung  dee  Ifteiobekanaleie  den  Sitaongen  mit  berat^der  Stimoie 
beiwobnen.  —  §  6.  Der  Koionialrat  wäblt  aas  seiner  Mitte  einen  atSa- 
digen  AnMebois  Ton  drei  Penonen,  welcher  aumerbatb  der  8ifciongei 
der  HaoptYersammlung  von  der  Kolooialabteitang  nm  tein  GhitacbteB 
in  eintelnen  Fragen  mQDdlieh  oder  tebriflUcb  befragt  werden  kann. 

IVeiMieN.  Qeeeta  t.  26.  Mftrt»  betreflend  AbAndernngea  der  geieto 
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liehen  Bettimmniigeii  Aber  dieZustftndigkeiten  des  Ministen  der 
0ff  entliehe  n  Arbeiten  und  des  Minister«  filr  Handel  und 
Gewerbe.  Artikel  I.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  fiber  die  Zu- 
atändigkeiten  des  Minisiers  der  Öffentlichen  Arbeiten  werden  für  den 
Bereich  der  Verwaltung  des  Berg-,  Hätten-  und  S  a  Ii  n  e  n  w  e- 
8  e  n  8  dahin  abgemindert,  dass  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  an 
die  Stelle  des  Miiiif«ters  der  öffentlichen  Arbeiten  tritt. 

Preussen.  Gesetz  v  15.  .TnH  ,  enthaltend  Re.^tinmiunf^ea  über  das 
Notariat  und  über  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beglaabigimg  von 
Unterschriften  oder  Handzeichen. 

Ocsterreich-U.  Statut  des  Zollbei  ratea,  genehmigt  mit  Aller- 
höchster Knt8chlie«8nng  vom  4.  Aucrnst.  §  1.  Der  Zollbeirat  hat  die 
Aufgabe,  vor  Entscheidung  durch  die  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen 
und  des  Handels  Ober  kontroverse  Fälle  der  Bemessung 
der  Zollgebflliren  eeitooe  der  k.  k. ZoUimter  sein  Oataehten  ab* 
SQgebeo.  —  §  2.  Der  Zollbetrat  besteht  ans  dem  Varsitieaden  und  49 
Hitgliedem.  Den  Vorsiti  fttbrt  der  k.  k.  Handelnninister.  Ton  den 
Hitgliedern  werden  18  etftndig  nnd  81  Uber  Voiaehlag  der  Handelt-  nnd 
Oewerbekammem  aof  die  Daner  von  8  Jahren  ernannt.  —  a)  dieetftn* 
d  i  g  e  n  Mitglieder  tind :  1.  swel  vom  k.  k.  Handeltmintiter  Imeiehnete 
Vertreter  des  Finansminifteriami,  beaehnngsweiae  der  ZolWerwaltnng, 
oder  deren  Enatsmänner ;  2.  eeehe  vom  k.  k.  Handelsminister,  sechs 
-vom  k.  k.  Finansmioister  und  zwei  vom  k.  k.  Aekerbanminister  naeh 
freiem  Ermessen  ausgewählte  PeraOnlichkeiten.  —  b)  Ueber  Vorschlag 
derHandelskammern  werden  vom Haodelsminbter  ernannt  und 
zwar:  über  Vorschlag  der  Handels-  und  Gewerbekamraern  in  Wien, 
Prag,  Reichenberc  ,  I^rünn  je  2  Mitglieder;  ferner  über  Vorscblaf:^  dpr 
HandelB-  und  Gcwerbekanmier  in  Triest  2  Mitglieder,  von  denen  eines 
im  Kl  II  vernehmen  mit  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in  ßovigno 
in  VorHchlag  zu  bringen  ist;  zusammen  10  Mit^'lioler;  öber  Vorechlag 
der  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Eger  ,  Budweis,  Pilsen,  Olmntz, 
Troppau,  Krakau.  Bro  ly,  Lemberg,  Czernowitz  ,  Feldkirch,  Innsbruck, 
Salzburg,  Linz,  Graz,  Leoben,  Klagenfurt,  Görz,  L.ubach,  Bozen,  Ro- 
▼eredo  je  I,  znsammen  20  Mitglieder;  aber  Vorschlag  der  Handels-  nnd 
Oewerbekammem  in  Zara ,  Spalato  nnd  Bagnea  ansammen  1  Hitglied* 
Bei  dem  Vorsehlage  der  snb  b  beseioboeten  Mitglieder  ist  zugleich  lllr 
jedes  Mitglied  ein  Ersatamann  so  beseiehnen.  —  §  8.  Die  Handels-  und 
Oewerbekammem  sind  In  der  Auswahl  der  so  beseiehnenden  Per«5nlieb* 
keiten  nicht  an  ihre  Mitglieder  gebnndeo«  Die  Über  Vorsehlag  der 
Handele-  nnd  Oewerbekammem  ernannten  Mitglieder  kOnnen  nach  Ab- 
lauf ihrer  Fnnktionedauer  aeneidings  in  Vorschlag  gebracht  werden. 
Dem  Handelsminister  bleibt  vorbehalten  ,  für  die  Wiederbefletzung  der 
etwa  vor  Ablaaf  der  dreijährigen  Funktionsdauer  im  Zollbeirate  zur 
Erledigung  gelangenden  Stellen  der  Aber  Vorschlag  der  Handels-  nnd 
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Gew(M  Ij»  kam  tii  t  rn  ernanuten  Mitglieder  Vorsorge  zu  treffen,  und  insbe« 
sondere  in  dem  Falle,  alseinoru  solchen  Mitglieds  Hie  fernere  AuHÜbnng 
•einer  Funktion  durch  Krankheit  oder  sonstige  m  der  Person  de**elben 
eingetretene  Hinderungsgründe  iinnioglich  gemacht  oder  erheblich  er- 
schwert würde,  an  Stelle  desselben  den  Ersat/.maun  einberufen,  eventutU 
mit  einer  Neoernünnung  über  Vorschlag  der  Kammer  Torzugehen.  — 
§  4.  Die  Verhandlungen  des  ZoUbeirates  und  seiner  Abteilungen  fiadeo 
in  niebt  OffenfUehMi  Sitenngen  und  naob  einer  foin  Zollbeimf«  eelbrt 
in  üebereiottimmitiig  mit  den  Tom  ki  k.  Handeltininieter  im  Binftr^ 
nehmen  mit  dem  k.  k.  Finantminiiter  anfgeetellten  Qruodsfttien  so  er^ 
lamenden  OeiehRfltordnung  atatt.  Der  Zollbeirat  and  aeine  AbteilnDKea 
erstatten  Ihre  Gotacbten  auf  Grand  der  mit8timmenmehrbeit  der  stimm» 
führenden  Mitglieder  geihsaten  Beachlttme.  StimmfBhrend  find  die  naeh 
I  2  a  aod  b  ernannten  ttitglieder.  Abweiobende  Ansichten  eind  fib« 
Verlangen  der  Stimmffihrer  in  das  Protokoll  an&anehmen.  Den  Got- 
achten  über  Kontroversen  hinsichtlieb  der  Bemessang  der  ZolIgebQhren 
sind  die  jeweils  geltenden  Geeetae  and  Verordnungen  zu  Grunde  zn 
legen.  —  §  5.  Der  Zollbeirat  versammelt  sich  (iber  Einladung  de«  H&o- 
delsniiniaters  nach  Bedürfnis.  —  §  6.  Die  naeh  Anhörung  des  Zoübei- 
ratea  vom  k  k.  Finnn^nnnistprinm  im  Ein vfrnpbnion  nnt  dem  k.  k. 
Hnndelsmini^tm  jiu  nach  ti  cuMn  I  j  nipss^n  geÜilltiMi  FntscheiduügeB 
^v^■tUen  mit  einer  kurzen,  dii'  \ n \vt'i)ilnn;^'  dfT  Kut-cheidung  ali  Norm 
für  analoge  Fälle  erniöglir)irn(]en  Bf^^'riindütig  verütfentlicht. 

Belgim.  Kön.  V.O.  vom  6.  Juli  zur  Einsetzung  eines  »ctnisal 
superieur  de  Viudustrie  et  du  commerce',  bestehend  aus  44  Mit;.:liedern, 
wovon  11  durch  den  König  ernanut  und  'SS  durch  Provinzial-r>eleg:ertä 
(mittelbar)  nach  7  Gruppen  gewählt  werden  (Gruppen :  Bergbau,  Mine> 
mlnrgiiehe  I.,  Textil-I.,  Chemikalien»  und  Nabrnngimittel-I.,  Bekleidnoga- 
Xndnetiie»  diverae  Indoitrien,  Handelagewerbe).  Urwähler  in  jeder  Pro- 
Tini  und  fttr  jede  Gruppe  sind  die  Indnatriellen  und  Sanflente,  welclie 
an  den  Staat  mindestene  20Frkt.  Gewerbesteuer  mhlen.  Keine  Diftten; 
Reieekostenenats  anliaaig.  —  Der  »höhere«  Bat  ftlr  Indnatrse  nnd  Handel 
ernennt  aus  aeioen  Mitgliedern  einen  Frftaidentea  nnd  einen  Viaeprtei- 
desten,  nnd  w&blt  ferner  zwei  Sekretäre  entweder  ans  seiner  Mitte  oder 
von  auswärts.  Er  giebt  sein  Gutachten  über  Angelegenheiten  ab,  welche 
ihm  von  der  Regiemng  unterbreitet  werden,  und  verfasst  die  Entwürfe, 
welche  diese  von  ihm  verlangen  sollte.  Dieaer  höhere  Rat  Tereiaigt 
sieh  in  einer  Oeneralversammlung  zu  Brüssel. 

FranJcreich.  Gesetz  vom  22.  Juli  1889,  über  das  Verfahren  Tor 
den  Präfekturräten. 

Frankreich.  Dekret  des  Prfis.  d.  R.  vom  29.  Mai,  betretiend  die 
R  e  0  r  g  a  n  i  b  a  t  i  o  n  des  Kolonialrates. 

Italien.  Gesetz  vom  1 .  Mai  ,  Regelung  der  Administratif- 
justis  betrciiend  lu  2ö  Artiüelo. 
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Italien.  Qesets  TOm  5.  Juli  fiber  ZnUMsang  und  Beförderang  im 
Justizdienst. 

Italien.  Getetz  vom  21.  Dezember,  znr  Regelung  des  Dieostea 
und  der  Üefugnissc  der  Beamten  und  Agenten  der  Öffentli- 
chen Sicherheit. 

iKdien.  Qesets  vom  12.  Juxii  aber  den  Fotidienat 

B)  Materielles  Ter waltungsr echt. 

L  Auswärtige  Verwaltang-. 

II.  ZiTilIiste,  Gebalts-  uud  Pensiouswesen,  StaatsaogebOrigkaiti 
Naturalisation,  Ordens-  aiid  Titelwesen,  Statistik. 

Königr.  Sachseti.  Gesetz  vom  1.  Febraar,  betr.  den  Wegfall  der 
Pension«  beitrage  für  Zivi  Istaatadienpr  ond  Gesetz  vom 
10.  März  betr.  denselben  Wegfall  für  O  e  i  s  t  1  i  c  h  e  und  Lehrer. 

Kötiigr.  Sachsen.  Gesotz  vom  30.  Apni,  verfügt  die  Pensionie- 
rung, bezw.  Unterstützung  für  Hie  berufsniÜBeigen  Ge- 
rn e  i  n  d  e  b  e  a  m  t  e  n  in  den  Städten  der  »S  t  ä  d  t  e  -  0.  für  mitt- 
lere und  kleinere  Städte.«  Die  Pensionierung  ist  ortesUituta' 
rigch  zu  regeln.  —  Nicht  wiedergewählte  berufsmässige  BQr- 
germeiflt-er  der  mittleren  und  kleineren  Städte,  sowie  (im  gleichen  Falle 
der  Nicht  Wiederwahl)  den  beruftmäsäigeu  Gemeindevorstehern  kommt 
soferne  nicht  ortsstatutanach  günstigere  Bestimmungen  getroffen  sind 
die  H  ft  1  f  te  ihres  seitherigen  Diensteinkommeni  nach  18  jähriger  Diensi- 
seit  als  Pension,  nach  12jähr«  Dienstieit  als  Unterstfliinng 
auf  4  Jahre,  nach  nur  6  jähr.  Dienatieii  auf  2  Jahre  lu.  —  Die  Pension 
oder  ünterstfltsnng  f&lU  weg  oder  ruht  insoweit,  als  der  betreffende 
Beamte  im  Staats-,  Oemeiude-  oder  Prlvatdienste  dn  Einkommen  oder 
eine  neue  Pension  erwirkt,  wodurch  mit  Zurechnung  der  ersten  Pension 
oder  ünterstfltsung  sein  frflheres  Diensteinkommen  (Iberstiegen  wird. 

Oesterreich  U,  Geseti  vom  26.  Juni  1890,  betrelFend  die  8 1  a  t  i  s  t  i  k 
des  ausw&rtigen  Handels. 

Ö.'Üngam,  Gesetz  vom  12.  März  über  das  dem  Grafen  Julius 
Andrassj  SU  errichtende  Denkmal. 

Belgien.  Gesetz  vom  10.  April  1890  Aber  Verleibnng  der  akade- 
mischen Grade  und  fiber  das  Programm  der  Universitätspröfungen. 

in.  Kirohei  8eh«l«,  Kuitt|  Wleiameiaft 

Deutsches  Räch.  Gesetz  v.  6.  Mai ,  betreffend  die  Aufhebung 
des  Gesetaes  flh«r  die  Verhinderung  der  unbefugten  Ausfibung  von 
K  iroh  en&m  tern  Tom  4.  Hai  1874. 

jEZsoM-Zb  Oeseta  vom  18.  Juni,  betieffeod  dieBeohtsTerhftli- 
niese  der  Professoren  an  der K. Wilh.*TTnivemität  Btrassburg. 

Orotth,  Hm9ik  Geeeta  vom  28«  Juli,  die  Gehalte  der  Volki- 
so huUehrer  betreffend:  von  tOOO  M.  nach  5jtthriger  hie  1800  IL 
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nach  25jJlbriger  Dipn^tzpit  Der  aui  ordentlichen  Gehalte  fohKnde  Be- 
trag hiozu  wird  als  Alri  r-zulnge  auf  die  Staatskasse  nbprnomaien. 

Belgien.  Gesetz  vom  4.  April,  betreffend  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht. 

Frankreich.  Gesetz  vom  19.  Juli  ,  über  die  V'olkascliul- 
k  o  ä  t  c  n  und  Volksgcbullehrergohalteiin  54  Artikeln). 

IT.  Kriegswesen. 

Ö.' Ungarn.   Gesetz  vom  20.  Mä,rz  (Ges. Art.  V}  über  die  Honf^d. 

¥•  Jostisgesetagebimg  (vgl.  anter  XI  AgrargesetigebaDg). 

Deut8ch€i  Beich.  Qesetz  vom  29.  Juli,  betreffend  die  Gewerbe- 
geriohto.  —  Alter  der  W&blbarkeit  80,  dea  aktiven  Wahlrechte! 
25  Jahre. 

PreusBen.  Gesetz  vom  15.  Juli,  betreffend  die  Erleichterung 
unentgeltlicher  A  b  t  r  e  t  u  n  c  n  einzelner  Gutsteile 
oder  Zubehörstucke  zu  öffentlichen  Zwecken. 

Prcusaen.    Gesetz  nUpf  R  e  n  t  e  n  g  ü  t  e  r  9.  unter  XI. 

Bremen.  Geaeta,  betr.  die  Abänderung  des  §  34a  der  Erb  -  und 
Band  festen  -0.  (vom  23.  Dez.  1879>  und  des  §  26  des  Gesetze»  üböc 
Enteitrnung  von  Grundeigentum  vom  16.  April  18B2. 

Maü.^s-L.  Gesetz  v.  18.  Jnli,  betr.  die  V  i  e  h  v  e  r  s  t  e  1  1  u  n  g.  — 
Doppelte  Schätzung  durch  2  amtliche  Scii.itzer  bei  der  Verstellung  und 
nach  Beendigung  derselben.  Verstellung  von  noch  nicht  18  Jabre  alten 
Kalbinnen  verboten.  —  Hitteilung  der  Yentellnng  nnd  der  l£ndigiing 
der  Verstellnng  an  den  BOrgermeister.  —  Strafen  bis  an  150  H.  and  Baft 

Belgietk  Geaeta  y.  81.  Mai  aar  AbftnderuDg  von  §  8  dea  Artikdi 
568  des  Code  de  commerce»  Die  neae  Faaaang  lantet:  »Nianmome  U 
reeendieaUon  ne  eera  pae  reeeotAU  ei,  ammt  leur  arrwie,  le$  martkmh 
dieee  ont  iU  venduee  eane  frande,  ewr  eoimoieeemeiiie ,  cm  mr  /hdurei  at 
lettine  de  wjüure  ngniee  par  VexpldiUm,* 

Ftankreieh.  Geeets  vom  4.  April,  aar  Abänderung  von  §  1  dei 
Artikels  5  des  Qeaetaea  vom  4.  M&rs  1889  fiber  daa  Kon kn rarecht 
(vgl.  voriger  Jahrgang) :  •A  partir  du  jugement  qui  declare  cuvette  la 
Uquidation  judiciaire,  lee  aeüom  mobüih'es  ou  immobüikra  et  toutee  voiee 
d*€T€cution  tani  sur  les  iMuhJes  que  sur  hs  immeubles  sont  suspendues 
cnmuie  en  maticrc  de  faiUite.  CeUes  qvi  subsistent  doirenf  itre  inunUee 
QU  mivics  ä  hl  fois  contre  les  liquidateurs  et  le  debiteur.* 

Frankreich.  Ergänzung  des  Dienstmietrecht  f!>j  durch 
Gesetz  vom  27.  Dezember.  Durch  letzteres  Gesetz  ist  der  Artikel  17>0 
des  Code  civil  vervollständigt  wie  folgt:  »Le  louage  de  i^'  n-ice,  fait  sau-) 
determination  de  duree,  peut  tau jours  ceaser  par  la  volotite  d  une  des  partus 
contractantes.  —  Nianmoins,  la  resiliatwn  du  coniract  par  la  volonte  d'un 
seul  des  contractants  peut  donner  Um  ä  des  dmimages-intcrcts.  —  Four 
laßxatim  de  VindemniU  ä  aHouer,  le  cas  ech^ant,  ü  eet  tenu  compte  da 


Digitized  by  Google 


Oourfwe  und  VcBordoiiBgeii  dM  3$iutm  1890. 


737 


mages,  ie  1a  naiitre  Sn  nrvieea  engagis^  äu  tmp§  ieamli,  äu  rMuties 
opiries  et  det  venemeiM  ^eetuiB  m  vtu  «fime  pensüm  de  reiraUef  et,  en 
ghtiralf  de  ioutes  lea  circonstances  qui  peuveni  justifier  fesütenee  et 
Urwtmer  feumäm  du  prejudicc  cause.  —  Les  partieB  ne  peuvetU  reiumeer 
ä  Vavance  au  drmt  iventuel  de  demantler  des  dommayen-intertts  en  vertu 
des  dispositions  ci-dessus.  —  Les  contestations  auxquelles  pourra  donner 
licn  rapplication  des  paraffraphes  preccdents ,  hwsquWles  seront  porti'es 
dT'tnt  les  tribunaux  cicils  et  (kvaui  ks  cours  d'appel,  seront  instruitcs 
C'intne  affaires  somniairei^  et  jugees  d'urgence.  —  3.  Dam  le  delai  d'une 
annce ,  lea  C(>tnp(i<jnies  et  afbnitiistratifms  des  chemins  de  fcr  devront  sou- 
fnettre  ä  Vhomologaiim  mimsierielle  les  Statuts  et  reglemcnts  de  leurs  caisses 
de  reirmtes  et  de  secours, 

Frankreich.  Strafgesetznovellü  vom  ü.  Juli  1389.  Zusatz 
zu  Artikel  177  deflStr.G.B.:  »Sera  punie  des  memes  peines  toute  personne 
invesHe  d'un  mandat  ilectif,  qiU  amra  ogrii  des  offres  ou promesses, 
t$gm  de$  dum  mpfitenu  pour  fake  tbtemr  on  ienter  de  faire  clUenir  de$ 
dieoraliem,  miäaiUeB,  dieüneiioiii  imreeompenses,  des  placee,  femtitMt  oti 
«HiptoKff,  det  faemn  gwcleoii^iic»,  auxoräit»  par  VoMoriU  piAUque,  des 
MoreMt,  enirepriieB,  <m  autree  hin^ßeea  rUuUani  de  traitie  eanelue  ^dle-' 
«all  aeee  VauioriU  pniblique,  et  amra  aktei  abmi  de  fmfiuenee,  redle  <m 
mppoeie,  gue  hd  dornt»  i<m  mandat.  Toiae  aiare  pertomte  gm  u  eera 
rendue  eoupabU  de  faite  tembUtblee  eera  punie  d'un  emprisonnement  «Tim 
4ifi  au  moins  et  de  cinq  an$  au  plus,  et  d'une  am  ende  igaht  ä  celle  pro- 
wmde  par  le  jtremiei  paragraphe  du  present  article.  Les  coupablee  pour- 
ront  en  outre  etre  mierdüe  des  droits  mentionnes  dans  Fart.  42  du  preseiU 
Code,  pendant  cinq  ans  au  mokie  et  dix  am  au  plut,  ä  compter  du  jomr 
oit  ils  auroiit  subi  hur  peine.* 

Fraukreicli.  Novelle  vom  18.  Juli  1889,  über  Titel  4  des  Code  rurai 
T  e  i  1  1»  a  c  h  t  lietr  I'ie  Novelle  lautet:  ^Artikel  1.  Le  bail  n  cnhmat 
partiaire  oumetayaijc  est  le  i'onrat  pur  lequel  le  pnssesseur  d'un  Jn  ritage 
rural  le  remet  pour  un  certani  tcmps  a  un  prencur  qui  s'etigage  a  U  cul- 
tiaer  sous  la  con^tion  d*en  par  tager  les  produits  avec  le  hnilleur,  —  2.  Les 
fruits  et  produits  se  partagmt  par  moitie,  s'il  ny  a  biij.alaiion  ou  usage 
coniraire.  —  3.  Le  baHleur  est  tenu  ä  la  däivrance  ei  ä  la  garantie  des 
dbjets  compritau  haü.  II  doit  fake  omxbdtiioaeM»  toutes  les  reparatione 
gui  pewmt  demk  nieeeeakee,  Toutefoie  lee  riparaikme  loeatkee  ou  de 
menu  enireHen  gui  im  eom  ceeaeUnmiee  m  par  la  vkusU,  ni  par  foree 
majeure,  demeurent,  ä  moku  de  ettpuXaHm  <m  d^ueage  eoMrake,  ä  la 
diärge  du  eoton.  —  4,  Le  pmewr  ett  fem»  if «mt  de  la  ekm»  hmte  en 
ftofi  pire  de  famUle,  en  etrieamt  la  deetmatkm  qm  Im  a  iti  domUe  par  le 
haü;  ü  eet  igalement  imt»  dee  cbUgatione  epkifiU»  pow  k  fermier  par 
Ue  ort,  1730t  t781  et  1768  du  Code  euü,  II  repond  de  Vincendie,  det 
digradaHone  et  det  pertes  arrivees  pendant  la  darie  du  bail,  ä  moins  qu^ü 
ne  pnmw  tpfü  a  veiUi  ä  la  garde  etäla  eomierfHUim  de  la  chote  ea  bon 
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pere  de  famillc.  II  dmt  se  sen-ir  dft  ft/ifttnents  d'erploitatian  qrti  existaü 
dam  ies  htritagea  qui  lui  sonf  rnnßis,  et  rcsidcr  dans  ceuz  qui  s<mt  affecte» 
ä  Vhabitation.  —  5.  Le  hatHeur  a  la  Hfirreillance  des  travaux  et  la  di- 
rectim  gimh-nle  de  Vexploitation,  sott  pout  le  mode  dt  culfure,  soit  p^mr 
Vachai  et  la  ventc  des  bestiaux.  L'exercice  de  et  droit  est  d'  ierwinf,  quant 
tt  mn  f  tenduf',  pnr  la  cmcentionf  üu ,  ä  d^faut  de  Convention,  pur  Vusugt 
den  lieux.  Leu  druits  de  chasse  et  de  pcche  restent  au  propriHaire.  — 
6".  La  mort  du  haüleur  de  la  metairie  ne  resotU  pas  le  bail  a  colonai. 
Ce  bail  est  ri^cHu  par  la  mort  du  preneur ;  lajouissance  des  Mritiera  cesse 
ä  Vipoque  wMacrie  par  Vutage  de»  Umx  pmrrerpiraUim  äu  bamx  0i> 
MiMÜ».  —  7.  S'ü  a  eomtenu  qu'en  ea»  ds  vente,  Vaquermr  pomraU 
jtKer,  eeUe  riMIuilioii  ne  pmt  wKrir  Ueu  qv^a  la  dtarge  par  Vaeguermr 
de  immer  eongS  emeoM  Fueage  du  Ueux,  Ihme  te  eaeeomm  daa»  cM 
gm  eet  privupar  U  dermer  parogregphe  de  VarUde  priddmt,  le  eeim  a  U 
dfoU  ä  Ufte  indemniU  paar  lee  impeneet  extraordmairee  gw'tl  a  faiiei 
jutqti^ä  amcwrrenee  du  prtrfU  q»*ü  aaroH  pu  ea  Hrer  pendant  la  darSe  de 
eon  bail}  la  risUiationt  en  eae  de  vente,  eet  rigie  au  earphu  par  les  arU 
1743,  1749,  1750  et  1751  du  code  civil  -  8.  Si,  petuUtnt  la  duree  du 
bail,  h\i  ohjets  qui  y  sont  conipris  srmt  ditrmts  en  totaliti  par  cae  Jortmif 
le  bail  est  risilie  de  plein  droit.  ^iU  ne  sont  ditruits  gu^en  parUe,  U 
bnilh  ur  peut  se  refuscr  ä  faire  les  r€parahmi<<  et  les  drpen^es  n^eessaire» 
])uur  Ifs  rcmplacer  OH  Icsrctahlir.  Le  pmnnr  eile  hailUur  peurcnt,  dans 
ce  cns,  suicont  les  cirrnnstaticfs,  dernatiäer  ia  rcsiliati(/n.  Si  la  r/'^-^f  ?':  -n 
est  prtrtymi'f  n  la  ri  ,jn.  .'e  du  baiVeur.  Je  juye  npprtciera  l'indi'nnn',  qui 
pourrait  ftre  duc  au  pnneur,  conftmn  meui  au  deuxihne  pnra  irai  'a^  de 
l'art.  7  de  la  prcsente  ?m".  —  9.  <S'»,  dann  ie  euurs  de  ia  jouis<<in.rc  du 
Colon,  la  totalite  ou  une  parlie  de  la  rtcolte  est  enlevie  par  cas  j'i  riuü,  d 
na  pus  d'indemnite  ä  reclamer  du  bailleur.  Chacun  cTeux  supportc  sa 
portion  correspondante  dane  la  perte  commune.  —  10.  Le  bailleur  exerce 
le  primlige  de  Vart,  Iil02  dm  Code  dvü  eur  lee  meables,  effeU ,  besUaua 
et  portitme  dt  rieoUt  appartenant  oii  eokm,  pamr  le  paiement  dm  reHqnat 
du  compte  ä  rendre  par  edm^  ~  H)  Ckamne  dee  partiee  peut  demander 
le  rhglement  aamiel  d«  eompte  ^expihitatieu,  Lt  juge  de  paix  premmet 
eur  lee  diffieultie  rdaüeee  auz  ortidet  du  eompte,  hreque  lee  cbügatioee 
r^uUant  du  eontrat  ne  tont  pae  eouteetiet ,  tone  appd,  lort^  Fcbjtt  dt 
la  tenteetation  ne  dipaete  pat  lt  taua  de  ea  eompitenee  ginirate  tu  dermer 
reetort,  et  ä  Charge  Cappel  ä  quelgue  tomme  qu'ü  pmeee  s^ileper.  Le  fugt 
itatue  Sur  le  m  desregietret  desparties;  il  peut  mime  udmettre  la  prewe 
tettimoniale  s'il  le  juge  eenveuable.  —  13.  Taute  action  ritultasU  du  bad 
ä  colonatpartiaire  se  prescrit  par  cinq  ans,  ä  partir  de  la  sortis  du  colon. 
—  13.  Les  dispositions  de  la  section  Ire  du  titre  du  louape  contenues  dam 
l'art.  1718  et  daf^s  les  art.  1736  ä  1741  indusivement ,  et  Celles  de  la 
teetion  3  d»  meme  Utre  contaiues  dant  ks  arL  1766,  1777,  177b,  toiU 
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oßplieaUe»  aux  hmtx  ä  ootonol  parHakre,  C«8  hnatz  wnt  en  oiKre  rigit, 
ponr  U  ntrpha,  par  Vusage  des  liettx. 

Orossbritannien.  NoTelle  (in  35  Artikeln)  vom  18.  August,  betr, 
die  Liquidation  von  GeBellacbaften.  —  Ferner  Oesetz  vom 
18.  August,  betr.  die  Verantwortlichkeit  von  Gesellschaft»- 
direktoren  und  anderen  Personen  betreffend  tbatsächliche  An^^aben 
{Statements)  in  Prospokten  und  anderen  die  Aktienheteiligung  bezwecken- 
den Urkunden.  —  Ferner  neues  partnerahip-ijeaeiz  in  53  Artikeln,  vom 
14.  August. 

Orossbritannien.  Gesetz  vom  18.  Aut^ust,  betr.  die  Heirat  brit- 
tiscber  Uoterthanen  ausserhalb  des  Verein.  König- 
reiches. 

Yereinigte  Staaten.  Gesetz  vom  2.  Juli  ubei  Irusls,  vergl.  Miszellen 
im  Jahrg.  1891  dieser  Zeitschrift. 

VI.  Sieherheitspolisei.  Sittenpolisei    Oesandboitapolisei.  Ve- 

terinärwüKen. 

Dmtsdies  lieich.  Bekanntmachung  vom  5.  August,  betr.  allgemeine 
poKieilicbe  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln. 

Bmäm*  Oesets  Vom  7.  Mai,  betr.  einige  Abftoderangeo  des 
Poliaei-StrafgtetBea  vom  81»  Oki  1863:  Aber  Mit  eh  a  ad- 
ln ng  und  Verwahrlorang  angebOriger  und  anvertranter  Kinder 
u.  a.  w.,  Vernacblftseigung  der  üoterbaltspflicbt  gegen  Angeh5rige  o.  a. 
—  Verbot  an  Oevobnhe]t8trinker,.0ffentlicbe  Schank- 
etfttten  an  betreten,  Branntwein  bei  Kleinbftndlem  an  kanfen  —  in 
ihrem  Wohnort  nnd  in  den  benachbarten  Gemeinden  bis  zur  Dauer 
von  2  Jahren.  Auszusprechen  durch  das  Besirkeamt  nach  fruchtloser 
VerwnrnunfT  nnd  naf*h  Anhörung  des  Gemeinderates.  Strafe  bis  150 M. 
und  Baft  ;  fär  Wirte  und  Branntweinkleinbändler  bis  100  M. 

Belgien.  Gesetz  v.  4.  Aug.  Ober  N  ahrungsmittel  -  Fälschung. 

Frankreich.  Gesetz  vom  24.  Juli  18*^0  über  den  Schutz  der  Kinder 
^gen  Misnhandlung  und  moraliscbe  Verwahrlosung 
{moralement  abandonnes). 

Orossbritannien.  Gesetz  vom  4.  Juli  zur  Reform  der  Gesetze  von 
1882  und  1886  über  elektrische  Beleuchtung. 

G i'uö.sbritannien.  Gesetz  vom  4.  .August  zur  Verhötnnu  <ler  Aus- 
breitaug von  1  n  f  e  k  ti  0  n  s  k  r  a  n  k  h  e  i  t  e  u  in  24  Artikeln. 

Verein.  Staaten.  Mac  Kinley  Tarif  Bill  vom  1.  Okt.  1890.  üeber 
ihren  Tarif  vgl.  Jahrg.  1891,  Miszellen.  Nachsutragen  sind  Abidtnitt 
11  und  12:  »Abeehnitt  11:  E»  ist  Terboteo,  in  die  V.  8t  obscOne 
BQcher,  BrosehQren,  Papiere,  Schriften,  Aneeigen,  ZirknUre,  Drucke 
Bilder,  Zeichnongen  nnd  andere  Darstellungen  oder  Figuren  auf  oder 
ans  Papier  oder  anderem  Material,  oder  Oebilde,  Instrumente  oder  Ar» 
tikel  namoialischer  Katar,  sowie  Drogen,  Medikamente  oder  Mittel 
irgend  einer  Art  tut  VerhindeniDg  der  Empf&ngnis  oder  snm  Zweck 
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uQgesettUcber  Abortion  einsuf&bren.  Kein  solcher  Artikel,  ob  einzeln 
oder  mit  Gegenständen  anderer  Art  verpackt,  soll  eingelassen,  sondern 
mit  Beecblag  belegt  werden.  Die  verbotenen  Artikel  und  die  Pdkete^ 
in  denen  sie  enthalten  sind  ,  sollen  vom  Kollektor  zurückgehalten  nnd 
gegen  dieselben  soll  gerichtliVh  vorpfP£;anr|:en  werden  in  OemS^sheit  der 
im  nn,rhst*»n  Absrhnitt  entb;iitenen  Hestimtminf^en,  sofern  Dicht  der  Kol- 
lektor iibeizoiif;t  i^t  ,  Jil^"s  die  betrpffV'nden  Artikel  ohne  Wi>M^n  und 
Willen  des  Importeure,  Ei^HntüinerH,  Agenten  oder  EmpHinger-«  WeifJTf- 
ITiet  wnr<l('n  sind  Olx'n  ^erumnte  Medikamente  und  Drogen  oind  vou 
dift*«ni  Bt>!*timmiin{^'eM  ansf^rnommen,  wenn  sie  in  grö-^seren  Meoifen  (Iq 
bulk)  und  nicht  für  obige  Zwecke  zurecht afemecht,  eingeführt  werden. 
—  Abschnitt  12:  Jeder  Beamte,  Agent  o^ler  Angestellte  der  Regierung 
der  V.  St,  welcher  witsentlicb  eine  Peraoo  unterstütst  oder  dieselbe 
Terleitet»  eine  gesetslicbe  Bestimmung  zu  verlebten,  welebe  die  Einfabr, 
dae  Änieigen,  Handeln  mit,  Anestellen,  Senden  oder  Bmp&ngen  mitteilt 
der  Post  von  obscönen  oder  indesenten  TerOßentlicbungen  oder  Dentel- 
lungen ,  oder  von  Mitteln  sur  Verbinderong  der  Empftagnis  und  nr 
Herbeiftibrang  der  Abortion ,  oder  von  anderen  nnmoraliscben  Gegen* 
standen  verbietet,  soll  eines  Vergehens  sobnldig  etncbtet  und  fOr  jeden 
Fall  mit  einer  Strafe  bis  zu  5000  D.  oder  Znchtbana  bis  in  10  Jabtco 
oder  mit  beiden  Strafen  zugleich  belegt  werden. 

Vereinigte  Staaten  e.  N.4metika,  Oesetz  (Augast  1890)  betreffend 
dieUntersnchiing  des  zur  Ausfuhr  bestimmten  Fleisches, 
das  Verbot  der  Einfuhr  von  preHlIschten  Nahrunfr^niitteln  und  Getränken 
und  die  Ei niäclititjuni^  de.^  Präsidenten  zum  Erlass  vou  Verordnungen 
in  gewissen  Fällen  iinU  iür  andere  Zwecke.  Art.  1.  Der  Arkerbaumini'-t^r 
wird  eruiäclitigt,  eine  genaue  Untersuchung  des  zur  Auötutir  bestimmten 
gesalzenen  Schweinefleisches  und  Specks  eintreten  zu  la><sen,  um  festzu- 
stellen, ob  diese  Erzeugnisse  geauud,  von  guter  BeschatVenheit  und  zur 
tuenächlicheu  Nahrung  geeignet  sind,  wenn  nach  den  Gesetzen,  Beätim- 
niungen  oder  Verordnungen  der  Regierang  eines  auswärtigen  Staates, 
wohin  diese  Eneognisse  bestimmt  sind,  eine  Unteren  obung  bei  der  Einfnbr 
erforderliob  ist,  oder  wenn  der  Käufer,  Verkftofer  oder  Exporteur  jener 
sur  Ausfubr  bestimmten  Fleischsorten  deren  Untefsnobmig  verlangt  — 
Die  Untersochnng  findet  an  dem  Orte  selbst  statt»  wo  das  Fteisob  ver- 
packt  nnd  in  Bttebsen  eingelegt  wird,  ond  jedes  nntersnobte  Fraobt- 
stfick  ist  mit  den  naob  dem  leisten  Abeats  dieses  Artikels  wol  eeiner 
Identifiaiemng  erforderlioben  Harken,  Stempeln  und  sonstigen  Zeichen 
zu  versehen.  Jedoch  k:inti  die  Unter.'^uchung  des  Fleiäches  auch  am 
Ort  der  Ausfuhr  erfolgen,  wenn  dieselbe  nicht  in  dem  Ort,  wo 
dasFleiscb  verpackt  worden  ist,  stattgefunden  hat  oder  wenn  der  Acker» 
bauminister  eine  nochmalige  Untersuchung  für  erforderlich  hält.  Ein 
Exemplar  der  von  dem  Benchauer  zu  erteilenden  Be-^oheinigung  i-^t  b^^i 
dem  Acker bauminister  aufzubewahren  i  ein  weiteres  ist  der  Faktura 
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jeder  einzelnen  Sendung  dea  betretiencien  Fleisches  beizufügen,  und  ein 
drittes  Exemphir  erhält  der  Konhignant  oiier  VerBender  des  Fleisches 
als  Änsweis  darüber  ,  dasi»  die  FracliiHiüeke  mit  gesalaenem  Schweine- 
fleiäcb  uüd  Speck  den  Besliminuugen  diesem  Gesetzes  gemfiss  nnter^ucht 
und  gesund  ,  von  guter  Beschaffenheit  nnd  zur  menschlichen  Nahruug 
geeignet  befunden  worden  sind  ;  darauf  sind  die  Frachtstücke  zur  Fest- 
stellung ihrer  Identit&t  mit  Marken,  Stempeln  und  sonstigen  Zeichen 
>a  feraeben,  welche  der  Ackerbaumioister  durch  Reglement  vorschreibeo 
kann.  —  Wer  die  in  diesem  Abschnitt  Torgesehenen »  auf  den  Fracht- 
•tficken  mit  deiavtigetn  Fleisch  angebrachten  Marken,  Stempel  und 
sonstigen  Zeichen  oder  die  in  dem  gegenwärtigen  Artikel  genannten 
Besehtdoigangen  in  Besag  anf  Fleisch  nacbsnabmen  oder  sn  flilschen 
yenncht  oder  wissentlich  und  in  blSswiUiger  Absicht  ändert ,  entfernt 
oder  vernichtet,  macht  sich  eines  Vergehens  sohnldig  ond  wird  nach 
üeberf&hrnng  mit  einer  Geldstrafe  bis  sn  1000  Dollars  oder  mit  Ue- 
fängni«  bis  so  einem  Jahr,  oder  nach  Befinden  des  Gerichtshofes  mit 
beiden  Strafen  sogleich  belegt.  (H.  A.  Oktober  1889.) 

VIL  Sodalpolitik  (rrgl.  Jnstisgesetsgebung  und  Agrarrecht  unter 
y  ond  XI).  Arbeitemhols.  PeraoBalTeraieheraiig.  Anaenweseib 

Samburg.  Gesets  vom  16.  Jnli»  betr.  die  Krankenversich e- 
rong  der  Dienstboten.  Dienstbotenkrankenkaase.  Leistung : 
Krankenpflege  nnd  Begrftbnisgeld  von  60  M.  —  Kaasenbeitrftge :  (h&lftig 
für  Bechnung  der  Dienstherrschaft,  dorch  letstere  su  entrichten,  bis 
auf  weiteres  60  Pf.  monatlich,  erhöhbar  auf  höchstens  1  M. 

IFcimar.  Gesets  vom  26.  Hftrs  sor  Einftthrong  der  Unfallver- 
sicherung fQr  Feuerwehrleute,  weseotUch  nach  den  Grund- 
sätzen der  Beichs-U.V«  —  Grundlage  der  Rentenberechnung  i^t  da«  nach 
dem  Einkommenssteuergesets  (von  IBS6)  für  das  Unfallsjahr  sich  erge- 
bende Einkommen  des  VeronglOckten,  jedoch  mindestens  äOO  nnd 
höchstens  1200  M.  (§  2). 

Württemberg.  Gesetz  v.  23.  Mai,  betrefleud  die  Fürsorge  für  Be- 
amte infolge  von  Betriebsunfällen.  (Gleiche  Fürsorge  in  der 
Gesetzgebung  anderer  deutscher  Staaten  für  IbDO.) 

Oesterreich' U.  Gesetz  vom  17.  Januar,  betr.  einige  Aenderungen 
beziiglich  der  Regelung  der  Rechtsvorhält  nifl-^e  der  nach 
dem  allgemeinen  Berggesetz  errichteten  oder  noch  su  errichtenden  B  r  u- 
d  e  r  1  a  d  e  n. 

Fr(t)ikrrich.  Gesetz  v.  2.  Juh,  betr.  die  Aufhebung  der  Ruf  die 
Arbeitsbücher  bezüglichen  Beitimrnungen.  Artikel  1 : 
Aufgehoben  sind  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1854,  das  Dekret  vom  30.  April 
1855,  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1851,  Artikel  13  des  Dekrets  vom  18.  Fe- 
bruar 1852  über  die  Verbindlichkeit  der  Arbeiter  in  den  Kolonien  nnd 
alle  anderen  Gesetnsb«s1immangen  oder  Dekrete,  die  sieb  auf  dte  Ax^ 
beitsbflcher  beliehen. 
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Dagogen  «ollen  in  Kraft  blL'ib(?n:   die  Bestimm  mgen  des  Geseilte« 
vom  18.  Mftrz  1806  über  die  (^uittmigsbücher  der  Fabrikation  Ton  Lyon; 
diejpnifjpn  des  (Jcsetzt*^  rem  7.  März  l^^^f'  über  die  Abrecboungibücher 
fQr  Spuleo  und  Welmen  umi  Artikel  h»  ues  UeÄetztiS  vom  19.  Mai  1874 
betr.  dip  HQcber  für  gewerblich  beschäftigte  Kinder  und  miuderjlhrige 
Mädchfü.  welcher  iür  Kinder  und  minderjährij^e  Mädchen,  die  als  Lehr- 
linge oder  sonst  besebättigt  werden,  in  AuweoduDg  bleiben  soll. 
Art.  2.  D«r  Uietvertrag  Ober  Arbeit  zwischen  den  Inbabem  odar  Leitacm 
gewerblieber  Anlugen  iind  ihren  Arbeitern  ontemtebt  deo  Vonebriftei 
des  gemeinen  Recbto  ond  kann  ia  den  Formen  fettgostellt  werden,  welche 
nnianehmen  die  kontrftbierenden  Pftrteien  eich  einigen.  Diese  Art  Ter» 
trag  ist  vom  Stempel  und  der  EintragungsgebAhr  befireit  —  Ali.  S. 
Jeder»  der  teine  Dientte  Tordingt,  kann  beim  BrlOecben  dee  Vertrages 
▼on  demjenigen,  dem  er  «e  rermietet  hat,  bei  Strafe  dei  Sehadeoer^ 
eataes,  ein  Zeugnis  fordern,  das  aussohl  ioMÜch  das  Datnm  seines  Eintritts, 
das  Beines  Austritt«  und  die   Art  seiner  Bescfaftfiigiui^'  enthält.  Dies 
Zeugnis  M  vom  Stempel  und  der  Kintragungsgebiihr  befreit. 

Grossbfitwmien.  Gesetz  in  103  Artikeln  vom  18.  Augast  zur  Koo- 
8  0 1  i  d  a  t  i  0  n  and  Eleform  der  Qesetie  Aber  Handwerker-  und  Ar  bei- 
ter  -  Wohnungen. 

Kusslaud.  Gesetz  für  Finnland,  vom  15.  August  1889 ,  betr.  den 
Scliutz  der  Arbeiter  in  den  i  ti  d  u  8 1  r  i  e  1 1  e  n  Gewerben.  —  §  7.  Al^ 
Arbeiter  m  Fal'riken,  beim  Handwerke  oder  einem  anderen  industr ielKn 
Betrieb  dürfen  Kinder,  welche  das  zwölfte  Lelunsjahr  noch  nicht  vol- 
lendet haben,  nicht  an(,'e8tellt  werden,  ebenbov,  enig  Kinder  oder  jugend- 
liche Personen,  welche  infolge  von  Kriinklichkeit  oder  körperlicher 
Schwäche  unter  solcher  Arbeit  leiden  könnten.  —  Ein  Gewerbetreibender, 
bei  welchem  Kinder  oder  jugendliche  Personen  als  Arbeiter  angestellt 
sind,  mosB  stets  mit  den  das  Alter  jener  Personen  ausweisenden  Pre* 
digerscbeinen  versehen  sein.  Dem  Pabrikinspektor  obliegt  es,  bei  gege- 
benem Anlass  ein  ärstUches  Zeugnis  darflber  sn  fordern,  ob  die  Arbeit 
aus  dem  oben  angegebenen  Grande  fQr  einen  solchen  Arbeiter  nachteilig 
ist,  und  hat  der  Gewerbetreibende  das  Zeugnis  binnen  beetimmtar  Zeit 
BQ  beschaffen ,  im  Fall  er  den  betreffenden  Arbeiter  in  seinem  Dieosts 
behalten  will.  —  Die  Worte  Kind  und  Knabe  beieichnen  in  dieser  Ver- 
ordnung Personen  unter  fQnfiehn  Jahren  und  die  Ausdrflcke  jagend- 
liehe  Person,  Jüngling  und  junges  Weib  solche,  welche  das  fünfzehnte, 
jedoch  nicht  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben.  —  §  8.  Ia 
Bergwerken,  Hütten  ,  Fabriken  oder  anderen  fabrikmftssig  betriebessa 
Gewerben  dürfen  Kinder  oder  jugendliche  Personen  zu  einer  anderen 
Tageszeit,  ah  von  5  Uhr  morgens  his  9  Uhr  abends  nicht  beschäftigt 
werden;  desgleichen  d;vrf  mit  Einberechuung  der  Pausen  die  .Arbeitt- 
zeit  der  crsteren  nicht  sieben  und  die  der  letzteren  nicht  vierzehn 
StuDdea  (ibersteigeo.  —  Kinder,  welche  in  solcher  Arbeit  vor  12  Uhr 
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mittags  thiUiY'  ;^'♦■wp8on  sind,  dürfen  dazu  nach  l  IThr  desselben  Tagei 
nicht  verwendet  werden.  —  §  12.  Kinder  oder  juj,'endliche  Frauen  diirteTi 
nicht  mit  Grubenarbeit  oder  in  Steinbrüchen  unter  der  Erde  und  eben- 
gowenig  mit  Reiumachen  oder  Einölen  einer  im  Gang  befindlichen  Kraft- 
matichine  oder  Trangmissionseinrichtting  beachiittigt  werden. 

Schweiz.  Bund^sgesetz  vom  27.  Juni,  betr.  die  Arbeitszeit  beim 
Betrieb  der  Eisenbahnen  und  andern  Transportanatalten :  höchstens 
12  Stnoden  täglich  (Art.  2).  ~  tTnunterbroebene  Rnbeseit  fOr  daa  Ha- 
»ohineii»  und  Zogspertooal  mindestens  10  Stunden,  f&r  das  fibrige  Per* 
sonal  9  Stunden  (Art^  8).  —  Im  Jabre  52  Tage  frei,  von  denen  jeden- 
fialts  17  anf  den  Sonntag  lallen  sollen  (Art.  4).  —  Art,  5.  Der  ordent- 
liche GQterdienst  an  Sonntagen  untersagt. 

MtMW.   Unfall-  Versiebernng  vgl.  ^erfassnngsreebt. 

SehweiM,  Bnndesgesetz  vom  28.  Joni  1889,  betr.  die  H  i  1  f  s  k  a  s  s  •  n 
der  Eisenbahn*  and  DampfsebiffsgeRellschaften. 

ZQnA,  Verordnen <7  vom  5.  Juni  1889,  betr.  das  Wirtschafts- 
gewerbc.  1.  Die  für  den  Betrieb  einer  Wirtschaft  angestellten  Be« 
diensteten  dürfen  nicht  in  übermässiger  und  ihre  Gesundheit  gefähr- 
dender Weise  angestrengt  werden.  —  §  2.  Zur  Bedienung  der  Gliste 
sollen  nur  solche  Angeslelltc  verwendet  werden,  welche  da8  It».  Alters- 
jahr zurückgelegt  haben.  Zu  H üfsarbeiten.  z.  B.  Reinigen  von  (ieacliirr, 
Kegelaufsetzen  etc.,  dürfen  avich  FVr.Honen  unter  In  Jiihren  Verwendung 
finden,  jedoch  nicht  länger  als  bis  i)  Uhr  abend«,  Au^nahrnställe  bei 
unvorhergesehenem  starkem  Besuch  der  Wirtschaft  (besondere  Anlässe) 
vorbehalten.  —  §  3.  In  Wirtschaiicn,  welche  andauernd  stark  besucht 
werden,  äolijeweilen  eine  entsprechende  Ablösung  im  Dienste  stattfinden 
und  fiberdiee  den  Angestellten  alle  14  Tage  ein  halber  Tag  (mindestens 
6  Stunden)  freigegeben  werden. 

Tin.  BealTersioheniBg.  Vermfigeniaelwti. 

OfüBah.  Beum*  Gesets vom 29.  Hftn,  dieLandesfenerlOeoh- 
Ordnung  betreftnd. 

Chrouh»  Hutm.  Gesets  vom  28.  Sept ,  betr.  die  B  r  a  n  d  v  e  r  s  i- 
cherungsanstalt  f&r  GeUlude  (in  78  Artikeln). 

EL  Setat«  der  Vrkabemekte. 

Ö»*  Ungarn.  Geseti  v.  4.  Februar  (Ges.- Art.  II)  über  den  Marken- 
•  Chats. 

JVonfereicft.  Gesete  vom  8.  tfa!,  betr«  Abftnderang  des  Gesetses  vom 

88.  Juni  1857  über  die  Fabrik-  und  Handelsmarken. 

Schtoeiz.  B.-Gesetz  vom  26.  Sept.,  betr.  den  Schutz  der  Fabrik- 
and  Handelsmarken,  der  Herkunftsbeseichnungen  von  Wiiren  und  der 
gevirerblicben  Ansseiebnungen,  wirksam  vom  1.  Juli  18dl.  —  Biesu  Voll* 
aiehungsverordnung  vom  7.  April  1891. 

X.  W&sserrecht.    Strassen-  and  Wegwesen. 

EkaU'L,  Qeset»  vom  30.  Juli,  betr.  die  autorisierten  Genosse  n- 
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lohaften  tmm  Zwecke  der Begelnng  tob  Feldwegen,  eewie  der 
Berttellittig  Ton  BewAtternngen  und  Buiw&eeer ongeo. 

Ö.'üngairH.  OeeetiTom  4.  Febnwr  (06e.Art  [)  in  16S Paragraphen 
fiber  die  OfFenttiehen  Straelen  und  Hanthen. 

XL  AgrargesetsgeboDg  and  lutre  leleBieatioa. 

Preumm.  Oesets  vom  27.  Juni  fiber  Bentengater.   §  1.  Die 
eigentfimliche Gebert ragun  g  einetOrundetfioks  gegen  üeber- 
nahme  einer  festen  Geldrente  (Renteogut),  deren  Ab- 
lOebarkeit  Ton  der  Zastimmnng  beider  Teile  abhängig  gemaebt 
wird,  ist  snläsrig.  —  Die  Feststellung  des  AblCsnngsbetrages  nnd  der 
KfindigQogsfriit  bleibt  der  vertragsmfttmgen  Bestinmnng  Oberlaseen* 
Von  dem  Rentenberechtigten  dnrf  jedoch  ein  höherer  AblOsangtbetnig 
als  der  zwansigfaehe  Betrag  der  Rente  nicht  gefordert  werden»  wenn 
die  Ablösung  auf  seinen  Antrag  erfolgt.  —  Bei  der  Eintragung  der 
Rente  in  das  Grundbuch  müssen  die  Abreden  über  den  Ausschluss  der 
Ablösbarkeit,  sowie  über  die  Feststellnng  des  Abl(Ssung8betrage8  und 
der  RündiguDgafrist  io  das  Grundbuch  eingetragen   werden.    Ist  dies 
nicht  geschehen,  so  gilt  Dritten  gegenüber  die  das  Griindstück  belastende 
Heilte  nl»  eine  solche,  welche  vor»  dem  Ver|iflichtete  n  nach  s^echfnioua- 
tigur  Kiiudtguug  mit  dem  zwanzigfachen  Betrage  abgelöst  weiden  k;inn. 
—  Das  llentengut  rauss  frei  von  denllypothckeu-uni 
Grundschulden  des  Grundstücks,  von  dem  es  abge- 
trennt wird,  begründet  werden.  —  Auf  die  Ve^^,^l.s^e^ung 
zum  Zwecke  dei  Bildung  von  Uentengütern  ünden  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  den  erleichterten  Abverkauf  von  Grundstücken  An- 
Wendung  mit  der  Massgsbe,  divss  das  Unschftdiicbkeitsattest  auch  bei 
der  AbverSlnsserong  grosserer  Trennstücke  erteilt  werden  kann,  wenn 
die  Sicherheit  der  Realberechtigtoa  dadurch  nicht  Termindert  wird.  — 
§  2.  Den  festen  Geldreoten  sind  gleich  sa  achten  diejenigen  festen 
Abgaben  in  KOrnern,  welche  nach  dem  jährlichen ,  nnter  An* 
Wendung  der  Ablfisungsgesetse  ermittelten  Marktpreise  in  Geld  ahm- 
führen  sind.  —  §  S.  Sofern  bei  Vei&ossernng  eines  Gncmdstficks  gegen, 
eine  Rente  der  Erwerber  des  Rentenguts  vertragsmässig  in  seiner  Vei^ 
fOgun^'  dahin  beschränkt  wird,  dass  die  Zulassigkeit  einer  Zerteilang 
des  Gruudstficks  oder  der  Abveräusserung  von  Teilen  desselben  von 
Zustimmung  des  Renten  her  eohtigten  abhängig  sein  soll ,  so  kann  die 
▼ersagte  Einwilligung  durch  richterliche  Entscheidung  der  Auseinander- 
setzungsbohönle  ergilnzt  werden  ,  wenn  die  Zerteilung  oder  Abveräu*- 
seruug   im   geiueinschaftlichen  Interesse    wünschenswert   erscheint.  — 
§  4.  löt  dem  Erwerber  eines  Hentenguts  vertragsmilssig  die  Pflicht  auf- 
erlegt, die  wirtschaftliche  ^Selbständigkeit    des  übernommenen  Grond- 
stück«  liurcu  Lirhaltung  de^  baulichen  Znstandes  darauf  betiudlicber  oder 
darauf  zu  errichtender  (lebäude ,  durch  Erhaltung  eines  beätiramten 
iauuvvutäciiaiLiicuea  iaventars  auf  derselben  oder  durch  andere  Lei* 
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stungen  dauernd  zu  sichera,  kann  der  Verpflichtete  durch  rKhter- 
liche  EntscheiilntiLi;  der  Aaeeinand-jrsetzunfjsbehörde  ?on  seiner  Vtriitiich- 
tung  befreit  werdt'n,  wenn  der  Autrecbterhaltung  der  wirtscliuitlicheu 
Selbständigkeit  des  GiunUstücks  überwiegende  gemein ^Mrl8ch-l^tllche 
Interessen  entgegenstehou.  —  §5.  Wird  im  Falle  des  §  :>  die  Zuatim- 
mung  des  Keutcnde rechtigten  ergänzt  oder  wird  im  Falle  dca  §  4  die 
Befreiung  des  Verpflichteten  au» i^ea prochen,  so  kann  der  Reutenberech- 
tigte,  wenn  im  Vertrage  uicht  etwas  anderes  bestimmt  ist,  die  Ablö- 
sung der  ganzen  Rente  zum  fönfnndzwanzigfachen  Betrage  Terlangen. 

Preussen.  Haubergordnong  vom  9.  April,  fOr  den  Ktt&t  Al- 
teukircheu.  —  §  1.  Haubergo  im  Sinne  dieses  Qeäetiees  sind  dieOrond- 
stacke  in  den  Qemarknngen  ete,,  welche  gegenw&rÜg  sn  Hanbergver- 
bänden  gehOven  nnd  bisher  der  Pollieiordnung  über  die  Bewirteohaftnng 
der  Hanberge  in  den  Aemtem  Freuibnrg  nnd  Friedewald,  Kjeiies  At- 
tenkirchen, vom  21.  KoTbr.  1886  unterworfen  gewesen  sind.  ^  §  2.  Die 
Hanberge  bleiben  ein  nngeteiltes  nnd  unteilbares  Qesamteigentnm  der 
Besitser  und  behalten  ihre  bisherige  örtliche  Begrensangp  eo  lange  nicht 
Aendemngen  nach  Massgabe  dieses  Geseties  eintreten.  ^  §  8.  Dem 
Hanbergrerbande  können  durch  Beschluss  der  Banberggenoasenschaft 
andere  an  ihrer  VerfBgung  stehende  Grundstöcke  cinTcrleibt  werden, 
nachdem  dieselben  von  allen  darauf  ruhenden  Pfandverbindlicbkeiten 
nnd  sonstigen  dinglichen  Lasten  befreit  worden  sind.  Auf  Antrag  der 
Oenoesenaehaft  ist  die  Einverleibung  im  Grundbuche  zu  vermerken.  Nach 
Eintragung  dee  Vermerks  unterliegen  die  einverleibten  Grundstücke  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetsea.  —  §  4.  Ans  dringenden  Gründen  des 
landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen  Bedürfnispes  oder  des  Verkehrs, 
sowie  zu  Zwecken,  welche  die  Einleitnncr  des  I^uteigimugaverfahrens 
rechtfertigen  würden,  können  einzelne  Kluchi  n  lul  Antrag  der  Genossen- 
schaft durch  Beschluss  des  Schöffenrats  27)  vom  Haubergverbando 
befreit  werden.  Der  Besclihiss  bedarf  der  Genehmigung  des  Regierungs- 
prasidenteu.  Die  befrei tcji  Flächen  »lud  den  durch  dieses  Gesetz  vor- 
r^pRchriebonen  NutzungBbödchräukungen  nicht  unterworlcn.  —  §  6.  Ihc 
HauberggenoBsenschaft  kann  unter  ihrem  Namen  Rechte  erwerben  und 
Verbindlichketten  eingehen.  Die  VerpHlndung  eines  Haubergs  ist  fortan 
nnzul&ssig.  Die  eonatige  dingliche  Belastung  darf  nur  für  Zwecke  er* 
folgen,  welche  die  Einleitung  des  Enteignungsverfhhrene  lechtfertigen 
würden ,  und  bedarf  der  Genehmigung  des  Regierungaprftsidenten.  — 
§  7.  Die  Anteile  der  einzelnen  Genossen  an  dem  Hanberge  bestimmen 
sich  nach  dem  bisher  ftUichen  Massstabe.  DenGenossen  steht  die  freie 
Verfügimg  über  ihre  Anteile  «u.  Jedoch  dürfen  die  Aateüe  unter  das 
für  jeden  Hauberg  jetat  bestehende  geringste  Einheitsmass  hinab  nicht 
geteilt  werden.  Ist  ein  solches  nicht  mit  Sicherheit  au  ermitteln,  so 
erfolgt  die  Festsetanng  eines  Minimalmnheitsmasiee  nach  Anhörung  des 
HanbergTorsiandes  durch  den  Schöffienxat.  Der  Beschluss  desselben  be* 
Ssllsohr.  f.  Blasisw.  ISSl.  IV.  Heft.  48 
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darf  der  Beitfttigiuig  des  Regienmgspfftndeiiieii.  —  {  8.  -Die  Haaberge 
und  die  Zahl  ihrer  Anteile  'werden  in  dai  Gnudbiich  eingetngen.  » 
§  9*  Zu  den  fllr  die  GenoeBenschaft  geraeineehaAUehen  Laaten,  Kosten, 
Dieniten  und  Naturalleiatongen  tilgt  jeder  Qenoiee  nach  YerhUtaia 
teineo  Anteils  beL  Nach  demselben  Ferhflltnis  werden  die  gemeinschaft- 
lichen Ntttsangen  verteilt  —  §  10.  Pächter  oder  Nutraiesser  Ton  Ban- 
bergantdlen  treten  in  dieOenossenschaftspfliohten  des  Eigeatftmera.  Die 
Genossenschaft  kann  sieh  jedoch  auch  an  den  letsteren  halten.  <—  §  11.  FVIr 
jeden  Hanberg  ist  von  dem  Vorsteher  (§  18)  ein  Lagerbnch  sa  führen  etc«, 
in  welchem  a)  die  Grösse  und  Art  der  Geno^'scnschaflsgrundstucke^ 
b)  Vc r5,u de rungen  durch  Einverleibung  anderer  GruudsiQcko  (§  3)  oder 
dorch  Befreiung  vom  Haubergverband  (§§  4,  5),  c)  die  Anteile  der  Ge- 
nossen, d)  die  Verändeningen  in  dem  Eigentum  der  Anteile,  e)  das  för 
die  Anteile  bestehende  f^eringste  Einheitsmaas,  f)  die  genehmigten  Ab- 
weichungen vom  regelmSssigon  Wirtschaftsbetriebe  (s;  l'r^ .  g)  die  auf 
dem  Uivuberge  rahenden  I. asten  zu  veraeichnon  und  nac Ii/ at ragen  sind, 

—  §  12.  Zweck  der  Haubergwirtschaft  ist  die  Eraiebung  von  Nieder- 
wald, vornehmlich  von  EichenscbälwaM  mit  welcher  nach  dem  perio- 
dischen Abtriebe  ein  einmaliger  Getreidebau  verbunden  wird,  falla  nicht 
die  iienoasenscbaft  von  dem  Getreidebau  ganz  oder  teilweise  absusefaen 
besohl iesst.  Die  Einführung  einea  anderen  Wirtschaftabetriebes  an  Stelle 
der  Niederwald  Wirtschaft  kann  auanahm-jweise  für  eiir/rlne  (irundätücke 
auf  Antrag  der  Genossenschaft  von  den»  Schöffenial  gcuehuugt  werdeo. 

—  §  13.  Für  jeden  Hauberg  ist  ein  Betriebsplau  und  ein  jährlicher 
Hauungs-,  Kultur-  und  Hütungsplan  aufzustellen.  Bei  der  Aufstellung, 
Prüfung  nnd  Feststellung  dieser  Plftne  tritt  an  Stelle  des  Kreiaaas- 
sohnases  der  SehOSearat.  »  $  14.  Oer  periodieelie  Abtrieb  finde!  in  der 
Bogel  in  einem  Umtrieb  von  16  bis  18  Jahren  atatt  Ein  kürieter  Um- 
trieb  ist  nur  miter  besonderen  Verh&ltnissen  vom  Regierungsprftsideaisn 
so  gestatten,  —  §  15.  Die  Weidenutsong  ist  den  Zwecken  der  Hob- 
aneht  untergeordnet  (N&heres  hierfiber  im  Qeeets.)  —  Die  $9  16  £ 
regeln  dieKompelens  der  Versammlung  der  Hanberggonossen, 
des  Vorstandes  und  Vorsteher«  u.  s.  w.  —  §  24.  Die  Verwaltnag  des 
Kassen-  und  Rechnungswesens  ist  einem  fiechner  an  flbertrageii.  Die 
Rechnung  ist  vor  dem  1.  Mai  des  dem  Rechonngsjahre  folgenden  Jahres 
zn  legen  und  an  einem  ortBublieh  bekannt  zu  machenden  Orte  acht 
Tage  lang  zur  Einsicht  der  Genossen  bereit  lu  halten.  Die  Prflfongnnd 
Feststellung  der  von  dem  Haubergreehner  gelegten  Rechnung  erfolgt 
nach  Beschlnss  der  Genossenversammlnng  entweder  durch  den  Vorstand 
oder  durch  eine  von  der  Versammlung  gewählte  Kommission.  —  §  25.  Zum 
Schutze  der  Hauberge  und  zur  Ausführung  der  Anordnungen  des  Forst- 
»achversständigen  sind  Haubergschutzen  anzuatelleu.  —  §27.  Der  Schaf- 
fen rat  besteht  aus  dem  Landrat  und  12  gewühlten  UaubergschÖtleD. 
von  denen  die  üauberggenoBsenschaftea  in  der  Bürgermeisterei  Gebhard«- 
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bain  einen  Schöffen,  in  der  Bürgermeisterei  Betzdorf  zwei,  in  der  Bür- 
germeiaterci  Daaden  vier  und  in  der  Bürg»»riiit  isterei  Kirchen  fünf 
Schöffen  zu  wählen  haben.  Für  jeden  Schotten  iiit  gleichaeiUg  ein  Stell- 
vertreter zu  wählen.  Die  Wahlen  ertolgen  unter  Leitung  des  Land- 
rats durch  die  Hauber(,'Torstehcr  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Wähl- 
bar ist  jeder  im  Kreise  Altonkirchen  wohnbafto,  im  Besitze  der  bür- 
gerlichen Ehrenrechte  befindliche,  volljährige  Eigentümer  eines  Uauberg- 
anteiles.  Die  Wabl  geschieht  anf  sechs  Jahre  Alle  drei  Jahre  scheidet 
die  llilltte  der  Gewählten  aus.  Die  da«  erstemal  Ausscheidenden  werden 
durch  das  von  der  Hand  des  Landrats  zu  ziehende  Los  hcetimmt.  Die 
Ausscheidenden  können  wiedergewilhlt  werden.  Der  l>andrat  beruft  den 
Schöffenrat  uud  führt  in  denselben  den  Vorsiti  mit  vollem  Stimmrecht. 
Die  Anwesenheit  des  Vorsitzenden  und  von  sieben  Schöffen  genügt  zur 
Beschlussfuhigkeit.  Der  Beschlussfassun^  des  Schöffenrats  unterliegen 
ausser  den  an  anderen  ^Stellen  dieses  Gesetzes  erwähnten  Angelegen- 
heiten die  MeioungsTerschiedenheiten  zwischen  dem  Forstsachverstün- 
digea  und  dem  H&nberg vorstand  in  Betreff  dee  Betriebs-,  Hanungs, 
Kattnr-  und  HntDcgsplane«.  An  den  Verbandlnngen  des  SehQffenxaU 
über  fonttechnieehe  Oegeneiinde  nimmt  der  beireffisnde  ForsteacbTer- 
etftndige  mit  beaeblieeaender  Stimme  Teil.  —  §  90.  Die  den  Haoberg- 
genoaeenecbaften  gemeinsamen  Koaten»  inibeaondere  die  Besoldong  nnd 
etwaige  Pension  des  FomtsachTerstftndigen  werden  von  den  einzelnen 
Genossensohaften  naoh  der  Fläcbe  aufgebracht ,  Ton  dem  Scbdffenrat 
verteilt  und  von  dessen  Vorsitaenden  eingesogen.  Sie  fliessen  in  eine 
gemeinsohaftliehe  Kasse»  welehe  von  dem  SchSffenrat  verwaltet  wird* 
'  BrautudiiDeig.  Gesets  vom  19.  Mai,  betr.  die  ungeteilten  Ge- 
DOBsenschaftsforsten  (Intere^otschaftsforsten) :  Anordnung 
eines  Bewirtschaftungsstatntes,  ßegelnng  der  Natsungsreohte,  ihres  Be- 
sitewechsels  u.  s.  w. 

Kömgr.  Sachsen.  Gesetz  vom  29.  April,  betr.  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten der  Zusamraenlegungsgenosaenschaften. 

Russhmd.  Ein  Gesetz  vom  4.  Juni  18S9  beginnt  die  Regu- 
lierung der  inneren  Kolonisation  {Fcrcssodenje),  gegenüber 
dem  Zug  armer  Hauern  nach  dem  >rernon  Osten«  dea  europrii>cbon  und 
a^^iatischen  liussland.  Das  genannte  Gesetz  »fiber  freiwillige  üeU'rsie- 
dolung  von  Bauern  und  Kleinbürgern  auf  S  t  a  a  t  s  1  ä  n  d  e  r  e  i  e  n<  be- 
stimmt, dass  l'ebcr.siedelungen  nicht  anders  zugelassen  werden  als  auf 
vorherige  Genehraigung  der  Minister  des  Innern  und  der  Staatsdomänen. 
Die  Genehmigung  erfolgt  nur,  wenn  die  von  den  Bittatellern  angege- 
V>enen  und  von  den  vorges.  Behörden  bestätigten  Gründe,  die  sie  zur 
Auswanderung  bestimmen,  von  den  genannten  Ministern  för  stiehhaltig 
befunden  sind  und  der  Staat  über  freie  Ländereien  verfilgt. 

XII.  Volkswirtschaft. 

1)  Jagd  und  Fischerei. 

48* 
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Würitemb&rg.  V.O.  Yom  24.  Dezember  1889,  betr.  üie  Aatfibnng 
der  Flachere  i  (in  20  §§). 

2)  Ackerbau  und  Tierzucht. 

Baden.  Gesetz  (51  Artikel)  vom  26.  Juni,  betr.  die  Vereicli«- 
rnng  der  &  ind  Viehbestände:  1)  0  rts- ViehversichernDgt» 
anstalten  auf  Beschlnss  des  Gemeinderates  und  mit  Zustimmnng  der 
Rindviehbesitzer. —  Versicherungsgegenstand:  Die  durch  ümstehen  oder 
Notschlachtung  der  Tiere  verursachten  Verluste.  —  Die  Zustimmung  der 
Viehbesitzer  ist  gP'^'eben :  a)  wenn  mehr  als  die  Hälfte  der  Be!*it5ser 
von  dauernd  in  der  Gemeinde  eingeatelltcm  Rindvieh  dem  Antrag  auf 
Eli ichtuü^x  7.ustimmt,  b)  die  Zustimmenden  mehr  als  die  Hälfte  des  Rind- 
viehötaudeö  besitzeu  (Artikel  2).  —  Art.  8  ff.  reprelt  die  Auascbliosäuag 
bestimmter  Viehbesitzer  mit  besonderem  iiiHikj  durch  den  Bezirk^rat, 
die  Ausschliessung  von  Tieren  unter  drei  Moiiattn,  von  liandelsvieh  und 
Stell vieh,  von  mit  Gewährleistnngsverzicht  erworbenen  Tieren.  —  Ar- 
tikel 10  AT.  verlangen  und  regeln  das  Viehversicheruugsrer- 
zeichnis.  —  Die  Schlachtung  von  schwer  kranken  Tieren  (Notachlacii- 
tuog)  ist  für  die  Regel  vom  Vorstand  anzuordnen  (Art.  19  S.).  —  Die 
Entsohädignng  fBr  omatetieDde  bezw.  der  NotMlilaebtilog  v«ifiil> 
lende  Tiere  beträgt  7,  besw.  8  Zehntel  dei  durch  Sclifttsung  za  ermii- 
teloden  gemmnen  Wertet.  —  Artikel  28  ft  ordnen  den  Yerfiill,  die 
sagung  nnd  Verkflnung  der  EntwdiftdiguDg.  —  2)  Terbandever- 
siehernng (Art. 32 if.>.  Die OrttverneheningHuiktalten kdonen  duck 
det  Ifinitterinm  des  Innern  ea  einem  7er band  (»Verneherangt* 
yerbnnd«)  «mit  der  Wirkung  Tereinigt  werden»  de«  der  einseinen  Orte- 
anetftlt  von  der  durch  eie  bd  leietenden  EntedhKdigongeenniaae  V«  nr 
Last  bleibt  nnd  die  Übrigen  drei  Viertel  aaf  die  fibrigen  enm  Verband  g^ 
hörigen  Anstalten  naohlfaesgabedeeVenicherungewertB  nmnulegen  sind.« 

8)  Qewerbe  nnd  Indnetrie. 

0,'Unffaim,  Geeete  8.  Aprü  (Gea.Art  XIII),  betr.  die  staal- 
liohe  Begflnetigung  der  heimieehen  Indnetrie.  —  Die 
Begünstigungen  bestehen  für  eine  groBM  Zahl  in  §  1  speziell  aolge- 
führter  Indostrien  neben  der  Befreinng  Ton  der  Hansstener  in  der  Be* 
freinng  Ton  der  Erwerbs-  besw.  Bergbanetener,  dem  allg.  Einkomment* 
stenerBQSoblegei  den  Gemeindeumlagen  hiesn ,  vereehiedenen  OebOhm 
und  Taxen  (§  2).  Nach  g  4  ist  der  Handetaminieter  ermftohtigt,  fiaa* 
materialieo,  ICasohinen  und  Hasehinenbeetnndteile  fta  begflnetigte  War 
briken  des  §  1  anf  den  Staatsbahnen  den  Traneport  mm  Selbelkcetea« 
preise  der  Bahnverwaltung  zu  bewilligen. 

Ö.- Ungarn.   Gesetz  vom  8«  April  (Ge8,Art  XIV.),  betr.  die  Steuer* 
und  Gebühren-Begünstigungen ,  welche  den  die  vaterländische 
Industrie   u n ter st atsenden   Q eldi ns ti ta tea  gewfthrt 
werden  können 
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4)  Ha  n  deli-,  Bdrs  en  -  und  Mar ktw dien. 

5)  Bank*  nnd  Kreditweten. 

Qro&th.  BrnoL  Oes.  vom  15.  Oktober»  betr.  Enioktang  einer  L  an- 
deskrediikaNe.  Gew&brang  Ton  leitene  der  Kaeie  nnkttadbaren, 
jedoob  mit  mindetfeni  1  j&brlioh  tilgbaren  Darlehen  ant  Mitteln, 
welche  durch  Veräueaerung  von  der  Staataschuldenkommission  zar  Vef^ 
n^gung  zu  stellender  StaatMchuldverschreibangen  flQssig  werden*  — 
Nach  Artikel  9  haben  die  durch  die  all  mähliche  Herabmindemng  des 
Schuldkapitals  ersparten  Zinsen  gleichfalls  zur  Tilgung  zu  dienen.  Dia 
Höhe  dcf  Znisfaases  für  dio  zu  gewahrenden  Darlohen  wird  mit  Zustim- 
munrr  <^er  ^Stände  featgesetst  und  bleibt  bis  zu  anderweitiger  Verein ba* 
ruDg  giltig. 

Ö.-Ungam.  Gesetz  r.  3.  Juni  1890,  über  die  der  Oesterrei- 
chisch-UngarischenBank  zu  gewährende  Ermächtigimg»  War- 
rants eskomptiereu  zu  dürfen:  §1.  Die  Oest^rreichisch -Ungarische 
Bank  ist  berechtigt,  ausser  dem  Betriebe  der  im  §  ö6  ihrer  Staluleu 
aufgestellten  Geschäftszweige  auch  jene,  von  Ofientlicben  Lagerhäusern 
ausgestellte  Warrante  su  eskomptieren,  die  anf  Oeterreiohiaohe  Währung 
lauten,  mit  der  üntersehrift  von  swei  Bahlnngifthigen  bekannten  7er» 
{»Sichteten  vereehen  nnd  längsteoe  binnen  drei  Monaten  innerhalb  der 
Qeterreichiich-nngariiehen  Monarchie  aahlbar  sind*  Der  Generalrat  der 
Oeeterreiehieeh*üngarieehen  Bank  bestimmt,  von  welchen  Lagerh&neem 
aoegeetellte  Warranta,  beiQglioh  welcher  Warengattung  nod  bie  an 
welcher  Quote  ihres  Seh&tiungewwtee,  beiiehnngsweiee  ihres  Flata- 
pieises  nnd  unter  welchen  sonstigen  Bedingungen  eskomptiert  werden 
können.  Die  Bank  iet  nicht  rerpflichtet,  die  Ablehnung  der  Eskomp- 
tiernng  an  begrQnden.  —  §2.  Die  in  den  §§  62,  63  und  84  der  Statuten 
der  Oesterreichisch-Ungarischen  Bank  hinsichtlich  der  Zensur  der  Wechsel 
nnd  deren  Einrechnung  in  die  bankmässige  Bedeckung  enthaltenen  Be- 
stimmungen sind  atif  die  zum  Eskompte  eingereichten,  respektife  es* 
komptierteu  Warrants  entHprechend  anzuwenden, 

Italien.  Gesetz  vom  17.  Juli  über  Konzession  von  Privat-Boden- 
kreditanstalien. 

6)  Transport  -  und  Eommunikationswesen. 

Grosthritannien,  Tiefladelinie-Gesetz  vom  26.  Juli.  Das  Gesetz  be» 
Bweekti  beim  Seetransport  das  üeberladen  der  Handelasch itfe  zu  verhin- 
dern, nnd  beneht  sieh  im  Wesentlichen  znnftchst  nur  auf  Britische  Schiffe. 

7)  Geld-,  Mflns«,  Mass-  und  Qewichtsweeen. 

Verrimgte  SiaaUn.  Gesets  vom  14.  Jnli  Aber  Ankanf  von  Silber- 
barren nnd  die  Ausgabe  ?on  Schatiao Weisungen  darauf  (Silberbill) 
Sektion  1.  Der  Finanzminitter  wird  hierduroh  angewiesen,  von  Zeit  sn* 
Zeit  Silberbarren  (bullion)  im  Gesamtbetrage  von  4V9  Millionen  Unzen, 
oder  so  viel  wie  ihm  davon  angeboten  wird,  in  jedem  Monat  som  Markt* 


Digitized  by  Gopgle 


750 


Scfaftffle:  Uebecaicht  Aber  die  VertrSge, 


preise,  der  jedoch  einen  Dollar  fRr  371,26  Gr:in  Feinsilber  nicht  fiber- 
iteigen  darf,  anainkaufeii  und  zur  Zahlung  für  die^o  Ankaufe  Schatz^n- 
weiäuugen  der  Vereinigten  Staaten  in  der  von  ihm  au  beatimuieiiden 
Form  in  Abschnitten  von  1  bis  1000  Dollar«  auszugeben.  —  Sektion  2. 
Die  nach  den  Böstiiumungen  dieses  Gesetzes  ausgegebenen  Scbatz^inwei- 
öungen  «ollen  auf  Verlangen  beim  Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten 
oder  den  Unter-Schatzämtern  der  Vereinigten  Staaten  in  Münzen  em- 
lösbar  sein  und  Uiuleu,  weiia  eingelöst,  von  neuem  ausgegeben  werden; 
doch  soll  der  Betrag  der  ausstehenden  Noten  jederzeit  nieht  grOaaer  oder 
geringer  sein  ala  der  Wert  des  dafür  gekauften  SilberbuUion  und  der 
daraus  geprägten  Standard-^ilber-DoIlart.  Diese  Schatsanweisnngen 
sollen  ein  getetiliohes  Zahlnngsmittel  cur  Bezahlung  aller  OlTentlicheB 
nnd  Privatseholden  sein,  sofern  nicht  in  den  Vertrftgen  ausdraekUeh 
anders  bestimmt  ist ;  sie  sollen  för  ZOlle,  Steuern  nnd  alle  dffentlichen 
Abgaben  in  Zahlong  genommen  und  demnächst  wieder  in  Umlauf  ge- 
eetst  werdm  nnd  kOnnen,  wenn  sie  im  Besits  von  Nationalbankea  ided, 
als  ein  Teil  ihrer  gesetzlichen  Reserve  angesehen  werden.  Auf  Ver- 
langen der  Inhaber  solcher  Schatzanweisungen  soll  der  Finanzminister 
nach  den  von  ihm  zu  erlassenden  Vorschriften  diese  Noten  in  Gold-  oder 
SiibermfiD;^en,  je  nach  seinem  Ermessen,  einlösen,  indem  es  die  ausge- 
sprochene Politik  der  Vereinigten  Staaten  ist,  diese  beiden  Metalle  auf 
gegenseitiger  Parität  nach  dem  bestehenden  oder  nach  einem  durch 
ein  «püteres  Gesetz  zu  bestimmenden  Verhältnisse  zu  erhalten.  —  Sek- 
tion Der  Fiiianzmiuister  soll  von  dem  nach  den  Bestimmungen  dieüe« 
Gettet/e«  angekauften  t^ilbeibullion  bis  zum  1.  Juli  1891  monatlich  zwei 
Millionen  Unzen  io  Standard-Silber-Oollars  prägen  lassen,  nach  dieteoi 
Zeitpunkte  aber  nur  so  viel,  als  für  die  Kinlßsung  der  hierin  erwähnt i.n 
tfchutzauweianngen  erforderlich  ist.  —  Sektion  5.  Das  Gescti  vom  "IS.  Fe- 
bruar 1878,  betreffend  die  Prägang  des  Standard-Silber- Dollars  und  die 
Wiederherstellnng  des  Charakters  desselben  aU  gesetalichen  Zahlung»» 
mittels,  wird,  soweit  es  den  monatlichen  Ankanf  von  SilberbuUion  in 
Werte  von  2  bis  4  Millionen  Dollars  und  dessen  Ansmüncnag  in  Silber- 
Dollars  betrifft,  hierdurch  aufgehoben.  —  Sektion  7.  Dieses  Qesets  tritt 
SO  Tage  nach  seiner  Annahme  in  Kraft. 

Xm.  Finaniwesen. 

Erstens:  Fiuanzgesetz,  Etats-,  Kassen  -  uudlCech* 
nungswesen. 

Zweitens:  Staatseinnahmen. 

1)  aus  Staatseigentum. 

2)  aus  Abgaben. 

a)  ans  direkten  Abgaben: 
Bremen,  Gesetz  vom  12.  Jnni  1889:  §  2  hebt  die  Veipflichtnag 
nur  Ablegung  ds  Steuereides  auf. 

JAÜbedt,  Oeseta  vom  12^  Juli,  betreffend  die  Vermessung  und  ffa* 
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iftstrierang  der  mnorhAlb  dar  Stadt  Lllbeek  gel^geneä  0 r n n d- 
ttfleke. 

XAbedb  GeietB  Tom  29.  No? ember,  betr.  die  Q  r  n  n  d  -  «od  G  e- 

Ijiludestener  zur  Bestreitung  der  aus  der  Kasse  der  Verwaltenge- 
bebdrde  (fir  atädtiscbe  Gemeindeanstalten  zn  leisten- 
den Ausgaben.  —  Der  EioheiiMatz  betragt  tod  je  10  Mark  des 
jährlichen  N  u  t  z  u  n  gs  wer  tes  der  Gobiiude  und  Grundstücke: 
10  Pf.  in  der  Stadt  L.,  15  im  inneren  Toratädtiscben  Wegebezirk,  6  Pf- 
im  äusseren  vorstÄdtischon  Wegebozirk,  3  Pf.  in  seibatst.  vor»?f;((ltischen 
Wcgebetirkcu.  Mieter  oder  Pächter  haben  dem  Eigentümer  zu  ver- 
güten, was  dieser  für  je  10  Pf.  der  Miete  oder  Pacht  entnclitet  hat; 
auf  Dienstwohnung  von  Beamten  findet  dies  sinngema^äü  Auweudung. 

Wurttcmhcry.  üesetü  vom  23.  Mai ,  betreffend  weitere  Aenderungen 
deö  Gesetzes  vom  19.  Septbr.  1852  über  die  Steuer  vom  Kapital-, 
Kenten-,  Dienst-  und  H  e  r  u  fs  -  Einkommen :  —  Artikel  1.  Be- 
freiung ^^ei^^euaeitiger  Versicherunga  gesellscbaften  von  der  Ver- 
steuerung der  Aktienzinse  in  dem  Verbältnia,  als  onter  der  Veniche- 
rongesamtiie  Teniohenrogsbeiträge  eolcber  Pereonen  begriffen  sind,  welobe 
aveaerbalb  Württemberg  wobnen.  —  Artikel  8.  Ersetzung  der  Naehho- 
lang  derDefravdatioDS  strafe  (10  faeher  Betrag  des  BiDtersogenen) 
an  der  Vertassensehaft  des  Defraudanten  durch  die  Pf  licht  der  Er* 
b  e  n  ,  die  vorgefundene  Defraudation  anaaseigeop  nnd  dtureh  ^e  weitere 
Verbindlichkeit  der  Erben,  das  Dreifacbe  der  von  dem  Erblasser  nicht 
entricbteten  (noch  an  verjährten)  Steuerbeträge  im  VerbftltaiB  ihrer  Erb« 
anteile  va  erseteen.  (Folge  der  gerichtlich  erfolgreichen  Anfechtung 
der  früheren  Bestrafung  der  Hinterlaesenachaft).  —  Bei  Unterlassung 
der  Defraudationsanzeige  verfallen  die  Erben  in  die  Strafe  des  lOfaohen 
Betrages  der  stattgehabten  Hinter  zieh  an  g- 

WürUemberg.  Gesetz  vom  23.  Mai,  betr.  die  Kommunalbe- 
gteuerun^  ded  II  a  n  e  i  er  gcwerbebetriebea.  Zuziehuu;^  von  Personen, 
welche  Wandergewerbe  betreiben,  ohne  in  W.  den  Wohnsitz  zu  haben, 
zu  den  iJezirks-  und  Gemeindeuni  lagen  desjenigen  O.A  Bezirkes,  wo  sie 
den  Betrieb  beginnen,  pro  rata  ihres  Gewerbeeiukommens  (Steuerkapi- 
tals). —  I  A  u  H  d  e  h  n  u  n  g  H  a  b  g  a  b  e«  für  den  Betrieb  in  Bezirken, 
worin  ^ie  dttn  \¥andergewerbü  betreiben,  ohne  darin  den  Wohnsitz  zu 
haben,  bezw.  zu  beginnen:  gleich  dem  5.  Teil  der  ihnen  angesetzten 
Staatssteuer. 

Oesterreich- U.  Gesetz  v.  1.  Juni,  betr.  die  Abschreibung  der  Haus- 
si n  s  Steuer  bezüglich  nur  teilweise  vernieteter  Qebftnde  nnd  der  Hans- 
klassenetener  besfiglich  der  ein  ganiee  Jahr  nnbenfltzt  gebliebenen 
GelAnde.   (AbAndernng  des  Gesetses  vom  9.  Febrnar  1882.) 

Oetterrekh'U.  Geseti  vom  19.  Juni,  betr.  die  seit  liebe  Befrei- 
ung von  der  Entrichtung  der  Erwerb-  und  Einkommenstener  für  den 
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Betrieb  der  S  c  h  i  f  f  a  h  r  t  zar  S  e  e  mit  Dampfern  \md  eisernen  oder 
stählernen  Segelaobiffen,  welche  im  Inlande  erbaut  wurden. 

b)  Am  iDdirekten  Abgaben. 
1)  au«  Venebrnngiitenerii  und  Monopolen: 

Oesterreich-  U.  Gesetz  vom  10.  Blai,  bete,  die  Anidehnong  der  Y  ei^ 
zehrungsHteuerlinieTOn  Wien  aof  eine  (groBse)  Ansahl  von  Vor- 
orten. —  KontroUegebiek  1  Kilomeier.  —  Der  dem  Geeetn  beigeg^« 
neue  Ver«.8t-Tarif  beträgt  (bisherige  Znsohttge  inbegrifen)  n.  a.:  fl.4 
fSr  Wein  in  Gebinden,  8  in  Flaschen;  7  fl.  f&r  1  Stfick  Biadneh  im  Qe* 
widit  von  mehr  als  400  Kilo;  fl.2Vi  bis  4  für  frisches  Fleisch,  5  IL  flBr 
gesalienes  und  gepOokeltes  Fleisch. 

SOgkn,  Aenderong  des  Znokeratenergesetses.  Geiets 

Yom  27«  Mai. 

FroHhrädk  Geseti  vom  26.  Juli  über  Fabrikation  und  Besteuerung 
Ton  Wein  ans  getrockneten  Weinbeeren.  Art.  1  bindet 
den  Umlauf  von  getrockneten  Weinbeeren  durch  Begleitscheinzwang. 
Artikel  2  verfügt  eine  Fabrikationslizenz  von  25  Fr.  jährlich. 
—  Artikel  7  beölimnit:  Das  Produkt  wird  mit  einer  Abgabe  von  4"  Cen- 
timen rar  jeden  Grad  Alkoholgehalt  bis  zu  10  ürad,  und  von  60  Centimen 
für  den  Grad  bia  m  15  Grad  belegt,  jedoch  darf  die  steuerpflichlige 
Alkoholmenge  nicht  unter  20  Grad  auf  100  kg.  getrockneter  Weinbeeren 
betragen.  —  üeber  15  Grad  hinaus  unterliegt  das  Fabrikationaergebois 
der  Zuöchlagsabgabe  für  alkoboliflierten  Wein.  —  Art.  9:  Alle  alkohül- 
baltigen  Flüssigkeiten,  welche  von  der  Gärung  geUockneter  Weiobeeieo 
mit  Feigen,  Johannisbrot,  Datteln,  Gerste,  Glykose,  Melasse  nnd  soo- 
Btigen  zuckerhaltigen  Stoffen  nnd  dergleichen  herrfihien ,  werden  hin- 
sichtlich der  steaeramtlichen  Behandlung  und  der  ihnen  ao&oerlegendea 
Abgaben  dem  Alkohol  gleichgestellt 

FirakkreUh.  Zuokerstenergeseti  vom  5.  Angost  Artikel  1.  Von 
Beginn  des  Betrieb^ahree  1890/91  ab  sind  die  einheimischen  nnd  Ko- 
lonialsuoker»  welche  AusbeoteflberschOsse  oder  Fabrikationsnachläite  in 
Gemftssheit  der  Gesetae  ?om  29.  Jali  1884.  13.  Juli  1886  und  4.  Juli  1887 
darstellen,  einer  besonderen  Steuer  von  80  Franken  f&r  100  rd- 
finierteo  Zacken  unterworfen.  —  Artikel  2.  Einer  Steuer  von  24  Franken 
für  100  kg.  raffinierten  Zuckers  unterliegt  Zucker  jeden  Orspmag% 
welcher  zum  Versässen  von  Wein,  Aepfel-  und  Birnenmost  verwendet 
wird.  —  Artikel  3.  Von  anderem ,  nicht  nnter  die  Bestimmungen  der 
vorhergehenden  zwei  Artikel  fallenden  Rolizncker,  Raffinaden  und  Kaniiii, 
sowie  von  Zackerderivaten  werden  wie  biaher  die  Steuern  n.Lch  dem  aus 
den  Gesetzen  vom  27.  Mai  1887  und  24.  Juli  1888  sicii  ei gebenden  Tarif 
erhoben.  —  Artikel  5.  Die  Bestimmung  des  dritten  Absatzes  dt^-^  Art  18. 
des  Gebolzes  vom  19.  Juli  lÖbO,  uach  welcher  Zuckof  ohne  Rückzieht  auf 
das  vermutliche  Eaffinationsergobnis  nicht  höher  alä  nach  einem  Aoa- 
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beateTorhiltnia  von  96  Prot,  ventenert  oder  behufs  ESofuhr  aof  Zeit  an> 
geoosimao  werden  darf,  wird  anfgeboben. 

ChromibrikamUn.  Aendemagen  der  Britie eben  ZoU*  nndStener- 
geeeiigebung.  Der  »Cntioms  and  Inland  Berenne  AeU  ($3  Vict.  ob.  8) 
Tom  9.  Joni  entbftlt  unter  a.  folgende  Bestimmungen:  Sektion  2. 
Herabiettung  des  biiber  erbobenen  Theezolles  von  6  Pence  für  das  Pfund 
auf  4  Pence  fQr  die  Zeit  TOm  1.  Mai  1890  bis  sum  1.  August  1891.  ^ 
Sektion  3.  Herabsetzung  des  bisher  yom  Zentner  Koriuihen  erhobenen 
Zolles  von  7  Schilling  auf  2  Shilling  vom  1.  Mai  1890  ab.  —  Sek- 
tion 4.  Erhebung  eines  zusätzlichen  Zolles  auf  Spirituosen  vom  18.  April 
1890  ab,  und  zwar:  a.  für  jedes  Gallon  Spiritus  jeder  Art  (mit  Aus- 
nahmo  von  parfnmiertem  Spiritus)  6  Penco;  b.  für  jed»^»  Gnüon  parfü- 
mierten Spiritus  9  Tence;  o.  für  jode-i  Clallou  Likör,  Kordials  und  nn- 
dcrer,  nach  dem  Customs  and  Inland  iievenue  Act  von  1881  mit  eitieni 
Zoll  von  14  Shilling  pro  (Jallon  belefjten  Präparate  8  Pence.  —  Sek- 
tion 6.  Die  inländische  Spiritussieuer  soll  vom  18.  April  1890  ab  um 
6  Peuce  pro  Gallon  erhrijt  werden.  —  Sektion  7  enthält  die  Bestim- 
mungen, nach  denen  die  niiuen  zusätzlichen  Abgaben  vom  Spiritus  und 
die  nach  Sektion  3  des  Customs  and  Inland  Revenue  Act  von  1389  er- 
hobenen zusätzlichen  Ab{,'aben  vom  Bier  (3  Pence  für  das  Barrel  =  36 
Gallons)  fQr  Lokalzwecke  verwendet  werden  sollen.  —  Sektion  8.  Die 
in  dieser  Sektion  enthaltenen  Bestimmungen  betreffen  die  Fabrikation 
von  Scbanmweinen  in  England.  Danach  let  nnnmebr  die  Umwandlung 
▼on  etiUem  Wein  in  mensiierenden  mitteilt  Kohlens&ure  (by  aeration) 
oder  mittelst  anderer  erlaubter  Metboden  (or  etber  approved  process) 
und  die  Anff&llnng  dieees  Weines  anf  Flaaeben  in  England  nur  dann 
snlftseig,  wenn  dieselbe  in  einem  amtlich  anerkannten  Lagerhauee  (in 
the  warehom»)  mit  Erlaubnis  der  ZoU-Kommissioners  vor  sieb  gebt»  wo- 
bei diese  BebOrde  eine  besondere  Anieigepflicbt  einfuhren  und  mittelst 
Regolatire  Bestimmung  fiber  die  Zeit  der  Fabrikation  trefien»  sowie 
anderwttte  Beschränkungen  einführen  kann.  Ferner  soll  jeder  in  dieser 
Weise  moussierend  gemachte  Wein  als  in  Flaschen  eingeführter  Schaum- 
wein angesehen  uud  dementsprechend  auf  Grund  des  Customs  (Wine 
Duty)  Act  von  1888  verzollt  werden.  —  Abteilung  II  handelt  von  der 
Aufbebung  des  Zolles  auf  Gold-  und  Silbergeräte  und  den  im  Zusammen- 
hange damit  erforderlichen  Massnahmen.  Nach  Sektion  10  treten  dieser 
Zoll  und  die  betreffende  Stempelungsgebühr  vom  l.  Mai  1890  ausser  Kraft ; 
demgemäss  hört  von  diesem  Tage  ab  auch  die  Zahlnnj^'  der  Ausfnhr- 
vergötnnt?  fdrawback)  für  wieder  ausgetührtes  Gold-  und  Silbergerät  auf. 

liussland.  B  r  a  n  u  t  w  e  i  n  b  r  e  n  n  o  r  e  i  -  G  e  s  e  t  z.  (0.  St.  Pet. 
Ztg.  vom  2.  Juli.)  Pas  neue  Branntweinbrennerei-Gesetz  (»Massregelu 
zur  Förderung  der  ! m  Iv.  utschat'tlicheu  Branntweinbrennerei«)  bestimmt 
u.  a. :  In  Abänderuu^,'  uud  Ergänzung  der  betr.  Artikel  des  Oeiränke- 
steuer-lieglemeutti  (1887)  ist  festzusetsen :  1)  in  alleu  Brauutweinbren- 
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nereien  (ausiier  den  Uefefabriken  mit  Branntweinbrand)  wird  vom  Spi* 
ritns,  welcher  der  Acciaezabliins^  unterliegt,  nicht  ausgeschlossen  den 
Minilerbrau'l  ,  zum  besten  deä  Produzenten  ein  Accise- Erlast  in  nach- 
t<tr')!»  n(?»>m  Betrage  gewährt:  für  die  erste  in  der  Periode  erbrannten 
5üUUüU  (Jrad  —  4 :  für  den  Brand  von  über  500  000  bia  zn  einer 
Million  Grad  —  2  Prozent;  für  den  Brand  von  über  lOOOOOO  bi^  v.n 
3  000  ODO  ürad  —  IV«  Pro/,.;  lür  den  Brand  von  über  3  000  000  bis  za 
12  000  000  Clrad  —  Vs  l'roz.  —  2)  Brennereien,  welche  den  weiter  unlea 
unt«r  4  angegebenen  Bedingungen  entsprechen,  geniee^en ,  abgesehen 
von  dem  allgemeinen,  unter  1  angeführten  Aoeiae*&las8,  einen  Ergäo- 
suQgä-Erlaw  fiir  den  enf  dem  Wege  landwirUehefUicbea  Bnuintw«iii- 
brandei  enielten  Spiritue,  und  swar  in  nachitehendem  Betrage:  f&r  die 
ersten  in  der  Periode  erbrannton  500  000  Grad  —  4  Pros. ;  für  den  Band 
▼on  Ober  500  000  Orad  bis  in  1 000  000  Orad  —  2  Pros.;  fttr  den  Brind 
▼on  Aber  1000  000  Grad  bis  an  dOOOOOO  Grad  —  IVt  Pn».;  il&r  den 
BraDd  von  Aber  8  000  000  bi»  6  000  000  Grad  —  Pkea.  —  Ale  land- 
tnrteebaftliebe  Brennerei  wird  eine  eolebe  angeiehen,  auf  vdcher  in  200 
Mait^cbtagen  wilhrend  der  Zeit  vom  1.  September  bia  zum  1.  Juni  ini 
Durchschnitt  nicht  mehr  als  75  Wedro  Spiritus  40  Gr.)  pro  Des«jätine 
Ackerland  des  Gutes  erbrannt  wird.  —  4)  Der  Ergänzungs^Accise  ErliM 
fSr  den  Spiritus  landwirtschaftlichen  Brandes  wird  denjenigen  Brenne- 
reien gewährt,  welche  auf  Gütern  liegen,  die  nicht  weniger  als  60  Dese* 
jatinen  Ackerland  besitzen.  —  6)  FOr  Spiritus,  welcher  im  Laufe 
von  Sommcrta^en  {Juni,  Juli,  August)  erbrannt  ist,  wird  ein  Acci!^e- 
ErlairS  nicht  gewiilut.  —  12.  In  den  Rr^niutweinbrennoreien ,  welche 
nach  dem  1.  .liili  1S90  eingerichtet  weiden,  dürfen  die  Liarbottichc  iiu 
ganzen  nicht  uiehr  als  0000  Wredo  fa»&eu.  Den  bestehenden  Brenne- 
reien kleineren  ümfanges  wird  untersagt,  d»>n  Rauminhalt  ihrer  Gär- 
bottiche über  den  oben  angeführten  Um  lang  hinaus  «u  vergrössem ; 
Brennereien,  deren  Gärbottiche  mehr  als  9000  Wredo  fassen,  ist  jcgliciie 
weitere  VergrÖs^erung  des  betreffenden  Rauminhaltes  verboten.  —  13)  Ks 
wird  unter.sagt,  nach  dem  1.  Jnli  1890  neue  Branntweinbrennereien  in 
den  Städten  einsuriebten,  desgleichen  Aktiengeeelbiefaaftea  behnfe  Auf- 
atellung  und  Unterhalt  Yon  Brennereien  an  grfinden,  eowie  ferboten 
daS8  die  sor  Zeit  bestehenden  AktiengeseUtohaftea»  in  deren  Statuten 
das  Beeht,  Brennereien  eiosuriehteD,  nicht  Yorgeeehen  iet,  Brennereien 
einrichten  und  solche  erwerben. 

Fierein.  Stwim,  Ans  den  Bestinunnngen  der  ICao  Kialey  Bill 
vom  l.  Oktober  ist  lu  entnehmen:  Abschnitt  26.  Vom  1.  Mid  1891  ab 
sollen  alle  Spezi  alsteuern,  die  laut  den  jetzt  bestehenden  Gesetzen  den 
Gross«  und  Kleinhändlern  in  Blättertabak,  Händlern  in  Tabak,  Fabri- 
kanten von  Tabak  und  Cigarren,  Hausierern  von  Tabak  auferlegt  sind, 
in  Wegfall  koninien.  —  Absclinitt  27.  Vom  1,  Mai  1891  ab  soll^  alle 
auf  Farmer  und  Pflanzer  bezAglioben  Bestimmungen  und  BeeohdUikaagea 


Digitized  by  Google 


GeMtse  und  VerordntDiiigen  dei  Jahres  1890. 


7&5 


hinsichtlich  Jes  Verkaufs  ihres  Blättertabaks,  des  Führens  von  Büchern  eta 
in  Wegfall  kommen,  desgleichen  die  aaf  den  Verkauf  gelegte  Steaer. 
Jedoch  aoH  jeder  Farmer  oder  Pflanzer,  welcher  Blättertabak  erzeugt 
und  verkauft,  verpüichtet  sein,  uuf  V^erlangen  eines  Steuerbeamten  dem 
letzteren  ein  «^'enaue^^  und  voll.ständii^es .  durch  Kid  bekräftigtes  Ver- 
zeichnirt  der  Verküufo  von  Hlättertainik  uach  Zahl  dt-r  Packe  (hoggbead») 
Kisten  oder  Pfund  und  mit  Angabe  des  Namens  und  deü  Wohnort«  der 
Personen  zu  liefern,  an  svelcho  Verkäufe  oder  Verschiffungen  stattge- 
funden haben.  Jeder  Farmer  oder  Pllan/er,  welcher  diese  .Mitteihin<]f 
verweigert  oder  wihs-euUich  faldche  Anjf.vljeu  macht,  macht  sich  eine«* 
Vergehens  schuldig  und  verteilt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  500  D.  — 
Abwhmtt  28  und  29  enihaltoii  Kontrollevivschriften  flSr  flanrierer  mit 
Tibak.  —  AUchnitt  SO.  Vom  1.  Jaatiar  1891  ab  toU  die  InUndateaer 
auf  Banob-  und  sonstigen  fabrisierten  Tabak ,  wie  auch  auf  Schnupf* 
tabak  6  C.  pra  Pfand  betrage».  —  Abschnitt  31.  Abscbnitt  8868  der 
Bevidierten  Statuten  soll  durch  folgende  Bestimmung  ersetst  werden: 
Eein  labrisierter  Tabak  soll  verkauft  und  tarn  Verkaufe  ausgeboten 
werden,  welcher  nicht  in  Tom  Geseta  vorgeschriebener  Weise  ? erpackt 
und  mit  Steuermarken  verseben  ist,  es  sei  denn,  dasa  er  im  Klein- 
verkauf durch  Kleinverkiiufer  aus  den  durdi  Abschnitt  3362  der  Revi- 
dierten Statuten  genehmigten  Packeten  verkauft  wird.  Zuwider- 
handlungen sieben  eine  Strafe  von  500  bis  5000  D.  und  Geflngnis- 
strafe  von  sechs  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  nach  sich.  —  Abschnitt  32. 
Abschnitt  3392  der  Revidierten  Statuten  der  Vereinit^^ten  Staaten,  wie 
durch  Abschnitt  10  des  OeBetzcs  vom  1.  März  1^79  ainendiert,  wirJ  ab- 
geändert und  soll  wie  folgt  lauten:  >Alle  Cigarren  sollen  in  Ki.sten, 
die  vorher  nicht  gebraucht  waren,  verpackt  werden,  und  zwar  sollen 
diese  je  25  beaw.  .')0,  luO,  20«J  üde«  500  Cigarreu  enthalten;  doch  soll 
es  Cigarren  Fabrikanten  ffestattet  sein,  in  nicht  zu  diesem  Zwecke  vorher 
benutzten  Kisten  nicht  mehr  als  13  und  nicht  weniger  als  \1  Ci<:,'Lirren 
zu  packen,  welche  Kisten  als  Probekistea  dienen  sollen.  Wer  Cij^arren 
iu  einer  anderen  als  der  vorgeschriebeneu  Weise  verpackt,  verkauft, 
oder  zum  Verkauf  anbietet,  abliefert,  oder  sur  Ablieferung  anbietet, 
soll  för  jedes  einselne  Vergehen  mit  Geldstrafe  bis  in  1000  D.  belegt 
»nd  mit  Gelftngnis  bis  su  swei  Jahren  bestraft  werden.  Jeder  Cigar- 
rottenfabrikant  ist  verpflichtet,  die  von  ihm  fiabrisierten  Cigarretten  in 
Paketen  von  10>  20,  50  oder  100  Cigarretten  su  verpacken,  die  nOtigen 
Marken  vor  dem  Verkauf  anzubringen  und  abaustempeltt ,  und  «war 
unter  dem  vom  Kommissar  f&r  Inlandsteuem  erlassenen  Begulattven. 
Alle  vom  Auslande  eingeführten  Cigarretten  sollen  ebenso  wie  die  ein- 
heimischen verpackt  sein  und,  ehe  sie  aus  dem  Zollspeicher  entnommen 
werden,  ausser  mit  den  £infuhr-Marken  auch  mit  den  Inlandsteuer- 
Marken  versehen  werden.  —  Abschnitt  33  ,  34  und  35  enthalten  Vor- 
schriften fttr  die  Steoerbeamten  über  die  Führung  der  Kegister  über  die 
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Tabak-  nnd  Cigarrenfabriken.  —  Abechnitt  36.  Eine  inlan  Uteaer  von 
10  D,  fHr  tlag  Pfund  soll  auf  alles  Opium,  daB  in  den  Vereinigten  Staaten 
für  Ranchzwecke  fabriziert  wird,  erhoben  werden,  und  keiner  Per§on 
toll  erliiubt  werden,  Opium  zu  fabrizieren,  welche  nicht  Bürger  des 
Landes  ist  und  dem  Inlandsteuer-Kommissar  die  verlangte  I iürpschaft 
geleistet  hat.  —  Abschnitt  42.  Jeder  Früduzerit  von  reinen  süftseii  Weinen, 
der  auch  Branntweinbrenner  und  ala  solcher  gesetzlich  ermächtigt  ist, 
m  gegohieaem  TranbeDeaft  Weingeist  2u  gewinnen,  darf  bei  der  Se- 
leitang  yon  solohen  ifinen  Weisen»  naob  geetellter  Bfirgiehaft»  Eiiirieb- 
tiing  einichlftgiger  Bficber  ete.,  wie  iie  det  InUndeieueff«KoimniMar  unter 
Zoetinimang  dee  BebatumtMekretftie  ▼onebieiben  mag,  eo  viel  gewen- 
aeoen  Weingeiefc»  wie  snr  Yerilftrknog  dee  Weinee  und  nir  firbaitosg 
des  in  demielben  befindlieben  Znokeretoffee  nAtig  ist»  eteaerM  Terwen* 
den.  Der  eo  ttenerfrei  benntite  Weingdit  eoH  eolehen  eOeien  Weinen 
nicht  mehr  als  14  Proz.  Alkohol  enfttbren,  nnd  der  Wein  eetbet  soll  bei 
Strafe  der  Konfiskation  nach  erfolgter  Verstärkung  nicht  mehr  als 24  Orad 
Alkohol  besitzen,  wie  es  laut  Sektion  3249  der  Revidierten  Statoten 
definiert  ist  Der  steuerfreie  Gebrauch  von  Weingeist  soll  jedoch  nar 
in  den  Monaten  August  bis  einschliesälich  April  erlaubt  sein.  Der  In- 
landöteuer-Koniraissar  soll  bei  Ermittelung  der  Steuerpflicht  eines  Dd- 
Htillateurs  von  ge^'orenem  Traubensaft,  laut  Sektion  3309  der  Revi- 
dierten SStatuteu,  deu  zur  Vpr^^tärkung  von  Wemen  b*  üut/.Lön  Weingeist 
iu  Al)zug  bringen  —  Abschnitt  43.  Der  im  vorigen  Abschnitt  erwähnt« 
Weingeist  soll  das  aus  der  Destillation  von  gegorenem  Traubensaft 
gewonnene  Produkt  sein  and  Jas  alä  Weinbeeren-Brandy  lekinnttj  Produkt 
einschlicjiäieü.  Der  reine  «üase  Wein,  welcher  mit  steuerfreiem  Weingeist 
verst&rkt  wird,  soll  nur  gegorener  Traubensaft  sein,  dem  vor  und  nach  der 
Oürung  keine  weitere  Snbstans  beigefügt  werden  darf*  Dieser  Wein  soll 
nicht  weniger  als  4  Pros.  Znekerstoff  nach  vorgenommener  PrOfang  mit 
BaUing's  Saccharometer  enthalten.  —  Abschnitt  46.  Weingeist  kann 
den  Spexi«l*Zollspeiohem  steuerfrei  Yon  Pereonen  entnommen  werden, 
welobe  Wein  in  Debetoinstimmnng  mit  den  kommersieUen  Anforde* 
rangen  f^mder  Mftrkte  tn  Terstfirken  wflnschen»  jedooh  nnr,  wenn  eolehe 
Weine  snr  Anslnhr  ine  Ausland  bestimmt  sind*  Bs  kann  dieses  aber 
erst  geschehen,  wenn  die  ndtigen  Sicherheiten  gegen  ümgehnng  der 
einschlAgigen  Oeseise  gestellt  sind. 

2)  Stempel,  QebUhren,  Taxen: 

F^anhreidk  Im  Rekrntierungsgesets  vom  15.  Juli  1889 
verfügt  der  Artikel  35  eine  Militftrtaze.  §3  dieses  Artikels  regelt 

die  Militärtaxo  dahin,  dass  sie  einen  festen  Satz  von  6  Fr.  und  ausser* 
dem  eine  dem  ordentlichen  Betrage  der  Personal*  und  Mobiliai^aer 
proportionale  Summe  zu  betragen  habe.  —  Hiestt  Aosföhnmgi^esetB 
in  46  Artikeln»  vom  30.  Desember  1890. 
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DRITTER  HAUPITEIL. 

Yerfassang  nndlTenraltiiiig  der  Kolonien  nnd  der  Sclmtx- 

geblete» 

Devtsehw  KoloBlalwMen  {vgl  I.  Hanptteil;  Staateyarträge). 

ScLiutz?ei  trag  mit  den  Boudelawailis  ii  d  w  e  s  t  a  t'  r  i  k  ;i  n  i  s  c  h  e  a 
Schutzgebiet)  vom  21.  August.   (Dtach.  Kol.Bl.  18Ü1,  S.  82.) 

Kaig.  Y.  vom  7.  Pebniar,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  auf 
dea  Marschall* iBaeln. 

K.  y.  Tom  14.  April,  betr.  Anspiäguug  fBr  Rechnung  derDentioh* 
Oitafrikaniaehen Gesellsehaft»  von  Silbermansea. 

K.  T.,  betr.  den  Handel  mit  Palmkernen  im  Togogebiet. 
Anf  Antrag  der  Handelskammer  von  Elein-Popo  nnd  Porto  Segiiro  wird 
bestimmt:  §  1.  Der  Handel  mit  Palmkemen,  welche  mehr  als  10  Pros. 
Schalen  enthaltt^n,  ist  verboten«  Ans  diesem  Grande  nnterliegt  der 
Bändel  mit  Palmkernen  fiberhaapt  der  Beaufsichtigoog  nach  Massgabe 
dieser  Verordnung  zunächst  swei  Revisionüstellen. 

Vertrag  über  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  einer  regelmässigen 
Deutschen  Postdampfer-Verbindnng  mit  Ostafrika.  (Zen* 
tralblatt  f.  d.  D.  Reich,  S.  122),  geachlossen  mit  der  >DeutPcheii  Ost- 
afrika-Linie« zu  Hamburg  :  Artikel  1.  Die  Gegellschaft  als  Unternehmer 
verpflichtet  sich,  die  nacbsteheud  aoffT'^tührton  Dampferlinien  einzu- 
richten und  während  zehn  hintereinander  tolgender  Jahre  zu  unter- 
halten. A.  Eine  Hauptlinic  zwischen  Hamburg'  und  Delagoabai,  mit  An- 
legen in  einem  Niederländischen  oder  Belgischen  Hafen,  dessen  Wahl 
der  Grneii tnigung  des  Reichskanzlera  unterliegt,  ferner  in  Lissabon, 
Neapel,  i'üit  Said,  Aden,  Zanzibar,  Dar-ed-Salaam  —  oder  an  einem 
anderen  vom  Reichskanzler  su  bestimmenden,  innerhalb  der  Deutsch- 
Ostafiikaniseheii  Interessensphftre  belegenen  Kflstenplats  —  nnd  in  Mo- 
sambiqae.  B.  Eine  Efistenlinie  awisehen  Zansibac  nnd  Lama  ttber  Ba* 
gamoyo,  Saadani,  Pangani,  Tanga  oder  Dar-es^alaam,  Pemfaa  und  Mom» 
bossa.  C.  JSine  KOstenlinie  swisoben  Zansibar  nnd  Inhambane  Ober 
Kilwa,  Lindi,  Ibo,  Qnelimane  nnd  Cbiloane.  —  Artikel  2.  Anf  dea  Li- 
nien A  nnd  C  sind  jährlioh  18  Fahrten  in  jeder  Biebtnng  in  Zeitab* 
et&nden  von  je  4  Woeben,  anf  der  Linie  B  jährlich  wenigstens  26  Fahr- 
ten In  Zeitabständen  von  je  14  Tagen  auszuführen.  —  Artikel  h*  An- 
dere als  die  fahrplanmässigen  Häfen  dürfen,  vorbehaltlich  besonderer 
GenehmigODg  des  Reichskanzlers,  von  den  Dampfern  nicht  angelaufen 
werden.  —  Artikel  22.  Für  die  ErfQlIung  der  in  diesem  Vertrage  über« 
nommenen  Verbindlichkeiten  empfängt  der  Unternehmer  vom  Tage  der 
Eröffnung  der  regelmusMitren  Fahrten  ab  aus  der  Heichskasse  eine  Ver- 
gütung von  jahrlich  9ij0  ODO  Mark,  zahlbar  in  monatlichen  Teilbeträgen 
am  letzten  Tage  jedes  Monats. 

Vertrag  zwischen  der  fieichsregierung  and  der  Deutsch- 
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Ostafrikanischen  Oesellschaft  vom  20.  Norember  (D.  Kol  - 
BL  8.  301).  §  2.  Uebernahme  der  4  Hill.  M.  Enlaeb&dignDg  an  deo 
Sultan  von  Sannbar  fSr  die  Kfi»tenabtretnng.  —  §  8.  Verpflichtung  zu 
daoernden  wirtachaftlicheB  Anlagen  (Betonnnng  der  Hftfen  o.  b.  w.).  ^ 
Dagegen  dcheri  das  Reich  600  000  H .  j&hrlieh  snr  Yersiorang  ond  Ill- 
ing der  ▼  OD  der  Geaellacbaft  su  machenden  Anleihe  Ton  10  556  000  IL 
ans  dem  Ertrag  der  Eflsteogebiets-Zolleinnahmen  so. 

Kaie.  V.O.  vom  6.  Mai,  behnfi  Uebertragnng  der  Befogniaee  des 
ehemaligen  Landeshauptmanns  auf  den  Kaiserlichen  Kommtsaar  f&r  das 
Schutzgebiet  der  Neu- Guinea- Kompagnie. 

Kais.  V.O.  Tom  29.  Oktober,  betr.  *die  Koasalar  gerichta- 
bar  keit. 

Britische  Kolonien. 
Freitritt  von  Britisch-Betscbuanaland  zu  dem  Südafrikanischen 
Z  o  1  1  V  er  e  i  n.  Eine  Prokluination  des  Gouverneursi  von  Britisch-Bet- 
Imanalanil  vom  2-1.  Juni  hiutet:  Es  ist  für  notwendig  erachtet  worden, 
KintiihrzOlIe  /u  erheV»on ,  den  Kiutritt  des  Gebietes  von  Briti*ch-Bt;t- 
bchuiinaland  in  einen  Öüdatrikaniscben  Zollverein  zn  verordnen  ,  sowie 
Bestimuiungen  über  die  freie  Einfuhr  gewisser  Waren  iu  tbis  genannte 
Gebiet  und  über  die  ^'erechte  Verteihin},'  der  erhobenen  Zölle  zu  trclTen. 
—  An  dem  Südafrikanischen  Zollverein  sind  beteiligt  die  Kapkolonie, 
der  Orauje-Freistaat  und  das  Gebiet  von  Britiach-Betschuanaland,  and 
der  OooTernenr  ist  befugt ,  von  Zeit  an  Zeit  dnroh  weitere  Froklana- 
tionen  den  Beitritt  anderer  Staaten,  Kolonien  oder  Gebiete  in  Suda&ika. 
welche  eine  mitisierte  Regierang  haben,  su  dem  genannten  Verein  aam 
1.  Januar  oder  Juli,  je  nach  dem  Brlaas  einer  derartigen  Proklamation, 
IQ  erklftren,  jedoch  sollen  die  in  gegenwftrtiger  Proklamation  nicht  ge> 
nannten  Staaten,  Kolonien  oder  Gebiete  an  dem  genannten  Verein  erst 
nach  Ablanf  von  6  Monaten  von  dem  Tage  an  gerechnet  aagelatfen 
werden,  an  welchem  beim  Gouverneur  ein  Antrag  derartiger  Staaten, 
Kolonien  oder  Gebiete,  betre£fend  die  Krklärnng  der  Zalassong  so  dem 
genannten  Verein,  eingegangen  ist. 

Kongestaat,  Kengoheeken,  Eritrea  mA  SSMi1ieM4MU«t» 

Belffkn  und  Kongosiaat,  Vcartrag  zwischen  beiden  Staaten,  jcm 

3.  Juli.  1.  Der  Belgische  Staat  verpflichtet  sich,  dem  ünabhftngtgcil 
Kongostaat  den  Betrag  von  25  Millionen  Franken  aU  Darlehen  Tom- 
strecken,  und  zwar  5  Millionen  Franken  sofort  nach  der  Zustimmung 
der  gesetzgebenden  Versammlung  und  2  Millionen  Franken  j&hrlich  auf 

die  Dauer  von  zehn  Jahren  von  dieser  ersfen  Zabl\ing  an  gerechnet 
Während  dieser  zehn  .Tabre  werden  für  die  so  L^eliehenen  Botrfige  keine 
Zinsen  ;,'ewährt.  —  öeclia  Monate  nach  Ablauf  der  vor;/enannten  zehn- 
jährigen Frist  kann  der  nel;,'ische  Staat,  wenn  er  es  für  angebracht 
hält,  den  Unabhcängigen  Kon^ostaat  mit  allen  m\t  der  Obeihoheit  iil>er 
diesen  Staat  verbundenen  Gütern,  Rechten  und  Vorteilen,  wie  sie  be- 
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8<Mulerfi  in  der  Berliner  (leneralakte  vom  20.  Februiir  18>*5  und  diirch 
die  Brüsseler  Geaeralakte  und  die  Deklaration  vom  2.  Juli  id'JO  auor- 
kannt  und  festgestellt  sind,  annektieren ;  jedoch  unter  der  Bedingung, 
dan  er  die  TerpflidittingeD  dei  geoannteD  Staataa  gegen  Dritte  Aber- 
nimmt  ond  daas  der  Künig-Soaveiftn  aiudrilckHch  jede  fiottcbädigung 
f&r  die  von  ihm  pendnlich  gebrachten  Opfer  ablehnt»  Ein  Qeaets  wird 
dies  besondere  Verhältnis,  in  welches  die  Kongogebiete  alsdann  treten, 
regeln,  ^  S.  Der  Kongostaat  Terpflichtet  sich ,  in  Zoktinft  keine  neue 
Anleihe  ohne  Zustimmnog  der  Belgischen  Begiemng  anfsanehmen.  — 
4.  Sollte  Belgien  za  dem  Torgenannten  Zeitpunkt  nicht  entschlossen 
sein,  die  Annezion  des  KongoatAata  anzonehmen,  so  soll  die  vorgestrecktei 
in  ein  grosses  Schnldbncb  eingetragene  Summe  von  25  Millionen  Pranken 
erst  nach  einem  weiteren  Zeitraum  von  zehn  Jahren  rückzahlbar  seiOi 
jedoch  soll  sie  in  der  Zwischenzeit  mit  jährlich  8Vs  Proz.  in  halb  jähr- 
lichen Raten  verzinst  werden:  aber  auch  vor  diesem  Zeitpunkt  hat  der 
Unabhängige  Kongostaat  alle  a\i8  der  Abtretung  von  StaatHlaridcrcicn 
oder  Üergwerken  aufkommenden  Beträge  auf  Xeilriickzablungen  zu  ver- 
wenden. 

Einfahrtariie  im  Eongobocken.  Nachdem  durch  die  Deklaration 
der  B  r  ü  s  8  e  1  e  r  K  o  n  f  e  r  1}  n  z  vom  2.  Juli  denjenigen  Mächten,  welche 
innerhalb  des  konventionellen  Kongobeckens  Bei^itzungen  oder  Protek- 
torate haben,  freigestellt  worden  ist,  innerhalb  ihrer  Uatjelbst  belegenen 
Gebiete,  insoweit  hierzu  eine  Ermächtigung  überhaupt  erforderlich  ist, 
Einfuhrzölle  in  einem  10  Proz.  des  Wertes  gleichkommenden  Be- 
trage Btf  erheben,  haben  behufs  gleichmftssiger  Regelung  der  Zollerhe- 
bung Verhandlungen  awischen  den  beteiligten  Mächten  stattgefunden. 
Dieselben  haben  snr  Anfstellnng  eines  besonderen  Tarifes  nirdie Ost- 
liehe Zone,  sowie  eines  solchen  f&r  die  westliche  Zone  des  TertragsrnSe- 
eigen  Kongobeckens  geführt.  Diese  Tarife  lauten  folgendermassen : 
Tarif  der  Ostlichen  Zone  des  konventionellen  Kongo-Beckens  (5 */o 
fttr  Wa£Rni  und  Munition  10V»)>  Folgende  Waren  werden  sollfrei  an- 
gelassen: die  Maschinen  und  Instrumente,  welche  für  den  Ackerbaa  be- 
stimmt sind,  sowie  alle  Materialien  fftr  den  Bau  und  die  Untethaltung 
der  Wege,  Pferdebahnen,  fiisenbahuen  und  im  allgemeinen  alle  Trans- 
portmittel. —  Tarif  der  westlichen  Zone  des  konventionellen  Kongo- 
Beckens.  1)  Alle  in  das  westliche  Kongobecken  eingeführten  Waren 
unterliegen  einem  Zoll  von  6  "/o  des  Wertes,  mit  Ausnahme  von  Watfen, 
Munition,  Pulver  und  Salz,  für  welche  ein  Zoll  von  10  7«  zu  zahlen  ist. 
Für  alkoholhaltige  Getränke  gelten  l'esoudere  Bestimmungen.  *2)  SchitTe 
und  Boote,  Diuupfraaschinen,  in^rhanische  Apparate,  welche  der  Imlii- 
strie  oder  Jeni  Ackerbau  dienen,  sowie  Werkzeuge  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Zwecke  sind  wahrend  eines  \ ieijaijrigrn  ,  mit  dem 
1'age  der  Anwemlung  des  Zoll tarif«  beginnenden  Zeitraums  üoUfrei  und 
können  demuucuät  einem  Zuii  von  3''/o  uuterworien  werden.    3)  Loko- 
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motiven,  sowie  FiRonl^ahnwagen  und  Material  sind  wahrend  des  Baue-> 
der  Linien  und  bis  zum  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  zollfrei.  Sie 
können  sndann  mit  einem  Zoll  von  3  %  belegt  werden.  4)  Wissenschatt- 
liche  und  i'räzisionsinstrumente,  sowie  die  dem  Gottesdienft  dieTienden 
Gegenstände,  Kleniungsstücke  und  Gepäck  für  den  persönlichen  GebrAiicb 
der  Beisenden  und  Personen,  welche  sich  im  Gebiet  des  westlichen 
EoBgoboekm  niederlassen,  sind  zollfrei.  5)  Der  gegenwärtige  Tarif 
kann  von  Jahr  so  Jahr  einer  Kevision  nntensogen  Verden ,  Mfem  du 
eine  oder  die  andere  der  kentrahierenden  11  ftchte  dies  weaigeteos  eeckt 
llonate  vor  Ablauf  einee  jeden  Jahrei  verlangi  Doch  kann  Ton  dieser 
letsteren  Bef agnia  erst  18  Monate  naeh  Anwendong  det  Tarift  Gebraoeli 
gemacht  werden.  —  Falle  ein  Einventftndnie  über  die  Bedingungen  der 
Reviaion  nicht  enielt  werden  sollte^  lo  erlangen  die  beteiligten  Iffikobie 
das  Becht  dar  freien  Feataelenng  des  Tarifo  innerhalb  der  durch  die 
Deklaration  vom  2.  Juli  v.  J.  vorgesehenen  Grenzen. 

IlaUeti.  Gesetz  v.  1.  Ti  li,  welcJiee  die  Regiening  snr  G  eee ta- 
ge b  u  n  g  für  die  Kolonie  K  r  i  t  r  e  a  ermächtigt. 

Portugal.  Freigabe  der  Schiffahrt  auf  demZambeei  und 
dem  Schire  für  alle  Nationen  seit  1890. 
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Zur  staatswisBensohaftUolien  Würdigung  der  deatsehen 
Monarohie  im  Mittelalter 

Von  Geheim  rat  Professor  Dr.  Josef  von  Held. 
Aas  dessen  Nachlaas  berausgegeben 
Yon  Dr.  Ladwig  Haberti« 


^Ni't\vci,<n^'k<'it  ist  «vs.  ;iuf  (Ii  !ii  Kücken 
der  Vergangeahfit  zu  st«heu,  Freiboilaber 
Ift  «t,  Ton  da  aiu  la  etWM  7oUk«BUiw- 
nereni  Mifauttetgeii.' 

I. 

Die  reine  Patriarchalzeit  der  Germanen  vor  den  Wandernnf^on  hatte 
erbliche  Stammesführer  i;nd  !T;inptling8chalten,  aber  noch  keine  eigent- 
liche Monarchie  hinteriaÄsen.  Erat  die  politisch  riegreicho  Borührung 
mit  der  höheren,  aber  verfallenden  Zivilisatioa  dee  Bömeneichud  und 
die  Christianiaierang  hatten  die  Voraussetzungen  für  die  Bildung  einer 
fester  gefugten  und  schärfer  ausgeprägten  Monarchie  geschaffen. 

Daa  Material  für  die  Äuagestait ung  einer  die  patriarchalische  Stamin- 
herrtichalt  einer  Familie  überragenden  Monarchie  war  zwar  bis  zu  einem 
gewissen  Qrade  vorhanden  gewesen  ;  denn  es  hatten  germanische  Horden, 
Oefolgwliaften  ond  Sttnime  schon  Mhe  dea  BOmeni  gegen  genaanisch« 
Volker  gedient^  die  nuumigfaltigBteii  Bflndnisie  to  Kriegs-  Qnd  Beate- 
sweeken  •tattgefoaden,  wobei  wieder  afther  mit  einander  Terwandte 
Stftmme  nnter  tich  gegen  ferner  stehende,  mit  dnander  nur  fern  Ter- 
wandte^ ja  telhstgar  nieht  verwandte  Stftmme  gegen  ihre  Verwandteni 
f&r  TorObergehende  Zwecke  in  laxen  Formen  eich  vereinigen,  beiiehonge» 
weise  anieinandergehen.  Allan  in  einer  einheitlichen  Versohmeliang 
in  Staat  und  Gesittung  war  es  noch  nicht  gekommen  gewesen. 

Alles  hatte  sieh  noch  in  einem  trüben  Flusse  befunden  und  mit 
Ausnahme  der  trots  mannigfacher  Befehdong  doch  stationftr  gewordenen 

1)  Vfl.  hieui  Iber  die  f&nf  Kotwiekelongaitafen  uud  (Unf  Aaadehnang«krelsa 

Khmtlicher  Bildungen  —  in  der  Anzeige  von  Lamprtcht's  „Deut8cbes  Wtrtselullslebaa 
liu  Mittülalt^r"  im  Jahrgang  löDO  (litnei  Zeitschrift.  SchAflle. 
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Volkagemeinden  im  "Nonlt  ii  DeutacWands  und  in  der  Schweiz,  fehh« 
jede  Beatimmthcit  und  iSiabiliUit  der  politischen  Eünheitäformen  um  ao 
mehr,  als  Robheit,  Leidenschaften  und  Not  aller  Art  nicht  nur  nach 
aussen,  sondern  auch  im  Innern  einen  festgeordneten  Zustand  verhinderten. 

Die  Monarchie  war  so  wenig  rechtlich  au3j?ebildet  tfewesen,  wie  die 
Republik.  Die  Bestände  von  Land  und  Volk  waren  iniulge  fortwährend 
schwebender  und  wechselnder,  trfib  gemischter  Hoheits-  und  fligentunu- 
begriffe  hOebit  nnricher,  Religion  und  Sittlichkeit  imd  das  ganze  darauf 
ruhende  Beoht  dareh  den  noeh  lange  nieht  beendeten  Kampf  awieebea 
Heidentum  nnd  Christeninm  halt-  und  bodenloi»  n»d  die  naeb  Beendi- 
gnng  der  Wandenmg  und  gelungener  Aneftirigmaehung  eiagetreicaeB 
neuen  tonalen,  wirticbaltlichen  und  poUtiecfaen  Zoetftnde  waten  darnart 
aogethaa  gewesen,  die  groase  Verwirrnng  und  innere  Haltloaiskait  aar 
noch  sa  tteigeni. 

Immer  aber  war  durch  die  Ansteeigmachong  im  Dmkreiae  dec  th^ 
maUgen  rOmiadien  Weltreichs,  und  durch  die  vielen  nad  wichtigeB 
nenen  Kulturbesiehangen  su  festeren  und  besseren  Verliftltnism  die 
Grundlage  schon  gegeben. 

Deshalb  konnte  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  (5.  bis 
10.  Jahrhundert)  ein  erheblicher  Fortschritt  zu  erster  festerer  Begrün- 
dung monarchischer  Gestaltung  stattfinden.  Fär  die  Entwicklung  dar 
mittelalterlichen  und  neueren  Staaten  und  ffir  die  Ausbildung  ihrer 
Staatsformen  dürften  folgende  zwei  grosse  fiauptperiodeu  unterschieden 
werden  können: 

1)  Die  Periode  vom  fünften  bis  gam  zeboten  Jahrhundert.  Diese 
Epoche  kennzeichnet  sich  in  eittlich  religiöser  Beziehung  durch  die 
Chrisfianif-ieruntT  der  leitenden  Völker  (Goten,  Frattken),  wobei  da« 
kircülirli.'  iiud  klerikal-'  Element  mit  weltlichen  Herrschal ts best rebuugeo 
noch  gar  nicht  oder  nur  wenig  hervortritt;  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
durch  die  Begründung  fester  Wohnsitze  und  die  überwiegende  Bedeu- 
tung des  festen  Grundbesitzes  und  seiner  Zubehören ;  in  politischer  Be- 
ziehung durch  die  festere  Verbindung  einer  Mehrzahl  vou  Siuuiuicn  zu 
einer  höheren  dauernden  Einheit  unter  der  Führung  eines  besonUer> 
herrorrageuden  Stammes  und  seines  Königs  oder  des  ihm  angehOriges 
königlichen  Gesohleehtae. 

Durch  den  üebertritt  zum  Christentum  hatte  zwar  der  K0nig  jene 
Weihe  Terlorea,  welche  das  Heidentum  ihm  wegen  seiner  Abstammnag 
TOD  den  Gottern  gewährte,  dagegen  eine  neue  religiöse  Weihe  duick 
sein  Verhältnis  zur  Kirche  gewonnen.  Seine  Sriegsobetherrlichkeit» 
welche  ihm  nach  gelungener  Ansiedlung  verbleibt»  wird  erhöht  nnd  ge- 
stärkt durch  die  Notwendigkeit,  fOr  die  Erhaltung  einer  immer  pre- 
kären Eroberung  Torbereitet  su  sein;  endlich  musste  ihn  der  nach  Bang 
und  Verdienst  besonders  reichlich  zugefisUene  Anteil  an  der  Laadbeole 
die  Möglichkeit)  durch  eigenen  Reichtum  und  Macht  einen  groseen  Eia» 
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flusg  zu  üben ,  bedeutend  erhöhen.  Und  jedes  dieser  Momente  wirkte 
mannigfach  begünstigend  wieder  auf  die  beiden  andern. 

\V.ns  aber  <lif'  Hauptsache,  es  mussten  die  neueo  Verhältnisse  nicht 
nur  die  altrn  Hedürfnisse  weseutlich  modifizicreu,  sondern  auch  um  viele 
neue  vermehren,  für  deren  Befriedigung  der  König  den  Mittelpunkt  ab- 
giebt.  Je  mehr  es  ro  der  König  ist,  in  dessen  Person  die  erzeugende 
wie  die  erhaltende  Kraft  der  neuen  ZustSnde  verkörpert  erscheint,  und 
je  weniL,'t'r  lic  Lergcbrachten  Hechte  der  Stämme  datür  überhaupt  Ord- 
nungen oder  doch  genügende  entäprecbende  Ordnungen  enthalten  kouu- 
ten»  dnto  natQrlicber  erscbeiot  es,  dass  der  KOnig  mit  seiner  Autorität 
cor  A.iuAUiiBg  der  beieiohneDdeD  Lttcken,  itir  Tenmlaeiimg  der  bG- 
tigeten  Reformen  eintreten  mimte.  Diee  tpriclit  aioh  aodh  ans  in  den 
Begriffen  nnd  Einriehtnngen  des  kOnIgliohen  Heer-  und  OerkhtalNuuM, 
enterer  den  Krieg  nnd  alle  anawftrtigen  Angelegenheiten,  letiterer  das 
Innere  nnd  die  getarnte  Zivilverwaltnng  dm  Qanien  nnd  om  dee  Oanien 
willen ,  nach  allen  Biohtnngen  umfiueend.  Dabei  hlieben  sowohl  die 
KomitatsTerhftltnisie^  als  auch  die  Wirkungen  des  geneisensehaftliehen 
VerhftltniBses  mit  den  Fairs  fortbestehen ,  erstere  in  ein  förmlioheres 
Bof-  und  Feudalwesen  sich  umgestaltend,  letztere  den  Charakter 
eines  Staatsrats,  eines  Beiehstags  oder  allgemeiner  Versammtungen  der 
freien  wehrhaften  Männer  annehmend.  Es  verblieb  den  einseinen  Stäm- 
men und  Nationen  (Römern)  nur  unter  dem  Vorbehalte  der  Reichsein- 
heit  und  des  Qehorsams  gegen  den  Königsbann  ihr  eigenes  herge- 
brachtes Recht. 

Verfoliren  wir  den  Lauf  der  Dinge  etwas  näher  bei  den  den  Staat 
lind  die  Monarchie  dauernd  begründenden  Franken !  Die  drei  Elemente, 
welche  die  Grandlageu  de»  ge8amt4?n  damaligen  Leben»  inldetcn  ,  «la^« 
mit  Augnstus  begründete  römische  üniversalkaisortum,  das  durch  Kon- 
stanLin  zur  Anerkennung  gekommene  Chi  l^teuUml  und  das  die  alte  Welt 
überatröinende  ü^rmaneuLum  ,  waren  unter  sich  so  sehr  verschiedene 
Dinge,  dass  sie  nicht  sehr  geeignet  erscheinen,  als  feste  Grundlagen  für 
die  Gestaltung  von  Staaten  und  festen  Staatsformen,  als  Faktoren  einer 
schleunigen  und  bewossten  nenen  Staatenbildnng  an  dienen.  Kaeh  der 
Gesamtheit  der  historisch  gegebenen  Verhältnisse  war  ein  Staat  auf  den 
Trümmern  des  rOmischen  Weltreiebs  nur  denkbar  entweder:  als  Produkt 
des  unbedingten  Siegee  eines  der  angegebenen  drei  Elemente  Aber  die 
beiden  andern,  was  mit  einer  Verniehtong  der  letateren  liemlich  gleich- 
bedeatend  gewesen  wäre  —  oder:  als  das  Frodakt  der  ftnssem  Vor- 
t^^h^n'^Wwng  nnd  innecn  Dorehdringnng  Ton  allen  dreien  miteinander. 
Wie  ▼ielfaehe  Neigung  da  war,  den  cr^^tcren  der  beiden  Wege  einzu< 
schlagen  nnd  wieviel  auch  wirklich  in  dieser  Richtung  geschah  —  für 
die  Dauer  war  dies  schon  bei  dem  siemlich  gleichen  Machtverhältnisse, 
in  welchem  jene  drei  Momente  zu  einander  standen  ,  nicht  mOglicb. 
Bald  musste  man  sich  davon  überseogen,  dass  die  Tolie  Ueberwindoog 
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eines  von  ibneo  durch  die  andern  memiiis  gelingen  kunoe,  und  so  war 
die  bezeichnete  Veisciimelznng  las  Ziel,  welche,  mehr  gefühlt  als  er- 
kannt, «ich  jedem,  namentlich  :il)Or  den  leitenden  odvr  die  Leitung  an- 
strebenden Persönlichkeiten,  .vis  du»  zu  verfolgende  autdrängte.  Die  in 
ihrer  Einheit  und  Organisation  noch  schwache  Kirche  bedurfte  der  An- 
lehnang  an  die  rdmieohen  Ordnungen,  der  Unteratütznng  durch  dia 
gernuuiiielie  Kraft;  die  Bomaaeo  bmnohten  den  Friadaa  mit  den  Q«r- 
maneii  und  miuitaD  darauf  denken,  römiwhe  Ordnung  und  Beeht  eamt 
der  ekrietlielien  Lehre,  auf  denen  suiamnen  ikte  YerhftltniMe  bemhiei, 
fDr  neb  n  erhalten  und  ihre  Sieger  daflir  wa  gewinnen.  Die  Germanen 
konnton  neh  der  Erkenntnie  nicht  ▼enehliemen,  dam  Christentum  und 
rOmiwb«  Weeen  den  VerUlltaimen,  in  welche  «ie  nunmehr  eingetreten, 
besser  enteprachen ,  ala  da«  Recht  und  die  Beli^on  ihrer  beimatliehen 
Wälder  oder  die  Gewohnheiten  der  Wanderung,  und  dam  selbst  der 
▼olle  Oenass  des  Eroberten  durch  wesentliche  Veränderangen  in  Reli- 
gion und  Recht  wie  durch  einen  freundlichen  Anschluss  an  die  roma* 
nisohen  Bevölkerungen  bedingt  war.  Der  Glanz  der  Erscheinung  des 
römischen  Kaiserreiches  rausste  ihren  gei^^fifr^'u  Blick  blenden,  wie  die 
südliche  Sonne  und  die  herrliebe  Natur  ihr  leibliches  Aut»e,  und  die 
blutif^en,  finsteren  Waldgötter  pas^ten  nicht  in  die  iSphrir-.'  \'s'armea, 
hellten  Daseins,  reichen  IJeiiitxes  und  laciiend^'n  ,  rauhelosen  Lebensge- 
nusses, für  welchen  unsere  Voreit«ru  aula  reichste  ausgestattet  in  die 
Geschichte  eingetreten  sind. 

Allein  dennoch  widerstrebte  jedes  dieser  Elemente  der  Verschmel- 
zung nut  den  andern  und  zwar  um  eo  mehr,  als  in  jedem  dej^lbeo 
etwaä  lag,  was,  auf  die  unbedingt^}  Beherrschung  der  übrigen  gerichtet, 
einem  äusseren  Anschmiegen  und  innern  Durchdriugung  entgegenstand. 

Fasst  man  dabei  Yorattglieh  die  Ausbildung  des  Staats  mul  der 
Staatsform  ins  Auge,  so  ist  nicht  au  Ttfkennen,  dam  diese  neuen  Ver- 
hältnisse derselben  in  vielen  Besiehnngen  sunftehct  angfinetig  waren. 

Um  mit  dem  Cbristontum  antufangen,  so  war  deewn  ftnmere  Dar- 
stellattg,  die  christliche  Qesellsehaft  oder  die  Kirche  weder  mit  ihraa 
Grundlagen  fertig,  noch  als  eine  feste  Einheit  organisierl»  noch  in  ihren 
eigenen  Angelegenheiten  unabhftngig.  Nach  den  Intentionen  Kon- 
stantins sollte  das  Christentum  eine  St&atsanätalt  sein,  wie  es  das  rd- 
miscbe  Heidentum  gewesen;  sollte  doch  neben  ihm  die  alte  heidnische 
römische  Religion,  deren  Kult  und  das  Pontifikat,  gleichberechtigt  fort- 
bestehen. Die  Frage  über  die  Hauptdogmen  oder  das  allein  gültige 
Sjmbolum  lag  teilweise  noch  in  heftigem  Streite;  die  hierarchische 
Ordnung,  die  Autorität  der  kirchlichen  Ol>ern  oder  die  Verfassung  der 
Kirche  wtinMi  noch  höchst  unvollständig  und  vielfach  bestritten;  von 
den  Kämpten  um  die  masj'gebende  Gewalt  in  Rom,  den  byzautioischen 
Ansprüchen  und  dem  Gegensätze  zu  dem  immer  noch  tiefsitzenden  gei* 
manischen  Üeidentum  zu  schweigen« 
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Boi  nller  HerrHelikeit  ^ivs  r5mi'?rben  Wp^^ns  war  es  doch  in  vielen 
Dinwn  den  Germauen  tVemd  und  imveretundlich.  Auch  war  durch  die 
Niederlage  der  römip^^ben  Waffen  ,  dürch  den  Zusammenbruch  des  rö- 
mischen Staats,  dureh  manche  den  Ciermanen  verächtliche  Züge  römischer 
Entartunp  eiu  tiefer  Schatten  auf  das  Römertum  gefallen 

Die  Römer  hatten  trotz  ilires  eminent  juristischen  Siniii  s  von  allen 
Gegenständen  Btaatlicher  Ordnung  keinen  mehr  vernachUlseii^t,  als  die 
einheitliche  Durchbildung  und  Gestaltung  ihres  Staate  und  die  ent- 
sprechende Ausbildung  seiner  Form.  Die  ßtramme  Stadtetaatäverfaasung 
paüte  sieht  auf  dos  Rieich  und  wurde  durch  die  grosse  Aasdehnung 
dei  letitecen  aelber  notwendig  gelockert ,  wShrend  die  Selbetftndigkeit 
der  ProTinien  nnd  die  der  rOmieohen  StadtreHMSung  nachgebildete 
MuniiipttlTerfaeanng  vieler  grOuerer  Städte  keineewega  unter  den  Qe- 
mchtipiinkt  einer  geeanden  Deaentraliaation  oder  eines  geordneten  F<K 
deralianos  gebracht  werden  kann,  da  einer  tolekea  AnffiMniag  die  nn- 
natarlichtte  Zentralieation  aller  Qffentlieben  Oewalt  in  der  FerMn  des 
Imperator«  entgegenstand,  Wfthrend  ein  Weltreich,  wie  daa  rOmische» 
eine  monarohiicho  Einheit  tu  fordern  eoheint,  erhielt  eich  trota  dem 
Imperatorentum  die  ganie  Fülle  der  repnblikaaiachen  Einriehtangen 
Roms  ala  die  wahre  Yerfasiung  des  ganeen  Beiebs  in  den  Oeietem  der 
Aömer. 

So  wurden  die  Germanen  durch  die  grossen  Faktoren  ihres  neuen 
Leben»  und  Daseins  keineswegs  sofort  auf  eine  frate  Staatsbildung  und 
klare  Gestaltung  der  Stnatsform  hingewiesen.  Dnzn  bekflmTrerten  sich 
die  Christen  der  damaligen  Zeit  um  dpn  Staut,  j  i  um  das  ganze  irdische 
Leben,  um  bo  weniger,  nlf«  nach  allgeuK mein  Glauben  dornelben  der  Un- 
tergang der  Welt  nalir  bevorstand  und  ihr  ganzes  Streln n  so  sehr  auf 
den  Bimmel  gerichtet  war,  dass  sie  nicht  einmal  an  der  ::;klaverei  An- 
biosä  nahmen.  Von  Horn  imponierte  ihnen  nar  die  ungeheuere  Aus- 
dehnung und  Kultur  des  Heichea  und  der  Glanz  der  Imperatoren.  Und 
die  Versuche  einzelner  sehr  begabter  germanischer  Stämme,  Rom  in 
dieser  iiiusicht  nachzuahmen  (Goten),  erwiesen  eich  ala  undauerhaft, 
weil  verfrüht ;  fallen  daher  ausserhalb  des  Kreises  der  langen  und  grossen 
Entwicklungen,  welche  unter  dem  Vortritt  eines  andern  germanischen 
Volkes  (der  Franken)  sofort  begannen. 

Die  Natnr ,  das  Beeht,  die  Gewohnheiten  nnd  die  Gesamtheit  der 
Ueberliefemngen  der  Germanen  waren  gans  darnach  angethan,  nnter 
den  neuen  ünstftndeo»  die  sich  von  mancher  Seite  hiesn  als  besonders 
günstig  erwiesen,  das  alte  Leben  gleichsam  in  neuer  nnd  Torbesserter 
Auflage  fortmeetsen.  Die  Uehnng  der  Waffe,  dieses  vn?erttnsserlichen 
Selbeterhaltnagsmittels  wie  Dienst^  nnd  Ehrenseichens  dee  freien  Hannes, 
sa  Jagd-  nnd  Kriegssweoken,  blieb  jetat  erst  recht  dessen  einngo  Be- 
sehAftigong.  Die  eigentlich«  ftnedliohe  Kaltnrarbeit,  Ackerbau  und  In- 
dustrie ,  sowie  was  von  Kunst  und  Wissenschaft  ftbrig,  Uieb  ab  eine 
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untergeordnete  ThäUgkeit  die  Aufgabe  der  Homiineu  und  des  Klenif. 
Man  liebte  es  nur,  sich  mit  deren  ErruDgenscbafien  zu  zieren  tmd  das 
Leben  in  voller  Freiheit  immer  materiAlistiech  gencusreicber  ausxastatten. 
AUei  drehte  eich  swiaeheii  loher  Gewalt  und  BSgelloeem  G^ansa.  Die 
Beste  dee  Heidentums  nnd  deren  Maeht  aeigte  sieh  in  der  Knftlosig- 
keit  der  neuen  ReHgionmnschaanngen.  Dnher  die  Wildheit  der  Vec^ 
brechen »  die  Rohheit  des  Lebenegenaaeee,  ftosMrer  Formendienet  mit 
innerer  ünehriitliehkeiti  mit  Aberglaoben  nnd  Furcht»  Daher  auch  die  | 
Beispiele  einer  extremen  Asketik,  die  durch  onnatflrliche  Entsagiuig 
selbst  der  natfirlichsten  Genüsse  das  frohere  Uehermass  anmagleiefaen 
snchte ;  daher  jene  oft  grenaenlose  Freigebigkeit  gegen  die  Kirche^  na- 
mentlieh  anf  dem  Todesbette»  nm  den  ferwirkten  Stiaf»  dee  Fegüeneis 
und  der  HOIle  sn  entgehen. 

Die  grossen  Landanteile,  welche  den  Mitgliedern  des  siegreidieB 
Stammes  in  den  weiten  eroberten  Ländern  zugefallen  waren  und  auf 
denen  nunmcbr  mit  ihre  neue  Stellung  beruhte,  sollten  sie  zu  Siulea 
machen  für  die  neuen  Gesellschafts-  und  Machtgebäude  {in  terram  sth 
ticam  femina  tum  succedit) ,  dienten  aber  zugleich  dem  alten  Freiheit»-  | 
und  Isolierurrj^striebe  zu  dauerhafter  und  fördernder  nrnndlajre.  Jede 
«olchf  tnra.  welche  durch  din  Zurrohöni^kpit  der  darauf  wohnenden  Ro-  i 
maiiiMi  \:ti(l  Unfreipn  zu  einer  törmlichen  Herrschaft  wurde  ,  ^e?taUete 
sich  zu  einem  sicheren  Sitz  der  alten  Kechte  und  Sitten,  zu  einer  Burg 
des  zeutrifugalen  in  kleinen  gesellschaftlichen  Gebilden  sich  ge£ailende& 
Geistes. 

Es  kommt  noch  dazn ,  dass  bei  der  Kriegalust  der  Germanen,  bei 
den  ewigen  Rechtskollisionen  unter  sich  selbst.,  und  bei  der  durch  di© 
Entfernung  dea  Königs  und  ünfertigkeit  des  Rechts  stets  vorhandenen 
Gelegenheit  zur  Selbsthilfe  ein  eigentlicher  Friedenaatand  unter  den  Ero- 
berem nicht  gegeben  und  jeder  wirklich  immer  anf  die  Behauptung 
seines  Besitses  durch  Waffengewalt  angewiesen  war. 

So  stimmt  alles  sosammen,  nm  die  eisten  politischen  SchKpfungea 
oder  Staatsstütungen  der  Germanen  als  sehr  problematische  Einheiten 
nnd  die  Ausbildung  der  Form  dafilr  als  etwas  untergeordnetes  ~  das 
Game  mehr  als  eine  Art  Ton  Föderation  denn  als  ein  staatlich  geö- 
nigtes  Gemeinwesen  erscheinen  an  lassen.  Wie  notwendig  nnd  natOr» 
Höh  dies  alles  nach  den  gegebenen  TTmstftnden  gewesen,  beweist  aach 
der  Gang,  den  die  weitere  Bntwicklnng  eingeeohlagMi  hat  nnd»  sagen 
wir  es  entschieden,  nach  allen  Yorhandenen  YerhAltaissen  nnd  wirksamen 
Fkiktoren  auch  einschlagen  mnsste.  i 

Denn  nicht  nnr  die  nDvermeidliche  Ausbildung  der  chrisUicfaeB  Ge-  ! 
Seilschaft  zu  ^er  ftosseren  sichtbaren  und  organisierten  Gemeinschaft 
der  Gläubigen,  sondern  auch  das  naturnotwendige  Bestreben  der  chris^ 
liehen  Kirche,  jene  äusseren  realen  Machtmittel  zu  gewinnen,  wodurch 
sie  allein  im  stände  war,  die  ihr  onentbefarliche  8elbst&ndigkeit  so  u- 
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langen  und  ihre  grosse  Rultnranf(?abe  in  so  gewaltthätigen  Zeiten  zu 
erfOlhn  —  führte  dnzu,  gleichsaiu  /-w ei  sich  feiDdlich  gegenüberstehende 
WeltcL  oder  Reiche  aiiüiibahnen  und  auf  diese  Weise  den  Menschen 
und  die  Meuschheit  zu  zerreissen,  was  einen  ewigen  Kampf  hervorrufen 
musste,  d^r,  in  jedem  Einzelnen  wfitend,  auch  in  der  Gesellachaft  Ge- 
genafttn  enwigte,  und  bei  der  geringen  und  eelfart  hier  nur  dareh  die 
üebermaoht  ▼eranlnwten  Nachgiebigkeit  beider  Gebiete,  wie  bei  dem 
eelbitTent&ndlloheo  Mangel  einer  sie  gemeiniam  beherreohenden  höheren 
irdischen  Aatoritftt  jeder  tieferen  Aotgleiehiuig  entbehrte. 

Aach  der  Eintritt  in  die  Nachfolge  der  rOmiichen  Imperatovenp 
dnrch  dasPatnnat  Aber  Rom  leit  Jahrhunderten  vorbereitet  and  dareh 
die  Kxtaung  Karle  dee  Groaien  ala  Imperator  im  Deiember  79d  -roll- 
Boges,  hatte,  wie  logiieh  und  natfirlich  auch  dieee  Schritte  waren,  doch 
gerade  flir  ein  Baoptmotiv  deraelben,  fBr  die  Anebildnog  einer  •  t  a  a  t- 
liehen  Einheit  und  der  entsprechenden  Form  daflElr,  verhängnisvolle 
Folgen.  Karl  der  Grosse  hatte  gewiss  die  Idee,  die  bezeichneten  drei 
Qrandelemente  der  neuen  Welt  barmoniech  zu  einigen  und  eine  diesem 
grossen  Zwecke  dienende  Ausgleichung  von  Freiheit  und  Ordnung  herbei- 
aoflBhren.  Er  sorgte  nach  Kräften  fQr  die  Macht  und  Dauer  seiner  Dy« 
nastie;  seine  Gesetzgebung  erstreckte  sich  ehenso  auf  eine  durchf^rei- 
fende  einheitliche  Organisation  des  Reiches,  wie  auf  die  Sittlichkeit, 
die  HeHgion  und  alle  kirchlichen  Institutionen.  Die  wirtschaftlichen 
intereasen  vom  grössten  bis  ins  kleinste,  Heerstrassen  und  ihre  Sicher- 
heit, Landwirtschaft  und  Industrie,  Wissenschaft  und  Kunst  nahmen  in 
hohem  Grade  seino  Vorsorge  in  Anspruch.  Die  Schonung  der  Stammes- 
eigentümlichkeit,  eine  kluge  Dezentralisation,  die  häufige  Abhaltung 
von  Hof-  und  Reichstagen  beurkunden  sein  Bestreben,  die  Anforderungen 
der  Freiheit  mh  deuen  der  Einheit  auszugleichen,  seine  Oerichtseinrich- 
tungen,  die  Absicht,  jedes  Recht  gegen  Willkür  so  scbfttsen,  und  die 
bei  ihm  scharf  hervortretende  Scheidung  von  Offentliohen  oder  Reichs- 
und  persönlichen  oder  r«n  dynasUschen  Angelegenheiten,  das  Ansein- 
anderhalten  von  Beiehs-  und  Priratkriegen ,  von  Staats-  nnd  Hausgut, 
leugen  von  der  GewisBenhalligkeit,  mit  welcher  er  seine  politische  Stel* 
long  aoffiMste.  Aensserlich  and  nar  seine  Begierongsieit  betrachtet, 
scheint  sein  Streben  ancfa  mit  groesem  Erfolge  begleitet  gewesen  an  sein. 

ünd  doch  liegt  seine  Grtae  nicht  im  Vollbringen,  sondern  in  seinen 
Ideen  nnd  in  der  Kraft,  mit  welcher  er  deren  Erfftllong  anstrebte.  Die 
Geschichte  beweist,  dass,  wie  viel  er  sn  besseren  Entwicklangen  in  Eu- 
ropa beitrug,  doch  seine  fieiehseinheit  der  innem  Danerhaftigkeit,  sdoe 
Ordnung  der  Reichsform  des  stuatliohen  Charakters  entbehrte.  Bei  aller 
sittlichen  und  politischen  Hocbhaltung  des  Christeatnms  fiuste  Karl  der 
Grosse  das  politische  Verhältnis  der  Kirche  in  seinem  Reiche  doch  mehr 
im  Sinne  Konstantins  aU  in  dem  der  Kirche  selbst  auf.  Sie  war  ihm 
eine,  wenn  auch  hochwichtige  Anstalt  seines  Reiches  and  das  Ghristen- 


.  -d  by  Google 


768 


Miasellen. 


tum  Hiebt  du  im  Menscben  selbst  auf  Gmnd  m&beMuner  innerer  An* 
dgnimg  neb  ftei  Tolbdebende  hOehito  SiHllehbmUgebol,  ionde«  ein 
nftobtiger  politieober  Hebel  fllr  eeine  Seh&pfung. 

fiei  der  Yielgertaltig^eit  des  Bdehs,  bei  der  ZeDirifogaUttt  seiner 
Teile  und  bei  der  sittlieben  ZQgellosigbeit  seiner  Olieder  komte  diese 
AnffiMBong  in  der  Kircfae  selbst  nnd  also  aneb  im  Beteb«  oamSgiieb 
Anerkennung  tind  Bestand  finden.  Wie  i.B.  aneb  dieCbtiitianiaening 
der  Sacbeea  lon&ebst  eine  politisobe  Notwendigbeit  und  enr  eine  Fknebl 
der  fBrebterliebsten  Kriege  var,  so  berabte  aneb  sein  VerbiltoiB  tat 
Kirebe  auf  deren  Sobwäche  nnd  seiner  alles  fibeiragsnden  persönlichen 
Grösse  nnd  Macht  und  Gel  notwendig  mit  ihr.  Imperium  und  Weltreich 
aber  stellte  seine  kOniglich^kaiaerliche  Majestät  auf  eine  ideale  Höbe, 
welche  Minderbegabte,  Minderm&chtige  nicht  zu  behaupten  vermoebtsa 
und  schufen  scheinbar  reale  Unterlagen  f&r  die  fintwiekiong  eines  neoea 
Staates,  welche  viel  zu  schwankend,  wa  wenig  homogen  und  zu  ausge- 
dehnt waren,  als  ilasg  sie  geeignet  gewesen  w&ren ,  den  ohnehin  so 
schweren  und  doch  unentbebrliohen  inneren  Onrchbildangsproeaai  m 
fördern. 

So  gerietet  wohl  selbst  in  matu  he  grosse  Widersprüche.  Kr  1  at  von  d-m 
Kaisertum  die  erhal  ciiBte  idee  und  ordnet  sogar  nach  üebernahnje  ues- 
selben  f^r  das  gaa/.u  Kaiserreich  einen  ueiu  n  allgemeinen  Huldigunps- 
eid  an.  Aber  er  kann  oder  will  tür  die  tortaetzuDg  dedselben  nach 
seinem  Tode  keine  Anordnungen  treffen  und  das  einzige,  was  er  für 
diese  Eventualitüt  thut,  ist,  abgesehen  von  einer  Anordnung  über  die 
Succesaion  in  seinen  Pn  vHtnachla»B  und  die  zum  Reich  gehörigen  Sachen 
seines  Besitses,  die  Bestimmung  eines  Teilungsplanes  f&r  daa  Besdi* 
dessen  Yerwirkliebung  nur  die  Vorsehang  hinderte.  Er  triti  dem  Par- 
tikaUifismne  entgegen,  wie  den  Standeeprivilegien ;  aber  er  kann  nisfal 
nmfain,  dnieb  Berllokriobtigung  der  StammesfÜieten,  dnreh  reiebe  kbea* 
weise  Yerleibnngen  nnd  Mebrongen  des  Kirebengnts  die  einhaitiflbiBd* 
lieben  Faktoren  in  siftrken. 

Kaeb  ibm  lerf&Ut  die  Beiebseinbeit  nnd  entartet  seine  Verwaltoags- 
organisation.  Die  dnreb  k«ne  starke  Haad  mebr  geaUgeltea  wildta 
Leidensobaf  ten  wfiten  entüBsselt  dnreb  die  niebeten  Jabriinndertn,  vm 
seinen  stol  zen  Bau  bis  anf  die  Fundamente  in  nrstören  und  dem  alten 
Sondertriebe  durch  eine  Menge  toftlliger,  sobnell  wechselnder,  innerlich 
meist  haltloser  Gestaltungen  neuen  Spielraum  su  schaffen,  bis  endlich 
die  Elemente,  Gebiete  und  Sprachen  sieb  scheiden,  und,  wenn  auch  im 
fortwährenden  Kampf  erprobte,  und  vom  Glück  begünstigte  Kr&fte  zo 
den  Anfängen  natarlicberer  und  festerer  Oestaltangen  gelangen«  Disi 
fährt  uns  in  die  aweite  Periode. 

2)  Die  zweite  Periode  dee  Mittelalters  reicht  Tom  Ausgang  dsi 
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elften  bis  sum  Ende  des  tünfzehoten  oder  Anfang  des  sechzehnten  Jabr- 
bnnderts. 

Sie  umpchliesßt  also  die  Periode  der  groHsen  Kaifleriljiiaatien  bis  zu  den 
grossen  Entdeck ungeu,  bis  zum  Beginn  der  Reformation  und  zur  Ausbil- 
dung des  ttaatlicben  Ffirstentums.  Sie  charakterisiert  sich  in  der  ersten 
BUfte  diifcb  die  ausgeprägte  Doppelnatnr  das  denttob«!!  Kdaiglniiis 
(firftokkcbei  Beeht)  tmd  dm  rUmudieii  KoiiertQini  (rOmitebea  Becbt), 
alio  einet  oacb  devtaebea  BeobimQecifaatmiigeii  bOebit  beacbrftnkt«a  EO- 
nigweehtce  Aber  DeoiaeUand  nnd  einet  abeolot  onbeiebrftnkten  Impe- 
ratorenreebtes  ttber  die  gaaie  Welt  (Dentaobland  und  Bem  eintcbUese- 
lieb),  ein  Oegeatats  fllr  den  bei  der  Vereinigang  in  einer  Penon 
keine  Anagleiebang  denkbar  war  nnd  dnreb  den  die  prinnpielle  innere 
ZerriMibeit  der  Stelinng  der  dentseben  Ktaige  nnd  rOmieeben  Kalter 
allein  schon  klar  itt.  Darom  sehen  wir  auch,  datt  ticb  die  grOttten 
Kaiser  in  Italien  um  ihre  römisch-kaiserliobe,  in  Deutschland  um  ibre 
deattch-kflnigüebe  Stellung  herumkämpften,  und  dass  dort  die  germa- 
nischen Elemente  gegen  seine  rOmiaeben  Prätentionen  ebento  im  Felde 
ttanden»  wie  in  Deutschland. 

Ein  zweiter  charakteristischer  Zug  ist  die  schon  in  der  Torigen 
Periode  angedeutete,  nun  aber  herauagebildeto  Dualität  der  Welt  in  den 
Formen  des  Kais-rrtamR  und  Papsttums  und  der  heisse,  von  beiden  Teilen 
mit  jedem  Mittel  getührtp  Kampf  um  den  Vorranpr,  wobei  jedoch  nach 
dem  Geij*te  der  Zeit  die  theologischen  Formen  und  die  tbeokratische 
Riclituiii^'  vorherrscht  und  ten  wifRensohaftlichen  und  politischen  wie 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Beweguugeu  den  Stempel  aufdrückt,  ohne 
verhindern  /u  küniHn,  dass  alles  Geistige  eine  politisch-weltliche  Mo- 
difizieniDg  und  Richtung  findet. 

Charakteristisch  ist  fernei,  und  zwar  m  wu  tachaftl icher  Hinsicht,  für 
die  erste  Hälfte  dieser  Periode,  die  sich  in  ihr  vollziehende  Verwandlung 
des  freien  Grnndbesitzes  und  der  persönlichen  Freiheit  in  feudalen  Grund- 
betita  nnd  Vasallentum,  woran  sich  eine  neue  Ständeeinteilung,  näm- 
lieb  die  In  Bitter  nnd  Bauern,  in  Privilegierte  nnd  NiebtpTiTÜegierte^ 
nnd  die  Entttebung  einet  neoen,  dee  dritten  Standee,  der  Stadtbürger, 
nneoblietat.  Die  in  Mitte  aller  dieter  eleli  anaiebenden  und  abttottenden 
Elemente  niebt  mangelnden,  naeb  Oeelaltong  Ton  Elnbeäten  nnd  Formen 
mii  ttaatliobem  Cbarakter  ringenden  Kiifta  gingen  teilweiae  in  dietem 
Kämpft  nnter,  teilweite  ertt  ant  ibm  berror  nnd  wurden  dann  immer 
wieder  anfr  neae  von  ibm  ergriifen. 

8ebon  gana  von  unten  bemuf  tuebte  jeder  Stftrkeie  den  Sehwft- 
ekeren  deb  zu  unterwerfen ,  ane  mehreren  kleineren  zur  selbständigen 
Esittenz  nicht  befähigten  grössere  und  lebentfähige  Gesamtheiten  zu 
bilden.  Es  war  ein  förmliches  Strebertum  nach  Land  und  Herrschaft, 
naeb  Vergrössemng,  ein  OrOndertnm  lllr  polititch  aelbet&ndige  Exi- 
■tenaen.  Und  waa  da  neu  neammengeaobweiatt  worden,  batte  noob 
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weniger  einen  Gemeineinn  wie  die  ganieNatiun  schon  einen  nationaleo 
oder  ihre  Stämme  noch  einen  eigentlichen  Stammainn.  Im  Gegenteile 
böte  der  EnBserlidieii  Einigung  stieeten  sie  duh  nnr  um  to  schärfer  ab, 
nsd  der  Mangel  von  lebendigwi  Verkefanbedflrftiiflnv  ond  bequemem  y«r- 
kehnnittelB  fMette  den  tiefbegründeten  bolierQBgtdxftDg  bif  in  die 
kldetten  ZoaammeBgeliOrigkeiteii  herali. 

Gewalt  und  Vertrag,  jede  Art  privatreohttieher  ESrwerbiUtel.  vit 
Erbtebaffc,  Tameh,  Kaof,  Verpftndong,  Heirat  wardea  an  neoen  Srver 
boDgen  benotat  und  allea  so  firworbene,  einsebliesslieh  einer  etvaigM 
ebemaligen  aber  nnterdenen  entarteten  Ajatsgewaiti  an  einem  elnheit- 
liehen  Machtgebilde  von  aweifelbaftem  reehtliebem  Charakter  vereinigt, 
dessen  freilich  oft  nur  oberflftehtich,  nur  personaliter  nnierie  Teile  sieh 
nnter  einander  feindlieber  gegenftberstandeo,  als  einem  fremden  Bcn^ 
sebaftsgebilde. 

Derselbe  Recbtsgedanke,  der  in  Verbindung  mit  der  Tbatsache  dm 
Erwerbs  oder  der  Begründang  der  Schöpfung,  die  Succeasion  in  dieselbs 
als  den  Onind  und  Bc>den,  in  welchem  die  Dynastie  wurzelte,  bestimmte, 
riiimlich  der  der  patrimonialen  GeMiitpfolge,  wurde  nach  und  nach  und 
zwar  unter  fortgpfotztcr  Absch wächuii;^'  des  Wnlil-  oder  Zustimmnngt- 
momentä  die  Grundlage  aller  Succession  in  Land  und  Leute.  Et  war 
dies  um  ho  natürlicher,  als  dnhet  niemand  an  p\n  r.iiiiisrb-7iviliäti- 
sches  Eipcntiim  dachte,  vielmehr  der  dem  deutschen  iiimnieigtiütuni-*- 
und  Immobiliarsucceswionsrechte  zu  Grund  liegende  politische  Charakter 
zur  OeltuDg  kam.  Freilich  fehlte  es  auch  diesen  Verhält niMen  ao  der 
nötigen  Klarheit  and  Konsequenz. 

Auf  der  einen  Seite  sprach  man  von  deu  landesherrlichen  oder  lao- 
desväterlichen  Pflichten ;  aaf  der  andern  Seite  teilte  man  Länder  usd 
Worden  ins  ünendliohe  und  wBhrend  man  sich  gelegentlich  auf  das 
deutsche  politiseb  geartete  Beoht  ond  Gewohnheit»  wie  de  Ton  Altea 
hergebracht,  besog,  ichente  man  sieb  nieht»  das  rOmisobe  private  Beoht 
sa  Qnnsten  fortgeseteter  Teilnngen  •  d.  b.  im  Dieoite  priTatMebtliefast 
Interessent  rar  Hilfe  tu  mfen. 

Sowohl  in  den  grosseren  staatlioben  CMnldeo  als  aneh  in  den  kkl* 
neren  territorialen  Herrsehaften,  die  nach  Selbständigkeit  stieMeo,  war 
der  Osdanke  einer  slaatliehen  Einheit  noch  sohwacb  genug»  die  Fem 
daftlr  mangeU  and  ibblerhaft  ond  vor  einer  Menge  in  kleineren  Bechts- 
kreisen  bestehende  fVeiheiten  ein  starker  Beobtssehutn  der  Freiheit  gbm» 
banpt  nicht  gegeben. 

Am  meisten  fiülen  jedoch  die  Schwierigkeiten  auf,  welche  es  hatt% 
mit  der  Einheit  und  Form  der  monarchia  im  Sinne  des  Mittelalters  oder 
der  Weithemohaft,  dargestellt  in  der  Dualität  von  Kaisertum  und  Papst* 
tum  und  eines  weltlichen  und  geistlichen  Rechts.  Jedes  von  dissea 
beiden  hatte  nämlich  das  natürliche  Streben  nach  Alleinherrschaft,  nach 
BebenrsGhang  Ober  das  änderet  ond  den  damaligen  Verhältnissen  gemäsi 
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80  viel  mit  sich  selbst  nnd  mit  dem  andern  zu  thun,  dass  alle  anter- 
geordneten  Verhältnisse  id  e«f  Staatenbildungebestrebungenin  die  K&mpfe 
deraellon  trezogen  und  von  ihnen  infltnert  werden  muMten. 

Iki  drm  Kaisertum  und  bei  den  Faktoren  seiner  Politik  iiandelte 
es  t*ich  mn  da«  Streben,  die  Vaiserliche  Würde  erblich  zu  machen,  und 
die  entgegenstehenden  Kräfte  der  Kirche  und  der  Welt  zu  überwinden, 
ein  Bestreben  ,  welche«  durch  die  thateächlichen  Erfolge  dreier  grosser 
KaiserdynaKtien  siegreich  und  gerechtfertigt  erschien.  Ka  handelte  sich 
namentlich  um  die  Beseitigung  des  aiteu  deutschen  Wahlclementa  bei 
Thronwechseln,  um  die Ueberwindnng  der  kirchlich-politisohen  Ansprüche 
des  pftprtliohen  Stohlei  und  äu  moM  der  NiehtarMielikeit  des  PriinatB 
und  dei  rOmuehen  Imperfttoraniums  gezogenen  Analogie.  Die  getets> 
liclie  Erblichkeit  dea  Kaisertunw  —  tbBttacblieh  ist  beknnnflieh  lange 
in  dem  rOmiaolien  Imperatorentom  ein  dynaatiacher  Zag  nnverlraonbar 
—  wftre  eine  dnieli  keinei  der  drei  hietorieehen  Elemente  der  Zeit  ra 
begfllndende  Nmierung  gewesen,  welehe  alle  iel>enden  Interceoen  und 
Biehtnngen  anft  tiefste  bfttte  ergreifen  und  ▼erletsen  mflasen. 

Dagegen  war  fflr  den  Erwerb  der  päpstlichen  Würde  überhaupt 
nur  e  i  n  Reohtstiteb  der  der  Wahl,  mOglich.  Die  rechtliche  Ordnang 
dieser  Wahl  erscheint  demnaeh  als  das  erste  Postulat  des  Papsttums, 
wenn  man  ee  im  Zusammenhange  mit  jenen  Zeiten  betrachtet.  Diese 
rechtliche  Ordnung  war  aber  selbst  nach  Gregor  VII.  noch  oft  bestritten 
und  wabr«chein1icb  wurde  die  Streitfrage  über  das  Reoht  des  Kaiserg 
bei  der  Papstwahl  oder  de.s  Papstes  bei  der  Kaiserwnhl  formell  niemals 
auf  eine  heido  Teile  bindende  Weise  endj^ültig  entschieden,  l^echnet 
man  dazu,  daasauch  damals  schou  über  das  Verhältnis  des  Kpi-^kopats  und 
der  Konzilien  zum  Primat  heftiger  Streit  at  ittfund,  in  welchem  wiederum 
die  Ansprüche  des  Kaisertums  hineinspielten,  so  erkennt  man  leicht, 
dasa  es  mit  diesen  beiden  Einheiten  bezw.  mit  der  WeiteinheiL  and  mit 
der  Ausbildung  iitirer  Formeu  übel  genug  aussah. 

Starke  Kaiser  waren  stets  geneigt ,  die  Kirche  nach  der  Art  Ton 
Konstantin  oder  Karl  dem  Grossen  in  betrachten,  nnd  dies,  wie  sehr 
sieh  auch  alles  geftndert  hatte,  jnristieeh  so  begründen  nieht  in  Verle» 
genheit.  Auf  der  andern  Seite  wollte  der  Papst  im  Kaiser  nur  den 
ihm  kraft  göttlichen  Rechtes  in  unbedingtem  Gehorsam  Yerpfliehteten 
Christen  sehen  und  ignorierte  die  Öffentliche  PfliehtsteUnng  desselben 
in  der  irdisdien  Welt. 

Dem  Absolutismus  und  üniTcnBlismus,  welche  Kaiser  nnd  Papst  in 
den  beiden  Welten  als  ihr  göttliches  Recht  beanspruchten ,  und  dem 
Gewaltsnnterwerftingsprinzip  der  Fflrsten  gegenüber  lebte  in  Rom  und 
in  den  genugsam  starken  Städten,  namentlich  in  Deutschland  und 
Italien,  etwas  Ton  der  alten  yolksgemeindlichen  Staatsidee  fort  oder 
Tielmehr  wieder  auf.  Nicht  die  Trennung  vom  Papst  und  Kaiser,  wohl 
aber  die  Freiheit  von  der  Anwendang  der  beseicbneteo  Herrschaft«- 
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prinnpien  war  der  Trieb  nnd  das  Ziel  ihres  kommunalen  Le^^ens.  Aber 
80  mftchtig  und  natürlich  erscheint  doch  der  Gedanke  der  nionarch;bchea 
Gebnrtsfolge  ,  dass  wir  gerade  in  den  gläuEeadsten  Tagen  der  mittel- 
alterlichen Stadtataaten  die  gesamte  Öffentliche  Gewalt  in  der  üand  je 
eines  Mannes  sehen,  der,  besonders  in  Italien,  hie  und  da  mil  dMecn- 
dem  Brfolg,  dasn  gelangte,  seiaen  Naohkommeii  ai«1i  reehtiiek  mm 
Henraebafttn  lidieni,  diedaram  nicht  weniger  eine  nonaidiieoho  war, 
weil  man  de  nicht  lo  nannte. 

Finden  wir  nnn  in  dieser  Zeit  eehon  die  feetea  KemCt  ane  weloben 
nach  und  nach  nnter  den  lohweteten  Kämpfen  die  neuen  Staaten  bem»- 
woebaea,  so  war  es  nicht  mehr  das  altgermanimhe  Stammfftratanto». 
auch  nicht  der  alte  firlakieebe  KMgebana,  iondem  die  Landet»  oder 
Gutsherrltohkeit  fiber  eine  au  rechtlich  sehr  Tcreehieden  geartete 
Teilen  zusammengeMtste  reiche  nnd  Tererbliche  Dom&oe,  an  welche  deh 
die  Neabildoogen  anschlössen.  Diese  zu  sichern,  m  yermdimi«  allec 
in  deren  Kreis  zq  ziehen  und  unter  den  domanialen  Charakter  zn  stellen, 
erscbien  demnach  natargemftcs  als  die  Uaaptanfgabe  für  Bedaad  nnd 
Zukunft  der  Dynastien. 

Man  mochte  sich  zu  diesem  Zweck  je  nach  ümst&nden  und  wech- 
selnd des  Papstes  und  des  Kaisers  bedienen  —  aber  immer  nur  in  der 
Absicht,  sich  von  den  Einwirkungen  ihrer  TIerrschaftaprinzipien  frei  zu 
lialtnn.  So  erklflrt  sich  daa  Bestreben  der  Kaiser,  abgesehen  von  einigen 
Idi'.iliflten,  ihr  Hau^gut,  das  der  ITipste,  das  Patrimonium  Petri,  das  der 
itaiienischeu  und  deutschen  Laiidherrn,  liire  ErbbeBit«tiagcn  ,  das  der 
Könige  von  Spanien ,  England  und  Frankreich,  ihr  Kroogat  su  mehren, 
als  Pflege  zeitgem&sser  Mittel  sar  Begründung  staatlicher  Einheit  and 
Haoht  wie  einer  danemden  Staatdbrm. 

Die  sweite  HSlfte  dieser  Periode  zeigt  vor  altem  eine  gewime  Ab* 
nähme  oder  Erlahmung  der  Sehftrfe  nnd  der  Kraft  der  beideihnelea 
G^emfttae  all  notwendige  Folge  der  langen  und  hdMea  Klmpl»i  eiae 
erkleckliche  Abk&hlnng  der  Ideen,  welche  die  firftberai  Jahrfavaderte 
beheneehten. 

Man  fingen  in  erkennen,  wie  yiel  üngeistlichee  indem  geistlichen 
Rddie  des  Papdtoms,  wie  vieles  in  dem  weltlichen  Reiche  dct  Kaieert 
war»  wee  deh  Ton  den  gewöhnlichsten  Bestrebungen  der  Zeit  nur  dordi 
dne  gewisse  äussere  Grösse  nnd  Umftngliohkeit ,  nidit  durch  sdnen 
innern  Charakter  unterschied.  Kaisertum  und  Papsttum  selbst  erkannten, 
dass,  wenn  sie  sich  auch  nie  im  Prinzip  zu  einigen,  nie  eines  dasand^^re 
im  Interesse  einheitlicher  Wi  ]  thcrrschaft  sich  unterzuordnen  vermochte^ 
nie  eine  alle  Kollisionei:  iuisBclil iesseude  Trenmmr^  besonderer  Macht- 
gcbieto  für  sie  znlfissif^',  doch  die  Fortsetzung  des  Kampfes  m  der  bis- 
herigen Wpiyt!  lieiden  gleich  nachteilig  werden  musste  ,  ja  eine  solche 
bei  der  Veränderung  der  herrschenden  Ideen  nachgerade  unmöglich 
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war.  So  enUtaod  zwidchen  ibnen  ein  minder  atreitbares  and  kühleres 
Verhältnis. 

Man  begann,  kritische,  prinzipielle  Fragen  über  die  Suprematie 
und  deren  Folgen  zu  üliergehen,  die  vollendeten  Thatsacheü,  wenn  auch 
Qliter  Protest  hinzuuehmeu.  War  doch  jtKlea  von  beiden  in  aeinem  ei- 
genem Gebiete  hinreichend  in  Anspruch  genommen ;  das  Tapettum  durch 
die  Qe&hren  det  Korans ,  der  Obmliensspaltang  and  das  Abfallt;  daa 
Kaiaariam  dnreh  die  fottwAbreode  Abnabme  aaiaer  innara  Kralt  und 
dimb  die  Bildang  aelbaUndiger  mftobtiger  NatioDaii,  welche  aleh  meht 
nur  aeinam  Machtkveiae  entaogeD,  aondarn  anob  aieh  darüber  an  erbeben, 
den  biaberigen  Schwerpunkt  der  Welt  aa  Tarrllchen  traobtetan.  Der 
immer  mabr  erblaaMaden  Reiobeidee  gegenAber  iteigt  ana  der  allge- 
meinen Verworrenheit  der  Zuatiinde  in  fürchterlicher  Qroaaartigbeit  die 
natieaale  Staatsidee  heryor,  von  m&chtig  gewordenen  Pynaatien  ge- 
tragen, entschlossen,  mit  allen  Mitteln  den  Entacbeidmigskampf  gegen  alles 
Widerstrebende,  Fendalität,  Klerikalismns,  kommonale  Selbständigkeit 
and  jede  Art  von  Partikalarismus  zu  übernehmen  und  durchzuführen. 

Daa  ganze  Leben  der  Nationen  soll  seine  Einheit,  sein  Wollen  und 
Vollbringen  in  der  Person  ihrer  K<juif?e,  seine  K^ntinnitflt  in  der  Nacls- 
folge  seines  üeblüts  finden.  l)«'r  Koinn;  hat  nicht  mehr  {seaiesgl cn  heu 
(pairs)  im  Lande;  die  Privilegien  der  Landesteile  können  wenigstens 
gegen  die  Einheits-  oder  djnastiichuu  Intereusen  nicht  weiter  in  Betracht 
kommen  ;  kein  Standebvorrecht  verhindert  die  Konsequenzen  der  könig- 
lichen üutertüunscbaft.  Alle  Gerichtsbarkeit  geht  nur  vom  Küiüg  aus 
und  zu  ihm  zurück.  Die  Universalität  der  Kirche  erhält  »ich  nur  für 
die  Dogmen  und  durch  Koniessionen  an  die  nationale  Eigenart  oder, 
waa  nun  dnaaelbCt  an  das  königliche  Beobt  {regale)-  Die  Städte,  lange 
der  erfrenliebate  Pnnkt  in  diaaer  tranrigen  Zett^  erkaofen  die  firhaltmig 
dea  Eteebta  ihrer  Selbatändigkeit  durch  Unter*  und  Einordnung  in  daa 
Qanae  und  feiehe  Geldleiatnngen. 

Der  Kaiaer,  ab  kOnigliober  Landeaberr  in  aeinen  Brbataaten,  wurde  in 
diaaer  Bigenacbaftaelbat  snm  geftbrliebaten  Gegner  dar  kaiaerlichen  Gewalt 
ond  fiberwiegende  Sympathien  deraelben  mit  ihren  anaur  Deutschland  ge- 
legenen Interessen  trugen  ,  wie  die  Opposition  gegen  den  italienischen 
Bomanitmns,  in  allen  Ländern,  so  besonders  in  Deutschland,  zur  Er- 
weckang  und  Steigerung  der  für  die  politische  Gestaltung  des  Ganzen 
freilich  noch  lange  unfruchtbar  bleibenden  nationalen  Gefühle  bei.  Fa- 
milienverträge,  Uauagesetze  u.  dergl.  m.  ,  wenn  auch  zunächst  auf  den 
Glanz  und  die  Macht  der  Dynastien  berechnet,  beseitigen  sowohl  die 
Teilungen  der  Länder  nach  patrimonialeu  oder  zivilrechtlichen  Grund- 
sätzen, wie,  in  Verbindung  mit  einem  stehenden  Beamtentum  und  deu 
Haufttriippen,  den  Einfluaa  der  Wald  der  Grossen  auf  die  SuccüHsion  der 
(iebluttlüige.  Und  währead  die  goldene  Bulle  mit  der  Wahl  der 
deutätihen  Fürsten  aU  alleinigeu  lieciiutitei  iür  daa  Kaisertum  die  Un- 
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abhängigkeit  dieser  Nachfolge  vom  pS.pftlichen  Stuhl  zugleich  auch  die 
Ohnmacht  des  Kaisertums  für  alle  noch  folgenden  Zeiten  gruadgeaetz« 
lieh  feststellte,  machte  sie  die  Unteilbarkeit  der  wichtigsten  deatvchen 
T«mtorioii,  dk  der  weltlichen  Karfftrstentamer  audi  von  Todeswegen, 
und  deren  Vererbung  naeh  Primogenitiitreoht  nm  aomeliBuloeen  Piinnpu 
AUeotbalben  bricht  der  ttastliohe  Gedenke  mftcfatig  hervor  nad  ee  ent- 
steht nnn  der  Kampf  iwiaehen  hiitoiiiehem  Beebt  nnd  BedOrfnie  der 
Oegenwftrtf  Bwtiohen  Beiofarftoinmg  and  Abiolatiiniai  der  königlieheii 
Gewalt»  ewiadhen  patrimomaler  und  poUtiMher  Anffuniiig  deraelbea  ^ 
«Uet  innerhalb  der  Einselitaateo. 

Scheint  lioh  enf  diece  Weiee  der  Bliek  naeh  innen  wie  nach  aniien 
verengert  zu  haben,  so  fand,  namentlich  gegen  Ende  der  Periode,  manche 
sehr  bedeutuogtToUe  Erweiterung  desselben  statt.  Die  Kritik,  wmm 
auch  dorch  das  abcolote  JT&rstentum  beschränkt»  empfing  in  der  Oppo* 
sition  gegen  kaiserlichen  nnd  päpstlichen  UniTerealiimaa,  dnrch  die 
SelbständigkeitsbestrebuD^'cn  der  nationalen  KOnige,  mannigfache  For- 
derung. Die  Macht  und  der  Reichtum  der  Pörsten,  der  Glau?:,  mit  dem 
pie  ?ich  /.u  uin<yeben  liebten  ,  gewährten  Mittel  und  Gelegen beiten  zur 
iLrlüb  in^^  nationaler  Kunst  und  Wissenschaft,  deren  Ausc^ans'!*-  nnd 
Zielpunkt  nicht  mehr  Papdt  und  Kaisertum,  sondern  der  auf  der  wieder- 
belebten Klaseizität  beruhende  Huuiauiämus  geworden. 

Die  fortschreitende  Kultur  vermehrte  die  Bedürfnisse  der  Gesell- 
schaft, aUo  auch  die  des  Veikeius,  der  sich  erweiterte,  bequemer  ge- 
macht wurde  und  viele  Schranken  der  früheren  Isolierung  niederriss. 
Hatten  hiezu  schon  früher  das  Rittertum,  insbesondere  aber  daa  Städte- 
weeen  weientlieh  beigetragen,  so  eröffneten  nnnmebr  die  gronea  Ent- 
deckungen in  der  neuen  Welt  dem  meneehliehen  Geiete  nnermenliehe 
bieher  nicht  bekannte  Under  mit  den  koitbanien  nnd  onenchOplbanten 
Belehtllmem  and  Oennamitteln. 

80  liehen  aieh  immer  laUreichere  nnd  foltere  Binge  nm  die  VSIker, 
die  widerstrebenden  Teilkrftfte  ataatlieh  en  einigen.  Immer  mehr  er- 
kennt man  die  Wichtigkeit  einer  der  grooartigen  Einheit  entepredien- 
den,  dem  Gesamtbedfirihis  eines  festen  und  daoerhaften  Zoaammenhalti 
genügenden  Geetaitung  und  M  iclitausstattung  ihrer  Form. 

Wenn  aber  aoeh  dietet^el  ganz  beaoaders  her?ortritt,  so  ▼ergan 
man  doch  keineswegs,  auch  nach  Sicher-  nnd  SlactteUong  eines  Ge- 
bietes menschlicher  Freiheit  nach  allen  Bichtongen  dee  menschlichen 
Lebens  zu  denken. 

Die  Kämpfe  der  Zeit  sind  demnach  Kämpfe  zwischen  Einheita-  and 
Freiheitsbe^trebungen  innerhalb  nationaler  Grenzen.  Kampfe,  welche 
von  seitrn  der  Dynastien  mit  der  Loprik  ihrer  den  breuneodsten  Not- 
stiiuiltLi  u'ewidmeteo  Macht,  von  seilen  der  Völker  mit  der  Logik  der 
chriHtlici]  inblischen,  der  menschlichen  oder  hamanistisohen  Freiheit  ge- 
führt werdeu. 
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Die  „YerwftsseniDg  des  Aktienkapitals*'  in  den  Vsreinigten  Btaatei. 

Deber  diesen  neuerdings  oft  erwähnten  Gegenstand  —  An  erbieten 
neuer  Aktien  an  Hie  b  i  s  h  e  r  i  g  e  n  A  k  t  i  o  n  ;i  r  e  zn  d  i  o  d  r  i- 
gerem  Kurse  —  bemerkt  Aschrott  in  4ier  Anmerkung  zu  rinor  frühe- 
ren Abhandlung  in  SchmoUer'B  Jahrbuch  :  »Das  watering  the  stock*  — 
ist  bis  m  die  nenente  Zeit  hinein  in  Amerika  vielfach  zur  Anwendung 
gebracht  worden.  Ka  geschieht  dies  einmal ,  nm  ein  etwaiges  hohes 
Erträgnis  der  Gesellschaft  dea  ßlicken  der  Uneiugeweihten  zu  entziehen, 
sodann  in  vielen  Fällen  zu  dem  Zwecke,  einer  Anzahl  Grossaklionäre 
uoi  beqaeme  Weise  eine  Majorität  in  den  Generalversammlungen  zu 
▼eisebftffen.  Dies  letitere  hftngt  mit  der  eigenartigen  Finansierung  der 
unerikaaiseheB  Sisenbahagesellsohaflai  sosanmen.  Der  regelmässige 
flergang  bei  Qrftndnng  einer  Eisenbahngesellsobaft  ist  nämlich  der,  dass 
die  OrSnder  einea  minimalen  Proientsats  des  Aktlenkapitals  einsablen 
und  sieb  im  übrigen  des  »ir  Anlage  der  Bahn  erferderliclie  Geld  doreb 
Amqiabe  tob  Prioritäten  (ftoads)  Tsrsoba&n.  Die  Aktien  (sAorvt)  bleiben 
teils  in  den  Händen  der  GrSader»  teils  werden  sie  den  Zeiobnera  auf 
die  Prieiitäten  als  bmus  gegeben ,  teils  werden  sie  von  den  Orflndem 
an  Personen  und  Korporationen,  welche  man  fflr  die  Bahn  ioterre^sieren 
will,  ferschenkt.  Da  nur  ein  gans  minimaler  Betrag  anf  die  Aktien 
bar  eingezahlt  ist,  so  ist  ihr  Wert  nur  ein  imaginärer ;  sie  sind  eigent- 
lich nur  Genusascheine,  welche  zn  einem  Werte  erst  dann  kommen,  wenn 
die  aus  dem  Erlöse  der  Prioritäten  anr::ole5;te  Bahn  sich  so  gut  ent- 
wickelt, dann  sie  höhere  Ertragnisse  liefert,  als  für  die  Verzinsuag  der 
Prioritäten  erforderlich  ist.  Die  Aktien  sind  damit  zu  Spielpapieren 
xct'  ^|03f^)v  geworden.  Vielfache  Miflsatände  in  der  Verwaltung  der 
amerikanischen  Eisenbahnen  »md  Hs\rant  zurückzufflhren,  dass  den  In- 
habern der  Aktien,  d.  i.  grossen  Spekulanten  —  und  nicht  den  Besitzern 
der  Prioritütea ,  mit  deren  Geld  die  Bahn  gebaut  ist  und  welche  die 
eigentlichen  Eigentümer  der  Bahn  sind  —  die  entscheidende  Stimme 
in  den  GeneralTetsammlnngen,  insbesondere  die  Wahl  der  Direktoren, 
anfällt.  Bs  ergiebt  sieh  daraus  von  selbst  die  Oe&br,  dass  die  Verwal- 
tnng  weniger  im  Interesse  der  Prioritätenbeeitf er  geführt  wird,  welche 
ihr  Kapital  als  dauernde  Anlage  in  die  Bahn  gesteckt  haben,  als  im 
Interesse  Ton  Spekulanten,  welche  ans  einem  lediglich  vorfibergebenden 
hohen  Erträgnisie  der  Bahn  durch  Verkauf  ihrer  infolge  eines  guten 
Jahresabschlusses  im  Kurse  in  die  Hflhe  getriebenen  Aktien  einen  Nutsen 
suchen.  Ueber  den  ebenfalls  hiermit  zusammenhängenden  Missbraach 
der  Erklärung  unberechtigt  hober  Dividenden  vgl.  zweiten  Jabreeber. 
d.  Interstate  Commerce  Cammitwm  S.  20 :  »Declaring  a  Dividend  which 
has  not  been  earaed  is  ar^^ong  the  devices  tho  which  persans  who  are 
at  onee  managen  of  read  and  siookgobbers  lessort«. 
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Stadt  —  l&wt  lieb  am  folg.  Angaben  Aber 
ergebnitw  Hiinbiiigt  im  J.  1888  anfbaoMi.  IKfl«  Gtatiflik  aigiebt  nacli 
der  HitteUoiig  dei  itatiitiMlie&  fiorean  der  Steoerdepatatum  io  Hm* 
borg  bOehit  interenante  AnftohlfiMe  Uber  dae  umgekehrte  YerhUtau 
■witeben  Zahl  und  Leiitung  der  Steoenahler  der  Tereehiedenen  Steoei^ 
kJanen  in  einem  reioheii  Qemeinweeen.  Die  fbtigedrookteii  7erhlltiiie- 
lahlea  der  felgeaden  üebenioht  reden  für  sieh  eelbet : 
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— e.  Tägliche  Arbeitsdauer  im  Bergbau  in  England  and  inDentsch- 
lud.  Hierüber  hat  (vgl.  >D.  Reichs-A.«  1»89,  Nr.  92)  bei  der  Reichs- 
tagsdebaite  Aber  die  6ew.O.NoTe]le  der  preoM.  Handelsrnmiiter  folgende 
Vitteilnngen  gemadit:  Naofa  den  eigenen  Erbebangen  der  swei  vom 
pr.  Handeleminuterinm  nacb  England  enteendeten  Beamten  etellt  licb 
die  Arbeitneit  in  den  engliiefaen  Ornben  wie  folgt:  Tifeebire  8Vs  Stun- 
den, Qlasgow-Besirk  10  Standen,  Nortbnmberland  und  Dnrham  ftlr  die 
Arbeiter  bei  der  Koblengewinnnng  7  bis  7*/h  Standen,  für  die  Förder- 
leute anf  der  HUfte  der  Graben  10  Standen ,  anf  der  andeien  Hftlfte 
11  Standen,  Torkebire  8Vt  fait  8%  Standen,  Derbyabire  8*/4  Standen, 
Lancaabire  9Vt  Standen.  Nord-Staffordebire  9Vt  Standen,  Snd-Staffi>rd- 
ahire  9  Standen  ,  Cleveland  8  Standen,  Nordwalee  10  Standen  (wenn 
nur  auf  einer  Sohicht  gearbeitet  wird),  8  Stunden  (wenn  anf  zwei  oder 
drei  Schichten  gearbeitet  wird),  Bristol-Bezirk  10  Stunden,  Südwales 
10  bis  lO'/s  Stunden.  —  Naoh  den  Angaben  des  Mr.  Th.  Ashton,  Sekre- 
tärs der  >Miners  Fedemtion«  von  Grosabritannien ,  beträgt  (naoh  der- 
selben Quelle)  die  Arbeitaseit  dea  Haners  vor  dem  Ortsstoss 
in    1  Falle   12  Standen,  in  55  Fällen   8  bis  8Vs  Stunden« 

*    2  Fällen  11      »  »     5      »      7   »    7Vi  » 

«38     »10  bid  10  Vi  Standen,     »    1  Falle     7   >    7V4  » 
»67      »       9    *     9Va  > 

Die  Schicht  der  jugendlichen  Arbeiter  unter  16  Jahren  war:  auf 
1  Grube  IOV2  stuiidig,  aut  G3Gr.  lOstündig,  auf  60  Gr.  9  bis  9''/4  stiindig. 
In  Yorbshire:  auf  6  Gruben  9  Stunden,  auf  19  Gr.  8'/*  ])is  8V2  Stunden, 
auf  3?  Gr.  8  Stuiidtu,  ani  M  Gr.  7  bis  TV«  Stunden.  Die  Arbeitsschicht 
dei"  jugendlichen  Arbeiter  unter  IG  Jahren  iat  zum  Teil  länger  als  die 
der  Erwachsenen.  Die  Schichten  der  Jugendlieben  Arbeiter  betragen : 
auf  16  Groben  10  Stunden,  auf  48  Gr.  9  bia  9Vt  Stunden,  anf  51  Gr. 
8  bis  8*/« Standen.— Ka^  dem  Parlamenteber iobt  Tom  8.  Jnli 
1800  hat  für  die  nnter  Tag  beeebftftigten  Arbeiter  die  Zabl  der  tftg- 
lieben  Arbeitistnnden  Tom  VerlacBen  der  Obeiflftefae  bii  zur  Bückkehr 
an  dieeelbe  im  Doreheohnitt  fBr  da«  KOnigreieh  8  Standen  88  Minuten, 
die  der  wirkliehen  Arbeitoeit  vor  dem  Orteston  7  Standen  25,8  Mi* 
nuten  betngen.  Qegenfiber  dieeen  Thatbeetftnden  wiea  der  genannte 
Hr.  Miniiter  darauf  bin,  da»  in  einem  gronen  Tbil  der  preanieoben 
Graben  die  aefatatfiadige  Sebicht  exkloriTe  der  ESn-  und  Aue&hrt  im 
Gebrauch  iit,  und  daaa  junge  Leute  unter  16  Jahren  bei  uns  unter 
überhaupt  nicht  beschäftigt  werden.  Deuteebe  Yerfaftltniese  können 
also  einen  Vergleich  mit  den  Arbeiterverbftltnissen  auf  den  englischen 
Gruben  wohl  aushalten.  —  Aus  der  älteren  westphälischen  ßergpoliaei 
entnahm  Hr.  v.  Berlepsch  die  Thatsache,  dass  die  Arbeit  vor  Ort  (ohne 
die  Zeit  der  Ein-  und  Ausfahrt)  acht  Standen  mindeetene  betrug. 

—  e.  Za  den  Schwierigkeiten  der  HandarbeitebesohalTang  bei  «s- 
tennrer  BeTOlkerung  and  7olkswirtBohaft.  —  IMesen  Gegenstand  be- 
Seitieht.  l  Steatnr.  tsei.  IV.  Heft  50 
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leuchtet  ein  deutscher  Konsiliarbericht  des  »D.  H.  G.*  uns  Kai  ifor- 
n  i  e  u  Uli  der  bedeutenden  dortigen  Obstzucht,  wie  folgt ;  >  Die  Haa|>t- 
schwierigkeit,  mit  welcher  der  Obstbauer  in  Kalifornien  Doch  immer 
SU  kämpfen  hat,  and  wdehe  rieh  imin«r  mehr  fthllNur  macht,  je  grd*- 
MTWi  üm&Dg  die  Eneogung  Ton  Obafc  umimmi,  ül  der  Jiuigcl  tm 
ArbeüihriUtin  in  der  kanen  ObetiftlaoiL  Wenn  flir  die  Oetoeideerate 
llMehinen  benatit  werdwi,  welche  in  wenigen  Tegen  die  Arbeit  v«n 
Tanaenden  Ton  Meniehenhftnden  vemohtea,  eo  mvm  beim  Eiaibeimmi 
des  Obetee  jede  einielne  IVnohi,  wet  nementlioh  bot  Kirtehen,  Aprikoean» 
Thtnben  nnd  dergleioben  Bntrifilt  mit  der  Hend  gepfll&ökt  wetden.  Die 
Zaitaber,  in  weleher  die  Mchto  wom  Baume  genemmen  werden  mümea, 
iti  «ehr  kon  bemeaaen,  abenao  mnaa  daa  Teipaolcen  eehnell  geaehehen. 
Der  Hopfen-  und  der  Weinbauer,  der  Farmer,  derObaMchier,  dieObit- 
darren  nnd  die  Packereien  verlangen  nun  insgesamt  zu  gleicher  Zeit 
eine  groaae  Aniahl  Arbeiter,  jedoch  nur  fQr  die  Daner  der  nicht  Ungar 
als  drei  Monate  wmfaaaenden  Saison.    Trotzdem  sur  Hewftltignng  dtt 
Obaternte  alle  nar  erreichbaren  Kr&fte,  auch  Kinder  und  Frauen,  h»raB> 
gesogen  werden,  verfault  alljährlich  die  Ernte  von  Tausenden  von  Bäo- 
nien,  weil  es  an  Händen  fehlt,  sie  zu  pflücken.   Verschiedene  VorechlS^ 
sind  zur  Abhilfe  dieses  üebelstandes  gemacht  worden,  imter  andere:, 
der:  die  Schnlff_^rion  bis  zum  Herbste  zu  verlüngern,  damit  die  Kinder 
in  nuHgedehnterem  Masse  beim  Obatpflücken  verwendet  werden  kOnnot 
Arbeitern  dfts  ganze  Jahr  hindurch  BeschiiftiguDg  zu  geben,  kennt  der 
Kalifornische  Farmer  bis  jetat  nicht;  die  im  Sommer  ansrpnom'  ieüen 
Arbeit hlcräfte  werden  vielmehr  mit  Rüclisicljt  aui  die  h'ihen  L«jhne  lo- 
fort  nach  Beendigung   der  Ernte  entlassen.    In  den  iibrigen  Mooateo 
behilft  sich  der  Farmer  alsdann  wieder  alieiu.« 

üeber  die  IFraachen  der  ugleioh  atlrkeren  Znnahme  der  katho- 
liaohen  Bevölkemog  im  preaaaiachen  Staate.  —  Ueber  diesen  badao- 

tenden  Gegenstand  verbreitet  sich  in  der  »Zeit«chr.  K.  pr.  etat.  Bur.« 
(1890,  II)  von  Fird»  aehr  beachtenswert.  Die  Ergebnisse  der  Ab< 
bandlung  sind:  >Im  preunischen  Staate  hat  von  der  Beendigung  dar 

napoleonischcn  Kriege  bis  zum  Jahre  1867,  also  ein  halbes  Jahrhundert 

hindurch,  die  cvanpjelischa  Bevölkerung  stärker  als  die  römisch-katho- 
lische zugenommen;  seit  1867  ist  dag^^pr^^n  die  letztere  mehr  als  die 
evanprelisclie  angewachsen.  Durch  die  von  1816  bis  1866  eingetretenen 
Gebietaerwerbnngen  wurde  fast  ausschliesslich  die  Zahl  der  Kathoükpa 
vermehrt,  wog^^ff^n  die  im  Jahre  1867  eingetretene  Erweiterung  de» 
Staatsgebietes  howie  die  1876  erfolgte  Aufnahme  des  Herzogtnmes  Lauen- 
burg der  evangelischen  Bevölkerung  sehr  viel  mehr  Zuwachs  brachten 
als  der  katholischen.  Als  durch  die  Errichtung  des  Norddeotschen 
Bundes  und  dessen  spütere  Erweiterung  zum  Deutachen  Reiche  die  uj.tii- 
nigfachen  Hemmnisse  beseitigt  worden  waren ,  welche  bis  dahin  den 
inneren  Wanderungen,  der  Niederlassung,  dem  Gewerbebetriebe  uid  der 
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EheechliesauDg  in  einem  grossen  Teile  Deutschlands  Schranken  gesetzt 
hatten,  da  begann  eich  zwischen  dem  Norden  und  Süden,  dem  Oiten 
und  Westen  des  Reiche  ein  BevÖlkerungBauatau^^rh  zu  vollziehen,  dessen 
Er^To])ni«sof>  sich  auf  den  verschiedensten  Gcbit  UMi  des  wirtschaftlichen 
Leben«  bemorklich  machen  and  noch  lan^^^e  ujcht  abgeschlossen  sind. 
Auch  die  Zugammenaetznng  der  Bt vülkeninn;  nach  dem  Religionsbe- 
kenntnisse erfuhr  und  ertährt  durch  diese  inneren  Wandeningen  all- 
mählich bedeutende  Veränderungen.   Seit  1867  geht  in  Norddeutachland, 
aeit  1871  im  ^nzen  Deotschen  Reiche  innerhalb  der  einzelnen  Landee- 
teOe  lAOgnni  mhtae  itetig  eine  Aotgldefaung  in  der  Terteilung  der  Be- 
▼Olkerong  nach  dem  BeligionebekeDnUiiMe  tot  neb.  Ans  SUddeetseh- 
land  neben  al\jibrlieh  Eatboliken  naeh  Hessen,  Saohaen  und  den  vor- 
inegend  von  Protettanten  bewohnten  Teilen  von  Nord-  nnd  Uitteldeatieb- 
land,  wibrend  ETangelitefae  Ton  dorther  in  aaiebnliober  Zahl  naeh  Bayern, 
WlIrttemberK,  Baden,  Kliaae-Lofhringen  wwie  den  nainentUeb  von  K»- 
tholiken  bewohnten  pieoanaohen  Provinmi  Weei&len ,  Rheinland  nnd 
HohensoUem  wandern.  —  Die  ▼erbftltniimfttaig  geringere  Zanahme  der 
Juden  als  der  evangelitohen  besw.  katholischen  BevOlkemng  erklärt 
sich  fär  das  Reichsgebiet  teils  aus  deren  in  iiingster  Zeit  immer  hfta- 
figer  Torkommenden  üebertritten  za  einer  christlichen  Kirche  oder  zu 
freien  Gemeinden  bezw.  den  Dissidenten,  teils  als  (Jeberschuss  der  Aus- 
wanderung über  die  Einwanderung.    Nur  im  Königreiche  Sachsen  hat 
pich  ?eit  1^71  die  Zahl  der  Juden  ausserordentlich  vermehrt  und  sof^ar 
mehr  als  verdoppelt,  während  dieselbe  im  Reichslande  inzwischen  um  nahe- 
bei 10  Proz.  pregen  den  ursprünglichen  Stand  ^^urückcreganpon  ist.  —  Im 
Deutscheu  Beicbe  und  ebenso  in  Bayern,  Württomberg,  Baden  und  El- 
sass-Lothringen  haben  die  Römisch-Katholiöchen  >eit  1871  weniger  als 
die  Evangelischen  zugenommen,  in  Preussen ,  Sach.^eu  und  Hessen  da- 
gegen fetuiker  iils  diese.    Besonders  in  Sachsen  wäckit  die  Z;ihl  der 
Angehörigen  der  römisch-katholischen  Kirche  ausserordentlich  ra^ch  au. 
wozu  neben  Zuzügen  aus  SüddeatschlaDd  Torzngaweise  die  starke  Ein- 
wanderang  gewerblicher  Arbeiter  ans  dem  angrenienden  Bö  hm  e  n  bei- 
trftgt  Aneh  in  Preoesen  erhdht  das  Ergebnis  der  Wandemngen  den 
BerOlkernngsanteil  der  Bdmifleh*Katho]isehen.  Ans  anderen  dentsehen 
Bnodesstaaten  wandern  awar  weniger,  aus  dem  Auslände  aber  erheblioh 
mehr  Katholiken  als  ETangelisehe  naeh  PrsoBsen  ein,  wogegen  sieh 
miter  den  ans  Fceneiea  Avsgewaaderten  mehr  denn  doppelt  so  viel 
Erangelische  als  Katholiken  befinden.  —  Im  Dentsehen  Reiche  sind 
unter  den  aus  dem  Auslände  eingewanderten  Personen  wahrscheinlich 
eben&lls  mehr  ROmisch-Katholisohe  als  Evangelische,  da  in  den  im 
Osten,  Süden  nnd  Westen  angrenzenden  L&ndem  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  Schweiz  und  Hollands  die  überwiegende  Mehrzahl  der  Be- 
völkerung der  römisch-katholischen  Kirche  angehört.    Es  dürfte  dem- 
nach im  Reiche  wie  inPreusaen  das  Geaamtergebnis  der  Wanderungen 
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eine  allmähliche  Verrt&rkang  des  auf  die  rOmiaeh-katiiolische  Kirche 
entfallenden  BevOlkGrungsanteils  bewirken.  —  Im  preuBsisclien  Staate 
—  för  das  Deutsche  Reich  sind  gleichartige  Nachrichten  nicht  au  be- 
schaffen —  wächst  aiich  durch  den  Uebcr'chuss  der  Geburten  über  die 
Sterbenille  die  römisch-katholische  Bevölkerung  etwas  stärker  als  die 
evangelische  an.  —  Die  flurchschnittlicbe  phrlirhe  Fru^'htbar- 
kei  t  stellt  sich  hodann  bei  der  römisch-katholisclien  fievölkerung  etwaa 
höher  als  bei  der  evangelischen;  doch  heirateten  vdh  je  1000  Katho- 
liken in  noupstor  Zeit  im  Durchschnitte  jährlich  0  ^  wenig'er  als  Ton 
derselben  Zahl  Evaugeliscber.  Unter  den  von  katholischen  Eltern  Ge- 
borenen befanden  sich  dagegen  etwa«  weniger  Totgeborene  als  unter 
den  Kindern  evangelischer  Eltern.  Hienach  lässt  sich  die  natOrtidi» 
BerOlkerungsverm^uD  g  durch  den  Uebenehats  darOebnrten  Aber  di# 
SterbeflUle  innerfaftlb  «ii«r  Qeneration  (=  38Vt  Jabre)  f&r  je  lOOO  Ehe* 
soblieMongen  bei  den  BTangeluehen  mf  ld55,»,  bei  den  RSnüteb-K*- 
tholiacbett  dagegen  nnf  17B5«o  Köpfe  beraehnen.  Für  das  Dentsohe  Baieb 
dürfte  doh  der  Untenehied  in  der  natiirlioheii  BevüllEenuigtFennehnuig 
der  beiden  Torbeseicbneten  Bekenntniagrappen  erheblioh  niedriger  itellen, 
weil  eowobl  die  bObere  ebeliebe  FrnobtbArkeit  wie  die  geringere  ToU 
geburtaziffer  der  katholischen  BbTÖlkerung  des  prentsiechen  Staates  na- 
mentlich durch  die  sehr  hohe  eheliche  Fraehtbarkeit  und  sehr  niedrige 
Totgeburtasiffer  der  katholischen  Bevölkerung  der  Provinzen  Weitpreussen 
nnd  Posen  sowie  des  Hegiernngsbezirkes  Oppeln,  in  welchen  die  RO* 
misch- Katholischen  grösstenteils  polnischer  Äbstanunnn^  aind,  Teran* 
laest  werden  und  unter  der  evangelischen  Bevölkerung  des  preusaischen 
Staates  nur  in  Ostpreimsen  (Masuren)  und  Brandenburg  (Wenden),  unter 
der  Bevölkerung  der  übrigen  Bundesstaaten  d;ip"Ofren  nur  noch  im  K5- 
nigreiohp  Sachsen  (Wenden  und  Tschechen)  Per- nie u  s lavischer  Abkunft 
in  einigerinassen  betrilchtlirlier  Menge  vorkommen.  —  Von  den  Kin- 
dern aus  koiife!i<!ionf llen  Mischtjhen.  und  zwar  sowohl  von  den  Knaben 
wie  von  den  Miiiiciien,  wird  im  preussischen  Staate  —  für  das  Deutsche 
Reich  sind  hierüber  statistische  Nachrichten  gleichfalls  nicht  vorhanden 
— ■  nacbsvcislich  mehr  als  die  Hällto  der  evangelischen  Kirche  zugeführt. 
Dies  gilt  insbesondere  auch  von  den  Mischehen  zwischen  Evangelischen 
und  Bflmiach-Katholischen.  Sogar  von  den  Kindern  aus  Mischehen  zwi- 
aeben  BOmiaeb*Katholiaohen  nnd  Personen  einea  anderen  als  des  eran- 
gelisohen  Bekenntniaaes  ftlH  nnr  die  Mindenahl  der  rOmiaeh-katho- 
liaohen  nnd  fiaat  die  Hftlfle  der  evangeliachen  Kirche  sn.  —  Aneb  dorcb 
Religionaweehael  bSaat,  aoweit  die  bierflber  Torbandenen  atatistiaoben 
Naobricbten  in  dieae  Vorgänge  Einblick  gestatten ,  die  rOmiseh-kaibo- 
Gaobe  Eirobe  alljftbrliob  innerhalb  des  prenaiiaohen  Staates  angeObr 
1600  ihrer  Angehörigen  an  die  erangeliaebe  Landeakirebe  mehr  ein, 
als  Ton  dieaer  su  ihr  flbertreten.  —  Kaeh  den  TOrstebeaden  AnsfBh- 
mngen  erklärt  sich  daa  aeit  dem  Jahre  1897  beobachtete  rasoher«  An- 
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wacbsen  der  römisch-katholischeD  als  der  evangelischen  Bevölkerui^g 
deä  ptvauamhsm.  Staatei  dnreh  denn  tttrkere  yennehning  infolge  grd«- 
wren  üeberaohnttei  der  Oebarten  ttber  die  Sterbe- 
fftlle  lowie  daroh  die  Mehreinwanderun  g  kaiholisolier 
AvBlSnder  vndMehrauswander nng  eTangelieeher Penonen.  Die 
Zanalune  der  Katholiken  wttrde  eine  noefe  aehnellere  läa,  wenn  den- 
•dben  nicht  fiele  am  Miaeheheo  itammende  Kinder  verloren  gingen  and 
tahirdehe  Oebertntte  ans  der  rSmisch-katholiieben  Kirehe  sn  anderen 
Olaubensgemeinscbaften ,  insbesondere  snr  e?angelisohen  LandeiikirGhe 
und  sa  den  Dissidenten  stattAnden.  Im  Deutschen  Reiche  nimmt  die 
evangelische  Bevölkerung  schneller  als  die  katholische 
a  n,  und  innerhalb  des  gesamten  Reichsgebietes  vollzieht  sieh  doroh  innere 
WaDdernngen  allmählich  eine  Ausgleichung  in  der  Zusammensetzung  der 
Be?ölkenuig  aller  einselnen  Landeateüe  naoh  dem  Religionsbekenntnisse. 


— e.  Za  den  Ursachen  dea  Blflhens  der  Sebwelserischen  Uhnii« 

Industrie.  —  Laut  Bericht  im  »D.  H.A.c  war  das  Jahr  1889  von  sel- 
tener Gunst  für  die  Schweizerische  Uhren-  und  MusikdoBeniiidustrie.  »Ea 
ist  nicht  zu  verkennen«,  8rt«;t  der  r^cricht,  »dasa  die  Schweizerische  Chren- 
fabrikation,  welche  während  der  letztett  1^ — ^0  Jahre  mit  der  ausländischen 
Konkurrenz  hart  zu  ringen  hatte,  schliesslich  eiiegreich  aus  dem  Kampfe 
hervorgegangen  ist.  Sie  verfügt  jetzt  nicht  nur  über  die  vullkommcn- 
aten  mechanischen  Einrichtungen,  worin  früher  Amerika  vielleicht  voraus 
■war ,  sondern  hat  auch  den  Vorteil  einer  seit  Generationen  in  dieser 
laduatrie  herangebildeten  Bevölkerung,  wie  sie  wahrßcheinlich  kein  an- 
deres Land  aufzuweisen  hat.  Die  Konzentration  aller  Hilfs- 
s  w  ei ge  aofdnen  ver hftltnismftssig  kleinen  Banm,  welebe 
die  FabrikaÜoa  ▼oUkommen  anabhftngig  vom  Anstände  maeht^  ist  ein 
wesentHehes  Element  dieses  Erfolges.  Weiter  hat  das  Znsamaenwurken 
▼on  Staat,  Gemeinde  und  Fabrikanten  die  Grflndong  and  Erhaltung 
▼on  nicht  weniger  als  a  eht  Uh rmaeher sehnlen  ermOglichti 
welche  grflndlieh  gebildete  Arbeiter  heransiehen,  was  am  so  wiehtiger 
ist,  als  die  grOasere  Zahl  der  in  dieser  Industrie  Bssofaftftigtea  nieht  die 
gesamte  Konst  verstehen,  sondern  nnr  einen  kleinen  Teil  der  ühr  mehr 
oder  weniger  mechanisch  herzustellen  verm(fgen.  Ans  diesen  Schulen, 
welche  zugleich  Theorie  und  Praxis  lehren,  und  in  denen  neuerdings 
avch  die  mechanische  Herstellung  behandelt  wird»  gehen  die  Männer 
hervor,  welche  an  dem  Fortschritt  der  ührmacherei  arbeiten  und  fort- 
während Verbesserungen  bringen.  Diesen  Unterrichtsanstalten  schliesaen 
sich  an  die  Schulen  für  Kurtstindiistrie  und  Handel,  die  beaondera  in 
Genf  eine  i-r  erlVeulicho  Lntwickelung  erfahren,  und  die  staatlichen 
Einrichtungen  auf  den  Sternwarten  zu  Genf  und  >ieuchatel  zur 
Deobachtuiig  der  Chronometer,  mit  denen  Freisverttnluugen  verbunden 
Sind,  und  welche  von  den  besseren  Fabrikanten  immer  mehr  benutzt 
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und  gewürdigt  werden.  Das  Keylciuent  der  üculer  Sternwarte,  welche« 
die  höchsten  Anforderungen  an  die  zu  beobachtenden  Chronometer 
stellt,  soll  jetzt  auch  in  Nenobatel  und  EDdores  Baobachta ngvorten  eta- 
gefnhrt  werden.  Im  Bei«ieba  der  Ülureiiiiidiiitrie  Ist  im  lelstea  Jebn 
Mch  masohet  Nene  anfgelaoobt.  So  iit  eine  meofaftnuche  TofrielitaBf 
erltinden  worden,  welche  leicht  auch  an  geringen  Uhren  ananbringen 
eoin  eoll,  nnd  welche  der  Uhr  einen  lehr  genanen  Gang  Terleiht«  ZwMf 
gewöhnliche  Uhren,  an  welchen  der  Erfinder  im  Lanfe  einee  Taget  die 
Verbeeterong  angebracht  hatte^  wurden  auf  der  Genfer  Sternwarte  be- 
obachtet und  Migten  in  der  That  dnen  Gang,  wie  er  aonit  nnr  bei 
fbinen  Werken  erreiohbar  iat.  Nftbeiei  iat  über  die  Erfindong  nod 
nicht  bekannt  geworden,  der  Erfinder  coli  indemen  beabsichtigen,  die- 
lelbe  in  gtOfecerem  Stile  ansaabeuten.  Weiter  schlägt  ein  Ingenieur  eine 
neoe  Hemmnng  fQr  Uhrwerke  ?or,  welche  nach  Ansiebt  Sachkundiger 
grosse  Vorteile  vor  der  Zylinderhemmaag  bieten  soll,  ohne  koetspieliger 
m  lein.  —  Dass  alle  diese  Verbesserungen  mit  gvoicer  Vorsicht  auf- 
snnehmen  sind,  bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung.  So  hat  l.  B.  die 
nicht  magnetiach  werdende  Uhr  (non  magiMiic  watefi)  bis  jetzt  noch 
nicht  gehalten,  was  man  sich  von  ihr  versprach.  Das  in  Genf  von  Ame- 
rikanern <^pc;ründeto  Haus,  welches  grosse  MasBcn  fabrizieren  Hess,  ist 
eingegangen,  vermutlich  aus  Mangel  an  Ab-^atz,  und  weil  die  c?elieferten 
Frodnkte  den  Erwartungen  nicht  (jutsprachen.  Die  Erfahruug  scheint 
dae  Hchon  früher  von  Sachverständigen  gefällte  Urteil  zu  beet5.tigen,  das« 
die  unuiagnetische  Uhr  weniger  dauerhaft  und  öchwerer  zu  regulieren 
ist,  und  die  Beobachtungen  auf  den  Sternwarten  beweisen,  da»s  wenu 
auch  einMlne  Stücke  ein  recht  gutes  Gangresultat  liefern,  ^ie  im  gauiea 
doch  den  bibheiigen  Uhren  nachatelien.  Daas  die  Idee,  eme  uicht  mag- 
netisch werdende  Uhr  herzustellen,  bei  der  immer  häufiger  werdenden 
Anwendung  der  Dynamos  eine  richtige  i&i ,  und  beeondert  die  Palla- 
dium-Spirale in  der  Ghronometrio  gute  Dienate  leiitet,  wird  mdm  fon 
■ehr  kmnpetenten  Fabrikanten  anerkannt,  und  ee  handelt  nch  anr  da- 
ntm,  eine  MetallTerbindnng  an  finden,  welche  alle  Vorteile  dee  StaUei 
bietet,  ohne  den  Nachteil  dea  Iftgneticehwerdeni  an  haben,  Ee  giebt 
jetrt  kaeobinen,  die  doe  Entmagnetisieren  lofoct  bewirken;  eine  eolche 
befindet  nch  in  der  TJhrmacherechnle  an  Geaf.€  Von  den  an^ge* 
führten  Uhren  gingen  nach  Bentachland: 

Stock     Wett  in  Franko 

a.  Goldene  ühreiL   227  457        11494  658 

b.  Silberne  Uhren   728  485         10  789  196 

c  MetaUnhien  254664         2472  050 

d.  Uhrwerke  und  Teile   —  574  932 

e.  QehAue  in  verechiedenen  Metallen  .      6  400  1^^  000 

Zusammen  1217  006         25  514836 
Deatachland  besieht  demnach  mehr  all  ein  Viertel  der  ¥on  der 
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Scbweizerigcben  Uhrenixiduatrie  erzeugten  Produkte,  währeud  es  dagegen 
12  OOo  feinere  Wanduhren  nach  der  Schweiz  lieferte.  Kein  anderes  Land 
gebraucht  annähernd  so  viel;  ee  gingen  im  Jahre  1889  nach  Oest^^rreich 
für  etwa  10  Millionen,  nach  Italien  für  6  Millionen,  nach  Frunkreich 
für  6  Va  Millionen,  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  für  Sund 
nach  Grossbritannien  für  V6  Millionen  Franken.  Alle  anderen  Länder 
belogen  geringere  Mengen.  —  Im  Anschlass  an  dieStatiitik  darühmi* 
indiutrie  iat  tob  IntcwMg,  dut  im  Jthw  1889  niohi weniger  alt  2602619 
Stfiek  goldene  und  aüberne  ühren  Ton  den  «dgeaOMtaeben  Baveent 
kontrolliert  worden lind.  Das Sehweiieriiebe  wie aaeh daa  DeuUche 
Oeieta  über  die  Kontrolle  der  Edelmetalle  bat  ii«h  naeb  aUgemeäner 
Anmoht  der  Betoiligten  ala  lehx  erfolgreicb  bewleien»  indem  ob  die  im* 
lantere  Eonkuneni  emobwert,  wenn  niebt  nnmOgUob  maobt  und  die 
Kftnfer  Tor  Bemkobteiligimg  aebfltit« 


Die  neuere  Lage  der  Italieniaeben  EoraUenindnstrie.  —  Hierüber 
berichtet  (nach  dem  >0.  H.  A.c)  der  Mailftnder  >Commercio«  Folgendes: 

Die  Italieniecbe  Korallen-Induätrie  hat  an  Bedeutnng  sehr  Tarieren. 
Während  bearbeitete  Korallen  in  den  Jahren  1882  und  1883  im  Durch- 
schnitt 800  Lire  das  Kilogramm  galten  ,  war  der  Preis  im  Jahre  1888 
auf  180  Lire  ö-esunken.  Dieae  Entwertung  der  Korallen  ist  durch  die 
AutfiudiHig  bedeutender  Menp^en  von  Rohmaterial  bei  Sciacca  an  der 
Sizilianiachen  Küste  herbeigeiührt  worden.  Nor  die  ausgesuchteßten 
und  ganz  fehlerfreien  Stücke  von  ansehnlicher  Grösse  erzielen  noch 
immer  hohe  Preise,  namentlich  Stücke  von  der  GrösBe  und  l'orm  eines 
Taubeneiets,  welchö  alä  Turbanagraften  nach  dun  muhamedauiächeu  Län- 
dern ausgeführt  werden.  Den  stärksten  Abaatz  finden  Italienische  Ko- 
rallen in  Indien,  Aegypten,  der  Türkei,  in  China,  in  Algerien,  in  Frank- 
reiob  nnd  Uomland;  ainb  naeb  dem  Kongo  und  dem  Kaplaade  bat  lieb 
die  Italieniecbe  Koralle  einen  Weg  gebabnt  £iu  jüdee  dieier  Abeata* 
gebiete  Terlangt  aeiae  beeondere  Qualität  je  naob  der  Yerwendong, 
welobe  die  Koralle  in  dem  betraffenden  Lande  findet  In  Europa  ist  die 
Benutsong  Ton  Korallen  ale  Sobnoek  in  der  Abnabme  begriffen. 

Die  Korallenacbleiferei  pflegt  ali  Hauaindnitrie  und  Handarbeit  be- 
trieben Btt  werden ;  die  Arbeiter,  TOrwiegend  Frauen,  erbalten  eme  ge- 
wime  Aniabl  roh  zugesägter  Stflcke  überwiesen,  und  liefern  dann  eine 
entsprechende  Menge  Perlco  etc.  ab.  Der  Arbeitslohn  betrftgt  im  Durch- 
schnitt 0,70  bis  1,50  Lire  den  Tag  für  laufende  Ware. 

Die  Italienische  Korallenausfnhr  geetaltete  neb  w&hrend  der 
Jahre  1883  bis  1888  beiläufig  wie  folgt: 

rohe  Korallen       Wert:      bearbeitete  Korallen  Wert: 
Jahr  kg  Lire  kf^  Lire 

1883         18457         461  425  110  571  69  942  600 

1888         47  139       1  885  560  84  025  15124  500 
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—  Zur  amöFikamscheii  EhestatUtik.  {Carrot  D.  Wright,  Com- 
missioDer  of  labor :  A  Report  on  nuurriage  and  Divocee  in  the  United 
8t»tei  1867-188«  WMh.  1889  p.  1074)  —  Die  oeneriiebe  Bewegong 
Ar  einheEtltdiere  Qeetaltnng  det  Eheieohtee  in  den  Yenin.  Stuten  luft 
WBL  der  Wright^aOm  Arbeit  gefilhrt.  Fdr  dieie  Arbeit  bat  dae  »Amt 
ftar  Arbeitnlatiitikc  die  Akten  tftmttieber  EbegeriditdiSfii  bennlM 
können»  nnd  das  Matetial  fon  mehr  aii  25  Millionen  Eheechlieeeuagen 
nnd  beinahe  WOOO  Bheeeheidnngen  sieh  yeraohaSI.  Auf  anderem 
Wege  war  Material  nioht  sn  erreiehen  nnd  soweit  ee  erreicht  ist»  findet 
es  sich  (auch  nach  dem  Urteil  der  >Stat.  Monataeehr.«  der  k.  k.  deterr. 
Zentralk.  vom  Oktober  1890)  treiflich  verwertet.  —  Die  Verhältnia- 
sahl  der  Ehescheidnngen  zu  der  der  Ehen  hat  sich  nach  den 
ErgebnisBen  der  Erhebung  wihrend  der  letzten  20  Jahre  erheblich  ge- 
8  t  e  T  i:»  0  r  t ,  Tihnlich  wie  —  nach  Berfillon  (etude  demographiqne  de 
divorce  Paris  1993)  in  Europa,  —  Die  Ursachen  der  EhelOeung 
in  der  20jährigen  Periode  verhalten  sich  wie  folgt: 

Verschulden  seitend 
des  Mannes         der  Fran 


i  n  Fällen 

Ehebrnch   29  502               38  184 

MiBbiiandluiigtin   45  473                  6  122 

Böawilligeti  Verlassen   75  191               51  485 

Tronksacht   12  432  1434 

Unterlaesang  der  Fürsorge  für  den  Unterhalt     7955  — 

Zommmen  ..  170558             97  325 

Konknrxens  mehfexer  üreadien   32419              7  426 

Ohne  Angabe   13204  7S8> 

Im  ganien  .  .  216 176           112  540 


—  Die  Ehelfleongen  sind  sohon  Im  ersten  Jahie  der  Davor  der  Bho 
hftaBg:  15628  anf  82846  Ehelösongen  ttberhanpt,  21525  FftUo  im  2^ 
27  769  im  4.,  28082  im  6  »  20227  im  7.,  17680  im  8.,  10608  im  12. 
8983  im  20.  Jahr  der  Ehe,  wobei  allerdings  aieht  Torgessen  werden 
darl^  dass  die  Ehen  von  kfinerer  Dnner  die  weit  nhtreieherea  sind.  — 
Für  39,«  Ptoeent  der  EhelSsungsfUle  ist  das  7 orhan donsoin  Ton 
Kindern  nachgewieeen.  Diese  Thatsaehe  hindert  jedoch  den  Antrag 
der  Fraoen  anf  Scheidung  nicht;  denn  wfthrend  im  allgemeinen  die 
Seheidnngsklage  doppelt  so  oft  von  der  Frau  als  vom  Manne  aasgeht, 
treten  Frauen  mit  Kindern  viermal  so  oft  in  Soheidongsklage  anf  als 
Minner  mit  Kindern. 


Digitized  by  Google 


III.  Litteratar. 


WiflMry  Medriok  tob,  ^ndemot  an  der  dentsohen  üaiTWsitftt  in 
Fraff,  »Der  nattliliehe  Wart«.  Wien  1889,  A.  Haider.  8*  XVI  und 

289  as. 

8<it  einigen  Jahren  iil  die  Litteratar  Uber  die  Wertteone  mSehtig 
angewaebaen.  Die  Meneichiscbe  Schule  —  Maiger,  BÖhm'Bawerk, 
8aXf  Wiaer  —  bat  dam  wesentlich  beigetragen;  sie  macht  auch  den 
Ansprach,  anaoblieMend  an  die  Arbeiten  von  GoBtm,  Jewm  nnd  Litm 
Walras t  eine  gans  neue  Theorie  des  Wertes  ausgebildet  zu  haben, 
die  »Theorie  vom  G  r  en  z  n  u  t  z  e  n«.  Hiernach  wird  »der  Wert 
eines  ei  nz  einen  Gutes  nus  einem  Vorrat  durch  das  Interesse  an 
derjenigen  Nutzleistung  bestimmt,  welche  untf  r  den,  durch  den  «ganzen 
Vorrat  gedeckten  Nutzleistungen  die  m  i  n  l  r  k  t  wichtige  ist.«  Üieeo 
niiridost  wichtige  Nutzleistung,  das  lät  der  »Grenznutzen*.  Ein  Gut  aus 
einem  Vorrat  gleicher  Güter  hat  also  immer  den  Wert  des  jeweiligen 
Grenznutzens.  Je  grösser  der  Vorrat  bei  unverändertem  Bedart,  um  so 
kleiner,  je  kleiner  der  Vorrat,  um  so  grosser  ist  Greuznutzen  und  Weit. 
Der  Name  »Grenznutzen«  wurde  von  Wieser  in  seinem  früheren  Werke 
»üeber  den  Ursprung  und  die  Hauptgeseise  des  wirtaohaftUchen  Wertes«, 
Wien  1884«  ▼orgeschlagen  nnd  ist  seitdem  lon  beteiligter  Seite  last 
allgemein  angenommen  worden. 

Diese  Theorie,  welohe  als  Qaelle  des  Wertes  erstens  »den  Kntien« 
und  dann  das  »QoantitfttsTerhiltDis  awischen  Bedarf  nnd  Vorrat«  aner- 
kennt, ist  nnn  TOn  fielen  Seiten  angefochten  worden.  So  von  Sekarlmg 
(Conrads  Jahrb.)»  JÜT^MNOfm  (»Grondlngenc),  i)j€<wl(Conrads  Jahrb.  1890 
nnd  91).  Letsterer  besb^itet  ihr  einmal  die  Neuheit»  wttl  sie  aof  die 
alte  Lehre  Ton  »Angebot  und  Nachfrage«  znrückkomme,  dann  auch  die 
Allgemeingültigkeit,  da  sie  nur  auf  die  nicht  reproduzierbaren  Güter  An* 
Wendung  findOi  w&hxend  fOr  die  anderen  der  Kostenwert  das  Ausschlage 
gebende  sei. 

Im  Rahmen  dieser  Anzeige  ist  selbstverständlich  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  di^en  wieBoiischaftlichen  Streit  über  die  neue  Werttheorie 
nicht  möglich j  and  wir  begnügen  ans  damit»  festzustellen»  dass  das  vor- 
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liegende  Buch  von  Wi^ser  dasGcsetai  vom  üreuznutzen  als  »allgememM 
Werlgesetz«  nach  allen  Seittio  kin  durch:i;ulüiiceD  und  iiUä2:u bilden  «jiucbi. 
Gotha.  Dr.  Richard  Zej«. 


Markow,  Dr.  Alexis,  Da^  WidiHtuin  der  Bevölkerung  und  die 
Entwickelung  der  Aub-  und  Kiuwauderuiigen,  Ab-  und  Zuzüge  in  Pretifisen 
und  Preuasens  einzelnen  Provinz^eu,  Bezirken  und  Kreisgruppen  von  1024 
bis  1885.   Tübingen  I88d,  H.  Laupp.   8«.  XVI  u.  218  S.S. 

Das  vorliegende  Baeh  Uldet  den  dritten  Band  der  von  Prot  F.  J« 
Jlfimmaim  herftosgegebenen  «BeHrftge  snr  Geiobiebte  äm  BoWAkmag» 
Deuttchland  aeii  den  Änfiftnge  dieiee  Jahrhunderts«.  Wftbrood  mA 
aber  die  beiden  ersten  B&ade  mit  den  spesiellen  Verhältnissen  mnsalDer 
Proiioaen  resp.  Kreise  (Posen ,  Bohmalkalden  in  Tbilringea)  heecHf- 
tigen«  findet  sieb  hier  eine  anf  gani  Fteotsen  aosgedelinte  UatcraBCbaaf 
Über  Stand  und  Bewegung  der  BeTffftening  von  1824  bis  188S.  Anf 
breitester  Grundlage  (Teil  1— III)  bant  sieh  «ae  BevOlkemiigsbaaiui- 
reohnong  anf  t  die  in  den  Aosftlhningen  des  17.  Teils  über  die  »ft«^ 
seien«  und  »inneren«  Wanderongen  gipfelt.  Das  von  Prot  Nemtmmm 
gesammelte  und  dem  Verf.  aor  VerfQgnng  gestellte  Material  ist  voa 
diesem  mit  ausserordentlichem  Fleisse  venrertet  nad  sorgfältig  aosge^ 
nutzt  worden.  Begegnen  wir  anch  nur  an  sehr  wenigen  Stellen  einem 
Eingehen  auf  ürsaebe  und  Folge,  Vorteil  und  Nachteil  der  geechildertea 
Vorginge,  so  haben  wir  doch  ein  gutes  ,  oft  bis  in  die  kleinsten  ZOg« 
aiis^'^eführtef)  Bild  der  That  machen  vor  Aogen»  nnd  dae  ist  ja  bei 
einem  :  l  itiHtigchen  Werke  die  Hauptaache. 

Glt  it  h  der  erste  Teil,  der  Ober  die  sog.  faktische  Bevölkerungs- 
zunahme Preusaens  ,  seiner  Provinzen  ,  Bezirke  und  Kreisgruppen  wäh- 
rend der  Jahre  1825—85  iiandelt,  bringt  über  dte  Gestaltung  dieser  Zu- 
nahme inneihalb  der  f^fanzen  Periode,  sowie  innerhalb  gröseerör  und 
kleinerer  ZeitabsciiniLte  derselben,  wichtige  Antechlüsne,  welche  darch 
Gegen aberstellnng  der  für  die  anderen  deutisclirn  uinl  europäisclen 
Staaten  galtigen Zififern,  noch  bedeutend  an  luterebee  gewiuucu.  Es  ver- 
dient hervorgehoben  sn  werden,  dass  anch  diese  Ziffern  mit  grossem 
Fleisse  susammengetragen  sind,  —  Der  tweite  Teil  behandelt  die  Gestal* 
tang  der  Geburtsaiffer.  Trotsdem  die  Ssfcliefaen,  stark  mit  oiip 
viscken  nnd  littausohen  Elementen  dorehsetaten  P^Tinsen  Fifuiswas 
eine  relatir  hohe  GebnrtsaiiKir  aafweisen ,  so  wird  dooh  dnioh  die  Un- 
tersoohong  bestätigt,  was  sehen  EHgd  in  Bosng  aaf  dae  KOaigimeb 
Sachsen  naehgewiesen  hat,  dass  ninüieh  innerhalb  einer  indnstriellen 
Bevölkerung  die  Zahl  der  Gebarten  im  aUgemelnea  grtsser  iit^  ala  inner- 
halb einer  ackerbaneoden.  So  zeigen  namenilioh  die  PtOTinaeB  Bhein» 
land  and  Westfalen,  wo  sich  die  Industrie  immer  mflehtager  entwickelt 
hat.  eine  erhebliche  Stoigerimg  der  Geburtssiffer,  und  innerhalb  diseoc 
Profuuen  ragen  wieder  die  hochindostrieilen  Besirke  DftsscMocf  nnd 
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Amalberg  iu  dieaer  Beziehung  hervor.  Für  ganz  Preussen  ergiebt  sich, 
wenn  oirtD  die  drei  Perioden  vou  1824—48,  1849— Go,  1867—85  an- 
nimmt, eine  ständige  Stei^jerunf;  der  Geburtaziffer ,  während,  wie  iiu 
ersten  Teile  nachgewiesen,  die  Bevölkerunj^szanahrae  sich  minderte.  Es 
steigt  aber  nicht  nur  die  Gebiirtaziffer ,  sondern ,  da.  gleiclizeitig  die 
Sterblichkeitsziffer  fällt,  so  steigt  auch  dauernd  die  sog.  natürliche 
BeTölkerungsiaoahme,  d.  b.  der  Ueberschoss  der  Zahl  der  Ge- 
boranen  fiber  die  der  Gestorbenen.  (Vgl.  Teil  III.)  Ei  itebt  alio  eine 
el&ndige  Steigerung  der  setArUcben  BevfilkernngMnnahtne  einer 
Misderong  der  fnktiaeben  BeTttlkerangttunnhme  gegenüber  und 
das  bedeutet :  Auswanderang.  —  Freillcb gestalten  sieb  diese Yer* 
b&ltniase  innerbalb  der  Honarebie  versobieden  in  {Ertlicher  Benebnng. 
Wftbiend  die  Prorinsen  des  Ostens  nnd  des  Zentrums  (bier  anter  Aut- 
sebeidung  der  Stadt  Berlin)  eine  Mebraus  Wanderung  leigen»  ist  ftr 
die  westlioben  eine  Uebr  ein  wanderong  an  konstatieren. 

Der  vierte  Teil  des  Buches  »die  Ans-  nnd  Einwanderungen c  ver- 
folgt nun  ,  auf  Qmnd  der  Zahlenergebnisse  der  ersten  drei  Teile ,  die 
Entwickelong  dieser  Dinge  im  Einzelnen.  Ea  ergiebi  sich  hier,  beim 
Eingehen  auf  die  Provinzen,  Bezirke  und  Kreisgruppen,  viel  Wichtiges 
und  InterttMutes.  Wir  erfahren  beispielsweise»  das»  unter  allen  »alten« 
preussischen  Provinzen ,  Pommern  absolut  wie  relativ  die  grüsste  Zahl 
von  Menschen  durch  Mehrauswanderung  verlor  ,  dasa  die  Bevölkerung 
der  Regierungsbezirke  Stralsund  und  Köslin,  auch  pini;:fcr  Kreise  des 
Bezirks  Marienwerder  in  Westpreuösen,  infoige  von  Auswanderung  80gar 
absolut  abgenommen  bat.  (Auch  die  neueste  Volkszählung^  vom 
1.  Dezember  ISC'U  zeigt  wieder  für  Stralsund  und  Köslin,  aber  diesmal 
auch  für  ganz  Oettpreussen  eine  M  nabme  der  Bevölkerung).  Dagegen 
haben  die  Regierungsbezirke  Arnsberg  und  Düsseldorf  dauernd  eine  sehr 
hohe  Einwanderung  zu  verzeichnen,  —  Bei  der  Beobachtung  kleinerer 
Zeitabschnitte,  wie  das  im  dritten  Kapitel  dieses  Teils  geschiebt,  lassen 
sich  die  Einflüsse  einzelner  für  das  Wirtschaftsleben  wichtiger  Ereignisse 
gut  verfolgen.  So  sehen  wir,  dass  in  der  ersten  Periode  von  1824  bis 
1848  die  grOsste  Hehreinwanderung  naefa  Preussen  innerhalb  der  Jahre 
des  Zuftandekommens  des  deotechen  ZolWereina  nnd  unmittelbar  dar- 
nach erfolgte,  dass  der  ünuohlag  in  Hebrauswanderung,  wie  ihn  die 
iweite  Periode  von  1849— 67  seigt^  bald  nacb  demTenerungsjahre  1847 
nnd  den  nnrubigen  Jabien  1848 — 49  begann,  aneb  lilsst  sieb  der  Binfluss 
der  Jabre  1871^78  auf  denZusug  nacb  den  westlieben  Prorinten  nach- 
weisen. 

So  Vieles  und  Ontee  nun  auch  der  letate  Teil  der  Jtforiotp'soben 
Arbeit  bringt,  so  glauben  wir  doch,  dass  derselbe,  beider  grossen  Wieb- 
tigkeit  der  Frage  der  Wandern ti gen,  eine  etwas  weitere  Ausgestaltung 
hätte  vertragen  können.  —  Es  sei  schliesslich  noch  erwähnt,  dass  der  Verf. 
in  der  Einleitung  in  diesem  vierten  Teile  einen  Ueberbliok  über  die  ge- 
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scbicbtliche  Entwickelung  der  amtlichen  AaBwaaderuagg&tiitistik  in 
PreoMen  giebt  und  gegenüber  der  UnsolängUcbkeit  der  offisieUen  Ab- 
gAben,  aeim  ADwesdimg  der  Bereefanungtineüuide  Nemuum*9  begrIladeL 
Auch  diete  Methode  bat  ja  ihre  H ingel,  lo  UM  lie  Tor  allem  nur  des 
ÜebertehoBt  der  Zahl  der  Weg^  Uber  die  ZogezogenoD  und  om- 
gekehrt,  alio  immer  nar  die  Mehraos*  leip.  II  eb  rmnwaadenmgeii 
erkennen.  Trotadem  aber  aind  die  naeh  dieaer  Methode  dtnehgeAhrtes 
Berechnungen  den  Ergebnlaeen  der  ofBsieUeii  AnawandennigMtBtiitik 
iweifeliohne  forsosiehen,  einmal  wegen  der  gitaeren  ZuverMarngkeitt 
dann  aber  aaeh,  weil  durch  aie  die  Waaderongen  innerhalb  einet 
Staatea  Ton  ProTins  so  Pronnz ,  Beairk  au  Beairk ,  von  Kreia  wa  Kicia 
▼iel  genauer  erfaaat  werden  kOnnen. 

Qotha.  Dr.  Bichaid  Zejaa. 

Hansen.  Oeorg,  »Die  drei  Bevölkerttngestufen.  Ein  Versuch,  die 
Ursachen  für  das  Blühen  und  Altem  der  Volker  naohzuweiaen.c  Müncheii 
188Ö,  Lindauer.    8 V  u.  407  S  S. 

Im  Gegensat?  zu  der  voretobend  besprochenen  Arbeit,  welche  sich 
darauf  bf^Bchriinki ,  gorgtüUig  bearbeitetes  statiati^rbp«  Material  über 
Bevölkerungs-Stand  \ind  Bewegung  vorzuführen,  haben  wir  es  bei  diesem 
Werke  mit  der  Entwickelung  einer  neuen,  böcbst  bedeutsamen  B e  Völ- 
ker ungetbeorie,  einer  Theorie  der  Bevölkemng8gliederung,  zu  than, 
die  sich  im  Laufe  der  Darstellung  zu  einem  vollständigen  politischen 
Sjstem  erweitert. 

Die  Uateranchung  knfipft  an  eine  atatiBtiache  Beobachtung  der  in- 
neren Wanderongen,  Tomemliob  dea  Zosoga  nach  den  StSdten  an.  In 
jeder  Stadt  bildet  die  Zahl  der  Zugeaogenen  einen  bedeutenden  Beatwid* 
teil,  ee  findet  ein  beatftndiger  Eraata  atftdtiacher  durch  IftndUche  Beröl- 
kemng  atatt  und  awar  derart^  daaa  die  eingeborene  BevOIkemng  m  je 
awei  Henaobenaltem  durch  den  Zosog  von  anderwirta  vollatftndig  er- 
aetit  wird.  Dieae  an  den  bayriaohen  Südten  und  an  Leipeig  beob- 
achtete Thataache  atellt  der  Verl  einleitend  foran,  und  beantwortet 
nan  die  hiermit  aufgeworfene  Frage,  warum  die  atftdtiBChe  Bevölkeraag 
in  fortwährendem  Absterben  begriffen  ist  und  durch  die  ländliche  er- 
aetat  werden  muss,  durch  seine  Theorie  in  folgender  Weise:  Die  Bevöl- 
kemng  einea  Landes  zerfällt  in  drei  Klassen  oder  St&nde,  die  Grund- 
besitzer, wozu  der  Bauernstand  und  der  grundbcaitzende  Adel  gre- 
hört,  den  M  i  t  t  e  1  «  t  a  n  d  pnifaK««'nd  die  Vertreter  der  bürgerlichen 
Gewerbe,  die  Beamten,  Gelehrten,  überhaupt  den  besitzenden,  gebildeten 
Teil  der  städtischen  Bevölkerung,  endlich  den  Stand  der  besitz- 
losen Arl)eiterund  Proletarier.  Diese  drei  Kla&ieu  stehen 
nicht,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  üelbetandig  nebeneinander,  sie 
biud  nicht  lediglich  durch  das  lobe  Band  dea  wirtschaftlichen  Verkehrs 
mit  einander  verbunden}  sondern  es  besteht  ein  iuuerer,  etu  oiguuiachcr 
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Zusammenhang :  sie  sind  nur  dir  r  r  s  c  h  ,i  e  d  e  n  e  n  E  n  t  w  i  c  k- 
1  n  n  sr  9  B  t  n  f  e  n  derselben  Bevölkerung'.  Der  Stand  der  Grund- 
besitzer aliein  isf  dauernd.  Ira  städtischen  Mittelstand  findet  eine  un- 
unterbrochen*» fr  nouernng  und  Ersetzung  aus  dem  TVbpr«chnHs  der  länd- 
lichen Bevölkerung  statt,  und  die  im  Kampf  uma  Daeein  erlegeni  n 
Gli' der  des  Mittelstandes  werden  fortwährend  in  den  Arbeiterstand  hin- 
übe» gtUrä.iigt.  So  entsteht  ein  »Bevölkerungsötrom«  der  fort- 
dauernd wirksam  ist  und  sein  musa ,  wenn  sich  der  Volkskörper  ge- 
sund erhalten  soll.  —  Den  drei  Bevölkerungsklassen  entsprechen  die  drei 
Einkommenszweige ;  die  Grundbesitzer  bezieben  ihr  Einkommen  voruebm» 
lioh  am  den  ofttQTliohen,  freiwirkenden  Kräften  der  Natur,  der  Mittel- 
stand aus  der  geistigen  und  der  Arbeiterstand. ans  der  kOrperliohen 
Arbeit.  Der  Hittelstand,  als  TMger  der  geisügen  Arbeit»  wird  ao  sam 
eigentliehen  Tiiger  der  Kultur,  er  bildet  das  Haupt  am  Volkskörper, 
Soll  aber  sein  höheres  geistiges  NtTsaa  gewahrt  bleiben,  lo  mflsMofort- 
wihrend  Irisobe  Krftfte  aufgenomaien  und  gleiehseitig  die  minderwer^ 
tigen  amgeeefaieden  weiden,  d.  h.  der  BevOlkernngastrom  mnw  nMch 
nnd  gleiehntoig  dahinflietien. 

Hamm  schildert  im  sweiten  Absehnitt  (Ii.  Bneh),  wie  die  drei  Be- 
TOlkernngattofen,  die  in  unserer  beotigen  Gesellschaft  neben  einander 
stehen  nnd  fortdauernd  in  einander  Qbergehen,  historisch  sich  naeh 
einander  entwickelt  haben.  Der  mittelalterliche  Banemstaat  reprftsen- 
tiert  den  Staat  mit  nur  einer  BerOlkerungsstufo.  Hier  vermag  niemand 
auf  die  blosse  Arbeit,  sei  es  geistige  oder  körperliche,  seine  Existens  sa 
gründen.  Er  mnis  ein  angeborenes  oder  erworbenes  Recht  auf  den  ün* 
terbalt  besitzen.  Auch  wenn  er  den  Acker  nicht  selbst  bestellt,  wie 
der  Geistliche,  der  Gelehrte  und  Künstler,  der  Berufskrieger  und  Hand- 
werker der  damaligen  Zeit,  knüpft  ihn  immer  noch  ein  festes  Band  an 
die  Scholle.  Wer  dieses  zerreiast,  fällt  aus  der  'Tcarllhchaft  heraus,  er 
will  rechtlos.  Mit  der  Entstehung  der  Städte  entwickelt  sich  diezweite 
Bevöikerungastufe,  der  Mittelstand,  welcher  den  vom  Lande  produzierten 
Menschenüberschuss  ,  der  vorher  in  ehelosem  Stande  «ich  zum  Wohle 
des  Ganzen  verbrauchte,  nunmehr  autnimmt  und  durch  Arbeit  ein  selb- 
ständiges Kinkoiumcii  verschafft.  Der  Abzugskanal  för  die  entbehrlichen 
Elemente  der  Städte  wird  zunächst  durch  die  Landeknechtlieere  gebildet. 
Je  mehr  dann  Handel  und  Industrie  zunehmen,  desto  grosser  wird  auch 
das  Uebergewicht  des  Mittelstandes,  bis  schliesslich  die  Entstehung  der 
dritten  BerOlkernngsstnfe,  des  Arbeite rstan des,  die  ToUe  Entfaltung  de« 
Handels-  ond  lodnstriestaates  ermöglicht  Dieie  dritte  BevOlkernngs- 
stofe,  die  Zahl  der  körperlich  Arbeitenden,  ist  ihrerseits  abhängig  von 
der  geistigen  HOhe  des  Mittelstandes,  da  dieser  dnrch  seine  Brmngen- 
•ehaften  «nf  technisehem  nnd  wirtwshaftüehem  Gebiete,  eist  Baam  für 
die  Bethätignng  derselben  Tersehafft  »Die  körperliche  Arbeit  ist  nnr 
ein  Appendix  der  geistigen,  da  sie  von  dieaer  gesdhaifen  wird  und  ohne 
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dieselbe  hilfloK  ist.<^  ]'ip  Ausführung  dip^e^  Gedanlmi-  1^.  0^  tf,  und 
367  ff.)  gehört  zu  dorn  Best  ri,  was  je  der  ÄfarTf>chen  1  heorie,  dar*  vor 
alleiu  die  körperliche  Arhi  it  Werte  erzeuge,  entgegengehalten  worden 

I>ie  üntersucliujiLjen  des  dritten  Buches  über  das  Wesen  und  den 
inneren  Zusammenhang  der  drei  Bevölkerongsstufen  ala  Bestandteile  döf 
modernen  (Jesellschaft,  yind  ebenso  wichtig  und  interessant,  wie  die 
dabei  nnt  cialliessenden  Betrachtungen  über  Erziehongsweaien,  über  Mi- 
litär- und  Frauenfrage  (>dua  Weib  im  Bevölkerungsätrom«).  Freilidi 
sind  viele  der  geäusserten  Ansichten  darcbans  nicht  nnanfedlitlMr. 

Dm  letzte  Buch  eodlieh  handelt  tos  dam  Kampf,  der  uriaalMB  te 
drei  BerOlkeruDgistiifeii  ■tattfindet  und  tob  den  Ao^mben  dee  Staetei 
dieaem  Kampfe  gegenftber.  Der  Mittelataod,  der,  wann  wir  ihn  ante 
dem  Gedehttpimlct  der  BevMkenuigibeiregung  anffMwii.  nor  eine  Ueber> 
gangtitofe  toa  der  enten  war  dritten  BerClkenmgMtiife  let,  hat  eteb 
das  Beatreben,  sieh  daoernd  wa  »aehen  und  drttekt  deahalb  auf  dia 
flbrigen  BevQlkemagBelementa^  Tor  allem  anf  den  Baoemataad.  Dmtek 
AoadehnoBg  der  Indoatrie  nnd  namentlich  dea  anevirtigea  Haadoli 
macht  er  sieh  nnabbingig  Ton  der  eigenen  Laadwirtechafk;  dnreh  ftbar* 
triebene  Steigerung  der  Bodenpreise,  durch  Einfuhren  fremden  Getreide^ 
durch  die  Kreditwirtschaft  nnd  daraoa  folgende  hypothekarische  Uebec^ 
lastung  des  Qrundbei^itzes ,  richtet  er  die  Landwirtschaft  allmäh* 
lieh  zu  Qmnde  nnd  rei  bt  nach  und  nach  den  Bauernstand  anf.  Diesee 
Vernichtung  einef;  kräftigen  ond  geannden  Bauernstandes  aber  fiolgt^ 
nach  vielleicht  kurzer  BlQte  —  immer  nnd  aberall  der  Niedergang 
der  städtischen  Bevölkernng,  denn  die  Quelle  des  BctPI- 
kerungsstromes  ist  verstopft,  der  Rtrom  stockt,  das  Niveau  des  Mittel- 
standes muss  sich  verflachen  und  damit  das  ganze  Volk  sinken.  —  Ein? 
eingehende  Betrachtung:  über  Blüte  und  Verfall  der  italienischen  Han- 
d<  Isrepiibliken,  Spaniens  und  der  Niederlande,  über  GroHsbritannien,  die 
Vereinigten  Stiiaten  von  Nordamt  r!ke  und  d  is  heutige  TVnt'^ehliUBd 
unterstützt  diese  theoretischen  Ausiührungen  durch  die  historische  Ii- 
lustratioD. 

Die  Aufgabe  dos  Staates  denigegenflber  ist  >die  Kr/.ielung 
eines  raschen,  aber  glcichmäsaigen  Bevölkerungsatromcs^.  Das  heisst 
aber  in  erater  Linie:  Erhaltung  des  Bauernstandes,  alt 
derHenaohenqaelle.  In  einem  Handelastaate  iat  nan  ein  ge- 
annder  Banernatand  nnr  dadurch  tu  erhalten,  daaa  er  —  dnreh  dieOe- 
bnndenbeit  dea  Grundbetitaea  und  die  obligatoriaohe  Vererbung  auf  eiaao 
Nachfolger  —  der  allgemeinen  Konknrrana  entrflekt  wird.  Aaeh  Sehnt»' 
sOUe  und  Aendemng  der  H^pothekargesettgebung  in  derRiehtong,  daaa 
eine  Grenie  featgeaetat  wird ,  bia  an  welcher  der  einaelne  Hof  behMtat 
werden  darf,  kOnnen  gute  Dienate  thnn.  —  Ffir  die  i  we  i  t  e  BetOlke- 
kemngaatufe  dagegen  iat  daa  Frinaip  der  Bewegangefreiheit 
einanhalten,  damit  hier  alle  gaistigen  Krftfte  in  mi^liehater  Entfaltung 
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kommen.  Von  diesem  Standpunkt  aus  bricht  Hansen  eine  L%uze  gegen 
den  Kapitalismus,  der  Jarch  Renten  eine  Menge  MenHohen  künstlich  im 
Mittelstände  erhält,  die  roif  warrn,  in  clon  dritten  Stand  hinabzusinken. 
Der  Kapita!i-rn HR  wirkt  nl vorian^'samend  auf  den  Bevölkerungsstrom 
und  bindert  die  frischen,  tüchtigeu  Kräfte  am  Emporkommen.  Die  U.»- 
fnrm^'t'üanken,  welche  der  Verf.  hier  vorträc:t,  wie  voll8tändige  Tilgung 
der  Staats-,  Kommunal-  und  Grundichuideu,  üIk uhaupt  möglichste  i3e- 
seitigung  aller  Kapital-Renten  und  Zinsen,  haugen  aufs  engste  mit 
seiner  Einkommenstheorie  zusammen.  Er  erkennt,  wie  i^chon  früher 
erwähnt»  nur  drei  Einkommenazweige  an:  das  Einkomoien  aus  dem 
Bodenertrag,  das  Einkommen  aus  der  geistigen  Arbeit  und  das  Ein- 
kommen  ani  der  körperlichen  Arbeit  Der  Kapitalzins  hat  daneben  keinen 
Plate  und  wdl  nob  anf  einen  oder  meliiere  dieser  drei  Einkommeni- 
iweige  aorBflkflIhien  laasea.  Mmun  eeheldefc  damit  das  Kapital  am 
der  Reihe  der  FrodnkÜTkrftfte  ans  nnd  erkennt  ale  aolehe  nnr  Land» 
geistige  und  kOiperliehe  Arbeit  an.  ^  Dieee  Anseinandersetiungen  Ober 
Kapital  nad  Kapitaliins  sind  wohl  die  anfechtbarsten  des  ganien  Bnefaes 
und  leiden  an  bedenUioher  ünklarheit  der  begiiffliehen  Orondlagen. 
SAtae  wie  »das  Kapital  ist  hebe  reale »  sondern  nnr  eine  fiktive,  eine 
reehneiisehe  GrOsse«  (8.  846)  and  dann  »das  Kapital  würde  ddi  (bei 
rascher  Tilgung  aller  Staats-,  Kommunal-  nnd  Gmndschulden)  allmäh* 
lioh  Tenebrai,  ee  würde  schliesslich  spurlos  verschwindenc  (S.  357),  be- 
weisen das.  Ich  will  aber  mit  dem  Verf.  hier  über  Einselheiten  nif^t 
reobteu,  weil  er  selbst  seine  £inkommeiislehre  noch  f&r  nnvollkonunen 
ai^gebUdet  erklärt  und  eine  eigene  Arbeit  darüber  verspricht 

Was  nun  die  Arbeiterfrage  und  die  Fürsorge  des  Staates  fQr 
die  dritte  Bevölkemngsstufö  anlangt,  so  giebt  Hansen  zu  bedenken,  dasa 
nur  ein  auf  der  geistigen  Thätigkeit  des  Mittelstandes  beruhender  aus- 
wärtiger Hnndol  und  die  Exportiudusti  \yolche  die  blosse  Arbeit  gegen 
dio  N  vt nrj)rodukte  anderer  Länder  austauschen,  einer  zahlrrii  lion  Ar- 
bciterbevülkorung  die  Exirttenz  ermöglichen.  Da  die  Arbeiter  also  nicht 
auf  di»^  festen  Grenzen  eines  Landes  für  den  Verkauf  ihrer  Ware  be- 
schränkt sind,  80  ist  für  sie  die  Möglichkeit  einer  sehr  starken  Ver- 
mehrung gegeben.  Dafür  ist  aber  auch  ihr  Einkommen  um  so  unsi- 
cherer, ihre  Lage  um  so  zweifelhafter,  je  mehr  sie  auf  das  Ausland  au- 
gewiesen sind,  denn  der  fremde  Markt  kann  sich  abschliesseu  oder  von 
anderen  Völkern  erobert  werden.  Deshalb  soll  der  Staat  einer  all  zu- 
grossen Ausdehnung  der  industriellcTn  Thätigkeit 
Schranken  setien,  wenn  die  Zahl  der  Arbeite  im  Verhältnis  snr 
ttbrigen  Bevölkerung  dne  übermässig  grosse  wird  und  wenn  durch  Ab- 
aatnkrisen,  durch  ein  Sinken  des  Lohnes  etc.  die  Kraft  nnd  Gesundheit 
dee  gesamten  Arbeiterstandes  in  leiden  beginnt  Ausserdem  Tcrmagder 
Staat  dadurch,  dass  er  die  verderbliche  Bausindoetrie  womöglich  gani 
unterdraokt^  dass  er  die  Frauen-  nnd  Kinderarbeit  einschränkt,  einer 
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8  vatcmatiflchen  Ausbeutung  der  körperlichen  Arbeit  vorzubeu^a^en.  »R<»ich- 
tQuier  freilich  Bind  durch  die  blosse  köq>erliche  Arbeit  niemals  zu  er- 
werben. Sie  iat  die  niedrip^st«  Art  der  Beschäftigung  und  erfordert  im 
Wesentlichen  nicbtd  mehr  als  einen  gesunden  Körper.  Wolil  a.l>er  kann 
der  Staat  dahin  wirken,  daas  auch  der  niedrigste  Lohn  noch  genagt, 
den  Arbeiter  Tor  Idangel  eu  schützen,  ihn  als  ein  geaandee  Glied  aa 
YolktkOrper  m  erbaltaa.« 

üeber  Ans  Wanderung  und  Kolonien  denkt  Ifamigi  niAt 
gBnrtig.  Jede  starke  Anawandernng  ane  einem  Lande  mit  drei  Ber^H* 
kerungettnilan  bedentet  namentlieh  wenn  de»  wie  anoh  bei  nni  in 
Denteehland,  ane  den  haaptnftchlieh  hmdwirtoohafttiehen  Diatrikten  er- 
folgt —  ein  Anfaehcen  des  Volkekapitale ;  eie  iit  nicht  ala  ein  üeber- 
quellen  der  Volkekraft,  sondern  alt  dai  SjnpAm  einer  VolkakranUMit 
aufeufueen.  Oegenllber  der  Brwerlmng  fibeteeeieoher  Kolonien,  die  »ftt 
ein  geistig  ftberlegenes  Volk  kein  Bedürfnis,  fitr  ein  geeankeaee  tber 
eine  Last  oad«,  betont  er  den  gzoeiea  Wert  innerer  Koloniaation. 

Das  wäre  der  Inhalt  des  jffonsen'schen  Baches  kurz  umrissen,  fjt 
bietet  eine  reiche  Ffille  origineller  und  fruchtbarer  Gedanken.  EHue 
grosse  Menge  historischer  und  statistischer  Kenntnisse,  sowie  praktischer 
Erfahrungen  sind  in  den  Dienst  einer  zweifellos  höchst  geistToUen  Theorie 
der  Be?ölkerung  gestellt.  Die  Durchführong  dieser  Theorie  und  ihre 
Anwendung  auf  praktische  Verhältnisse  erscheint  freilich  hie  und  dA 
etwas  gekünstelt  Ich  srlf^'ibe  der  Verfasser  mnt*»t  ihr,  was  die  Aufkl5- 
rung  und  Lösung  wirtsc  halt  lieber  nnd  ^o/ialer  Fragen  anlanf^t  .  etwas 
EU  viel  7A1.  Jedenfalls  i^t  dus  Buch  eiue  bemerkenswerte  Erscbeinoag 
auf  dem  Gebiete  der  Tolkswirtschaftlichen  Litteratur. 

Qotba.  Dr.  Richard  Zejrss. 


^    I.  d  by  Google 


*,  I }  •  »• ,  2  -, 


i  Digitizid  by  Google ij 


